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Zum  1.  Januar  1900. 


Die  deutsche  Rechtsgeschichte  ist  mit  dem  1.  Januar 
1900  in  eine  neue  Periode  eingetreten.  "Wie  für  die  frän- 
kische Zeit  der  August  des  Jahres  843,  für  das  mittelalter- 
liche Deutschland  der  7.  August  1495  und  für  das  alte 
römische  Reich  deutscher  Nation  der  17.  Juli  /  1 .  August 
1806  die  entscheidenden  Wendepunkte  bildeten,  so  hat  der 
1.  Januar  1900  zu  rühmlichem  Abschluss  gebracht,  was  mit 
der  Errichtung  des  deutschen  Reiches  am  1.  Januar  1871 
und  der  Rechtskraft  der  Reichsjustizgesetze  am  1.  October 
1879  in  zukimftverheissender  Weise  begonnen  wurde. 

Das  deutsche  Mittelalter  kannte  nur  die  Sehnsucht  nach 
einem  einheitlichen  Strafgesetzbuch,  welcher  der  Augsburger 
Priester  Friedrich  in  seiner  1438  verfassten  „Reformation 
Kaiser  Sigmunds"  dahin  Ausdruck  gab^):  „Man  sol  in  allen 
houptgerichten,  da  man  über  das  plut  richten  mag,  han  ain 
kaiserlich  rechtbuch,  das  man  recht  richte  nach  recht  und 
niemant  unrecht  beschech.  das  sol  beschehen  mit  dem  zug: 
wen  beduchte,  das  im  mit  der  urtail  ze  kurtz  beschähe,  sol 
man  ziechen  für  ain  kaiserlich  buch,  so  mag  niemant  un- 
recht beschehen  und  wirt  auch  des  gerichtz  entladen."  Es 
dauerte  freilich  noch  94  Jahre,  bis  dies  Verlangen  erfüllt 
wurde ;  wie  lebhaft  dasselbe  war,  zeigt  am  besten  das  Ver- 
fahren des  Kurfürsten  Albrecht  von  Mainz,  der  die  end- 
losen Verhandlungen  des  Reichstages  nicht  abwarten  wollte 
und  schon  fünf  Jahre  vor  dem  Abschluss  den  Wormser  Ent- 
wurf der  peinlichen  Halsgerichtsordnung  von  1521  als  „des 
reichs  Ordnung"  in  seinen  Landen  publicirte^). 


1)  Ausgabe  von  Böhm  S.  228.    —   *)  Vgl.  Band  XVIII,  S.  181 
dieser  Zeitschrift. 
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Albrechts  dritter  Vorgänger  auf  dem  Mainzer  Stuhle, 
der  treffliche  Berthold  von  Henneberg,  war  einer  der  Haupt- 
vorkämpfer für  die  1495  erzielten  Keichsreformen  gewesen. 
Die  Einsetzung  des  Reichskammergerichts  war  mit  in  erster 
Reihe  seinen  Bemühungen  zu  danken;  dass  er  auch  einer 
Reform,  durch  welche  die  Rechtseinheit  auf  dem  Gebiete 
des  bürgerlichen  Rechts  gefordert  werden  konnte,  zugethan 
war,  ergibt  sich  aus  seinen  Bestrebungen  für  die  Reform 
des  Erbrechts^).  Zunächst  aber  brachte  die  neue  Gerichts- 
ordnung und  die  durch  sie  zum  Durchbruch  gelangte  Re- 
ception  der  fremden  Rechte  dem  deutschen  Yolke  zwar  eine 
grössere  Einheit  des  Rechts,  vorläufig  aber  in  so  unvoll- 
kommener Durchführung  und  unter  so  erheblichen  Einbussen 
an  nationalem  Besitz,  dass  in  den  verschiedensten  Kreisen 
der  lebhafteste  Widerspruch  erhoben,  bald  auch  der  Ruf 
nach  einem  eigenen  deutschen  Gesetzbuche  laut  wurde  ^). 
Anfangs  dachten  manche ,  wie  der  Humanist  Heinrich  Bebel 
und  der  jüngere  Zasius,  an  ein  amthches  Lehrbuch,  andere 
an  eine  systematische  Zusammenstellung  oberstrichterlicher 
Entscheidungen  (so  Joachim  Münsinger),  aber  schon  Kaiser 
Maximilian  I.  soll  sich  mit  dem  Gedanken  eines  deutschen 
Gesetzbuches  getragen  haben,  der  gelehrte  Yiglius  von 
Zuichem  forderte  Kaiser  Karl  Y.  zum  Erlass  eines  solchen 
auf  ^)  und  Luther  that  den  Ausspruch :  „Es  wäre  am  besten, 
dass  gemeine  kaiserliche  rechte  durchs  ganze  reich  giengen 
und  gehalten  würden"*).  Li  Frankreich  hatte  der  1567  er- 
schienene „Antitribonian"  des  Franz  Hotmann  zu  einer  Codi- 
fication  des  bürgerlichen  Rechts  aufgefordert.  Sein  1635 
in  deutscher  Uebersetzung  erschienenes  Werk  brachte  auch 
für  Deutschland  neue  Anregung^),  insbesondere  wurde  es 
auch  von  Hermann  Conring  berücksichtigt,  als  dieser  in 
seinem  berühmten  Werke  'De  origine  iuris  Germanici'  im 
35.  Capitel  ('De  ratione  leges  in  usum  pubUcum  corrigendi') 


»)  Vgl.  Zeitschr.  f.  RG.  18,179.  —  «)  Vgl.  Stobbe,  Gesch.  d. 
deutsch.  Rechtsqu.  2, 140fF.  Baron,  Franz  Hotmanns  Antitribonian, 
ein  Beitrag  zu  den  Codificationsbestrebungen  vom  16.  bis  zum  18.  Jahr- 
hundert, Bemer  Festschrift  für  Bologna,  1888,  S.  20 ff.  —  »)  Zeitschr. 
f.  kG.  13,  537 f.  —  *)  Erlanger  Ausgabe  62,269.  Vgl.  v.  Kirchen- 
heim, Centi-albl.  f.  RW.  19,113.  —  »)  Vgl.  Baron,  a.  a.  0.  25ff. 
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die  Codificationsfrage  behandelte.  Er  verlangte  ein  Q-esetz- 
buch  in  deutscher  Sprache  und  betonte  warm  die  Noth- 
wendigkeit,  dass  dabei  auch  dem  deutschen  Rechte  die  ge- 
bührende Rücksicht  zu  Theil  werden  müsse.  Andererseits 
wurde  er  durch  das  Verhältniss  des  Reiches  zu  den  Terri- 
torien und  Städten  veranlasst,  die  Lösung  der  Aufgabe  nur 
zum  Theil  für  Reichs-,  im  Uebrigen  aber  für  Landessache  zu 
erklären:  'Quaedam  igitur  magis  communia  toti  reipublicae 
Caesarique  constituenda  maneant;  reliquorum  autem  singuli, 
penes  quos  est  statutorum  ferendorum  potestas,  curam  ita 
habeant,  velut  expedierit  cum  sibi  privatim  tum  toti  corpori. 
hoc  enim  et  moribus  maxime  conveniens  et  publice  priva- 
timque  quam  utilicsimum  est"'). 

In  anderer  Weise  wurde  die  nationale  Aufgabe  von 
Leibniz  aufgefasst,  der  anfangs  nicht  an  ein  neues  Gesetz- 
buch, sondern  an  ein  systematisch  angelegtes  Compendium 
zum  Corpus  iuris  civilis  und  eine  kurzgefasste  Einführung 
(einen  „Ausbund  kurzer  klarer  Rechte")  dachte  und  mit 
seiner  gewohnten  Thatkraft  selbst  sofort  an  das  "Werk 
ging^).  Aber  schon  bald  nach  1678  wandte  er  sich  an 
Kaiser  Leopold  I.,  um  diesen  für  die  Herstellung  eines  das 
ganze  bürgerliche  Recht  umfassenden,  die  subsidiäre  Geltung 
des  römischen  Rechts  beseitigenden  Codex  Leopoldinus  zu 
gewinnen').  Er  dachte  sich  das  Gesetzbuch,  an  dessen  Plan 
er  bis  zu  seinem  Tode  festhielt,  in  deutscher  Sprache,  aber 
unter  voller  Berücksichtigung  des  einheimischen  Rechts  und 
„einleuchtender  Billigkeit"  neben  dem  römischen  Recht. 
Doch  war  er  zu  sehr  Realpolitiker,  um  nicht  die  Unmög- 
lichkeit eines  deutschen  Gesetzbuches  dieser  Art  zu  erkennen. 
Er  hatte  bei  dem  Codex  Leopoldinus  nur  ein  österreichisches 
Gesetzbuch  im  Auge  und  ebenso  war  er  es,  der  in  Preussen 
die  erste  Anregung  zu  den  grossen  Codificationsarbeiten  ge- 
geben hat*). 

*)  unwillkürlich  denkt  man  dabei  an  die  97  Artikel  des  Ein- 
führungsgesetzes zum  BGB.:  „Unberührt  bleiben  die  landesgesetzlichen 
Vorschriften  über"  u.  s.  w,  —  *)  Vgl.  Gt.  Hartmann,  Leibniz  als 
Jurist  und  Rechtsphilosoph  (SA.  a.  d.  Tübinger  Festschrift  für  Rudolf 
von  Jhering)  S.  32  ff.  MoUat,  Zur  Würdigung  Leibnizens,  Band  VII 
S.  71  ff.  dieser  Zeitschrift.  —  «)  Vgl.  Hartmann,  a.a.O.  S.87ff.  — 
*)  Vgl.  Lands berg,  Gesch.  d,  deutsch.  RW.  III,  1  S.  29. 
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Erst  die  nationale  Begeisterung  der  Freiheitskriege 
führte  dazu,  den  Gedanken  eines  deutschen  Gesetzbuches 
wieder  in  den  Vordergrund  zu  rücken.  Thibaut  war  es 
(„den  Kuhm  lasse  ich  mir  nicht  rauben,  dass  ich  als  warmer 
Freund  meines  Vaterlandes  geredet  habe"),  der  in  seiner 
1814  erschienenen  Flugschrift  „üeber  die  Nothwendigkeit 
eines  allgemeinen  bürgerlichen  Rechts  für  Deutschland"  alle 
deutschen  Regierungen  aufforderte,  „mit  vereinten  Kräften 
die  Abfassung  eines  der  Willkür  der  einzelnen  Regierungen 
entzogenen,  für  ganz  Deutschland  erlassenen  Gesetzbuches 
zu  bewirken."  Heute  sind  wir  Savigny  dankbar  dafür,  dass 
er  dieser  patriotischen  Anregung  unbarmherzig  und  mit 
durchschlagendem  Erfolge  entgegengetreten  ist  ^),  denn  noch 
war  die  Zeit  nicht  gekommen  für  das  von  Thibaut  geplante 
Gesetzeswerk.  Man  kann  sich  heute  ohne  Schwierigkeit 
ausmalen,  welche  klägliche  Rolle  das  deutsche  Recht  ge- 
spielt haben  würde,  wenn  Thibaut  damals  über  Savigny  den 
Sieg  davongetragen  hätte.  Noch  lag  hier  die  Wissenschaft  in 
den  Anfängen  und  viele  Jahrzehnte  mussten  vorübergehen, 
bis  sie  als  eine  ebenbürtige  Schwester  neben  der  Wissen- 
schaft des  römischen  Rechtes  stolz  ihr  Haupt  erheben  und 
den  ihr  gebührenden  Antheil  an  dem  nationalen  Werke 
fordern  durfte. 

Und  die  Zeit  kam!  Was  unter  traurigen  politischen 
Verhältnissen  die  deutsche  Gesetzgebung  in  der  Wechsel- 
ordnung und  dem  Handelsgesetzbuche  geleistet  hat,  wird 
unvergessen  bleiben.  Aber  der  Dresdener  „Entwurf  eines 
für  die  deutschen  Bundesstaaten  gemeinsamen  Gesetzes  über 
Schuldverhältnisse"  (Stuttgart  1864)  musste  Entwurf  bleiben, 
denn  schon  war  die  Morgenröthe  einer  neuen  Zeit  ange- 
brochen. Schon  lag  die  schleswig-holsteinische  Frage  vor, 
von  der  man  vorahnend  gesagt  hatte,  dass  ihre  Lösung  der 
Vorbote  für  die  der  deutschen  Frage  sein  werde.  Inter 
arma  silent  leges.  Erst  nach  dem  vollen  Abschluss  der  ge- 
waltigen Umwälzungen,  die  uns  wieder  ein  grosses,  einheit- 
liches Vaterland  gebracht  haben ,  konnte  die  Gesetzgebung 
ans  Werk  gehen.    Strafrecht,  Gerichtsordnung  und  Process 

*)  Vgl.  Bekker,  üeber  den  Streit  der  historischen  und  der 
philosophischen  Rechtsschule,  Heidelb.  akad.  Rede,  1886. 
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verlangten  zunächst  und  erlangten  ihre  Regelung.  Auf  dem 
Gebiete  des  bürgerlichen  Rechts  war  man  anfangs  noch 
schüchtern  und  zu  bescheiden.  Die  Verfassung  des  deutschen 
Reiches  (Art.  4  Nr.  13)  kannte  nur  „die  gemeinsame  Gesetz- 
gebung über  das  Obligationenrecht,  Strafrecht,  Handels-  tmd 
Wechselrecht  und  das  gerichtliche  Verfahren."  Es  wird  dem 
Reichstagsabgeordneten  Lasker  immer  zum  Ruhm  gereichen, 
dass  er  durch  seinen  Antrag  den  Anlass  zu  dem  Gesetze  vom 
20.  Decbr.  1873  gegeben  hat.  Jetzt  erst  erstreckte  sich  die 
gesetzgeberische  Befugniss  des  Reiches  auf  das  gesammte 
bürgerliche  Recht  imd  schon  am  17.  Septbr.  1874  konnte  die 
zur  Ausarbeitung  des  Entwurfs  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches vom  Bundesrath  bestellte  Commission  in  Berlin  zu- 
sammentreten. Von  der  allgemeinen  Enttäuschung,  die  der 
1888  veröffentlichte  Entwurf  bereitete,  soll  hier  nicht  mehr 
die  Rede  sein.  Denn  was  er  an  redlicher  Arbeit  gebracht 
hat,  ist  nicht  ohne  Frucht  geblieben;  was  er  in  Form  und 
Inhalt  vermissen  liess,  ist  von  der  zweiten  Commission  und 
weiter  durch  Bundesrath  und  Reichstag  verbessert  und  in 
zweckentsprechende  Fassung  gebracht.  Mag  auch  im  Ein- 
zelnen noch  Manches  an  dem  Werke  auszusetzen  und  durch 
Wissenschaft,  Praxis  und  Gesetzgebimg  nachzubessern  sein, 
ein  köstliches  nationales  Gut  hat  unserem  Volke  der  Neu- 
jahrstag des  Jahres  1900  gebracht,  um  so  freudiger  zu  be- 
grüssen,  je  deutscher  in  Inhalt  und  Form  das  neue  Gesetz- 
buch geworden  ist,  nachdem  der  einmüthige  Widerspruch  der 
Nation  den  romanistischen  Bann,  dem  der  erste  Entwurf 
erlegen  war,  gebrochen  hatte.  Nun  kann  man  nicht  mehr 
sagen,  dass  die  Geschichte  des  deutschen  Rechtes  ein  Trauer- 
spiel sei.  Die  Wiedergeburt  des  deutschen  Volkes  hat  auch 
eine  Wiedergeburt  des  deutschen  Rechtes  zur  Folge  gehabt. 
Zukunftsfreudig  dürfen  beide  dem  zwanzigsten  Jahrhundert 
entgegengehen. 

R.  Schröder. 


Alfred  Boretius 

t  1.  August  1900. 


Alfred  Boretius  wurde  am  27.  Februar  1836  als  Sohn 
des  Land-  und  Stadtgerichtsrathes  Ernst  Theodor  Boretius 
zu  Meseritz  in  der  Provinz  Posen  geboren.  Nachdem  er 
vom  achten  Lebensjahre  an  die  dortige  Realschule  besucht 
hatte,  kam  er  1849  an  das  Gymnasium  zu  Schulpforta,  das 
er,  zum  tüchtigen  Philologen  herangebildet,  Ostern  1855 
verliess,  um  sich  nach  längerem  Schwanken  dem  Studium 
der  Rechtswissenschaft  zu  widmen.  Er  ging  zimächst  nach 
Berlin,  wo  er  im  Sommer  1855  Vorlesungen  von  Giieist  und 
Heydemann  besuchte;  dann  zog  er  im  October  nach  Halle, 
wo  er  bis  zum  Sommer  1858  an  der  juristischen  Facultät 
inscribirt  war  und  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
Staats-  und  Yölkerrecht  bei  Pernice,  deutsches  Privatrecht 
bei  Göschen,  Kirchenrecht  bei  Merkel,  Pandekten  und  Civil- 
process  bei  Bruns  und  Vorlesungen  über  neueste  Geschichte 
bei  Max  Duncker  und  bei  Leo  hörte.  Von  den  juristischen 
Dozenten  zog  ihn  Bruns  am  meisten  an,  der  in  seinen  Pan- 
dekten die  damals  für  Halle  ansehnliche  Zahl  von  25  bis 
30  Zuhörern  hatte. 

Sich  selbständigen  germanistischen  Studien  zuzuwenden 
vnirde  Boretius  durch  Bearbeitung  einer  akademischen  Preis- 
aufgabe über  das  mittelalterliche  Fehderecht  veranlasst, 
welche  die  Hallenser  Facultät  für  das  Jahr  1857  gestellt 
natte.  Die  gekrönte  Preisschrift  arbeitete  er  zur  Doctor- 
Dissertation  um,  die  er  unter  dem  Titel:  De  iure  bellorum 
privatorum  ex  legibus  imperii  romano-germanici  veröffent- 
lichte. Nachdem  er  am  31.  Mai  1858  in  Halle  promovirt 
hatte ,  wurde  er  in  seiner  Vaterstadt  Meseritz  zunächst  als 


—    XI    — 

Auscultator,  dann  nach  Ablegung  des  Examens  als  Eeferen- 
dar  thätig. 

In  dieser  Stellung  traf  ihn  das  Anerbieten  als  Mit- 
arbeiter bei  den  Monumenta  Germaniae  historica  ein- 
zutreten. Da  es  in  seinen  Plänen  lag  die  juristische  Praxis 
mit  der  akademischen  Laufbahn  zu  vertauschen  und  sich 
für  deutsches  Kecht  und  Staatsrecht  zu  habilitiren,  so  nahm 
er  auf  Merkels  Rath  jenes  Anerbieten  an,  zumal  Pertz  ihm 
in  Aussicht  stellte  ihn  später  in  Berlin  zu  beschäftigen.  Als 
Monumentist  arbeitete  Boretius  1860  in  Halle  an  Merkels, 
1861  in  Bonn  an  Bluhmes  Seite,  von  1862  — 1868  selbstän- 
dig in  Berlin.  Im  October  1861  ging  er  nach  Paris  und 
Cambray,  im  Juli  1863  nach  London  um  Handschriften  der 
Volksrechte  und  der  Gapitularien  zu  coUationiren.  Pertz 
hatte  ihm  anfänglich  die  Lex  Frisionum  zur  Bearbeitung 
überwiesen,  die  dann  Freiherr  von  Richthofen  übernahm, 
wogegen  die  Arbeitskraft  des  jungen  Mitarbeiters  fast  voll- 
ständig für  die  langobardischen  Rechtsquellen  in  Anspruch 
genommen  wurde.  Der  vierte  Folioband  der  Leges,  der 
sie  enthält,  beruht  hauptsächlich  auf  den  Arbeiten  von 
Boretius.  Für  den  Edictus  Langobardorum,  der  die  erste 
Hälfte  des  Bandes  füllt,  war  er  allerdings  formell  nur  als 
Hilfsarbeiter  Bluhmes  thätig,  welcher  als  Herausgeber  ge- 
nannt ist.  Allein  thatsächlich  rührt  'die  Bezifferung  der 
Handschriften,  die  Sammlimg  und  Zusammenstellung  der 
Varianten,  im  Wesentlichen  sogar  die  Herstellung  des  Textes' 
von  Boretius  her.  'Es  war  damals  meine  Ansicht',  so  be- 
richtet dieser  in  den  Göttingischen  gelehrten  Anzeigen  vom 
15.  September  1884,  'nur  eine  Vorarbeit  zu  liefern,  die  Bluhme 
hätte  verarbeiten,  mindestens  durchsieben  sollen;  Bluhme 
aber  hatte  meine  Vorarbeit  als  eine  definitive  Arbeit  wesent- 
lich adoptirt,  das  ganze  Material  drucken  lassen  und  seine 
eigene  Arbeit  fast  nur  auf  die  Abfassung  der  Einleitung  be- 
schränkt.' Die  Edition  des  Liber  legis  Langobardorum 
(Liber  Papiensis),  den  die  zweite  stärkere  Hälfte  des  Bandes 
umfasst,  hat  Boretius  nach  dem  Tode  Merkels  (f  19.  Decem- 
ber  1861)  selbständig  ausgeführt. 

Das  Bedürfiiiss  sich  über  das  Verhältniss  des  im  Liber 
Papiensis  enthaltenen  Oapitnlarienstoffes  zu  den  zu  Grunde 
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liegenden  Capitularien  klar  zu  werden  veranlasste  Boretius 
die  von  Pertz  besorgte  Capitularienausgabe  einer  Nach- 
prüfung zu  unterziehen.  Diese  führte  ihn  zu  vielfach  ab- 
weichenden Ergebnissen  und  überzeugte  ihn  von  der  Un- 
zulänglichkeit der  Pertz'schen  Ausgabe,  die  damals  schon 
längst  vergriffen  zu  neuem  unverändertem  Abdruck  zu  ge- 
langen drohte.  Der  gewonnenen  Ueberzeugung  gab  er  un- 
erschrockenen Ausdruck  in  seiner  Schrift  'Die  Capitularien 
im  Langobardenreich.  1864'.  Sie  trug  ihm  einerseits  die 
Gegnerschaft  von  Pertz  ein,  der  zwar  auf  den  Angriff  nicht 
antwortete,  es  aber  an  Nadelstichen  gegen  den  Kritiker 
nicht  fehlen  liess,  andererseits  die  ungetheilte  Anerkennung 
der  Fachgenossen  und  ermöglichte  ihm  die  Habilitirung  an 
der  Berliner  juristischen  Facultät^),  an  der  er  von  Ostern 
1864  bis  Ostern  1868  als  Privatdocent  über  die  Fächer  des 
deutschen  Rechtes  las. 

Im  Frühjahr  1868  brachte  Boretius  seine  Arbeiten  für 
den  vierten  Band  der  Leges  zum  Abschluss,  löste  sein  Yer- 
hältniss  zu  den  Mommienta  Germaniae  historica  und  folgte 
einem  Rufe  als  ordentlicher  Professor  des  deutschen  imd 
des  öffentlichen  Rechtes  an  der  Universität  Zürich.  Als 
solcher  las  er  daselbst  über  Rechtsencyklopädie,  deutsches 
Recht,  Staats-  und  Kirchenrecht.  Aber  schon  nach  kurzer 
Zeit  begann  er  sich  in  Zürich  unbehaglich  zu  fühlen.  Sein 
lebhaftes  und  kritisch  angelegtes  Temperament  nahm  An- 
stoss  an  der  radicalen  demokratischen  Parteirichtung,  die 
damals  den  Canton  Zürich  beherrschte  und  zu  seinem  preus- 
sisch  -  monarchischen  Staatsgefühl  in  denkbar  schroffstem 
Gegensatze  stand.  Um  die  Stimmung  zu  charakterisiren,  die 
ihn  in  Zürich  allmählich  beschlich,  theile  ich  eine  Stelle  eines 
Briefes  mit,  den  er  mir  am  4.  Juli  1868  schrieb.  Nachdem 
er  eine  lebendige  und  anerkennende  Schilderung  der  Land- 
gemeinde zu  Glarus  gegeben  hatte,  fährt  er  fort:   *üebri- 


*)  Das  Referat  über  die  Habilitirungsarbeit  erstattete  Homeyer. 
Die  Probevorlesung  vor  der  Facultät  handelte  über  die  successio  per 
gradum  et  parentelam  nach  älterem  deutschen  Recht  (Volksrechten 
und  Capitularien),  die  öffentliche  Vorlesung  de  vindicta  privata  in 
iure  Germanico  antiquo. 
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gens  wird  mein  hiesiger  Aufenthalt  mich  kaum  in  meinem 
Glauben  an  die  monarchische  Staatsform  imd  das  Repräsen- 
tativsystem erschüttern.  Die  Menschen  sind  weder  besser, 
noch  viel  weniger  aufgeklärter  als  in  gut  regierten  Monar- 
chien. Die  Rechtspflege  ist  keineswegs  musterhaft;  man  lässt 
sich  in  der  Amtsführung  und  Ausübung  von  staatsbürger- 
lichen Pflichten  zwar  nicht  von  oben  wohl  aber  von  unten 
beeinflussen,  von  der  Furcht  der  grossen  Masse  zu  missfallen 
und  vielleicht  in  irgend  einem  Blättchen  oder  einer  Ver- 
sammlung angegrifPen  und  verläumdet  zu  werden.  .  .  Die 
jetzige  Bewegung  in  Zürich  geht  namentlich  darauf  aus 
jeder  Behörde,  jedem  Amt  den  Charakter  der  Obrigkeit 
möglichst  zu  nehmen  und  sie  vielmehr  zu  Dienern  des 
Volks  und  der  eifrigsten  Demagogen  zu  machen.'  Am 
13.  Januar  1870  hielt  Boretius  im  Rathhaussaale  zu  Zürich 
einen  öffentUchen  Vortrag  über  Friedrich  den  Grossen  in 
seinen  Schriften,  der  bei  der  reichsdeutschen  Gemeinde 
Zürichs  lebhaften  Beifall,  bei  den  Demokraten  heftige 
Gegnerschaft  erweckte.  Das  Echo,  das  die  Ereignisse  des 
deutsch  -  französischen  Krieges  in  Theilen  der  Züricher  Be- 
völkerung hervorriefen,  trug  dazu  bei  Boretius  seine  Stellung 
in  Zürich  zu  verleiden.  Da  er  bei  seiner  impulsiven  Natur 
aus  seiner  Gesinnung  kein  Hehl  machte,  spitzten  sich  die 
Dinge  schliesslich  dahin  zu,  dass  die  Regierung  eine  Pro- 
fessur für  demokratisches  Staatsrecht  schuf  imd  besetzte  und 
Boretius  daraufhin  seine  Entlassung  nahm.  'Ich  hielt  es', 
80  schrieb  er  mir  am  5.  December  1870,  'mit  meiner  Ehre 
nicht  mehr  vereinbar  hier  länger  zu  bleiben,  da  mir  in  der 
demokratischen  Presse  in  der  flegelhaftesten  Art  fortwährend 
der  Rath  ertheilt  wurde  zu  gehen  und  die  Regierung  ohne 
Wissen  imserer  Facultät  den  Präsidenten  der  internationalen 
Friedens-  und  Freiheitsliga  G.  Vogt  in  der  ausgesprochenen 
Absicht  hierher  berief  mich  unschädlich  zu  machen.' 

Ostern  1871  siedelte  Boretius  nach  Berlin  über  um 
gleichzeitig  als  ordentlicher  Honorarprofessor  an  der  Uni- 
versität und  als  Mitarbeiter  der  Nationalzeitung  wirksam  zu 
werden.  Da  er  aber  binnen  kurzem  zur  Einsicht  gelangte, 
dass  beide  Wirkungskreise  sich  auf  die  Dauer  nicht  ver- 
einigen Hessen,  zeigte  er  am  8.  December  1871  der  Facultät 
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und  dem  Ministerium  den  EntschluBs  an,  die  akademische 
Laufbahn  aufzugeben.  'Meine  journalistische  Thätigkeit\  so 
schrieb  er  mir  am  5.  Januar  1872,  'hat  mich  mehr  und  mehr 
bei  den  Professoren  in  Misskredit  gebracht  und  jetzt  bin 
ich  nach  einigen  Artikeln  über  preussische  Unterrichts- 
verhältnisse  bei  den  Meisten  yollständig  in  Verruf/  So 
trat  er  denn  1872  in  die  Kedaction  der  ^N^ationalzeitung  ein. 
Hauptsächlich  mit  den  politischen  Angelegenheiten  Freussens 
und  Deutschlands  beschäftigt,  die  er  laut  einem  Nachruf  der 
Nationalzeitung  'auf  Grund  seiner  reichen  geschichtlichen 
Kenntnisse  mit  Geist  und  vielem  Verständniss  behandelte', 
führte  Boretius  in  der  damaligen  Tagespresse  Berlins  die 
beste  weil  am  wenigsten  ausgeschriebene  und  zugleich  eine 
recht  streitbare  Feder. 

Nach  zwei  Jahren  gelang  es  ihn  der  "Wissenschaft 
wieder  zu  gewinnen  imd  dem  aufreibenden  Beruf  des  Jour- 
nalisten abspenstig  zu  machen.  Wie  das  geschah,  hat  er  in 
der  Vorrede  seiner  Beiträge  zur  Capitularienkritik  (1874) 
auseinandergesetzt,  einer  rechtshistorischen  Untersuchung, 
durch  die  er  nach  sechs  Jahren  'des  Kämpfens  und  Strei- 
tens' wieder  zu  sich  selbst  zurückgekehrt  war.  Ungefähr 
gleichzeitig  liess  er  sich  bewegen  im  Anschluss  an  Behrends 
Ausgabe  der  Lex  Salica  die  merowingischen  Capitularien 
zu  bearbeiten.  Als  er  dann  im  Sommer  1874  zur  Erholung 
in  den  Alpen  weilte,  erreichte  ihn  eine  Berufung  an  die 
Universität  Halle,  die  er  ohne  Zögern  annahm. 

Nicht  lange  darnach  trat  die  Versuchung  an  ihn  heran 
wiederum  für  die  Monimienta  Germaniae  historica  thätig  zu 
werden.  Die  Leitung  des  Unternehmens  hatte  sich  neu 
constituirt ,  "Waitz  den  Vorsitz  in  der  Centraldirection  über- 
nommen. Zunächst  empfand  es  Boretius  als  eine  Kränkung, 
dass  man  ihn  bei  der  Zusammensetzung  der  Centraldirection 
übergangen,  auf  seine  langjährige  Mitarbeiterschaft  keine 
Rücksicht  genommen  hatte.  Als  ihn  "Waitz  zur  neuen  Mit- 
arbeit gewinnen  wollte,  indem  er  ihm  die  Herausgabe  der 
fränkischen  Formelsammlungen  oder  der  Lex  Visigothorum 
anbot,  lehnte  er  rundweg  ab.  Auch  hinsichtlich  der  Capi- 
tularien, die  neu  zu  bearbeiten  er  mehr  als  jeder  andere  be- 
rufen war,  verhielt  er  sich  zuerst  spröde.    Dennoch  gelang 
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es  dem  unermüdlichen  Waitz  ihn  in  mündlicher  Unterredimg 
zur  Uebernahme  der  Edition  zu  bewegen.  Der  Entschluss 
kostete  ihn  grosse  Ueberwindung.  Am  11.  März  1876  schrieb 
er  mir:  'Gestern  überfiel  mich  Morgens  um  9  Uhr  Waitz 
hier;  wahrhaft  meuchlings;  denn  er  hatte  besondere  Veran- 
staltungen getroffen  um  sein  Kommen  vor  mir  geheim  zu 
halten  und  stand  plötzlich  in  seiner  ganzen  Breite  in  meinem 
Arbeitszimmer.  Ich  habe  mich  nun  doch,  was  ich  nimmer 
geglaubt  hatte,  für  die  Capitularien  breit  schlagen  lassen, 
nachdem  ich  ihm  nochmals  auch  mündlich  meine  volle  Mei- 
nung gesagt  hatte ,  wobei  er  aber  mit  niedersächsischem 
Phlegma  und  Zähigkeit  stille  hielt.  Ich  habe  vor  der  Edition 
doch  ein  Grauen  und  das  um  so  mehr,  als  ich  selbst  viel 
Neues  nicht  mehr  erwarte.  Was  ich  wusste,  habe  ich  eigent- 
lich schon  publicirt  und  es  hätte  ganz  gut  ein  Anderer  eben- 
so wie  ich  die  Sache  machen  können,  wenn  es  nicht  wieder 
ein  Ballhom  gewesen  wäre.'  Da  das  Material,  das  der  Appa- 
rat der  Monumenta  Germaniae  historica  bot,  sich  als  unvoll- 
ständig erwies,  ging  Boretius  um  Capitularienhandschriften 
zu  vergleichen,  Ostern  1877  nach  Rom,  Ostern  1878  nach 
Paris.  Im  October  1881  erschien  der  erste,  1883  der 
zweite  Theil  des  ersten  Bandes  der  neuen  Ausgabe,  der 
die  Capitularien  bis  827  und  die  Sammlung  des  Ansegisus 
enthält. 

Zum  Nachtheil  der  Wissenschaft,  insbesondere  der  Capi- 
tularien liess  sich  Boretius  1878  aufs  neue  in  den  Bannkreis 
der  Politik  hineinziehen.  Er  trat  in  Halle  als  nationallibe- 
raler Kandidat  für  den  Reichstag  auf,  machte  eine  sehr  an- 
strengende Wahlcampagne  durch  —  in  1 2  Tagen  hielt  er 
10  Wahlreden  —  und  siegte  im  Wahlkampf  gegen  den  kon- 
servativen Kandidaten.  Bei  der  Neuwahl  des  Jahres  1881 
unterlag  er  —  nicht  ohne  innere  Befriedigung  —  einem 
radical-liberalen  Gegner.  Dagegen  wurde  er  vier  Jahre 
später  in  das  preussische  Abgeordnetenhaus  gewählt,  dem 
er  1885  und  1886  als  Mitglied  angehörte.  Im  Studienjahre 
1883/4  war  er  Rector  an  der  Universität  Halle;  1875  wählte 
ihn  die  juristische  Facultät  daselbst  zu  ihrem  Vertreter  in 
der  ausserordentlichen  Generalsynode.  Auch  1879  und  1885 
nahm  er  an  den  Berathungen  der  Generalsynode  Theil. 
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Von  seinen  literarischen  Arbeiten  sind  ausser  den  be- 
reits genannten  noch  etliche  kleinere  Publicationen  hervor- 
zuheben: lieber  Gesetz  und  Geschichte  der  Burgunden  im 
21.  Bande  der  historischen  Zeitschrift,  Zur  Lex  Saxonura 
ebenda  Band  22,  die  Selbstanzeigen  der  beiden  Theile  des 
ersten  Bandes  der  Capitularien  in  den  Göttingischen  gelehr- 
ten Anzeigen  1882  S.  65  fF.  und  1884  S.  71 3  ff.,  die  Recto- 
ratsrede  vom  12.  Juli  1883  über  die  Umwandlung  des  deut- 
schen Rechtslebens  durch  Aufnahme  des  römischen  Rechtes, 
Preussische  Jahrbücher  52,  Das  römische  imd  das  preussi- 
sche  Reich  deutscher  Nation  ebenda  41  imd  eine  im  Neuen 
Reich  1879  erschienene  Besprechung  von  Schmollers  staats- 
und  socialwissenschaftlichen  Forschungen,  die  gegen  den 
Herausgeber  polemisirt. 

Im  Jahre  1 886,  als  Boretius  zu  den  Sitzungen  des  Ab- 
geordnetenhauses nach  Berlin  geeilt  war,  verfiel  er  in  ein 
schweres  Nervenleiden,  dessen  Keim  in  seine  früheste  Jugend 
zurückreichte.  Etliche  Monate  nach  seiner  Geburt  hatte  ihn 
die  Wärterin  aus  den  Armen  gleiten  lassen,  so  dass  er  sich 
durch  einen  bösen  Sturz  eine  Erschütterung  des  Gehirns 
und  des  Rückenmarks  zuzog.  Die  Ansicht  der  Aerzte  sah 
darin  die  letzte  Ursache  der  schweren  und  unheilbaren 
Krankheit,  die  ihn  50  Jahre  später  heimsuchte.  Sie  nahm 
ihm  die  Sehkraft  und  die  volle  Freiheit  der  Bewegung. 
Mehr  und  mehr  schwand  das  Gedächtniss,  das  zwar  die  Er- 
innerungen der  Jugendzeit  aber  nicht  mehr  die  Eindrücke 
der  späteren  Jahre  festhielt.  Nach  vierzehnjährigem  Siech- 
thum  verschied  er  am  1.  August  1900  zu  Karlsfeld  bei 
Brehna  in  der  Provinz  Sachsen. 

Im  Leben,  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Politik  erwies 
sich  Boretius  stets  als  eine  tapfere  Seele  und  als  eine  un- 
bedingt wahrhafte  Natur.  Auch  von  ihm  lässt  sich  sagen, 
was  er  in  seiner  Schrift  über  Friedrich  den  Grossen  an 
diesem  rühmte,  dass  er  ein  Mensch  war,  der  stets  dachte, 
was  er  sprach,  'ein  Mensch,  der  nichts,  rein  gar  nichts  vom 
Schwindler  oder  Scheinmenschen  an  sich  trug'.  Aus  kinder- 
reicher Familie  stammend  hatte  er  eine  harte  und  sorgen- 
volle Jugend  durchgemacht.  In  seinen  Mannesjahren  beklagte 
er   es  nicht  selten,   dass   es  ihm  nie  vergönnt  gewesen  sei 
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80  recht  mit  Wonne  jung  zu  sein.  In  seiner  Stimmung 
zeigte  sich  manchmal  ein  jäher  Wechsel  von  tiefer  Melan- 
cholie und  sprudelnder  Heiterkeit.  Streng  in  der  Beurthei- 
lung  Anderer  war  er  noch  strenger  gegen  sich  selbst.  Seinen 
Freunden  war  er  ein  treuer  Freund  in  guten  und  in  schlim- 
men Tagen.  Tapfere  und  kampflustige  Wahrhaftigkeit  führte 
ihn  zu  Conflicten,  die  ihn  hinderten  sich  in  bestimmter  Rich- 
tung auszuleben.  In  den  besten  Mannesjahren  wurde  die 
Statigkeit  ruhigen  Schaffens  durch  die  Verbindung  des  poli- 
tischen und  des  wissenschaftlichen  Berufes  beeinträchtigt. 

Seine  politische  Wirksamkeit  zu  würdigen  ist  hier  nicht 
der  Ort.  Den  Höhepunkt  seiner  wissenschaftlichen  Leistungen 
stellt  seine  Ausgabe  des  Liber  legis  Langobardorum  dar,  in 
welcher  er  nach  achtjähriger  Arbeit  *einen  wirklich  recht 
grossen  durch  Jahrhunderte  aufgethürmten  und  von  Jahr- 
hundert zu  Jahrhundert  immer  mehr  verwirrten  Wust  wie- 
der entwirrt  hatte'.  Die  lateinisch  geschriebene  Vorrede 
ist  mustergiltig  und  grundlegend  für  Geschichte  und  Litera- 
tur des  Langobardenrechts.  Die  Edition  selbst  ist  und  bleibt 
eine  der  solidesten  imd  glänzendsten  Arbeiten,  welche  die 
Monumenta  Germaniae  historica  aufzuweisen  haben.  Der 
beste  Kenner  der  mittelalterlichen  Rechts-  und  Verfassungs- 
geschichte Italiens,  Julius  Ficker,  urtheilt  darüber  in  seinen 
Forschungen  zur  Reichs-  imd  Rechtsgeschichte  Italiens  (IH 
56,  Anm.  4) :  'Es  liegt  in  der  Natur  des  Gegenstandes,  wenn 
eine  so  überaus  mühevolle  Arbeit  wie  die  Boretius'  nur  ver- 
hältnissmäfsig  wenigen  zu  Gute  kommt,  nur  wenigen  zu 
einer  genaueren  Prüfung  Veranlassung  bietet.  Um  so  mehr 
halte  ich  es  für  die  Pflicht  desjenigen,  bei  welchem,  wie 
bei  mir,  das  eine  wie  das  andere  zutraf,  ausdrücklich  auf 
den  fast  nur  bei  genauester  Prüfung  in  vollem  Umfange  er- 
kennbaren Werth  der  Arbeit  hinzuweisen.  Es  ist  da  ein 
überaus  umfangreiches  und  verworrenes  Material  mit  einer 
Umsicht,  einem  Fleisse,  einer  Gründlichkeit  und  Klarheit 
vorgelegt  und  untersucht,  welche  kaum  bei  einer  ähnlichen 
Arbeit  übertroffen  sein  dürfte.'  Die  Werthschätzung  der 
von  Boretius  bewältigten  Arbeit  würde  sicherlich  in  weitere 
Kreise  gedrungen  sein,  hätte  er  es  unternommen  die  Ergeb- 
nisse in  deutscher  Sprache  zu  veröffentlichen  und  damit  über 
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den  engen  Kreis  der  wenigen  Gelehrten  hinauszutragen,  die 
gelegentlich  den  vierten  Polioband  der  Leges  zur  Hand  neh- 
men. Noch  in  Zürich  hegte  er  den  Plan  eine  deutsche  Um- 
arbeitung der  Vorrede  in  der  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte 
erscheinen  zu  lassen.  Als  er  die  Beiträge  zur  Capitularien- 
kritik  unter  der  Feder  hatte,  war  es  seine  Absicht  ihnen 
einen  Abschnitt  über  den  Liber  Papiensis  einzufügen.  Lei- 
der gelangten  diese  Pläne  nicht  zur  Ausführung. 

Die  Editionsarbeit,  die  Boretius  auf  die  Capitularien 
verwendete,  ist  ein  Torso  geblieben.  Als  der  l.  Band  er- 
schien, hatte  er  dieYorrede,  die  über  die  Handschriften, 
über  die  älteren  Ausgaben  und  über  die  Anlage  der  eigenen 
Auskunft  geben  sollte,  dem  folgenden  Bande  vorbehalten. 
Die  1886  eingetretene  Erkrankung  zwang  ihn  die  Arbeit 
1889  endgiltig  aufzugeben.  Victor  Krause,  der  sie  damals 
übernahm,  starb  kurz  vor  der  Vollendung  1896.  So  musste 
denn  der  2.  Band,  so  gut  es  eben  ging,  im  Drange  der 
Noth  unter  Dach  und  Fach  gebracht  werden.  Mit  "Wider- 
streben hatte  Boretius  die  Arbeit  übernommen,  mit  Wider- 
streben führte  er  sie  aus.  Vom  Liber  legis  Langobardorum 
her  fühlte  er  sich  mit  Editionsarbeiten  übersättigt,  zumal  er 
das  Vorurtheil  gefasst  hatte ,  dass  die  Ergebnisse  nicht  im 
richtigen  Verhältnisse  stünden  zu  der  aufgewendeten  Mühe. 
Schon  1877  schrieb  er  mir:  'Oft  thut  es  mir  leid,  dass  ich 
nicht  widerhaariger  gegen  "Waitz  gewesen  bin.  Die  Arbeit 
hat  mir  unsägliches  Leid  bereitet,  sie  ist  trostlos.  Dazu  ist 
das  Material  der  Monumenta  in  so  grosser  Unordnung,  dass 
ich  von  mancher  Vergleichung  und  Notiz  gar  nicht  weiss, 
wohin  sie  gehört.*  Als  er  1878  in  die  parlamentarische 
Thätigkeit  eintrat,  ist  ihm  dadurch  die  entsagungsvolle  Hin- 
gabe an  die  Mühseligkeiten  der  Editionsarbeit  natürlich 
nicht  leichter  geworden.  Vergeblich  versuchte  er  wenigstens 
den  'maledicten  Benedictus',  der  den  dritten  Band  der  Capi- 
tularien füllen  sollte,  auf  Maassen,  den  Herausgeber  der  Con- 
Cilien,  abzuwälzen.  'Vornehmlich  das  hartnäckige  Drängen 
von  Waitz',  so  sagt  er  in  seiner  Selbstanzeige ,  'hat  meine 
Abneigung  schliesslich  überwunden,  die  dann  freilich  bei 
der  Ausarbeitung  selbst  immer  erneut  hervortrat  und  nieder- 
gekämpft werden  musste.' 
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"Was  Boretius  für  die  Neubearbeitung  der  Capitularien 
gethan,  steht  zwar  als  Gesammtleistung  nicht  so  hoch  wie 
die  Edition  des  Liber  legis  Langobardorum.     Die  Addenda 
et  Corrigenda,  die   ein  Nachtrag  des  zweiten  Capitularien- 
bandes  verzeichnet,  enthalten  für  Band  I  manche  Ergänzung 
und  manche  Verbesserung,     Nichtsdestoweniger   haben  wir 
Grund  Boretius  für  das  Opfer  zu  danken,  das  er  uns  durch 
Uebernahme  der  Arbeit  gebracht  hat,  und  die  Centraldirec- 
tion    der    Monumenta    hat    es   wahrlich    nicht    zu  bereuen, 
dass  "Waitz  hartnäckig  genug  war  um  Boretius  für  die  Capi- 
tularien zu  gewinnen;  denn  die  neue  Ausgabe  bedeutet,  wie 
kürzlich  Zeumer  anerkannte  ^),  "^einen  gewaltigen  Fortschritt 
gegenüber    der    früheren'.     Das    gilt  nicht  nur   hinsichtlich 
der  Textgestaltung   sondern  namentlich    in  Bezug   auf   die 
Zusammensetzung    und  Datirung    der    Capitularien.      Hätte 
Boretius   1876    die   Arbeit   abgelehnt,    so   würden    wir    uns 
sicherlich  noch  heute  mit  der  Pertz'schen  Ausgabe  behelfen 
und  so  manches  Ergebniss  entbehren  müssen,  das  inzwischen 
die  Erforschung    der  Rechtszustände    der   fränkischen    Zeit 
auf  Grundlage   der  neuen  Ausgabe  zu  Tage  gefördert   hat. 
Dauernde  Beachtung  wird  auch  den  beiden  wissenschaftlichen 
Monographien  beschieden  sein,  die  Boretius  der  Capitularien- 
forschung  widmete,  den  'Capitularien  im  Langobardenreich' 
und  den  ^Beiträgen  zur  Capitularienkritik'.      Allerdings   ist 
seine  Unterscheidung  grundsätzlich  verschiedener  Typen  von 
Capitularien  vielfach  und  noch  in  neuester  Zeit  angefochten 
worden.     Allein  sie   enthält   einen  berechtigten  imd  unver- 
wüstlichen Kern,  was  auch  Kritiker  dagegen  sagen  mögen, 
die    im  Streite    gegen    constructive    Begriffsjurisprudenz    in 
der  Rechtsgeschichte  das  Kind  mit  dem  Bade  verschütten, 
indem    sie    die   Flucht   vor    dem  Rechtsbegriff    als   metho- 
dologisches Princip  verkünden.     Eine  werthvolle  Errungen- 
schaft,   die  wir   den  Beiträgen   zur    Capitularienkritik    ver- 
danken, ist  die  Aufhellung,  die  darin  die  "Wehrpflicht  unter 
den  Karolingern  erfuhr.     Denn  erst  sie  lieferte  den  Schlüs- 
sel  für  das  volle  Yerständniss  der  fränkischen  Heeresver- 
fassung. 


1)  Im  Neuen  Archiv  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde  XXVI 257. 
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"Wenn  sich  Boretius  in  den  Göttingischen  gelehrten  An- 
zeigen, wo  er  in  überbescheidener  Resignation  die  Bilanz 
seiner  wissenschaftlichen  Thätigkeit  zieht,  mit  dem  Spruche 
zu  trösten  sucht :  pertransibunt  multi,  sed  augebitur  scientia, 
so  hat  sich  zwar  der  zweite  Theil  des  Spruches  an  seinen 
Arbeiten  bereits  in  vollem  Maafse  erfüllt;  was  aber  den 
ersten  Theil  betrifft,  so  ist  vorläufig  die  fern  liegende  Zeit 
noch  nicht  abzusehen,  in  der  man  Boretius  zu  den  per- 
transeuntes  zählen  dürfte. 

Heinrich  Brunner. 


L 

Kritische  Bemerl(ungen  zur  Geschichte 
des  germanischen  Weibererbrechts. 

Von 

Heinrich  Brunner. 

,  Bis  vor  etlichen  Jahrzehnten  galt  die  Zurücksetzung  der 
Weiber  im  germanischen  Erbrechte  für  eine  unbestreitbare 
Thatsache.  Ursprünglich  sei  das  Weib  völlig  vom  Erbgang 
ausgeschlossen  gewesen.  Der  Mann  ging,  wie  ein  schwe- 
disches Sprichwort  sagt,  zum  Erbe,  das  Weib  ging  davon. 
Im  Laufe  der  Zeit  habe  die  völlige  Ausschliessung  der 
Weiber  einer  blossen  Zurücksetzung  Platz  gemacht,  die  sich 
bei  den  verschiedenen  Stämmen  verschieden  gestaltete. 

Der  hergebrachten  Auffassung,  dass  das  ältere  Recht 
gegen  die  Weiber  härter  gewesen  sei  als  das  jüngere,  hat  zu- 
nächst ölasson  ^)  widersprochen.  Indem  er  die  Rechtsquellen 
der  fränkischen  Zeit  nach  ihrem  Entstehungsalter  schematisch 
nebeneinanderstellte,  gelangte  er  zu  dem  Ergebniss,  dass 
die  Zurücksetzung  der  Weiber  von  der  Lex  Wisigothorum 
ab  bis  zur  Lex  Angliorum  et  Werinorum  nicht  abgeschwächt, 
sondern  gesteigert  worden  sei. 

Die  anfängliche  Zurücksetzung  der  Weiber  grundsätzlich 
zu  bestreiten,  sah  sich  die  Theorie  des  Mutterrechtes  ver- 
anlasst. Da  die  herrschende  Ansicht  den  Vorzug  der  Männer 
zu  einem  Yorzug  des  Mannsstammes  ausdehnte  und  aus- 
dehnen musste,  bildete  sie  ein  unübersteigliches  Hindemiss 
für  die  Annahme  mutterrechtlicher  Ueberbleibsel  im  germa- 

^)  Le  droit  de  succession  dans  les  lois  barbares,  Nouvelle  Revue 
historique  de  droit  fran9ais  et  ^tranger  1885,  p.  585  ff. 
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mscheii  Erbrechte.  Denn  das  Mutterrecht  kennt  in  seiner 
Beinheit  nur  ein  Erbrecht  der  Mutter  und  der  durch  Mütter 
verwandten  Muttennagen.  Von  diesem  Standpunkte  aus 
hat  Dargun,  Mutterrecht  und  Raubehe  1883,  im  salischen, 
burgimdischen  und  thüringischen  Rechte  eine  Bevorzugung 
von  weiblichen  Verwandten  finden  wollen.  Heusler  trat  ihm 
bezüglich  der  Lex  Salica  im  Wesentlichen  bei^). 

Gleichstellung  beider  Geschlechter  behauptet  oder  ver- 
muthet  bei  Gothen,  Angelsachsen  und  Oberdeutschen  Otto 
Opet,  Die  erbrechtliche  Stellung  der  "Weiber  in  der  Zeit  der 
Volksrechte  1888.  Dagegen  habe  sich  im  älteren  fränkischen 
Rechte  als  ein  Rest  vorhistorischen  Mutterrechts  ein  un- 
organischer Vorzug  der  Weiber  in  das  bewegliche  Vermögen 
erhalten.  Die  nordischen  Rechte  sind  in  Opets  Arbeit  nicht 
berücksichtigt. 

Mit  dem  vollen  Rüstzeug  intensiver  Quellenforschung 
ist  kürzlich  Julius  Ficker  für  ursprüngliche  Gleichstel- 
lung der  beiden  Geschlechter  eingetreten*).  Auch  Ficker 
steht  auf  mutterrechtlichem  Standpunkt.  Wenn  überhaupt 
für  alle  germanischen  Rechte  ein  gemeinsamer  Ausgangs- 
punkt anzunehmen  sei,  könne  dieser  nur  im  einseitigen  Erb- 
recht der  Muttersippe  gefunden  werden'). 

Der  in  der  neueren  Literatur  gegen  die  früher  unbe- 
stritten herrschende  Ansicht  erhobene  Widerspruch  hat  zwar 
durchaus  nicht  aUgemeine  Zustimmung  erlangt,  doch  wiegt 
er  immerhin  schwer  genug ,  um  die  Wiederaufnahme  der 
Untersuchung  in  der  Frage  des  Weibererbrechts  zu  recht- 
fertigen. Ich  greife  im  Folgenden  zunächst  die  Rechte  der 
Langobarden  und  der  Salfranken  heraus.  Sie  bUden  imter 
den  deutschen  Volksrechten  in  unserer  Frage  nach  überein- 
stimmender Ansicht  die  entgegengesetzten  Pole.  Auch 
lässt  Ficker's  unvollendetes  Werk  die  Grundzüge  seiner 
Argumentation  hinsichtlich  der  genannten  Rechte  bereits 
übersehen.  Mit  Rücksicht  auf  die  Lex  Salica  will  ich  in 
Kürze  auch  auf  das  Recht  der  Westgothen  eingehen. 


>)  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  II,  §  174  (1886).  — 
*)  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  ostgermanischen  Rechte  I  p.  XXIII, 
II  268.  -  »)  A.  0.  n  630,  III  622. 
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Klarer  als  in  den  meisten  übrigen  Volksrechten  liegt 
uns  die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  im  langobarclischen 
Edicte  vor  Augen.  Aber  auch  bei  den  Langobarden  nimmt 
Ficker  eine  Entwicklung  an,  durch  die  ein  weitergehendes 
"Weibererbrecht  nachträglich  eingeschräiikt  worden  sei.  Ich 
halte  dafür,  dass  die  Einschränkung  dein  älteren,  die  Er- 
weiterung ausschliesslich  dem  jüngeren  Rechte  angehöre. 
Der  Streitpunkt  ist  von  grundsätzlicher  Bedeutung  für  die 
Geschichte  des  germanischen  "Wieibererbrechts.  Denn  wenn 
in  einem  Rechte,  das  die  Männer  des  Mannsstammes  so 
energisch  bevorzugt  wie  das  langobardische,  die  Entwicklung 
die  umgekehrte  gewesen  wäre,  so  würde  damit  die  herrschende 
Meinung  eines  ihrer  wichtigsten  Argumente  einbüsseu;  das 
langobardische  Recht  hätte  sich  eben  früher  und  entschie- 
dener als  andere  Rechte  vom  ursprünglichen  Ausgangspunkte 
der  germanischen  Rechtiß  abgekehrt. 

Der  Edictus  Rothari's  schliesst,  wenn  eheliche  Söhne  des 
Erblassers  vorhanden  sind,  dessen  Töchter  vom  Erbgang 
völlig  aus.  Das  ist  unbestritten.  Ficker  bezweifelt  aber, 
dass  dieser  Rechtssatz  bei  den  Langobarden  von  jeher  ge- 
gölten habe,  vermuthet  vielmehr,  dass  ursprüngUch  den  im- 
ausgestatteten  Töchtern  neben  der  Gruppe  der  echten  Söhne 
ohne  Rücksicht  auf  deren  Zahl  ein  Viertel  des  Nachlasses 
gebührt  habe  ^).  L*gend  einen  Stützpunkt  bieten  dafür  die 
langobardischen  Quellen  ebensowenig  wie  für  die  Vermuthung 
Ficker's,  dass  der  Erblasser  der  Gruppe  der  Töchter  einstens 
stets  ein  volles  Viertel   des  Nachlasses  zuwenden  konnte  ^). 


»)  Erbenfolge  II  243.  —  ^)  Erbenfolge  II  237.  Erst  durch  Liut- 
prand  102  erlangte  der  Erblasser  die  Befugniss,  den  unausgestatteten 
Töchtern  ein  Drittel  eines  Sohnestheils  (also  neben  einem  Sohne  ein 
Viertel  des  Nachlasses)  durch  besondere  Verfugung  zuzuwenden.  Dass 
er,  wie  Ficker  meint,  früher  der  Töchtergruppe  stets  ein  Viertel  des 
Nachlasses  habe  zuwenden  köimen,  lässt  sich  mit  der  Gestaltung  des 
den  echten  Söhnen  zustehenden  Wartrechtes  nicht  in  Einklang  bringen. 
Das  langobardische  Recht  zälüt  hinsichtlich  des  Wartrechtes  zu  den 
Kopftheilsrechten.  Siehe  meine  Beiträge  zur  Geschichte  des  germa- 
nischen Wartrechtes  in  der  Berliner  Festgabe  für  Demburg  1900,  S.  42  £ 
Waren  vier  Söhne  vorhanden,  so  gebührten  ihnen  vier  Fünftel  des 
Nachlasses,  so  dass  för  die  Töchtergruppe  ein  Viertel  nicht  mehr 
übrigblieb. 
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Hinterliess  der  Erblasser  keinen  ehelichen  Sohn  aber 
uneheliche  Söhne  und  andere  männliche  Verwandte  des 
Mannsstammes  (parentes  proximi),  so  fiel  nach  Edictus  Rotha- 
ris  158.  159  an  eine  ledige  Tochter  ein  Drittel,  an  eine 
Mehrzahl  lediger  Töchter  die  Hälfte  des  Nachlasses.  Die 
filii  naturales  empfingen  ein  Drittel,  die  Speermagen  neben 
einer  Tochter  gleichfalls  ein  Drittel,  neben  mehreren  Töch- 
tern ein  Sechstel  des  Nachlasses.  Fehlten  parentes  proximi, 
so  wuchs  deren  Quote  nicht  etwa  den  Töchtern  oder  den 
Kebssöhnen  zu,  sondern  sie  fiel  an  den  Fiscus.  War  kein 
filius  naturalis  vorhanden,  so  erbten  die  Speermagen  neben 
einer  Tochter  zwei  Drittel,  neben  mehreren  Töchtern  die 
Hälfte  des  Nachlasses^). 

Ficker  nimmt  an,  dass  vor  dem  Edictus  Rothari's  der 
einzigen  Tochter  in  Concurrenz  mit  Kebssöhnen  und  Speer- 
magen die  Hälfte  gebührt  habe.  Das  Drittel,  das  Rothari 
der  einzigen  Tochter  zuspricht,  stelle  sich  als  nachträgUche 
Abschwächung  dar^).  Dagegen  spricht  eine  zweifache  Er- 
wägung. Die  Beschränkung  der  Speermagen  auf  ein  Sechstel, 
die  Theilung  des  Nachlasses  in  eine  Hälfte,  ein  Drittel  und 
ein  Sechstel  hat  etwas  Gekünsteltes.  Die  Wahrscheinlich- 
keit des  höheren  Alters  hat  nicht  die  complicirtere  sondern 
die  einfachere  Theilung  (in  drei  Drittel)  für  sich.  Ich  bin 
daher  geneigt,  anzunehmen,  dass  vor  Rothari  159  die  Töchter 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  Zahl  neben  Kebssöhnen  und  Speer- 
magen nur  ein  Drittel  empfingen  und  diese  Quote  für  eine 
Mehrzahl  von  Töchtern  erst  durch  Rothari  auf  die  Hälfte 
erhöht  wurde.  Ausserdem  fällt  ins  Gewicht,  dass  zwar  die 
proximi  die  Quote  der  naturales  und,  wie  vorausgesetzt 
werden  darf,  auch  die  Quote  der  Töchter  erhielten,  wenn 
diese  Gruppen  nicht  vertreten  waren,  dass  dagegen  die 
Quote  der  proximi,  wenn  solche  fehlten,  nicht  den  Töchtern 
sondern  dem  Fiscus  anheimfiel.  Man  wird  daraus  schliessen 
dürfen,  dass  das  Erbrecht  der  Speermagen  oder  doch  das 
gewisser  Speermagen  älter  sei  als  das  der  Töchter.  Wäre 
es  später  entstanden  als  das  der  Töchter  oder  auch  nur 
gleichzeitig,  so  wäre  es  kaum  zu  erklären,  dass  in  Ermange- 


»)  Argum.  Notitia  de  actoribus  §  5.  —  *)  Erbenfolge  II  236. 
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liing  von  Speennagen  deren  Quote  nicht  den  Töchtern  son- 
dern dem  Piscus  zufiel. 

Beachtung  verdient  femer,  dass  die  filiae  naturales  bei 
ßothari  kein  Erbrecht  haben  ^).  Während  die  Kebssöhne 
neben  ehelichen  Söhnen  erben  und  zwar  derart,  dass  die 
gesammte  Gruppe  der  filii  naturales  halben  Sohnestheil 
empfängt^),  sind  die  filiae  naturales  völlig  vom  Erbe  aus- 
geschlossen. Das  fällt  um  so  mehr  ins  Gewicht,  als  sie  zur 
Familie  des  Vaters  zählen,  da  die  Mundgebühr,  die  bei 
ihrer  Verheiratung  für  sie  bezahlt  wird,  nach  dem  Tode  des 
Vaters  gemäss  Rothari  161  zwischen  ihren  echten  und  ihren 
unecht  geborenen  Brüdern  getheilt  wird.  Ihre  vollständige 
Ausschliessung  vom  Erbgang  dürfte  auf  einen  Rechtszustand 
zurückdeuten,  kraft  dessen  auch  die  ehelichen  Töchter  des 
söhnelosen  Erblassers  kein  Erbrecht,  sondern  nur  den  An- 
spruch auf  Unterhalt  im  Hause  und  auf  Aussteuer  besassen. 

Gegen  ein  hohes  Alter  des  Erbrechts,  das  laut  Rothari 
den  Töchtern  eingeräumt  ist,  spricht  auch  die  Erwägung, 
dass  sie  neben  Speermagen  keinen  Antheil  am  "Wergeide 
erhalten  3).  Bei  den  Langobarden  wurde  der  Wergeidan- 
spruch im  Allgemeinen  nach  Analogie  des  Erbrechtes  be- 
handelt*). Das  weibliche  Geschlecht  war  als  solches  nicht 
grundsätzlich  vom  Wergeide  ausgeschlossen,  wie  denn  in  der 
Notitia  de  actoribus  c.  4  die  Mutter  als  wergeldberechtigt 
erscheint.  Als  König  Liutprand  die  Töchter,  wenn  echte 
Söhne  fehlten,  den  ganzen  Nachlass  erben  liess,  musste  sich 
der  Zweifel  ergeben,  ob  nun  nicht  die  Töchter  als  aus- 
schliessliche Erben  auch  den  Anspruch  auf  das  Wergeid 
hätten.  Liutprand  spricht  aber  c.  13  das  Wergeid,  offenbar 
im  Einklang  mit  dem  älteren  Rechte,  ausschliesslich  den 
parentes  proximi  zu.  Nur  wenn  solche  nicht  vorhanden 
sind,  in  welchem  Falle  nach  älterem  Rechte  der  Fiscus  das 
ganze  Wergeid  nahm,  sollen  die  Töchter  die  Hälfte  des 
Wergeids  empfangen,  während  die  andere  Hälfte  dem  Fiscus 
gebührte. 

')  Nach  gothländischem  Rechte  haben  unechte  Töchter  unter  ge- 
wissen Voraussetzungen  einen  Antheü  an  der  väterlichen  Fahmiss. 
F  ick  er,  Erbenfolge  II  240.  —  »)  Rothari  154.  —  »)  Argum.  Rothari 
162.  —  *)  Siehe  diese  Zeitschrift  XVI  (III)  4. 
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Aus  ursprünglichem  Mangel  des  Erbrechtes  mag  es  sicK 
auch  erklären,  dass  erbberechtigte  Töchiter  zur  Zeit  Botha- 
ri's  kein  Erbenwartrecht  hatten.  Nur  von  den  Söhnen  heisst 
es  Rothari  168,  dass  der  Yater  ihnen  durch  Yergabungen, 
nicht  entziehen  dürfe,  was  ihnen  von  Rechts  wegen  als  Erben 
zukommt.  Auch  Rothari  169,  wo  die  gesetzlichen  Ent- 
erbungsgründe aufgezählt  werden,  fasst  dabei  nur  die  Söhne 
ins  Auge  ^).  Nach  Rothari  1 55  bedarf  der  Yater,  um  die 
natürlichen  Söhne  erbrechtlich  den  echten  gleichzustellen, 
nur  der  Zustimmimg  der  echten  Söhne.  Die  Töchter  haben 
kein  Consensrecht,  obwohl  solche  Gleichstellung  ihr  Erbrecht 
vernichtet  oder  beeinträchtigt  hätte. 

Ein  Wartrecht  erhielten  die  Töchter  erst  durch  Liut- 
prand  65,  wo  es  von  dem  Yater,  der  eine  Erbtochter  im 
Hause  hat,  heisst:  ut  de  rebus  suis  amplius  per  nullum  titu- 
lum  cuiquam  per  donationem  aut  pro  anima  sua  facere  possit 
nisi  partes  duas.  Die  Neuerung  wird  im  Stile  der  auch 
sonst  bei  Liutprand  üblichen  Argimientation  durch  ein  Ge- 
setz Rothari's  (I7t)  motivirt,  wonach  die  Yergabung  von 
Todes  wegen  durch  die  nachträgliche  Geburt  einer  ehelichen 
Tochter  bis  auf  ein  Drittel,  mehrerer  Töchter  bis  zur  Hälfte 
rumpirt  wird.  Ideo  nobis  comparit,  so  schliesst  Liutprand, 
quod  per  nullam  donationem  nee  per  launegild  possit  filiam 
suam  de  ipsam  tertiam  portionem  substantiae  suae  exherede 
facere  et  si  duas  aut  amplius  (filias)  fuerint,  de  medietatem. 
Die  angezogene  Satzung  Rothari's  geht  nicht  von  einem 
Wartrechte  der  Töchter  aus,  sondern  von  dem  Gedanken, 
dass  der  Erblasser,  wenn  er  zur  Zeit  der  thingatio  schon 
eine  Tochter  gehabt  hätte,  nur  über  den  Erbtheil  der  proximi 
verfügt  haben  würde. 

Liutprand's  Constitution,  die  den  Töchtern  ein  Wartrecht 
einräumte ,  stammt  vom  Jahre  725.  Schon  zwölf  Jahre 
früher  hatte  Liutprand  das  Erbrecht  der  Töchter  erweitert, 
indem  er  ihnen,  wenn  echte  Söhne  fehlten,  den  gesammten 


*)  Es  ist  nur  vom  filius  die  Rede,  wie  denn  auch  einer  der  drei 
vennuthlich  im  Anschluss  an  Novelle  115  c.  3  genannten  Enterbungs- 
gründe, die  Unzucht  mit  der  Stiefinutter,  nur  auf  Söhne  passt.  Vergl. 
Tamassia,  Le  Fonti  dell'  Editto  di  Rotari  1889,  S.  16. 
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Nachlass  zusprach^).  Um  so  bezeichnender  ist  es,  dass  er 
ihnen  das  Wartrecht  nur  für  die  Quoten  gewährte ,  wie  sie 
der  Edictus  Rothari's  643  bestimmt  hatte.  Unter  Rothari 
hatten  die  Töchter  ein  Erbrecht  an  einem  Drittel  oder  an 
der  Hälfte  des  Nachlasses,  aber  kein  Wartrecht.  Durch 
Liutprand  empfingen  sie  den  ganzen  Nachlass,  aber  ein 
Wartrecht  nur  für  ein  Drittel  oder  die  Hälfte  des  Nach- 
lasses. Man  sieht,  wie  das  Erbrecht  der  Töchter  sich  all- 
mählich zu  einem  Wartrechte  verdichtete.  Das  Wartrecht 
erwarben  femer  nur  die  ledigen  Töchter,  obwohl  Liutprand 
713  mit  der  Erweiterung  des  Töchtererbrechts  die  zweite 
Neuerung  verbunden  hatte,  dass  er  die  verheiratete  Tochter 
der  ledigen  im  Erbrechte  gleichstellte. 

Unter  Rothari  hatten  nur  die  ledigen  Töchter,  die  filiae 
in  capillo,  das  heisst  die  Töchter,  die  in  der  Haartracht  der 
Mädchen,  mit  unaufgebundenem  Haar  im  väterlichen  Hause 
lebten,  ein  Erbrecht  besessen.  Wurden  sie  verheiratet,  so 
erhielten  sie  eine  väterliche  Aussteuer  (phaderfium)  und 
waren  damit  für  ihr  eventuelles  Erbrecht  abgefunden^). 
Doch  konnte  die  Wittwe  imter  gewissen  Voraussetzungen 
ein  Erbrecht  in  das  väterliche  Vermögen  wieder  gewinnen. 
Nämlich  dann,  wenn  sie  in  das  väterliche  Haus  zurückkehrte, 
nachdem  eine  mundii  liberatio  stattgefunden  hatte').  Diese 
bestand  darin,  dass  der  Vater  den  Erben  des  verstorbenen 
Mannes  die  Hälfte  der  Meta  zurückgab,  die  dieser  aus  An- 
lass  der  Eheschliessung  bezahlt  hatte,  und  dass  er  sich  die 
Tochter  zurücktradiren  liess.  Starb  dann  der  Vater,  so  er- 
hielt die  verwittwete  Tochter  in  Concurrenz  mit  ihren 
ledigen  Schwestern  die  Morgengabe  und  die  volle  Meta  als 
praecipuum.  Die  väterliche  Aussteuer  musste  sie  in  die 
Töchterquote  einwerfen.  Andrerseits  nahm  jede  der  ledigen 
Schwestern  den  Betrag  der  halben  Meta  zum  voraus.  Der 
Rest  der  Töchterquote  wurde  dann  zwischen  der  verwittweten 
Tochter  und  den  ledigen  Töchtern  zu  gleichen  Theilen  ge- 
theilt*). 

*)  Liutprand  Iff.  Nach  Ficker,  Erbenfolge  II  239  ist  Liutprand's 
Gesetz  keineswegs  überall  durchgedrungen.  —  *)  Rothari  181.  — 
')  Rothari  199.  —  *)  Die  Wittwe  empfing  sonach  —  abgesehen  von  der 
Morgengabe  des  Mannes  —   um  die  halbe  Meta  mehr  als  die  ledigen 
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Seit  Liutprand  erbten  die  verheirateten  Töchter  zu 
gleichem  Rechte  mit  den  filiae  in  capillo.  Selbstverständlich 
galt  dies  auch  'für  eine  verwittwete  Tochter. 

Unausgestattete  eheliche  Schwestern  werden  hinsicht- 
lich der  Erbportion  schon  von  Rothari  wie  eheliche  Töchter 
des  Erblassers  behandelt.  Sie  treten,  wenn  Töchter  vor- 
handen sind,  in  die  Töchtergruppe  ein  und  theilen  sich  mit 
ihnen  in  die  Hälfte  des  Nachlasses,  den  ihr  Bruder  hinter- 
liess.  Diese  Gleichstellung  der  Schwestern  mit  den  Töchtern 
hat  ihren  Grund  darin,  dass  der  Bruder  die  Schwestern  nach 
dem  Tode  des  Täters  vom  Erbe  ausgeschlossen  hatte.  Zum 
Ersatz  dafür  haben  sie  nach  dem  Tode  des  ohne  Söhne  ver- 
storbenen Bruders  ein  mit  dessen  Töchtern  concurrirendes 
Erbrecht.  Als  Liutprand  den  Töchtern  den  ganzen  Nach- 
lass  zusprach,  dehnte  er  diese  Erweiterung  des  Erbrechts 
auf  die  Schwestern  aus.  Doch  wurde  die  vom  Bruder  aus- 
gestattete Schwester  der  ausgestatteten  Tochter  nicht  völlig 
gleichgestellt.  Jene  blieb  neben  Töchtern  auf  die  Aus- 
steuer beschränkt.  Wohl  aber  erbte  sie  neben  sorores  in 
capillo  ^).  Auch  wurde  725  das  Wartrecht  der  filia  in  capillo 
nicht  auf  die  soror  in  capillo  ausgedehnt. 

Vaterschwestem ,  die  bis  dahin  keinerlei  Erbrecht  be- 
Töchter. Dieses  Vorrecht  ist  auffallend.  Die  Meta  wird  zur  Zeit  Rotha- 
ri's  an  den  Mundwalt  bezahlt  und  föUt  sonach,  wenn  der  Vater  Mund- 
walt  ist,  in  das  väterliche  Vermögen.  Bei  der  mundii  liberatio  zahlt 
der  Vater  nur  die  halbe  Meta  zurück.  Diesen  Betrag  erhalten  bei  der 
Theilung  der  Töchterquote  die  ledigen  Töchter  des  Erblassers  zur  Aus- 
gleichung als  Voraus.  Da  sollte  man  denn  erwarten,  dass  eine  Hälfte 
der  vom  verstorbenen  Manne  gezahlten  Meta  im  Vermögen  des  Vaters 
hätte  verbleiben  und  in-  der  Gesammtmasse  des  Nachlasses  aufgehen 
müssen.  Wenn  nun  aber  nach  Rothari  199  die  verwittwete  Haustochter 
neben  der  Morgengabe  die  volle  Meta  vorwegnimmt,  also  um  die  Hälfte 
der  Meta  mehr  erhält  als  die  ledigen  Schwestern,  so  habe  ich  daföi 
nur  die  Erklärung,  dass  zu  Rothari's  Zeit  der  Mundwalt  aus  Anlass 
der  Eheschliessung  die  halbe  Meta  dem  verheirateten  weiblichen  Mündel 
zu  überlassen  pflegte.  Während  unter  Liutprand  die  Meta  bereits  von 
vornherein  der  Frau  zugewendet  wurde,  scheint  sie  unter  Rothari  vom 
Vormunde  die  halbe  Meta  erhalten  zu  haben.  So  mag  es  sich  auch 
erklären,  dass  bei  der  mundii  liberatio  und  dass  bei  der  Wiederver- 
heiratung einer  Wittwe  nur  halbe  Meta  zu  zahlen  war.  Vergl.  üb- 
rigens Lex  Burgimd.  86,  2. 

*)  Liutprand  3.  4.    Vergl.  Miller  in  dieser  Zeitschrift  XIH.  71. 
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sessen  hatten,  erhielten  ein  solches  neben  Schwestern  des 
kinderlos  verstorbenen  Neffen  durch  ein  Gesetz  Aistulf  s  vom 
Jahre  755  *).  Die  Begründung  ist  lehrreich.  Aistulf  klagt, 
dass  die  Vaterschwestern  im  Hause  des  Neffen  mit  aufge- 
lösten Haaren  leben,  ohne  bestimmte  Zuwendung  (inordi- 
nate)  und  indem  sie  Noth  leiden,  sich  mit  Knechten  verbinden 
(servis  se  copulabant).  Aistulf  ermahnt  daher  die  Neffen, 
dafür  zu  sorgen,  dass  ihre  Tanten  keine  Noth  leiden  an 
Nahrung,  Kleidung  und  an  Bedienung  (de  obsequio  suo). 
Wenn  aber  der  Neffe  kinderlos  stirbt,  ohne  über  sein  Ver- 
mögen verfügt  zu  haben,  so  sollen  die  Vaterschwestem  sich 
mit  den  Schwestern  des  Erblassers  in  das  Erbe  theilen. 
Die  Vaterschwester  schliesst  also  seit  Aistulf  den  Bruder 
des  Erblassers  vom  Erbe  aus.  Aistulfs  Gesetz  wirft  helles 
Licht  auf  die  Stellung  der  ledigen  väterlichen  Tanten  des 
achten  Jahrhunderts.  Vom  Vatererbe  waren  die  unausge- 
statteten  Töchter  durch  ihre  Brüder  ausgeschlossen.  So 
assen  sie  denn  das  Brod  im  Hause  des  Bruders.  Wenn 
dieser  Söhne  hinterliess,  so  blieben  sie,  nach  Art  von  Haus- 
mägden im  Hause  des  Neffen,  so  ungünstig  gestellt,  dass  es 
sie  keine  Ueberwindung  kostete  mit  Knechten  zu  leben. 
Um  in  diesem  Stücke  das  Problem  der  langobardischen 
Frauenfrage  zu  lösen,  schwang  sich  Aistulf  zu  jener  an  die 
Neffen  gerichteten  Ermahnung  auf  und  gab  er  den  Vater- 
schwestern ein  Erbrecht  neben  Schwestern  des  Erblassers. 
Waren  aber  neben  Schwestern  Töchter  des  Erblassers  vor- 
handen, so  gingen  die  Vaterschwestem  leer  aus. 

Ueberblicken  wir  die  Geschichte  des  langobardischen 
Weibererbrechts  von  den  ältesten  Zeiten  bis  auf  Aistulf,  so 
sehen  wir,  wie  es  sich  schrittweise  allmählich  erweiterte. 
Die  Erweiterung  erfolgte  auf  Kosten  der  parentes  proximi. 
Das  Erbrecht  der  echten  Söhne  blieb  unangetastet  2).  Die 
parentes  proximi  wichen  neben  der  Gruppe  unausgestatteter 
Töchter  zunächst  theilweise  zurück  und  wurden  seit  Liut- 


*)  Aistulf  10.  —  *)  Das  der  unehelichen  Söhne  ist  unter  Liut- 
prand  nicht  mehr  vorhanden.  Doch  kann  man  nicht  sagen,  dass  es 
unmittelbar  zu  Gunsten  der  Töchter  verschwunden  sei,  da  die  Quote 
der  naturales,  wenn  solche  fehlten,  nach  älterem  Rechte  den  Speer- 
magen gebührte. 
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prand  von  unausgestatteten  und  von  ausgestatteten  Töchtern 
völlig  ausgeschlossen.  Ebenso  wurden  sie  von  unausge- 
statteten Schwestern  in  ihrem  Erbrechte  zunächst  beschränkt, 
um  dann  vor  Schwestern  überhaupt  zurückzutreten.  Endlich 
wurde  ihnen  auch  die  unausgestattete  Vaterschwester  vor- 
gezogen, so  dass  diese  den  Brüdern  und  Yaterbrüdem  voran- 
ging. Nach  alledem  hat  das  Weibererbrecht  in  der  Zeit  des 
nationalen  Königthums  nicht  eine  allmähliche  Abschwächung 
sondern  eine  allmähliche  Erweiterung  erfahren. 

Wenn  es  nach  der  fränkischen  Eroberung  stagnirte,  so 
lag  der  Grund  darin,  dass  einerseits  die  fränkische  Gesetz- 
gebung keinen  Anlass  hatte,  in  das  Weibererbrecht  des 
Edictus  reformirend  einzugreifen,  und  dass  andrerseits  die 
langobardische  Rechtswissenschaft  mit  Aengstlichkeit  an  dem 
Buchstaben  des  Edictus  festhielt.  Diese  Buchstabeninter- 
pretation und  nicht  etwa  volksthümliche  Rechtsbildung  hat 
sogar  einen  Rückschritt  verursacht,  indem  sie  das  Erbrecht 
der  Mutter  beseitigte.  Die  Mutter  wird  im  Edict  als  Erbin 
nicht  besonders  genannt.  Das  beruht  auf  Zufall.  Denn 
Rothari  nennt  in  den  massgebenden  Kapiteln  (154 — 160) 
auch  den  Yater  nicht,  von  dem  wir  in  anderer  Stelle  er- 
fahren, dass  er  sogar  ein  Wartrecht  am  Yermögen  des  kinder- 
losen Sohnes  besass  ^).  Dass  einst  auch  die  Mutter  ein  Erb- 
recht hatte,  folgt  aus  der  in  den  Edictus  nicht  aufgenom- 
menen Notitia  de  actoribus,  die  in  c.  4  einen  Anspruch  der 
Mutter  auf  das  Wergeid  des  Sohnes  kennt  ^). 

Bei  Behandlung  des  langobardischen  Rechtes  wird 
Ficker  sichtlich  durch  dessen  vorausgesetzte  Verwandtschaft 
mit  dem  gothländischen  Rechte  beeinflusst.  Für  das  goth- 
ländische  Weibererbrecht  verweist  er  mehrfach  auf  die  noch 
nicht  vorliegende  Untersuchung  über  das  Erbrecht  der  Weiber. 
Folgen  wir  Ficker  in  den  Bemerkungen,  die  er  vorweg- 
nimmt^), so  waren  die  Töchter  im  Allgemeinen  durch  den 
absteigenden  Mannsstamm  des  Erblassers  ausgeschlossen. 
Jedoch  gebührte  der  Gruppe  der  unausgestatteten  Töchter 
ein  Achtel  des  väterlichen  Gutes.  Gelangten  Schwertmagen 
der  Seitenlinien  zum  Erbe,    so   wurde   den  Töchtern  oder 

»)  Rothari  170.  —  *)  Vergl.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte 
3.  Aufl.  S.  327,  Anm.  327.  —  »)  Erbenfolge  II  239  ff. 
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deren  Kindern,  wenn  solche  fehlten,  den  Schwestern  oder 
deren  Kindern,  in  deren  Ermangelung  den  Vaterschwestem 
oder  deren  Kindern  der  sogenannte  Weibertheil  (quinna 
lutr)  ausgekehrt.  Wie  gross  der  "Weibertheil  sei,  ist  in 
Gotlandslagen  nicht  gesagt.  Picker  vermuthet  Halbtheilung 
aus  keinem  anderen  Grunde,  als  weil  diese  das  einfachste 
Theilungsverhältniss  sei.  Mit  Hülfe  dieser  Vermuthung  ge- 
winnt er  eine  Parallele  zum  langobardischen  Rechte,  aber 
freilich  nur,  indem  er  auch  für  dieses  mit  einer  Vermuthung 
operirt,  nämlich  mit  der  bereits  besprochenen  Yermuthung, 
dass  eine  einzelne  Erbtochter  neben  unechten  Söhnen  imd 
parentes  proximi  ursprünglich  die  Hälfte  imd  nicht,  wie  es 
Rothari  158  heisst,  ein  Drittel  des  Nachlasses  empfangen 
habe.  Die  Stellung  der  Vaterschwester  kommt  für  die  ur- 
sprüngliche Verwandtschaft  der  beiden  Erbentafeln  nicht  in 
Betracht,  da  die  Vaterschwester  bei  den  Langobarden,  wie 
Ficker  selbst  betont,  erst  755  ein  Erbrecht  erhielt.  Was 
Schwestern  und  Töchter  betrifft,  so  sind  jene  bei  den  Lango- 
barden in  die  Töchtergruppe  gestellt,  während  im  gothlän- 
dischen  Rechte  nach  Ficker's  Darstellung  die  Schwestern 
zum  Weibertheil  erst  gelangen,  wenn  weder  Töchter  noch 
Kinder  derselben  vorhanden  sind.  Jedenfalls  geht  die  Ver- 
wandtschaft beider  Rechte  nicht  so  weit,  dass  man  aus  der 
Gestaltung  des  gothländischen  Weibererbrechts  Rückschlüsse 
auf  die  Entwicklung  des  langobardischen  ziehen  könnte. 

Die  Lösung  einer  Reihe  von  Schwierigkeiten  des  ger- 
manischen Erbrechtes  würde  der  Titel  de  successionibus  in 
den  westgothischen  Leges  Eurici  (c.  320)  enthalten,  wenn  er 
uns  vollständig  überliefert  wäre.  Der  Text  ist  leider  lücken- 
haft. Gleich  der  Anfang  zeigt  eine  Lücke  von  drei  Zeilen. 
Doch  liest  Zeumer's  im  Druck  befindliche  Quartausgabe  der 
Leges  Visigothorum  immerhin  mehr  als  seine  bereits  vor- 
liegende Oktavausgabe  bietet.  Da  Zeumer  in  der  Fort- 
setzung seiner  Geschichte  der  westgothischen  Gesetzgebung 
auf  die  Frage  des  westgothischen  Weibererbrechts  denmächst 
zu  sprechen  kommen  wird  ^),  will  ich  mich  hier  möglichst 
kurz  fassen. 

^)  Im  Neuen  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Ge- 
schichtskunde XXVI. 
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Die  Recessvindiana  enthält  in  lY,  2,  9  ein  Gesetz  Chin- 
dasvind's,  das  die  Weiber  den  Männern  im  Erbrechte  schlecht- 
weg gleichstellt.  Die  Begründung:  nam  iustum  oninino  est, 
ut  quos  propinquitas  nature  consociat,  hereditarie  successio- 
nis  ordo  non  dividat,  legt  die  Yermuthung  nahe,  dass  es 
sich  um  eine  Neuerung  handelt,  und  zwar  um  Beseitigung 
der  letzten  Reste  von  Zurücksetzung  der  Weiber ,  die  der 
bis  dahin  geltende  ordo  successionis  noch  hatte  bestehen 
lassen.  Yereinzelte  Besserungen  des  Weibererbrechts  hatte 
schon  Eurich  durchgeführt.  Der  Schluss  von  Leges  Eurici 
c.  320  enthält  einen  Passus,  der  die  zur  Nonne  gewordene 
puella  betrifft.  Deutlich  wird  darin  zwischen  terra  und  reli- 
quae  facultates  unterschieden.  An  jener  soll  die  puella 
sanctimonialis  einen  Sohnestheil  erhalten  aber  nur  zu  Leib- 
zucht, so  dass  die  terra  nach  ihrem  Tode  der  Verwandtschaft 
heimfaDt,  wogegen  sie  über  die  reliquae  facuJtates  frei  ver- 
fügen kann.  In  den  vorhergehenden  Textfragmenten  ist  von 
der  Concurrenz  anderer  Töchter  mit  Söhnen  des  Erblassers 
die  Rede.  Auch  hier  wird  zwischen  terrae  unterschieden, 
die  nach  dem  Tode  der  Tochter  ad  heredes  superius  com- 
prehensos  zurückfallen  sollen,  und  den  reliquae  facultates, 
über  die  sie  beliebig  verfügen  darf.  Allem  Anscheine  nach 
Hess  Eurich  eine  Beschränkung  des  Töchtererbrechts  hin- 
sichtlich des  Grundbesitzes  bestehen,  indem  er  den  Töchtern 
des  Erblassers  daran  zwar  einen  Antheil  aber  nur  zu  Leib- 
zucht gewährte. 

Diese  Beschränkung  scheint  dann  Leovigild  beseitigt  zu 
haben,  denn  die  Antiqua  in  Lex  Yisig.  Reccessv.  lY,  2,  1  be- 
stimmt: si  pater  vel  mater  intestati  discesserunt,  sorores  cum 
fratribus  in  omni  parentum  facultate  absque  aliquo  obiectu 
equali  divisione  succedant.  Dass  die  sorores  den  fratres 
vorangestellt  sind,  dass  die  Nachfolge  zu  gleichem  Recht  in 
das  gesammte  Yermögen  der  Eltern  ohne  Schranke  erfolgen 
soll,  deutet  an  sich  auf  eine  früher  vorhandene  Beschrän- 
kung des  Töchtererbrechts. 

Für  das  älteste  Recht  der  salischen  Franken  giebt  uns 
der  viel  besprochene  Titel  der  Lex  Salica  59  de  alodis 
schwer  zu  lösende  Räthsel  auf.  Nach  den  vier  Handschriften 
der  ältesten  Handschriftenfamilie  ist  bei  kinderlosem  Tode 
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des  Erblassers  die  Mutter  Erbin;  si  mater  non  fuerit,  folgen 
Brüder  und  Schwestern,  wenn  auch  diese  fehlen,  die  soror 
matris.  Dann  soll,  wer  de  illis  generationibus  der  Nächste 
ist.  Erbe  nehmen.  Hinsichtlich  der  Liegenschaften  gebührt 
Weibern  kein  Antheil  am  Erbe;  sondern  der  ganze  Grund- 
besitz (tota  terra)  fällt  an  jene,  die  vom  Mannsgeschlechte 
her  Brüder  sind.  Unter  den  illae  generationes  können,  da 
unmittelbar  vorher  die  soror  matris  genannt  ist,  nur  Mutter- 
magen gemeint  sein. 

Titel  59  der  Lex  Salica  ist  die  Hauptstütze  der  Theorie 
von  den  Resten  germanischen  Mutterrechtes.  Allein  einen 
Anstoss  bildet,  dass  der  Mutterbruder  in  der  Erbenreihe 
fehlt,  der  ja  bekanntlich  in  der  Lehre  des  Mutterrechtes 
eine  erhebliche  Rolle  spielt.  Ficker  will  sich  damit  helfen, 
dass  er  in  den  Worten  soror  matris  das  Wort  soror  auf  Ge- 
schwister beiderlei  Geschlechtes  bezieht^).  Er  beruft  sich 
dafür  auf  Lex  Burgundionum  14,  2,  wo  das  Wort  sorores 
diese  Bedeutung  habe.  Abgesehen  davon,  dass  dies  meines 
Erachtens  nicht  zutrifft  2),  hat  die  Lex  Burg,  wenigstens  den 

*)  Erbenfolge  III  520.  —  ')  Si  forte  defiinctus  nee  filium  nee  filiam 
reliquerit,  ad  sorores  vel  propinquos  parentes  hereditas  redeat.  Wie 
Ficker,  Erbenfolge  III  522,  mit  Recht  bemerkt,  lässt  sich  ein  Vorzug 
der  Schwestern  vor  den  Brüdern  mit  den  sonstigen  Angaben  der  Lex 
Burg,  nicht  in  Einklang  bringen.  Vater  und  Brüder  des  Erblassers 
schlössen  die  Schwestern  mindestens  von  jenem  Theüe  des  Nachlasses 
aus,  den  der  Erblasser  aus  der  wartrechtlich  gebundenen  Hälfte  des 
väterlichen  Vermögens  erhalten  hatte.  Lex  Burg.  51.  78.  Vergl.  meine 
Beiträge  zur  Geschichte  des  german.  Wartrechtes  in  der  Berliner  Fest- 
gabe für  Demburg  1900,  S.  49.  Ob  er  in  das  sonstige  Vermögen  von 
Brüdern  und  Schwestern  zu  gleichen  Theilen  beerbt  wurde,  wie  Ficker 
vermuthet,  mag  hier  dahingestellt  bleiben.  In  Lex  Burg.  14,  2  will 
Ficker  dadurch  über  die  Schwierigkeit  hinwegkommen,  dass  er  das 
Wort  sorores  mit  Geschwister  übersetzt,  so  dass  es  auch  die  Brüder 
in  sich  schlösse.  Allein  solcher  Sprachgebrauch  ist  im  üebrigen  der 
Lex  Burg,  fremd.  Er  lässt  sich  in  keinem  Volksrechte  mit  Sicherheit 
nachweisen  und  widerstreitet  der  mittelalterlichen  Latinität.  Uebrigens 
würde  in  14,  2  auch  bei  Fickers  Uebersetzung  eine  Ungenauigkeit  vor- 
liegen ,  weil  ja  mindestens  die  vom  Vater  her  erworbene  portio  des 
Erblassers  nur  an  dessen  Brüder,  nicht  an  die  Schwestern  fiel.  Mir  ist 
es  das  Wahrscheinlichste,  dass  der  burgundische  Gesetzgeber  mit  den 
Worten  ad  sorores  vel  propinquos  parentes  nur  das  Successionsr-.cht 
der  Schwestern,  nicht  aber  deren  Stellung  in  der  Successionsordnung 


i4  Heimich  Bruimer. 

Plural.  Dass  der  Singular  soror  in  Lex  Salica  59  das  Ge- 
Bchwister  bedeute,  ist  nach  dem  Zusammenhange  mmiöglich. 
Uümittelbaj  vorher  heisst  es:  si  mater  non  fuerit  et  fratrem 
aut  sororem  dimiserit,  ipsi  in  hereditatem  stlccedant.  In 
dem  folgenden  Satze:  tunc  si  ipsi  non  ftieriht,  soror  matris 
in  hereditatem  succedat,  sind  unter  den  ipsi  der  frater  und 
die  Boror  «a  rerstehen.  Sefest  man  frater  aut  soror  statt  ipsi 
ein,  so  lautet  der  Satz :  tunc  si  frater  aut  soror  nori  fuerint, 
soror  matris  succedat.  Da  ist  es  doch  wohl  undenkbar,  dass 
unter  der  soror  matris  Mutterbruder  und  Mutterschwester 
gemeint  seien. 

Die  meisten  Gegner  des  salischen  Mutterrechtes,  be- 
trachten die  Erbentafel  der  Lex  Salica  als  eine  unvollstän- 
dige. Manche  glauben,  dass  der  Vater  als  vorverstorben 
gedacht  sei^).  Andere  meinen,  der  Titel  habe  vornehmlich 
das  Erbrecht  der  weiblichen  Verwandten  regeln  wollen,  das 
bis  dahin  zweifelhaft  oder  streitig  gewesen  sei.  Die  Männer 
seien  als  selbstverständliche  Erben  nicht  genannt  Worden. 
Allein  dann  wäre  nicht  einzusehen,  warum  in  §  2  der  Bruder 
genannt  ist,  dessen  Erbrecht  doch  wohl  ebenso  selbstver- 
ständlich war,  als  das  des  nicht  genannten  Vaters  oder  Vater- 
bruders. Auch  wäre  unbegreiflich,  warum  in  der  Reihe  der 
weiblichen  Verwandten  die  Vaterschwester  fehlt. 

Das  Charakteristische  der  Erbenreihe,  wie  sie  Lex  Salica 
c.  1 — 4  darbietet,  ist,  dass  nur  Muttermagen  des  kinderlosen 
Erblassers  genannt  sind.  Brüder  und  Schwestern  können 
freilich  gleichfalls  oder  ausschliesslich  Vatermagen  sein.  Je- 
doch als  Muttermagen  kommen  neben  VoUgeschwistem  auch 
Halbbrüder  und  Halbschwestern  von  der  Mutterseite  her  in 
Betracht.  Die  Lex  Salica  versteht  unter  frater  aut  soror 
gleichmuttrige  Geschwister  mit  £linschluss  der  mütterlichen 
Halbgeschwister. 

der  Seitenverwandten  normiren  wollte.  Es  kam  ihm  nm-  darauf  an 
zu  betonen,  dass  von  den  weiblicuen  Seitenverwandten  die  Schwestern 
überhaupt  ein  Erbrecht  haben.  Den  Anlass  bot  vielleicht  eine  Fassung 
einer  vorbildlichen  Stelle  der  Leges  Eurici,  worin,  um  das  Erbrecht 
der  sorores  zu  betonen,  diese  anderen  Seitenverwandten  vorangestellt 
waren  etwa  wie  in  Lex  Reccessv.  IV,  2, 1. 

*)  So  Geffcken,  Lex  Salica  S.  223,  wo  auch  über  die  verschie- 
denen Ansichten  referirt  wird. 
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Die  Lex  Salica  ist,  wie  nicht  oft  genug  betont  werden 
kann,  keine  erschöpfende  Aufzeichnung  des  Volksrechtes, 
sie  hat  zahb*eiche  Einzelsatzungen,  darunter  Gelegenheits- 
gesetze, in  sich  aufgenommen.  Eine  solche  Einzelsatzung 
ist  der  Titel  de  alodis.  Er  wurde  erlassen,  um  die  Erbfolge 
der  Muttermagen  zu  regeln,  hinsichtlich  deren  vermuthlich 
örtliche  Yerschiedenheiten  bestanden  hatten.  Was  die  Mutter- 
magen erhalten,  ist  nicht  der  ganze  bewegliche  Nachlass 
sondern  ein  Theil  davon  ^).  Nachmals  tritt  gerade  in  frän- 
kischen Kechten  eine  scharfe  Scheidung  zwischen  Vater- 
und  Muttermagen  hervor.  Sie  macht  sich  schon  in  der  Lex 
Salica  bei  Wergeidanspruch  imd  Wergeidhaftung  geltend, 
80  sehr,  dass  in  Ermangelung  von  Vater-  .bezw.  Muttermagen 
deren  Quote  an  den  Fiscus  fallt.  Gleiche  Sonderung  finden 
wir  bei  der  Eideshilfe,  in  jüngeren  Quellen  auch  bei  der 
Vormundschaft.  Im  Erbgang  wird  nachmals  die  Fahmiss 
zu  gleichen  Hälften  zwischen  Vater-  und  Muttermagen  ge- 
theilt. 

Für  die  Erbfolge  der  Muttermagen  ist  der  Titel  voll- 
ständig. Die  der  Vatermagen  hatte,  weil  feststehend  und 
unbestritten,  keinen  Anlass  zu  gesetzlicher  Fixirung  gegeben. 
Der  Antheil  der  Mutterseite  wird  als  bekannt  vorausgesetzt. 

Li  die  Lex  Salica  aufgenommen  musste  die  erbrecht- 
liche Satzung,  weil  sie  nur  die  Muttermagen  im  Auge  hatte, 
als  imvoUständig  erscheinen.  Die  jüngeren  Handschriften 
der  Lex  suchten  sie  daher  zu  ergänzen.  Zunächst  wurde, 
um  die  Reihe  der  weiblichen  Verwandten  zu  vervollständigen, 
die  Vaterschwester  hinter  der  Mutterschwester  eingeschoben. 
Schon  der  Wolfenbüttler  Codex  giebt  der  Vaterschwester 
ein  Erbrecht,  wenn  eine  Mutterschwester  fehlt.  Ebenso  die 
Handschriften  der  zweiten  und  dritten  Familie  und  die 
Heroldina.  Nach  der  Lex  Bibuaria,  deren  Erbrechtstitel  (56) 
dem  der  Lex  Salica  nachgebildet  ist,  sind  Mutter-  und 
Vaterschwester  gleichberechtigte  Erben.  Die  Handschriften 
der  Lex  Salica  emendata  reihen  die  Vaterschwester  vor  der 


')  Im  Wolfenbüttler  Codex  heisst  es  von  der  Mutter:  inde  heredi- 
tatem  accipiat.  Im  Schlusssatz  sagen  die  meisten  Handschriften,  dass 
den  Weibern  von  der  terra  nulla  portio  gebühre.  Ganz  folgerecht, 
wenn  sie  von  der  Fahrniss  nur  eine  portio  erhalten. 


16  Heinrich  Brunner, 

Mutterschwester  ein.  Yon  der  zweiten  Handschriftenfamilie 
ab  suchen  alle  Texte  der  Lex  Salica  eine  Erbentafel  der 
ganzen  Yerwandtschaft  herzustellen ,  indem  sie  neben  der 
Mutter  den  Yater  nennen,  so  dass  beide  als  nächste  Erben 
des  kinderlosen  Erblassers  erscheinen.  Ebenso  verfahrt  die 
Lex  Ribuaria. 

Nachdem  hinter  der  soror  matris  die  soror  patris  ein- 
geschoben worden  war,  veränderte  sich  der  ursprüngliche 
Sinn  des  unmittelbar  folgenden  Satzes,  der  den  proximior 
de  ilHs  generationibus  erben  lässt,  da  nunmehr  unter  den  illae 
generationes  Vatermagen  zu  verstehen  waren.  In  der  That 
ergänzen  die  Handschriften  der  zweiten  Familie  und  alle 
jüngeren  die  Stelle  durch  den  Zusatz :  qui  ex  paterno  genere 
veniunt    oder   sie  bringen  eine  gleichbedeutende  Wendung. 

Der  in  die  langobardischen  quaestiones  ac  monita  auf- 
genommene Tractat:  successio  lege  Salica  folgt  in  den  hier 
erörterten  Punkten  der  Emendata  und  fügt  zum  Schlüsse 
hinzu:  sed  ahas  feminas  non  vocant  ad  successionem  homi- 
nes  Salici  nisi  istas  quas  supra  dixi '). 

Ob  die  Folge  Ordnung  der  Emendata  und  der  ihr  voran- 
gegangenen Zwischentexte,  kraft  deren  von  den  Muttermagen 
nur  die  Mutter,  gleichmuttrige  Geschwister  und  Mutter- 
schwestern erben,  in  Theilen  des  salischen  Rechtsgebietes 
jemals  Geltung  besessen  hatte  oder  etwa  imter  dem  Ein- 
fluss  der  Lex  Salica  allgemeine  dauernde  Geltung  erlangte, 
darf  füglich  bezweifelt  werden.  Was  wir  aus  jüngeren  frän- 
kischen Quellen  wissen,  spricht  nicht  dafür '^). 

Dagegen  werden  wir  der  Folgeordnung  der  Lex  Ribu- 
aria unbedenklich  volle  Realität  zusprechen  dürfen.  Sie  hat 
zur  Zeit  der  Abfassung  des  entsprechenden  Theiles  der  Lex 
Ribuaria  bei  den  Ribuariem  in  der  Hauptsache  sicherlich 
schon  gegolten.  Darnach  succedirten  in  die  Fahmiss,  wenn 
Vater  und  Mutter  noch  lebten,  die  beiden  Eltern'),  dann 


»)  Mon.  Germ.  LL.  IV  590.  -  *)  Ficker  II  247  verspricht  zu  be- 
gründen, dass  die  Bevorzugung  des  genus  patemum,  wie  sie  die  späteren 
Texte  der  Lex  Salica  betonen,  nie  gemeines  fränkisches  Recht  gewesen 
sein  kaim.  —  *)  Lex  Rib.  56:  si  pater  materque  subrectis  fuerint,  in 
hereditate  succedant.  Der  Wortlaut  deutet  auf  einen  Rechtssatz  hin, 
den  wir  nachmals  in  fränkischen  Rechten  finden,  dass  die  voUe  Be- 
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Brüder  und  Schwestern,  dann  Vater-  und  Mutterschwestern, 
eventuell  der  proximus  bis  zum  fünften  Knie. 

Von  den  Liegenschaften  sind  "Weiber  durch  den  Manns- 
stamm ausgeschlossen.  Sed  ad  virilem  sexum  qui  fratres 
fuerint,  tota  terra  perteneat.  Bei  virilis  sexus  denken  manche 
nur  an  das  Geschlecht  des  Erben,  nicht  an  das  Geschlecht 
des  Stammes,  so  dass  also  mütterliche  Halbbrüder,  Mutter- 
brüder und  andere  männliche  Muttermagen  in  die  terra  suc- 
cedirt  hätten.  Ich  fasse  das  Wort  als  Mannsstamm,  da  der 
Ausdruck  virilis  sexus  neben  fratres  völlig  übeiflüssig  wäre, 
wenn  darunter  das  Geschlecht   der  Erben  gemeint  wäre^). 

Zur  Zeit,  da  die  Satzung  entstand,  die  als  Titel  de 
alodis  in  die  Lex  Salica  aufgenommen  wurde,  war,  wie  ich 
vermuthe,  die  Folgeordnung  der  Vatermagen  derart  geregelt, 
dass  dem  kinderlosen  Erblasser  zunächst  der  Vater,  dann 
gleichvatrige  Geschwister,  dann  die  Vaterschwester  folgten. 
Denn  die  Muttermagenfolge  des  ursprünglichen  Titels  59 
scheint  der  Vatermagenfolge  nachgebildet  worden  zu  sein, 
die  man  gesetzlich  nicht  zu  regeln  brauchte ,  weil  sie  be- 
kannt und  unbestritten  war.  Das  geht  meines  Erachtens 
aus  den  Ergänzungsversuchen  der  jüngeren  Handschriften 
deutlich  hervor.  Auch  dürfte  sich  das  Vorrecht  der  Mutter- 
schwester am  einfachsten  als  Nachbildung  eines  Vorrechts 
der  Vaterschwester  im    Kreise    der  Vatermagen   erklären  ^). 


erbung  des  Sohnes  durch  die  Eltern  nur  bei  ungebrochenem  (geheelem) 
Bette  stattfindet  (vergl.  meine  Forschungen  S.  717),  wogegen  bei  ge- 
brochenem Bette  der  überlebende  Eltemtheil  den  Nachlass  mit  den 
Geschwistern  oder  mit  entfernteren  Magen  des  vorverstorbenen  pareus 
theilen  muss.  Manche  Rechte  verweigern  bei  gebrochenem  Bette 
dem  überlebenden  Eltemtheil  jedes  Erbrecht.  Vgl.  F  ick  er,  Erben- 
folge II  210  f. 

^)  Unter  fratres  sind  doch  wohl  mit  Gefibken  die  Brüder  (gleich- 
vatrige Brüder),  nicht  die  Söhne  des  Erblassers  zu  verstehen.  Es  war 
ja  vorher  von  einem  kinderlosen  Erblasser  die  Rede  gewesen.  Die  ur- 
sprüngliche Bedeutung  der  terra  Salica,  die  jüngere  Handschriften  ent- 
halten, mag  hier  ausser  Betracht  bleiben.  Im  7.  und  8.  Jahrhundert 
verstand  man  darunter,  wie  Marculf  II,  12  und  Carta  Senon.  45  ersehen 
lassen,  das  Gut,  das  der  Erblasser  vom  Vater  ererbt  hatte.  Dem  ent- 
spricht es,  dass  Lex  Rib.  56  die  terra  aviatica  nennt.  —  »)  Geffcken, 
Lex  Salica  S.  225  denkt  an  die  mütterliche  Dos,  die  der  Erblasser  von 
der  Mutter  geerbt  hatte,  und  findet  es  natürlich,  dass  die  Mutter- 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.   XXI.  Germ.  Abth.  2 


IS  Heimich  Brunaer, 

Auf  die  Textirung  des  Gesetzes  war  es  vielleicht  nicht  ohne 
Einfluss,  dass  die  Leges  Eurioi  c.  329  die  matertera  der 
amita  gleichstellten  und  dass  sie  bei  der  Regelung  des 
Töchtererbrechts  zwischen  Grundbesitz  und  reliquae  facul- 
tates  unterschieden. 

Hatte  im  salfränkischen  Rechte  die  Vaterschwester  bei 
der  Fahmisserbfolge  ein  Vorrecht  vor  den  Vaterbrüdem,  so 
scheint  mir  dies  auf  eine  ursprüngliche  Zurücksetzung  der 
weiblichen  Verwandten  im  Kreise  der  väterlichen  Hausge- 
nossenschaft, insbesondere  auf  eine  Zurücksetzung  der  Töchter 
hinter  den  Söhnen  hinzudeuten.  Bei  einem  Theile  des  frän- 
kischen Stammes,  nämlich  bei  den  chamavischen  Franken 
zeigt  sich  solche  Zurücksetzung  zu  Anfang  des  neunten 
Jahrhunderts,  indem  der  Sohn  des  Francus  homo  die  Tochter 
vollständig  vom  Erbe  des  Vaters  ausschliesst,  wogegen  das 
mütterliche  Erbe  von  Söhnen  und  Töchtern  zu  gleichem 
Rechte  getheilt  wird. 

Mutterrechtliche  Consequenzen  können  aus  Lex  Salica  59 
nicht  gezogen  werden.  Die  vielfach  betonte  Thatsache,  dass 
die  Benennung  des  Mutterbruders  avunculus,  Onkel,  auf  den 
Vaterbruder  ausgedehnt  wurde,  wird  aufgewogen  durch  die 
Entwicklung,  kraft  deren  das  Wort  für  Vaterschwestcr  amita, 
altfranzösisch  ante,  unser  heutiges  Wort  Tante  zur  Bezeich- 
nung der  Eltemschwestern  überhaupt  geworden  ist. 

Neuestens  sprach  Ernst  Mayer  die  Ansicht  aus,  es  lasse 
sich  „im  fränkischen  Rechte  für  die  gemeinen  Leute  noch 
ziemlich  spät  die  Erbfolgeordnung  des  Mutterrechtes  ver- 
folgen, wie  sie  das  salische  Recht  noch  zum  Theil  kennt"  ^). 
Er  beruft  sich  dafür  auf  eine  schon  von  Lamprecht  *)  heran- 

schwester  die  Nächstberechtigte  war,  wenn  der  Erblasser  weder  Kinder 
noch  Vater,  noch  Geschwister,  noch  mütterliche  Grossei tem  hinter- 
lassen hatte.  Warum  sollte  aber  der  Mutterbruder  nicht  mindestens 
gleichen  Anspruch  auf  die  mütterliche  Dos  haben  wie  die  Mutter- 
schwester? 

')  Deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte  1 419.  —  *)  Bei- 
träge zur  Geschichte  des  französischen  Wirthschaftslebens  im  elften 
Jahrhundert  1878,  S.  89,  Anm.  75.  Lamprecht  beschränkt  sich  auf  die 
Bemerkung:  Bei  dieser  Erbfolgeordnung  föllt  die  alleinstehende  Nen- 
nung der  Geschwister  der  Mutter  (nicht  aber  des  Vaters)  auf,  ein  eigen- 
thümlicher  Nachklang  der  L.  Salica  59,  3. 
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gezogene  Urkunde  vom  Jahre  1109,  Cartulaire  de  l'eglise 
de  Notre  Dame  de  Paris  I  376  f.  Nach  dieser  Urkmide 
bitten  die  Knechte  der  Kirche  (servi  sanctae  Mariae),  dass 
wenn  einer  von  ihnen  stürbe,  res  et  possessiones  illius  pro- 
pinquiores  eins  parentes  hereditario  iure  possiderent  scilicet 
filius  aut  filia,  frater  aut  soror,  nepos  aut  neptis,  pater  aut 
mater,  avunculus  aut  matertera  et  remotis  omnibus  aliis 
parentibus  parentes  tantae  propinquitatis  in  hereditatem  sibi 
invicem  succederent;  quod  si  nulla  nominatarum  personarum 
superstes  existeret  ad  cognatos  et  ad  alios  parentes  heredi- 
tas  nequaquam  procederet  sed  Parisiensis  ecclesia  statim 
illius  heres  fieret.  In  der  Reihe  der  aufgezählten  Erben 
könnte  als  Merkmal  mutterrechtlicher  Folge  höchstens  in 
Betracht  kommen,  dass  von  den  Elterngeschwistern  nur  der 
avunculus  und  die  matertera  genannt  sind.  Allerdings  be- 
zeichnen jene  Ausdrücke  in  genauer  Anwendung  nur  die 
Muttergeschwister.  Allein  im  zwölften  Jahrhundert  wird 
avimculus  schon  längst  sowohl  für  den  Vaterbruder,  wie  für 
den  Mutterbruder  gebraucht.  Und  matertera  bezeichnet  ge- 
legentlich auch  die  Vaterschwester  ^).  Dass  beide  Ausdrücke 
hier  in  weiterem  Sinne  gemeint  und  nicht  auf  Mutter- 
geschwister zu  beschränken  sind,  folgt  aus  dem  Passus: 
parentes  tantae  propinquitatis.  Für  das  erbetene  und  er- 
wirkte Erbrecht  soll  die  Verwandtschaftsnähe  massgebend 
sein,  wie  sie  sich'  aus  der  vorausgegangenen  Aufzählung  der 
erbberechtigten  Verwandten  ergiebt.  Selbstverständlich  sind 
dem  Erblasser  die  Vatergeschwister  ebenso  nahe  verwandt, 
sind  sie  parentes  tantae  propinquitatis  wie  die  Mutter- 
geschwister. 

Das  Erbrecht,  das  die  servi  erbitten,  bezieht  sich  auf 
die  res  et  possessiones,  also  jedenfalls  auf  Grundbesitz.  Das 
„landrechtliche  Erbrecht",  dessen  Einführung  in  eine  unfreie 
Ansiedelimg  hier  erfolgt  sein  soll  ^),  war  bei  den  Salfranken 
niemals  derart  gestaltet,  dass  nicht  die  Geschwister  des 
Vaters,  sondern  die  der  Mutter  in  den  Grundbesitz  gefolgt 
wären. 


*)  Siehe  das  Citat  aus  Johannes  Skenaeus  bei  Du  Cange-Henschel, 
üloss,  IV  320  s.  V.  matertera.  —  »)  So  Ernst  Mayer  a.  a.  0.  Anm.  48. 
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Die  liberti  der  altgermanischen  Zeit. 

Von 
Herrn  Professor  Dr.  Rudolph  Sohm 

in  Leipzig. 

Die  liberti,  welche  bei  Tacitus  Germ.  cap.  25  genannt 
werden,  haben  bis  jetzt  die  Aufmerksamkeit  der  Rechts- 
historiker nur  wenig  in  Anspruch  genommen.  Man  geht 
davon  aus,  dass  es  sich  um  durch  Rechtsgeschäft  Freige- 
lassene handelt,  und  man  meint,  dass  die  Freilassung  zu  un- 
vollkommenem Recht,  die  in  den  späteren  Quellen  einen 
breiten  Raum  einnimmt,  schon  bei  Tacitus  geschildert  sei  ^). 
Gegen  diese  Auffassung  streitet  nach  meiner  Ansicht  die 
Thatsache,  dass  die  durch  privates  Rechtsgeschäft  zu  min- 
derer Freiheit  Freigelassenen  ihrer  grossen  Mehrzahl  nach 
als  Bestandtheil  der  bäuerlichen  Bevölkerung  auftreten. 
Das  entspricht  der  Schilderung,  die  Tacitus  von  den  Hberti 
giebt,  nicht.  Vielleicht  ist  eine  andere  Auslegung  der  Stelle 
möglich. 

Die  Stelle  lautet: 

Liberti  non  multum  supra  servos  sunt,  raro  aliquod 
m  Omentum  in  domo,  numquam  in  civitate,  exceptis  dum- 
taxat  iis  gentibus,  quae  regnantur:  ibi  enim  et  super  in- 
genuos  et  super  nobiles  ascendunt;  apud  ceteros  impares 
libertini  libertatis  argumentum  sunt. 

Eins  ist  klar,  nämlich  dass  diese  „Freigelassenen" 
dicht  freigelassen,  nämlich  nicht  im  Rechtssinne  freigelassen 
sind.  Im  Staate  (in  civitate)  haben  sie  für  die  Regel  keiner- 
lei Bedeutung.     Am  Staate  haben    sie  keinen  Antheil. 

»)  Vgl.  H.  Brunner,  Deutsche  RG.,  Bd.  1  S.  97.  R.  Schröder. 
Deutsche  RG.,  3.  Aufl.,  S.  47. 
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Sie  sind  damit  von  der  Freiheit  eines  freien  Mannes  aus- 
geschlossen. Sie  sind  und  bleiben  Unfreie  trotz  ihrer 
„Freilassung"  (non  multum  supra  servos  sunt).  Und  doch 
gab  es  zweifellos  schon  in  alter  Zeit  eine  Freilassung,  die 
nicht  bloss  das  Hauskind,  sondern  ebenso  den  Unfreien  zum 
Vollfreien,  zum  Heermann,  zum  Staatsbürger  machen  konnte: 
die  Wehrhaftmachung  in  der  Heerversammlung,  welche  eine 
Freilassung  durch  Beschluss  der  Heerversammlung  (des 
Souveräns)  bedeutete,  vgl.  Germ.  c.  13.  Die  liberti,  von 
denen  Tacitus  spricht,  sind  nicht  durch  das  Heer,  durch 
eine  Handlung  der  Staatsgewalt,  sondern  nur  durch  ihre 
Herren  „freigelassen".  Ihre  Freiheit  ist  darum  keine  Frei- 
heit im  Kechtssinne.  Welche  Handlung  des  Herrn  ist  es, 
die  sie  „freigelassen"  hat?  Das  ist  die  Frage.  Die  herrschende 
Lehre  sagt:  ein  privates  Rechtsgeschäft  der  Freilassung,  eine 
rechtsformliche  Freilassungshandlung  zu  minderem  Rechte. 
Tacitus  sagt,  wie  es  scheint,  etwas  anderes. 

Das  Wesen  der  liberti,  von  denen  Tacitus  spricht,  be- 
ruht darin,  dass  sie  in  domo  sind  (raro  aliquod  momentum 
in  domo).  Die  liberti  fallen  nach  der  Darstellung  des  Tacitus 
mit  den  in  domo  befindlichen  Unfreien  zusammen.  Allein 
durch  die  Thatsache,  dass  sie  in  domo  sind,  unterscheidet 
sich  ihre  ganze  Stellung  von  der  der  servi.  Auf  der  That- 
sache, dass  sie  in  domo  sind,  nicht  auf  einem  in  irgend 
welcher  Form  vollzogenen  Rechtsgeschäft  muss  ihre  „Frei- 
heit" ruhen. 

Tacitus  unterscheidet  Germ.  c.  25  zwei  Arten  von  Un- 
freien. Die  einen  nennt  er  servi,  die  anderen  liberti.  Die 
servi  sitzen  in  ihrem  eignen  Hause  (das  ist  wenigstens  für 
sie  der  regelmässige  Zustand):  suam  quisque  sedem,  suos 
penates  regit.  Die  liberti  sind  in  fremdem  Hause  (in  domo). 
Sie  sind  im  Hause  eines  Herrn.  Der  servus  ist  verheiratet, 
hat  Weib  und  Kind.  Der  libertus  ist  unverheiratet,  ist  ein 
Hagestolz,  ein  in  fremdem  Hause  Angestellter.  Der  servus 
führt  das  Leben  eines  zinspflichtigen  Bauern  (colonus).  Der 
libertus  führt  das  Leben  eines  Dieners.  Der  servus  ist 
selber  Hausherr,  der  libertus  ist  Diener  eines  Hausherrn. 
Und  doch  erscheint  der  libertus  als  die  höhere  Stufe.  Er 
steht  über  den  servi,  wenngleich  nicht  allzuviel  (non  multum). 


22  Rudolph  Sohm, 

Der  libertus  ist  hörig  (hausangehörig),  aber  er  ist  nicht  voll 
unfrei  mehr.  Der  libertus  ist  ein  Diener,  aber  nicht  mehr 
wie  der  servus  ein  Knecht.  Der  libertus  ist  ein  Gefreiter. 
Er  ist  auf  dem  "Wege  zur  Freiheit.  "Was  ist  es,  worauf  sein 
Aufsteigen  zur  Freiheit  ruht? 

Die  liberti  sind  im  Hause  eines  vornehmen  Herrn. 
Sie  sind  im  Hause  eines  Adeligen,  eines  königlich  Geborenen, 
eines  von  Göttern  Stammenden.  Wo  es  Könige  giebt,  sind 
sie  vor  allem,  wie  Tacitus  selber  sagt,  im  Hause  des  Königs. 
Das  Haus,  in  welches  die  liberti  aufgenommen  sind,  ist  ein 
Herrenhaus,  ein  palatium,  ein  „Saal".  Die  liberti  dienen 
ihrem  Herrn  in  einem  der  vier  altherkömmlichen  Hofämter. 
Sie  dienen  ihm  als  Schenken  oder  als  Truchsessen  oder  als 
Kämmerer  oder  als  Marschälle.  Einer  von  ihnen  ist  der 
oberste  der  Dienerschaft  (Seneschall).  Die  Diener  im  Hause 
des  grossen  Herrn  sind  ihrer  grossen  Mehrzahl  nach  Schalke, 
d.  h.  Unfreie  (mariscalcus,  siniscalcus).  Aber  sie  sind  ge- 
freite Schalke  (liberti).  "Weshalb?  "Weil  sie  nicht  zins- 
pflichtig sind,  d.  h.  weil  sie  keine  bäurischen  Dienste 
(opera  servilia)  leisten.  Der  nach  Art  eines  colonus  ange- 
siedelte servus  zahlt  Zins.  Der  Zins  ist  das  Kennzeichen  des 
Unfreien.  Das  geht  durch  die  ganze  alte  deutsche  Rechts- 
geschichte. Zur  Zinsleistung  gehört  die  Leistung  von  Frohn- 
diensten,  von  Ackerbaudiensten,  von  Diensten  im  Schweisse 
des  Angesichts,  von  niederen  Diensten.  Der  libertus  ist  von 
Zinsleistung  und  von  allen  opera  servilia  fr  e  i.  Das  ist  es,  wo- 
durch er  „freigelassen"  ist.  Er  dient  ingenuili  ordine.  Er 
dient  nicht  auf  dem  Acker,  sondern  im  Hause,  in  domo.  Seine 
Dienste  sind  opera  ingenuilia.  Auch  Edelknaben  (nobiles 
adulescentuli)  und  freigeborene  Knaben  begegnen  im  Hause 
des  grossen  Herrn  als  Gefolgsleute  (Germ.  Cap.  13),  d.  h. 
als  Gesinde,  als  Diener  in  einem  der  Hofämter.  Auch  Edel- 
geborene  und  Freigeborene  können  Marschallsdienst,  Käm- 
mererdienst thun.  Der  Diener  des  Hauses  gesellt  sich  der 
Frau  und  den  Kindern  des  Hausherrn  (Germ.  Cap.  25: 
domus  officia  uxor  ac  liberi  exsequuntur).  Der  Dienst  im 
Herrenhause  ist  selbst  der  Herrenkinder  würdig,  ist  Kindes- 
dienst, nicht  Knechtesdienst.  Der  Dienst  im  Herren- 
hause  ist   Knappendienst,    Knabendienst.     Die   Diener   im 
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Herrenhause  sind  und  heissen  darum  ohne  Unterschied  ihrer 
Geburt:  Degen,  Knaben,  Magen,  Anverwandte  ihres  Herren'). 
Der  Hausherr  ist  und  heisst  der  Alte  (senior,  seigneur). 
Die  Hausangehörigen  alle  mit  Einschluss  der  Dienerschaft 
sind  seine  „Kinder".  Die  Aufnahme  in  das  Herrenhaus  be- 
gründet ein  Kindschaftsverhältniss.  Die  Diener  sind  liberi: 
sie  stehen  unter  väterlicher  Gewalt  (munt),  nicht  mehr 
lediglich  im  Eigenthum^).  Durch  die  Hausangehörig- 
keit, dadurch,  dass  er  in  domo  ist,  wird  der  servus  be- 
freit. Er  ist  ein  libertus  (Halbfreier)  nicht  kraft  eines 
Freilassungsrechtsgeschäfts,  sondern  durch  den  Dienst  im 
Hause.     Herrendienst  macht  frei. 

Die  den  liberti  des  Tacitus  in  späterer  Zeit  entsprechende 
Standesklasse  haben  wir  nicht  in  den  zu  minderem  Recht 
Freigelassenen,  sondern  in  den  pueri  der  grossen  Herren, 
in  den  pueri  de  ministerium  (Lex  Sal.  10,  5),  vassi  ad  mi- 
nisterium  (Lex  Sal.  35,  6) ,  servi  ministeriales ,  servi  exor- 
citales,  milites^),  d.  h.  in  der  unfreien  Dienerschaft  der 
Grossen  zu  erblicken.  Die  unfreien  Diener  sind  zugleich 
Reisige.  Sie  begleiten  den  Herrn  in  die  Peldschlacht,  sie 
nehmen  an  seinen  Fehden  Theil*).  Die  Marschälle,  Kammer- 
diener, Truchsessen,  Schenken  sind  nicht  bloss  in  pace  decus, 
sondern  in  hello  praesidium.  Die  unfreien  Diener  sind  das 
unfreie  Gefolge.  Auch  von  ihnen  kann  der  Treueid  (Germ, 
c.  14)  geschworen  werden.  Aus  dem  Dienstverhältniss  er- 
blüht das  Treuverhältniss.  Der  Dienst  im  Herrenhause 
macht  den  Diener  nicht  bloss  zum  Kinde,  sondern  zum 
Kameraden  seines  Herrn.  Er  kämpft  an  der  Seite  seines 
Herrn,  beritten  wie  sein  Herr.  Er  kämpft  nicht  wie  ein 
Bauer  (zu  Fuss),  sondern  wie  ein  Herr:  zu  Pferde.  Er  ge- 
hört  nicht   zum  Volksheer ,   aber   doch   zur  Leibgarde  des 


1)  Schröder,  S.  33,  Anin.  32.  —  »)  Vgl.  Mommsen,  Rom. 
Staatsr.  Bd.  3  S.  62 :  „Liberi  bezeichnet  ursprünglich  als  Gegensatz  zu 
den  servi  die  nicht  in  hausherrlicher,  sondern  in  väterlicher  Ge- 
walt stehenden  Personen".  Auch  im  altrömischen  Recht  war  Hörigkeit 
(Hausangehörigkeit)  mit  Halbfreiheit  gleichbedeutend.  Aus  der  Halb- 
freiheit der  Hörigen  (dienten)  ging  die  Freiheit  der  Plebejer  hervor.  — 
»)  Vgl.  Brunner,  Bd.  1  S.  234  ff.  —  *)  Roth,  Gesch.  des  Beneficial- 
wesens  S.  154;  Brunn  er  a.a.O.  S.  235. 


24  Rudolph  Sohm, 

Führers.  Der  angesiedelte  servus  ist  durch  den  Ausschluss 
vom  Herrenhause  von  der  Feldschlacht  ausgeschlossen.  Der 
libertus  zieht  mit  in  die  Schlacht,  um  nach  Art  eines  Edel- 
geborenen  zu  kämpfen.  Der  Dienst  eines  Kämmerers, 
Schenken,  Truchsessen,  Marschalls  ist  ein  nobler  Dienst, 
denn  er  ist  zugleich  Keiterdienst.  Der  Reiterdienst  fordert 
den  ausgebildeten,  gelernten  Soldaten.  Zu  Pferde  kämpfen 
muss  erlernt  werden.  Zu  Pferde  kämpfen  muss  Lebens- 
weise sein.  Der  Herrendiener  hat  eine  andere  Art  als 
der  Bauer.  Er  lebt  nach  Rittersart.  Er  sitzt  hoch  zu  Ross, 
zugleich  die  eigne  Freiheit  zu  erjagen.  Reiterdienst 
macht  frei. 

Die  bedeutsamste  Stellung  unter  allen  liberti  nehmen 
die  liberti  des  Königs  ein,  die  Königsdegen,  die  Königs- 
knaben. Sie  werden  später  pueri  regis,  vassi  regis  genannt. 
In  den  liberti  des  Königs,  welche  bereits  Tacitus  besonders 
hervorhebt,  haben  wir  die  Anfänge  der  späteren  Königs- 
vassallität.  Von  den  liberti  in  domo  regis  sagt  Tacitus,  dass 
sie  für  das  Staatswesen  (in  civitate)  von  Bedeutung  sind, 
dass  sie  super  ingenuos  et  super  nobiles  ascendunt.  Königs- 
dienst ist  nicht  bloss  Herrendienst  und  Reiterdienst.  Königs- 
dienst ist  zugleich  Staatsdienst.  Die  königliche  Gewalt  der 
alten  Zeit  ist  beschränkt.  Sie  besteht  im  Bunde  mit  der 
Freiheit  der  Volksgenossen  (Germ.  Cap.  45 :  nondum  supra 
libertatem).  Der  König  hat  nur  die  befehlende  Gewalt  (den 
Bann).  Ihm  fehlt  die  beschliessende  oder,  wie  wir  heute 
sagen  würden,  die  gesetzgebende  Gewalt.  In  allen  causae 
maiores  bedarf  es  des  Beschlusses  der  Heerversammlung 
(Germ.  Cap.  11).  Aber  die  Grenze  zwischen  der  Bannge- 
walt und  der  beschliessenden  Gewalt  ist  nicht  in  Verfassungs- 
paragraphen genau  bezeichnet.  Aus  der  Banngewalt  kann 
alles  werden.  Die  alte  Zeit  ist  die  Zeit  des  heroischen, 
noch  nicht  durch  eine  geschriebene  Verfassung  (Constitutio- 
nen) umgrenzten  Königthums.  Alles  hängt  von  der  Per- 
sönlichkeit des  Königs  ab.  Wie  der  König,  so  ist  sein 
Königthum.  Der  geborene  König  kann  über  alle  Anderen 
emporsteigen,  über  Freigeborene  und  über  Edelgeborene. 
Mit  dem  Königthum  steigen  seine  liberti,  seine  Knaben, 
die  Diener  seines  Willens,     Staatsbeamte  im  heutigen  Sinne 
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giebt  es  damals  nicht.  Es  giebt  nur  Obrigkeiten  (principes 
und  reges),  deren  Macht  imperium  (Banngewalt,  Befehls- 
gewalt im  eignen  Namen),  nicht  ministerium  ist.  Das  mi- 
nisterimn,  d.  h.  die  beamtenmässige ,  in  fremdem  Namen 
Staatsgewalt  übende  Macht  befindet  sich  in  den  Händen  der 
Dienerschaft  des  obrigkeitlichen,  insbesondere  des  könig- 
lichen Herrn.  Durch  seine  Diener  (Knaben)  übt  der  König 
seine  öffentliche  Gewalt.  Königsdienst  ist  zugleich  Staatsdienst. 
Auch  die  unfreien  Diener  des  Königs,  die  liberti,  nehmen  an 
solchem  Staatsdienste  Theil.  Das  ist  es,  was  mit  dem  König 
auch  diese  unfrei  Geborenen  über  Freigeborene  und  Edel- 
geborene  emporhebt.  Dem  Staate  dienen  macht  mächtig. 
Nur  durch  Dienen  kannst  du  herrschen.  Der  Staatsdienst 
ist  damals  ein  Dienst,  welcher  der  Person  des  Herrschers 
geleistet  wird.  Er  wird  sich  später  in  einen  Dienst  gegen 
das  Gemeinwesen  verwandeln.  Immer  wird  er  den  Beamten 
über  Freigeborene  und  Edelgeborene  emporheben.  Das 
taciteische  "Wort:  super  ingenuos  et  super  nobiles  ascendere 
steht  über  der  Geschichte  des  Beamtenthums.  Und  seine 
höchste  Macht  wird  das  Beamtenthum  zu  aller  Zeit  ent- 
wickeln, wenn  mit  der  Hingabe  an  das  Gemeinwesen  die 
Hingabe  an  die  Person  sich  verbindet.  Der  Grösste  unter 
allen  Beamten  ist  der  erste  Kanzler  des  neuen  Deutschen 
Reiches,  der  „treue  Diener  seines  königlichen  Herrn".  Von 
den  Anfängen  des  deutschen  Beamtenthums  handelt  die  tacite- 
ische Stelle  von  den  liberti,  die  uns  beschäftigt.  Woher  die 
Macht,  die  Freiheit  dieser  unfrei  Geborenen?  Weil  sie  in 
das  königliche  Haus,  den  königlichen  Dienst  aufgenommen 
worden  sind.  Staatsdienst  macht  mächtig.  Staatsdienst 
macht  frei. 

Die  letzte  Triebkraft  aber,  auf  welcher  die  empor- 
steigende Freiheit  der  in  das  Herrenhaus  aufgenommenen 
liberti  ruht,  ist  durch  den  Geist  gegeben,  der  im  Herren- 
hause waltet.  Im  Herrenhause,  am  Herrenhofe  lebt  der 
Geist  der  Bildung  jener  Zeit.  Die  nationale  Bildung  der 
alten,  ja  noch  der  ganzen  mittelalterlichen  Zeit  ist  höfische, 
am  Herrenhof  gewachsene,  am  Herrenhof  gepflegte  Bildung. 
Sie  ist  nicht  gelehrte,  sondern  gesellschaftliche  Bildung.  Sie 
ist  Bildung  der  Persönlichkeit  als  solcher.    Sie  ist  die  Bil- 
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düng  eines  Kavaliers,  eines  Reitersmannes,  ritterliche  Bil- 
dung. Sie  bedeutet  Entfaltung  der  ritterlichen  Kraft  und 
zugleich  der  ritterlichen  Zucht.  Ihr  Ziel  ist  das  männliche 
Ideal,  der  Held,  voll  Herrscherkraft  über  andere  und  über 
sich  selbst.  Ihr  Ziel  ist  die  Bildung  eines  Herrn.  Solchem 
Ideale  lebt  nicht  der  Bauer,  sondern  nur  der  Hochgeborene. 
Der  libertus  in  domo  ist  in  die  Bildungsatmosphäre  des 
Herrenhauses  eingetreten.  Er  muss  lernen,  mit  einem  grossen 
Herrn  umzugehen.  Er  muss  lernen,  nach  Art  eines  Herrn 
zu  kämpfen,  nach  Art  eines  Herrn  sich  zu  benehmen,  nach 
Art  eines  Herrn  zu  leben.  Seine  Ausbildung  als  Reiters- 
mann stellt  einen  Theil  seiner  Ausbildung  für  das  Leben 
am  Herrenhofe  dar.  Aus  dem  Reiter  wird  ein  Ritter  werden. 
Die  liberti  des  Tacitus  sind  wie  die  Vorfahren  des  späteren 
Beamtenthums ,  so  die  Vorfahren  der  späteren  Ritterschaft, 
des  niederen  Adels.  Der  Beamte  muss  dm*ch  das  ganze 
Mittelalter  die  Bildimg  eines  Kavaliers  besitzen.  Die  kava- 
liere  Bildung  macht  den  libertus  frei,  ja  sie  wird  ihn  später 
adelig  machen.  Durch  die  Aufnahme  in  das  Herrenhaus 
wird  der  unfrei  Geborene  ein  libertus,  ein  Befreiter.  Hof- 
luft ist  die  Bildungsluft  jener  Zeit.  Hofluft  macht  frei. 
Die  kavaliere  Bildung  wird  später  durch  die  gelehrte 
Bildung  überflügelt  werden.  Die  gelehrte  Bildung  wird 
ihren  Sitz  in  den  Städten  nehmen.  Sie  wird  sich  mit  der 
das  Individuum  befreienden  Macht  von  Handel  und  Verkehr 
verbinden.  Dann  wird  es  heissen,  nicht  bloss  im  rechts- 
geschichtlichen, sondern  im  kulturgeschichtlichen  Sinne: 
Stadtluft  macht  frei.  In  dieser  Periode  stehen  wir  heute. 
Stadtluft  ist  auf  das  platte  Land  hinausgezogen,  um  überall- 
hin bürgerliche  Freiheit  zu  verbreiten.  Die  beiden  grossen 
Epochen  der  deutschen  Verfassungsgeschichte  und  zugleich 
der  deutschen  Bildungsgeschichte,  die  etwa  durch  das  Jahr 
1500  getrennt  werden,  tragen  als  Ueberschrift,  die  erste  den 
Satz:  Hofluft  macht  frei,  die  zweite  den  Satz:  Stadtluft 
macht  frei.  Beide  Sätze  geben  denselben  einen  Satz  wieder: 
Bildung  macht  frei,  denn  Bildung  macht  mächtig.  Die 
Gebildeten  sind  die  Führer  des  Volkslebens.  Ihnen  gehorcht 
die  Nation.  Sie  folgte  einst  dem  Adel,  heute  den  Idealen, 
die  im  dritten  Stande  lebendig  sind.     Die  Stelle  des  Tacitus, 
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die  besprochen  wurde,  stellt  uns  in  die  Anfänge  der  mittel- 
alterlichen Entwicklung.  Sie  führt  uns  in  das  Haus  des 
hochadeligen  Herrn,  wo  schon  inmitten  der  Urwälder  be- 
freiender Lichtglanz  kommender  Bildung  sich  verbreitet. 
Sie  zeigt  uns  den  hochadeligen  Herrn  als  Erzieher  der 
Nation,  seine  unfreien  Diener  aus  Bauemknechten  in  Edle 
zu  verwandeln.  Sie  zeigt  uns  den  Herrscherdienst,  welchen 
die  Gebildeten  den  dienenden  Klassen  zu  leisten  haben: 
aus  Unfreien  Freie  hervorzubringen. 


m. 
Die  Rechtssitte  des  Stabbreciiens. 

Von 

Herrn  Privatdocenten  Dr.  Ernst  V.  MoeUer 

in  Berlin. 

Einleitung. 

Heinrich  Brunner  hat  1892  in  seiner  Deutschen  Rechts- 
geschichte ^)  die  Rechtssitte  des  Stabbrechens  einer  ein- 
gehenden Untersuchung  für  werth  erklärt.  Dieser  Anregung 
verdankt  die  vorliegende  Abhandlung  ihre  Entstehung. 

Eine  Monographie  über  die  Rechtssitte  des  Stabbrechens 
besitzt  unsere  Litteratur  bis  jetzt  nicht.  Nur  der  Hauptfall, 
das  Stabbrechen  aus  Anlass  des  Todesurtheils,  ist  vor  langer 
Zeit,  im  Jahr  1732,  zum  Gegenstand  einer  Dissertation^) 
gemacht  worden. 

')  n.  p.  467  n.  29.  —  *)  Auf  Veranlassung  von  Herrn  Geheimrath 
Brunner  ist  der  Abschnitt  über  das  Verhältniss  von  Friedlosigkeit 
und  Todesstrafe  und  der  Schluss  hinzugekommen.  Ich  danke  ihm  femer 
im  Einzelnen  den  Hinweis  auf  die  Rottweilsche  Hofgerichtsordnung 
Th.  XII  und  Ssp.  Landr.  III,  54  §  4,  sowie  die  Vermuthung  über  die  Ver- 
pflanzung der  Sitte  nach  Tirol  durch  die  Landsknechte.  —  Ausserdem 
danke  ich  den  Museums-Verwaltungen,  an  die  ich  mich  wegen  heute 
noch  vorhandener  gebrochener  Stäbe  gewendet  habe,  an  dieser  Stelle  fiir 
die  mir  ertheilte  Auskunft.  —  ')  Georg.  Andr.  Fichselius  (sub  praes. 
Casp.  Achat.  Beckii),  De  solenni  fractionis   baculi  ritu  in  exequenda 
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Heute  ist  auch  dieser,  für  uns  in  Deutschland  zweifellos 
wichtigste  Fall  so  weit  in  Vergessenheit  gerathen,  dass  er 
nicht  bloss  weiteren  Kreisen,  sondern  auch  manchen  gelehrten 
Rechtshistorikern  ^)  zu  Unrecht  auf  deutschem  Boden  als  er- 
loschen gilt. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  wir  uns  nicht  auf  diesen 
Hauptfall  beschränken  dürfen,  sondern  alle  erreichbaren 
Fälle  im  Gebiet  des  germanischen  Rechts  heranzuziehen 
haben. 

I.   Das  Stabl)rechen  bei  der  salfränkischen 
Entsippnng. 

"Wer  aus  seiner  Sippe  ausscheiden  will,  *qui  se  de  paren- 
tilla  tollere  vult',  soll  dies  nach  Yorschrift  der  Lex  Salica^) 
in  folgender  Form  thun :  'In  mallo  ante  thunginura  ambulare 
debet  et  ibi  tres  fustis  alninus  super  caput  suum  frangere 
debet.  Et  illos  per  quattuor  partes  in  mallo  iactare  debet 
et  ibi  dicere  debet  quod  iuramento  et  de  hereditatem  et 
totam  rationem  illorum  tollat\ 

Diese  Bestimmung  der  Lex  Salica  ist  allgemein  bekannt 
und  gerade  in  neuerer  Zeit  so  oft  erörtert  worden,  dass 
wir  hier  über  die  thatsächlichen  Angaben  rasch  hinweggehen 
können,  um  uns  dann  sofort  der  Erklärung  zuzuwenden. 
Was  am  äusseren  Hergang  strittig  ist  und  nähere  Erörterung 
verdient,  wird  dabei  zur  Sprache  kommen. 

Die  handschriftliche  Ueberlieferung  der  Lex  Salica  weist 
auch  hier  nicht  unbedeutende  Abweichungen  auf.  Immerhin 
stimmen  alle  Handschriften  in  den  Hauptpunkten  überein. 
Dies  sind  die  folgenden. 

Die  feierliche  Selbstentsippimg  erfolgt  in  öffentlicher 
Gerichtsversammlung,  nicht  im  Kreise  der  Sippe.  Der  Aus- 
scheidende zerbricht  nacheinander  mehrere  Stäbe  über  seinem 
Haupte.  Er  wirft  sie  dann  auf  den  Boden  des  Gerichts- 
platzes. Und  er  begleitet  diese  symbolische  Handlung  mit 
der  Erklänmg,   dass   er   sich  lossage  von  Eideshülfe,    Erb- 


supplicii  extremi  sententia  .  .   occasione  artic.  82.  96  et  97,  C,  C.  C. 
Jen.  1732  rec.  1751. 

')  Z.B.  L.  Günther,  Recht  und  Sprache,  1898,  p.  135.  —  *)  Ed. 
Hesseis,  London  1880,  col.  379,  Tit.  60,  Cod.  1. 
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Schaft  und  überhaupt  jeder  reo,btlichen  Gemeinschaft  mit 
seiner  Sippe. 

Das  Zerbrechen  der  Stäbe  ist  sehr  verschieden  erklärt 
worden. 

Karl  V.  Amira^)  glaubt,  dass  hier  von  Zweigen  die  Rede 
ist,  und  er  meint:  das  Brechen  und  Werfen  dieser  Zweige 
'versinnbildlicht,  dass  der  aus  der  Sippe  Scheidende  seines 
Stammbaumes  Aeste  für  sich  als  gebrochen  und  abgefallen 
betrachten  will'.  Brunn  er  ist  in  seinem  Aufsatz  über 
'Sippe  und  Wergeld  nach  niederdeutschen  Rechten' 2)  dieser 
Erklärung  beigetreten.  In  seiner  'Rechtsgeschichte' ^)  führt 
er  nur  die  symbolische  Handlung  ohne  nähere  Deutung  an. 
Aber  während  er  dort  wie  v.  Amira  von  Zweigen  spricht, 
redet  er  hier  von  Stäben.  Da  nun  die  fustes  die  Aeste  des 
Stammbaumes  symbolisiren  sollen,  so  ist  es  offenbar  nicht 
gleichgiltig,  ob  man  Stäbe  oder  Zweige  in  ihnen  sieht. 

Fustis  heisst  Stab,  Stock,  Knüttel.  Schwerlich  wird  es 
sich  irgendwo  mit  Sicherheit  in  der  Bedeutung  Zweig  nach- 
weisen lassen.  Allerdings  ist  zuzugeben,  dass  die  Termino- 
logie der  mittelalterlichen  Quellen  die  Grenze  der  Ausdrücke 
Stab,  Stock  auf  der  einen.  Zweig,  Ruthe,  Gerte  auf  der 
anderen  Seite  keineswegs  immer  scharf  innehält.  Aber  um 
so  dringender  ist  es  nöthig,  an  der  Bedeutung  eines  "Wortes, 
das  sich  wie  fustis  an  solchen  Schwankungen  nicht  betheiligt, 
so  weit  es  möglich  ist,  festzuhalten.  Darum  erweist  jene 
Theorie,  wenn  sie  von  Zweigen  spricht,  sich  selbst  einen 
unerlaubten  Dienst.     Das  ist  der  erste  Einwand. 

Zweitens  fehlt  der  Beweis,  dass  dem  Salfranken  das 
Bild  des  Stammbaumes  mit  seinen  Aesten  und  Zweigen  ge- 
läufig oder  auch  nur  bekannt  war.  Nicht  unter  diesem 
Bilde,  sondern  unter  dem  des  menschlichen  Körpers  mit 
seinen  Gliedern  und  Gelenken  veranschaulichte  sich  der 
Germane  die  Sippe*). 

Endlich  ist  es  klar,  dass  hier  der  Versuch  gemacht  ist, 
die    symbolische    Form    der    salfränkischen   Entsippung    in 

>)  Germania,  Neue  Folge  VIII,  1875,  p.  58.  59.  —  «)  Zeitschrift 
der  Savigny-Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  Germanistische  Abtheilung, 
m  1882,  p.42.  -  »)  I  1887,  p.  92.  —  ♦)  Heusler,  Institutionen  des 
deutschen  Privatrechts.  11  1886,  p.  587. 
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völliger  Isolirung  dieses  einzelnen  Falles  zu  erklären.  Gewiss 
lassen  sich  noch  andere  Fälle  des  Zweigbrechens  constrtiiren, 
in  denen  das  Brechen  der  Zweige  das  Brechen  der  Aeste 
des  Stammbaumes  symbolisiren  kann;  aber  sie  lassen  sich 
nicht  nachweisen.  Und  wenn  ein  Anhänger  dieser  Theorie 
einem  Fall  des  Zweigbrechens  begegnet,  in  dem  die  Zweige 
und  ihr  Brechen  andere  Bedeutung  haben  oder  überhaupt 
nur  von  öinem  Zweige  die  Rede  ist,  so  muss  er  das  für  ein 
Spiel  des  Zufalls  erklären,  bei  dem  jeder  innere  Zusammen- 
hang ausgeschlossen  ist.  Die  Bedeutung  dieses  letzten  Ein- 
wands  kann  sich  natürlich  erst  aus  den  folgenden  Abschnitten 
unserer  Untersuchung  ergeben. 

Ganz  anders  hat  Th6venin^)  versucht,  das  Brechen  der 
Stäbe  zu  erklären.  'Le  parentage,  sagt  er,  etablissait  une 
triple  communautö,  de  serment,  d'hörödit^,  d'int^rets. 
L'individu  detruit  la  premi^re,  en  ce  qui  le  conceme,  en 
brisant  un  premier  fustis;  il  se  degage  de  l'h^redite  en  bri- 
sant im  second  fustis  et  enfin  de  tout  rapport  avec  les 
membres  du  parentage  en  brisant  un  troisi^me  fustis.' 

Diese  Erklärung  ist  vielfach  abgelehnt  worden.  B  r  unn  e  r^) 
nennt  sie  'etwas  zu  geistreich,  als  dass  man  ihr  beitreten 
könnte'.  Und  Andere ')  sind  ihm  gefolgt.  Will  man  sie  gerecht 
beurtheilen,  so  darf  man  ihr  vor  Allem  keine  weitere  Aus- 
dehnung geben,  als  sie  hat.  Das  thut  z.  B.  Vanderkindere*), 
wenn  er  geradezu  sagt:  'Thövenin  pense  que  les  trois  fustes 
symbolisent  le  sacramentum,  Thereditas  et  tota  ratio'.  Diese 
Behauptung  hat  Thevenin  mindestens  nicht  ausgesprochen. 
Er  sagt  nur,  das  Zerbrechen  eines  jeden  der  Stäbe  ent- 
spreche dem  Bruche  der  Gemeinschaft  des  Eides  u.  s.  w.  Und 
gerade  in  diesem  Falle  wäre  die  Erklärung  eines  Stabes  als 
Symbol  von  'iuramentum'  oder  'hereditas'  so  wunderlich, 
dass  wir  gleich  hier  gegen  die  Bestimmtheit  Einsprache  er- 
heben müssen,  mit  der  Vanderkindere  und  viele  Andere 
von  der  Bedeutung  des  Brechens  des  Symbols  auf  die  Natur 


•)  Nouvelle  revue  historique  de  droit  fran9ais  et  ötranger,  IV  1880, 
p.  88.  —  *)  Sippe  und  Wergeid  1.  c.  p.42  n.  3.  —  »)  Z.  B.  Geffcken, 
Lex  Salica.  1898,  p.  '228.  —  *)  Introduction  ä  l'histoire  des  institutions 
de  la  Belgique.  1890,  p.  241  n.  5. 
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des  zu  Grunde  liegenden  Symbols  und  umgekehrt  glauben 
schliessen  zu  dürfen. 

In  Thevenins  Erklärung  selbst  aber  müssen  wir  die 
beiden  Elemente,  die  sie  enthält,  scharf  auseinander  halten. 
Er  behauptet  einmal,  dass  das  Brechen  eines  jeden  der 
Stäbe  den  Bruch  der  Gemeinschaft  des  Ausscheidenden  mit 
seiner  Sippe  nach  einer  ihrer  drei  Richtungen  hin  symbolisire, 
dass  also  das  Brechen  aller  Stäbe  den  vollständigen  Bruch 
dieser  Gemeinschaft  bedeute.  Und  er  setzt  zweitens  die 
Stichworte  der  überlieferten  Lossagungsformel  mit  der  Zahl 
der  Stäbe  in  Verbindung. 

Passen  wir  zunächst  den  zweiten  Punkt,  die  angebliche 
Parallele  zwischen  den  Worten  iuramentum,  hereditas,  tota 
ratio  und  den  drei  Stäben  in 's  Auge,  so  ergiebt  sich  leicht, 
dass  diese  Behauptung  auf  sehr  schwachen  Füssen  steht. 
Schon  die  Ungleich werthigkeit  der  drei  Glieder,  von  denen 
die  beiden  ersten  nur  Beispiele  aus  dem  Inbegriffe  des  um- 
fassenden dritten  Gliedes,  der  tota  ratio,  sind,  passt  schlecht 
zu  jener  Annahme.  Vor  allem  aber  ist  es  höchst  zweifel- 
haft, ob  wirklich  nur  drei  Stäbe  gebrochen  wurden.  Von 
allen  Handschriften  giebt  nämlich  nur  Hesseis  Cod.  1  die 
Zahl  der  Stäbe  auf  drei,  alle  andern  geben  sie  auf  vier  an. 
Dieser  Thatsache  gegenüber  behauptet  Thevenin^)  vergeb- 
lich, seine  Lesart  sei  die  allein  richtige ;  die  Abschreiber  hätten 
später  irrig  mit  Rücksicht  auf  die  'quattuor  anguli'  des  Ge- 
richtsplatzes, nach  denen  die  Stäbe  geworfen  werden  sollen, 
vier  statt  drei  geschrieben.  Mit  Recht  hat  Brunn  er  2) 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Abweichung  von  Hess  eis 
Cod.  1  viel  leichter  zu  erklären  ist,  als  im  anderen  Falle  die 
Abweichung  der  sämmtlichen  übrigen  Codices.  Höchstens 
kann  man  bei  dem  Werthe,  der  gerade  dem  Texte  von 
Hesseis  Cod.  1  zukommt,  Thevenin  einräumen,  dass  es 
zweifelhaft  ist,  ob  immer  und  überall  in  salischem  Gebiete 
vier  Stäbe  bei  der  Entsippung  gebrochen  wurden.  Aber 
auch  dieses  Zugeständniss  hilft  ihm  nichts.  Die  Unsicher- 
heit in  Hinsicht  der  Zahl  der  Stäbe  genügt,  die  Haltlosig- 
keit seiner  Ansicht  nach  dieser  Seite  hin  darzuthun. 


')  1.  c.  p.  88  n.  2.  —  <)  Sippe  und  Wergeid  1.  c.  p.  42  n.  3. 
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Sehr  viel  günstiger  müssen  wir  über  den  zweiten  Be- 
standtheil  von  Th^venins  Ansicht  urtheilen,  der,  wie  wir 
sahen,  darauf  hinausläuft,  im  Brechen  der  Stäbe  den  Bruch 
der  Gemeinschaft  mit  der  Sippe  symbolisirt  zu  sehen.  Be- 
tonen wir  schärfer  als  er,  dass  es  sich  um  den  Bruch  der 
Rechtsgemeinschaft  handelt,  so  ist  es  in  der  That  schwer 
zu  sagen,  warum  wir  diese  Auffassung  nicht  gutheissen 
sollten.  Brunner^)  warnt  davor,  in  den  fustes  rein  abs- 
tracte  Begriffe  symbolisirt  zu  sehen.  Aber  der  von  ihm 
gebilligte  Ausweg  ist  nicht  gangbar.  Und  ohne  den  Begriff 
der  Gemeinschaft,  der  Zusammengehörigkeit  wird  man  hier 
schwerlich  auskommen. 

Nach  dieser  Seite  hin  ist  aber  Thevenins  Meinung 
auch  gar  nicht  neu.  Es  mag  genügen,  daran  zu  erinnern, 
dass  Grimm '^)  im  Zerbrechen  und  Werfen  des  Stabs  bei 
der  Entsippung  nichts  als  'die  feierlichste  Entsagung',  eben 
den  Bruch  der  Gemeinschaft  mit  der  Sippe  sieht.  Freilich 
können  diese  "Worte  Grimms  auch  die  Anhänger  jener 
Theorie  v.  Amira's  unterschreiben.  Aber  zwischen  diese 
'allgemeine'  Erklärung  und  das  Brechen  der  Stäbe  schiebt 
sich  ihnen  eine  concreto  Vorstellung,  der  die  symbolische 
Handlung  direct  nachgebildet  sein  soll.  Und  davon  ist  bei 
Grimm  nicht  die  Rede.  Neuerdings  hat  sich  Georg  Cohn^) 
zu  Gunsten  derselben  Auffassung  ausgesprochen.  Nur  dass 
er  dann  doch  wieder  glaubt,  mit  ihr  die  Erklärung  der  Stäbe 
als  Aeste  des  Stammbaumes  verbinden  zu  können. 

Es  bleibt  die  Frage  zu  beantworten,  warum  mehrere 
Stäbe  gebrochen  werden  sollen,  warum  nicht  einer  genügt. 
Es  ist  möglich,  dass  diese  Vorschrift  mit  der  Bestimmung 
zusammenhängt,  die  gebrochenen  Stäbe  nach  den  vier  Him- 
melsrichtungen oder  den  vier  Ecken  des  Gerichtsplatzes  zu 
werfen.  Darauf  bezieht  z.  B.  Grimm*)  die  Vierzahl  der 
Stäbe.  Bei  dieser  Annahme  zeigt  das  Brechen  und  Werfen 
der  vier  Stäbe,  dass  der  Ausscheidende  mit  seiner  Sippe 
nach  jeder  Richtung  hin  bricht.  Sehr  ansprechend  hat 
andererseits  Brunner^)  vermuthet,  dass  dabei  an  die  Vier- 

>)  1.  c.  —  2)  Deutsche  Rechtsalterthümer  I  *  1899  p.  187.  — 
»)  Schweizerische  Rundschau  H,  2  1892  p.  546.  —  *)  1.  c.  p.  291.  — 
»)  1.  c. 
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theile  der  Magschaft  zu  denken  sei,  wie  sie  durch  die  vier 
von  den  Urgrosseltern  absteigenden  Stämme  der  Sippe  ge- 
bildet werden.  Gegen  diese  Yermuthimg  wird  man  am 
wenigsten  die  Unsicherheit  der  Zahl  der  Stäbe  geltend 
machen  wollen.  Denn  es  hat  auch  nicht  jeder  vier  Ur- 
groaseltempaare.    Aber  die  Frage  bleibt  zweifelhaft. 

Warum  die  Stäbe  gerade  über  ^)  dem  Haupte  zu  brechen 
sind,  ist  nicht  misszuverstehen.  Wohl  aber  haben  wir  noch 
kurz  auf  die  Bestimmung  einzugehen,  dass  die  Stäbe  aus 
Erlenholz  sein  sollen.  Sie  hat  vor  wenigen  Jahren  eine 
originelle  Erklärung  durch  Dahn 2)  erfahren.  Er  sagt:  'Die 
Götter  hatten  die  Menschen  aus  Esche  und  Erle  gebildet, 
es  ward  also  der  Zusammenhang  mit  der  Sippe,  wie  er  auf 
der  gemeinsamen  Abstammung  von  der  Erle  beruht,  feier- 
lich zerstört'.  Die  Frage  scheint  berechtigt,  warum  dann 
nicht  auch  der  Zusammenhang,  wie  er  auf  der  Abstammung 
von  der  Esche  beruht,  durch  Brechen  eines  Stabes  aus  Eschen- 
holz zerstört  wird.  Aber  mehr!  Die  Texte  der  Lex  Salica 
schwanken  zwischen  Erlen-  und  Weidenholz,  Und  dass  die 
Embla  der  Edda,  um  die  es  sich  hier  handelt,  eine  Erle  ist, 
steht  keineswegs  ausser  Zweifel.  In  anderem  Zusammen- 
hang hat  Dahn^)  selbst  lieber  eine  Ulme  als  eine  Erle  in 
ihr  sehen  wollen.  Ja  ob  sie  überhaupt  ein  Baum  ist,  wird 
lebhaft  und  nicht  erst  neuerdings  bestritten.  Kurz,  die  Er- 
klärung Dahns,  der  übrigens  Geffcken*)  zugestimmt  hat, 
führt  uns  in  der  Sache  nicht  weiter  als  der  unfreiwillige 
Witz  Eccards^),  der  seiner  Zeit  meinte,  Erlenstäbe  seien 
nöthig,  weil  ellem  sich  auf  Eltern  reime.  Wenn  aber 
The  venin®)  als  Grund  der  Bestimmung  vermuthet,  dass 
der  Schaft  der  framea  gewöhnlich  aus  Erlen-  oder  Weiden- 
holz gewesen  sei,  so  ist  das  lediglich  Folge  seiner  Neigung, 
in  jedem  Stab  eine  Waffe  zu  sehen.  So  bleibt  auch  diese 
Frage  noch  zu  lösen. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  bemerkt,  dass  den  Salfranken 

*)  Nicht  'auf  dem  Haupte;  cf.  Jungbohn  Clement,  For- 
schungen über  das  Recht  der  salischen  Franken.  1876.  p.  242.  —  *)  Die 
Könige  der  Germanen  VIl,  2  1894.  p.  52  f. ;  cf.  p.  62.  —  »)  Walhall. 
9.  Gesammt-Auf  1.  1889.  p.  17.  —  *)  1.  c.  p.  228.  —  «)  Leges  Francorum 
Salicae  et  Ripuariorum.  1720.  p.  108.  —  •)  1.  c. 
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der  Ausdruck  Mie  Sippe  brechen*  wahrscheinlich  unbekannt 
war.  Es  würde  sonst  schwerlich  'se  de  parentillam  tollere' 
gesagt  sein.  Der  Ausdruck  scheint  sich  aber  auch  sonst  in 
den  älteren  Quellen  nicht  nachweisen  zu  lassen.  Dieser 
Umstand  unterstützt  die  Annahme,  dass  wir  es  hier  mit  einer 
Form  der  Entsippung  zu  thun  haben,  die  sich  höchstens 
über  das  fränkische  Gebiet  erstreckt  hat.  Uebrigens  thut 
ihrer  die  Lex  Bipuaria  so  wenig  wie  eins  der  übrigen  Volks- 
rechte Erwähnung.  Den  skandinavischen  Rechten  aber 
scheint  nicht  bloss  dieser  Fall  des  Stabbrechens,  sondern 
diese  Rechtssitte  überhaupt  unbekannt  zu  sein. 

II.   Bas  Stabbrechen  bei  der  symbolischen  Inyestitnr. 

In  den  Quellen  der  auf  die  fränkische  Periode  folgenden 
Jahrhunderte  begegnet  ganz  vereinzelt  das  Brechen  von 
Stäben  oder  doch  stabähnlichen  Gegenständen  bei  jenen 
solennen  Rechtsgeschäften,  die  wir  mit  dem  unbestimmten 
Namen  der  symbolischen  Investitur  zu  bezeichnen  pflegen. 

Ein  Yorgang  solcher  Art  wird  in  englischen  Quellen 
schon  aus  ziemlich  alter  Zeit,  aus  der  zweiten  Hälfte  des 
10.  Jahrhunderts,  berichtet.  König  Edgar  soll  bei  der  Er- 
theilung  von  Privilegien  an  das  Mutter -Gottes -Kloster  zu 
Glastonbury  einen  'lituus'  haben  zertheilen  lassen.  S^hr  ein- 
gehend wird  darüber  in  den  Libri  de  gestis  regum  Anglorum 
des  Wilhelm  von  Malmesbury^)  Folgendes  erzählt:  'lituum 
proprium  ebore  decentissime  formatum,  auroque  decoratum, 
super  altare  sanctae  Dei  genetricis  posuit;  ipsiusque  dona- 
tione eidem  sanctae  Dei  genetrici  ac  suis  monachis  ea 
[sc.  privilegiaj  perpetualiter  possidenda  attribuit.  Eundem 
quoque  lituum  mox  in  sui  praesentia  fecit  secari  per  medium, 
ne  eum  cuiquam  dare  vel  vendere  posset  quilibet  abbatum 
sequentium,  praecipiens  partem  illius  servari  in  loca  ad  iam 
dictae  donationis  perenne  testimonium'. 

Der  Werth,  den  diese  Nachricht  für  uns  hat,  ist  in 
Wahrheit  leider  nur  ein  sehr  geringer.  Sie  ist  nämlich 
ein  Zusatz  der   späteren   und  spätesten  Handschriften   und 


1)  Ed.  W.  Stubbs  (Rerum  Britannicaruin  medü   aevi  scriptores) 
I.  1887.  p.  167  f.  n.  5. 
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wenigstens  in  dieser  Form  zweifellos  Fälschung.  Immerhin 
werden  wir,  auch  wenn  König  Edgar  jenen  kostbaren  lituus 
nie  hat  zertheilen  lassen,  mit  ziemlicher  Sicherheit  darauf 
schliessen  dürfen,  dass  der  Brauch,  bei  ähnlichen  Anlässen 
Stäbe  zu  brechen,  in  England  bekannt  war.  Zeitlich  haben 
wir  dann  natürlich  dies  dürftige  Zeugniss  für  unsere  Rechts- 
sitte erheblich  später  anzusetzen.  Aber  gerade  dieser  Um- 
stand erlaubt  uns,  hier  an  Einfluss  des  normannischen  Rechts 
zu  denken.  Die  englische  Ueberlieferung  der  angelsächsi- 
schen Periode  bietet  keinerlei  Anknüpfungspunkte. 

Dagegen  ist  in  einer  westfränkischen  Urkunde^)  von 
etwa  1 127  das  Brechen  einer  virga  zum  Zeichen  der  Er- 
theilung  der  Concession  zu  einer  Schenkung  sicher  bezeugt. 
Die  Worte  lauten:  'Hoc  ipsum  [sc.  donum]  concessit  Henricus 
de  Divite  Burgo,  qui  erat  maximus  dominus;  et,  de  cari- 
tate  sancti,  V  solidos  habuit,  atque  Drogonem  monachum 
per  virgam  revestivit;  quam  virgam  Robertus  de  Vitrai,  in 
manu  monachi,  in  testimonium  fregit,  annuente  Willelmo, 
Henrici  filio'.  Das  'revestire  per  virgam'  und  'virgam  fran- 
gere'  bezieht  sieh  lediglich  auf  die  Ertheilung  der  Concession, 
nicht  etwa  auf  ein  davon  verschiedenes  Geschäft.  Die  fünf 
Solidi  sind  eine  in  die  Form  einer  Schenkung  gekleidete 
Gegenleistung.  Sie  entsprechen  den  nummi,  die  der  Sohn 
eines  anderen.  Concedenten,  den  drei  Solidi,  die  ein  dritter 
Concedent  bekommt. 

Besondere  Beachtung  verdient,  dass  die  virga  nicht  von 
einer,  sondern  von  zwei  Personen,  je  einer  der  beiden 
Parteien,  gebrochen  wird. 

Die  Bruchtheile  der  virga  sind  schwerlich  zu  Boden 
geworfen,  sondern  von  den  Betheiligten  aufbewahrt  worden. 

Einen  weiteren  Beleg  scheint  eine  andere  Urkunde  des- 
selben Cartulars^)  zu  liefern.  Es  handelt  sich  wiederum 
um  Ertheilung  des  'assensus'  zur  Tradition  von  Immobilien. 
Dass  die  'ferula',  die  dabei  verwendet  wurde,  gebrochen 
worden  wäre,  ist  in  der  Urkunde  allerdings  nicht  gesagt. 
Aber  der  Ausdruck  'per  partem  ferulae'  lässt  darauf  schliessen. 

•)  Cartulaire  de  l'abbaye  de  Saint -Pere  de  Chartres  publ.  par 
Gu^rard  (Collection  de  documents  inödits)  II.  1840.  p.  578.  —  *)  I.  1840 
p.206. 
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Die  Stelle  lautet:  '.  .  Haimericus  de  Virello  super  altare 
sancti  Petri  assensum  posuit  de  saltu  Monticulorum ,  per 
deprecationem  Gualterii  trapezetae,  qui  ipsum  saltum  in 
fisco  de  filiis  Avesgaudi  tenebat,  illi  quoque  de  Haimerico. 
Fecit  autem  hunc  assensum,  per  partem  ferulae,  seu  per 
artavum  manubrii  almi,  in  presentia  Huberti  abbatis  ac  to- 
cius  congregationis'.  Weil  Haimericus  den  einen  Theil  der 
gebrochenen  ferula  selbst  mitnimmt,  wird  nur  die  andere 
'pars'  ausdrücklich  genannt.  Der  Zeit  der  Abfassung  nach 
führt  uns  diese  Urkunde  noch  einige  Jahrzehnte  höher  als 
die  vorige,  über  das  Jahr  1080,  hinauf. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  endlich  an  Isidors')  be- 
kannte Ableitung  des  "Wortes  stipulatio  von  stipula  zu  er- 
innern: 'Yeteres  enim  quando  sibi  aliquid  promittebant,  sti- 
pulam  tenentes  frangebant:  quam  iterum  iungentes,  spon- 
siones  suas  agnoscebant\  Isidor  hat  hier  entweder  aus  einer 
alten  römischen  Quelle  geschöpft^)  oder  er  hat  sich  etwas 
ausgedacht,  was  einer  historischen  Etymologie  ähnlich  sieht '), 
oder  er  hat  seine  Kenntniss  der  germanischen  Rechtssym- 
bolik für  die  Aufhellung  des  römischen  Alterthums  ver- 
werthen  wollen.  Da  nun  im  Gegensatz  zu  den  römischen 
Quellen  sich  allerdings,  wie  wir  sahen,  Spuren  eines  dem 
von  Isidor  beschriebenen  ähnlichen  Brauchs  nachweisen 
lassen,  werden  wir  uns  wohl  am  ehesten  zu  Gunsten  des 
Einflusses  germanischer  Sitte  entscheiden  müssen.  Durchaus 
ungerechtfertigt  ist  es  dagegen,  dem  Ausspruch  Isidors  einen 
Werth  beizulegen,  als  ob  er  in  der  Lex  Salica  stände*). 

Damit  sind  unsere  Nachrichten  erschöpft.  Wenden  wir 
uns  nun  der  Erklärung  zu,  so  haben  wir  dabei  von  der 
Thatsache  auszugehen,  dass  auch  andere  Investitursymbole 
gebrochen  wurden.  Ein  Beispiel  liefert  die  merkwürdige 
Sitte  des  Messerbrechens 5).     Es  ist  kein  Zufall,  dass  auch 


')  Orig.  5,  24,  nr.30  (Migne,  Patrol.  lat.  LXXXII.  col.  206).  — 
»)  Grimm,  Rechtsalterthümer  I.  ♦  p.  179f.  —  •)  Savigny,  Geschichte  des 
römischen  Rechts  im  Mittelalter  U. «  1834.  p.  242  f.  n.  k.  -  *)  Vgl. 
Heusler,  Inst.  I.  1885.  p.  76ff.;  Hermann,  Gierkes  Unters.  XX.  1886. 
p.  124.  -  »)  Baildon,  Select  civil  pleas.  T.  1890.  p.  XVf.;  Codex 
diplom.  Langobardiae.  1873.  nr.  127  (a.  836);  Mabillon,  Annal.  V.  1713. 
p.  399  (a.  1098),  p.  479  (a.  1105). 
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sie  fast  ausschliesslich  in  westfränkischen  Urkunden  begegnet. 
Die  Geschäfte,  um  die  es  sich  dabei  handelt,  sind  regel- 
mässig Grundstücksübertragungen. 

Was  dies  Brechen  der  Investitursymbole  zu  bedeuten 
hat,  ist  zweifelhaft  und  bestritten.  Ducange^)  meint,  das 
sei  geschehen,  weil  die  Symbole  'propter  usum  capi,  furto 
subripi,  vel  perire  possent'.  Die  Benedictiner  dagegen,  die 
eine  der  späteren  Auflagen  seines  Glossars  besorgten,  haben 
eine  andere  Erklärung,  die  ihnen  richtiger  schien,  hinzu- 
gefügt. Die  Symbole  seien  zu  dem  Zweck  gebrochen  wor- 
den, *ut  firmior  constantiorque  haberetur  donatio  aut  ven- 
ditio;  quemadmodum  enim  iis  fractis  symbolis  uti  non  pote- 
rant,  sie  nusquam  in  res  datas  aut  venditas  quo  vis  modo 
reverti  se  volle,  indicare  ipsis  in  animo  erat'.  Die  Frage 
ist  also  die,  ob  das  Brechen  der  Symbole  der  besseren 
Sicherung  des  künftigen  Beweises  oder  zum  Ausdruck  des 
jetzt  vorgenommenen  Rechtsgeschäfts  dienen  soll.  Falsch 
wäre  es  zu  meinen,  die  beiden  Möglichkeiten  schlössen  sich 
gegenseitig  aus.  Aber  nur  eine  kann  in  erster  Linie  mass- 
gebend gewesen  sein. 

Der  Ausdruck  'in  testimonium',  der  uns  oben  beim 
Brechen  der  virga  begegnete  und  auch  beim  Brechen  der 
Messer  nicht  selten  ist,  lässt  sich  wegen  seiner  Unbestimmt- 
heit für  die  Erklärung  nicht  verwerthen.  Aber  die  That- 
sache,  dass  die  Urkimden  sich  regelmässig  in  dieser  Hinsicht 
ungenau  ausdrücken,  spricht  sehr  beredt  zu  Gunsten  der 
Annahme  der  Symbolisirung  des  Rechtsgeschäfts.  "Wäre  der 
Gesichtspunkt  des  Beweises  hier  der  massgebende,  so  würde 
er  sich  ohne  Zweifel  öfter  als  ein  oder  zwei  Mal  in  den 
Urkunden  geltend  machen.  "Weil  aber  eben  das  Brechen 
der  virga,  des  Messers  in  erster  Linie  die  Erklärung  der 
Zustimmung,  die  Uebertragung  des  Grundstücks  zu  symbo- 
lischem Ausdruck  bringt,  genügt  es  völlig,  wenn  die  beiden 
Thatsachen  einfach  neben  einander  gestellt  werden.  Direct 
zu  Gunsten  unserer  Annahme  sprechen  die  "Worte  einer  von 
Ducange^)  citirten  'vetus  charta*:  *Et  ad  huius  indicium 
concessionis ,  cultellus,  per  quem  donum  factum  est,  fractus 


»)  Gloss.  ed.  Favre  IV.  1885.  p.  411,  —  »)  I.  c. 
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est  coram  cunctis  assistentibus'.  Welche  Bedeutung  dabei 
das  Wort  'concessio'  hat,  ist  freilich  ungewiss.  Es  entspricht 
unserer  Erklärung  ferner,  wenn  Mabillon^)  bei  Erwähnung 
eines  Falles  des  Messerbrechens  sagt,  der  Schenkende  habe 
dieses  Symbol  gebraucht,  'ut  sie  hac  possessione  sese  exuere 
testaretur'.  Und  im  Resultat  stimmt  damit  wohl  auch  die 
Bemerkung  Brunner s^)  überein,  dass  das  Brechen  des 
Messers  'dem  rompre  le  fetu,  rompre  paille  des  altfranzösischen 
Rechtes'  entspreche.  Den  besten  Beweis  aber  wird  uns  noch 
im  Folgenden  die  französische  Sprache  liefern. 

Wenn  in  den  oben  genannten  Fällen  virga  und  ferula 
bei  Erklärung  der  Einwilligung  zur  Uebertragung  von  Grund- 
stücken gebrochen  wurden,  so  geschah  dies  mit  Rücksicht 
auf  die  Idee  der  Entsagung,  des  Verzichts,  die  die  Grund- 
lage der  Einigimg  der  beiden  Parteien  bildete.  Nicht  um 
den  Bruch  der  rechtlichen  Gemeinschaft  mehrerer  Personen 
wie  bei  der  Entsippung  handelt  es  sich  hier,  sondern 
umgekehrt  um  die  Erklärung  rechtlicher  Willensüberein- 
stimmung. 

TTT.    Der  Ursprung  der  franzosischen  Redensart 
'rompre  la  paille  (le  f^tn)  ayec  quelqa'nn\ 

Die  heutige  französische  Sprache  kennt  die  Redensart 
'rompre  la  paille  avec  quelqu'un'.  Statt  la  paille  sagte  man 
früher  le  festu,  le  fetu;  und  vereinzelt  ist  auch  die  Form 
'rompre  le  fusf )  bezeugt. 

Der  Sinn  dieser  Redensart  ist  identisch  mit  der  Be- 
deutung von  'rompre  avec  qu\  Estienne  Pasquier  sagt  in 
den  Recherches  de  la  France*):  'Nous  disons  cömun^ment 
Rompre  la  Paille,  ou  le  Festu  auecq'  quelqu'vn,  quäd  nous 
nous  disposons  de  rompre  l'amitie  que  nous  auions  cötractee 
auecque  luy'.  Namentlich  der  plötzliche,  offen  erklärte  Ab- 
bruch bisheriger  freundschaftlicher  Beziehungen  ist  gemeint. 
So  imischreibt  das  Dictionnaire  de  l'acad^mie  frangaise  den 
Ausdruck  mit  den  Worten:  *d6clarer  ouvertement  qu'on 
cesse  tout  commerce,  toute  liaison  avec  lui\ 

»)  Annal.  V.  1713.  p.  399.  —  «)  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  f.  RGesch. 
Germ.Abth.  XIV.  p.  168.  —  »)Pithoeus,  Liber  legis  Salicae.  1602. 
p.  135.  —  *)  Ed.  1607.  p.  1084. 
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Der  Ursprung  dieser  Redensart  ist  zweifelhaft.  Pasquier  *) 
hat  in  einer  längeren  Erörterung  den  Versuch  gemacht,  sie 
zu  erklären.  Anknüpfend  an  den  Brauch,  die  symbolische 
Investitur  durch  Uebergabe  eines  Stabes  oder  anderer 
Gegenstände  zu  vollziehen,  constatirt  er,  dass  nirgends  er- 
wähnt werde,  dass  im  umgekehrten  Fall,  bei  der  Besitz- 
räumung der  Stab  gebrochen  worden  sei.  Doch  darum 
dürfe  man  nicht  glauben,  das  sei  nie  vorgekommen.  Denn 
bei  Otto  von  Freisingen  begegne  der  Ausdruck  'exfusticare' 
im  Sinne  von  'se  demettre  de  sa  possession'.  Das  Wort  ex- 
fusticare  sei  aber  offenbar  von  festuca  abzuleiten,  woraus 
die  Franzosen  fetu  gemacht  hätten.  'Et  de  lä  si  ie  ne 
m'abuse,  est  venu,  que  nous  dismes  premierement  rompre 
le  festu  ou  la  paille,  quand  nous  nous  voulions  departir 
d'vne  anciene  amitie*. 

Diese  Erklärung  unterliegt  sehr  berechtigten  Einwen- 
dungen. Der  scharfe  Gegensatz,  den  Pasquier  zwischen 
'Vest'  und  'Devest'  aufstellt,  existirt  gar  nicht.  Denn  mit 
der  Besitzeinweisung  ist  regelmässig  die  Besitzräumung  ver- 
bunden. "Wenn  er  also  für  die  Besitzeinweisung  das  Symbol 
des  Stabes  kennt,  so  bringt  er  nichts  Neues  mit  der  That- 
sache,  dass  auch  die  Besitzräumung  mit  der  festuca  voll- 
zogen worden  ist.  Und  gerade  das  Brechen  des  Stabes, 
worauf  doch  bei  der  Erklärimg  der  Redensart  Alles  an- 
kommt, liegt  nicht  im  Mindesten  in  dem  "Wort  'exfusticare' 
oder  'exfestucare'  angedeutet.  Aber  auch  von  all'  dem  ab- 
gesehen, wie  wunderlich  ist  die  Vorstellung,  dass  man  die 
Freundschaft  aufgiebt,  wie  man  eine  Sache,  ein  Stück  Land 
aufgiebt,  räumt!  Gleichwohl  ist  diese  Erklärung  sehr  häufig 
nachgesprochen  worden. 

Eine  andere  Ansicht  vertreten  die  Benedictiner  in  der 
Histoire  litteraire  de  la  France  2).  In  dem  Abschnitt  über 
die  Vita  Karoli  Comitis  Flandriae  von  Galbertus  bemerken 
sie  zu  dem  Ausdruck  'exfestucare'  Folgendes:  'Ce  mot  .  . 
semble  etre  l'origine  du  proverbe,  rompre  la  paille,  pour 
marquer  une  rupture  d'amitie.  En  effet,  lorsqu'un  vassal 
vouloit   se   soustraire    ouvertement   ä    l'obeissance    de    son 


»)  1.  c.  —  «)  XI.  1759.  p.  144. 
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souverain,  il  rompoit  iine  paille  en  sa  pr^sence  et  par-lä 
se  croyoit  absous  de  son  hommage  et  de  son  serment  de 
fideKte.  Les  seigneurs  eux- meines  lorsqu'ils  vouloient  se 
battre  avee  im  de  leurs  hommes,  commengoient  par  rompre 
mie  paille  avee  lui  pour  l'affranchir  de  toute  Subordination 
k  lenr  egard  et  le  rendre  leur  pair.  Ainsi  Qiiillaume  le 
Normand  offense  des  remontrances  trop  libres  d'im  depute 
de  Bniges  rompit  la  paille  devant  lui'. 

Diese  Erklärung  hat  Littr^^)  als  richtig  anerkannt. 
Eine  Unterstützung  ersten  Ranges  aber  scheint  sie  durch 
eine  Scene  in  einem  der  Jugend-Dramen  Moli^res^),  im 
Depit  amoureux  von  1656,  zu  erhalten.  Zwei  Verliebte,  der 
Kammerdiener  Gros-Rene  und  die  Zofe  Marinette,  sind  nahe 
daran  sich  tödlich  zu  verfeinden  oder  thun  wenigstens  so. 
Aus  ihrer  Unterhaltung  interessirt  uns  die  folgende  Stelle: 

Gro8-Ren6. 
Pour  couper  tout  chemin  k  nous  rapatrier, 
H  faut  rompre  la  paille:  une  paille  rompue 
Rend,  entre  gens  d'honneur,  ime  affaire  conclue. 
Ne  fais  point  les  doux  yeux:  je  veux  etre  fache. 

Marinette. 
Ne  me  lorgne  point,  toi:  j'ai  l'esprit  trop  touche. 

Gros-Renö. 

Romps:  voilä  le  moyen  de  ne  s'en  plus  d6dire. 
Romps  etc.' 

Auf  alle  Fälle  haben  wir  es  hier  mit  einer  höchst  inter- 
essanten Verwendung  des  Symbols  zu  thun.  Gros-Ren^ 
nimmt  thatsächlich  einen  Halm  in  die  Hand  und  hält  ihn 
bei  seiner  Ai^fforderung  'romps,  romps'  Marinette  entgegen, 
damit  sie  ihn  oder  damit  sie  ihn  nicht  zerbricht.  Im  höchsten 
Grade  zweifelhaft  ist  es  aber,  dass  der  Brauch,  auf  den 
Moli^re  hier  Bezug  nimmt,  zu  seiner  Zeit,  in  der  Mitte  des 
17.  Jahrhunderts  bestanden  hat.    Pasquier  und,  was  mehr 


*)  Dictionnaire  de  la  langue  fran9aise  ü,  1.  1863  -  69.  p.  900.  — 
*)  Oeuvres  ed.  Despois  (Les  grands  öcrivains  de  la  France  ed.  Regnier) 
I.  1873.  p.496ffi;  cf.  Littrd  1.  c. 
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sagen  will,  Ducange  weiss  nichts  davon.  Und  auch  sonst 
fehlt  in  den  Quellen  der  letzten  Jahrhunderte  jeder  Anhalt 
dafür.  Darum  werden  wir  doch  wohl  wie  auch  Despois^) 
thut,  annehmen  müssen,  dass  Meliere  lediglich  das  Sprich- 
wort vor  Augen  hatte  und  dies  in  die  Wirklichkeit  zurückzu- 
übersetzen versuchte.  Immerhin  muss  er  in  diesem  Falle 
eine  Erklärung  der  Redensart  gekannt  haben,  die  sich  mit 
der  der  Histoire  litteraire  ziemlich  genau  deckt. 

Unter  diesen  Umständen  haben  wir  die  Worte  der  Bene- 
dictiner  noch  etwas  genauer  in's  Auge  zu  fassen.  Sie  be- 
haupten, wie  wir  sahen,  'ainsi  Guillaume  le  Normand  .  . 
rompit  la  paille'.  Vergleichen  wir  nun  die  Vita  Karoli  Co- 
mitis  Plandriae^),  so  sehen  wir  zu  unserer  Ueberraschung, 
dass  da  von  Stab-  oder  Halmbrechen  gar  nicht  die  Bede 
ist,  sondern  nur  gesagt  wird:  'Comes  prosiliens  exfestucavit 
fexfestucasset]  Ivannum,  si  ausus  esset  prae  tumultu  civium 
illorum'.  Also  auch  hier  wie  bei  Pasquier  das  Wort  ex- 
festucare  imd  eine  beweislose  Behauptung,  weiter  nichts! 

Ganz  ähnlich  wie  im  Falle  der  Histoire  litteraire  liegt 
die  Sache  bei  La  Chesnaye  des  Bois^).  Er  sagt:  'C'6- 
toit  une  ancienne  coutume  chez  les  Frangais  de  rompre  ime 
paille  qu'ils  avoient  k  la  main,  et  de  se  la  jetter  pour  mar- 
quer  qu'ils  renongoient  k  l'alliance  ou  au  service  de  celui, 
dont  ils  vouloient  se  separer'.  Es  folgt  der  Beweis:  'c'est 
ce  que  fit  le  duc  Robert  en  920'.  Er  spielt  auf  die  Ab- 
setzung Karls  des  Einfältigen  und  die  Darstellung  dieses 
Vorgangs  bei  Ademarus  Cabanensis*)  an.  Hier  wird  aber, 
obenein  in  einer  schlecht  überlieferten  Stelle,  nur  gesagt: 
'festucas  mambus  proicientes,  reiecerunt  eum,  ne  esset  eis 
ultra  senior'. 

Sollen  wir  darum  die  Erklärung  der  Histoire  litteraire 
völlig  fallen  lassen?  Sollten  wir  verkennen,  dass  sie  an  sich 
sehr  viel  vernünftiger  ist,  als  die  Erklärung  Pasquiers? 
Hier  wird  der  Bruch  des  Freundschaftsbandes,  das  zwei 
Personen  verbindet,  nicht  dem  Verlassen  einer  Sache  an  die 


*)  L  c.  p.  497  n.  1.  —  *)  Monumenta  Gennaniae,  Scriptores.  XII. 
p.  608;  Acta  Sanctorum,  Mart.  I  p.  210.  —  •)  Dictionnaire  historique 
des  moeurs,  usages  et  coutumes  des  Franyois  (anon.)  lU.  1767.  p.  261.  — 
*)  Mon.  Germ.  Script.  IV.  p.  124  n.  8». 
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Seite  gestellt,  sondern  aus  einer  Sitte  erklärt,  die  den  Bruch 
des  Lehnsbandes,  das  Person  mit  Person  verband,  symboli- 
sirt  haben  soll.  Aber  auf  das  Rathen  sind  wir  so  wenig 
angewiesen  wie  auf  das  Erdichten  von  Thatsachen.  Uns 
steht  noch  eine  bisher  unbenutzte  Quelle  zu  Gebote,  näm- 
lich das  Vorkommen  des  Ausdrucks  Vompre  le  festu'  in  alt- 
französischen Quellen. 

Ob  die  Redensart  in  Denkmälern  des  altfranzösischen 
Rechts  vorkommt,  ist  sehr  zweifelhaft.  "Wenn  Dupin  und 
Laboulaye^)  in  ihrem  Glossaire  de  Fanden  droit  fran^ais 
die  Phrase  anführen,  so  hat  das  um  so  weniger  zu  bedeuten, 
als  sie  den  Ausdruck  Exfestucation  ^)  durch  deguerpisse- 
ment,  dessaisissement  erklären,  *qui  se  faisait  par  le  Sym- 
bole d'un  fetu  rompu',  —  was  unbewiesen  und  offenbar  nur 
Roquefort^)  entlehnt  ist. 

Die  Deutung  der  Redensart  im  Altfranzösischen  ist  be- 
stritten. In  der  Hauptsache  begegnen  uns  zwei  Meinungen 
entsprechend  den  beiden  historischen  Erklärungsversuchen 
der  heute  zweifellos  eindeutigen  Wendung.  Die  Einen  be- 
haupten, 'rompre  le  festu'  heisse  'eine  Sache  verlassen,  auf- 
geben'; d^guerpir,  abandonner,  quitter  quelque  chose.  So 
schon  Ducange*).  Ob  auch  Brunner  diese  Meinung  bil- 
ligt, wenn  er  das  Messerbrechen  dem  'rompre  le  fetu'  an 
die  Seite  stellt ,  ist  ungewiss.  Andere  legen  der  Wendung 
in  der  alten  Sprache  dieselbe  Bedeutung  bei,  die  sie  heute 
hat:  sich  mit  Jemandem  entzweien.  Endlich  kommt  es  vor, 
dass  beide  Ansichten  vereinigt  werden.  So  erklärt  z.  B. 
Grimm ^)  den  Ausdruck  mit  den  Worten:  'aufsagen,  auf- 
geben, das  Land  räumen'. 

Bei  solcher  Mannigfaltigkeit  in  der  Auffassung  der 
Redensart  ist  es  denn  kein  Wunder,  dass  hinsichtlich  des 
zu  Grunde  liegenden  Brauchs  selbst  das  bestritten  ist,  ob 
hier  überhaupt  ein  Stab  oder  Halm  zerbrochen  wurde. 
Pasquier,  die  Histoire  litt^raire  und  überhaupt  fast  Alle, 


')  1846.  p.  58.  —  *)  ib.  p.  55  f.  —  ')  Supplement  au  glossaire  de 
la  langue  romane.  1820.  p.  161.  —  *)  IX.  1887.  p.  200.  —  »)  Rechts- 
alterthümer  I.  *  p.  176;  cf.  Hippeau,  Dictionnaire  de  la  langfue  fran9. 
au  Xlle  et  au  XÜI«  siecle.  I.  1873.  p.  178. 
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die  sich  über  die  Frage  geäussert  haben,  zweifeln  nicht 
daran.  "Wenn  hier  und  da  in  Quellen  von  zweifelhaftem 
Werthe  die  Angabe  begegnet,  im  zwölften  Jahrhundert  sei 
die  Ankündigimg  des  Bruchs  noch  durch  Zusendung  ^)  eines 
zerbrochenen  Halmes  erfolgt,  so  entfernt  sich  das  kaum  von 
der  herrschenden  Auffassung.  Und  Wodon^),  der  die 
Redensart  'rompre  paille'  mit  seinem  verfehlten  Versuch, 
die  festuca  notata  in  der  Form  der  nodata  als  geknickten 
Halm  zu  erklären,  in  Beziehung  bringt,  gesteht  doch  zu, 
dass  das  Zerbrechen  nur  deshalb  unterbleibe,  weil  es  an- 
geblich unmöglich  sei. 

Ganz  anders  Roquefort').  Er  erklärt  'rompre  le 
festus*  durch  'abandonner,  quitter  une  entreprise,  rompre 
une  alliance,  se  brouiller'  und  findet,  das  sei  eine  'expres- 
sion  fort  juste,  car,  lorsqu'un  fetus  est  ote  ou  detache  de 
teile  chose  que  ce  soit,  le  fruit  se  separe  et  tombe  bientöt 
apres\  Man  wird  diese  räthselhaften  Worte  kaum  auf  etwas 
Anderes  als  auf  das  Abbrechen  etwa  eines  reifen  Getreide- 
halmes vom  Boden  beziehen  können.  Wahrscheinlich  ist 
Grimm*)  hier  Roquefort  gefolgt,  wenn  er  behauptet: 
'Rompre  heisst  hier  nicht  entzwei  brechen,  sondern  den  halm 
vom  boden  abbrechen,  um  sich  seiner  symbolisch  zu  be- 
dienen'. 

Sehen  wir  uns  nun  die  Stellen,  die  hier  aus  der  alt- 
französischen Litteratur  in  Frage  kommen,  selbst  näher  an! 

In  einem  Fabliau  des  dreizehnten  Jahrhunderts  von 
Eustache  d'Amiens^),  das  den  Namen  *du  bouchier  d'Abe- 
vile'  trägt,  heisst  es: 

'H  t'estuet  rompre  le  festu; 
Va,  si  vuide  tost  mon  ostel, 
Et  je  irai  k  mon  autel.' 

Es  handelt  sich  hier  offenbar  um  den  Abbruch  der  Be- 
ziehungen zweier  Personen.      Sehr  richtig   erklären  Mont- 


*)  [Tuet]  Matinöes  Sönonoises.  1789.  p.  139 ;  La  Mösangöre ,  Dic- 
tionnaire  des  proverbes  fran9ais.  2.  ed.  1821.  p.  345;  M^ry,  Hist.  g^n. 
des  proverbes.  III.  1829.  p.  300;  Quitard,  Dict.  des  prov.  1842.  p.  577.  — 
*)  La  forme  et  la  'garantie  dans  les  contrats  francs.  1893.  p.  139.  — 
')  Glossaire  de  la  langue  romane.  I.  1808.  p.  592.  —  *)  1.  c.  —  •)  Mout- 
aiglon  et  Raynaud,  Recueil  des  fabliaux.  HI.  1878.  p.  243. 
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aiglon  und  Raynaud^)  die  Redensart  in  diesem  Fabliau 
mit  den  Worten  'briser  l'engagement,  se  quitter'. 

Weiter  kommt  hier  eine  Stelle  aus  *li  romans  de  Carite' 
von  Renelus  de  Moiliens^)  in  Betracht: 

'Abbes,  respont  moi,  ke  fais  tu, 

ki  jadis  rompis  le  festu 

Au  monde,  ke  por  Diu  laissas?"* 

Unzweifelhaft  bezieht  sich  hier  das  'rompre  le  festu' 
auf  das  Verlassen  der  Welt.  Aber  die  Beziehung  ist  eigener 
Art.  Die  Welt  ist  hier  personificirt  gedacht.  Der  Abt  hat 
mit  ihr  gebrochen,  seine  Beziehungen  zu  ihr  gelöst.  So  er- 
klärt auch  van  HameP)  die  Worte. 

Ein  weiteres  Beispiel  liefert  der  Roman  d'Alexandre  *). 
Der  König  spricht  zu  Perus  : 

'les  dons  que  t'ai  don6,  ai  malement  perdus; 
va-t'ent  en  ta  contröe,  ronpus  est  li  festus. 
je  ne  t'aimerai  mais,  ne  ne  seras  mes  drus'. 

Können  hier  etwa  die  Worte  'ronpus  est  li  festus*  be- 
deuten :  gebrochen  ist  der  Halm  zum  Zeichen,  dass  das  Land 
geräumt  ist?  Nichts  weniger  als  das!  Porus  soll  ja  erst 
das  Land  räumen.  Der  Halm  aber  ist  bereits  gebrochen. 
Die  Worte  besagen  lediglich :  zwischen  uns  ist  es  aus. 

Wenn  möglich  noch  deutlicher  redet  eine  Stelle  im 
'Renart  le  nouvel'*).  Hier  ist  zwischen  v.  3682  und  3683 
ein  Brief  von  Reineke  an  den  König  Nobel-  eingeschoben, 
der  die  Ueberschrift  trägt:  'Si  comme  Renars  envoie  ses 
lettres  au  Roi  Noblen  par  Wauket  le  ghai  son  mesagier'. 
In  diesem  Briefe  kommen  die  Worte  vor:  'Puisque  vous 
estes  desloiaus  viers  moi,  que  faire  ne  döussies,  li  homages 
liges  et  li  fois  que  je  vous  devoie  est  nule,  car  vous  aves 
Premiers  rompu  le  festu*.  Hat  vielleicht  hier  'rompre  le 
festu'  die  Bedeutung  'das  Land  räumen*?  Hier,  wo  Nobel 
gerade  sein  Land  verlassen  hat,  um  Reineke  in  seiner  Burg 
55U  belagern?  Die  Frage  stellen  heisst  sie  beantworten.  Die 
Worte  'vous  av^s  premiers  rompu  le  festu*  sind  nichts  als 

»)  1.  c.  VI.  1890.  p.  328 f.  —  «)  Ed.  van  Hamel  (Bibliothöque  de 
r^cole  des  hautes  ötudes.  Fase.  61.  1885.)  p.  55.  —  »)  1.  c.  Fase.  62. 
1885.  p.  411.  —  *)  Ed.  Michelant  (Biblioth.  des  Litterar.  Vereins  in 
Stuttgart,  XIII.)  1846.  p.  358.  —  »)  Le  Roman  du  Renart  publ.  par 
M^n.  IV.  1826.  p.  276. 
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die  Parallele  zu  dem  Vorwurf:  'vous  estes  desloiaus  viers 
moi'  und  das  'rompre  le  festu'  hat  die  Folge,  dass  'li  homages 
liges  et  li  fois',  die  Reineke  dem  Könige  schuldete,  null 
und  nichtig  geworden  sind. 

Bndlich  kommt  der  Ausdruck  noch  in  einem  anderen 
Abschnitt  des  Roman  de  Renart ')  vor,  in  der  Scene ,  in  der 
Reineke  den  Königshof  verlässt,  um  als  frommer  Pilger  für 
seine  Sünden  Busse  zu  thun.     Es  heisst  da: 

*Ez  vos  Renart  le  pelerin 

Escrepe  au  col,  bordon  fresnin. 

Li  roi  li  dit  qu'il  lor  pardont 

Trestoz  les  maus  que  fet  li  ont. 

Et  degerpisse  engins  et  max: 

Adont  s'il  mort,  si  sera  sax. 

Renart  ne  met  riens  en  Jefois 

De  quanque  li  prie  li  rois. 

Ainz  li  otroie  toz  ses  dfs 

Tant  que  il  soit  d'iloc  partis. 

Ront  le  festu,  si  lor  pardone. 

De  cort  se  part  etc.' 
Reineke  räumt  das  Land.  Aber  nicht  darauf  lässt  sich 
die  Wendung  'ront  le  festu'  beziehen.  Andererseits  hat  er 
aber  auch  nicht  mit  dem  Könige  gebrochen,  sondern  im 
tiefsten  Frieden  scheidet  er  vom  Hofe.  Nicht  auf  eine 
Trennung,  sondern  umgekehrt  auf  Willenseinigung,  völlige 
Uebereinstimmung  zweier  Personen  bezieht  sich  hier  der 
Ausdruck.  Die  Worte  'ront  le  festu'  entsprechen  genau  dem 
Satze:  'Renart  ne  met  riens  en  defois,  de  quanque  li  prie 
li  rois'.  Reineke  geht  auf  Alles  ein,  worum  ihn  der  König 
bittet.  Das  vorangehende  'otroie'  wird  nur  in  anderer  Form 
wiederholt.  So  erklärt  denn  auch  Lacume  de  Sainte  Palaye*) 
die  Redensart  an  dieser  Stelle  durch  'faire  une  Convention, 
s'accorder'  und  Meon'')  noch  genauer  durch  *accorder  tout 
ce  qui  est  demandö'. 

Ziehen  wir  das  Ergebniss!  Die  Behauptung,  dass  'quitter 
quelque  chose'  auch  nur  jemals  die  Bedeutung  von  'rompre 

»)  Ed.  Martin.  I.  1882.  p.  40;  Ed.  M6on.  IL  p.60.  -  »)  Diction- 
naire  historique  de  l'ancien  langage  fran9ois,  publ.  p.  Favre.  VI.  1879. 
p.  197.  -  »)  1.  c.  II.  p.  415. 
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le  festu'  sein  könne,  hat  sich  uns  nicht  bestätigt.  Dagegen 
hat  der  Ausdruck  regelmässig  in  der  alten  Sprache,  wie  heute 
'rompre  la  paille',  die  Bedeutung  des  Bruchs  der  Gemein- 
schaft mehrerer  Personen.  Und  einmal,  in  der  letzten 
Stelle,  wird  er  zur  Bezeichnung  der  Einwilligung  gebraucht, 
die  gerade  umgekehrt  zur  Einigung  mehrerer  Personen  führt. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  diese  merkwürdige  That- 
sache  sich  nur  durch  die  Annahme  einer  Rechtssitte  erklärt, 
die  in  entsprechenden,  verschiedenen  Fällen  geübt  wurde. 
Ob  die  Sitte  zur  Zeit  der  Entstehung  jener  Dichtungen  noch 
bestand,  ist  zweifelhaft;  und  einige  der  citirten  Stellen  lassen 
nur  die  Auffassung  zu,  dass  es  sich  in  ihnen  um  blosse 
Redensart  handelt.  Immerhin  haben  wir  für  die  Erkenntnisa 
der  Sitte  selbst  wenigstens  einige  Anhaltspunkte. 

In  der  Stelle  aus  dem  'Renart  le  nouveF  tritt  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Redensart  und  dem  Bruch  der 
rechtlichen  Gemeinschaft  zwischen  Lehnsherrn  und  Lehns- 
mann so  offen  zu  Tage,  dass  wir  von  hier  aus  in  der  That 
auf  eine  Symbolisirung  dieses  Bruchs  durch  das  Brechen 
einer  festuca  schliessen  können.  In  dieser  Hinsicht  ist  es 
von  Bedeutung,  dass  eine  ähnliche  Beziehung  auch  bei  jenen 
Worten  des  Alexanderromans  obzuwalten  scheint.  Roque- 
fort^) behauptet  wenigstens,  dass  Alexander  gegen  Porus 
geradezu  den  Vorwurf  der  Felonie  erhebe.  So  hat  in  der 
That  jene  Angabe  der  Histoire  litt6raire  mehr  für  sich  als 
wir  zuerst  glauben  konnten.  Näheres  über  diesen  neuen 
Fall  des  Stabbrechens  wird  sich  wohl  in  Zukunft  ermitteln 
lassen.  Klar  ist,  dass  er  sich  aufs  engste  dem  Brechen  der 
Stäbe  bei  der  salfränkischen  Entsippung  anschliesst. 

Nach  der  anderen  Richtung  aber  sind  wir  in  der  an- 
genehmen Lage,  die  Sitte,  welche  dem  'rompre  le  festu'  in 
der  Bedeutung  von  accorder  zu  Grunde  liegt,  bereits  im 
vorigen  Abschnitte  kennen  gelernt  zu  haben.  Wenn  wir  dort 
sahen,  dass  bei  der  Ertheilung  der  formellen  Einwilligung 
die  virga,  die  ferula  gebrochen  wurde,  und  wenn  wir  hier 
eine  Redensart  haben,  die  denselben  Gedanken  durch  das 
Brechen  der  festuca  umschreibt,  so  braucht  der  Zusamraen- 


1)  Glossaire.  T.  1808.  p.  592. 
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hang  nicht  erst  erwiesen  zu  werden.  Diese  Bedeutung  der 
Redensart  ist  ein  neuer  Beleg  für  jene  Sitte;  sie  zeigt  aber 
zugleich,  dass  wir  mit  vollstem  Recht,  ohne  die  Nützlichkeit 
des  Brechens  der  virga  für  den  Beweis  zu  bestreiten,  diesen 
Fall  der  Rechtssitte  als  Symbolisirung  des  in  Frage  stehenden 
Rechtsgeschäfts  aufgefasst  haben. 

Indem  so  eine  und  dieselbe  Redensart  nach  der  einen 
Seite  direct  auf  das  Brechen  der  festuca  beim  Bruch  der 
durch  das  Lehnsverhältniss  gegebenen  Gemeinschaft,  indirect 
auf  das  Stabbrechen  bei  der  salfränkischen  Entsippung 
hinführt,  nach  der  anderen  Seite  aber  unmittelbar  vom 
Brechen  der  festuca  bei  Erklärung  der  Einwilligung  ab- 
stammt, ist  der  deutlichste  Beweis  für  den  Zusammenhang 
aller  drei  Fälle  des  Stabbrechens  erbracht.  Demgemäss  ist 
die  Annahme  Grimms,  bei  dem  rompre  le  festu  handle  es 
sich  nicht  um  Zerbrechen,  sondern  nur  um  Abbrechen  der 
festuca  vom  Boden,  abzulehnen. 

Ohne  den  Zusatz  'avec  quelqu'im',  der  vielleicht  mit 
dem  Brechen  der  festuca  durch  die  beiden  Betheiligten  zu- 
sammenhängt, kennt  die  heutige  französische  Sprache  die 
Wendung  'rompre  la  paille'  ^)  im  Sinne  von  'annuler,  rompre 
un  marche,  un  accord'.  Ohne  Zweifel  ist  diese  Redensart 
mit  der  hier  erörterten  nahe  verwandt.  Und  wenn  es  glückt, 
sie  höher  hinauf  zu  verfolgen,  so  wird  man  wahrscheinlich 
auf  einen  neuen  Fall  des  Brechens  der  festuca  stossen. 

Everardus  Otto^)  behauptet,  dass  die  Italici  hodiemi, 
also  die  Italiener  des  18.  Jahrhunderts,  die  Redensart  'rompre 
la  paglia'  kennten.    Das  ist  wohl  nur  ein  Irrthum. 

Im  Deutschen  sagen  wir  einfach  *mit  jem.  brechen'. 
Zusammenhang  mit  der  fränkischen  Rechtssitte  steht  ausser 
Frage.  Ob  gerade  Entlehnung  aus  dem  Französischen  statt- 
gefunden hat,  wie  Grimm')  und  Heyne*)  behaupten,  ist 
noch  zu  beweisen. 

Dagegen  lässt  sich  die  Redensart  'den  Stab  zerbrechen' 
im  Sinne  der  Aufhebung  einer  Gemeinschaft  mehrerer  Per- 

»)  Dict.  de  l'Acad.  fr.  W.  p.  330.  676;  Littre,  Dict.  n,  1.  p.900.  — 
*)  lurisprudentia  symbolica.  1730.  p.  77.  —  »)  Wörterbuch.  II.  1860. 
Sp.  344.  —  ♦)  Deutsches  Wörterbuch.  I.  1890.  Sp.  485. 
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sonen  im  Arabischen^)  nachweisen.  "Wahrscheinlich  iahen 
wir  auch  darin  nur  den  Niederschlag  einer  Rechtssitte  zu 
sehen.  Jedenfalls  spricht  zu  Gunsten  der  Annahme  eines 
zu  Grunde  liegenden  Brauchs  die  Thatsache,  dass  ein  nahe 
verwandtes  Sprichwort'^)  oifenbar  von  den  Arabern  selbst 
auf  eine  Sitte')  des  Stabbrechens  zurückgeführt  wird.  Es 
handelt  sich  dabei  freilich  nur  um  zwei  Kameltreiber,  'qui, 
si  societate  coniuncti  sunt  et  diversis  viis  incedunt,  baculum 
frangunt,  ut  singuli  singulam  baculi  partem  accipiant'.  Aber 
auch  an  die  Erzählung  im  Propheten  Sacharja*)  darf  in 
diesem  Zusammenhang  erinnert  werden:  'Und  ich  .  .  nahm 
zu  mir  zween  Stäbe,  einen  hiess  ich  Sanft,  den  andern  hiess 
ich  Weh;  und  hütete  der  Schafe'.  'Und  ich  nahm  meinen 
Stab  Sanft,  und  zerbrach  ihn,  dass  ich  aufhübe  meinen  Bund, 
den  ich  mit  allen  Yölkem  gemacht  hatte.'  'Und  ich  zerbrach 
meinen  andern  Stab  Weh,  dass  ich  aufhübe  die  Brüderschaft 
zwischen  Juda  und  Israel.'  Luthers  Stab  Weh  heisst  nach 
richtiger  Deutung  geradezu  Stab  der  Yerbindung.  Und 
Verbindung  soll  ^)  die  Grundbedeutimg  des  arabischen  Wortes 
für  Stab  sein. 

Diese  Thatsachen  haben  mit  der  fränkischen  Rechts- 
sitte direct  nichts  zu  thun.  Aber  sie  dienen  ihr  selbst  und 
unserer  Erklänmg  zur  inneren  Rechtfertigung. 

lY.  Das  Stabbrechen  bei  der  Beisetzung 
der  französischen  Könige  nnd  Königinnen. 

Heinrich  v.  Treitschke  nennt  in  seinen  Vorlesungen 
über  Politik  *)  unter  den  Vorzügen  der  Monarchie  gegenüber 


>)  Lane,  an  arabic-english  lexicon.  1,4.  1872.  p.  1576;  1,5.  1874. 
p.  2068;  Frey  tag,  Lexicon  arabico-latinum.  IL  1833.  p.  436f.;  IIL 
1885.  p.  170;  Zenker,  Türkisch-arabisch-persisches  Handwörterbuch. 
IL  1876.  p.  630;  Richardson,  a  dictionary,  persian,  arabic,  and  eng- 
lish.  ed.  Johnson.  Lond.  1829.  p.  899;  Wahrmund,  Handwb.  d.  neu- 
arabischen u.  deutschen  Sprache.  I*.  1887.  p.  995.  —  *)  Lane,  1.  c. 
L5.  p.  2068;  Freytag,  Arabum  proverbia.  IL  1839.  p.  34-  —  »)  Frey- 
tag, \.  c.  —  *)  XI,  7.  10.  14;  cf.  Hitzig,  die  zwölf  kleinen  Propheten 
(Exeget.  Hdb.  z.  Alt.  Test.  L).  4.  Aufl.  1881.  p.  390.  —  »)  Nur  nach 
Angabe  der  Araber:  Laue,  l.  c.  1,5.  p.  2068;  cf.  Hamasae  Cartnina. 
ed.  Freytag.  ü,  L  1847.  p.  579.  -  •)  ü.  1898.  p.  56. 
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der  Republik  die  Macht  der  Tradition.  Dieser  Vorzug  'kam 
im  alten  Frankreich,  sagt  er,  so  schön  zu  symbolischem 
Ausdruck,  wenn  bei  dem  Tode  des  Königs  der  höchste 
Kronbeamte  auf  den  Balkon  trat,  mit  dem  Rufe;  le  roi  est 
mort!  einen  Stab  zerbrach,  dann  aber  sofort  einen  anderen 
Stab  schwenkte,  mit  dem  neuen  Rufe;  vive  le  roi!  Die 
Person  des  Königs  vergeht,  die  Idee  der  Kjone  bleibt  in 
seinem  Nachfolger  verkörpert'. 

Dieser  Darstellung  Treitschkes  gegenüber  muss  be- 
merkt werden,  dass  die  im  Folgenden  benutzten  Quellen 
4iese  Form  der  Sitte  des  Stabbrechens  beim  Tode  der  fran- 
zösischen Könige  nicht  bestätigen.  Und  wenn  sich  bei  dem 
Wust  von  Ceremonien,  der  bei  diesen  Anlässen  entfaltet 
wurde,  auch  nicht  behaupten  lässt,  daas  nicht  und  dass  nie 
so  gehandelt  ist,  wie  Treitschke  sagt,  so  wird  es  sich 
doch  vermuthlich  um  einen  Irrthum  handeln. 

Die  Litteratur  über  das  Ceremoniell  der  Beisetzungen 
der  französischen  Könige  und  Königinnen  ist  ausserordent- 
lich reichhaltig,  aber  zum  guten  Theil  schwer  oder  gamicht 
zugänglich.  Für  die  Sitte  des  Stabbrechens  sind  immerhin 
schon  die  hier  benutzten  Darstellungen  ziemlich  ergiebig. 

Zwei  Fälle  sind  zu  unterscheiden.  Beide  spielen  sich 
in  Saint  Denis  ab:  der  eine  in  der  Kirche  an  der  offenen 
Gruft,  der  andere  hinterher  nach  dem  Essen  in  dem  Fest- 
saale der  Abtei. 

Wir  beginnen  mit  dem  ersten  der  beiden  Fälle. 

Wenn  in  der  Kirche  die  Geistlichen  ihre  Ceremonien 
beendet  haben,  werden  in  feierlichster  Form  die  sogenannten 
pieces  d'honneur  auf  den  Sarg  gelegt.  Zu  diesen  gehören 
vor  Allem  die  Krone,  das  Scepter,  die  Hand  der  Gerechtig- 
keit, das  Banner  von  Frankreich,  neben  anderen  Gegen- 
ständen aber  auch  der  Stab  des  Grand -maitre  de  France 
und  die  Stäbe  der  Mattres  d'hotel. 

Einzelne  Berichte  erwähnen  nun,  dass  die  Maitres 
d'hotel  bei  dieser  Gelegenheit  ihre.  Stäbe  zerbrachen  und 
dann  in  die  Gruft  warfen.  Die  Beschreibung  der  Beisetzung 
der  Königin  Anna  ^)  von  Bretagne ,  der  Gattin  Karls  VJJU. 

^)  Theodore  Godefroy,  le  Ceremonial  de  France.  1.  ed.  1619. 
4».  p.  130. 
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und  Ludwigs  XII.,  im  Jahr  1514^)  bezeugt  bereits  die  Sitte. 
Die  Maitres  d'hötel  werden  aufgerufen:  'Messieurs  les  Maistres 
d'hostel  de  la  tres-chrestienne  Royne  et  Duchesse  chascun 
vienne  faire  son  debuoir.  Lors  veindrent  chascun  d'iceulx 
Maistres  d'hostel,  et  rompirent  leurs  bastons  de  deuil,  et  les 
iecterent  en  la  fosse  de  la  dicte  Dame'.  Den  nächsten  Be- 
leg liefert  der  Bericht  über  das  Leichenbegängniss  der 
Königin  Maria  Theresia  im  Jahre  1683  bei  Lünig*).  Es 
heisst  daselbst:  'Hierauf  wurden  die  Stäbe  des  ersten  Hof- 
meisters [premier  maitre  d'hötel],  des  ordentlichen  Hof- 
meisters [maitre  d'hotel  ordinaire],  und  der  vier  Hofmeister, 
so  die  Königin  vierteljahrweise  bedienet  [maitres  d'h6tel 
servant  par  quartier],  zerbrochen'.  Ganz  entsprechend  wurde 
bei  Ludwig  XIV.  1715  verfahren.  Berthevin')  theilt  aus 
der  Gazette  von  1715  die  betreffende  Stelle  mit:  'les  maitres 
d'hostel  rompirent  les  leurs  [sc.  batons]'.  Das  letzte  Zeug- 
niss  für  diese  Sitte  ergeben  die  Beschreibungen  der  Bei- 
setzung Ludwigs  XV 111.  im  Jahr  1824.  Bei  Roquefort*) 
und  Berthevin')  heisst  es  gleichlautend:  'Les  maitres  de 
l'hötel,  les  chambellans  de  l'hotel  et  le  premier  maitre  de 
l'hötel,  se  sont  approch^s  du  caveau,  ont  rompu  leurs  bätons, 
les  y  ont  jet^s  et  sont  retoum^s  k  leurs  places'. 

Zweifellos  ist  dieser  Brauch  nicht  nur  in  diesen  vier 
Fällen  geübt  worden.  Aber  zuweilen  scheinen  die  Maitres 
ihre  Stäbe  auch  einfach  auf  den  Sarg  gelegt  oder  in  die 
Gruft  geworfen  zu  haben,  ohne  sie  zu  zerbrechen.  Wenigstens 
ist  in  sehr  ausführlichen  Berichten  über  die  Beisetzungen 
Karls  VIIL«)  1498,  Franz'  L')  1547,  Heinrichs  H.»)  1559 
und  Ludwigs  XHI  ^)  1643  nur  vom  'mettre'  oder  'jeter'  die 
Rede.    Dasselbe  gilt  aber  auch  von  den  sämmtlichen  gene- 

^)  1513  bei  Godefroy  p.  96  entspricht  der  damals  üblichen 
Zählung.  —  »)  Lünig,  Theatrum  ceremoniale.  11.  1720.  p.  609.  — 
')  Recherches  historiques  sur  les  demiers  jours  des  rois  de  France, 
leurs  fun^railles  etc.  1825.  p.  228;  cf.  p.  217.  —  *)  Legrand  d'Aussy, 
des  söpultures  nationales  . .;  suivi  des  fun^railles  des  rois  .  .  par  M. 
de  Roquefort.  1824.  p.515.  —  »)  Berthe vin,  1.  c.  p.  348.  —  •)  Ordon- 
nance faicte  pour  les  fiinörailles  . .  du  hon  roy  Charles  huytiesme. 
Paris,  Techener,  1875.  p.  38.  —  '')  Godefroy,  I.e.  p.  306;  —  «)  ib. 
p.  449.  — r  »)  Piganiol  de  la  Force,  Nouvelle  Description  de  la 
France.  I.  1718.  p.  197. 


Die  Rechtssitte  des  Stabbrechens.  51 

rellen  Beschreibungen  dieses  Ceremoniells  vor  Allem  von 
der  Jean  DuTillets^),  von  dem  die  übrigen  mehr  oder 
weniger  abhängig  sind. 

Nicht  selten  ist  behauptet  worden,  dass  der  Grand- 
mattre  gleichfalls  seinen  Stab  über  der  Gruft  zerbrochen 
habe.  Pasquier*)  sagt  da,  wo  er  versucht,  die  Redensart 
*rompre  le  festu' zu  erklären:  'Nous  voyons  qu'aux  obseques 
de  noz  Roys,  lors  que  Ton  a  foumy  et  satisfaict  k  toutes 
les  ceremonies,  le  Grad  Maistre  rompt  son  baston  sur  la 
fosse  du  deffunct  Roy:  Et  apres  auoir  cn6  par  trois  fois: 
Le  Roy  est  mort,  on  commence  de  crier:  Viue  le  Roy'. 
Auf  diese  Angabe  Pasquiers  wird  es  guten  Theils  zurückzu- 
führen sein,  wenn  uns  in  der  späteren  Litteratur')  bis  auf 
den  heutigen  Tag  die  gleiche  Behauptung  wieder  und  wieder 
entgegentritt.  Denn  wenigstens  die  hier  benutzten  Berichte 
wissen  absolut  nichts  vom  Stabbrechen  des  Grand -maitre 
an  der  Grift.  Es  lässt  sich  aus  ihnen  vielmehr  das  Gegen- 
theil  beweisen.  Gleichmässig  durch  die  Jahrhunderte  hin 
ist  es  bezeugt,  dass  der  Grand-maitre ,  wenn  er  aufgerufen 
wird  und  unter  dem  Vortritt  der  Maitres  d'hotel  an  die  Gruft 
herantritt,  nur  das  Ende  seines  Stabes  in  die  Gruft  senkt, 
das  andere  Ende  in  der  Hand  behält.  So  heisst  es  bei 
Franz  I.*)  1547:  'les  Maistres  d'hostel  ....  iecterent  leurs 
bastons  dedans,  et  le  dict  grand  Maistre  ne  meit  que  le 
bout  du  sien,  pour  le  reprendre';  und  noch  deutlicher  bei 
Heinrich  n.  5)  1559:  'Le  dict  Sieur  grand  Maistre  y  meit 
le  bout  du  sien  [baston],  retenant  l'autre  bout,  pour  le 
relever  en  temps  et  heure'.  Genau  so  wurde  z.  B.  1643  bei 
Ludwig  Xm.«)  und  1824  bei  Ludwig  XVHI.'')  verfahren. 
Sobald  dann  alle  piöces  d'honneur  auf  den  Sarg  nieder- 
gelegt sind,  also  entweder  sofort  oder,  da  die  Reihenfolge 
nicht  immer  dieselbe  ist,  doch  gleich  darauf,  spricht  in  der 


1)  Les  Memoires  et  Recherches.  2,  ed.  1578.  8».  fol.  205»(=Re- 
cueil  des  Roys  de  France.  1607.  4».  I.  p.  344).  —  *)  Les  Recherches 
de  la  France.  1607.  p.  1085.  —  »)  Laianne,  Dict.  hist.  de  la  France. 
1872.  p.  203;  Klöpper,  Franz.  Real -Lex.  L  1898.  p.  521;  Rohr, 
Cerem.-Wiss.  d.  gr.  Herren,  ed.  1783.  p.  324;  Encyclopödie  (Diderot) 
XL  1774.  p.  387.  —  *)  Godefroy,  L  c.  p.  306.  —  »)  ib.  p.  449.  — 
•)  Piganiol  de  la  Force,  1.  c.  p.  197.  —  ')  Roquefort,  1.  c.  p.  516. 
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Regel  der  Grand -maitre  selbst  die  Worte:  le  roi  est  mort. 
Ein  Herold  wiederholt  den  Ruf.  Es  folgt  ein  kurzes  Gebet. 
Dann  hebt  der  Grand-maitre  seinen  Stab  wieder  in  die  Höhe 
und  ruft:  Vive  le  roi!  Unter  allgemeinem  Jubel  und  dröhnen- 
der Musik  schliesst  die  Trauerfeier  in  der  Kirche. 

Aber  hinterher  zerbricht  der  Grand-maitre  seinen  Stab 
doch  noch.  Und  damit  kommen  wir  zu  dem  zweiten  Falle 
des  Stabbrechens  beim  Tode  der  französischen  Könige. 

Unmittelbar  nach  dem  Schlüsse  der  Feier  in  der  Kirche 
begeben  sich  alle  officiell  an  ihr  Betheiligten  in  die  Festsäle 
der  Abtei  zimi  Diner.  Ist  dieser  Leichenschmaus  zu  Ende 
und  das  Dankgebet  gesprochen,  so  hält  der  Grand-maitre 
eine  kurze  Ansprache,  in  der  er  auf  den  Tod  des  Königs 
oder  der  Königin  nochmals  Bezug  nimmt.  Dann  zerbricht 
er  seinen  Stab. 

Der  Brauch  ist  zuerst  für  die  Beisetzung  Karls  YHI. 
1498  bezeugt.  Du  Tillet^)  berichtet  nämlich:  *N'est  k  taire 
ce  qui  est  au  registre  dudit  Parlement,  qu'ä  la  rompture 
dudit  baston,  faite  ä  l'exeque  dudit  Roy  Charles  huictiesme, 
deux  de  ses  Officiers  domestiques,  l'vn  Sommelier,  l'autre 
Archer  de  sa  garde  moururent  soudainement  de  tristesse, 
Exemple  rare  de  l'amour  des  seruiteurs  k  leur  bon  Roy.' 
Seitdem  wird  die  Sitte  sehr  häufig  erwähnt.  So  bei  Anna^) 
von  Bretagne  1514,  Ludwig  XH.»)  1515,  Franzi*)  1547, 
Heinrich  n.!^)  1559,  Karl  IX.«)  1574,  Heinrich  IV.')  1610 
imd  Ludwig  Xni. 8)  1643.  Wenn  für  die  Folgezeit  directe 
Belege  fehlen,  so  darf  man  daraus  noch  nicht  schliessen, 
dass  das  Stabbrechen  später  nicht  mehr  geübt  sei.  Das 
Diner  wird  1683»),  1715^«)  und  1774 1*)  ganz  wie  früher 
erwähnt. 

Der  Grand-maitre  oder  Grand-maitre  de  France,  der 
hier  den  Stab  bricht,  ist  der  oberste  Beamte  des  königlichen 


1)  Recueil  des  Roys  de  Franne.  1607.  I.  p.  344.  —  «)  öodefroy, 
1.  c.  p.  132.  —  •)  Archives  curieuses  de  l'histoire  de  France  p.  Cimber 
et  Danjou.  1"  S^rie.  H.  1835.  p.  70.  —  *)  Godefroy,  I.e.  p.  307f. 
—  »)  ib.  p.  451.  —  •)  Arch.  cur.  1.  S^rie.  VIII.  1836.  p.  270.  —  ')  Le 
Mercvre  fran9oi8,  ov,  la  svitte  de  l'histoire  de  la  Paix.  Par.  1612.  8". 
fol.  471».  —  •)  Piganiol  de  la  Force,  1.  c.  p.  198.  —  •)  Lünig, 
1.  c.  p.  609.  —  »«)  ib.  p.  738.  —  ")  Roquefort,  1.  c.  p.  469. 
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Hauses,  *le  premier  de  la  maison  du  Roi'.^)  Dieser  Be- 
amte, dessen  Stellung  die  Franzosen  früher  bis  in  die  Tage 
der  Merowinger  oder  gar  der  Römer  verfolgen  wollten,  ist 
also  nicht  im  mindesten  politischer  Beamter.  Aber  inner- 
halb der  'maison  civile  du  roi'  steht  er  an  der  Spiize:  Alle 
übrigen  —  ausser  den  Geistlichen  —  stehen  bei  ihm  in  Eid 
imd  Pflicht;  und  selbst  die  interne  Jurisdiction'-*)  des  könig- 
lichen Hauses,  die  später  in  der  Hand  des  'grand  pr6v6t  de 
l'höter  liegt,  scheint  früher  von  ihm  selbst  geübt  zu  sein. 
Mit  dem  'grand-maitre  des  c6r6monie8  de  France*  darf  er 
in  keiner  Weise  verwechselt^)  werden. 

Bei  den  Beisetzungen  der  Königinnen  bricht  entsprechend 
der  oberste  Beamte  der  'maison  de  la  reine"*  den  Stab,  nach 
Angabe  von  Du  Tillet*)  ihr  'grand  ou  premier  maistre 
d'hosteP.  In  der  Beschreibung  der  Beisetzung  der  Königin 
Anna^)  von  Bretagne  wird  er  'grand  Maistre  de  Bretaigne* 
genannt. 

Der  Stab-,  den  der  Grand -maitre  zerbricht,  wird  aus- 
drücklich als  sein  Amtsstab,  als  *bäton  magistraF*),  als 
*bäton  de  grand- maitre'')  bezeichnet.  Sehr  oft  heisst  es: 
er  zerbricht  'seinen*  Stab.  Aber  dieser  Stab  ist  keineswegs 
derselbe,  den  der  Grand -maitre  vorher  bei  der  Feier  in  der 
Kirche  in  die  Gruft  gesenkt  und  dann  wieder  herausgezogen 
hat.  Das  sagt  uns  eine  Aufzeichnung  über  die  Beisetzung 
Heinrichs  H.^)  im  Jahre  1559,  mit  den  Worten:  *le  quel 
baston  estoit  peinct  de  noir,  et  autre  que  celuy  qu'il  auoit 
retir6  de  la  fosse :  qu'il  reteint  tousiours  entier'.  Es  ist  also 
offenbar  ein  eiafacher,  schwarz  angestrichener  Stab,  aber 
darum  nicht  minder  Symbol  der  Amtsgewalt  des  Grand- 
maitre,  nicht  etwa  bloss  Repräsentant  eines  Symbols.  Der 
Grund  dafür,  dass  hier  nicht  der  baculus  Ordinarius  zer- 
brochen wird,  erhellt  sofort,  wenn  man  sieht,  aus  wie  kost- 
barem Material  die  Stäbe  bestehen,  die  der  Grand -maitre 


^)  [Nie.  de  Besongne,]  Le  parfiB.it  estat  de  la  France,  ed.  1656. 
p.  120.  —  ») Du  Tillet,  Recueil.  1607.  I.  p.403f.;  Fauchet,  Oeuvres. 
1610.  fol.483b.  —  »)  So  z.B.  Klöpper,  Fr.  Real-Lex.  I.  1898.  p.  521. 
—  «)  1.  c.  p.  344  —  »)  Godefroy,  1.  c.  p.  131.  —  •)  Du  Tillet,  1.  e. 
p.  344.  —  ')  Piganiol  de  la  Force,  1.  c.  p.  198.  —  «)  Godefroy, 
1.  c.  p.  451. 
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sonst  führt.  Solch  ein  Kunstwerk  zu  zerbrechen  ist  nicht 
bloss  schade,  sondern  einfach  unmöglich. 

Der  Grand- maitre  bricht  nicht  nur  den  Stab,  er  wirft 
ihn  auch  zu  Boden.  'Je  romps  mon  baston  et  le  gette 
contre  terre'  sagt  der  Grand -maitre,  seigneur  de  la  Palice 
nach  der  Beisetzung  Ludwigs  XII.^)  im  Jahr  1515. 

Bis  hierhin  wissen  wir  über  das  Stabbrechen  des  Grand- 
maitre  ungefähr  ebensoviel  oder  ebensowenig,  wie  über 
das  Stabbrechen  der  Maitres  d'hötel.  Auch  sie  sind  Beamte 
des  königlichen  Hauses,  auch  sie  zerbrechen  ihre  Amtsstäbe 
und  werfen  sie  dann  hin.  "Wüssten  wir  weiter  nichts  über 
diese  beiden  Fälle  des  Stabbrechens,  wie  sollten  wir  sie 
anders  als  durch  die  Annahme  erklären,  dass  hier  wie  dort 
das  Aufgeben,  die  Endigung  des  eigenen  Amts  symbolisirt 
werden  solle?  Wir  müssten  Roquefort^)  unbedingt  zustim- 
men, der  in  der  That  behauptet,  der  Grand-maitre  zerbreche 
seinen  Stab  *en  signe  de  la  perte  de  son  office'.  Und  wenn 
wir  dann  auch  einen  Zusammenhang  mit  der  fränkischen 
Rechtssitte  früherer  Jahrhunderte,  die  wir  in  den  vorigen 
Abschnitten  kennen  gelernt  haben,  vermuthen  wollten,  so 
wäre  das  jedenfalls  sehr  problematisch. 

Für  die  Erklärung  des  Stabbrechens  der  Maitres  d'hotel 
haben  wir  nun  allerdings  keinen  weiteren  Anhaltspunkt. 
Wenn  sie  an  die  Gruft  herantreten  imd  ihre  Stäbe  zer- 
brechen, so  thun  sie  das  schweigend.  Dagegen  haben  wir, 
was  den  Grand-maitre  anlangt,  in  den  Ansprachen,  die  er 
an  die  Yersammlimg  richtet,  ein  vielleicht  nicht  letztlich 
entscheidendes,  aber  doch  äusserst  werthvoUes  Hilfsmittel 
für  die  Erklärung.  Mit  ihnen  haben  wir  uns  darum  jetzt 
näher  zu  befassen. 

Diese  Ansprachen  richtet  der  Grand-maitre  keineswegs 
an  alle  Anwesenden,  unter  denen  selbstverständlich  auch  die 
Würdenträger  des  Staates  sich  befinden,  sondern  ausschliess- 
lich an  die  'Officiers  de  la  maison\  Sehr  bezeichnend  ist 
in  dieser  Hinsicht  die  Angabe  Du  Tillets'),  der  Grand- 
maitre  begebe  sich  dazu  *ä  l'endroit  de  la  principale  table 


»)  Archives  Curieuses.   1.  S^rie.   H.   183ö,   p.  70.  —  »)  1.  c.  p.  428. 
—  »)  1.  c.  p.  344. 
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dudit  Parlement,  oü  les  Officiers  domestiques  du  feu  Roy 
se  sont  assemblez'.  Bei  der  Beisetzung  Ludwigs  Xu.  ^) 
1515  beginnt  die  Ansprache  mit  der  Frage:  'Tous  les  servi- 
teurs  du  feu  Roy  sont-ils  ici?'  Und  auch  an  die  oben  er- 
wähnte Anekdote  vom  Leichenbegängniss  Karls  "Vlll.  kann 
hier  erinnert  werden. 

Damit  steht  aber  fest,  dass  es  sich  jedenfalls  nur  um 
eine  interne  Angelegenheit  des  königlichen  Hauses  handeln 
kann. 

Noch  viel  wichtiger  ist  es,  dass  die  Grand-maitres  in 
ihren  Ansprachen  geradezu  authentische  Erklärungen  ab- 
geben, warum  sie  ihren  Stab  zerbrechen.  Freilich,  wenn 
es  1515*)  nur  heisst;  *en  signe  de  v^rite  je  romps  mon 
baston^  so  ist  der  Ausdruck  beinahe  ebenso  unbestimmt,  wie 
das  *in  testimonium'  der  alten  Urkunden.  Aber  schon  er 
weist  auf  den  engsten  Zusammenhang  zwischen  Wort  und 
Handlung  hin.  Und  andere  Grand-maitres  und  andere  Be- 
richte reden  deutlicher.  Bei  Heinrich  H. ')  1559  sagt  der 
Grand-maitre:  *Affin  que  vous  sgachiez  que  vous  n'auez  plus 
d'estat  en  la  maison,  ie  romps  en  vostre  presence  ce  baston\ 
Dieselbe  Formel  begegnet  in  der  Beschreibung  der  Bei- 
setzungsfeierlichkeiten nach  dem  Tode  Heinrichs  IV.  im 
Mercure  frangais*).  Bei  Anna')  von  Bretagne  1514  lautet 
die  Wendung :  'Affin  que  congnoissiez  qu'il  n'y  a  plus  de 
maison  ouuerte,  je  romps  le  baston'.  Wie  jene  Formel  die 
Situation  der  angeredeten  Beamten  in  den  Vordergrund 
rückt,  so  stellt  diese  die  Rücksicht  auf  die  Lage  der  ganzen 
*Maison*  in  die  erste  Linie.  Von  seinem  eigenen  Amte  redet 
der  Grand-maitre  in  der  einen  so  wenig  wie  in  der  andern. 
Aber  damit  nicht  genug:  die  Idee  des  Bruches  selbst,  um 
deren  Symbolisirung  es  sich  hier  handelt,  wird  geradezu 
ausgesprochen.  Bei  Franz  I.*)  1547  heisst  es:  'Chascun  se 
pourueoye.  Car  la  maison  est  rompüe.  (Et  en  signe  de 
cela,  schaltet  der  Bericht  ein,  il  rompit  son  baston)'.  Die- 
selben Worte  finden  wir,  nur  etwas  verstümmelt,  bei  Karl  IX.') 
1574  wieder.     Genau  entsprechend  wird  von  der  Beisetzung 

^)  Arch.  cur.  1.  S.  H.  p.  70.  —  »)  ib.  —  »)  Godefroy,  1.  c. 
p.  451.  —  *)  1612.  fol.  471».  —  »)  Godefroy,  1.  c.  p.  132.  —  •)  Gode- 
froy ,  1.  c.  p.  307  f    —   ')  Arch.  cur.  1.  S.  VUI.  1836.  p.  270. 
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Ludwigs  Xm.i)  1643  berichtet:  *Le  Prince  de  Conde  .  . . 
rompit  son  bäton  de  Grand-maitre,  pour  marquer  k  tous  les 
Officiers  que  la  Maison  etoit  cassee'.  Auch  Du  Tillet^) 
macht  dieselbe  Auffassung  geltend,  indem  er  sagt,  der 
Grand-maitre  breche  den  'baston  magistral'  *en  signe  de 
rompture  de  maison'. 

Wir  stellen  fest:  keine  der  genannten  Formeln  enthält 
die  Erklärung,  die  wir  doch  zunächst  erwarteten,  dass  der 
Grand-maitre  sein  Amt  niederlege  und  darum  den  Stab 
breche.  Nur  dass  die  Beamten,  zu  denen  er  spricht,  ihre 
Stellungen  verlieren,  kommt  zu  unzweideutigem  Ausdruck. 
Aber  nicht  das  Ende  des  Amts  der  einzelnen  Angeredeten 
wird  symbolisirt.  Sondern  der  Stab  wird  gebrochen  zum 
Zeichen  des  Bruches  der  rechtlichen  Gemeinschaft,  die  bisher 
alle  Glieder  der  'Maison  du  Roi*  miteinander  verbunden  hat. 

Daraus  ergiebt  sich  zugleich,  wie  unrichtig  die  An- 
nahme ist,  man  brauche  nur  die  Bedeutung  eines  Symbols 
zu  kennen,  um  auch  zu  wissen,  was  das  Brechen  des  Sym- 
bols für  einen  Sinn  habe.  Unsere  Erklärung  des  Stab- 
brechens  des  Grand-maitre  ist  durchaus  unabhängig  von 
der  Thatsache,  dass  er  das  Symbol  seiner  Amtsgewalt  zer- 
bricht. Wir  würden  die  Sitte  genau  so  erklären,  wenn  es  sich 
hier  um  einen  ganz  beliebigen  Stab  handelte.  Nur  eins 
darf  man  mit  Recht  fordern:  die  Natur  des  zu  Grunde 
liegenden  Symbols  darf  nicht  mit  der  Bedeutung  des  Brechens 
desselben  Symbols  in  ausschliessendem  Gegensatze  stehen. 
Wer  aber  wollte  das  hier  behaupten?  Die  Consequenz 
dieser  Anschauung  ist  natürlich  die,  dass  ein-  und  derselbe 
Gegenstand  fähig  ist,  nach  mehr  als  einer  Richtung  hin 
Symbol  zu  sein.     Sie  kann  hier  nur  angedeutet  werden. 

Haben  wir  Recht  mit  unserer  Erklärung  dieses  Falles 
des  Stabbrechens,  so  ist  weiter  klar,  dass  er  aufs  Engste 
mit  der  fränkischen  Rechtssitte,  wie  wir  sie  bisher  kennen 
gelernt  hatten,  zusammenhängt.  Wenn  es  uns  im  Folgen- 
den glückt,  diese  Fäden  noch  fester  zu  knüpfen,  so  danken 
wir  es  auch  hier  der  französischen  Sprache. 

»)  Piganiol  de  la  Force,  1.  c.  g.  198.  —  »)  1.  c.  p.  344;  cf.  La 
Colombiöre,  Le  vray  thöätre  d'honneur  et  de  chevalerie.  11.  Par.  1648. 
p.  621 :  'que  la  Maison  est  rompuö  pour  eux'. 
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Für  die  Zeit  um  1600  ist  uns  die  Redensart  'rompre 
le  baston  de  sa  maison'  bezeugt.  Der  Duc  de  Nevers 
braucht  in  seinen  Memoiren  ^)  bei  der  Darlegung  der  Gründe, 
welche  im  Jahre  1588^)  die  Ligue  der  Sechzehn  zu  dem 
Plane  veranlassten,  sich  der  Person  des  Königs  Heinrich  TTT, 
zu  bemächtigen,  die  "Worte :  'Hs  seroient  contraints  de  ren- 
uerser  leur  marmite,  et  non  seulement  rompre,  comme  Ton 
dit,  le  baston  de  leur  maison,  mais  aussi  de  faire  banque- 
route  k  vne  grande  quantite  de  personnes  d'honneur  et 
Gouuemeurs  des  Places,  ä  qui  ils  donnoient  certaine  pension 
annuelle'.  Lacume  de  Sainte  Palaye'),  der  diese  Stelle 
citirt,  erklärt  den  Ausdruck  *rompre  le  baston  de  sa  maison' 
durch  'ruiner  ses  affaires'.  Und  Favre*)  macht  in  seiner 
Ausgabe  des  Wörterbuchs  dazu  die  unverständliche  Be- 
merkung: *E,approcher  cette  expression  de  „mettre  la  main 
au  bäton"'.  Die  Redensart  scheint  auch  heute  noch  zu 
existiren,  wenn  sie  sich  auch  des  Placets  der  Akademie 
nicht  zu  erfreuen  hat.  Wenigstens  führen  Sachs '^)  uüd 
Peschier^)  die  Phrase  in  der  Form  'rompre  le  bäton  de  son 
logis'  an  und  erklären  sie  wie  Lacume  de  Sainte  Palaye 
mit  'sich  zu  Grunde  richten,  seine  Angelegenheiten  ganz  und 
gar  verderben'. 

Andererseits  haben  die  Franzosen  noch  jetet  die  Redens- 
art 'rompre  la  maison'.  Der  Ausdruck  ist  allgemein  üblich 
und  sogar  akademisch.  Er  bedeutet  so  viel  wie  'cong^dier 
sa  maison,  son  train',  sein  Hauspersonal  entlassen. 

Auch  wenn  wir  nur  die  beiden  Wendungen  kennen 
würden,  könnten  wir  ohne  aUzu  grosse  Kühnheit  den  Schluss 
ziehen,  dass  sie  mit  einander  zusammenhängen.  Die  That- 
sache,  dass  der  oberste  Beamte  des  königlichen  'Hauses* 
seinen  Stab  'en  signe  de  rompture  de  maison'  bricht,  be- 
stätigt die  Annahme  unwiderleglich.  Gewiss  mag  der  Aus- 
druck 'rompre  le  baton  de  sa  maison'  zuweilen  auf  den 
Sinn  'ruiner  ses  affaires'  hinauslaufen.    Aber  im  Grunde  be- 


*)  n.  Paris  1665.  fol.  p.  84.  —  »)  1587  bei  Nevers  wieder  mit 
Bücksicht  auf  die  damalige  Zeit  der  Ne\\jahrsfeier.  —  *)  Dictionnaire 
historique  de  l'ancien  langage  fran9oi8  publ.  p.  F a  vre.  11.  1876.  p.  425.  — 
*)  ib.  p.  425.  n.  2.  —  »)  Grosse  Ausg.  6.  Stereot.  Aufl.  1887.  p.  138.  — 
•)  Supplement  au  Dictionnaire  de  Mozin.   1873.   p.  34. 
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deutet  er  genau  wie  'rompre  sa  maison'  *da8  Engagement 
seiner  Bedienten  für  beendigt  erklären'.  Wie  bezeichnend 
ist  dafür  die  drastische  Redensart  'renverser  la  marmite*, 
die  Nevers  daneben  braucht!  Wer  seinen  Kochtopf  umwirft, 
der  kann  auch  seinen  Koch  und  seine  übrige  Dienerschaft 
entlassen. 

Ohne  Zweifel  hat  sich  die  Redensart  'rompre  sa  mai- 
son* erst  später  von  'rompre  le  baston  de  sa  maison'  ab- 
gezweigt. Wir  können  das  hier  ebenso  sicher  behaupten 
wie  bei  'rompre  avec  qu.'  im  Yerhältniss  zu  'rompre  le  festu, 
la  paille  avec  qu.'.  Da  uns  nun  Ausdrücke,  wie  'la  maison 
est  rompue'  imd  'rompture  de  maison'  schon  in  Quellen  des 
16.  Jahrhunderts  begegnen,  so  folgt,  dass  die  Redensart 
*rompre  le  baston  de  sa  maison'  entsprechend  älter  sein  muss. 

Der  Zusammenhang  zwischen  dem  *rompre  le  baston  de 
sa  maison'  und  dem  Stabbrechen  des  Grand-maitre  leuchtet 
ohne  Weiteres  ein.  Er  bestätigt  die  Richtigkeit  unserer 
Erklärung  dieses  Brauchs;  er  ist  die  Probe  aufs  Exempel. 
Dagegen  ist  es  sehr  die  Frage,  ob  die  Redensart  lediglich 
auf  diesen  Fall  des  Stabbrechens  nach  dem  Tode  der  fran- 
zösischen Könige  zurückgeführt  werden  darf.  Freilich  können 
wir  den  Ursprung  der  Sitte  ohne  Bedenken  einige  Jahr- 
hunderte über  den  Tod  Karls  VIII.  hinaufrücken.  Die  That- 
sache,  dass  die  französische  Sprache  mindestens  im  16.  Jahr- 
hundert und  vielleicht  schon  früher  die  Redensart  'rompre 
le  baston  de  sa  maison'  kennt,  scheint  auch  dann  nicht  ge- 
nügend erklärt.  Die  Lösung  dieser  Schwierigkeit  wird  kaum 
anders  glücken  als  durch  die  Annahme,  dass  das  Stab- 
brechen des  Grand-maitre  sich  einem  uns  noch  unbekannten 
Falle  des  Stabbrechens  von  allgemeiner  Bedeutung  unter- 
ordnet. 

Zum  Schlüsse  sei  noch  erwähnt,  dass  sich  ein  ähnlicher 
Brauch  auch  am  englischen  Königshofe  nachweisen  lässt. 
Die  Beschreibung  der  Beisetzung  des  Königs  Wilhelm  HI. 
(1702)  bei  Lünig^)  berichtet  vom  Schlüsse  der  Trauerfeier 
in  der  Kirche  Folgendes:  *Die  vier  höchsten  Staats -Ofifici- 
anten,   nehmlich   der  Hertzog  von  Devonshire,    als  Gross- 


i)  Theatrum  ceremoniale.  U.   1720.   p.  656. 


Die  Rechtssitte  des  Stabbrechens.  59 

Hauss-  oder  Ober -Hofmeister;  der  Gh-af  von  Bradford,  als 
Ober-Schatzmeister ;  der  Graf  von  Jersey,  als  Ober-Cammer- 
herr;  der  Lord  Wortan,  als  Controlleur  von  des  Königs  Hof- 
haltung, zerbrachen,  nach  alter  Gewohnheit,  ihre  weisse 
Stäbe,  welche  sie  sonsten  gewohnt  sind  in  den  Händen  zu 
tragen,  so  sie  zu  Hof  in  Diensten  erscheinen,  zum  Zeichen, 
dass  ihre  Bedienung  nimmehro  aufgehöret.  Endlich  ging 
man  in  der  ersten  Ordnung  zurück,  und  endigte  diese  Solen- 
nitäten'.  Ebenso  wurde  beim  Leichenbegängnisse  des  Ge- 
mahls der  Königin  Anna,  des  Prinzen  Georg  von  Dänemark, 
im  Jahre  1708  verfahren.  Die  Europäische  Fama^)  er- 
wähnt, 'dass  unter  andern  Ceremonien  auch  diejenigen  Be- 
amten, welche  weise  Stäbe  tragen,  dieselben  zubrochen, 
und  auf  das  Grab  *  geworifen  haben*.  Auch  bei  der  Bei- 
setzung König  Georgs  lY.  zu  "Windsor  im  Jahre  1830  wurde 
der  Stab  gebrochen.  Gabriele  v.  Bülow'^),  die  Gattin  des 
damaligen  preussischen  Gesandten  am  englischen  Hofe,  be- 
richtet darüber  in  einem  Briefe  an  ihre  Schwester  Adelheid: 
'Wahrhaft  wehthuend  fand  ich  den  Moment,  wo,  während 
dass  draussen,  aber  ganz  hörbar,  bei  des  Königs  Hinaus- 
treten aus  der  Kirche  „God  save  the  king"  gespielt  wurde, 
Sir  George  Naylor,  der  Wappenkönig,  über  dem  Sarg  seinen 
Stab  brach  und  die  Titel  des  verewigten  Königs  ablas'. 

Dieser  englische  Brauch  besteht  ohne  Zweifel  noch 
heute.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass  er  auf  den  fränkisch- 
französischen zurückzuführen  ist. 

In  Deutschland  ist  eine  ähnliche  Sitte,  wie  es  scheint, 
nicht  geübt  worden.  Wenn  über  der  Gruft  des  Pommem- 
herzogs  Bogislaw  XTV.  1637  der  Regiments-Stab  zerbrochen 
wurde,  so  geschah  das  nur,  weil  er  der  Letzte  seines  Ge- 
schlechts war. 

Y.  Das  Stabl>recheii  bei  der  Degradation 
Ton  Geistlichen. 

Zu  den  Förmlichkeiten  der  Degradatio  actualis  gehört 
seit  alter  Zeit  die  Fortnahme  des  Hirtenstabes.     Einzelne 

»)  Theü  84.  1708.  p.919;  cf.Rohr,  Einl.  z.  Cerem.  Wiss.  d.  gr. 
Herren,  ed.  1733.  p.  325.  —  *)  Gabriele  v.  Bülow,  E.  Lebensbild. 
7.  Aufl.   1896.   p.  274. 
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Quellen  des  neunten  bis  elften  Jahrhunderts  erwähnen,  dass 
der  Stab  dabei  zerbrochen  wurde.  Wir  reihen  im  Folgenden 
die  wenigen  Beispiele^),  die  hier  für  diese  Sitte  genannt 
werden  können,  chronologisch  aneinander. 

Die  älteste  Nachricht  findet  sich  in  der  Tita  S.  Theo- 
dardi  archiepiscopi  Narbonensis  *).  Es  wird  da  von  einer 
Synode^)  berichtet,  die  im  Jahr  886  'in  villa  Portus'  un- 
weit Nimes  stattfand  und  gegen  einen  Priester  Selva  ein- 
schritt, weil  er  sich  widerrechtlich  zum  Bischof  hatte  weihen 
lassen.  Der  Vollzug  des  auf  Absetzung  lautenden  Urtheils 
wird  folgendermassen  beschrieben:  'iudicio  qui  aderant  Epi- 
scoporum,  tam  praedictus  Selva,  quam  qui  ordinatus  est  ab 
€0  Ermemirus,  truncatis  in  conspectu  omnium  ac  penitus 
scissis  Episcopalibus  indumentis,  baculisque  eorum  Biq>er 
eonun  capita  confractis,  necnon  annulis  singulorum  ab  eorum 
digitis  dedecore  cum  magno  evulsis,  ab  omni  ordine  Cleri- 
catus  deiecti  simt  penitusque  depositi'.  Beachtenswerth  ist, 
dass  die  Stäbe  über  den  Häuptern  von  Selva  und  Erme- 
mirus zerbrochen  werden.  Das  Zerreissen  der  bischöflichen 
Gewänder,  das  neben  dem  Stabbrechen  erwähnt  wird,  ent- 
spricht gleichfalls  der  Sitte  jener  Jahrhunderte. 

Uebrigens  ist  die  Echtheit  dieser  Darstellung  der  Vor- 
gänge auf  der  Synode  zu  Nimes  nicht  unbestritten  *).  Inso- 
fern ist  der  nächste  Fall  noch  besser  bezeugt.  Er  betrifft 
die  Absetzung  des  Papstes  Benedict  Y.  auf  der  Lateran- 
Synode  vom  Jahre  964.  Liudprand'),  der  der  Ceremonie 
aUer  Wahrscheinlichkeit  nach  selbst  beigewohnt  hat ,  be- 
richtet darüber :  Tost  haec  (sc.  Benedictus)  pallium  sibi  abs- 
tulit,  quod  simul  cum  pontificali  ferula,  quam  manu  gesta- 
bat,  domno  papae  Leoni  reddidit.  Quam  ferulam  isdem 
papa  fregit,  et  fractam  populo  ostendit*.  Damit  stimmt  die 
Angabe  des  Contiiiuator  Reginonis«)  überein:  *ferulamque 
pastoralem  [Leo]  manu  eius  arreptam  coram  omnibus  in 
frusta  confregit'. 

*)  Ducange,  Glossar,  ed.  Favre.  I.  1883.  p.  516.  v.  baculus; 
Martöne,  De  antiquis  ecclesiae  ritibus.  ed.  2.  II.  1736.  col.  889ff.  — 
*)  Acta  Sanctorum.  Mai.  I.  1866.  p.  157.  —  •)  Hefele,  Concilien- 
Geschiclite.  IV «.  1879.  p.  544.  —  *)  Acta  Sanct.  1.  c.  p.  144.  157.  — 
»)  Lib.  de  reb.  gest.  Ottonis  magni  imperat.  c.  21.  (Mon.  Germ.  Script. 
HI.  p.  846.).  -  •)  Mon.  Germ.  Scr.  I.  p.  626. 
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Gleichfalls  zu  Bom  und  zwar  im  Jahre  99S  wurde 
GuadalduB,  unrechtmässiger  Bischof  von  Auch  in  der  Pro- 
vinz Narbonne,  unter  Brechung  seines  Bischofsstabes  degra- 
dirt.  Die  darauf  Bezug  nehmende  Bulle  Gregors  V.^)  zu 
Gimsten  von  Guadalds  Nachfolger  Arnulf  sagt:  'Qui  statim 
nostris  iussibus  obedientes,  ut  mos  est  Bomanorum,  de  dextra 
Ulius  anulum  evellentes,  et  virgam  pastoralem  super  caput 
illius  firangentes,  et  casulam  atque  dalmaticam  scindentes,  et 
ab  ordine  pontificatus  eum  degradantes  in  terram  sedere 
fecerunt'.  Auch  hier  wieder  findet  das  Brechen  über  dem 
Haupte  statt.  Interessant  ist,  dass  der  ganze  Act  als  römischer 
Ritus  bezeichnet  wird.  Dass  nicht  der  Papst  selbst  die  De- 
gradation vornimmt,  wie  bei  der  Absetzung  Benedicts,  ent- 
spricht dem  niedrigeren  Range  des  Degradandus. 

Den  beiden  letztgenannten  Synoden  haben  deutsche 
Kaiser,  Otto  I.  und  Otto  HI.,  in  Person  beigewohnt.  Hein- 
rich HI.  2)  hat  einmal  selbst  eine  Degradation  vorgenommen 
und  dabei  einen  Hirtenstab  zerbrochen.  Ein  Mönch,  Namens 
Oddo,  hatte  sich  zum  Abt  eines  vom  Kloster  Breme  ab- 
hängigen Priorats  aufgeworfen.  Diesem  Unwesen  machte 
Heinrich  sehr  energisch  ein  Ende,  als  er  auf  seinem  dritten 
Römerzuge  nach  der  Lombardei  kam.  Der  Yorgang  hat  sich 
wahrscheinlich  im  Kloster  Breme  und  wohl  erst  bei  der 
Rückkehr  des  Kaisers,  also  1022,  nicht  schon  1021,  abge- 
spielt. Die  Chronik  von  Novalese ^)  berichtet:  ^Cognitis 
Omnibus  eins  nequitiis,  cunctis  videntibus  episcopis  qui  ad- 
erant,  detestabilem  sarabaitam  cepit,  baculum  fregit,  atque 
superbum  de  sede  deposuit'. 

Die  letzte  ErwähnuDg  der  Sitte  betrifft  den  Bischof  Ulf 
von  Dorchester ,  dem  auf  der  berühmten  Synode  von  Ver- 
celli  im  Jahre  1050  beinahe  der  Stab  gebrochen  worden 
wäre.  Die  sogen,  angelsächsischen  Annalen*)  erzählen  uns: 
*And  Ulf  biscop  com  paerto,  and  fomeah  man  sceolde  to- 
brecan  his  stef,  gif  he  ne  sealde  pe  mare  gersuman,  fordan 
he  ne  cude  don  his  gerihte  swa  wel  swa  he  sceolde'.    Yon 


»)  St.  Baluzii  Miscellan.  lib.  7.  Par.  1715.  p.  64.—  «)  (Hirsch  u.) 
Bresslau,  Jahrbücher  des  deutschen  Reichs  unter  Heinrich  ü.  lÜ. 
1875.  p.  224f.  —  »)  Appendix  c.  9;  Mon.  Genn.  Scr.  VH.  p.  126.  — 
*)  Mon.  Germ.  Scr.  XIII.  p.  113. 
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hier  ist  die  Nachricht  dann  von  Heinrich  von  Huntingdon^) 
übernommen  worden;  er  übersetzt  fast  wörtlich:  'et  poene 
fractus  est  baculus  ejus  episcopalis"*. 

Damit  sind  unsere  Belege  erschöpft.  Wenn  Brinck- 
m  ei  er  2)  für  das  Brechen  der  Bischofsstäbe  Florentius  "Wi- 
gorniensis  p.  656')  anführt,  hat  er  das  Citat  Ducange 
entlehnt  und  übersehen,  dass  in  der  Stelle  nur  von  der 
Fortnahme  des  Bischofsstabes  die  Bede  ist. 

Zur  Erklärung  dieses  Falles  des  Stabbrechens  ist  wenig 
zu  sagen.  Das  Brechen  hat  hier,  wie  es  scheint,  nicht  die 
selbständige  Bedeutung,  die  ihm  in  der  fränkischen  Rechts- 
sitte zukommt.  Es  dient  nur  dazu,  die  Idee  der  Fortnahme 
des  Amts,  die  schon  im  blossen  Fortnehmen  des  Stabes 
ausgesprochen  wird,  zu  verstärktem  Ausdruck  zu  bringen. 
Es  entspricht  genau  dem  Zerbrechen  des  Degens  bei  der 
militärischen  Degradation*). 

Dass  die  Sitte  so  früh  erloschen  ist,  wird  mit  dem 
Wechsel  in  dem  Material  zusammenhängen,  aus  dem  man 
die  Hirtenstäbe  herstellte.  Gerade  seit  dem  elften  imd 
zwölften  Jahrhundert  fing  man  an,  auch  die  Schäfte,  die  bis 
dahin  regelmässig  aus  Holz  bestanden,  aus  immer  kost- 
barerem Material,  aus  Elfenbein  und  Metall,  zu  verfertigen. 
Peter  Damiani  ist  es,  der  den  Bischöfen  seiner  Zeit  das 
höhnische  Wort  zurief:  Tontifices  lignei  auratis  utuntur 
baculis'. 

Wie  aber  sollen  wir  ims  den  Ursprung  der  Sitte  er- 
klären? Man  hat  geglaubt,  die  Formen  der  Degradatio 
actualis  mit  der  Exauctoratio  des  römischen  Heeres  in  Be- 
ziehung setzen  zu  sollen.  Mag  dem  sein,  wie  ihm  wolle: 
jedenfalls  wurden  bei  dieser  exauctoratio  nicht  die  Waffen 
zerbrochen.  Und  auch  sonst  wird  man  sich  vergeblich  in 
der  Ueberlieferung  der  ersten  christlichen  Jahrhunderte  nach 
Anknüpfungspunkten  umsehen.  Dagegen  finden  wir  in  der 
germanischen  Rechtssymbolik  eine  ganze  Reihe  analoger 
Erscheinungen.    Und  was  speciell  das  Brechen  des  Hirten- 

^)  Historia  Anglorum.  ed.  Th.  Arnold  (Rer.  Britann.  med.  aevi 
scriptores).  London.  1879.  p.  193;  Mon.  Germ.  1.  c.  p.  150.  —  *)  Glos- 
sarium diplomaticum.  I.  1856.  p.  238.  —  »)  Cf.  ed.  Thorpe.  11.  1849. 
p.  68.  —  *)  Dreyfus. 
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Stabes  angeht,  so  hat  in  der  That  die  Ajinahme  eines  Zu- 
sammenhangs mit  der  fränkischen  Rechtssitte  des  Stab- 
brechens Manches  für  sich.  Es  ist  dann  kein  Zufall,  dass 
uns  jener  kirchliche  Brauch  gerade  in  jenen  Jahrhimderten 
bezeugt  ist,  die  auf  die  fränkische  Periode  folgen  und  unter 
ihrer  Nachwirkung  stehen.  Und  entspricht  nicht  die  zwei- 
mal überlieferte  Thatsache,  dass  das  Brechen  des  Hirten- 
stabes über  dem  Haupte  des  Degradandus  stattfand,  genau 
der  Vorschrift  der  Lex  Salica,  bei  der  Entsippung  die  Stäbe 
über  dem  Haupte  zu  zerbrechen?  Nur  ergiebt  sich  dann  zu- 
gleich mit  zwingender  Nothwendigkeit,  dass  schon  die  Franken 
auch  zur  Strafe  den  Stab  gebrochen  haben  müssen. 

YI.   Das  Stabbrechen  bei  der  Friedloslegung. 

Aus  älterer  Zeit  haben  wir  keine  Nachricht,  dass  über 
dem  Friedlosen  der  Stab  gebrochen  worden  wäre.  Aber  in 
anglonormannischen  Rechtsbüchern  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts finden  sich  Angaben,  die  das  Stabbrechen  in  Zu- 
sammenhang mit  dem  utlagatus  erwähnen.  Bracton^)  sagt 
in  einem  Abschnitte,  der  *de  furto  manifesto  et  probatore 
cognoscente'  handelt,  Folgendes :  *Cum  furto  manifesto  depre- 
hensus  quandoq;  sine  aliqua  pbatione  cognoscit  latrocinium 
et  se  esse  latronem,  vel  cognoscit  homicidium  vel  roberiam, 
vel  q  aliam  feloniam  fecerit,  vel  quod  utlagatus  fuerit,  vel 
gaolä  fregerit,  vel  regnum  abiuraverit,  vel  quid  tale  fecerit 
per  quod  secum  suum  portat  iudicium.  Et  qui  sie  convicti 
secum  portant  iudicium  sicut  finaliter  condemnati,  nullum 
habent  apellum  versus  aliquem  fidelem  nee  infidelem:  quia 
omnino  frangitur  eorum  baculus.'  Das  Ganze  ist  offenbar 
nur  6in  Satz.  Zu  den  Yerbrecherkategorieen,  die  'nullum 
apellum'  haben,  weil  ihnen  ein  für  alle  Mal  der  Stab  ge- 
brochen wird,  gehört  auch  der  utlagatus.  In  der  Fleta*) 
lautet  diese  Stelle  abgekürzt  deutlicher:  'Utlagati  autem  et 
illi  qui  regnum  abiuraverint,  et  de  felonia  convicti  ab  omni 
appello  et  libera  voce  sint  interdicti,   eo   quod  iudicia  sua 


*)  De  legibus  et  consuetudinibus  Angliae.  ed.  1640.  fol.  152.  Lib.  3. 
Tract.  2.  cap.33.  §1;  Ed.  TraversTwiss.  II.  1879.  p.520.  —  *)Lond. 
1647.  p.56.   Lib.l.   cap.  38.  §16. 
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secum  defenmt  sicut  sententialiter  condempnati,  et  igitur 
frangitur  talium  baculus''. 

Die  beiden  citirten  Sätze  hat  zuerst  Ducange  in  seinem 
Glossar  ^)  an's  Licht  gezogen.  Sie  sind  dann  Jahrhunderte 
hindurch  auch  in  der  deutschen  Litteratur  allgemein  bekannt 
gewesen,  bis  sie  schliesslich  vorübergehend  im  19.  Jahr- 
hundert mit  der  Rechtssitte  des  Stabbrechens  aus  Anlass 
des  Todesurtheils  in  Vergessenheit  geriethen.  Erst  vor 
wenigen  Jahren  hat  Brunner ^)  wieder  auf  sie  aufmerksam 
gemacht  und  ihre  Bedeutung  für  die  Frage,  ob  über  dem 
Friedlosen  in  alter  Zeit  der  Stab  gebrochen  sei,  festgestellt. 
Er  hat  einmal  als  bewiesen  angenommen,  dass  über  dem  ut- 
lagatus  nach  anglonormannischem  Rechte  der  Stab  gebrochen 
wurde.  Dann  aber  hat  er  daraus  den  Schluss  gezogen,  das» 
nach  fränkischen  Rechten  bei  der  Friedloslegung  ebenso  ver- 
fahren wurde.  Wir  haben  nach  unsern  bisherigen  Ergebnissen 
allen  Qrund  diesen  Annahmen  Brunners  voll  zuzustimmen. 
Auch  K.  V.  Amira,  der  sich  früher  zweifelnd  über  das 
Stabbrechen  als  Form  der  Friedloslegung  geäussert  hatte, 
hat  jetzt')  seine  Bedenken  fallen  lassen.  Und  R.  Schröder*) 
glaubt  sogar,  dass  schon  in  der  Urzeit  die  symbolische 
Handlung,  von  der  das  Yerreden  begleitet  wurde,  in  dem 
Brechen  und  Wegwerfen  eines  Stabes  bestanden  haben  möge, 
—  was  höchstens  für  den  Bereich  der  fränkischen  Stämme 
zugegeben  werden  kann. 

Im  Einzelnen  bemerken  wir  noch  Folgendes. 

Sehr  aufföllig  ist  bei  Bracton  und  in  der  Fleta  der 
Genitiv  'eorum'  und  'talium  baculus'.  An  einen  Stab,  der 
dem  Utlagatus  gehört,  zu  denken,  verbietet  sich  nicht  gerade 
von  selbst.  Man  könnte  etwa  an  den  Sunnestab  jener 
Ordalienformel ')  des  12.  Jahrhunderts  erinnern.  Aber  wahr- 
scheinlich haben  wir  es  nur  mit  einer  freieren  grammatischen 
Construction  zu  thun. 


1)  Ed.  Favre.  I.  1883.  p.  516.  v.  baculus.  —  «)  Deutsche  Rechts- 
geschichte n.  1892.  p.  467  mit  n.  29.  —  *)  Grundr.  d.  german.  Rechts. 
2.  Aufl.  Sep.-Abdr.  1897.  p.  147;  cf.  Grundr.  d.  german.  Philologie, 
her.  V.  Paul,  ü,  2.  1893.  p.  176.  —  *)  Lehrb.  d.  deutschen  RGesch.; 
zuerst  in  der  2.  Aufl.  1894.  p.  77.  —  »)  Formulae  ed.  Zeumer  p.  628; 
Brunner  RG.  I.  p.  179f.  n.  6. 
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Wenn  ferner  Bracton  scheinbar  dem  Stabbrechen  die 
Wirkung  beilegt,  dass  jene  Verbrecher  'nuUum  apellum* 
haben,  so  ist  das  nur  schiefer  Ausdruck.  Das  Stabbrechen 
ist  auch  hier  nur  Form.  Die  Fleta  sagt  statt  'quia'  treffender 
'et  igitur\ 

Endlich  scheint  aus  beiden  Stellen  hervorzugehen,  dass 
nicht  nur  über  dem  utlagatus  nach  anglonormannischem 
Rechte  der  Stab  gebrochen  wurde.  Aber  gleich  hier  mag 
bemerkt  werden,  dass  die  Worte  *^sicut  finaliter,  sententialiter 
condemnati*  noch  nicht  zu  dem  Schlüsse  berechtigen,  dass  auch 
bei  Ausspruch  des  Todesurtheils  der  Stab  zerbrochen  wurde  ^). 

Yerlassen  wir  damit  den  anglonormannischen  Brauch, 
so  legt  die  Annahme,  dass  nach  fränkischem  Recht  über 
dem  Friedlosen  der  Stab  gebrochen  wurde,  die  Frage  nahe, 
ob  sich  dann  nicht  auch  bei  uns  in  Deutschland  Spuren  dieses 
Brauchs  nachweisen  lassen  müssten.  In  der  That  scheint 
das  der  Fall  zu  sein. 

Die  Lüneburger  Nieder -Gerichts -Ordnimg,  wie  sie  von 
Fr.  Es.  Pufendorf  im  Appendix  zum  dritten  Bande  der 
Observationes  Iuris  Universi  ^)  veröffentlicht  worden  ist,  ent- 
hält in  ihrem  dritten  Theil  unter  Anderem  Bestimmungen 
über  die  'Verfestigung' ^).  Sie  werden  eingeleitet  durch  die 
Worte :  'Es  wehre  auch  gut  und  nöhtig,  dass  die  Verfestung 
wieder  die  so  eine  tödtliche  Fahrwunde  zugefüget,  wiederumb 
fürgenommen  würde;  Zu  dero  Behueff  müste  man  den 
Process  in  den  alten  Gerichtsbücheren  suchen;  des  schreck- 
lichen Blutvergiessens  wirdt,  leider,  so  viel,  dass  es  GOtt 
im  Himmel  verdriessen  wirdt'.  Ein  solcher  Process  aus 
alten  Gerichtsbüchem  wird  dann  im  Folgenden  mitgetheilt. 
Dieses  Formular  nun  enthält  in  unmittelbarem  Anschluss  an 
das  End- Urteil  die  Vorschrift*):  'Hierauf  breche  der  Büttel 
einen  Weissen  staab  entzwey  und  werffe  Ihnen  aussen  vor 
dem  Gerichte  auff  die  Erde  wieder'  [nieder].  Jedes  Wort 
dieser  Mittheilung  ist  von  Bedeutung :  der  Büttel  bricht  den 
Stab,  der  Stab  ist  weiss,  er  wird  zu  Boden  geworfen,  aber 
nicht  innerhalb,  sondern  ausserhalb  des  Gerichtsplatzes.    Be- 

*)  Dies  wird  erst  durch  das  nahe  Verhältniss  zwischen  Friedlos- 
legung  und    Todesstrafe  im   fränkischen  Rechte  wahrscheinlich;   vgl. 
unten  p.  109  f.  —  *)  1756.  App.  p.  346  ff.  —  »)  p.  388  ff.  —  *)  ib.  p.  396. 
Zeitschrift  für  Bechtsgescbichte.    XXI.    Germ.  Abth.  5 


66  Ernst  V.  Moeller, 

sonders  bemerkenswerth  ist  aber,  dass  die  Nachricht  gerade 
aus  Lüneburg  stammt.  Wir  werden  es  hier  wahrscheinlich 
mit  einem  versprengten  Ueberbleibsel  der  fränkischen  Sitte 
des  Stabbrechens  bei  der  Friedloslegimg  zu  thun  haben. 

Eine  andere  Spur  ist  höchst  zweifelhaft.  In  dem  Bilde 
der  Heidelberger  Sachsenspiegel-Handschrift  ^)  zu  HI,  63,  §  2 
sehen  wir  einen  in  zwei  Theile  zerbrochenen  Stab.  Es  ist 
ungewiss,  worauf  sich  dies  wirkliche  oder  fictive  Symbol  be- 
zieht. Im  Text  heisst  es:  *Ban  scadet  der  sele  unde  ne 
nimt  doch  niemanne  den  lif,  noch  ne  krenket  niemanne  an 
lantrechte  noch  an  lenrechte,  dar  ne  volge  des  koninges 
achte  na.'  Auf  dem  Bilde  liegt  vom  am  Boden  ausgestreckt 
der  Schuldige.  Zum  Munde  entweicht  ihm  die  Seele  in  Ge- 
stalt eines  Kindes,  das  von  den  Krallen  des  Teufels  gepackt 
wird.  Rechts  steht  der  Priester,  einen  Stab  in  der  hoch- 
erhobenen Rechten  haltend.  In  der  Luft  zwischen  ihm  und 
dem  Entseelten  sieht  man  die  Bruchtheile  eines  Stabes. 
Mone^)  und  Gr.  L.  Maurer')  beziehen  das  Stabbrechen  auf 
das  Todesurtheil;  von  ihm  ist  jedoch  im  Text  gar  nicht  die 
Rede.  Homey«**)  glaubt,  der  Ausspruch  des  Banns  werde 
dadurch  bezeichnet.  Allein  wozu  soUte  dann  der  Priester 
in  der  Rechten  einen  Stab  hochhalten?  Die  Darstellung 
scheint  sich  vielmehr  auf  den  Fall  des  Textes  zu  beziehen, 
dass  der  Gebannnte  nicht  bloss  an  seiner  Seele,  sondern  auch 
an  Leib  und  Leben  Schaden  nimmt.  Denn  er  liegt  entseelt 
am  Boden.  Die  Voraussetzung  dieser  zweiten  Wirkung  ist 
aber  des  Königs  Acht  und  auf  sie  wird  durch  das  Stab- 
brechen hingewiesen  sein,  das  wir  alsdann  als  ein  dem  Leben 
entlehntes  Symbol  anzusehen  hätten. 

Eine  dritte  Spur  führt  uns  mitten  in  die  fränkischen 
Lande  nach  Würzburg.  Leider  scheint  sie  trügerisch  zu 
sein.  Kirchgessner  berichtet  in  seinem  Tribunal  Nemesis 5) 
aus  alter  Zeit:  'Wann  der  Ungehorsam  der  beklagten 
Partheyen,  oder  die  Execution  der  Urtheilen  an  dem  Land- 
gericht des  genannten  Herzogthums  erfordert  mit  Bann  und 

*)  Teutsche  Denkmäler,  herausg.  v,  Batt,  v.  Babo  etc.  1.  Lief. 
Heidelberg  1820.  Taf.  XXIV,  7.  —  *)  ib.  Sp.  XV.  —  »)  Gesch.  d.  alt- 
germ.  Gerichtsverfahrens.  1824.  p.  241.  —  *)  Sachsenspiegel.  I ".  1861. 
p.360.   —    »)  2.  ed.   1720.   p.  8f. 
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Becht  zu  verfahren ;  so  geschähe  solches  durch  des  Bischoffs, 
als  des  Herzogen  eigener  Person,  unter  freyen  oder  offenen 
Himmel,  mit  Zerbrechung  des  Stabs'.  Wäre  die  Angabe 
richtig,  so  würde  aus  ihr  folgen,  dass  in  "Würzburg,  wie  bei 
der  Execution.  so  auch  beim  'Ungehorsam  der  beklagten 
Partei'  der  Stab  gebrochen  worden  wäre.  Allein  Bockinger') 
hat  nahezu  dieselben  Worte  aus  dem  zweibändigen  Würz- 
burger Centbuch  vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  mitgetheilt; 
und  da  fehlen  gerade  die  entscheidenden  Worte  am  Schluss. 
Aechtung  und  Execution,  heisst  es  einfach,  erfolgt  durch 
'eines  bischoffs  alsz  des  hertzogen  aigen  person,  welches 
alles  in  crafft  der  obberurten  freyheit  also  herkhommen  vnd 
bisz  vff  dise  stundt  dermassen  gehalten  wurdt'.  Dazu  kommt, 
dass  uns  für  die  Yerhängung  der  Mordacht  in  Würzburg 
allerdings  aus  späterer  Zeit  eine  andere  Form  verbürgt  ist: 
der  Bichter  zerbricht  nicht  den  Stab,  sondern  stellt,  stösst  ihn 
auf  die  Erde  und  legt  seine  Hände  kreuzweis  oben  darauf  2). 

Fragen  wir  zum  Schlüsse  nach  der  Bedeutung  des  Stab- 
brechens bei  der  Friedloslegung,  so  haben  wir  in  dieser 
Beziehung  keine  Meinungen  Anderer  zu  billigen  oder  zu 
widerlegen;  wir  sagen  darum  einfach:  Der  Stab  wird  über 
dem  Friedlosen  zum  Zeichen  des  Bruchs  der  Bechtsgemein- 
schaft  mit  ihm,  zum  Zeichen  seiner  Ausstossung  aus  der 
Bechtsgemeinschaft  gebrochen.  Suchen  wir  aber  nach  einer 
noch  engeren  Verknüpfung  dieses  Falles  des  Stabbrechens 
mit  den  andern,  so  finden  wir  sie  in  der  sicher  erlaubten 
Annahme,  dass  auch  beim  Ausschluss  aus  der  Bechtsgemein- 
schaft der  Sippe  der  Stab  oder  Stäbe  gebrochen  wurden. 

Der  geistliche  Bann,  die  kirchliche  Form  der  Fried- 
losigkeit,  scheint  nie  unter  Brechung  eines  Stabes  ausge- 
sprochen worden  zu  sein.  Aber  eine  ähnliche  Sitte  lässt 
sich  immerhin  nachweisen.  Im  Lateran  zu  Bom  ist  auf 
einem  aus  der  Zeit  Sixtus'  V.  stammenden  Gemälde  die  Ex- 

*)  Ueber  fränkisch -wirzburgische  Zentbücher.  Sitzungsber.  der 
Münchner  Akademie.  Phil.-Hist.  Cl.  1872.  p.  159.  —  «)  Vgl.  El.  H. 
Meyer,  Deutsche  Volkskunde.  1898.  p.  24;  Friedenberg,  de  Silesiae 
juribus.  I.  1738.  p.  110  und  oben  p.  51f.  Nach  der  Rottweil'schen  Hof- 
gerichtsordnung (ed.  1523,  Th.  12)  wirft  der  Hofrichter,  wenn  er  geächtet 
hat  und  nicht  mehr  richten  will,  seinen  Stab  aus  der  Hand;  vgl.  unten 
p.  89  und  Grimm,  Weistümer.  IV.  1863.  p.305. 

5* 
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communication  personificirt.  Sie  ist  dargestellt,  wie  sie  eine 
brennende  Fackel  (une  torche  allumee)  zerbricht,  —  'ainsi 
que  faisait  chaque  annee  le  Pontife,  le  Jeudi- Saint,  apres 
la  lecture  de  fameuse  bulle  In  Coena  Domini,  qui  resumait 
toutes  les  excommunications  du  droit  ^).'  Bekannt  ist  die 
Vorschrift  des  Pontificale  ßomanum  in  der  Formula  anathe- 
matis:  'Tarn  Pontifex  quam  Sacerdotes  debent  proiicere  in 
terram  candelas  ardentes,  quas  in  manibus  tenebant'.  Dort 
wie  hier  bleibt  zunächst  zweifelhaft,  ob  es  sich  um  Ein- 
wirkung der  germanischen  Rechtssymbolik  oderft  um  blosse 
Parallelen  handelt. 

YII.   Das  Stabbrechen  ans  Anlass  des  Todesnrtheils. 
1.  Der  Artikel  96  der  Carolina. 

Die  Carolina  bestimmt  im  Artikel  96  ^)  über  das  Stab- 
brechen unter  der  Ueberschrift  *Wann  der  Richter  seinen 
Stabe  zerbrechen  mag':  'Item  wann  der  beklagt  entlich  zu 
peinlicher  straff  geurtheylt  wirdet,  soll  der  Richter  an  den 
orten  da  es  gewonheyt,  seinen  stabe  zerbrechen,  vnnd  den 
armen  dem  nachrichter  beuelhen,  vnnd  bei  seinem  eyde  ge- 
bieten, die  gegeben  vrtheyl  getrewlich  zuuohiziehen,  damit 
vom  gericht  aufPstehn  vnd  darob  halten,  damit  der  Nach- 
richter die  gesprochen  vrtheyl,  mit  guter  gewarsam  vnd 
sicherheyt  volnziehen  müge\ 

Diese  Anordnung  der  Carolina  ist  für  die  Geltung  und 
Verbreitung  der  Rechtssitte  des  Stabbrechens  aus  Anlass 
des  Todesnrtheils  in  den  letzten  Jahrhunderten  von  ein- 
schneidender Bedeutung  geworden.  Leider  hat  sie  nur  eine 
sehr  kurze  Vorgeschichte, 

Das  älteste  directe  Zeugniss  für  die  Sitte,  das  wir  hier 

*)  Barbier  de  Montault  in  Revue  de  l'art  chr^tien.  VII.  1863. 
I).  664;  ders.,  Traitö  d'iconographie  ehret.  IL  1890.  p.  451.  In  neuerer 
Zeit  wurde  statt  dessen  das  Blatt  Papier,  von  dem  die  Bulle  verlesen 
wurde,  zerrissen  und  unter  das  Volk  geworfen:  Elisa  v.  d.  Recke,  Tage- 
buch e.  Reise  durch  e.  Theil  Deutschlands  u.  durch  Italien  i.  d.  J.  1804 
bis  1806.  her.  v.  Böttiger.  IV.  p.  95;  Ersch  u.  Gruber,  Enc.  11,16. 
1839.  p.  419  f.  not.  38.  Dem  entspricht  wiederum  bei  uns  in  Deutsch- 
land das  Zerreissen  des  Achtzettels:  z.B.  Mühlhäuser  Proc.-Ord.  v.  1688 
u.  1730,  Beyfüge  Nr.  II.  §VIII.,  Univ. -Lex.  (Zedier)  L  1732.  Sp.34L  — 
>)  Die  Peinl.Ger.-Ordn.  Kais.  Karls V.,  her.  v.  ZöpfL  2. Ausg.  1876.  p.  83. 
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nennen  können,  ist  die  Tiroler  Halsgerichtsordnung  von 
1499^).  Ihre  Worte  lauten:  'vnd  was  also  durch  das  merer 
erkannt  würde,  sol  ain  yeder  richter  nach  Verlesung  der 
vrgicht  und  vrtayl  den  Gerichts  stab  prechen'.  Yon  da  ab 
fliessen  die  Quellen  recht  reichlich.  Von  den  übrigen  Maxi- 
milianischen Halsgerichtsordnungen  enthält  wenigstens  die 
Laibacher  von  1514^)  die  gleiche  Vorschrift.  Und  auch  die 
Bambergische ^)  und  Brandenburger*)  Peinliche  Gerichts- 
ordnung thun  der  Sitte  Erwähnung.  Dazu  kommen  dann 
noch  neben  einer  Wiederholung  der  ältesten  Nachricht  in 
der  Tiroler  Landesordnung  von  1526')  Nachrichten  von 
einzelnen  Processen,  in  denen  der  Stab  gebrochen  wurde, 
vor  Allem  aber  die  wichtige  Angabe  des  Layenspiegels  ^) 
in  der  Nota  vom  Gerichtsstabe:  'An  mer  enden  ist  ain  ge- 
brauch, das  der  richter  seinen  gerichtz  stab  zerbricht'.  Sie 
zeigt,  dass  die  Sitte  damals  keineswegs  überall  existirte; 
und  auf  diesen  Umstand  hat  dann  nicht  nur  die  Carolina 
selbst ,  sondern  schon  das  erste ,  das  Wormser  Project  von 
1521  Rücksicht  genommen. 

Die  Bambergensis,  auf  die  der  Art.  96  der  Carolina 
direct  zurückführt,  bestimmte  schlechtweg,  dass  der  Richter 
seinen  Stab  zerbrechen  'solle'.  Dieses  'soll'  in  Ueberschrift 
und  Text  des  Art.  117  änderte  das  Wormser  Project  sehr 
bezeichnend  in  'mag'  um.  Li  den  folgenden  Entwürfen  und 
der  Carolina  selbst  bleibt  die  Ueberschrift  unverändert.  Das 
'mag'  des  Textes  des  Wormser  Projects  aber  wird  von  der 
Nürnberger  Revision  von  1523 '')  durch  die  Worte  'sol  der 
Richter  an  den  ortem  do  es  gewonheit'  ersetzt.  Und  an 
dieser  Formulirung  hält  das  3.  Project  von  1529  ®)  und  die 
Carolina  fest. 

Diese  gewiss  nur  zu  billigende  Rücksichtnahme  auf  die 
Gewohnheit  jener  Zeit  ist  bestimmend  für  den  weiteren 
Gang  unserer  Untersuchung.  Auf  die  Frage,  wo  denn  die 
Sitte  nun  eigentlich  galt,  giebt  uns  die  Carolina  gar  keine 

^)  Weiske,  Ahhandl.  a.  d.  Gebiete  des  teutschen  Rechts.  1830. 
p.  196.  —  *)  Diplomatarium  Camiolicum,  her.  v.  Klun.  I.  1855.  p.  64.  — 
—  »)  Art.  117.  ed.  1507.  fol.  31b.  —  *)  Zöpfl,  1.  c.  p.  82.  —  »)  Tübingen 
1526.  fol.  hinter  Hv,  —  •)  Augsburg  1509.  fol.  vor  Z.  —  '')  Art.  103.  Staats- 
Arch.  z.  Königsberg.   Mscr.  B  35  fol.  (Abschrift).  —  »)Zöpfl,  I.e.  p.83. 
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bestimmte  Antwort.  Und  das  Wenige ,  was  sie  über  die 
Uebung  der  Rechtssitte  sagt,  ist  ja  schon  infolge  der  salva- 
torischen Clausel  keine  zwingende  Vorschrift.  Nach  beiden 
Richtungen  sind  wir  auf  Nachforschung  im  Einzelnen  ange- 
wiesen. 

2.  Die  Terbreitnng  der  Bechtssitte. 

Der  Stab  ist  aus  Anlass  des  Todesurtheils  nicht  nur  im 
ordentlichen  Criminalgericht,  sondern  auch  im  Sondergericht 
des  Militärs  gebrochen  worden.  Dementsprechend  gliedern 
wir  diesen  Abschnitt  in  zwei  Theile. 

a)  Die  Verbreitung  der  Sitte  in  den  ordentlichen 
Gerichten. 

Wir  legen  in  der  folgenden  Uebersicht  die  heutige  poli- 
tische Eintheilung  der  deutschen  Länder  zu  Grunde  und  be- 
ginnen mit  Oesterreich. 

Aus  Tirol  kommen  zu  den  schon  genannten  Aufzeich- 
nungen von  1499  und  1526  zunächst  die  Landesordnungen  von 
15321)  und  15732).  Für  das  18.  Jahrhundert  bezeugt  Frölich 
von  Frölichsburg  in  seinem  'Commentarius'  die  Sitte. 

In  Steiermark  schreibt  die  Land-  und  Peinliche  Ge- 
richts-Ordnung von  1574*)  das  Stabbrechen  allgemein  ver- 
bindlich vor.  Die  fortdauernde  Geltung  dieser  Bestimmung 
ergiebt  sich  für  das  Ende  des  17.  Jahrhunderts  aus  Nie. 
V.  Beckmanns  Idea  juris  statutarii  et  consuetudinarii  Stiriaci 
et  Austriaci  Graecii*).  Und  dass  auch  im  18.  Jahrhundert  die 
Sitte  noch  bestand,  sagt  die  Banngerichts-Instruction  für  Steier- 
mark vom  22.  Mai  1726^)  und  ferner  der  Bericht  des  Grazer 
Bannrichters  Dr.  Carl  Rieger  vom  7.  Juli  1763  über  die  bei 
den  steierischen  Banngerichten  beobachtete  Procedura). 

Auf  die  Bestimmung  der  Laibacher  Malefizordnung  von 
1514  ist  bereits  Bezug  genommen. 

Für  Oesterreich  unter  der  Enns  ist  die  Ferdinandea ') 
von  1656  zu  nennen.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  wurde  am 
30.  April  1671  zu  Wiener  Neustadt^)  über  den  Grafen  Peter 

*)  Beweis :  Henneberger  Landesordn.  v.  1539.  VII,  3,  cap.  3.  §  3. 

—  »)  Buch  Vm,  Tit.  73.  (fol.  136*).  -  »)  Theü  ü,  art.  27.  ed.  1575. 
fol.42».  —  *)  1688.  p.  37.  V.Bann -Richter.  —  »)  v.  Maas  bürg,  Die 
Organisirung  der  böhmischen  Halsgerichte  im  Jahre  1765.  1884.  p.  47. 

—  «)  ib.  p.  92.  —  ■')  Theil  J,  art.  51.  §  4.  —  «)  Letzte  Gesinnungen  z. 
Tode  verurtheilter  Standespersonen.  A.  d.  Französ.  II.  Lpz.  1778.  p.  340. 


Die  Rechtssitte  des  Stabbrechens.  71 

von  Zrinyi,  einen  Theilnehmer  an  der  "Wesselenischen  Ver- 
schwörung, der  Stab  gebrochen. 

Auf  ungarisches  Gebiet  führt  uns  ein  anderer  Einzel- 
fall Er  betrifft  die  Hinrichtung  des  'Propheten'  Nikolaus 
Drabik  zu  Pressburg  ^)  am  16.  Juli  1671.  Der  Verfasser 
des  vorliegenden  Berichts  will  Augenzeuge  gewesen  sein. 

Und  selbst  in  Siebenbürgen  muss  die  Rechtssitte  be- 
standen haben.  Denn  Schuler  von  Libloy^)  erzählt,  dass 
der  Stuhlrichter  dem  Delinquenten  'etwa  folgendes  ürtheil' 
gesprochen  habe :  'So  wie  ich  diesen  Stab  breche,  soll  heute 
deine  Seele  vom  Leib  geschieden  werden'. 

Die  Theresiana^)  ordnet  1768  das  Stabbrechen  für  ihr 
ganzes  Geltungsgebiet  an,  aber  wie  die  Carolina  facultativ, 
nur  da,  'wo  es  also  herkömmlich  ist'. 

Aus  Schweizer  Quellen  kann  nur  ein  völlig  sicherer 
Beleg  für  die  Rechtssitte  angeführt  werden:  die  Mellinger 
Blutgerichtsordnung  von  1757*).  Peter  Ochs 5)  behauptet, 
dass  in  Basel  'vor  Zeiten'  ein  kleiner  Stab  gebrochen  wurde. 
Und  Blumer*)  bezeichnet  die  Form  des  Stabbrechens  als 
hergebracht  in  einigen  Cantonen.  Die  Kyburger  erneuerte 
Ordnung  von  1634'')  besagt  das  Gegentheil:  der  Richter 
legt  den  Stab  zum  Schlüsse  nieder,  bricht  ihn  also  nicht. 

Wir  gehen  jetzt  zum  Gebiete  des  Deutschen  Reiches 
über  und  fassen  zunächst  Bayern  in's  Auge. 

Im  Bereiche  des  ehemaligen  Herzogthums  ist  an  erster 
Stelle  Ingolstadt  zu  nennen.  Hier  wurde  am  8.  April  1516 
über  den  Hofmeister  Hieronymus  von  Stauf  der  Stab  ge- 
brochen. Ein  gleichzeitiges  'Lied  von  dem  Staufer,  in  des 
Benzenawers  ton'  ^)  enthält  die  Worte : 

'Man  stält  in  für  gerichte, 
die  urkund  man  im  las, 

*)  Grünenberg  (resp.)  —  Koeler  (praes.),  De  Nicola  Drabicio 
neopropheta.  Altorf.  1721.  p.  27.  —  *)  Siebenbürg.  Rechtsgeschichte, 
m.  1868.  p.  244.  —  »)  Theil  I,  art.  43.  §  2.  Wien  1769.  p.  127.  — 
*)  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft.  XIX.  1899.  p.  767.  — 
*)  Gesch.  d,  St.  u.  Landsch.  Basel  VIII.  1822.  p.  32.  (a.  1692—1788).  — 
•)  Staats-  u.  Rechtsgesch.  d.  schweizer.  Demokratieen.  II,  2.  1859. 
p.  61.  —  ')  Schauberg,  Zeitschr.  f.  noch  ungedr.  Schweizerische 
Rechtsquellen.  I.  1844.  p.  147.  —  *)  v.  Liliencron,  die  historischen 
Volkslieder  der  Deutschen  vom  13.  bis  16.  Jahrhundert.  III.  1867.  p.  208. 
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kunds  auch  nit  widersprechen, 

begeret  gnad  fürbass; 

die  urtail  wurden  gesprochen: 

wie  er  gnad  hett  begert, 

der  Stab  ward  da  zerprochen, 

man  sölt  in  richten  mit  dem  schwert.' 

Es  ist  dies  der  älteste  Process,  für  den  wir  die  Anwendung 
der  Sitte  nachweisen  können. 

Für  Straubing  ist  aus  etwas  späterer  Zeit  das  Stab- 
brechen in  dem  von  Rosenthal ^)  mitgetheilten  'Processus 
judicii  in  criminalibus  civitatis  Strubingae'  bezeugt.  Die  Auf- 
zeichnung ist  vielleicht  durch  die  Carolina  veranlasst  worden. 

Auch  in  München  wurde  der  Stab  gebrochen.  Beweis 
ist  die  Ordnung  des  Malefizrechtens  von  1575^). 

Aber  die  Sitte  war  damals  nicht  nur  in  einzelnen  Städten, 
sondern  im  ganzen  Herzogthum  heimisch.  Das  sagt  uns  ein 
Formular,  welches  aus  der  Zeit  von  1550 — 1575  stammt  und 
die  Ueberschrift  trägt:  'Kurtzer  bericht  wie  im  landt  ze  Baym 
bey  allen  landtschrannen,  auch  in  der  fürstlichen  haubtstatt 
München,  der  process  im  malefitz  rechten  angestellt,  vnnd  bis 
zu  der  vrthl  procedirt  wirdet'  ^).  Auch  in  der  Folgezeit  hat 
der  Brauch  weiter  bestanden.  Das  Bayerische  Landrecht  von 
1616*),  das  alle  überflüssigen  Formen  des  endlichen  Rechts- 
tags abschafft,  behält  das  Stabbrechen  ausdrücklich  bei; 
später  ist  dieselbe  Bestimmimg  auch  auf  die  Oberpfalz  ^) 
erstreckt  worden.  Und  wenn  auch  der  Codex  juris  Bavarici 
criminalis  die  Sitte  unerwähnt  lässt,  so  bezeugt  doch  kein 
Anderer  als  Kreittmayr*),  dass  das  Stabbrechen  zu  den 
*gebräuchigen  Solennitäten'  des  18.  Jahrhunderts  gehörte. 

Im  Hochstift  Eichstätt  wird  die  Sitte  zuerst  in  einem 
Protokoll  vom  14.  März  1528'')  genannt.  Seitdem  sind  die 
Belege  zahlreich.    Die  amtliche  Aufzeichnung  der  Gebräuche 

^)  Beiträge  zur  deutschen  Stadtrechtsgeschichte.  Heft  1  u.  2.  1883. 
p.  337.  —  «)  V.  Hefner  im  Oberbayerischen  Archiv  f.  vaterl.  Geschichte. 
Xm.  1852.  p.55.  57.  Statt  1575  sagt  Hefner  p.52:  1574;  eins  von 
beidem  ist  Druckfehler.  —  »)  Föringer  im  Oberbayer.  Archiv.  VII. 
1845.  p.  446.  -  *)  Malef.  Proc.  Ord.  Tit.  6.  art.  4.  (ed.  1616.  p.  821).  - 
»)  Landrecht  v.  1567.  Tit.  6,  art.  3.  (ed.  1658.  p.  603).  —  •)  Anmerkungen 
über  den  Codicem  jur.  Bav.  crim.  (anonym).  München  1752.  p.  157.  — 
')  Rieder  im  Neuburger  KoUektaneen- Blatt.   1890.  p.  142. 
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vom  26.  August  1 532  ^) ,  die  Peinliche  Gerichtsordnung  von 
1 564  2),  die  Instruction  für  den  Blutrichter  aus  der  Zeit  um 
1700^)  und  die  Darstellung  des  Verfahrens  im  18.  Jahr- 
hundert*), sie  alle  erwähnen  das  Stabbrechen. 

Für  Ansbach  und  Baireuth  kommt  zunächst  die  Branden- 
burgensis  von  1516  in  Betracht.  Aus  späterer  Zeit  ist  für 
Ansbach  die  Onolzbacher  Criminalordnung  von  1720'),  für 
Baireuth  eine  Verbrechergeschichte*)  aus  der  Mitte  des 
18.  Jahrhunderts  zu  nennen. 

Nürnberg  ist  eine  von  den  wenigen  Städten,  bei  denen 
sich  der  Nachweis  erbringen  lässt,  dass  in  ihnen  wenigstens 
zu  der  oder  jener  Zeit  die  Sitte  nicht  gegolten  hat.  Dann- 
reut her,  ein  Nürnberger  Jurist,  sagt  1741  in  seiner  Neme- 
sis Norica'):  'baculo...,  qui  olim  fractus  fuisse  fertur,  ad 
minimum  ho  die  ab  immemoriali  tempore  haud  fracto\  Da- 
gegen wurde  im  Nürnberger  Landgebiet  imd  namentlich 
auch  in  Altorf  der  Stab  gebrochen.  Quenzer*)  nennt  1779 
die  Sitte  unter  den  Abweichimgen  des  Altorfer  und  Nürn- 
berger Verfahrens. 

In  Bamberg  ist  sie  seit  1507  wohl  ohne  Unterbrechung 
in  Geltung  geblieben.  Schuberth^)  und  Koppelt^*)  be- 
stätigen das  für  ihre  Zeit,  der  eine  im  Jahre  1790,  der 
andere  1801.  Und  ein  Beispiel  aus  dem  Jahr  1811  liefert  die 
Hinrichtung  einer  Giftmörderin,  Namens  A.  M.  Zwanziger  ^^). 

Auch  in  Würzburg  lässt  sich  die  Sitte  vorläufig  erst  im 
16.  Jahrhundert  nachweisen.  Das  etwa  in  der  Zeit  von 
1575 — 1580  entstandene  Centbuch  ^'^)  sagt,  dass  der  Richter 
seinen  Stab  zerbrechen  solle.  Im  Beginne  des  18.  Jahrhun- 
derts bezeugt  Kirchgessner^^)  den  Brauch. 

'■)  Rieder,  1.  c.  p,  147.  —  ')  Sax,  Geschichte  des  Hochstiftes  und 
der  Stadt  Eichstädt.  1857.  p.218.  —  «)  Rieder,  1.  c.  p.  152.  —  *)  ib. 
p.  155.  —  »)  Art.  21  (ed.  1720.  p.  29);  Schülin,  Theatrum  conscien- 
tiosum  criminale.  I.  1731.  p.  286.  —  •)  Sammlung  merkwürd.  Rechtsfälle 
a.  d.  Gebiete  d.  peinl.  Rechts.  Nürnberg.  1794.  p.  242.  —  ')  Altorf.  p.  53 
(=  Observat.  de  crim.  quor.  poenis).  —  •)  De  nemesi  provinciali  Norica 
praesertim  Altorfina.  Altorf.  p.  18.  21.  —  »)  Histor.  Versuch  üb.  d. 
geistl.  u.  weltl.  Staats-  u.  Gerichts  -Verfassung  des  Hochstifts  Bamberg. 
Erl.  1790,  p.  115  ff.  —  ")  Beschreib,  des  kaiserl.  Hochstifts  u.  Fürsten- 
thums  Bamberg.  I.  1801.  p.  104.  —  ")  Neuer  Pitaval.  II.  1842.  p.255. — 
")  Rokkinger,  S.-B.  d.  Münch.  Ak.  Phil.  bist.  Cl.  1872.  p.  179.  — 
")  Tribunal  Nemesis,   ed.  1720.   p.  327. 
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Wahrscheinlich  fand  das  Stabbrechen  auch  in  Nörd- 
lingen  statt.  Ein  Bericht  aus  dem  Jahre  1715^)  erzählt 
wenigstens,  dass  eine  Mörderin  mit  Freudigkeit  darauf  war- 
tete, bis  der  Herr  Stadtamman  käme  und  den  Stab  bräche. 

Für  Kaufbeuem  steht  die  Uebung  der  Sitte  durch  eine 
Angabe  Tob.  Ludw.  Ulr.  Jägers*)  fest,  wenigstens  für  das 
Ende  des  18.  Jahrhimderts. 

Dagegen  scheint  für  Augsburg  aus  dem  von  Birlinger') 
mitgetheilten  'Modus  procedendi  in  Malefizsachen*  das  Gegen- 
theil  hervorzugehen. 

Aus  dem  linksrheinischen  Bayern  ist  vor  Allem  Speyer 
zu  nennen.  Lehmanns  Chronik*)  der  Stadt  enthält  wich- 
tige Bemerkungen  über  das  Stabbrechen,  auf  die  wir  noch 
zurückkommen  werden.  In  Annweiler  ^)  wurde  1731  einer 
Delinquentin  der  Stab  gebrochen. 

Im  19.  Jahrhundert  wurde  das  Stabbrechen  im  König- 
reich Bayern  noch  lange  weitergeübt.  Feuerbachs  Straf- 
gesetzbuch von  1813^)  schreibt  es  ohne  Rücksicht  auf  andere 
Gewohnheiten  bindend  vor.  Auf  Grund  dieser,  vielleicht 
auch  auf  Grund  einer  späteren  Bestimmung  wurde  am 
14.  Februar  1879  über  dem  Mörder  Uhlhom  der  Stab  ge- 
brochen, und  zwar  in  Nürnberg.  Das  germanische  Museum '') 
bewahrt  die  Bruchtheile  dieses  Stabes  auf.  Wenige  Monate 
später,  am  24.  November  1879,  scheint  die  Rechtssitte  durch 
die  'Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  Vollstreckung  der 
Todesstrafe'*)  stillschweigend  beseitigt  worden  zu  sein. 

In  Württemberg  begegnet  die  älteste  Nachricht  in 
einem  Protokoll  vom  8.  Mai  1548.  An  diesem  Tage  wurde 
zu  Neuneck*)  über  Hans  Hugen  der  Stab  gebrochen. 

Zum  heutigen  Württemberg  gehört  ferner  vielleicht  die 
Stadt   H.,    in   der   nach    einem   Gutachten    des    Tübingers 

*)  Joh.  Jac.  Moser,  Letzte  Stunden  . .  hingerichteter  Personen, 
ed.  1767.  p.  47.  —  *)  Jurist.  Magazin  f.  d.  deutschen  Reichsstädte.  VI. 
1797.  p.  102.  —  »)  Zeitschr.  f.  Rechtsgeschichte.  V.  1866.  p.  156  fif.  — 
*)  Ed.  Fuchs.  Frankf.  1711.  p.  291.  —  »)  Samml.  merkw.  RFSJle. 
Nümb.  1794.  p.  101.  —  •)  Theil  U.  art.  382.  Abs.  2;  cf.  Rottmann, 
Das  bayerische  Strafverfahren.  2.  Aufl.  1852.  p.  147.  —  ')  Auskunft  der 
Verwaltung  an  d.  Verf.  v.  15.  VI.  1899.  —  «)  Justizministerialbl.  f.  d. 
Kgr.  Bayern.  1880.  p.  253  ff.  —  »)  Zeitschr.  f.  deutsches  Recht  etc.  XIII. 
1852.  p.442. 
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Harpprecht^)  am  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  'gewöhn- 
licher massen'  der  Stab  gebrochen  wurde. 

In  Esslingen  hat  die  Criminalordnung  von  1730^)  die 
Sitte  sanctionirt.  In  Stuttgart  wurde  am  4.  Februar  1738 
über  dem  Hofjuden  Süss  Oppenheimer'),  in  Ravensburg*) 
am  4.  Juni  1767  über  einer  weniger  bekannten  Delinquentin 
der  Stab  gebrochen.  Ebenso  wurde  die  Sitte  in  Sulz  am 
Neckar  am  17.  Juli  1787  bei  der  Hinrichtung  Hannikels 
und  seiner  Kameraden  geübt*). 

Wie  in  Bayern,  so  hat  auch  in  Württemberg  die  Rechts- 
sitte noch  im  19.  Jahrhundert  weiter  bestanden.  Die  General- 
Yerordnung  über  ein  gleichjförmiges  Verfahren  bei  Voll- 
ziehung von  Todesstrafen  vom  I.Mai  1816*)  schreibt  das 
Stabbrechen  vor.  Demgemäss  ist  in  Stuttgart  bei  der  letzten 
Hinrichtung  mit  dem  Schwerte  der  Stab  gebrochen  worden '). 
Vorübergehend  hat  das  Gesetz  vom  13.  August  1849  mit 
der  Todesstrafe  auch  unsere  Sitte  abgeschafft.  1853  lebten 
beide  wieder  auf;  das  Stabbrechen  wurde  ausdrücklich  in 
der  Kgl.  Verordnung  zu  Vollziehung  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1853®)  wieder  angeordnet.  Und  auf  Grund  dieser 
Bestimmung  wurde  am  6.  Juni  1863  zu  Rottweil  ®)  mehreren 
Verbrechern  der  Stab  gebrochen.  Die  Verordnung  von  1 853 
hat  dann  noch  bis  1880  weiter  gegolten.  Die  neue  Ver- 
ordnung'^°)  vom  11.  März  dieses  Jahres  hat  das  Stabbrechen 
stillschweigend  abgeschafft,  wie  der  Vergleich  mit  dem  Wort- 
laut der  früheren  Verordnungen  zeigt. 

Aus  dem  Gebiete  des  heutigen  Grossherzogthums  Baden 
sind  nur  wenige  Mittheilungen  zu  machen. 

In  Emmendingen  wurde  am  26.  April  1732    der    Stab 

*)  Consultationum  crim.  et  civ. .  .  volumen  novum.  1710.  p.  355,  — 
»)  Tit.  6;  Pf  äff,  Gesch.  d.  Reichsstadt  Esslingen.  1.  Aufl.  1840.  p.  567. 
—  »)  z.  B.  Leben,  Uebelthaten  u.  gerechtes  ürtheil  des  berichtigten 
Erzschelmen  und  Diebsjuden  Süss  Oppenheimer  etc.  1738.  p.  39.  — 
*)  Nachricht  v.  einer  armen  Sünderin,  nahm.  Elisab.  Albrechtin.  Biberach. 
s.  a.  p.  34.  —  *)  Sammlung  merkwürdiger  Rechtsfälle.  Nürnberg.  1794. 
p.  217.  —  •)  Kgl.  Württemb.  Staats-  u.  Regierungs-Blatt  v.  J.  1816. 
p.  118.  §  6.  Abs.  1.  —  ')  Er  wird  noch  heute  aufbewahrt.  Vgl.  unten 
p.  94.  —  »)  Regierungs-Blatl  f.  d.  Kgr.  Württemberg  v.  J.  1853.  p.  418. 
§  12.  Abs.  2.  —  •)  Der  neue  Pitaval.  Neue  Serie.  I.  1866.  p.  382.  — 
")  Reg.-Bl.  V.  J.  1880.   p.  82. 
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gebrochen.  Das  Protokoll^)  erwähnt  es.  Aus  älterer  Zeit 
haben  wir  sonst  keine  Nachricht. 

In  Heidelberg  brach  am  31.  Juli  1812  der  Stadtdirector 
Pfister^)  einer  Räuberbande  den  Stab.  Beweis  ist  das 
von  ihm  selbst  veröffentlichte  Protokoll. 

Für  das  ganze  Grossherzogthum  schrieb  die  Allerhöchst- 
landesherrliche Verordnung,  den  Vollzug  der  Todesstrafe  be- 
treffend, vom  12.  April  1856^),  das  Stabbrechen  vor.  Der 
"Wortlaut  der  Bestimmung  stammt  aus  den  württembergischen 
Verordnungen. 

In  Baden  gilt  die  Sitte  aber  auch  heute  noch.  Die 
landesherrliche  Verordnung,  den  Vollzug  der  Todesstrafe  be- 
treffend, vom  5.  Februar  1881  sagt  im  §  9*),  dass  das  ür- 
theil  und  die  landesherrliche  Entschliessung ,  von  dem  Be- 
gnadigungsrecht keinen  Gebrauch  machen  zu  wollen,  noch- 
mals vorgelesen  werden  sollen.  Dann  fährt  sie  fort:  'Hierauf 
ergreift  der  Staatsanwalt  einen  schwarzen  Stab,  zerbricht 
denselben  und  wirft  ihn  vor  die  Füsse  des  Verurtheilten  mit 
den  "Worten:  'Euer  Leben  ist  verwirkt;  Gott  sei  Eurer  Seele 
gnädig!' 

Auf  Grund  dieser  Verordnung  ist  bei  einer  Hinrichtung 
in  Mannheim  Ende  April  1900  nach  Zeitungsnachrichten  der 
Stab  gebrochen  worden. 

Es  ist  möglich,  dass  die  Sitte  heute  auch  noch  anderswo 
in  Deutschland  gilt.  Ein  weiterer  Beleg  wird  uns  im  Folgen- 
den nicht  begegnen. 

Im  Gebiete  von  Elsass-Lothringen  ist  nur  Kaisers- 
berg^)  zu  nennen.  Bartling  giebt  an,  dass  im  dortigen 
Halsgerichte  regelmässig  der  Stab  gebrochen  wurde.  Eine 
nähere  Zeitangabe  fehlt.  Es  wird  sich  ungefähr  um  das 
16.  bis  18.  Jahrhundert  handeln. 

Für    das    Grossherzogthum   Hessen    ist    zunächst    die 


*)  Zeitschr.  f.  dtsch.  Strafverfahren,  her.  v.  Jagemann  u.  Nöllner. 
I.  1841.  p.  555.  —  ')  Nachtrag  z.  d.  aktenm.  Geschichte  der  Räuber- 
banden an  d.  beiden  Ufern  des  Mains  etc.  1812.  p.  338,  —  *)  Badisches 
Regierungsblatt.  1856.  p.  86.  §10.  Abs.  2.  —  *)  Gesetzes- und  Ver- 
ordnungs-Blatt für  das  Grossherzogthum  Baden.  Jahrg.  1881.  nr.  3. 
p.  21.  —  »)  Zeitschr.  f.  dtsch.  Kulturgeschichte.  Neue  Folge.  I.  1872. 
p.  588. 
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Hessen  -  Darmstädtische  Criminal-  und  peinliche  Gerichts- 
Ordnung  von  1726')  zu  nennen.  Was  die  Provinz  Starken- 
burg anlangt,  so  haben  wir  hier  fiir  Heppenheim  einen  Be- 
leg in  der  von  Dahl"^)  mitgetheilten,  undatirten  Aufzeich- 
nung über  die  dortige  *Cent-,  Rüg-  imd  Halsgerichtsbestel- 
lung und  Behegung'. 

Aus  der  Provinz  Oberhessen  sind  im  Einzelnen  noch 
Kaichen  und  Giessen  anzuführen.  In  Kaichen  wurde  am 
3.  Mai  1583^)  und  am  6.  November  1708*),  in  Giessen  am 
14.  November  1726  5)  und  am  30.  December  1812  6)  der  Stab 
gebrochen. 

Wir  gehen  jetzt  die  norddeutschen  Kleinstaaten  durch, 
soweit  sie  hier  in  Betracht  kommen.  Wir  beginnen  mit 
den  thüringischen  Staaten. 

In  Sachsen -Meiningen  ist  das  Stabbrechen  schon  früh 
durch  die  Hennebergische  Landesordnung  von  1539'')  vor- 
geschrieben. Freilich  ist  das  nur  eine  Copie  der  Tiroler 
Landesordnimg  von  1532.  Aber  an  der  thatsächüchen  Gel- 
tung der  Sitte  wird  man  darum  nicht  zu  zweifeln  brauchen. 

Für  Gotha  sind  die  Gerichts-  und  Processordnungen 
von  1670  8)  und  1776»)  zu  nennen. 

Aus  Sachsen -Weimar -Eisenach  liegen  nur  Belege  aus 
dem  18.  und  19.  Jahrhundert  vor. 

In  Gross -Rudestedt^*')  wurde  am  1.  November  1737, 
in  Stadt  Lengsfeld  ^^)  am  10.  September  1779  der  Stab  ge- 
brochen. Ebenso  in  Jena  ^2)  am  14.  November  1783;  Rmck, 
der  es  erzählt,  war  selbst  dabei. 

Gleichfalls  auf  Weimarer  Gebiet,  wahrscheinlich  zu 
Eisenach,  wurde  die  Sitte  am  13.  Juli  1804  geübt;  der  Ver- 

^)  Tit.  18.  §  6.  Darmst.  1726.  p.  53  (2.  Aufl.  1832).  -  »)  Ur- 
kundenbuch  z.  Geschichte  u.  Topographie  des  Fürstenth.  Lorsch.  1812. 
p.  103.  —  »)  Thudichum,  Gesch.  d.  fr.  Gerichts  Kaichen.  1858. 
p.  91.  —  *)  ib.  p.  95.  —  *)  Weissenbruch,  AusfÜhrl.  Relation  v.  d. 
famosen  .  .  Rauber-Bande.  1727.  p.  185.  —  •)  AUg.  Justiz-  u.  Polizey- 
Blätter,  her.  v.  Hartleben.  Jahrg.  1813.  Bd.  1.  p.59.  —  ')  m,  3, 
cap.  3.  ed.  1599?  fol.  68.  ed.  Meiningen.  1720.  p.  222.  —  «)  Teil  III, 
cap.  10.  §  10.  3.  Aufl.  Gotha.  1738.  p.  154.  —  »)  Theü  III,  cap.  12.  p.  380. 
—  »»)  Moser,  Letzte  Stunden  etc.  ed.  1767.  p.  263.  —  ")  Bischoff, 
Merkw.  Crim.  Rechts-Fälle.  L  1833.  p.  363.  —  ")  Rinck,  Studien- 
reise, her.  V.  Geyer.   1897.   p.  80. 
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brecher  wurde  'zwischen  H-roda  und  E-nach'^)  verbrannt. 
In  "Weimar  selbst  ist  das  Stabbrechen  durch  die  Halsgerichts- 
protokolle vom  21.  December  18212)  und  27.  Januar  1824») 
bezeugt. 

Das  Gesetz  vom  8.  April  1839  schaffte  die  Hegung  des 
Halsgerichts  ab.  Und  der  §  3  sagte  ausdrücklich:  'Damit 
fällt  auch  .  .  das  Brechen  des  Stabes  hinweg'*). 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  Sachsen- Altenburg. 
Nur  dass  die  Belege  etwas  höher  hinaufreichen.  Neben  den 
Formularen,  die  Doepler^)  1693  und  um  dieselbe  Zeit 
Georg  Keys  er®)  mittheilen,  ist  die  Gerichtsordnung  von 
1744  zu  nennen.  Sie  muss  das  Stabbrechen  vorgeschrieben 
haben.  Denn  die  auf  ihr  beruhende  Gothaer  Processord- 
nung  von  1776  enthält  bezüglich  der  üebung  der  Sitte  eine 
auffällige  Abweichung  gegenüber  der  Gothaer  Processord- 
nung  von  1670.  Dasselbe  ergiebt  sich  wohl  auch  aus  dem 
Altenburgischen  Gesetz  vom  6.  Mai  1841  über  die  Voll- 
streckung der  Todesstrafen ').  Dies  Gesetz  schafft  die  Rechts- 
sitte ab,  und  zwar  sehr  ungnädig.  Der  §  2  bestimmt:  'Die 
Hegung  des  Halsgerichts  vor  Vollstreckung  des  Urtheils  und 
die  hiefür  in  der  Gerichtsordnung  P.  HI  Cap.  XI  §§  6 — 10 
vorgeschriebene  gesammte  Feierlichkeit,  namentlich  das 
Brechen  des  Stabes,  fallt  fortan  weg*. 

Ein  Schwarzburgisch-Sondershäuser  Formular  findet  sich 
gleichfalls  bei  Doepler*).  Sein  Zeugniss  für  die  Rechts- 
sitte föllt  um  so  mehr  in's  Gewicht,  als  er  Schwarzburgischer 
Hof-  und  Cammer-Rath  war. 

Aus  Reuss  ä.  L.  ist  zu  erwähnen ,   dass  in  Greiz  ^)  am 

10.  October  1727  einem  Räuber  der  Stab  gebrochen  wurde. 

Im  Bereiche  des  heutigen  Königreichs  Sachsen  ist 

das  Stabbrechen  zuerst  für  Dresden  bezeugt.    Ant.  "Weck 

erzählt  in  seiner  Chronik^**),  im  Jahre  1554  hätte  man  bei 

^)  Hitzigs  Annalen  d.  deutsch,  u.  ausländ.  Criminal- Rechtspflege. 
XIV.  (Heft  27).  p.  176.  -  »)  ib. HI.  (Heft  5).  1829.  p.  86.  —  »)  Bischoff, 
1.  c.  p.  578.  —  *)  Sammlung  Gr.  S.  Weimar-Eisenachischer  Gesetze  etc., 
her.  V.  Gockel.  Anhang  zum  6.  Theile  oder  7.  Bande.  Eisen.  1839. 
p.  115.  —  »)  Doepler,  Theatrum  poenarum.  I.  p.  170.  —  •)  Praxis 
criminalis.  ed.  1710.  p.  895.  —  ')  Gesetz-SanmiluBg  f.  d.  Herzogfthum 
Altenburg  auf  d.  J.  1841.  p.  178.  —  «)  1.  c.  p.  178.  —  •)  Moser,  Letzte 
Stunden,   ed.  1767.  p.  686.  —  ")  1680.   p.  482, 
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einer  Verurtheilimg  wegen  Mordes  den  entleibten  Körper 
zugleich  in's  gehegte  Gerichte  gesetzet,  als  dem  Verbrecher 
das  Urtheil  vorgelesen  'und  der  Stab  gebrochen  werden 
sollen'.  Für  sich  allein  hätten  diese  Worte  wenig  zu  be- 
deuten. Aber  aus  dem  Jahre  1566  haben  wir  bereits  ein 
völlig  sicheres  Zeugniss,  dass  über  Hans  Behem^),  einen 
Anhänger  Grumbachs,  in  Dresden  der  Stab  gebrochen  wurde. 
Und  wo  möglich  noch  besser  bezeugt  ist  die  Uebung  der 
Sitte  vor  der  Hinrichtung  des  Kanzlers  Nik.  CrelP)  am 
9.  October  1601.  Dabei  verdient  neben  den  Berichten,  dass 
der  Stab  gebrochen  wurde,  auch  die  Anweisung  der  Regie- 
rung '),  dass  er  gebrochen  werden  solle,  beachtet  zu  werden. 
Gleichfalls  zu  Dresden  wurde  am  8.  März  1715  über  Lips 
Tullian*)  und  am  3.  Juli  über  einen  seiner  Complicen  der 
Stab  gebrochen. 

Für  Leipzig  kommen  mehrere  Halsgerichtsformulare  in 
Betracht,  die  die  Sitte  erwähnen.  Das  erste  hat  G.  Beyer 
1695  im  Volckmannus  emendatus*)  mitgetheilt,  das  zweite 
steht  in  einer  Jenaer  Dissertation  von  1733*)  und  das  dritte 
hat  1798 ')  ein  Anonymus  separat  veröffentlicht.  Dazu 
kommt  ein  Protokoll  vom  20.  December  1713^)  imd  die 
Nachricht,  dass  am  21.  November  1721  über  Joh.  Dav. 
Wagner^)  der  Stab  gebrochen  wurde. 

In  Zittau  ^'')  ist  die  Sitte  schon  1614  nachzuweisen.  In 
Püchau^i)  wurde  1734,  in  Glauchau  ^^^  1768  und  im  Hals- 


')  Notariatsinstrument  über  Böheims  Urgicht  v.  21.  VI.  1566  bei 
Rudolphi,  Gotha  diplomatica.  Frankf.  a.  M.  u.  Leipzig  s.  a.  IL  p.  58. 
Die  Hinrichtung  fand  am  18.  VI.  statt.  —  *)  Antwort  vnd  . .  Gegen- 
bericht auff  die  Leichpredig  . .  bey  der  Begrebnuss  .  .  Crellens,  1605. 
p.  (206).  —  ')  Sammlung  vermischter  Nachrichten  zur  sächsischen  Ge- 
schichte. IV.  1770.  p.  57  f.  not.  o.  —  *)  Lips  TuUians  u.  seiner  Complicen 
Leben  u.  Uebelthaten.  1726.  IL  p.  63.  p.  226.  —  »)  IL  p.  95.  — 
•)  Poppig  (s.  praes.  Hertel.),  De  constitutione  s.  forma  judiciorum 
criminalium  solennium.  p.  47.  —  ')  Ausföhrl.  Beschreibung  des  hoch- 
nothpeinl.  Halsgerichts  und  insonderheit  wie  es  . .  zu  Leipzig  . .  ge- 
halten wird.  Heilbr.  u.  Leipzig  1798.  p.  27.  —  *)  Lünig,  Theatrum 
ceremoniale.  IL  1720.  p.  1411.  —  »)  Leben  u.  übelthaten.  1722.  p.  186. 
—  ")  Neues  Lausitzisches  Magazin.  Bd.  63.  Görlitz  1888.  p.  319.  — 
")  Lechla,  Entdeckter  u.  bestraffter  Weiber  -  Mord.  Leipzig  1735. 
p.  22.  —    »)  Gartenlaube.    1861.   p.  346. 
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gericht  auf  dem  Hofe  des  Schlosses  Scharffenberg  *)  bei 
Meissen  am  15.  April  1825  der  Stab  gebrochen. 

Die  Hegung  der  Halsgerichte,  und  damit  wohl  auch 
das  Brechen  des  Stabes,  wurde  durch  die  Verordnung  vom 
27.  December  1834  2)  abgeschafft. 

Für  Mecklenburg  finden  sich  Belege  wenigstens  in 
jüngeren  Quellen,  Eine  Rostocker  Dissertation  von  1744, 
welche  das  'jus  criminale  mecklenburgicum'  ^)  darstellt,  nennt 
die  'fractio  baculi  in  capitalibus  onmino  imiversalis'.  Die 
Criminal-Gerichts-Ordnung  für  das  Grossherzogliche  Criminal- 
CoUegium  zu  Bützow  vom  31.  Januar  1817*)  enthält  die 
Vorschrift,  dass  der  Stab  gebrochen  werde.  Diese  Bestim- 
mung war  mindestens  1867^)  noch  in  Kraft. 

In  Bremen  wurde  am  20.  April  1831  bei  der  Hegung 
des  Halsgerichts  über  Gesche  Gottfried  *)  der  Stab  gebrochen. 

In  Oldenburg  ist  das  Stabbrechen  durch  das  Gesetz- 
buch von  1814')  vorgeschrieben.  Diesem  Zeugniss  kommt 
jedoch  nur  ein  sehr  geri^er  Werth  zu,  da  es  sich  bei  diesem 
Gesetzbuch  um  eine  fast  wörtliche  Copie  des  bayrischen  von 
1813  handelt. 

In  dem  zu  Braunschweig  gehörigen  Blankenburg 
a./H.^)  zerbrach  der  Richter  im  Halsgericht  am  17.  Juli 
1778  gewöhnlichermassen  den  Stecken. 

Wir  kommen  jetzt  zu  den  heute  preussischen  Ge- 
bieten imd  beginnen  hier  im  Westen,  mit  der  Rhein- 
provinz. 

An  erster  Stelle  ist  der  'Bericht,  dess  Bem-Casselischen 
Hochgerichts  Processes  halben'")  zu  nennen.     Ohne  Zweifel 


^)  Knauth,  Lebensgeschichte  des  .  .  Raubmörders  Joh.  Gottl. 
Lehmann.  1825.  p.  42.  —  ')  Gesetz-  u.  Verordn.-Bl.  f.  d.  Kgr.  Sachsen. 
1836.  —  ')Stemwede  (praes.  Mantzel)  p.  34.  —  *)  Grossherzogl. 
Mecklenburg-Schwerinsches  officielles  Wochenblatt.  1817.  p.79.  TheillL 
§66:  'Hoch -Noth- Peinliches  Gericht'.  —  •)Boehlau,  Der  mecklen- 
burgische Criminalprocess.  1867.  p.  259  f.  —  *)  Der  neue  Pitaval.  11. 
1842.  p.  358;  Voget,  Lebensgesch.  d.  Giftmörderin  G.  M.  Gottfried. 
U,  2.  1831.  p.  462.  —  ')  Theil  IL  art.  866.  Neuer  Abdruck.  Olden- 
burg. 1837.  p.  339.  —  *)  Protokoll  i.  d.  Zeitschr.  des  Harz- Vereins  f. 
Gesch.  u.  Alterthumsk.  XIX.  1886.  p.  443.  —  »)  Wehner,  Practi- 
carum  juris  observationum  selectarum  liber  singularis.  ed.  Schilt  er. 
1701.  p.  222. 
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ist  er  einer  der  ältesten  Belege  für  die  Rechtssitte.  Aber 
leider  lässt  sich  das  Alter  der  Aufzeichnung  nicht  genau 
angeben. 

In  Köln  wurde  am  22.  August  1587  über  Hieronymus 
Michiels^)  der  Stab  gebrochen.  Auch  in  der  Folgezeit  2) 
ist  die  Sitte  weiter  geübt  worden. 

In  Hessen  ordnete  die  Halsgerichtsordnung  von  1535^) 
das  Stabbrechen  mit  den  Worten  der  Carolina ,  also  mit 
Rücksicht  auf  die  Gewohnheit  an.  Die  Peinliche  Gerichts- 
ordnung von  1748*)  schrieb  es  dagegen  bindend  vor.  In 
Kassel  wurde  im  letzten  dort  gehegten  Halsgericht  ^)  1817 
der  Stab  gebrochen.  Die  Instruction,  welche  die  Regierung 
dafür  erliess,  nimmt  auf  das  Stabbrechen  ausdrücklich  Bezug. 

Für  Gelnhausen  ist  die  Sitte  durch  mehrfache  Erwäh- 
nung in  der  'Nachricht  von  der  wahren  Beschaffenheit  der 
Reichspfandschaft  Gelhausen' ^)  bezeugt. 

Zu  Heyler ')  im  Ysenburg-Meerholtzischen,  das  vielleicht 
in  diese  Gegend  gehört,  wurde  am  5.  Juli  1737  der  Stab 
gebrochen. 

In  Wiesbaden  ^)  ist  die  Sitte  für  die  Hinrichtung  einer 
Verbrecherin  am  9.  Juli  1653  verbürgt.  Der  Stab,  der  über 
sie  gebrochen  wurde,  existirt  noch  heute  ^). 

Dass  die  Sitte  auch  in  Frankfurt  am  Main  geübt  wurde, 
berichtet  Lersner  in  seiner  Chronik^").  Besondere  Belege 
haben  wir  für  das  Stabbrechen  am  21.  November  1618^^) 
und  am  4.  November  1783  ^2^. 

Aus  Westfalen  ist  die  amtliche  Aufzeichnung  über 
das  peinliche  Halsgericht  zu  Höxter  ^^J  vom  Jahre  1605  zu 

*)  Zeitschr.  f.  deutsche  Kulturgeschichte.  Neue  Folge.  IV.  1875. 
p.  101.  —  »)  Weyden,  Köln  am  Rhein  vor  fünfzig  Jahren.  1862. 
p.  205.  —  •)  Boehmer,  Meditationes  in  C.  C.  C.  1770.  Anhang,  p.  194. 
(art.  87).  —  *)  Tit.  XI.  §4;  (Kulenkamp,)  Neue  Sammlung  der  Landes- 
Ordnungen  ..  Kurhessens.  IL  (1830).  p.  469.  —  »)  Stölzel,  Entwick- 
lung des  gelehrten  Richterthums.  II.  1872.  p.  200.  —  •)  1723,  p.  26. 
58.  92.  —  ')  Moser,  Letzte  Stunden,  ed.  1767.  p.  698.  —  *)  A.  v.  Co- 
hausen ,  Führer  durch  das  Alterthums-Museum  zu  Wiesbaden  in  Annal. 
d.  Vereins  f.  Nass.  Alterth.-  u.  Geschichtsforsch.  XX.  2.  Heft.  1888. 
p.  294.  315.  —  »)  Vgl.  unten  p.  94.  —  »»)  1706.  p.  505.  —  >')  ib.  p.499. 
—  **)  Zeitschr.  f.  deutsche  Kulturgeschichte.  Neue  Folge.  IL  1873. 
p.  287.  —  ")  Wigand,  Denkwürdige  Beiträge  f.  Geschichte  und 
Rechtsalterthümer.    1858.   p.  171. 
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nennen.  Auch  für  das  Stabbrechen  ist  die  Angabe  am 
Schluss  von  Interesse,  Mass  obgedachter  Massen,  von  langen 
undenklichen  Jahren,  in  vorfallenden  peinlichen  und  Criminal- 
sachen  das  peinliche  Gericht  zu  Huxer  gespannen  und  ge- 
heget wird'.  Sonst  ist  die  Sitte  nur  noch  für  Paderborn^) 
für  die  Zeit  von  1720  bis  1802  bezeugt.  Der  Preigraf  des 
westfälischen  Femgerichts  bricht  den  Stab  nur  in  Romanen 
und  Dichtungen^). 

Zahlreicher  sind  die  Nachrichten,  die  sich  für  Hannover 
beibringen  lassen.  Nur  dass  die  älteste,  soweit  sich  Jahre 
angeben  lassen,  nicht  höher  als  bis  1698  hinaufführt. 

In  der  Stadt  Hannover,  und  zwar  zunächst  für  die  Alt- 
stadt, ist  das  Stabbrechen  durch  die  Darstellung  der  dortigen 
Gebräuche  bei  Vollstreckung  der  Todesurtheile  bezeugt, 
welche  Bindseyll')  1830  veröffentlicht  hat.  Er  stützt  sich 
auf  Urkunden,  die  jene  Gewohnheiten  als  'notorische,  acten- 
kundige,  recessmässige  imd  imfürdenkliche  Observanz'  be- 
zeichnen sollen.  Für  die  Neustadt  Hannover  ist  das  Stab- 
brechen durch  das  Regulativ  des  Justiz  -  Departements  des 
Cabinets  -  Ministerii ,  die  Hegung  des  hochnothpeinlichen 
Halsgerichts  auf  der  Neustadt  Hannover  betreffend,  vom 
20.  Februar  1802*)  ausdrücklich  vorgeschrieben  worden. 

In  Brunstein  ^)  wurde  am  16.  September  1698  der  Stab 
gebrochen.  Die  Aufzeichnung,  aus  der  es  hervorgeht,  ist 
ein  Gemisch  von  Protokoll  imd  Formular.  Sie  nennt  sich 
geradezu  'üblicher  hochpeinlicher  Halsgerichtsprocess  bey 
dem  Amte  .Brunstein'. 

In  Rehburg')  ist  die  Sitte  am  6.  December  1713  geübt 
worden. 

Für  Otterndorf '')  ist  die  'Nachricht  von  dem,  am  lOten 

^)  Archiv  f.  Geschichte  u.  Alterthumskunde  Westfalens,  herausg. 
V.  Wigand.  IH.  1828.  3.  Heft.  p.  69ff.  —  «)  Kampfschulte,  Zur 
Geschichte  des  Mittelalters.  Drei  Vorträge.  Bonn.  1864.  p.  47  f.  — 
•)  .Turist.  Zeitung  f.  d.  Kgr.  Hannover,  her.  v.  Schlüter  u.  Wallis. 
5.  Jahrg.  1830.  Heft  2.  p.  153.  —  *)  Nieper,  Quellen  des  Crinünal- 
processes  bei  den  Civilgerichten  des  Kgrs.  Hannover.  1841.  p.  59  f. 
n.  53.  —  ')  Grotens  Gesch.  d.  Stadt  Northeim,  her.  v.  Reddersen. 
1807.  p.  35.  —  •)  Nachricht  v.  d.  Prediger-Mördern.  1715.  p.  65.  — 
')  Claproth,  Ohnmasgebl.  Entwurf  eines  Gesetzbuchs.  I.Fortsetzung. 
1774.    Anhang  (hinter  der  Vorrede),   p.  14.  15. 
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Julii  1772,  über  Matthias  Hinrichs  zu  hegenden  hochnoth- 
peinlichen  Halsgerichte'  zu  nennen.  Danach  sollte  auch  der 
Stab  gebrochen  werden.  Dass  es  wirklich  geschah,  ergiebt 
die  Registratur  vom  10.  Juli.  Die  Fortdauer  der  Sitte  im 
Lande  Hadeln  bezeugt  1820  Oesterley^). 

Einzelne  Zeugnisse  haben  wir  dann  noch  für  Diep- 
holz'') aus  den»  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  für  Meinersen^) 
aus  etwas  älterer  Zeit  und  endlich  für  Hermannsburg*). 

Pufendorf  sagt  im  Jahre  1732  in  seiner  'Introductio 
in  processum  criminalem  Limeburgicum' ^) ,  dass  der  Stab 
nicht  überall  gebrochen  werde.  Der  Zusammenhang  zeigt, 
<las8  es  in  Celle  nicht  der  Fall  war. 

Der  von  Bauer  verfasste  Entwurf  einer  Criminal-Pro- 
cessordnung  ^) ,  der  1830  und  1833  den  Ständen  vorgelegt 
wurde,  wollte  das  Stabbrechen  für  ganz  Hannover  verbind- 
lich vorschreiben.  Aber  die  Bestimmung  scheint  nicht  Ge- 
setz geworden  zu  sein. 

Aus  Schleswig-Holstein  ist  nur  ein  Zeugniss  für  die 
ßechtssitte  zu  nennen.  Und  dies  eine  gehört  in's  Jahr  1856. 
Am  18.  December  dieses  Jahres  wurde  zu  Itzehoe  der  Stab 
über  Joh.  Lau'')  gebrochen. 

Im  Gebiete  der  heutigen  Provinz  Sachsen  ist  die 
Sitte  für  Erfurt  durch  den  Restitutions-Recess  von  1650*), 
für  Mühlhausen  durch  die  Gerichtsordnungen  von  1688*) 
und  1730  ^^)  bezeugt.  Für  Naumburg  finden  sich  eingehende 
Mittheilungen  in  Fichsels  Dissertation  *de  fractionis  baculi 
ritu'  vom  Jahre  1732;  der  "Verfasser  war  Advocat  in  Naum- 
burg. Aber  die  Belege  reichen  nur  bis  1680  hinauf.  Am 
9.  Juni  1680"),  am  5.  November  1690^2)  und  am  26.  Januar 
1694^3)  wurde   der  Stab   gebrochen;   und  die   Sitte  wurde 

1)  Hdb.  d.  bürgerl.  u.  peinl.  Processes  f.  d.  Kgr.  Hannover.  III. 
{».  270.  n.  26.  —  *)  Jurist.  Zeitung  f.  d.  Kgr.  Hannover.  III.  1828.  p.  144 
—  ')  Niemeyer,  Ueber  Criminal -Verbrechen  etc.  1824.  p.  156.  — 
*)  Benecke,  Von  unehrlichen  Leuten.  2.  Aufl.  1889.  p.  240.  — 
»)  p.  282.  —  •)  Ed.  Gans.  1836.  p.  244.  art.  318.  —  '')  Das  Beiblatt 
Aer  Fliegenden  Blätter  aus  d.  Rauhen  Hause  zu  Hom  bei  Hamburg, 
her.  V.  "Wichern  u.  Oldenberg.  8.  Jahrg.  1857.  p.  75.  —  »)  J.  H. 
v.Falckenstein,  Historie  von  Erffurth.  n.  1740.  p.  765.  —  »)  Theil  II. 
Tit.  13.  §  4  und  Beyföge  nr.  1.  p.94.  97.  —  >«)  p.  85.  88.  —  ")  Jena, 
(praes.  Beck).    1732.   p.  33.  —  ")  ib.  p.  32.  —  »»)  ib.  p.  32f. 
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nicht  nur  im  Stadt-  und  Vogtei-Gerichte,  sondern  auch  in  der 
'praefectura  Numhurgica* ^),  dem  Landgerichte,  geübt.  Für 
Wittenberg^)  dient  ein  dorther  stammendes  Formular  über 
die  Halsgerichtsgebräuche  als  Beleg. 

In  Halle  wurde  im  18.  Jahrhundert  der  Stab  nicht  ge- 
brochen. Dreyhaupt')  sagt  1755,  die  Sitte  sei  abgeschafft. 
Jedenfalls  macht  schon  1716  Ludovici*)  die  Bemerkung: 
'Baculus  hie  Halae  non  frangitur'. 

In  der  Altmark  ist  das  Stabbrechen  für  Erxleben^) 
durch  einen  Eintrag  im  Gerichtsprotokolle  von  1629  bezeugt. 
Für  Ermsleben")  ist  ein  Separat-Druck  vom  Jahre  1715  zu 
nennen,  der  das  dort  übliche  Halsgerichtsverfahren  zur  Dar- 
stellung bringt. 

Für  die  ganze  Mark  Brandenburg  ist  die  Anordnung 
des  Stabbrech^ns  in  der  revidirten  Brandenburgensis  von 
1582"')  von  Bedeutung.  Freilich  ist  damit  noch  nicht  ge- 
sagt, dass  auch  nur  von  da  an  bei  den  Hinrichtungen  in 
allen  Theilen  der  Mark  der  Stab  gebrochen  wurde.  Da- 
neben sind  noch  einige  Belege  aus  dem  18.  Jahrhundert  zu 
erwähnen.  Neander^)  nennt  1711  das  Stabbrechen  unter 
den  märkischen  Halsgerichtsgebräuchen.  In  Frankfurt  an 
der  Oder  steht  die  Uebung  der  Sitte  für  die  Hinrichtungen 
vom  16.  Januar  1720^),  4.  August,  4.  September  und  3.  Ok- 
tober 1724^0)  fest. 

In  Berlin  wurde  am  3.  Januar  1736  den  Eheleuten 
Tomow^^)  der  Stab  gebrochen.    Die  'Disposition  von  dem 


^)  1.  c.  p.  33 f.  —  *)  Poppig  (praes.  Hertel),  De  constit.  s.  forma 
judic.  crim.  sol.  Jena.  1733.  p.  51.  —  •)  Beschreibung  des  . .  Saal- 
Creyses.  II.  1755.  p.  506.  —  *)  Caroli  V.  constitutiones  criminales  .  . 
cum  notis  praecisis.  2.  ed.  Hai.  1716.  p.  122.  —  ')  Jahrbücher  f.  d. 
preuss.  Gesetzgebung,  her.  v.  Kamptz.  Bd.  39.  1832.  p.  81.  —  •)  Das 
in  .  .  Ermsleben  .  .  bislang  gehaltene  u.  auch  künftig  . .  zuhegende 
Hochnoth-Peinliche  Hals-Gerichte.  1715.  p.  15.  — ')  Art.  118.  Boehmer, 
Meditationes.  1770.  Anhang,  p.  125.  —  *)  Introductio  ad  praxin  crimi- 
nalem,  qua  processus  inquisitorii  in  Marchia  inprimis  usitati  forma 
comp,  demonstratur.  1711.  p.  166.  170.  —  •)  Wellmann,  Neumanns 
Leben  u.  Uebelthaten.  p.  58.  —  ")  Derselbe^  Das  v.  d.  göttl,  Regie- 
rung an  denen  Mord-Brennern  .  .  bewiesene  Denck-Mahl  der  schweren 
und  zum  Theil  plötzlichen  Rache.  1725.  p.  204.  216.  232.  —  ")  Schriften 
des  Vereins  f.  d.  Gesch.  Beriins.   Heft  33.   1897.   p.  22. 
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Bürger- Commando  und  dem  Train  bei  morgender  Execution' 
vom  2.  Januar  nimmt  auf  die  Sitte  Bezug.  Am  27.  Juli 
1753  wurde  einer  achtzehnjährigen  Mörderin^)  imd  am 
15.  August  1786  dem  Haus -Dieb  Höpner'^)  der  Stab  ge- 
brochen. Der  Brauch  hat  dann  noch  in  Berlii;!  bis  zum  Er- 
lass  der  Allerhöchsten  Verordnung  ^)  vom  1 6.  September  1 800 
bestanden.  Diese  schaffte  für  die  'hiesigen  Residenzien''  die 
Hegung  des  Halsgerichts  ab  und  schrieb  ein  abgekürztes 
Verfahren  vor,  das  vom  Stabbrechen  nichts  weiss. 

Aus  Pommern  ist  anzuführen,  dass  in  Briesen  am 
22.  Mai  1663  der  Stab  gebrochen  wurde.  Seine  Bruchtheile 
werden  heute  in  der  Bibliothek  der  Gesellschaft  für  Pom- 
mersche  Geschieh ts-  und  Alterthumskunde  zu  Stettin  auf- 
bewahrt*). 

Für  Thom^)  in  West-Preussen  darf  man  vielleicht 
auf  einen  Vorgang  Bezug  nehmen,  der  sich  im  Schein-Pro- 
cess  des  Jahres  1724  abspielte.  Am  5.  December  erschien 
Rössner  vor  den  polnischen  Kommissaren  'nicht  in  seinem 
gewöhnlichen  bürgermeisterlichen  Habit,  mit  Mantel  imd 
Koller,  sondern  allein  im  Rock  und  Halstuch,  einen  Stock 
in  der  Hand  haltend'.  Darüber  zur  Rede  gestellt,  soll  er 
geantwortet  haben:  'er  stelle  sich  itzo  dar  als  einen  Pilgrim, 
welcher  .  .,  im  fall  der  Stab  über  ihn  solte  gebrochen  werden, 
nach  der  Ewigkeit  wandern  müste  etc.'  Ein  bestimmter 
Schluss  für  die  Geltung  der  Sitte  in  Thom  lässt  sich  aus 
diesen  Worten  nicht  ziehen. 

Für  Schlesien  kann  wenigstens  für  das  Ende  seiner 
österreichischen  Periode  auf  Friedenberg*)  verwiesen 
werden,  der  1738  das  Stabbrechen  unter  den  Gewohnheiten 
des  hochnothpeinlichen  Halsgerichts  nennt,  eines  Missbrauchs, 
der  'an  einigen,  und  fast  meisten  Orthen  Schlesiens'  einge- 
schlichen sei. 


1)  Woltersdorf,  D.  Ende  einer  ISjähr.  Mörderin.  3.  Auf  1.  1768 
p.37.  —  *)  Hitzigs  Zeitschr.  f.  d.  Criminalrechtspflege  i.  d.  preuss. 
Staaten.  XIX.  1831.  p.  444.  —  »)  z.B.  bei  Paalzow,  Magazin  d. 
Rechtsgelehrsamkeit  i.  d.  preuss.  Staaten.  I.  1801.  p.  279  ff.  —  *)  Pro- 
gramm des  städtischen  Schiller -Realgymnasiums  zu  Stettin.  Ostern 
1896.  p.  17.  —  »)  Erleutertes  Preussen.  HI.  1726.  (26.  Stück),  p.  105.  — 
•)  Tractatus  de  generalibus,  et  particularibus  quibusdam  Silesiae  juri- 
bus.  I.   1738.   p.  110. 
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Im  Jahre  1805  dehnte  die  preussische  Criminalord- 
nung^)  die  für  Berlin  schon  1800  verordnete  Abschaffung 
des  hochnothpeinlichen  Halsgerichts  auf  den  ganzen  Staat 
aus.  Seitdem  ist  unter  preussischer  Herrschaft  kein  Stab 
mehr  gebrochen  worden. 

b)  Die  Verbreitung  der  Rechtssitte  beim  Militär. 

Die  älteste  Nachricht  über  das  Stabbrechen  beim  Mili- 
tär stammt  vermuthlich  aus  dem  Beginn  des  16.  Jahrhunderts. 
In  der  Folge  der  Landsknecht-Bilder  David  de  Neckers ^) 
stehen  über   dem  Bilde  von    Carl   Künermann    Schultheiss 
ein  paar  Verse,  die  mit  den  Worten  beginnen  : 
*Ich  bin  der  Schultheiss  an  dem  Gricht, 
Der  den  Stab  am  Rechten  abbricht.* 
Die  Holzstöcke  und  wohl  auch  die  begleitenden  Verse  sind 
wahrscheinlich  zwischen  1520  und  1530  entstanden'). 

Genauere  Angaben  aus  etwas  späterer  Zeit  verdanken 
wir  Lienhart  Frönsperger.  In  seinen  fünf  Büchern  von 
Kriegs-Regiment  und  Ordnung*)  sagt  er  1555:  *So  dann  ein 
vrteil  vber,  vnd  wider  einen  vbelthäter  der  peinlich  beklagt 
geht,  alssdann  soll  der  Schultheiss  öffentlichen  im  Ring  den 
Gerichtsstab  so  er  in  seiner  band  haben  soll,  zerbrechen,, 
vnnd  von  jme  werffen,  das  ist  ein  gemeyner  brauch*.  Die- 
selben Worte  finden  wir  in  seinem  Buch  Von  kayserlichem 
Kriegsrechten  etc.'  von  1566^).  Nur  der  Schlusssatz  'das 
ist  ein  gemeyner  brauch'  fehlt.  Daraus  folgt,  was  wir  auch 
so  schon  vermuthen  könnten,  dass  die  Sitte  in  jener  Zeit 
bei  den  deutschen  Landsknechten  weit  verbreitet,  aber  nicht 
überall  in  Geltung  war.. 

Wenig  später  wurde  das  Stabbrechen  durch  Maxi- 
milians n.  *Reuterbestallung  und  Artikul  der  teutschen 
Knechte*^)  vom  Jahre  1570  gesetzlich  vorgeschrieben. 

In  einem  Stand-Recht,  das  am  6.  Mai  1622  zu  Franken- 
stein von  dem  Regiments-Schultheiss  Abr.  Stumpf  gehalten 


*)  §  547.  —  *)  Römisch  kaiserlicher  Majestät  Kriegsvölker  i.  Zeit- 
alter d.  Landsknechte,  her.  v.  Job.  Grafen  Breunner-Enkevoärth 
mit  Text  v.  J.  v.  Falke.  1883.  Abtheü.  n.  Taf.  4.  —  »)  1.  c.  p.  18.  — 
*)  fol.  LX.  —  »)  fol.  4».  —  •)  Art.  140.  Lünig,  Corpus  jur.  mil.  1723. 
p.  70. 
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wurde,  brach  dieser  elf  Delinquenten  den  Stab.  Das  be- 
nutzte Formular  theilt  Ludovici^)  mit.  Vermuthlich  han- 
delt es  sich  um  ein  kaiserliches  Regiment.  Knorr^)  be- 
hauptet 1738,  dass  die  Sitte  damals  noch  bei  den  'Kaiser- 
lichen' bestand. 

Die  'Schweizer'  brachen  in  der  That  im  18.  Jahrhundert 
den  Stab.  Neben  einem  Formular,  das  Lünig')  1723  als 
noch  geltend  anführt,  beweist  das  die  französische  Ausgabe 
der  Carolina*),  welche  der  'Grand-Juge'  Vogel  1742  für 
den  Gebrauch  der  Schweizer  Garden  des  französischen 
Königs  veranstaltete.  Am  Schluss  ist  unter  Anderm  eine 
'explication  du  conseil  de  guerre'  angefügt,  der  zufolge  der 
Grand  Juge  im  Fall  einer  Verurtheilung  zum  Tode  den  Stab 
bricht.  Die  Ausgabe  von  1779*)  wiederholt  die  Angabe 
wörtlich. 

Aber  auch  sonst  ist  das  Stabbrechen  für  die  militärischen 
Gerichte  jener  Zeit  hier  und  da  bezeugt. 

Das  Reglement,  wie  bey  der  Königl.  Pohlnischen  und 
Churf.  Sächsischen  Armee  ein  Standrecht  gehalten  werden 
soll®),  erlassen  zu  Warschau  am  19.  April  1758,  schreibt 
vor,  dass  der  Auditeur  den  Stab  bricht.  Es  ist  der  Audi- 
teurs-Instruction  von  1794  angehängt"^)  und  war  am  Anfang 
des  19.  Jahrhunderts  noch  in  Geltung,  wie  sich  aus  Wincklers 
Darstellung  ergiebt. 

Der  braunschweigisch- lüneburgische  General -Auditeur 
Zinck^)  bezeugt  1778,  dass  er  selbst  bei  verschiedenen 
Executionen  den  Stab  gebrochen  habe. 

Dass  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  der  Brauch  auch 
noch  in  der  bayerischen  Armee  geübt  wurde,  macht  eine 
von  ZöpfP)  citirte   Stelle   der  'Infanterie  Instruction  etc.' 


»)  Einleitung  zum  Kriegs -Process.  6.  ed.  1729.  p.  1C2E  124.  — 
*)  Gründi.  Anleitung  zum  Kriegsprocess.  1738.  p.  305.  344.  —  »)  1.  c. 
Anhang.  Sp.  582.  —  *)  Code  criminel  de  l'empereur  Charles  V.  . .  .  ä 
l'usage  des  conseils  de  guerre  des  troupes  suisses.  Neuveville  1742. 
p.  292.  —  »)  Maestricht.  1779.  p.  321.  —  •)  v.  Winckler,  System 
des  chursächsischen  Kriegsrechts.  11.  1803.  p,  179.  —  ')  Starke, 
Lehrbuch  des  kursächsischen  Kriegsrechts.  11.  1799.  p.  243.  n.  a.  — 
*)  Einleitung  ziu:  Kriegs -Rechts -Gelehrsamkeit.  II.  1778.  p.  30.  — 
•)  Alterthtimer  des  deutschen  Reichs  und  Rechts.   11.   1860.   p.  462. 
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von  1794  wahrscheinlich.  Nach  der  Verbannung  des  Kriegs- 
rechts soll  der  Präses  seinen  Degen  auf  den  Gerichtstisch 
legen  und  der  Auditeur  seinen  Stock  kreuzweis  darüber. 

In  Preussen  hat  schon  die  Kriegsgerichtsordnung  Fried- 
richs I.  ^)  das  Stabbrechen  beseitigt.  Sie  bestimmt,  dass 
'durchgehends  alle  publicationes  an  der  Gerichts  Stelle  mit 
Brechung  des  Stabes,  ob  nicht  Gnade  zu  erlangen,  insonder- 
heit die  .  .  Hegung  eines  peinlichen  Hals-Gerichts  .  .  abzu- 
schaffen' seien. 

3.  Die  Uebnng  der  Rechtssitte  in  ihren  Einzelheiten. 

a)  Der  Zeitpunkt  des  Stabbrechens. 

Der  Stab  wird  entweder  vor  oder  nach  dem  Vollzug 
des  Todesurtheils  gebrochen. 

Das  Stabbrechen  nach  der  Hinrichtung  ist  nur  ganz 
vereinzelt  bezeugt.  In  dem  schon  mehrmals  genannten  "Würz- 
burger Centbuch  2)  aus  den  Siebziger  Jahren  des  16.  Jahr- 
hunderts steht  eine  neue  gemeine  Ordnung,  wie  hinfür  in 
peinlichen  Sachen  endlich  Gericht  gehalten  werden  soll,  aus 
des  heiligen  Reichs  und  des  Stifts  Würzburg  alten  Ord- 
nungen mit  allem  Fleiss  zusammengetragen.  Diese  neue 
Ordnung  regelt  die  'Voltziehung  der  peinlichen  vrthail'^) 
wie  folgt:  'Es  soll  auch  der  richter  alszbalden  vffstehn,  vnd 
mit  seinem  stab  vor  dem  verurthailten  zu  der  richtstatt 
reitten,  dem  nachrichter  fridt  vnd  glaidt  öffentlich  auszrueffen, 
vnd  darob  halten  damit  dasz  gesprochen  vrthail  mit  gewar- 
sam  vnd  sicherhait  voltzogen  werde,  auch  seinen  stabe  alsz- 
dan  zerbrechen  vnd  hinwerffen*.  Der  Stab  wird  nicht  etwa 
nach  dieser  Bestimmung  unmittelbar  vor  der  Hinrichtung 
gebrochen.  Die  Bedeutung  des  Wortes  'alszdan'  ergiebt  sich 
mit  voller  Sicherheit,  wenn  wir  die  Würzburger  Brücken- 
gerichtsordnung*) des  15.  Jahrhunderts  zum  Vergleich  heran- 
ziehen. Danach  sollen  sich  Schultheiss  und  Centgraf  jeder 
mit  seinem  Stab  an  den  Richtplatz  begeben.  Was  der 
Centgraf  mit  seinem  Stab  dort  anfängt,  ob  er  ihn  bricht,  ob 

*)  Citirt  bei  Knorr  1.  c.  p.  345  n.  g.  —  *)  Sitz.-Ber.  d.  Münchener 
Akad.  Phil.-Hist.  Gl.  1872.  p.  170  ff.  —  »)  ib.  p.  179.  —  *)  Archiv  des 
historischen  Vereins  von  ünterfranken  und  Aschaffenburg.  XXV.  1879. 
p.  220ff.  240 ff.  245. 
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er  ihn  wirft,  ob  er  ihn  einfach  hält,  erfahren  wir  nicht. 
Aber  vom  Schultheissen  wird  gesagt:  Vann  man  gericht 
hat  80  mag  er  den  stap  hinwerffen\  In  Würzburg  hat  sich 
diese  Form  der  Sitte  nicht  auf  die  Dauer  gehalten.  Am 
Anfang  des  18.  Jahrhunderts  sagt  Kirchgessner'):  'Heu- 
tiges Tages  wird  der  Stab  am  Gericht  gebrochen\ 

Eine  andere  Nachricht  stammt  aus  Speyer.  Nach  der 
Schilderung  in  Lehmanns  Chronik^)  begleiteten  die  vier 
Richter  zu  Pferde  den  Yerdammten  an  die  Malstatt  des 
Hochgerichts,  zwei  vor  ihm,  zwei  hinter  ihm,  und  jeder 
einen  weissen  Stab  in  der  Hand  haltend.  Hatte  dann  der 
Scharfrichter  nach  der  Hinrichtung  zum  dritten  Mal  gefragt, 
ob  er  recht  gerichtet  habe,  'so  sagt  der  ältist  Richter,  wann 
er  hab  gericht,  immassen  ein  Ehrsamer  Rath  mit  Urtheil 
und  Recht  erkennt,  so  hab  er  recht  gericht,  und  verbrechen 
sie  darüber  die  Stab,  solcher  Process  —  schliesst  Leh- 
mann —  ist  noch  zu  dieser  Zeit  bräuchlich'.  Es  ist  unge- 
wiss, ob  das  Brechen  der  Stäbe  nach  der  Hinrichtung  noch 
am  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  üblich  war.  Fuchs  macht 
in  seiner  Ausgabe  den  Zusatz,  das  von  Lehmann  be- 
schriebene Verfahren  bei  "Vollstreckung  der  Todesurtheile 
sei  'gantz  und  gar  abgegangen,  ausser  was  wegen  der  vier 
Richter  stehet'. 

Die  Sitte,  den  Stab  nach  der  Hinrichtung  zu  brechen, 
muss  am  Anfang  des  16.  Jahrhimderts  weiter  verbreitet  ge- 
wesen sein.  Der  LayenspiegeP)  nimmt  auf  sie  Bezug, 
wenn  er  sagt,  der  Richter  zerbreche  seinen  Gerichtsstab, 
'etwo  so  er  vom  gericht  auffsteen  will,  etwo  so  er  dem  nach- 
richter  die  vorgeschriben  antwurt  gibt'.  Denn  der  'nota  vom 
gericht  stab'  geht  unmittelbar  voran  die  'forma  richters  ant- 
wort  nach  dem  richten'.  Aber  auch  das  'Wann'  in  der 
Ueberschrift  des  Artikels  117  der  Bamberg ensis,  des  Ar- 
tikels 96  der  Carolina  zeigt,  dass  damals  hinsichtlich  des 
Zeitpunkts  des  Stabbrechens  verschiedene  Bräuche  bestanden, 
und  wird  dem  Gegensatze  den  Stab  vor  oder  nach  der  Hin- 
richtung zu  brechen,  in  erster  Linie  gelten. 

*)  Tribunal  Nemesis,  ed.  2.  1720.  p.327.  —  *)  Christ.  Lehmanni 
Chronica  der  freyen  Reichs-Stadt  Speier.  4.  ed.  (Fuchs).  Frankfurt 
a.  M.   1711.    p.  291.  —  »)  ed.  1509.   pag.  vor  fol.  Z. 
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Nur  in  erster  Linie :  Denn  das  Stabbrechen  vor  der  Hin- 
richtung erfolgt  keineswegs  immer  in  ein-  und  demselben 
Moment.  Und  auch  in  dieser  Hinsicht  lassen  sich  Ab- 
weichungen bis  in  den  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  ver- 
folgen. 

Der  Stab  wird  entweder  unmittelbar  vor  der  Hinrich- 
tung auf  dem  Richtplatz  oder  vor  der  Ausführung  an  einer 
besonderen  Gerichtsstelle  oder  endlich  in  der  Gefängniss- 
zelle gebrochen.  Dabei  kommt  es  nun  aber  selbstverständ- 
lich nicht  auf  die  längere  oder  kürzere  Zeit  an,  die  zwischen 
Stabbruch  imd  Hinrichtung  vergeht,  oder  auf  den  Ort,  an 
dem  der  Stab  gebrochen  wird.  Sondern  der  entscheidende 
Gesichtspunkt  ist  das  zeitliche  Yerhältniss  des  Stabbrechens 
zu  den  letzten  richterlichen  Handlungen. 

Das  Regelmässige  ist,  dass  sich  das  Brechen  des  Stabes 
unmittelbar  an  die  Yerlesung  des  Todesurtheils  anschliesst. 
Und  zwar  handelt  es  sich  dann  stets  um  die  letzte  feier- 
liche Verkündigung  des  Urtheils.  Mag  sie  die  erste,  die 
zweite  oder  die  dritte  sein,  sicher  ist  sie  die  letzte.  Der 
Richter,  sagt  die  Carolina  mit  den  Worten  der  Bam- 
bergensis,  soll  den  Stab  brechen,  wann  der  Beklagte  end- 
lich zu  peinlicher  Strafe  geurtheilt  wird.  Andere  Quellen  ^) 
drücken  denselben  Gedanken  noch  genauer  aus,  indem  sie 
den  Stab  brechen  lassen,  sobald  die  Schlussworte  des  ür- 
theilfr  Von  Rechts  wegen'  gesprochen  sind. 

Nach  zwei  Richtungen  kommen  Abweichungen  vor. 
Zuweilen  wird  der  Stab  schon  während  der  Yerlesung  des 
Urtheils  bei  der  Nennung  der  Art  der  Todesstrafe  gebrochen, 
zu  der  der  Yerbrecher  verurtheilt  wird.  So  sagt  das  baye- 
rische Formular'^)  aus  der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  vom 
Richter:  '"Wann  in  der  vrthl  die  worth  der  todtstraff  ge- 
meldet, alls  mit  dem  stranng  vom  leben  zum  todt  gericht 
werden  etc.,  soll  er  gleich  mit  dem  lesen  den  staab  brechen'. 
Genau    so    heisst    es   in    dem    von   Lünig')    mitgetheilten 

*)  Beyeri  Volckmannus  emendatus.  IL  ed.  1715.  p.  87;  Meck- 
bach,  Anmerkungen  über  d.  Peinl.  Hals-Ger. -Ord.  1756.  p.  181;  Leben 
u.  üebelthaten  Job.  Dav.  Wagners  (anon.).  Leipzig  1722.  p.  186;  Uni- 
versal-Lexikon  (Schedler).  XIL  1735.  col.  306;  cf.  Benecke,  Von 
unehrl.  Leuten.  2.  Aufl.  1889.  p.  241.  —  *)  Oberbayer.  Archiv.  VII. 
1845.   p.  445  f.  —  »)  Corp.  jur.  mil.  1723.   Anh.  Sp.  582. 
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Formular  der  Schweizer  Söldner:  'Wann  dann  der  Obrist- 
Richter  zu  den  Worten  kommt,  welches  Todes  er  sterben 
solle,  so  bricht  er  den  Staab\  Reine  Willkür  war  es  da- 
gegen, wenn  der  Richter  im  Process  des  sächsischen  Kanzlers 
Krell^)  1601  *in  wehrender  verlesen,  ehe  der  Amptschreiber 
zur  helffte  kommen',  den  Stab  brach. 

Andererseits,  imd  zwar  sehr  viel  häufiger,  kommt  es 
vor,  dass  der  Stab  nicht  sofort  nach  der  Verlesung  des  Ur- 
theils,  sondern  erst  etwas  später  gebrochen  wird.  Un- 
wesentlich ist  es  in  dieser  Beziehung,  wenn  sich  in  neuerer 
Zeit  die  Verlesung  der  Bestätigung  des  Urtheils  durch  den 
Landesherrn  oder  die  Verlesung  seiner  Erklärung,  vom  Be- 
gnadigungsrecht keinen  Gebrauch  machen  zu  wollen,  da- 
zwischenschiebt.  Denn  in  beiden  Fällen  handelt  es  sich  nur 
um  ein  Anhängsel  des  Urtheils.  Noch  nie  hat  Jemand  ge- 
glaubt, das  Stabbrechen  anstatt  auf  das  Todesurtheil  auf 
die  landesherrliche  Erklärung  beziehen  zu  müssen.  Wesent- 
lich wird  die  Abweichung  erst  dann,  wenn  der  Handlung, 
auf  die  das  Stabbrechen  folgt,  dem  Todesurtheil  gegenüber 
eine  selbständige  Bedeutung  zukommt.  Das  ist  aber  der 
Fall,  wenn  der  Stab  erst  bei  der  Enthegung  des  Halsgerichts 
oder  nach  der  Uebergabe  des  Verbrechers  an  den  Nach- 
richter oder  nach  nochmaliger  Wiederholung  des  Geständ- 
nisses seitens  des  Verbrechers  vom  Richter  gebrochen  wird. 
Diese  drei  Abweichungen  fassen  wir  jetzt  der  Reihe  nach 
in's  Auge. 

Der  Brauch,  den  Stab  bei  der  Enthegung  des  Hals- 
gerichts zu  brechen,  lässt  sich  erst  vom  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts an  nachweisen.  In  Altenburg  ^)  ruft  gegen  Ende 
der  Sitzung  der  Knecht  das  Gericht  ab.  'Wenn  nun  dieses 
geschehen,  so  hebet  der  Landrichter  an  und  saget:  „So 
gebe  ich  des  Durchlauchtigsten  Fürsten  imd  Herrn  .  .  ,  hoch- 
nothpeinlich  Hals-Gerichte  hiermit  wieder  auff,  im  Nahmen 
Gottes  des  Vaters,  des  Sohnes  und  des  Heiligen  Geistes. 
Unser  Herr  Gott  behüte  uns  vor  einem  bösen  Gerichte. 
Amen".     Und  indem  er  diese  Worte  redet,  zerbricht  er  den 

^)  Antwort  und  Gegenbericht.  1605.  p.  (206)  =  fol.  Kiiü».  — 
»)  Keyser,  Praxis  crim.  ed.  1710.  p.  895;  cf.  Doepler,  Theatr.  poe- 
narum.  I.   1693.   p.  170. 
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Stab'.  Ganz  entsprechend  verfuhr  man  in  Naumburg^). 
Eine  der  dort  üblichen  Schlussformebi  lautet:  'Wie  mir 
durch  Urthel  und  Recht  ertheilet  ist,  so  gebe  eines  Hochw. 
Dom-Capituls  allhier  Hochpeinliches  Halss-Gericht,  ich,  wie 
das  geheget,  wieder  aufP,  zerbreche  den  Staab,  und  be- 
stimme dasselbe  bis  auff  eine  andere  Zeit,  Gott  behüte  uns 
alle  vor  bösem  Gerichte'.  Anders  verfuhr  man  schon  wieder 
im  Naumburger  Landgericht^).  Und  sonst  lässt  sich  der 
Brauch  in  dieser  Abart  nur  noch  in  Gotha')  nachweisen. 
Aber  da  ist  er  erst  1776  von  Altenburg  her  übernommen 
worden.  Bis  dahin  folgte  in  Gotha*)  der  Stabbruch  un- 
mittelbar dem  Urtheil. 

Mit  dieser  Ausnahme  darf  nicht  der  Fall  verwechselt 
werden,  in  dem  Schluss  des  Gerichts  und  Bruch  des  Stabs 
nur  scheinbar  und  nur  insofern  in  Zusammenhang  stehen, 
als  das  Urtheil  am  Schlüsse  der  Sitzung  gesprochen  wird. 
So  heisst  es  z.  B.  in  der  Straubinger  Aufzeichnung  des 
16.  Jahrhunderts  5) :  'Nachvolgend  tritt  der  züchtiger  für  den 
armen  gar  zur  schranen  und  fölt  das  urtl,  wann  nun  solches 
beschehen,  soll  richter  den  stab  brechen,  aufsteen  und  sagen: 
Nun  helf  gott  der  armen  seel !  Finis  processus'.  Der  Richter 
bricht  hier  den  Stab,  weil  das  Urtheil  gesprochen  ist.  Und 
dieser  Sinn  liegt  wohl  auch  lediglich  den  Worten  des 
Layenspiegels 'etwo  so  er  vom  Gericht  auffsteen  wiir  zu 
Grunde.  Hier  soll  aber  nur  auf  die  Wichtigkeit  dieser 
Unterscheidung  für  die  Erklärung  der  Sitte  hingewiesen 
werden. 

Häufiger  als  die  erste  Abweichung  lässt  sich  die  zweite, 
das  Stabbrechen  nach  der  Uebergabe  des  Verbrechers  an 
den  Nachrichter  nachweisen.  Sie  findet  sich  z.  B.  in  der 
Ferdinandea  von  1656^).  Dass  wir  es  aber  auch  hiermit 
einer  jüngeren  Umbildung  der  Sitte  zu  thun  haben,  zeigt 
aufs  Deutlichste  ein  Vergleich  der  Tiroler  Bräuche  des 
18.  Jahrhunderts')   mit   den   alten   Tiroler  Ordnungen  von 

*)  Fichsel  (praes.  Beck)  de  fractionis  baculi  ritu.  Jena  1732. 
p.  32f.  —  *)  ib.  p.  33f.  —  «)  Ger.-  u.  Proc.-Ord.  v.  1776.  Theil  HI. 
cap.  12.  p.  380.  —  *)  Ger.-  u.  Proc.-Ord.  v.  1670.  ed.  1738.  Theil  IH. 
cap.  10.  §  10.  p.  154.  —  »)  Rosenthal,  Beitr.  z.  deutschen  Stadtrechts- 
geschichte. Heft  1  u.  2.  1883.  p.  337.  —  «)  I,  51,4.  —  ')  Frölich, 
Comm.   I.   1720.   p.  340. 
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1499  an  oder  ein  Vergleich  des  Verfahrens  in  Steiermark 
im  Jahre  1763^)  mit  der  Peinlichen  Gerichtsordnung  von 
1574  2).  Uebrigens  ist  der  Gegensatz  gegenüber  dem  Nor- 
malfall hier  nicht  so  stark  wie  beim  Stabbrechen  nach  der 
Enthegung. 

Sehr  eigenartig  ist  die  dritte  Abweichung,  das  Stab- 
brechen nach  dem  Geständnisse  des  Verbrechers.  Ein  Witten- 
berger Formular'),  das  in  die  Zeit  um  1700  gehört,  enthält 
die  Worte:  'Hierauf  befiehlet  der  Stadt-Richter  dem  Ge- 
richts-Schreiber, das  Urthel  abzulesen.  Wenn  es  geschehen, 
fraget  der  Richter  den  armen  Sünder,  ob  er  geständig  sey  ? 
Antwortet  er  Ja,  so  wird  der  Stab  gebrochen'.  Das  Nota- 
riats -  Instrument  *)  über  Hans  Behems  Verurtheilung  zu 
Dresden  im  Jahre  1566  äussert  sich  ganz  ähnlich:  '.  .  Hat 
er  .  .  zum  drittenmal  Ja  gesagt,  darauf  der  Stab  gebrochen, 
die  Gericht  aufgegeben'.  Hierher  gehört  endlich  ein  Säch- 
sisches Formular  ^),  das  in  den  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
zu  setzen  ist.  Danach  *wird  das  Urthel  oder  Uhrgicht  imd 
Aussage  des  gefangenen  Uebelthäters  durch  den  Amts-  oder 
Gerichts-Schreiber,  wie  es  iedes  Orts  hergebracht,  öffentlich 
abgelesen.  Und  fraget  der  ScharflErichter  den  Thäter:  Ob 
er  dieses  geständig  sey?  Etzliche  setzen  hinzu:  Und  die 
Straife  leiden  will?  Antwortet  er  nun.  Ja,  So  wird  der 
Stab  durch  den  Richter  über  ihn  gebrochen'.  Völlig  sicher 
ist  nur  der  erste  der  drei  Belege.  Der  zweite  lässt  zur 
Noth  auch  die  Annahme  zu,  dass  das  Stabbrechen  die  Ver- 
lesung des  Urtheils  einbegreift.  Und  der  dritte  wirft  im 
Beginn  Urtheil  und  Urgicht  durcheinander,  auf  deren  Schei- 
dung es  hier  gerade  ankommt. 

Die  Zahl  der  Abweichungen  liesse  sich  nach  der  ge- 
nannten Richtung  noch  vermehren.  Wichtiger  ist  es,  noch- 
mals mit  allem  Nachdrucke  zu  betonen,  dass  weitaus  die 
meisten  und  besten  Quellen  den  Stab  unmittelbar  nach  der 
letzten  Verkündigung  des  Urtheils  brechen  lassen.     Wahr- 

•)  V.  Maasburg,  Organ,  d.  böhm.  Halsgerichte.  1884.  p.  92.  — 
»)II,  27.  1575.  fol.42».  —  »)  Poppig  (praes.  Hertel),  De  const.  s. 
forma  judic.  sol.  1733.  p.  51.  —  *)  Rudolphi,  Gotha  diplomatica.  II. 
p.58.  —  »)  Beyeri  Volcimannus  em.  ed.  1715.  II.  p.  79;  cf.  Volck- 
mann,  Notariat-Kunst.   II*.    1624.   p.  62. 


94  Ernst  V.  Moeller, 

scheinlich  ist  so  auch  die  eigenthümliche  Form  der  Sitte 
aufzufassen,  die  mitunter  in  Prankfurt  am  Main  zur  Anwen- 
dung kam.  Lersner^)  erzählt  in  seiner  Chronik:  '"Wann 
nun  der  Tag  zur  Execution  heran  bricht,  und  hat  der  Delin- 
quent nicht  öffentlich  vor  Gericht  gestanden,  so  tritt  mit 
dem  Glocken- Schlag,  des  Morgens  vier  Uhr,  der  Obrist 
Richter  in  die  Thür  des  Gefangenen,  kündiget  ihm  den  Tod 
an  und  zerbricht  ein  weisses  Stäblein'.  Dieser  Brauch 
wurde  am  4.  November  1 783  ^)  um  6  Uhr  morgens  geübt. 
Die  vorliegende  Beschreibung  erwähnt  nur  das  Stabbrechen 
und  die  nachfolgende  Uebergabe  an  den  Scharfrichter. 
"Wahrscheinlich  ist  regelmässig  das  Todesurtheil  vorher  ver- 
lesen worden.  Wenn  zu  Frankfurt  am  Main  ein  öffentliches 
Halsgericht')  gehalten  wurde,  folgte  ganz  wie  es  sonst  üb- 
lich ist,  das  Brechen  des  Stabs  dem  Sprechen  des  Urtheils. 

b)  Der  Stab. 
Ueber  die  äussere  Beschaffenheit  des  Stabes,  der  über 
dem  Verbrecher  gebrochen  wird,  geben  die  gedruckten 
Quellen  nur  sehr  spärliche  Auskunft.  Und  von  heute  noch 
vorhandenen  gebrochenen  Stäben  können  hier  nur  vier  ge- 
nannt werden.  Der  älteste  stammt  aus  "Wiesbaden*)  vom 
9.  Juli  1653.  Er  ist  1859  von  der  dortigen  Stadtverwaltung 
dem  "Wiesbadener  Alterthums- Museum  überwiesen  worden. 
Eine  zugehörige  Aufzeichnung,  die  wohl  als  Protokoll  aufzu- 
fassen ist,  schliesst  mit  den  Worten:  *Undt  Ist  diessess  der 
Stab,  So  Ueber  Se  gbrochen  worden'.  Der  zweite  stammt 
aus  Briesen^)  vom  22.  Mai  1663.  Er  befindet  sich  heute 
in  Stettin.  Seine  Bruchstücke  sind  mit  einem  Testat  den 
Processacten  angeheftet.  Die  beiden  anderen  sind  im 
19.  Jahrhundert  gebrochen  worden,  der  eine  in  Stuttgart  bei 
der  letzten  Hinrichtung  mit  dem  Schwert  in  den  vierziger 
Jahren^),  der  andere  in  Nürnberg  am  14.  Februar  1879'). 

»)  1706.  p.504f.  —  *)  Zeitschr.  f.  deutsche  Kulturgeschichte.  II. 
1873.  p.  287.  —  »)  Lersner,  I.e.  p.499,  (21.  XI.  1618).  —  «)  Annalen 
d.  Ver.  f.  Nass.  Alterthumsk.  u.  Geschichtsforsch,  XX.  1888.  p.  294. 
Auskunft  d.  Verwalt.  d.  Wiesbad.  Alterth.-Museums  vom  5.  V.  1900.  — 
•)  Bibl.  der  Gesellsch.  für  Pomm.  Gesch.  und  Alterthumsk.  zu  Stettin. 
(Progr.  d.  städt.  Schiller-Realgymn.  zu  Stettin.  1896.  p.  17),  —  •)  Staats- 
Samnü.  vaterl.  Alterthümer  zu  Stuttgart.  (Auskunft  der  Verwalt.  vom 
9.  VII.  1899).  —  ')  German.  Museum.  (Ausk.  vom  15.  VI.  1899). 
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Die  Länge  und  Picke  des  gebrochenen  Stabes  geben 
Leipziger  Quellen^)  vom  Anfang  und  vom  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts übereinstimmend  an:  der  Stab  mass  m  der  Länge 
imgefähr  drei  Viertel  Ellen  und  hatte  die  Stärke  eines  kleinen 
Fingers.  Das  Weimarer  Protokoll)  vom  2t.  December  1821 
giebt  die  Länge  ebenso,  die  Stärke  auf  einen  halben  Zoll 
an.  Fünfzig  Centimeter  messen  aber  auch  zusammen  die 
Bruchtheile  des  Nürnberger  Stabs  von  1879.  Auf  eine  ge- 
ringe Länge  lassen  auch  die  Deminutivformen  Stäbchen  u.  s.  w. 
und  die  nicht  seltene  Angabe  schliessen,  dass  der  Stab  klein 
sei.  Gleichheit  hat  aber  auch  in  dieser  Beziehung  keines- 
wegs geherrscht.  Die  Bruchtheile  des  "Wiesbadener  Stabs, 
deren  Dicke  zwischen  5  und  7  mm  schwankt,  messen  36 '/a, 
36  und  28  cm;  er  war  also  wohl  genau  l  m  lang.  Auf  die 
gleiche  Länge  lässt  für  Würzburg  die  Thatsache  schliessen, 
dass  dort  bei  Verhängung  der  Mordacht  der  Richter  den 
Stab  auf  den  Boden  stützt  und  die  Hände  darauf  legt.  Dass 
in  Würzburg  der  gebrochene  Stab  früher  länger  war  als  im 
18.  Jahrhundert,  folgt  aus  der  Angabe  Kirchgessners'): 
'Heutiges  Tages  wird  der  Stab  am  Gericht  gebrochen,  und 
das  andere  Stäblein  gebrochen*.  Wir  werden  auf  sie  noch 
zurückkommen. 

Die  Farbe  ist  regelmässig  weiss.  Ln  Gegensatz  dazu 
sind  in  den  süddeutschen  Verordnungen,  so  auch  heute  in 
Baden,  durchweg  schwarze  Stäbe  vorgeschrieben.  Der  Nürn- 
berger Stab  von  1879  ist  ebenfalls  schwarz.  Den  hier  be- 
nutzten Quellen  schon  des  18.  Jahrhunderts  ist  das  Brechen 
schwarzer  Stäbe  unbekannt.  Der  weiss  angestrichene,  schwarz 
kantirte  Stab  des  Weimarer  Protokolls  vom  21.  December 
1821  ist  zweifellos  ein  Product  neuerer  Zeiten. 

lieber  die  Holzart  des  gebrochenen  Stabes  geben  die 
Quellen  keinen  directen  Aufschluss.  Der  Wiesbadener  Stab 
von  1653  soll  von  einem  Gartenstrauche,  wahrscheinlich 
HoUunder  stammen,  der  Briesener  von  1663  dagegen  aus 
Lindenholz   bestehen.      Der    beim    endlichen    Rechtstag    in 


*)  Lünig,  Theatrum  Cerem.  IL  1720.  p.  1411.  Ausfährl.  Beschreib. 
d.  Hegung  des  hnp.  Halsgerichts  .  .  ins.  . .  in  Leipzig  (anon.).  Heilbr. 
u.  Leipzig  1798.  p.  15.  —  »)  Hitzig,  Annalen.  IIL  1829.  p.  82.  — 
»)  Tribunal  Nem.   ed.  1720.   p.  327. 
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Nürnberg^)  benutzte,  nicht  gebrochene  Stab  war  'von  einer 
Hasel-Stauden'.  In  Aachen  ^)  hielten  Syndik  und  Yogtmajor 
beim  Halsgericht  1,25  m  lange,  rothe  Dornstöcke  in  der 
Hand,  ohne  sie  zu  brechen. 

Die  übliche  Bezeichnung  für  das  Stück  Holz,  das  der 
Richter  zerbricht,  ist  Stab,  baculus.  Daneben  kommen  Ab- 
leitungen vor,  wie  Stäbchen,  Stäbl,  Stabel,  Stäblein,  Stäblin, 
bacillus,  baguette.  Sonst  sind  noch  die  Ausdrücke  Stock, 
Stecken,  pedum  zu  erwähnen.  Nie  ist  beim  Brechen  von 
Ruthe,  Gerte  oder  virga  die  Rede. 

Sehr  viel  wichtiger  sind  die  zusammengesetzten  Be- 
zeichnungen, die  dem  Stabe  mit  Rücksicht  auf  die  Rolle,  die 
er  spielt  oder  spielen  soll,  beigelegt  werden.  Gerichtsstab 
heisst  er  häufig,  und  zwar  gerade  in  den  älteren  Quellen, 
so  in  den  Tiroler  Ordnungen,  dem  Layenspiegel,  der 
Laibacher  Peinlichen  Gerichtsordnung  von  1514,  bei  Frons- 
p  e  r  g  e  r  und  im  Münchener  Formular  von  1 575.  Entsprechend 
wird  er  baculus  judicialis,  praetorius  genannt.  Und  auch 
vom  Brechen  des  Stabs  der  Gerechtigkeit^),  des  Richter- 
stabs*) ist  die  Rede.  Die  Bambergensis,  die  Carolina 
und  viele  andere  Aufzeichnungen  lassen  den  Richter  'seinen' 
Stab  brechen.  Ein  märkischer  Jurist,  Neander^),  spricht 
von  der  baculi  mortis  confractio.  Und  bei  einer  Hinrich- 
tung zu  Berlin®)  im  Jahre  1718  sagt  der  Prediger  zum 
Delinquenten,  als  die  Sentenz  auf  dem  Richtplatze  verlesen 
ist:  'Nun  der  Stab  des  Lebens  ist  gebrochen,  aber  Gott 
strecket  das  güldene  Scepter  seiner  Barmhertzigkeit  euch 
entgegen';  und  nachher  im  'letzten  Gebet':  'Da  der  Stab 
des  Lebens  völlig  über  mich  zerbrochen  ist,  0  so  strecke 
zu  mir  aus  den  Scepter  der  Gnaden'.  Freilich  bleibt  es 
zweifelhaft,  ob  bei  dieser  Hinrichtung  der  Stab  gebrochen 
worden  ist. 


*)  Dannreuther,  Nemesis  Norica.  Altorf.  s.a.  p.  42.  —  *)  Zeit- 
schrift des  Aachener  Geschichts- Vereins.  VI.  1884.  p.  7.  42,  not.  9»,  — 
•)  Code  criminel  de  l'empereur  Charles  V.  Neuveville.  1742.  p.  292; 
Maestr.  1779.  p.  321;  Univ.-Lexikon  (Schedler).  Bd.  39.  1744.  Sp. 
712.  —  *)  z.B.  V^intziger,  Anmerk.  über  Brunnemauni  Anleit. 
1706,  p.  400.  —  »)  Introductio.  1711.  p.  166.  170.  —  •)Wahrh.  Theol. 
Bericht  vom  Ende  Valent.  Runcks.    Berlin.   1720.   p.  45.  47. 
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Der  Stab,  den  der  Richter  bricht,  heisst  nicht  nur  Ge- 
richtsstab. Er  ist  auch  Symbol  der  richterlichen  Gewalt. 
Diese  Annahme  ist  seit  langer  Zeit  bestritten.  Schon  Georg 
Beyer  ^)  sieht  in  dem  Stabe  vielmehr  das  Symbol  des  Leibes 
oder  Lebens  des  Verbrechers,  'corporis  sive  vitae  delinquen- 
tis  typum'.  Reyscher^)  warnt  1833  in  seiner  Symbolik 
des  germanischen  Rechts  davor,  den  Stab,  von  dem  hier  die 
Rede  ist,  mit  dem  Gerichtsstabe  zu  verwechseln.  Und  1893 
sagt  Burchard^)  gelegentlich  der  Erwähnung  eines  Einzel- 
falles, der  Stab  diene  hier  nicht  als  Wahrzeichen  der  Ge- 
richtsgewalt, sondern  — :  *er  ist  dazu  bestimmt,  über  dem 
Haupte  des  Verurtheilten  gebrochen  zu  werden'. 

Der  Verwechslung  diesee  Stabes  mit  dem  Gerichtsstab 
haben  sich  nun  aber  gerade  die  besten  Quellen  schuldig 
gemacht.  "Wenn  sie  ihn  Gerichtsstab  nennen,  so  kann  man 
dagegen  nicht  einwenden,  sie  thäten  das  nur,  weil  es  sich 
hier  um  die  Benutzung  eines  Stabes  im  Gericht  handele. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  Gerichtsstab  in  jener  Zeit  ter- 
minus  technicus  für  das  Symbol  der  richterlichen  Gewalt  ist, 
so  wäre  damit  noch  lange  nicht  erklärt,  dass  derselbe  Stab 
auch  Stab  der  Gerechtigkeit,  Richterstab  und  mit  Bezug  auf 
den  Richter  'sein'  Stab  heisst. 

Aber  nicht  bloss  die  Bezeichnung,  sondern  vor  Allem 
die  anderweite  Verwendung  des  Stabes  zeigt,  dass  er  das 
Amt  des  Richters ,  nicht  das  Leben  des  Verbrechers  sym- 
bolisirt.  Die  Bambergensis  bestimmt  im  Art.  95*),  dass 
der  Richter,  wenn  er  sich  beim  Beginne  des  Halsgerichts 
hinsetzt,  'seinen  stabe  in  den  henden  haben'  soll.  Hier  ist 
gar  kein  Zweifel  möglich:  hier  ist  der  Stab  Symbol  der 
richterlichen  Gewalt.  Von  einem  anderen  Symbol,  etwa  von 
Schwert  oder  Handschuh,  ist  gamicht  die  Rede.  Der  Bam- 
berger Richter  hat  gar  kein  Symbol  seines  Amts,  wenn 
es  nicht  der  Stab  des  Art.  95  ist.  Wer  will  nun  aber  be- 
haupten, dass  ein  anderer  Stab  als  der  des  Art.  95  gemeint 
ist,  wenn  die  Bambergensis  im  Art.  117  dem  Richter  be- 

1)  Delineatio  juris  criminalis.  ed.  2.  1722.  p,  112.  —  *)  Beiträge 
zur  Kunde  deutschen  Rechts.  1.  Beitr.  1833.  p.  27f.  —  ')  Die  Hegung 
der  deutschen  Gerichte  im  Mittelalter.  1893.  p.  242.  —  *)  Ed.  1507. 
fol.  28«. 
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fiehlt,  dass  er  'seinen  stab  zuprechen  soF!  "Wie  hier,  so 
läset  es  sich  in  der  Carolina  und  in  vielen  anderen  Quellen 
nachweisen,  dass  der  Richter  den  Stab,  den  er  bricht,  schon 
vorher  benutzt.  Freilich:  Manchem  ist  es  vielleicht  ein  er- 
träglicher Gedanke,  dass  der  Richter  in  einer  Sitzung,  in 
der  einem  Menschen  das  Leben  abgesprochen  wird,  das 
Symbol  des  Lebens  schon  von  Anfang  an  in  der  Hand  hält. 
Wie  aber,  wenn  er  damit  klopft,  um  Ruhe  zu  gebieten? 

Andererseits  ist  rundweg  zuzugeben,  dass  in  dieser 
Frage  Unklarheiten  und  Meinungsverschiedenheiten  nicht 
nur  in  der  Theorie,  sondern  auch  in  der  Praxis  der  Ge- 
richte zu  Tage  getreten  sind.  Den  besten  Beweis  liefern 
die  'Anreden'  der  Richter  an  die  Verbrecher,  auf  die  wir 
noch  zu  sprechen  kommen.  Dass  das  möglich  war,  erklärt 
sich  zum  guten  Theil  aus  der  Thatsache,  an  der  wohl  heute 
Niemand  zweifelt,  dass  die  Sitte  im  Laufe  der  Zeiten  sich 
in  Gegenden  verbreitet  hat,  denen  sie  ursprünglich  fremd 
war,  die  etwa  nur  das  Schwert,  nicht  den  Stab  als  Symbol 
der  Blutgerichtsbarkeit  kannten.  Ein  anderer  Grund  ergiebt 
sich  aus  einer  Bemerkung  Jo.  And.  Hofmanns  in  seinem 
Programm  über  die  'variae  significationes  baculorum  judicia- 
riorum  aliorumque' *)  vom  Jahre  1783.  Er  zählt  nämlich  die 
Stäbe,  welche  über  den  Verbrechern  gebrochen  werden ,  zu 
einer  Gruppe  von  Stäben,  welche  'praeter  baculum  ordina- 
rium  iudiciarium  adhibentur'.  Mit  anderen  Worten:  auch  sie 
sind  Gerichtsstäbe,  aber  ausserordentliche,  vergängliche  gegen- 
über dem  einen  bleibenden.  Es  ist  genau  dieselbe  Erschei- 
nung, die  wir  oben  beim  Stabbrechen  des  Grand-maltre  be- 
obachtet haben:  auch  er  bricht  'seinen*  Stab,  aber  er  hat 
noch  einen  andern,  der  immer  ganz  bleibt.  Li  beiden  Fällen 
liegt  die  Sache  im  Grunde  ganz  klar;  nur  ist  es  nicht  zu 
verwundem,  wenn  solche  Verhältnisse  Anlass  zu  Zweifeln 
geben. 

Die  Annahme  eines  baculus  Ordinarius,  der  übrigens 
dem  16.  Jahrhundert  für  die  Criminalgerichte  fremd  gewesen 
zu  sein  scheint,  erklärt  uns  allein  die  zunächst  räthselhaften 
Worte  Kirchgessners,  die  wir  schon  anführten:  'Heutiges 


1)  Marb.  Catt.   1783.   p.  16. 
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Tages  wird  der  Stab  am  Gerichte  gebrochen,  und  das  -andere 
Stäblein  gebrochen'.  Und  wenn  ein  von  Georg  Beyer ^) 
niitgetheiltes  Formular  aus  Leipzig  den  Richter  den  Stab 
brechen  und  werfen,  zum  Schiuss  aber  'seinen  Stab'  nieder- 
legen lässt,  so  kann  man  das  nur  auf  einen  baculus  Ordi- 
narius beziehen.  Uebrigens  wissen  weder  andere  Leipziger 
noch  sonst  welche  Quellen  etwas  vom  Niederlegen  des  Stabs 
am  Ende  einer  Sitzung,  in  der  der  Stab  gebrochen  worden  ist. 

Der  Zahl  nach  wird  über  einem  Verbrecher  regelmässig 
nur  ein  Stab  gebrochen.  Wenn  in  Speyer  die  vier  Richter 
vier  Stäbe  brechen,  so  kann  dazu  ebensowenig  eine  Parallele 
nachgewiesen  werden  wie  zu  dem  Naumburger  Brauche, 
demzufolge  nicht  nur  der  Richter,  sondern  auch  der  'lictor'  ^) 
am  Schlüsse  des  Halsgerichts  den  Stab  brach. 

Handelt  es  sich  um  mehrere  Verbrecher,  so  werden 
stets  mehrere  Stäbe  gebrochen,  wenn  sie  der  Reihe  nach 
vor  Gericht  gestellt  werden.  Urtheilt  man  sie  dagegen 
gleichzeitig  ab.  so  wird  entweder  für  alle  oder  für  jeden 
ein  Stab  gebrochen. 

c)  Das  Brechen  und  Werfen  des  Stabes. 

Das  Zerbrechen  des  Stabes  erfolgt  mit  den  Händen. 
Die  erforderliche  Kraftanstrengung  ist  so  gering,  dass  die 
Hilfe  von  Knie  ^)  oder  Fuss  überflüssig  ist.  Immerhin  scheint 
die  Stärke  des  Stabes  manchmal  für  die  KJräfte  des  Richters 
zu  gross  gewesen  zu  sein.  Wenigstens  sollen  die  noch  vor- 
handenen Bruchstücke  des  Briesener  Stabes  von  1663  an 
der  Bruchstelle  Spuren  der  Einkerbung  tragen. 

Der  Stab  wird  regelmässig  in  zwei  Theile  zerbrochen, 
zuweilen  aber  auch  in  drei;  so  in  Wiesbaden  1653,  in 
Eichstätt*)  im  17.  und  18.  Jahrhundert,  im  Naumburger ^) 
Landgericht  um  1700  und  in  Weimar«)  1821  und  1824''). 

^)  Volckmannus,  em.  II».  1715.  p.  87.  —  *)  Fichsel  (praes. 
Beck),  De  sol.  fractionis  baculi  ritu.  Jen.  1732.  p.  34f.  —  »)  Ueber 
dem  Knie  bricht  den  Stab  Pilatus  auf  dem  Bilde  von  Christoph 
Schwarz  und  die  Justitia  auf  dem  Criminalgericht  in  Berlin.  Siehe 
unten  p.  111  f.  —  *)  Neuburger  Collekt.  Bl.  1890.  p.  152.  155.  — 
»)  Fichsel,  1.  c.  p.  34.  38.  -  •)  Hitzig,  Annalen.  III.  1829.  p.  86; 
Bischoff,  Crim.  RFälle.  I.  1833.  p.  578.  —  ')  Cf.  Brauer  in  Jage- 
manns Criminal-Lexikon.   1854.   p.  411. 

7» 
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Die  Stellung  des  Richters  und  des  Verbrechers  ist  ur- 
sprünglich die  gewesen,  dass  der  Richter  stehend  den  Stab 
über  dem  Haupte  des  knieenden  Verbrechers  bricht.  Dem- 
entsprechend schreibt  die  Württembergische  Verordnung  von 
1816  vor,  dass  (nur)  der  Oberamtmann  sich  von  seinem  Sitz 
erheben  soll,  um  den  Stab  zu  brechen.  Und  auch  das 
Brechen  über  dem  Haupte  lässt  sich  noch  in  Protokollen  des 
19.  Jahrhunderts  nachweisen.  Aber  schon  nach  den  Quellen 
des  16.  Jahrhunderts  scheint  der  Richter  in  der  Regel  sitzend 
den  Stab  gebrochen  zu  haben.  Und  mehr  noch  als  er  macht 
der  Verbrecher  alle  denkbaren  Positionen  durch. 

Der  zerbrochene  Stab  wird  zu  Boden  geworfen:  In  den 
älteren  Aufzeichnungen  ist  vom  Werfen  nur  selten,  aber  doch 
oft  genug  die  Rede,  um  es  auch  für  die  Entstehungszeit 
der  Carolina  annehmen  zu  dürfen. 

Die  Richtung  in  der  der  Stab  geworfen  wird,  ist  ver- 
schieden. Die  meisten  Quellen  stimmen  darin  überein,  dass 
der  Richter  den  Stab  Vor  sich  hin'  oder  'dem  Verurtheilten 
vor  die  Püsse'  wirft.  Dagegen  wirft  er  ihn  an  manchen 
Orten,  so  in  Naumburg,  Altenburg,  Gotha,  Lengsfeld,  'hinter 
sich'.  In  der  Regel  wird  es  in  den  genannten  Fällen  der 
Boden  des  Gerichtsplatzes  gewesen  sein,  auf  den  der  Stab 
geworfen  wurde.  Und  so  sagt  denn  auch  das  Bern-Kassel- 
sche  Hochgerichtsformular,  dem  'in  mallo  iactare'  der  Lex 
Salica  60  entsprechend,  einfach  'in  den  Wurff'  (warf,  werf). 
Aber  auch  umgekehrt  kommt  es  vor,  dass  der  Richter  den 
Stab  ausserhalb  des  Gerichtsplatzes  unter  das  Volk,  'be- 
scheidentlich  unter  die  Commun'  wirft,  wie  das  ja  auch  nach 
der  Lüneburger  Niedergerichtsordnung  bei  der  Verfestung 
geschah  ^).  So  wurde  z.  B.  in  Eichstätt  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert verfahren.  Kurz  nach  1700  vertheidigt  sich  ein 
Beisitzer,  der  ein  Stück  von  dem  zerbrochenen  Stabe  wäh- 
rend der  Sitzung  aufgehoben  hatte  und  deshalb  von  seinem 
Amte  suspendirt  wurde,  mit  der  Bemerkung,  dass  'anderer 
orthen   dergleichen   Stab   gar  unter  das  gantze  volckh  aus- 


1)  Vgl.  femer  das  Werfen  des  Weidenstricks  'aus  dem  Gericht'  bei 
der  westfälischen  Feme  und  die  bis  in's  16.  Jahrh.  bestehende  Sitte  des 
Fahnenwurfs  bei  der  Belehnung. 
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geworffen  zu  werden  pflege"*^).  Und  so  ist  es  wohl  auch 
zu  verstehen,  wenn  der  Giessener  Phil,  Helfr.  Krebs 2)  1671 
vom  Richter  sagt:  'trans  condemnatum  in  terram  fragmenta 
projicit'.  Endlich  wird  in  manchen  jüngeren  Quellen  das 
Werfen  geradezu  verboten:  der  gebrochene  Stab  wird  ein- 
fach auf  den  Tisch  gelegt  ^).  Der  Grund  dieser  Vorschrift 
und  Sitte  liegt  darin,  dass  mit  den  Bruchtheilen  des  Stabes 
'Aberglauben  und  Hexenwerk'*)  getrieben  wurde.  Eben- 
deshalb wird  auch  da,  wo  das  Werfen  weiter  geübt  wurde, 
zuweilen  bestimmt,  dass  der  Gerichtsknecht  die  Stücke  nach- 
her wieder  aufheben  und  dem  Richter  zustellen  solle. 

d)  Die  Anrede  au  den  Verbrecher. 

Der  Richter  begleitet  das  Stabbrechen  häufig  durch 
«inige  Worte ,  die  er  an  den  Verbrecher  richtet.  Es  sind 
Formeln,  die  mehr  oder  minder  häufig  wiederkehren  und 
ihrem  Ursprünge  nach  als  Schluss  des  vom  Richter  ge- 
sprochenen Todesurtheils  aufzufassen  sind.  Die  ältesten 
dieser  Anreden  empfehlen  den  Verbrecher  regelmässig  der 
Gnade  Gottes.  'Nun  helff  dir  Gott ;  ich  kan  dir  nicht  femer 
helffen',  heisst  es  im  Bem-Kasselschen  Hochgericht.  Andere 
solche  Formeln  sind :  'Gott  beleyte  die  SeeF,  'Gott  helff  der 
armen  Seelen',  'Genad  Gott  der  armen  Seel,  vnd  geb  jm 
nach  disem  leben  ein  fröliche  Aufferstehung',  'Gott  sei  deiner 
armen  Seele  gnädig'.  Noch  heute  heisst  es  in  Baden:  'Euer 
Leben  ist  verwirkt;  Gott  sei  Eurer  Seele  gnädig!'  Und 
auch  sonst  hat  sich  vielfach  derselbe  Gedanke  in  Formeln 
der  letzten  Jahrhunderte  erhalten. 

Vorzugsweise  in  niederdeutschen  Quellen  begegnet  eine 
Reimformel,  wie  'Das  Urtel  ist  gesprochen,  und  der  Stab 
zerbrochen'.  So  zuerst  im  Erxlebener  Protokoll  von  1609 
und  in  Frankfurt  a,  O.  1720,  aber  wenigstens  im  18.  Jahr- 
himdert  auch  in  Eichstätt.     In  späterer  Zeit  erhält  der  Reim 


1)  Harpprecht,  Consult.  Vol.  nov.  Tub.  1710.  p.  355.  —  «)  Exer- 
citium  polii-jurid.  de  ligno  et  lapide.  Giessen  1671.  p.  104.  —  *)  Onolz- 
bacher  Crim.-Ord.  v.  1720.  art.  21.  Vgl.  Glauchauer  Protokoll  v.  1768 
und  Tittmann  im  Neuen  Archiv  des  Crim.-Rechts.  VI.  1824.  p.  621. — 
*)  Doepler,  Theatr.  poen.  I.  1693.  p.  453;  Martini,  monita  ad  Nem. 
Carol.    1762.    p.  8f.    Vgl.  Wut tke,  Volksaberglaube.    1869.    p.  128 ff. 
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regelmässig  noch  einen  Zusatz,  meist  einen  solchen,  der  mit 
den  Formeln  der  ersten  Gruppe  übereinstimmt.  In  Mecklen- 
burg fügt  der  Richter  hinzu:  'Nun  Gnade  bey  Gott',  in 
Hannover  Altstadt:  'Hier  ist  keine  Gnade  weiter,  bei  Gott 
ist  Gnade',  in  Itzehoe  1856:  'Gott  sei  deiner  Seele  gnädig'. 
In  Hermannsburg  ^)  soll  der  Reim  den  Zusatz  'Minsch,  du 
musst  hangen'  gehabt  haben.  Und  in  Hamburg  2),  wo  der 
Stab  wahrscheinlich  nie  gebrochen  worden  ist,  soll  der  Frohn, 
wenn  er  seine  Hand  an  den  Verbrecher  legte ,  angeblich 
halblaut  die  Worte  gemurmelt  haben:  'Das  Urtheil  ist  ge- 
sprochen, der  Stab  der  ist  gebrochen,  die  Unthat  wird  ge- 
rochen'. Wie  verbreitet  der  Reim  um  1800  war,  zeigt  am 
besten  das  Hannoversche  Regulativ  vom  20.  Februar  1802, 
die  Hegung  des  hochnothpeinlichen  Halsgerichts  auf  der 
Neustadt  Hannover  betreffend,  wenn  es  da  einfach  heisst: 
'Das  Urtheil  ist  gesprochen,  der  Stab  u.  s.  w.'. 

In  Gesetzen  werden  solche  Anreden  zuerst  im  17.  Jahr- 
hundert erwähnt.  Zum  Theil  kann  man  da  gar  nicht  mehr 
von  Formeln  sprechen.  Es  sind  mitunter  wahre  Predigt- 
Formulare  von  erstaunlicher  Länge.  Die  Todesstrafe  wird 
so  gründlich  dem  Verbrecher  gegenüber  gerechtfertigt,  das& 
es  ihm  ein  wahrer  Trost  sein  musste.  Oder  es  wird  genau 
unterschieden,  ob  der  arme  Sünder  seine  That  eingestanden 
hat  oder  überwiesen  worden  ist,  ob  er  Christ  oder  ein  'Jude 
und  Unbekehrter'  ist.  Und  für  jeden  einzelnen  Fall  wird 
dann  eine  besondere  Anrede  vorgeschrieben.  Die  Gothaer 
Gerichtsordnung  von  1670^)  und  die  Onolzbacher  Criminal- 
ordnimg  von  1720*)  sind  hier  vor  allem  zu  nennen. 

Schon  die  genannten  Formeln  sind  für  die  Erklärung 
von  Bedeutung.  Einzelne  jüngere,  dem  18.  und  19.  Jahr- 
hundert angehörige  Formeln  wollen  geradezu  die  Rechts- 
sitte erklären.  Schon  1708  bricht  in  Kaichen  der  Richter 
den  Stab  'mit  vermelden:  dieses  ist  das  zeichen  deines 
lebensende'.  In  Köln  soll  in  neuerer  Zeit  die  Anrede  ge- 
lautet haben :  'So  wahr  diese  beiden  Theile  des  Stabes  nicht 
mehr  in  eins  zu  bringen,  so  wahr  hast  du  nach  dem  Gesetze 


1)  Benecke,  Von  unehrlichen  Leuten.  2.  Aufl.   1889.    p.  240.  — 
»)  ib.  p.  241.  —  »)  3.  Aufl.  1738.  p.  154f.  -  *)  Art.  22.  ed.  1720.  p.29f. 
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die  Todesstrafe  verwirkt'.  Aehnlich  heisst  der  Spruch  in 
der  Mellinger  Blutgerichtsordnung  von  1757:  'So  gewüss  dass 
disser  stab  gebrochen,  so  gewüss  wirst  du  heut  des  todts 
sterben*.  Und  auch  an  die  oben  citirte  siebenbürgische 
Formel  ist  hier  zu  erinnern.  Sehr  unklar  heisst  es  im 
Giessener  Halsgerichte  vom  30.  December  1812:  'Seht  diesen 
zerbrechlichen  Stab!  Er  ist  das  Bild  des  menschlichen 
Lebens.  Ein  Augenblick  genügt,  um  beide  zu  vernichten. 
.  .  So  wie  ich  diesen  Stab  zerbrechen  werde,  seid  Ihr  unter 
der  Hand  des  Nachrichters.  .  .  "Wendet  Euch  zu  Gott.  Auf 
dieser  Welt  habt  Ihr  nichts  mehr  zu  hoffen.  Zum  Zeichen, 
dass  dem  so  ist,  dass  Ihr  in  letzter  Instanz  verurtheylt  seyd, 
und  dass  Euer  Urtheil  in  Gemässheit  Allerh.  Bestätigung 
unwiderruflich  vollzogen  wird,  breche  ich  Euch  hiermit  den 
Stab'.  Einen  ganz  eigenartigen  Gesichtspunkt  hat  Pfister 
in  dem  Heidelberger  Halsgericht  vom  31.  Juli  1812  geltend 
gemacht.  'Ich  zerbreche,  sagt  er,  mit  diesem  Stabe  . .  zu- 
gleich das  Band  zwischen  der  Menschheit  und  Euch.  —  Nur 
bei  Gott  könnet  Ihr  noch  Gnade  finden!  Wehe  hier  über 
euch!  Wehe!!  Wehe!!!*  Offenbare  Entlehnung  ist  es,  wenn 
die  Weimarer  Protokolle  von  1821  und  1824  ebenfalls  vom 
Zerreissen  des  Bandes  zwischen  den  Menschen  und  dem  Ver- 
brecher reden. 

Zum  Schlüsse  sei  bemerkt,  dass  solche  Anreden  an  den 
armen  Sünder  nur  da  vorkommen  können,  wo  das  Stab- 
brechen vor  der  Hinrichtung  geschieht,  aber  überhaupt  nur 
da  vorkommen,  wo  sich  das  Brechen  des  Stabs  unmittelbar 
an  das  Sprechen  des  ürtheils  anschliesst. 

4.   Der  Ursprang  und  die  £rkläning  der  Rechtssitte. 

Hinsichtlich  des  Ursprungs  der  Sitte  sind  die  Juristen 
der  Carolina  einhellig  der  Meinung,  dass  sie  aus  uralter 
Zeit  stamme.  Sie  bedauern  den  Beweis  nicht  erbringen  zu 
können.  Nur  auf  jene  Stellen  bei  Bracton  und  in  der 
Fleta  wird  häufig  Bezug  genommen. 

Was  aber  die  Erklärung  anlangt,  so  macht  man  die 
Beobachtung,  dass  über  sie  weder  im  16.  noch  in  einem 
der  folgenden  Jahrhunderte  auch  nur  von  ferne  Einigkeit 
besteht.     Theils  nach-,  theils  nebeneinander  finden  wir  eine 
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Reihe  von  Formeln,  die  sich  gegenseitig  lebhaft  bekämpfen, 
aber  wohl  ohne  Ausnahme  bis  auf  den  heutigen  Tag,  in 
unserer  neuesten  Litteratur  namentlich  der  Sprichwörter  und 
Wörterbücher  fortleben.  Vor  Allem  wird  nirgends  berück- 
sichtigt", dass  das  Stabbrechen  sich  gar  nicht  ohne  Rücksicht 
auf  den  Zeitpunkt  erklären  lässt,  in  dem  es  stattfindet. 
Das  gilt  gleich  von  der  ersten  uns  bekannten  Erklärung,  der 
des  Layenspiegels.  Wenn  da  gesagt  wird,  der  Stab 
werde  zerbrochen  *zu  ainem  zaichen,  das  nichts  mer,  da- 
wider soll  gehandelt  werden',  so  kann  sich  diese  Erklärung 
selbstverständlich  nur  auf  den  zuerst  genannten  Fall,  das 
Stabbrechen  beim  Aufstehen  vom  Gericht  beziehen.  Denn 
es  wäre  ja  bittere  Ironie,  das  Brechen  des  Stabes  nach  der 
Hinrichtung  in  jener  Weise  zu  erklären. 

Eine  neue  Meinung  begegnet  zuerst  bei  Laelius  Zec- 
chius^):  Der  Richter  bricht  den  Stab  'ut  potestate  cessante'. 
Die  Anhänger  dieser  Formel  sind  wenig  zahlreich. 

Ausserordentliche  Yerbreitung  hat  dagegen  eine  dritte, 
wenig  später  wohl  von  Zieritz^)  erfundene  Ansicht.  Sie 
lautet  in  der  Form,  die  ihr  Stephani')  gegeben  hat:  'Iudex 
fidem  facit,  de  Reo  jam  actum  esse,  uti  de  baculo ;  et  Reum 
vitam  amisisse'.  Namentlich  Carpzov*)  hat  diese  Er- 
klärung durch  seine  Autorität  gestützt. 

Noch  weniger  deutlich  ist  die  Behauptung,  das  Stab- 
brechen sei  das  'signum  judicii  finiti'.  Die  Einen,  nament- 
lich Kress^),  verbinden  damit  die  Ansicht,  dass  das  Todes- 
urtheil  unwiderruflich  bestätigt,  die  Jurisdiction  des  Richters 
in  dieser  Sache  völlig  zu  Ende  sei.  Und  so  erklären  auch 
Clasen®)  und  Haltäus'').  Die  andern,  in  erster  Reihe 
Böhmer^),  meinen  dagegen,  das  Brechen  des  Stabes  sei 

')  Politicorum  s.  de  principatus  administratione  11.  Colon.  1600. 
p.  26.  —  Cf.  Hoepingk,  De  insignium  . .  jure.  1642.  p.  145;  Diet- 
herrus  bei  Beyer,  Del.  jur.  crim.  ed.  1722.  p.  112;  Cortte  (praes. 
Hof f mann),  De  origine  et  jure  sceptrorum,  Francof.  a.  V.  rec.  1736. 
p.29;  Grimm,  Rechtsalterth.  I*.  1899.  p.  189.  —  «)  Ad  C.  C.  C.  notae 
et  observationes.  ed.  1625.  p.  100.  —  *)  Caroli  V.  constitutiones.  ed.  1661. 
p.  117,  —  *)  Practica  nova.  ed.  1684.  IIT.  p.  296.  —  *)  Commentatio  in 
C.  C.  C.  ed.  1720.  p.  220.  —  •)  Commentarius  in  C.  C.  C.  ed.  1718.  p.286.  — 
')  Glossarium.  1758.  Sp.  1714;  Haltaus  bei  Mencken,  Scriptores 
rer.  germ.  III.   1730.   Sp.  2055.  —   »)  Elementa  jurisprudentiae  crimi- 
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lediglich  Schluss  der  Gerichtsitzung  in  symbolischer  Form. 
Neben  dem  Wunsche ,  dem  Verbrecher  das  Recht  der  Ver- 
theidigung  bis  zum  letzten  Athemzuge  zu  erhalten,  hat  ohne 
Zweifel  auf  diese  letztere  Annahme  die  Thatsache  einge- 
wirkt, dass  in  späterer  Zeit  zuweilen  der  Stab  erst  bei  der 
Enthegung  gebrochen  wurde.  Die  Formel  'in  signum  judicii 
finiti*  aber  hat  sich  lange  hindurch  des  Ruhmes  erfreut,  aus 
der  Fleta  zu  stammen.  Kress  nämlich,  der  jene  Stelle 
citirt,  fügt  am  Schluss  hinzu :  'Baculus  est  symbolum  judicis. 
Fractio  ergo  signum  judicii  finiti'.  Weil  aber  am  Ende  des 
Citats  das  Anfuhrungszeichen  fehlt,  haben  Manche  geglaubt, 
auch  der  Zusatz  von  Kress  sei  ein  Ausspruch  eines  uralten 
anglonormannischen  Juristen, 

Eine  andere  Theorie,  die  mindestens  in  den  Anfang  des 
17.  Jahrhunderts  hinaufreicht,  hat  jedenfalls  den  Vorzug,  nicht 
missverständlich  zu  sein.  Bereits  Georg  Remus^)  sagt: 
'typicwg  denotatur  ri  ylaaig  corporis  rei  condemnati'.  Dieser 
Ansicht  hat  sich  namentlich  Beyer'-^)  angeschlossen  und 
seine  Deutimg  des  Stabes  als  Symbols  des  Lebens  ist  eben 
nur  Folge  seiner  Erklärung  des  Stabbrechens. 

Endlich  nennen  wir  hier  noch  die  eigenartige  Auffassung 
Grimms 3),  das  Symbol  drücke  aus,  dass  der  Missethäter 
nichts  weiter  zu  hoffen  habe  und  seines  Lebens  verzichte. 
Auf  das  letzte  Wort  legt  Grimm  den  Ton.  Dazu  passt  es 
dann  freilich  schlecht,  wenn  er  am  Schlüsse  des  Abschnitts 
über  den  Stab  sagt,  wer  ihn  breche,  lasse  seine  Gewalt 
fahren. 

Wohl  Jeder,  der  diese  Reihe  von  Erklärungen  über- 
blickt, hat  den  Eindruck  unsicheren  Umhertastens.  Wollen 
wir  aus  diesem  Labyrinth  heraus,  so  müssen  wir  an  der 
Hand  unserer  Feststellungen  über  die  Verbreitung  und 
Uebung  der  Rechtssitte  Schritt  für  Schritt  vorangehen. 

Von  vornherein   verzichten   wir    darauf,    alle    Formen 


nalis.  ed.  5.  1757.  p.  194;  Meditationes  in  C.  C.  C.  1770.  p.  303;Ob- 
servationes  selectae  ad  B.  Carpzovii  Practicam  Novam.  1759.  ÜI. 
p.  120. 

»)  Cf.  Koch,  Hals-  oder  Peinl.  Ger.-Ord.  8.  Ausg.  1824.  p.  54.  — 
»)  Del.  jur.  crim.  ed.  1722.  p.  112.  —  »)  Rechtsalterthümer.  I*.  1899. 
p.  187.  189. 
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und  Formeln,  die  wir  im  Laufe  der  Darstellung  kennen  ge- 
lernt haben,  unter  eine  Decke  zu  bringen.  Auf  die  Grund- 
form kommt  es  an.  Und  das  ist  die,  dass  der  Richter  nach 
Ausspruch  des  Todesurtheils  seinen  Stab  über  dem  Ver- 
brecher bricht. 

Der  Richter  bricht  den  Stab,  nicht  der  Verbrecher,  auch 
nicht  in  der  Form,  dass  etwa  beide  den  Stab  anfassen,  um 
ihn  zu  brechen.  Darum  kann  es  sich  hier  nicht  um  einen 
Verzicht  des  Verbrechers  handeln.  Weil  aber  manche 
meinen,  Grimms  Ansicht  sei  schlechthin  imverständlich,  so 
sei  doch  daran  erinnert,  dass  wir  in  sächsischen  Quellen 
thatsächlich  Beziehungen  zwischen  Stabbruch  und  Geständ- 
nisjs,  ja  selbst  der  Erklänmg  des  Verbrechers  gefunden 
haben,  die  Strafe  leiden  zu  wollen. 

Der  Richter  bricht  den  Stab  nach  Ausspruch  des  Todes- 
urtheils, und  zwar  —  immer  der  Regel  nach  —  auch  dann, 
wenn  der  Schluss  der  Gerichtssitzung  damit  nicht  zusammen- 
fallt. Darum  kann  das  Stabbrechen  nicht  einfach  Zeichen 
des  Schlusses  der  Sitzung  sein,  nicht  etwa  mit  dem  Nieder- 
legen des  Stabs,  dem  Einstecken  des  Schwerts,  dem  Um- 
werfen der  Bänke  gleichbedeutend  und  gleich  unbedeutend 
sein.  Sondern  das  Zerbrechen  des  Stabs  symbolisirt  das 
Todesurtheil.  Aber  die  Frage  ist:  symbolisirt  es  das  Ur- 
theil,  das  auf  Tod  lautet,  oder  den  Tod,  auf  den  das  Urtheil 
lautet? 

Die  Anhänger  der  Annahme,  der  arme  Sünder  werde 
hier  schon  im  voraus  von  den  zarten  Händen  des  Richters 
symbolisch  geradbrecht,  geköpft  oder  was  sonst,  würden  sich 
wahrscheinlich  sehr  gern  auf  die  Thatsache  berufen,  dass 
zuweilen  der  Stab  schon  während  der  Verlesung  des  Urtheils 
und  zwar  gerade  bei  Nennung  der  bestimmten  Todesart  ge- 
brochen wird.  Aber  sie  erklärt  sich,  von  ihrer  Vereinzelung 
abgesehen,  ohne  Zweifel  anders.  In  den  älteren* Quellen 
ist  es  nichts  Seltenes,  dass  das  Urtheil  auf  Tod  und  das 
Urtheil  auf  eine  bestimmte  Todesart  nacheinander,  getrennt 
gefällt  wird.  Dann  brach  man  den  Stab  natürlich  erst  nach 
dem  zweiten  Urtheile.  Denn  dann  erst  war  das  erste  kom- 
plett. Als  später  beide  Urtheile  in  eins  zusammengezogen 
wurden,  hielt  man  hier  und  da  am  Brechen  des  Stabes  bei 
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Nennung  der  Todesart  fest.  Aber  diese  Ausnahme  bestätigt 
eben  nur  die  Kegel. 

Gewiss  ist  der  Gedanke,  dass  hier  an  der  Grenze 
zwischen  Leben  und  Tod  der  Tod  dargestellt  wird,  an  sich 
ganz  hübsch,  poetisch,  sinnig.  Und  zweifellos  ist  das  der 
Grund,  warum  gerade  Nichtjuristen  und  leider  auch  einige 
Juristen  jener  Annahme  Beifall  schenken.  Leider,  denn 
juristisch  hätte  dann  das  Stabbrechen  absolut  nichts  zu  be- 
deuten. Während  sonst  die  Rechtssymbolik  juristische  Abs- 
tractionen  erleichtem  und  verdeutlichen  will,  würde  sie  hier 
nur  ein  Wort,  das  Jeder  versteht,  Tod,  umschreiben. 

Den  directen  Gegenbeweis  liefert  die  Thatsache ,  dass 
der  Stab,  den  der  Richter  zerbricht,  sein  Amtsstab,  das 
Symbol  der  richterlichen  Gewalt  ist.  Freilich  aus  der  An- 
nahme, dass  hier  das  Brechen  des  Lebens  symbolisirt  wird, 
folgt  noch  lange  nicht,  dass  der  Stab  das  Leben  des  Ver- 
brechers symbolisirt.  Und  ganz  gewiss  kann  man  auch  durch 
das  Zerbrechen  eines  Gerichtsstabes  den  Tod  veranschau- 
lichen. Wenn  aber  der  Richter  regelmässig  das  Abzeichen 
seiner  Gewalt  aus  keinem  anderen  Grunde  zerstören  wollte 
als  dem  den  Tod  zu  veranschauhchen ,  so  würde  das  der 
Bedeutung  seines  Stabes  zuwiderlaufen.  Die  Natur  des  zu 
Grunde  liegenden  Symbols  darf  nicht  mit  dem  Sinne  des 
Brechens  desselben  Symbols  in  Widerspruch  stehen. 

Nicht  der  Tod,  sondern  das  Urtheil  wird  symbolisirt. 
Wenn  nun  aber  die  Thatsache,  dass  der  Stab  der  Amts- 
stab des  Richters  ist,  im  Einklänge  mit  der  Bedeutung  des 
Stabbrechens  stehen  muss,  so  folgt,  dass  das  Brechen  des 
Stabes  sich  einerseits  auf  den  Richter,  andererseits  auf  den 
Verbrecher  beziehen  muss,  mit  einem  Wort,  auf  das  Ver- 
hältniss,  in  dem  beide  zu  einander  stehen.  Der  Richter  wird 
nach  dem  Brechen  des  Stabes  nicht  mehr  den  Verbrecher 
richten  und  der  Verbrecher  beim  Richter  kein  Recht  imd 
keinen  Schutz  mehr  linden.  Der  Richter  aber  handelt  nur 
als  Vertreter  der  Rechtsgemeinschaft.  Darum  zieht  nicht 
nur  der  Richter,  sondern  die  ganze  Rechtsgemeinschaft  ihre 
Hand  vom  Verbrecher  ab,  bricht  mit  ihm,  stösst  ihn  von 
sich  aus. 
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Diese  Erklärung  ist  nur  in  ihrer  Ausschliesslichkeit  neu. 
Schon  die  Deutung  des  Stabbrechens  als  des  'signum  judicii 
finiti'  im  Sinne  von  Haltaus  kommt  ihr  nahe.  Bei  Pfisters 
Annahme  des  Bruchs  des  Bandes  zwischen  den  Menschen 
und  dem  Yerbrecher  fehlt  lediglich  die  juristische  Yorstel- 
lung,  dass  es  sich  um  die  Rechtsgemeinschaft,  nicht  um  alle 
Menschen  handelt.  Und  wenn  Blum  seh  ein  in  seinen  'Streif- 
zügen durch  unsere  Muttersprache'  ^)  behauptet,  der  Richter 
breche  dem  Schuldigen  den  Stab  'zum  Zeichen,  dass  er  vom 
Leben  nichts  mehr  zu  erhoffen'  habe,  so  sagt  er  doch  da- 
neben, das  sei  'eine  Handlung,  die  den  Ausschluss  aus  der 
Rechtsgemeinschaft  bedeutet'. 

Zu  demselben  Resultate  kommen  wir  aber  auch,  wenn 
wir  uns  der  Frage  nach  dem  Ursprünge  der  Rechtssitte  zu- 
wenden. 

Die  Sitte  begegnet  uns  bereits  am  Anfange  des  16.  Jahr- 
hunderts in  verschiedenen  Anwendungen,  so  namentlich  vor 
und  nach  der  Hinrichtung.  Es  besteht  nun  zwischen  den 
beiden  Hauptfilllen  imleugbar  ein  Zusammenhang  in  der 
"Weise,  dass  an  manchen  Orten  der  Stab  später  darum  nicht 
mehr  nach  dem  Urtheile  gebrochen  wurde,  weil  der  Richter 
noch  bis  zum  Schlüsse  der  Execution  seines  Amtes  mit  dem 
Stabe  in  der  Hand  zu  walten  hatte.  "Wenn  aber  die  Rechts- 
sitte schon  damals  solche  Entwicklungen  durchgemacht  hatte, 
80  muss  ihr  Ursprimg  zeitlich  weit  jenseit  des  15.  Jahr- 
hunderts liegen.  Und  wo  wir  ihn  zu  suchen  haben,  kann 
gleichfalls  kaum  zweifelhaft  sein.  Sachsen,  ganz  Meder- 
deutschland  rechts  des  Rheins  scheidet  von  vornherein  aus. 
Neben  den  Gegenden  am  Mittel -Rhein  und  Main  kommt 
höchstens  das  alte  Bayern  mit  Tirol  in  Frage.  In  Franken 
kommen  nun  allerdings  ganz  erstaunliche  Abweichungen  vom 
ursprünglichen  Normalfalle  vor:  das  Stabbrechen  nach  der 
Hinrichtung  in  Speyer  und  "Würzburg,  in  der  Geföngniss- 
zelle  in  Frankfurt  am  Main,  Aber  das  sind  Abweichungen, 
die  mit  Bewusstsein  eingeführt  sind,  die  nicht  auf  Missver- 


^)  Köln.  0.  J.  p.  160  f.  Cf.  Wissenschaftl.  Beihefte  zur  Zeitschr. 
des  allgem.  deutschen  Sprachvereins.  Erste  Reihe.  Nr.  1 — 5.  1891—93. 
p.  115. 
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Ständnissen  beruhen  und  eben  darum  zeigen,  dass  damals  in 
der  fränkischen  Sitte  noch  frisches  Leben  pulsirte.  Wer 
hofft  wohl,  jemals  nachweisen  zu  können,  dass  zu  irgend 
einer  Zeit  in  Berlin  oder  Dresden,  in  München  oder  Inns- 
bruck der  Stab  in  der  Gefängnisszelle  oder  erst  nach  der 
Hinrichtung  gebrochen  worden  wäre!  Nur  in  fränkischem^) 
Gebiete  können  wir  aus  so  bestimmtem  Grunde  den  Ursprung 
der  Sitte  vermuthen^). 

"Wenn  aber  schon  lange  vor  der  Carolina  in  Franken 
das  Stabbrechen  geübt  wurde,  dann  ist  der  Zusammenhang 
mit  den  übrigen  Fällen  der  fränkischen  Rechtssitte  klar. 
Und  in  ihm  findet  unsere  Erklärung  ihre  beste  Stütze. 

Der  Fall,  dem  sich  das  Stabbrechen  aus  Anlass  des 
Todesurtheils  unmittelbar  anreiht,  ist  das  Stabbrechen  bei 
der  Friedloslegung.  Hier  wie  dort  bedeutet  das  Brechen 
des  Stabs  den  Ausschluss  aus  der  E-echtsgemeinschaft.  Da- 
bei haben  wir  es  aber  nicht  etwa  bloss  mit  der  Wiedergabe 
derselben  Idee  durch  dieselbe  symbolische  Handlung  zu 
thun.     Der  Zusammenhang  ist  ein  viel  engerer. 

Das  Todesurtheil  stellt  sich  historisch  als  Abspaltung 
der  Friedloslegung  dar  3).  Bei  den  Franken  ging  der  Ab- 
erkennung des  Lebens  stets  eine  förmhche  Aberkennung  des 
Friedens  voraus.  Der  Sachsenspiegel*)  sagt:  .  .  'die 
vranke  sinen  lif  nicht  verwerken  ne  mach,  he  ne  werde  in 
der  hanthaften  dat  gevangen,  oder  ime  ne  si  sin  vrenkesch 
recht  verdelet'.  Das  heisst:  der  Franke  kann  abgesehen 
vom  Fall  der  handhaften  That,  in  dem  die  Friedlosigkeit 
ipso  jure  eintritt,  sein  Leben  nur  verwirken,  wenn  ihm  zu- 
vor sein  fränkisches  Recht  vertheilt,  wenn  er  friedlos  ge- 
legt ist.  Eine  Bestätigung  dieses  Satzes  des  Sachsen- 
spiegels enthält  das  mehrfach  erwähnte  Berncasteler  Hoch- 
gerich tsfoiinular  5).  Der  Zenner  von  Licht,  heisst  es  da, 
'spricht  das  Urtheil  auss,  und   ruffet  dem   armen  Menschen 


1)  Vgl.  oben  p.  65  not.  1.  —  '')  Wie  die  Sitte  nach  Tirol  ge- 
kommen ist,  bleibt  zunächst  zweifelhaft.  Vielleicht  haben  die  Lands- 
knechte sie  dorthin  getragen.  (Eine  Vermuthung  H.  Brunners.)  — 
»)  Brunner,  Rechtsgeschichte.  I.  p.  173 ff.;  II.  p.  590,  598 f.  —  *)  Landr. 
111,54,  §4.  ed.  Homeyer.  1861.  p.  350.  —  »)  "Wehner,  Obs.  ed. 
Schilter.    1701.   p.  222. 
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also  zu.  (Zum  Strang.)  Du  schuldiger  Mensch,  ich  ver- 
weise dich  heut  zu  Tag,  dein  Weib  zu  einer  Wittib,  deine 
Eonder  zu  armen  Waisen,  König  Carls  Gebott  solt  du  leyden, 
einen  dürren  Baum  solt  du  reithen  etc.'  Ganz  entsprechend 
lautet  die  Angabe  eines  Berncasteler  Weisthums  von  1490^): 
'Ich  weisen  heut  zu  tag  die  wif  wetwen,  die  kinde  weisen, 
die  erben  erbloes,  die  gut  dinem  rechten  herm  .  .  .  einen 
dorren  bome  zu  reiden  .  .  .'  Damit  stimmt  auch  das  Bern- 
casteler Weisthum  von  1536^)  überein.  Nur  wird  hier  das 
Todesurtheil  überhaupt  nicht  erwähnt.  Genau  so  liegt  die 
Sache  in  einem  Weisthume  von  Cröv ')  (etwas  unterhalb  von 
Bemcastel  an  der  Mosel):  'Ist  diss  vngebe  mensch  nu  be- 
griffen mit  eime  morde,  den  ess  einem  andern  menschen 
hait  angedain  vnd  steit  mit  dem  warzeichen  des  mordes  in 
sein  hende  gebunden,  so  weiset  der  scheffen  dem  man  sein 
weif  witwe,  sein  kind  weisen,  das  vleis  den  kraen,  sein  gut 
dem  herm  dess  gerichtes,  vnd  sein  lehengut  jeglichem  herm, 
von  dem  es  empfangen  ist;  vnd  sali  nemen  zween  henffen 
strenge  etc.'  Es  folgt  die  Beschreibung  des  Zuges  zum 
Hochgericht. 

Wenn  also  über  dem  Friedlosen  und  über  dem  zum 
Tode  Verurtheilten  der  Stab  gebrochen  wurde,  so  handelt 
es  sich  im  Grunde  genommen  in  beiden  Fällen  um  die 
Friedloslegung.  Das  Stabbrechen  aus  Anlass  des  Todes- 
urtheils  ist  der  symbohsche  Ausdmck  der  Friedloslegung, 
die  in  älterer  Zeit  bei  den  Franken  expressis  verbis  dem 
Todesurtheile  voranging,  später  implicite  damit  verbunden 
gedacht  wurde. 

Heinrich  Brunn  er*)  hat  wiederholt  auf  die  Zähigkeit 
hingewiesen,  mit  der  die  Volksanschauung  unbewusst  an  alten 
Rechtsideen  festhält.  Auch  hier  können  wir  diese  Beob- 
achtung machen.  In  einem  der  "Volkslieder  %  in  denen  die 
Hinrichtung  von  Jud  Süss  besungen  wurde,  heisst  es: 

'Dein  Leben  ist  nun  vogelfrei. 

Es  bricht  mit  diesem  Stab  entzwei.' 


»)  Weisth.  ges.  v.  Grimm.  IV.  1863.  p.  755.  —  *)  ib.  II.  1840. 
p.  359.  —  »)  ib.  p.  380.  —  *)  Z.  B.  Forschungen.  1894.  p.  451  f.  458.  — 
•)  Curieuser  Nachrichten  aus  dem  Reich  der  Beschnittenen  dritte  Unter- 
redung . .  zwischen  Sabathai  Sevi  und  . .  Süss  Oppenheimer.  1738.  p.  35. 
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5.  Das  Stabbrechen  ans  Anlass  des  Todesartheils 
ausser  halb  des  Rechts. 

Das  Yolksspiel  benutzt  häufig  die  Form  des  Strafpro- 
cesses  für  seine  Zwecke.  Auch  das  Stabbrechen  ist  zu- 
weilen dem  Rechtsleben  entlehnt  worden.  "Wenigstens  zwei 
Belege  aus  dem  19.  Jahrhundert  können  dafür  genannt 
werden.  Das  Narrengericht  zu  Gross-Elfingen  (in  Hohen- 
zollem-Hechingen)  ^),  das  bis  an's  Ende  der  dreissiger  Jahre 
alljährlich  am  Donnerstage  vor  Fastnacht  aufgeführt  und  1 858 
wohl  nur  auf  kurze  Dauer  wieder  in's  Leben  gerufen  wurde, 
verurtheilte  die  Räuber  des  Sommervogels  zur  Strafe  der 
Ertränkung.  Die  Verbrecher  wurden  an  den  Richtplatz,  den 
Brunnen  des  Dorfs,  geführt.  Dort  ward  ihnen  das  Todes- 
urtheil  verkündet  und  der  Stab  über  sie  gebrochen. 

In  Bühl  bei  Tübingen  'und  in  andern  Orten'  bestand 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  nach  dem  Berichte  von 
Ernst  Meier ^)  der  Brauch,  den  Fastnachtsbären,  einen  Stroh- 
mann, dem  man  ein  Paar  alte  Hosen  anzog  und  eine  frische 
Blutwurst  in  den  Hals  steckte,  wegen  Ermordung  einer 
blinden  Katze  zum  Schwerte  zu  verurtheilen.  Im  Jahre  1846 
sprach  der  Bühler  König  von  Grönland  dem  Mörder  das 
Todesurtheil  und  brach  ihm  den  Stab,  worauf  die  Köpfung 
vor  sich  ging. 

In  der  bildenden  Kunst  ist  die  Sitte  sehr  selten  dar- 
gestellt. Ein  Kupferstich  ^)  ist  hier  zunächst  zu  nennen,  der 
das  Heidelberger  Halsgericht  über  Hölzerlips  und  Genossen 
vom  Jahre  1812  zur  Anschauung  bringt:  Der  Stadt-Director 
Pf  ist  er  bricht  gerade  den  Stab.  Bei  drei  andern  Bildern 
handelt  es  sich  um  blosse  Phantasie.  Christoph  Schwarz*), 
ein  Münchener  Maler,  lässt  Pilatus  über  Jesus  den  Stab 
brechen;     ebenso     ein    imbekannter    Formschneider')    des 

•)  Egler,  Au8  der  Vorzeit  HohenzoUems.  Sigmar,  o.  J.  p.  228. — 
*)  Deutsche  Sagen,  Sitten  und  Gebräuche  aus  Schwaben,  ü.  1852. 
p.  371.  —  »)  Bei  Kämmerer,  Kurzer  Bericht  von  den  am  31.  VII. 
1812  in  Heidelberg  verurtheilten  sechs  Raubmördern.  2.  Aufl.  Heidelb. 
o.  J-  —  *)  In  Kupfer  gestochen  von  Joh.  S adeler  d.  Ae.  1589.  — 
•)  Heitz,  Originalabdruck  von  Formschneider-Arbeiten  des  XVI.,  XVIL 
und  XVIII.  Jahrhunderts.  Schluss- Folge.  1899.  p.  VI.  Taf.  CLIII. 
nr.  105. 
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16.  Jahrhunderts.  Auf  einem  Holzschnitt  Jost  Ammans^) 
bricht  der  Löwe  über  Reineke  Fuchs  den  Stab.  Sonst  ist 
noch  zu  erwähnen,  dass  im  Todtentanze  von  Holbein  d.  J. 
der  Tod  dem  ungerechten  Richter  den  Stab,  den  dieser  in  der 
Hand  hält,  zerbricht.  Die  Sitte  wird  Holbein  bekannt  ge- 
wesen sein;  die  Ironie  ist  dann  die  doppelte.  Die  Zeichnungen 
zum  Todtentanze  sind  in  Basel  etwa  1522  bis  1526  entstanden. 
Ganz  neuerdings  wird  die  Justitia  zuweilen  stabbrechend 
dargestellt.  So  auf  dem  Dache  des  Moabiter  Criminalgerichts 
in  Berlin  und  in  einer  die  Yerurtheilung  darstellenden  Gruppe 
von  Otto  Lessing  im  Reichsgerichtsgebäude  zu  Leipzig. 
Ebendaselbst  ist  ein  die  Justitia  begleitender  Genius  von 
Nik.  Geiger  stabbrechend  dargestellt.  Und  im  Triumphe 
des  Siegers  von  Geselschap  in  der  Kuppel  der  Berliner 
Ruhmeshalle  bricht  Nemesis  dem  besiegten  Herrscher  den 
Stab,  der  übrigens  im  Entwürfe  dessen  Scepter  war. 

Häufiger  wird  in  der  schönen  Litteratur  auf  die  Sitte 
Bezug  genommen.    Ein  paar  Fälle  seien  erwähnt. 

Barth.  Ringwaldt^),  Pfarrer  zu  Langefeld  in  der  Neu- 
mark, singt  1585  in  der  Beschreibung  eines  frommen  Richters: 

'Ja  wenn  er  sol  den  Stab  zubrechn 

Das  Leben  Jemands  abzusprechn. 

So  zittert  vnd  erseuffttzet  er, 

Vnd  wündscht,  das  er  weit  von  jm  wer.' 

Li  einer  Geschichte  des  Lalenbuchs^)  wird  erzählt,  dass 
über  einer  schweinenen  Sau,  die  zu  viel  Hafer  gefressen 
hatte,  'Ceter  geschrieben,  und  der  Stab  über  sie  gebrochen 
ward'.  Wir  können  darin  einen  Beleg  sehen,  dass  auch  im 
Thierprocess  der  Stab  gebrochen  wurde. 

Der  Bremer  Musik  -  Director  Laurentius  Laurenti*) 
lässt  1700  in  seinem  Kirchenliede  'Fliesst  ihr  Augen,  fliesst 
von  Thränen',  wie  Christ.  Schwarz  im  Bilde,  über  Jesus 
den  Stab  brechen: 

'Endlich  wird  der  Schluss  gesprochen 
•S«'  Jesus  muss  zum  Tode  gehn, 

^if*- 

*)  Speculum  vitae  aulicae  auctore  Hartm.  Schoppero.  Francof. 
a.  M.  1579.  p.  117.  (Lib.  I.  cap.  21.)  —  «)  Die  lauter  Warheit.  ed.  1588. 
p.  255  f.  —  ')  Das  lustige  und  recht  lächerliche  Laienbuch,  Letzterer 
Druck,  so  mit  Figuren  vermehret  ist.  p.  114.  —  *)  Evangelia  melodica, 
Bremen.   1700.   p.  96. 
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Und  der  Stab  wird  abgebrochen, 
Es  hilfFt  hie  kein  bitten,  flehn'. 

Umgekehrt  stellt  sich  Logau^)  Christus  im  Jüngsten 
Gericht  stabbrechend  vor: 

'"Werke  zeugen  von  dem  Glauben;  drum  wird  nach 

den  Werken  sprechen, 
Wann  den  Stab,  bey  letztem  Tage,  Christus  wird 

gerichtlich  brechen'. 
Am   öftesten  wird  die  Sitte  in   der  Litteratur  des  18. 
und  des  beginnenden  19.  Jahrhunderts  erwähnt  —  auch  bei 
Schiller  und  Goethe. 

In  den  Räubern'^)  fragt  Roller,  als  er  vom  Galgen  ge- 
rettet zurückkommt:  'Wo  glaubst  du,  dass  ich  herkomme?' 
Schwarz:  *Da  frag  die  Hexe!  Der  Stab  war  schon  über 
dich  gebrochen'. 

Am  Schlüsse  des  ersten  Theils  vom  Faust  ^),  wo  Gretchen 
die  Schrecken  der  Hinrichtung  ausmalt,  fehlt  auch  das  Stab- 
brechen nicht: 

'Die  Menge  drängt  sich,  man  hört  sie  nicht. 

Der  Platz,  die  Gassen 

Können  sie  nicht  fassen. 

Die  Glocke  ruft,  das  Stäbchen  bricht. 

Wie  sie  mich  binden  und  packen! 

Zum  Blutstuhl  bin  ich  schon  entrückt'. 

Im  sog.  Urfaust*)  heisst  es  noch  hörbarer: 
'Krack  das  Stäbgen  bricht'. 

Wenn  GeibeP)  den  Schöffen  das  weisse  Stäblein 
brechen  lässt,  so  ist  dagegen  einzuwenden,  dass  der  Schöffe 
nur  dann  in  die  Lage  kommen  konnte,  wenn  er  die  Stelle 
des  Richters  vertrat.  Treffliche  Kenntniss  unserer  Sitte 
verräth  dagegen  Charl.  Niese^),  die  bei  einer  Hinrichtung 
auf  Fehmarn  nicht  lange  vor  der  preussischen  Annexion  den 
Stab  brechen  lässt. 

Endlich  ist  noch  an  unsere  Redensart  'jemandem,  über 
jemandem   oder   über  jemanden   den   Stab   brechen'  zu  er- 

^)  Sal.  V.  Golaw,  Deutscher  Sinn-Getichte  Drey  Tausend.  Bress- 
law.  0.  J.  (1654).  3.  Taus.  p.  69,  4.  Hund.  nr.  74:  'Zeitkleider'.  —  «)  II,  3. 
ed.  Goedeke.  II.  p.90.  —  ")  Soph.-Ausg.  XIV.  1887.  p.  237.  —  *)  ib. 
p.  286.  XXXIX.  p.  318.  —  »)  Cita  mors  mit.  —  •)  Aus  dänischer  Zeit. 
2.  Aufl.   p.  193. 

Zeitschrift  für  RecUtsgeschichte.    XXI.    Germ.  Abth.  8 
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innem.  Sie  scheint  noch  recht  jung  zu  sein.  Wenigstens 
ist  die  älteste  Belegstelle,  die  hier  genannt  werden  kann, 
das  Kirchenlied  von  Leop.  Franz  Friedr.  Lehr^):  'Mein 
Heiland  nimmt  die  Sünder  an',  aus  dem  Jahre  1733.  Es 
ist  dort  bloss  mit  Bezug  auf  den  Dekalog  von  den  Sündern 
die  Rede, 

*Den'n  Moses  schon  den  Stab  gebrochen, 
Und  sie  der  Höllen  zugesprochen'. 

Und  jedenfalls  hat  die  Wendung  erst  in  den  Tagen  von 
Schiller  und  Goethe  die  Freiheit  erlangt,  in  der  wir  sie 
heute  gebrauchen. 


S  c  h  1  n  s  s. 


Die  Sitte  des  Stabbrechens  ist  fränkischen  Ursprungs. 
In  fränkischem  Gebiete  wurde  im  Mittelalter  bei  verschie- 
denen Anlässen  der  Stab  gebrochen. 

Die  meisten  dieser  Fälle  stellen  sich  dar  als  Bruch  der 
Rechtsgemeinschaft.  Entweder  handelt  es  sich  dabei  um  die 
ganze  Rechtsgemeinschaft;  so  bei  Friedloslegung  und  Todes- 
urtheil.  Oder  nur  um  einen  grösseren  oder  kleineren  Kreis 
einzelner  rechtlicher  Beziehungen,  wie  bei  der  salfränkischen 
Selbstentsippung.  Auf  einen  solchen  Fall,  vielleicht  die 
Lösung  des  Lehnsverhältnisses,  geht  die  französische  Redens- 
art 'rompre  la  paille  avec  qu.',  auf  einen  anderen  ver- 
wandten Fall  der  Aufhebung  eines  Dienstverhältnisses  das 
Stabbrechen  bei  der  Beisetzung  der  französischen  und  eng- 
lischen Könige  zurück.  Mit  dieser  Gruppe  von  Fällen  hängt 
femer  wahrscheinlich  das  Stabbrechen  bei  der  kirchlichen 
Degradation  zusammen. 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  das  Stabbrechen  bei 
Ertheilung  der  Einwilligung  zu  Grundstücksübertragungen 
ein.  Es  ist  auffällig,  dass  es  sich  hier  nicht  um  die  frei- 
willige oder  erzwungene  Lösung  einer  Rechtsgemeinschaft, 
sondern  umgekehrt  um  rechtliche  Willenseinigung  handeln 
soll.    Aber  an  der  Thatsache  lässt  sich  nicht  rütteln.    Und 


•)  Einige  geistreiche  Lieder.   Cöthen.   1733.   p. 
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das  Befremdende  dieser  Erscheinung  schwindet,  wenn  man 
die  Elasticität  der  Rechtssymbolik  bedenkt  und  einsieht, 
dass  es  sich  hier  um  Verwendung  des  Symbols  in  über- 
tragener Bedeutung,  dass  es  sich  im  Grunde  um  die  Idee 
des  Verzichts,  der  Entsagung  handelt.  Dazu  kommt,  dass 
sich  in  aller  Welt  Fälle  symbolischer  Zerstörung  bei  ähn- 
lichen Anlässen,  z.  B.  beim  Abschlüsse  der  Ehe,  bei  eidlicher 
Betheuerung  nachweisen  lassen.  Auf  einem  altägyptischen 
Denkmale  zerbrechen  die  Beduinen  vor  Sethos  I.  zum  Zeichen 
der  Ergebung  ihre  Speere.  Indische  Bergvölker  sollen  bei 
Schliessung  ihrer  Verträge  Strohhalme  brechen.  Und  in 
Hermannsburg  'ging  der  Richter  mit  zwei  Stäben  in's  Hals- 
gericht: den  weissen  brach  er  über  dem  zum  Tode  Verur- 
theilten,  den  bunten  im  Falle  der  Freisprechung  des  An- 
geklagten. 


IV. 

Die  Grundlagen  der  mittelalterlichen  Verfassung 
Deutschlands  und  Frankreichs. 

Eine  Litteraturstudie^). 
Von 

Ulrich  Stutz. 

Von  all  den  werthvoUen  Beiträgen  zur  mittelalterlichen 
Rechtsgeschichte,  die  uns  die  letzten  Jahre  brachten,  kann 
kaum  einer  mit  so  viel  Grund  Anspruch  auf  unser  leb- 
haftestes Interesse  und  unser  gründlichstes  Studium  erheben 
wie  die  „Deutsche  und  französische  Verfassungs- 
geschichte vom  9.  bis  zum  14.  Jahrhundert"  von  Ernst 
Mayer.     Die  Frucht   langjähriger  Arbeit  und  einer  Denk- 

*)  Zugleich  statt  einer  besondem  Anzeige  von: 
Ernst  Mayer,    Deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte  vom 
9.  bis  zum  14.  Jahrhundert,  Leipzig,  A.  Deichertsche  Verlagsbuch- 
handlung 1899  1.  Bd.  XXII  u.  554  S.,  2.  Bd.  XIII  u.  438  S. 
Derselbe,  Hansa  u.  Hasbannus  im  nordfranzösischen  Recht,  Leipzig, 
A.  Deichertsche  Verlagsbuchhandlung  1900  47  S.  (Sonderabdruck  aus 

8* 
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kraft  von  seltener  Schärfe  und  Eigenart  schliesst  sie  einen 
wahren  Reichthum  kostbaren  Materials  und  einen  ganz  er- 
staunlichen Schatz  selbständiger  Beobachtung  ein.  Die  Kritik 
wird  festzustellen  haben,  in  wie  weit  Mayers  Ergebnisse  auch 
richtig  und  haltbar  sind.  Allein  zu  solcher  Kritik  scheint 
mir  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  zu  sein.  Zwar  regt  sich 
schon  jetzt  da  und  dort  der  Widerspruch.  In  welchem  auf- 
merksamen Leser  würden  auch  nicht  alsbald  Bedenken 
wach  sowohl  gegenüber  Mayers  Methode,  wie  auch  an- 
gesichts mancher  Einzelheiten!  Jedoch  man  hüte  sich, 
daraus  vorschnell  ein  Urtheil  zu  machen.  Es  könnte  sonst 
bald  als  revisionsbedürftig  sich  erweisen.  Einer  so  origi- 
nellen Leistung  wohnt  die  Versuchung  zu  raschem  Wider- 
spruch geradezu  inne.  Sie  reizt  aber  auch  zu  stets  neuer 
Prüfung,  bei  der  man  sich  nicht  selten  nach  und  nach  mit 
dem  befreundet,  was  auf  den  ersten  Blick  ganz  unannehmbar 
schien.  Das  endgültige  Urtheil  will  also  reiflich  erwogen 
sein.  Und  vor  Allem,  es  muss  auf  das  Ganze  gehen.  Mehr 
als  ein  Stein  kann  ausfallen  oder  locker  werden,  ohne  dass 
ein  so  vielfach  gestütztes  Gebäude  darum  ins  Wanken  zu 
gerathen  braucht.  Die  erste  Voraussetzung  aber  für  eine 
solche  auf  das  Ganze  gerichtete  Kritik  ist  die  Beherrschung 
des  Ganzen.  Diese  ergiebt  sich  bei  Mayers  Werk  nicht 
schon  aus  einer,  wenn  auch  noch  so  sorgfältigen  Lesung. 
Ihm  mangelt  eben,  wie  das  ja  gerade  bei  nachhaltiger  und 
tiefgründiger  Gedankenarbeit  nur  zu  leicht  der  Fall  ist,  die 
Abklärung  und  Zusammenfassung.  Nicht  dass  man  auch  nur 
einen  Augenblick  daran  zweifelte,  dass  der  Verfasser  genau 
weiss,  was  er  will,  und  dass  er  ein  vollständiges,  in  den  Grund- 
zügen klares  Gesammtbild  seiner  Ergebnisse  in  sich  herum- 
trägt.    Aber  es  scheint  ihm  im  Laufe  der  Untersuchung  so 


der  Festgabe  der  Würzburger  Rechts-  u.  Staatswissenschaftlichen 

Facultät  für  Heinrich  Dernburg). 
Philipp  Heck,    Die  Biergelden,   Halle,   Max   Niemeyer   1900  72  S. 

(Souderabzug  aus  der  Festgabe  der  Halleschen  Juristenfacultät  für 

Heinrich  Dernburg). 
Fritz  Kiener,  Dr.  phil.,  Verfassungsgeschichte  der  Provence  seit  der 

Ostgothenherrschaft  bis  zur  Errichtung  der  Konsulate  (510  — 1200), 

Leipzig,  Dyksche  Buchhandlung  1900  XII  u.  295  S.  mit  einer  Karte. 
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selbstverständlich  geworden  zu  sein,  dass  er  es  für  sich  be- 
hält oder  doch  dem  Leser  nicht  mit  solcher  Bestimmtheit 
und  in  solcher  Geschlossenheit  vorführt,  wie  er,  der  Neu- 
ling in  diesen  Gedankengängen,  es  wünschen  möchte  ^).  Dem 
Leser  bleibt  also  nichts  Anderes  übrig,  als  das  Versäumte 
selbst  nachzuholen  und  sich  durch  eigene  Arbeit  die  Ueber- 
sicht  über  das  Ganze  und  Rechenschaft  im  Einzelnen  zu 
geben.  Als  ein  Beitrag  zu  dieser  Arbeit  will  die  nach- 
folgende Studie  angesehen  werden.  Sie  soll  keine  Kritik 
sein,  sondern  eine  Vorarbeit  für  die  Kritik,  und  sie  soll  als 
solche  dem  Interesse  Ausdruck  zu  verleihen  suchen,  das 
unsere  Fachwissenschaft  an  Mayers  Werk  nimmt,  und  von 
dem  insbesondere  der  Urheber  dieser  Betrachtungen  durch- 
drungen ist. 

I. 

Zwei  Richtlinien  ist  Mayer  gefolgt,  als  er  seinen  Bau 
aufführte.  Die  eine,  wenn  ich  so  sagen  darf,  senkrechte, 
zielte  auf  die  Herkunft  der  einzelnen  Einrichtungen 
ab;  die  andere,  mehr  wagrechte,  schied  sie  nach  ihrer  mehr 
oder  weniger  ausgesprochenen  Zugehörigkeit  zum  Herr- 
schaftsgebiet der  öffentlichen  oder  der  privaten 
Gewalt. 

Die  erste  Richtlinie  ergab  sich  aus  Mayers  eigenthüm- 
licher  Stellung  zu  den  Quellen.  Die  Chroniken  und  vor 
allem  die  Urkunden  achtet  er  gering.  Er  zieht  sie  zwar 
auch  zu  Rathe,  ja  er  beherrscht  sie  selbständig.  Speziell 
eine  Vernachlässigung  des  Urkundenmaterials  kann  ihm  durch- 
aus nicht  vorgeworfen  werden.  Im  Gegentheil,  von  einzelnen 
Urkunden  macht  er  sogar  einen  viel  zu  weitgehenden,  durch- 
aus unzulässigen  Gebrauch,  wie  z.  B.  von  einer  FüUenho  in 
Overyssel  betreffenden  Vergabung,  die  er  fast  als  eine  ge- 
setzliche Offenbarung  über  die  Hundertschaft  ansieht '^),  und 
mit  der  allein   er  sich  im  Grunde   genommen  dieses  so  oft 

*)  Es  ist  z.  B.  für  Mayers  Darstellungsvreise  charakteristisch,  dass 
man  die  kürzeste  und  genaueste  Fassung  seiner  Ergebnisse  oft  nicht 
in  dem  der  betreffenden  Materie  gewidmeten  Abschnitte,  sondern  au 
anderer  Stelle,  etwa  gelegentlich  einer  Vorwegnahme  oder  Wieder- 
holung findet ;  vgl.  beispielsweise  I.  S.  307  mit  S.  384  ff.  über  das 
Schöffeninstitut.  —  »)  I.  S.  412  f.,  417,  422,  435. 
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untersuchte  Gebilde  zurechtlegt.  Doch  solch  vereinzelter 
Ueberschätzung  steht  als  Regel  eine  ungerechtfertigte  Unter- 
schätzung gegenüber.  Mayer  ist  der  Ansicht,  dass  die  Ge- 
schichtsquellen eine  sehr  mangelhafte  und  sehr  einseitige 
Auskunft  geben:  mangelhafte,  weil  ihren  Urhebern  —  zumal 
„bei  dem  klerikalen  Sinne  der  alten  Berichterstatter"  —  das 
Verständniss  für  das  juristisch  Relevante  und  für  das  recht- 
liche Werden  völlig  abgehe,  einseitige,  weil  sie  fast  nur  über 
das  berichteten,  was  irgendwie  auf  die  Kirche  Bezug  habe, 
insbesondere  über  zahllose  Vergabungen  der  Grossen,  wäh- 
rend sie  stumm  blieben  über  alle  anderen  Verhältnisse  der 
staatlichen  Gesellschaft,  vor  allem  über  die  Rechtslage  der 
geringeren  Freien*),  aber  auch  über  Vorgänge  in  den  höheren 
Schichten,  die,  etwa  wie  die  Entwickelung  des  Pfalzgrafen- 
amtes ^),  die  Kirche  nicht  berührten.  Es  läge  nahe,  darauf 
zu  erwidern,  dass  in  damaliger  Zeit  die  Thatsachen  und  Er- 
eignisse viel  unmittelbarer  und  mit  viel  grösserer  Gewalt 
auf  das  Recht  einwirkten  als  heutzutage,  wo  vielfach  Vor- 
stellungen und  Theorien,  die  den  Thatsachen  ganz  fern  stehen, 
die  Rechtsbildung  imd  Rechtsentwickelung  mafsgebend  be- 
einflussen, sodass  also  gerade  der  Rechtshistoriker  des  9.  und 
der  folgenden  Jahrhunderte  allen  Anlass  hat,  dem  Gange  der 
Ereignisse  aufmerksam  zu  folgen  imd  unter  sorgfaltigster 
Verwerthimg  der  Geschichtsquellen  immer  den  Anschluss  an 
die  Thatsachen  zu  suchen.  Man  könnte  auch  einwenden, 
dass  die  Kirche  damals  so  ziemlich  alles  in  ihren  Bereich 
gezogen  habe,  sodass  die  vorwiegend  kirchliche  Herkunft  der 
Geschichtsquellen  zwar  vielleicht  deren  Einseitigkeit  aber 
nicht  eine  erhebliche  Unvollständigkeit  bedinge.  Und  was 
insbesondere  die  Urkunden  anlangt,  so  wäre  einerseits  auf 
den  reichen  Schatz  der  Placita  hinzuweisen,  die  doch  ledig- 
lich Aeusserungen  einer  staatlichen  Punktion  sind,  und  ander- 
seits auf  jene  nicht  bloss  in  Italien  sondern  auch  diesseits 
der  Alpen  nicht  ganz  seltenen  Privaturkunden,  die  zwar  in 
die  kirchlichen  Archive  gewandert  und  durch  sie  uns  erhalten 
worden  sind,  aber  nur  als  Rechtstitel,  als  instrumenta  antiqua, 
nicht  zum  Zweck  der  Vergabung  selbst.     Gewiss  verbreitet 


»)  I  S.  VII.  -  »)  II  S.  337.    Siehe  auch  I  S,  400  N.  65,  II  S.  345. 
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das  Urkundenmaterial.  kein  gleichmäfsiges  Licht  über  alle 
Theile  des  mittelalterlichen  Rechtes,  schon  deswegen  nicht, 
weil,  wie  Gierke  einmal  anlässlich  des  Versuchs,  an  Hand 
der  Urkunden  die  Nichtexistenz  der  Schöffenbarfreien  darzu- 
thun,  mir  gegenüber  treffend  sich  ausdrückte,  die  Urkunden 
so  etwas  wie  ein  Sieb  sind,  durch  das  leicht  durchfallt,  was 
nicht  Regel  und  alltäglich  ist.  Aber  das  alles  mahnt  doch  nur 
zu  vorsichtiger,  kritischer  Benutzung  der  Urkunden  und 
zwingt  keineswegs  dazu,  sie  für  die  nachfränkische  Zeit, 
deren  hauptsächlichste  und  beredteste  Zeugnisse  sie  nun  ein- 
mal sind,  ihres  bisher  unangefochten  inn^ehabten  Amtes 
zu  entsetzen. 

Doch  mir  kommt  es  an  dieser  Stelle,  an  der  es  mir 
nicht  sowohl  um  Kritik  als  um  Orientirung  zu  thun  ist,  noch 
weit  mehr  darauf  an,  dass  Mayer  durch  diese  Auffassimg 
gewissermafsen  von  seinem  Gegenstand  abgedrängt  oder 
wenigstens  weit  über  ihn  hinaus  geführt  worden  ist.  Nach 
Ablehnung  der  Urkunden  und  der  Geschichtsquellen  blieb 
ihm  nämlich  nicht  viel  Anderes  übrig,  als  auf  die  Rechts- 
bücher abzustellen,  zu  denen  Mayer  auch  sonst  das  grösstc 
Vertrauen  hat,  „weil  sie  auch  von  den  .Seiten  der  Sache 
sprechen,  die  in  den  Urkunden  nicht  berührt  werden,  weil 
sie  gezwungen  sind,  generell  zu  reden  und  damit  die  Ver- 
hältnisse juristisch  aufzufassen  und  vor  allem,  weil  ihre  Ver- 
fasser —  überwiegend  weltliche  Praktiker  —  weit  mehr 
Sachkenntniss  besitzen  als  die  geistlichen  Chronisten  und  Ur- 
kundenschreiber" ^).  Nun  sind  freiUch  diese  Rechtsbücher  ver- 
hältnissmäfsig  jung;  hüben  und  drüben  setzen  sie  imgeföhr  mit 
dem  13.  Jahrhundert  ein.  Gerade  mit  Rücksicht  darauf  lässt 
Mayer  seine  Verfassungsgeschichte  bis  zum  14.  Jahrhundert 
gehen.  Für  die  ältere  Rechtsgeschichte  waren  solche  Quellen 
nur  vermittelst  Rückschlusses  verwendbar.  In  der  That  be- 
ruhen so  ziemlich  alle  Ergebnisse  Mayers  auf  Rückschlüssen. 
Dabei  geht  er  von  der  Voraussetzung  aus,  dass  die  Rechts- 
bücher einen  reichen  Grundstock  alten  Rechtes  enthalten, 
der  sich  kraft  „der  Zähigkeit  der  Rechtsformen"  aus  ältester 
und  älterer  Zeit  bis  an  die  Grenze  des  späteren  Mittelalters 

»)IS.VnL 
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und  über  diese  hinaus  behauptet  hätte.  Seine  Aufgabe  er- 
blickte er  also  darin,  diesen  Kern  herauszuschälen.  Er 
bediente  sich  dazu  der  Vergleichung  der  deutschen  und 
französischen  Rechtsverhältnisse.  „Darf  man  ja  nirgends  die 
Möglichkeit  einer  blossen  Parallelentwickelung  ausser  Acht 
lassen,  so  wird  eine  solche  doch  fast  nicht  in  Betracht  kommen, 
wo  eine  individuell  geformte  Einrichtung  sich  gleichmäfsig 
in  Deutschland  und  Frankreich  findet"  *).  Wo  also  Ueber- 
einstimmung  besteht,  da  haben  das  deutsche  und  das  franzö- 
sische Recht  eine  gemeinsame  Wurzel,  die  sich  bei  weiter 
fortgesetzter  Untersuchung  entweder  als  fränkisch  oder  dar- 
über hinaus  gar  als  germanisch  oder  römisch  erweist;  wo 
nicht,  da  steht  man  vor  specifisch  deutschen  oder  franzö- 
sischen Bildungen.  Und  so  verfährt  denn  auch  Mayer  im 
Einzelnen.  In  einer  Materie  nach  der  andern  wird  der 
Inhalt  meist  späterer  deutscher  und  französischer  Quellen 
gegenübergestellt,  auf  Verschiedenheit  oder  Uebereinstim- 
mung  untersucht  und  im  letzteren  Falle  auf  dem  fränkischen, 
germanischen  oder  römischen  Konto  gebucht.  Die  Rech- 
nung scheint  überaus  einfach  und  sicher.  Sie  ist  es  auch 
bis  zu  einem  gewissen  Grade.  Sie  hat  nur  das  Missliche, 
dass  man  bei  ihr  in  Versuchung  kommt,  Uebereinstimmung 
anzunehmen,  wo  eine  solche  gar  nicht  vorliegt.  Man  müsste 
eine  viel  genauere  Einsicht  in  die  Verhältnisse  besitzen, 
unter  denen  jede  einzelne  von  den  zahlreichen  in  Betracht 
kommenden  Quellen  entstand,  und  nach  denen  sie  dem- 
gemäfs  auch  zu  beurtheilen  ist,  als  dies  überhaupt  und  ins- 
besondere für  den  Verfasser  eines  so  gross  angelegten  Werkes 
möglich  ist.  Denn  so  kann  keine  Rede  sein  von  einer 
völligen  Sicherheit  darüber,  dass  man  nicht  eine  Gleichheit, 
die  bloss  Schein  ist,  oder  auf  Zufall  beruht  oder  das  Er- 
gebniss  ähnlicher  äusserer  Vereinständungen ,  insbesondere 
übereinstimmender  wirthschaftlicher  Bedingungen,  bildet,  für 
innere  Uebereinstimmung  nimmt.  Das  Verfahren  leidet  eben, 
selbst  wenn  man  von  der  Willkür  absieht,  die  nach  fest- 
gestellter Identität  bei  der  Zutheilung  an  die  fränkische 
oder   germanische   oder   römische  Masse   leicht  mit  unter- 


»)  I  S.Vni;  vgl.  I  S.69. 
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läuft,  und  zumal  wenn  es  in  so  grossem  Mafsstabe  und  so 
schablonenhaft  angewendet  wird,  an  einer  starken  Fehler- 
quelle zu  Gunsten  des  vorausgesetzten  und  ja  gewiss  auch 
vorhandenen  gemeinsamen  Grundstocks  und  zu  Ungunsten 
der  selbständigen  Sonderentwickelung.  Kein  Wunder,  dass 
sich  Mayer  fast  alle  Unterschiede  zwischen  der  deutschen 
und  der  französischen  Yerfassungsentwickelung  verflüchtigen, 
mit  Ausnahme  derer,  die  auf  thatsächliche  Ursachen  zurück- 
gehen, wie  etwa  darauf,  dass  das  deutsche  Königthura  als 
Erbe  der  karolingischen  Macht  in  die  Geschichte  eintrat, 
während  das  französische  anfänglich  beinahe  nur  auf  die 
Machtmittel  des  Herzogthums  in  Francien  sich  stützen  konnte, 
oder  darauf,  dass  Frankreich  der  für  Deutschland  so  unheil- 
volle Dynastienwechsel  erspart  blieb  ^).  -Kein  Wunder  auch, 
dass  Mayer  im  Gegensatz  zu  den  Bisherigen,  die  lediglich 
von  den  Nachrichten  über  Deutschland  oder  lediglich  von 
denen  über  Frankreich  ausgingen ^)  und  eine  deutsche  oder 
eine  französische  Verfassungsgeschichte  schrieben ,  dazu  ge- 
kommen ist,  uns  eine  deutsche  und  französische  Verfassungs- 
geschichte zu  schenken.  Ich  bin  weit  davon  entfernt,  den 
Nutzen  dieses  Unternehmens  zu  bestreiten.  Ich  sehe  ihn 
aber  lediglich  darin,  dass  die  Vergleichung ,  ohne  die 
es  natürlich  auch  bei  den  Frühern  nicht  abging  —  wer 
wäre  bei  der  Lückenhaftigkeit  der  Quellen  lediglich  mit 
deutschem  oder  französischem  Material  ausgekommen!  — 
nun  thatkräftiger  und  weniger  willkürlich  durchgeführt  ist, 
sodass  wir  besser  im  Stande  sind,  dasjenige,  was  sich  aus 
directen  und  zeitgenössischen  Quellen  des  einen  oder  andern 
Landes  ergibt,  zu  kontrolliren  und  zu  ergänzen.  Denn  dazu 
reicht  im  Grunde  dies  Rückschlussverfahren  allein  voll  aus. 
Doch  Mayer  hat  es  nun  einmal  in  erster  Linie,  nicht  bloss 
subsidiär  angewendet.  So  viel  ist  klar,  dass  dabei,  wenigstens 
ohne  weiteres,  eine  Verfassungsgeschichte  selbst  nicht  heraus 
kommen  konnte.  In  der  That  erhebt  sich  sein  Buch  nirgends 
zur  Darstellung;  es  enthält  lediglich  systematisch©  Unter- 
suchungen zur  Verfassimgsgeschichte.  Und  zwar  syste- 
matische Untersuchungen  über  die  Grundlagen  und 


0  II  s.  404  ff.,  414  f.  - »)  I  s.vn. 
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die  Yorgeschichte  der  beiden  Verfassungen;  seine 
Ergebnisse  zielen  durchaus  auf  den  Unterbau  ab,  in  ihrem 
fast  grösseren  und  wichtigeren  Theile  sogar  auf  den  fränki- 
schen und  vorfränkischen,  sie  bringen  in  letzter  Linie  eine 
nationale  Analyse  des  gesammten  Stoffes.  Nun  hat  aber 
Mayer  eine  Yerfassungsgeschichte  der  nachfränkischen  Zeit 
schreiben  wollen  und  darum  die  fränkischen  und  vor- 
fränkischen Quellen  nur  nebenbei  benutzt.  Was  ergibt  sich 
hieraus?  Nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  das,  dass  sein 
"Werk  wenigstens  z.  Th.  auf  einen  Versuch  hinaus- 
läuft, Aufschlüsse  über  die  fränkischen  und  vor- 
fränkischen Verfassungsverhältnisse  aus  nach- 
fränkischen Quellen  und  nur  aus  ihnen  zu  ge- 
winnen^). Man  vergegenwärtige  sich,  was  das  heisst.  Es 
ist,  als  ob  jemand  das  Wesen  eines  Verstorbenen,  der  reich- 
liche Selbstaufzeichnungen  hinterlassen  hat,  und  über  den 
auch  zahlreiche  Zeugnisse  von  Zeitgenossen  erhalten  sind, 
aus  diesen  zu  ergründen  verschmähte,  um  es  aus  dem 
Charakter  imd  der  Art  zweier  Söhne,  die  jener  hinterliess, 
durch  Vergleichung  herauszuarbeiten,  wobei  er  natürlich 
diese,  wenn  auch  nicht  nur  um  ihrer  selbst  willen,  mit  zu 
zeichnen  sich  veranlasst  sieht.  Doch  ich  will  hierbei  nicht 
verweilen.  Nur  das  sei  nachdrücklich  hervorgehoben,  dass 
das  geschilderte  Verfahren  Mayer  zu  einer  sehr  erheblichen 
Ueberschreitung  der  Baulinie  in  der  Lothrichtung  veranlasst 
hat.  Sein  Werk  ist  nicht  ausschliesslich  eine  deutsche 
und  französische,  es  ist  gerade  so  gut  oder  gerade  so 
wenig  eine  fränkische  und  Urverfassungsgeschichte. 
Besser  gerichtet  ist  der  Bau  in  der  Horizontalen.  Die 
Richtschnur  bildete  hier  der  Gegensatz  von  öffentlichem 
Recht  und  Herrschaft.  Nach  gemeinem  Wortverstand 
wäre  das  freilich  gar  kein  Gegensatz.  Vielmehr  wäre  dem 
öffentlichen  das  private  Recht,  der  Herrschaft  die  Genossen- 
schaft gegenüberzustellen.    Aber  Mayer  versteht  die  beiden 


*)  Vgl.  dazu  z.  B.  I  S.  434:  ,Es  ist  bezeichnend  für  das  zähe 
Leben  der  Rechtskörper  in  dieser  Zeit  ruhigen  Vegetirens,  dass  gerade 
die  nachfränkischen  Quellen  ganz  überraschende  Blicke  in  die  Struktur 
der  Hundertschaft  thun  lassen  und  viel  mehr  enthüllen  als  die  dürftigen 
Notizen  aus  fränkischer  Zeit", 
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Ausdrücke  eben  in  einem  besondern  Sinne,  Oeifentliches 
Recht  ist  ihm  „jede  Form  der  Unterthänigkeit  oder  Herr- 
schaft, welche  von  einem  privaten  Recht  an  der  Person  und 
dem  Haus  des  Beherrschten  unabhängig  ist"  ^),  eine  „öffent- 
liche Hoheit,  die  sich  im  Reich  und  den  einzelnen  Gerichts- 
sprengeln  lokalisirt" '*).  Mit  Herrschaft  aber  bezeichnet  er 
jede  „Gewalt  privatrechtlichen  Ursprungs,  insbesondere  das 
Recht  des  Herren  über  seine  Unfreien  und  über  die  freien 
Genossen  seines  Hauses  und  seiner  Wirthschaft,  die  Gewalt, 
die  sich  im  Hofe  und  den  Gütern  der  Herren  lokalisirt"  ^). 
Nun  versteht  man,  was  die  Unterscheidung  will.  Herrschaft 
ist  das,  was  man  sonst*)  wohl  als  Privatherrschaft  bezeichnet. 
Mayer  vermeidet  aber  den  Ausdruck  ^),  weil  in  der  öffentlich- 
rechtlichen Sphäre  der  Privatherrschaft  nicht  bloss  eine  öffent- 
liche Herrschaft  sondern  vor  Allem  die  öffentliche  Genossen- 
schaft gegenübersteht.  Aus  dem  letztern  Grunde,  und  weil 
die  Herrschaft  bald  zu  einer  herrschaftlichen  Genossenschaft 
führt,  kann  er  den  ihm  vorschwebenden  Gegensatz  auch 
nicht  mit  Genossenschaft  einerseits  und  Herrschaft  anderer- 
seits ausdrücken.  Und  noch  weniger  verwendbar  wäre  die 
Gegenüberstellvmg  von  öffentlichem  und  privatem  Recht. 
Denn  das  private  Recht  als  solches  kann  für  die  Verfassungs- 
geschichte überhaupt  nicht  in  Betracht  kommen  sondern  nur 
das  private  Recht,  auf  das  sich  im  Mittelalter  darüber  hinaus- 
gehende Befugnisse  aufbauten.  Ferner  sind  privatrechtliche 
Triebkräfte  auch  ausserhalb  der  Herrschaft  wirksam  gewesen ; 
man  lese  z.  B.  was  Mayer  über  das  Erblichwerden  und  die 
AUodification  der  Centgrafschaft  beibringt*).  Vor  Allem 
fehlte  jener  Zeit  die  Einsicht  in  den  uns  so  geläufigen  Gegen- 
satz oder  doch  das  klare  Bewusstsein  davon.  Eben  darum 
kann  man  auch  der  Mayerschen  Unterscheidung  nicht  vor- 
werfen, dass  sie  nicht  reinlich  genug  sei.  Gerade  die  ge- 
wisse Unklarheit,  die  ihr  zweifellos  anklebt,  lässt  sie  als  dem 
Stil  des  mittelalterlichen  Verfassungsbaues  gerecht  erscheinen. 
Jedenfalls  für  die  nachfränkische  Zeit,  während  es  für  die 

>)  I  S.X.  —  «)  II  S.  1.  —  »)  Ebenda.  —  *)  Z.B.  W.  Sickel,  Die 
Privatherrschaften  im  fränkischen  Reiche ,  Westdeutsche  Zeitschr.  XV 
1896,  XVI  1897.  —  »)  Vgl.  jedoch  I  S.  IX:  kirchliche  Privatherrschaften, 
und  II  S.  401:  Recht  der  Privatherrschaft.  —  •)  I  S.  447  flF. 
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ältere  dahingestellt  bleiben  mag,  ob  auch  in  ihr  die  beiden 
Begriffe  als  einfachste  Einheiten  erscheinen,  oder  ob  eine 
energische  historische  Analyse  zu  noch  einfacheren  führen 
würde.  Auch  will  ich  nicht  sagen,  dass  die  Bezeichnung 
die  glücklichste  sei,  die  man  dafür  finden  könnte;  augen- 
blicklich sehe  ich  mich  allerdings  ausser  Stande,  eine  bessere 
in  Vorschlag  zu  bringen.  Und  ich  will  nicht  behaupten, 
dass  die  Zutheilung  zur  einen  oder  andern  Seite,  die  Mayer 
vorgenommen  hat,  immer  das  Richtige  treffe,  dass  z.  B.  alle 
Hofbeamten  ohne  weiteres  für  die  Herrschaft  in  Anspruch 
genommen  werden  dürften.  Oeffentliche  Gewalt  und  herr- 
schaftliche Gewalt  beeinflussten  sich  nicht  nur  gegenseitig, 
vielmehr  griffen  sie ,  wie  Mayer  selbst  betont ') ,  auch  viel- 
fach in  einander  über,  sodass  es  manchmal  schwer  hält,  dar- 
nach zu  scheiden  und  die  Zutheilung  zweifelhaft  bleiben  muss. 
Aber  die  Empfindung  habe  ich  bei  meinen  eigenen  Arbeiten 
immer  gehabt  und  Mayers  Buch  bestärkt  mich  darin :  dieser 
Gegensatz  hat  in  der  altern  Yerfassungsgeschichte  wirklich 
entscheidend  gewaltet.  Und  er  war  eine  Realität;  wir 
schaffen  ihn  nicht  künstlich  und  legen  ihn  nicht  von  uns 
aus  hinein. 

Der  Gegensatz  von  öffentlichem  Recht  und  Herrschaft 
durchzieht  den  ganzen  Stoff  der  älteren  Verfassungsgeschichte ; 
er  greift  durch,  höchstens  mit  dem  Unterschied,  dass  in  den 
älteren  Schichten  das  öffentliche  Recht  überwiegt,  in  den 
jüngeren  die  Herrschaft,  was  aber  gerade  glücklich  das 
andere  Verfahren  ergänzen  hilft,  das  nur  auf  die  älteren 
Schichten  als  solche  führt,  aber  deren  Datirung  und  Be- 
stimmung für  sich  allein  nicht  immer  ermöglicht.  Darum 
hat  Mayer  den  Gegensatz  von  öffentlicher  und  herrschaft- 
licher Gewalt  zum  Eintheilungsprincip  gemacht  und  mit  dessen 
Hülfe  den  Stoff  so  gegliedert,  dass  er  in  einem  ersten  Theile 
das  öffentliche  Recht  behandelt,  in  einem  zweiten  die  Herr- 
schaft und  in  einem  dritten  die  höchste  Gewalt,  die  aus 
Bestandtheilen  beider  sich  zusammensetzt  und  beide  zu- 
sammenfasst.  "Wir  halten  uns  jedoch  im  Folgenden  nicht 
an  diese  Anordnung,  sondern  greifen  einige  besonders  wich- 
tige Ergebnisse  heraus,  um  die  übrigen  um  diese  zu  gruppii-en. 

>)  II  S.  2. 
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II. 

Der  Anfang  sei  gemacht  mit  dem  Satze  Mayers,  dass 
der  gemeine  Freie  von  jeher  und  als  solcher  zins- 
pflichtig war^).  Das  widerspricht  durchaus  der  herge- 
brachten Anschauung,  wonach  erst  in  karolingischer  und  in 
nachfränkischer  Zeit  die  Unfähigkeit,  den  Kriegsdienst  den 
gesteigerten  Anforderungen  gemäfs  zu  thun,  grosse  Massen  von 
Freien  den  Grafen  und  anderen  Senioren  gegenüber  schatz- 
oder  schosspflichtig  machte,  die  dann  von  dem  Ertrag  der 
Steuer  Ersatzleute  fiir  die  Unfähigen  zum  Aufgebot  stellten  ^). 
Jm  Gegensatz  hierzu  rückt  Mayer  die  Zinspflicht  in  die  germa- 
nische Zeit  hinauf,  und  lässt  er  von  vornherein  alle  gemeinen 
Freien  von  ihr  betroffen  werden.  Nach  ihm  hatten  näm- 
lich die  herrschenden  Geschlechter  in  der  Hundertschaft, 
auf  die  wir  im  nächsten  Abschnitt  zurück  kommen  werden, 
die  Verfügung  über  die  Mark,  insbesondere  über  den  Wald  *). 
Für  die  Erlaubniss  zur  Ansiedelung  und  Rodung  musste  da- 
her von  den  geringeren  Geschlechtern  den  herrschenden 
oder  ihrem  Führer  und  Häuptling  eine  Abgabe  entrichtet 
werden*),  die  ein  Kopfzins 5)  und  im  Gegensatz  zu  der  als 
ursprüngliche  Gerichtssteuer  zu  deutenden,  unbestimmten 
Jahrbede ^),  genau  bestimmt  war ').  Schon  zur  Zeit  der  Reichs- 
gründung erschien  dieser  Zins  so  sehr  als  Freienabgabe, 
dass  er  auch  von  den  Freien  der  eroberten  Gebiete,  ins- 
besondere Südfrankreichs  erhoben  wurde  ^).    Natürlich  bezog 


^)  I  S.  11 — 47.  —  *)  Vgl.  statt  Anderer  Schröder,  Rechtsgeschichte 
3.  Aufl.  S.  153  f.,  445  f.  Ueber  ältere,  z.  Th.  aus  römischer  Zeit  stam- 
mende Abgaben,  welche  die  Freien  aber  nicht  als  solche  und  nicht 
überall  trafen,  siehe  ebenda  S.  190  ff.  —  »)  I  S.  410  ff.  —  *)  I  S.44,  421  f.  — 
»)  I  S.  32.  —  «)  I  S.  11-16.  —  ')  Für  das  fränkische  Hauptland  er- 
gibt sich  wie  für  Alamannien  ein  Königszins  von  4  Denar,  für 
die  belgischen  Gebiete,  den  Niederrhein  und  Friesland  ein  solcher 
von  2  Denar,  in  Baiem  von  5,  ohne  dass  ein  Grund  für  diese  Ver- 
schiedenheit zu  ermitteln  wäre.  I  S.  31.  —  «)  I  S.  18,  20,  22.  Durch 
Unterwerfung  unter  den  Königszins  erwirbt  man  die  Staatsangehörig- 
keit I  S.  32.  Freilich  wurde  die  Steuer  auch  von  den  unfreien ,  aber 
ständigen  Inhabern  abhängiger  Bauernhöfe  erhoben.  Gerade  darum 
heisst  der  Besitzer  des  mansus  servilis  fiscalinus,  von  fiscus,  Abgabe  (die 
von  Brunner,  Eechtsgeschichte  I  S.  237  und  Schröder  a.  a.O.  S.  217 
vertretene  Erklärung  der  fiscalini   als  einer  aus  der  Zusammenfassung 
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man  ihn  jetzt  auf  den  König  ^);  die  Capitularien  kennen 
ihn  als  Königszins,  als  census  regius^).  In  nachfränkischer 
Zeit  bestand  er  in  allen  Reichstheilen  fort,  theils  unter  dem 
alten  Namen,  theils  als  Königssteuer,  Königsschuld,  Schatz, 
Grafenschatz,  Grafenzins,  Grafenschuld,  Vogtsteuer  oder  Vogt- 
recht.  Person  und  Eigenthum  des  Steuerpflichtigen,  des  Bar- 
gilden ^),  wurden  nunmehr  durch  ihn  gemindert  *) :  Schenkung  ^) 
der  Abgabe  galt  als  Schenkung  des  Pflichtigen^),  und  nur 
gegen  einen  an  die  Obrigkeit  zu  entrichtenden  Handlohn 
kann  das  mitbelastete  Gut  veräussert  werden').  So  bildet 
sich  die  Vorstellung  heraus,  dass  gar  nicht  der  Steuerbe- 
lastete, sondern  der  S teuer empfänger  das  Eigenthum  habe, 
d.  h.  also  für  die  Regel  die  Grafen,  die,  wie  schon  die  oben 
angeführten  späteren  Benennungen  lehren,    den  Königszins 


der  servi  casati  und  der  Hörigen  des  Königs  entstandenen  Classe  ver- 
wirft Mayer).  Diese  Mithineinziehung  der  unfreien  mansionarii  sei  aber 
nicht  germanisch,  gehe  vielmehr  auf  römisches  Recht  zurück  I  S.  42  ff., 
II  S.  13  mit  N.  37f.,  S.  64,  71. 

»)  I  S.  424.  —  *)  I  S.  22.  Eine  Abgabe  unterworfener  Völker  war 
er  nach  Mayer  nicht,  da  ihn  auch  die  Nichadeligen  des  herrschenden 
Stammes  zahlten  I  S.  37f.  Tributpflichtige  Unterworfene  sieht  Mayer 
dagegen  in  den  Barschalken  des  bairischen  Rechtes  und  überall  in  den 
Liten  I  S.  47-52.  —  »)  I  S.  41,  410,  423.  Auch  Pfleghafter,  homo  ad- 
vocaticius.  Das  Hindemiss  des  Reichsweisthums  von  1282,  das  deut- 
lich homines  advocaticii  und  Freie,  die  Bauern,  also  durchaus  keine 
Vornehmen  sind,  unterscheidet,  glaubt  Mayer  S.  19  N.  23  dadurch  be- 
seitigen zu  können,  dass  er  es  nur  auf  Berg  bezieht,  von  woher  die 
Frage  kam,  und  wo  es  ausnahmsweise  Freie  gegeben  habe,  die  keine 
Steuern  zahlten,  ohne  Ritter  oder  Kleriker  zu  sein.  Vgl.  I  S.  37.  — 
*)  Das  steuerpflichtige  Eigen  heisst  torslaht  (torfaht)  eigen,  also  Dörfler- 
eigen.  Die  herkömmliche  Deutung  von  durchschlächtigem  Eigen  als 
vollkommenes  Eigen  ist  nach  Mayer  I  S.  40  mit  N.  113  das  gerade 
Gegentheil  von  richtig.  —  *)  Durch  die  also  der  Steueranspruch  auch 
einem  nicht  die  öffentliche  Gewalt  innehabenden  Herrn  einer  privaten, 
besonders  einer  kirchlichen  Herrschaft  zugewendet  werden  konnte. 
I  S.  18.  —  •)  I  S.  44.  —  ')  I  S.  22  ff.  Nach  dem  auf  älteres  Recht 
zurückgehenden  c.  28  des  edictum  Pistense  dürfen  solche,  die  dem  census 
regius  unterworfen  sind,  nur  dann  an  die  Kirchen  sich  ergeben,  wenn 
der  census  —  von  der  Kirche  —  fortbezahlt  wird.  Doch  darf  diese 
obrigkeitliche  Genehmigung  zu  solcher  Hingabe,  die  im  Laufe  der  Zeit 
zu  einem  Recht  auf  Handlohn  wird,  nicht  als  Wurzel  des  Friedewirkens 
bei  der  Grundstücksübereignung  angesehen  werden,  wenigstens  nicht 
überall. 
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gleich  80  manchem  andern  königlichen  Rechte  an  sich  ge- 
bracht hatten.  Das  Freienland  wird  zur  terra  comitalis,  in 
Deutschland  wie  in  Frankreich  bildet  sich  der  Satz  heraus: 
Nulle  terre  sans  seigneur,  d.  h.  in  der  Grafschaft  gibt  es 
für  den  Gemeinfreien  grundsätzlich  kein  AUod,  und  der  In- 
haber der  Grafengewalt  ist  nun  Landesherr^). 

Es  liegt  auf  der  Hand,  was  für  ein  gänzlich  verändertes 
Gesicht  die  Geschichte  des  so  überaus  wichtigen  Standes 
der  Gemeinfreien  bekommen  würde,  wenn  Mayers  Auffassung 
aller  jener  zahlreichen  und  vielgestaltigen  Freienabgaben 
der  späteren  Zeit  als  einer  einheitlichen,  in  die  germanische 
Zeit  zurückreichenden  Steuer  sich  als  richtig  erweisen  würde. 
Inzwischen  ist  ihr  freilich  in  Philipp  Heck*)  ein  Gegner 
entstanden,  der  sie  von  einer  Seite  her  angreift,  von  der  man 
es  am  allerwenigsten  erwartet  hätte,  nämlich  dadurch,  dass 
er  im  Gegensatz  zu  Mayer,  aber  auch  zu  der  bisher  herr- 
schenden Ansicht  die  Biergelden')  nicht  als  steuerbelastete  freie 
Leute  deutet,  sondern  —  völlig  überraschend  —  als  Städter. 

Ausgehend  von  den  friesischen  Quellen,  aus  denen, 
wie  er  glaubt,  mit  Gewissheit  erhellt,  dass  berielda  nicht 
einen  Stand  bezeichnet,  sondern  den  Angehörigen  eines 
Gerichtsbezirkes*),  sucht  er,  nachdem  er  auch  die  bar- 
giidi  der  Capitularien  *)  und  die  bergildi  einiger  Osnabrücker 
Urkunden  des  1 1 .  Jahrhunderts  ^)  als  Gerichtsgenossen  er- 
klärt hat,  für  die  bekannten,  zweifellos  unechten  Stellen  der 
Würzburger  Immunitätsbriefe  von  ca.  962,  996,  1018,  1032 
und  1049,  die  von  parochi  berichten,  quos  bargildon 
dicunt,  einen  Bedeutungswandel  von  dieser  allgemeineren 
Grundbedeutung  zu  der  speziellem  von  Bewohnern  der 
eximirten  städtischen  Gerichtsbezirke  darzuthun'), 
um  schliesslich  eingehend  auszuführen,  dass,  wie  einmal 
im  Rechtsbuch  nach  Distinctionen  ^) ,  so  immer  im  Sachsen- 


1)  I  S.  44  f.,  II  S.  373,  403.  —  *)  In  der  oben  S.  115  A.  1  citirten  Ab- 
handlung. —  •)  bargildus  entsprechend  baro  minofledus  und  ähnlichen 
Bildungen:  der  freie  Zahler  oder  der  zahlende  Freie.  —  *)  S.  5—9.  Bereits 
TheodorLindner,  Die  Veme,  Münster  und  Paderborn,  1888  S.  170  N.l 
hatte  das  Wort  Bargilde  als  Gerichtsgenosse  gedeutet.  —  •)  S.  10  —12.  — 
•)  S.  12—15.  —  '')  S.  15—27.  —  «)  S.  27—29.  Schon  Stobbe  hatte 
in  der  Ztschr.  f.  deutsch.  Recht  ^V.  S.  350  A.  103  für  diese  Stelle  die 
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spiegeP),  Biergelde  die  Bezeichnung  für  Städter  sei.  Die 
Abhandlung  ist  mit  dem  Scharfsinn  und  mit  der  frischen 
Energie  geschrieben,  die  wir  uns  an  Hecks  Arbeiten  gewohnt 
sind.  Sie  besticht  den  Leser  auch  durch  die  saubere  Ab- 
grenzung des  UntersuchungsstofFes  sowie  durch  ihre  wohl- 
thuende  Knappheit  und  Praecision.  Aber  sie  schiesst,  viel- 
leicht gerade  in  Folge  zu  scharfer  Isolirung  des  Themas,  in 
den  wesentlichen  Punkten  neben  vorbei  und  thut  den  Quellen 
Gewalt  an.  Die  Beweisführung  Hecks  hat  mich  in  keinem 
Theile  zu  überzeugen  vermocht. 

Schon  darin  fehlt  er,  dass  er  die  Ansicht,  die  er  bekämpft, 
unrichtig  formulirt:  nicht  Zinszahler  schlechthin,  sondern 
schatzpflichtige  Freie  sah  man  bisher  in  den  Biergelden, 
Also  hätte  Heck  seinen  Gegnern  vor  Allem  nachzuweisen  ge- 
habt, dass  die  Quellen  unter  Biergelden  keinesfalls  eine  be- 
sondere Art  von  Freien  verstanden,  ein  Nachweis,  der  frei- 
lich angesichts  der  unzweideutigen  Bestimmtheit  einer  ganzen 
Reihe  von  Quellenaussprüchen  von  den  Capitularien  an  2)  bis 
herab  auf  den  SachsenspiegeP)  einfach  nicht  zu  erbringen  ist. 

Gleichung  biergelde  =  burger  zugegeben.  Man  legte  aber,  trotzdem 
schon  ältere  Schriftsteller  die  Biergelden  als  Stadtbürger  erklärt  hatten 
(Heck  S.  30),  darauf  kein  Gewicht,  da  man  Grund  zu  der  Annahme  zu 
haben  glaubte,  es  sei  dieser  wie  den  späteren  Quellen  überhaupt  der 
wahre  Sinn  von  Biergelde  nicht  mehr  bekannt  gewesen.  Auch  Heck 
sieht  sich  übrigens  S.  61  ff.  zu  der  Annahme  genöthigt,  dass  die  meisten 
Quellen  des  späteren  Sachsenrechtes  das  "Wort  nicht  mehr  verstehen. 
>)  S.  29  ff.  —  »)  Capit.  86  (I  S.  185)  c.  4:  Leute,  die  von  Alters  her 
servi  waren,  wollen  se  ingenuare  et  facere  se  bargildiones.  Es  sei 
nicht  wahrscheinlich,  dass  solche  sich  eine  zinspflichtige  Freiheit  haben 
erschleichen  wollen,  meint  Heck  S.  12.  Ich  meine  umgekehrt,  ein  Er- 
schleichen eines  andern  als  des  nächstliegenden,  d.  h.  untersten  Freien- 
grades sei  bei  den  damaligen  Verhältnissen  geradezu  ausgeschlossen 
gewesen.  Capit.  162  (I  S.  325)  c.  3:  Ceteri  .  .  .  liberi  homines,  quos 
vocant  bharigildi.  Den  Gegensatz  bilden  die  Freien,  die  Vassallen  sind. 
Gefälschtes  Würzburger  Inununitätsprivileg  Ottos  I.  (bei  Heck  S.  15): 
seryos  vel  accolas  sive  alios  quoslibet  liberos  homines  parochos,  quos 
bargildon  dicunt,  nee  non  et  Saxones  .  .  .  quique  se  vel  sua  novalia  . . . 
tradidissent  und  später  homines,  servos,  Sclavos,  accolas  Saxones  . . .  nee 
non  etiam  parochos,  quos  bargildon  dicunt,  seu  alios  liberos  homi- 
nes. Echte  Urkunde  Friedrichs  I.  von  1168  für  dasselbe  Stift  (ebenda 
S.  17):  liberis  hominibus,  qui  vulgo  Bargildi  vocantur.  —  ')  Ldr.  12 
§lff.:  Vriheitdeis  aver  drierhande:  scepenbare  lüde  . . .  plechhaften, 
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Nicht  besser  steht  es  mit  den  positiven  Ausführungen 
Hecks.  Die  Grundbedeutung  Gerichtsgenosse  ist  eitel  Trug 
und  Schein.  Natürlich  lässt  sich,  wenn  die  Rede  ist  von 
den  Biergelden  eines  Eichters,  etwa  des  Grafen,  oder  eines 
Urtheilers  oder  sonst  Jemandes,  der  über  oder  für  einen  Be- 
zirk obrigkeitliche  Gewalt  übt,  daraus  die  Zugehörigkeit  zu 
dem  Amtsbezirk  herauslesen.  Aber  dies  liegt,  was  den  Aus- 
druck anbelangt,  an  dem  Genetiv  ^)  oder  an  dem  Pronomen  '^) 
oder  in  der  ganzen  Wendung^),  und  was  die  Sache  angeht, 
an  der  Gestaltung  der  mittelalterlichen  Gerichtsverhältnisse, 
welche  den  Gerichtsunterworfenen  als  einen  Angehörigen  des 
Gerichtsherrn  ergeheinen  Hess,  nie  und  nimmer  aber  im  Wort 
oder  Begriff  Biergelde.  Man  mache  nur  einmal  die  Probe, 
setze  in  den  Quellen  für  bargildi  oder  Biergelden  liberi 
bezw.  Freie  ein  und  sehe  zu,  ob  man  mit  Hecks  Beweis- 
führung nicht  auch  dafür  auf  die  Grundbedeutung  Gerichts- 
genosse kommt.  Aber  die  Biergilde  der  Hunsigoer  Will- 
kür*)? Nun,  wenn  Heck  auch  die  süddeutschen  Quellen 
und  Yerhältnisse  berücksichtigt  hätte,  so  würde  er  auf  den 


welche  zweifellos  mit  den  biergelden  identisch  sind,  was  auch  Heck 
S.  29  annimmt,  lantseten,  III  45  §4  ff.:  Die  biergelden  unde  plech- 
haften  heten  ....  mit  §6:   Andre  vri  lüde  sint  lantseten. 

»)  Capit.  273  (II  S.  324)  c.  32:  ipse  (comes)  sie  mallum  suum 
teneat,  ut  barigildi  eius  et  advocati,  qui  in  aliis  comitatibus  rationes 
habent,  ad  suum  mallum  occurrere  possint.  Hier  sei  die  Beziehung 
des  Wortes  eine  rein  locale,  meint  Heck  S.  11.  „Die  Nothwendigkeit, 
an  sein  Gericht  zu  kommen,  wird  nicht  durch  rationes  (Gerichts- 
angelegenheiten) motivirt,  kann  also  nur  auf  Bezirksangehörigkeit 
beruhen".  Ich  sage:  auf  Freiheit  und  Bezirksangehörigkeit, 
von  denen  die  letztere  durch  das  eius  ausgedrückt  ist,  während  die 
erstere  in  dem  Begriffe  barigildi  liegt.  —  *)  Z.  B.  sin  berielda,  mine 
berieldan,  hoere  biergilde  in  den  friesischen  Quellen  oder  Ssp.  III  64 

§  8:  Deme  scultheiten sine  biergelden.  —  ^)  Wie  etwa:  omnes  illi 

biergeldon  de  illo  placito,  omnes  biergeldon,  qui  in  comitatu  eorum 
(Alfger  et  Hemmic)  manent,  omnes  bergildi  ad  predictum  placi- 
tumpertinentesin  den  Osnabrücker  Urkunden  oder:  comites  de  liberis 
hominibus,  qui  vulgo  Bargildi  vocantur,  in  comitiis  habitantibus 
statutam  iusticiam  recipere  debent  in  der  echten  Würzburger  Urkunde 
von  1168.  Aehnlich  heisst  es  z.  B.  in  dem  bekannten  habsburgischen 
Theilungsvertrage  von  1238  (Kopp,  Geschichtsblätter,  Lucem  1854, 
S.  54):  die  vrien  lüte  ze  Ergouwe.  —  *)  Bei  Heck  S.  5:  End  die  rechteren 
of  hoer  medezyden  sullen  niemant  in  hoere  biergilde  overherig  keeden. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    XXI.   Genn.  Abth.  9 
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formell  ^)  ganz  entsprechenden  Ausdruck  Freiamt  ^)  gestossen 
sein.  „Die  Richter  oder  ihre  Beisitzer  sollen  Niemanden  in 
ihrem  Freiamt  (d.  h.  von  den  Freien  bezw.  Freiengütem, 
die  zum  Freiengerichte  gehören '))  für  ungehorsam  erklären", 
könnte  es  ganz  wohl  auch  in  einer  alemannischen  oder 
schweizerischen  Quelle  heissen.  "Wer  wollte  aber  deshalb 
behaupten,  der  Begriff  Freiamt  (Freienschaft*))  erschöpfe 
sich  in  der  Gerichtsgenossenschaft,  oder  es  sei  Gerichtsge- 
nosse der  ursprüngliche  und  eigentliche  Sinn  von  Frei! 
Offenbar  ist  Heck  durch  die  drei,  von  ihm  ja  auch  an  die 
Spitze  gestellten  friesischen  Zeugnisse  auf  seine  Biergelden- 
theorie  gekommen.  Allein  es  geht  nicht  an,  dass  man  sich 
das  Wesen  eines  so  oft  und  so  gut  bezeugten  Begriffs  aus 
einigen  künstlich  isolirten  Belegen  späterer  Zeit,  die  oben- 
drein nicht  einmal  ex  professo  der  Sache  Erwähnung  thun, 
zurechtlegt,  um  dann  die  so  gewonnene  Erklärung  in  die 
übrigen,  theils  viel  älteren,  theils  viel  deutlicheren,  und  jeden- 
falls viel  wichtigeren  Stellen  hineinzutragen.  Beruht  somit 
schon  der  neugewonnene  Gnmdbegriff  der  Bezeichnung  Bier- 
gelde,  wie  mir  scheint,  auf  einem  Missverständnisse,  so  brauche 
ich  mich  bei  dem  daraus  abgeleiteten:  Angehöriger  eines 
städtischen  Gerichtsbezirkes  gar  nicht  weiter  aufzuhalten. 
Dies  imi  so  weniger,  als  die  Beweisführung,  durch  welche 
für  die  "Würzburger  Immunitätsbriefe  die  Specialisirung  der 
bargildi  von  Gerichtsgenossen  überhaupt  zu  Städtern  dar- 
gethan  werden  sollte,  keineswegs  zwingend  ist^),  wie  auch 

*)  Ich  bitte  zu  beachten,  dass  ich  damit  nicht  eine  sachliche 
üebereinstimmung  zwischen  Biergelde  und  Freiamt  behaupten  will.  — 
*)  Friedrich  v.  Wyss,  Die  freien  Bauern,  Freiämter,  Freigerichte 
und  die  Vogteien  der  Ostschweiz  im  späteren  Mittelalter,  neu  ab- 
gedruckt in  desselben  Abhandlungen  zur  Geschichte  des  schweizerischen 
öffentlichen  Rechts,  Zürich  1892  S.  161  ff.,  eine  Untersuchung,  die  beim 
Studium  des  mittelalterlichen  Ständerechts  inmier  wieder  als  unent- 
behrlicher und  aussergewöhnlich  zuverlässiger  Führer  sich  erweist.  Siehe 
auch  Andreas  Heusler,  Institutionen  I  S.  169 f.,  11  S.  97.  —  *)  v.  Wyss 
a.  a.  0.  S.  191  f.,  205  f.,  267  f.  —  ♦)  Vrye  gnozami  im  Habsburgischen 
Urbar,  herausg.  von  Maag  I  Basel  1894  S.  179  f.  —  *)  Zunächst  habe 
ich  mich  nicht  davon  überzeugen  können,  dass  es  sich  in  der  Würz- 
burger Urkunde  von  1168  nicht  um  den  Vorbehalt  eines  Zinses,  sondern 
einer  Gerichtsbarkeit  handelt.  Warum  soll  der  Kaiser  nicht  haben 
sagen  wollen:  der  Freienzins   der  ja  ursprünglich  durchaus  eine  öffent- 


Grundlagen  d.  mittelalt.  Verfassung  Deutschlands  u.  Frankreichs.    131 

im  Sachsenspiegel  diejenigen  Stellen,  welche  —  man  denke 
etwa  an  die  Zeugnisse  über  die  "Wahl  des  Fronboten  aus 
den  Biergelden*)   —  der  neuen  Erklärung  in  erster  Linie 


liehe  Abgabe  ist)  fUllt  nicht  mit  in  die  Immunität,  verbleibt  vielmehr 
den  (durch  die  Immunität  und  die  damit  verbundene  Entziehung  der 
Gerichtsbarkeit  ohnehin  geschädigten)  Grafen?  Für  die  Deutung  des 
statutam  iusticiam  recipere  auf  einen  Zinsbezug,  die  schon  an  sich 
am  nächsten  liegt,  gibt  trotz  Heck  S.  21  die  Urkunde  von  1206,  wie 
mir  scheint,  unbedingt  den  Ausschlag.  Sollten  nicht  etyra  die  Fäl- 
schungen gerade  deswegen  vorgenommen  worden  sein,  damit  der  un- 
bequeme Vorbehalt  von  Urkunden  wie  der  von  1168  bei  späteren 
Privilegirungen  wegfallen  konnte?  Aber  auch  parochus  ohne  weiteres 
für  parochianus  zu  nehmen  und  einfach  als  Uebersetzung  von  Gerichts- 
genosse zu  erklären,  wie  das  Heck  S.  18  thut,  halte  ich  für  bedenklich. 
Mir  sind  überhaupt  diese  parochi  höchst  verdächtig.  Parochus  kommt 
nach  meiner  Kenntniss  selbst  in  den  kirchlichen  Quellen  der  älteren 
Zeit  nicht  vor,  nicht  einmal  für  den  Pfarrer,  der  stets  parochianus 
oder  parochialis  oder  auch  wohl  parochinus  (presbyter)  heisst,  wie  deim 
auch  Ducange  keinen  einzigen  Beleg  für  parochus  gibt.  Sollte 
etwa  der  zweifellos  gelehrte  Fälscher,  weil  er  das  deutsche  Wort  nicht 
mehr  verstand,  dabei  mit  dem  auch  mittelalterlich -griechischen 
ndqoixoi  =  Hintersassen  sich  geholfen  und  so  den  accolae  Saxones  die 
paro(e)ci  quos  biergeldon  dicunt  zui'  Seite  gestellt  haben?  Sodann  halte 
ich  es  für  unvereinbar  mit  der  Syntax  selbst  der  mittelalterlichen 
Urkundensprache,  wenn  aus  dem  Passus:  homines,  servos,  Sclavos, 
accolas  Saxones,  quos  Northelbinga  dicunt,  nee  non  etiam  parochos, 
quos  bargildon  dicunt,  seu  alios  liberos  homines,  undecunque  nati 
sint  vel  quocunque  iure  debeant  vivere,  qui  se  vel  sua  alodia  in 
ins  et  potestatem  praefatae  aecclesiae  quomodolibet  mancipando  sub- 
diderunt,  der  Relativsatz  undecunque  —  vivere,  der  doch  offenbar  zu 
den  zuletzt  und  früher  genannten  liberi,  wenn  nicht  zu  allen  vor- 
^nannten  homines  gehört,  von  Heck  S.  24  zerlegt  und  in  seiner  ersten 
Hälfte  ausschliesslich  auf  die  Saxones,  in  seiner  zweiten  ausschliesslich 
auf  die  bargildi  bezogen  wird,  wodurch  diese  dann  zu  Leuten  werden, 
„die  nach  einem  besonderen  Rechte  leben*.  Und  endlich  ist  auch 
nach  Hecks  Ausführungen  nicht  einzusehen,  weshalb  die  bargildi, 
selbst  wenn  man  sie  als  Gerichtsgenossen  mit  besonderem  Rechte 
gelten  lassen  wollte,  gerade  Stadtgerichtsgenossen  sein  müssten.  Viel- 
mehr weist  die  echte  Urkunde  von  1168  mit  ihrem  oben  S.  129  A.  3 
abgedruckten  Passus  zum  Mindesten  in  erster  Linie  auf  das  Land; 
denn  es  ist  darin  von  comites  und  comitia  schlechthin  die  Rede,  und 
auch  Heck  wird  nicht  leugnen  wollen,  dass  selbst  in  städtereichen 
Gebieten  die  grosse  Mehrzahl  der  Grafschaften  ländlich  gewesen  ist. 

')  Ssp.  Ldrs.  I  2  §  3,  III  45  §  5,  III  61  §  3.   Was  Heck  S.  59  dazu 
bemerkt,  kann  man  kaum  als  einen  schwachen  Versuch  einer  Lösung  des 

9* 
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widerstreben ') ,  von  Heck  nicht  haben  aus  dem  Wege  ge- 
räumt werden  können.  Wie  immer  auch  die  künftige  For- 
schung über  Mayers  Freientheorie  entscheiden  wird,  das 
scheint  mir  jetzt  schon  sicher,  dass  Hecks  Lehre  von  den 
Biergelden  trotz  alles  Geistes  und  Geschickes,  mit  dem  sie 
ihr  Urheber  uns  vorgetragen  hat,  in  keiner  Weise  jene  Theorie 
zu  erschüttern  im  Stande  sein  wird  2). 

HI. 
Aber    auch  über  das  Wesen   und  die   Geschichte   de» 
ältesten,    auf    Geburt    beruhenden    Adels    entwickelt 
Mayer  eigene,  zum  grossen  Theile  ganz  neue  Gedanken, 


Widerspruchs  zu  seiner  Theorie  gelten  lassen.     Vgl.  auch  Christian 
Eckert,   Der  Fronbote  im  Mittelalter,  Leipzig  1897,  S.  14 ff.,  21  f. 

^)  Hieher  gehören  neben  Ssp.  Ldrs.  I  2  §  3  über  die  Pflicht ,  alle 
6  Wochen  zum  Ding  zu  erscheinen,  und  III  45  über  das  Wergeid  nament- 
lich III  80,  wo  das  für  Biergeldenland  im  Gegensatz  zur  Fahrhabe  gel- 
tende besondere  Anfallsrecht  bei  Erblosigkeit  gerade  im  Zusammenhange 
mit  der  Schatzpflicht  sich  weit  besser  als  nach  Heck  S.  47  f.,  53  erklärt, 
und  weiter  III  61  §  2,  für  welche  Stelle  Heck  S.  49  nur  mit  der  An- 
nahme eines  Irrthums  oder  mangelhafter  Information  Eikes  sich  zu 
helfen  weiss.  Endlich  steht  Alles,  was  Heck  S.  50  ff.  über  das  Send- 
gericht des  Dompropstes  ausführt,  durchaus  im  Widerspruche  zu  den 
Quellen,  insbesondere  den  Urkunden,  die  nichts  davon  wissen,  dass  der  Dom- 
propst der  Sendrichter  lediglich  oder  auch  nur  in  erster  Linie  der  Städter 
war.  Es  kann  jetzt  für  diese  Frage  einfach  auf  die  gründlichen  Unter- 
suchungen von  Nikolaus  Hilling,  Die  bischöfliche  Banngewalt,  das 
Archipresbyterat  und  das  Archidiakonat  in  den  sächsischen  Bisthümem 
im  Archiv  f.  kath.  Kirchenrecht  LXXX  1900  S.  80  ff.,  323  ff.,  443  ff.  ver- 
wiesen werden,  die  schon  in  den  bisher  erschienenen  Theilen  Material 
genug  an  die  Hand  geben.  Eine  erschöpfende  Widerlegung  Hecks 
liegt  selbstverständlich  ausserhalb  des  Planes  dieser  Studie.  Darum 
muss  ich  es  mir  versagen,  an  dieser  Stelle  auf  eine  Erörterung  der 
interessanten  Ausführungen  über  Ssp.  Ldrs.  I  71,  I  58  §  2  und  beson- 
ders III  52  §  2  einzutreten.  Man  kann  dabei  Heck  z.  Th.  zustimmen, 
ohne  darum  in  den  Biergelden  Stadtbürger  sehen  zu  müssen.  Von  der 
Walkenrieder  Urkunde  aber  gesteht  Heck  S.  56  f.  selbst,  dass  ganz 
wohl  eine  andere  Deutung  als  die  seinige  möglich  ist ;  ich  meine  sogar, 
sie  könne  bei  unbefangener  Betrachtung  gar  nicht  anders  als  von  einem 
Streit  um  Steueransprüche  verstanden  werden.  Siehe  auch  Mayer  I 
S.399,  N.  60.  —  ')  Heck  bezeichnet  übrigens  seine  Ergebnisse,  wenigstens 
soweit  sie  den  Ssp.  betreffen,  selbst  nur  als  vorläufige,  die  Anregungen 
zu  weiterer  Untersuchung  geben  sollen. 
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Nach  ihm  geht  nämlich  der  älteste  Adel  zurück  auf  die 
hundert  tonangebenden  Familien  der  Waldmark  und  der 
Hundertschaft  ^).  Deren  Angehörige  waren  die  „Rechtler"  2), 
denen  die  Holz-  und  Moorberechtigungen  ^),  dauernd  hundert 
an  Zahl*),  zustanden  5).  Sie  gaben  in  der  Hundertschaft  und 
in  der  Völkerschaftsversammlung  die  Entscheidung ;  aus 
ihnen  wurde  der  Hundertschaftsvorsteher  gewählt  ^) ;  in  ihrem 
Namen  wurde  von  diesem  durch  Rodungs-  und  Ansiedelungs- 
privilegien über  die  Mark  verfügt  und  der  Zins  von  den 
gemeinen  Freien  erhoben');  sie  traten  auch  in  Gemeinde, 
Hundertschaft  und  Völker(Graf)8chaft  zuerst  als  Urtheiler 
oder  Schöffen  auf  ^).  Dabei  entsprang  ihr  Vorrang  offenbar 
dem  Umstände,  dass  diese  Familien  vor  den  anderen  zum 
Vaterrecht  und  zur  Einzelerbfolge  übergegangen  waren  ^). 
Früher  als  die  gemeinen  Freien  hatten  die  Vornehmen,  weil 
die  Reichen,  Frauen  gekauft  oder  geraubt,  um  mit  ihnen 
und  den  Kindern  im  eigenen  Haushalte  dauernd  zusammen- 
zuleben, indess  die  grosse  Masse  noch  in  Heerden  von  Ver- 
wandten von  derWeiberseite  her  unter  dem  avunculus  hauste^*'). 
Und  früher  als  die  anderen  brachten  es  diese  vornehmen 
Freien  zu  einem  Stammhaus,  einer  Heimat,   einem  Hant- 

^)  I  S.  421  jBF.  Es  finden  sich  also  bei  Mayer  gewisse  Anklänge 
an  die  Ansichten,  die  in  letzter  Zeit  August  Meitzen,  Siedelung  und 
Agrarwesen  der  Westgermanen  und  Ostgermanen,  Berlin  1895, 1  S.  137  ff., 
Richard  Hildebrand,  Recht  und  Sitte  auf  den  verschiedenen  Cultur- 
stufen,  Jena  1896,  S,  60ff.  und  Werner  Wittich,  Die  Grundherrschaft 
in  Nordwestdeutschland,  Leipzig  1896,  Anlagen  S.  108* ff.,  freilich 
jeder  in  anderer  Weise  vertreten  haben  (siehe  auch  in  dieser  Zeitschr. 
XIX  1898  S.  169  f.).  Ich  kann  aber  nicht  finden,  dass  die  Theorie 
von  den  „Reichen  oder  Vornehmen"  durch  diese  mehr  nur  zufallige 
Uebereinstimmung  an  Wahrscheinlichkeit  gewiimt.  —  *)  I  S.  417,  — 
•)  Warschaften,  womit  Mayer  I  S.  412  kurzer  Hand  das  watriscapium 
der  Formeln  und  altfränkischen  Urkunden  zusammenbringt!  —  *)  I 
S.  411,  412  f.  —  *)  Eben  darauf  soll  die  Bezeichnimg  homines  potesta- 
tivi  oder  potestatem  habentes  gehen,  die  in  den  bairischen  Güter- 
verzeichnissen und  Urkunden  begegnet.  I  S.  413.  —  •)  I  S.  445  f.  — 
')  Siehe  oben  S.  125  A.  4.  —  «)  I  S.  403,  406,  422.  Die  centeni  comites 
von  Tacitus,  Germania  c.  12  und  die  in  c.  6  von  demselben  erwähnten 
hundert  Auserlesenen  der  gemischten  Reiter-  und  Fusskämpfertruppe, 
die  man  sonst  wohl  sorgfaltig  auseinanderhält,  werden  von  Mayer 
I  422  unbedenklich  als  identisch  genommen.  —  •)  I  S.  417  ff.  —  •">)  I 
S.  420,  424. 
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gemal,  das  mit  der  Markberechtigung  ausgestattet  war^), 
und  in  das  sie  den  Aeltesten  oder  den  Jüngsten,  jedenfalls 
aber  nur  einen  Einzelnen  nachfolgen  Hessen,  während  die 
gemeinen  Freien  in  Nachwirkung  der  länger  bewahrten  Ge- 
meinschaft daran  festhielten,  dass  gleichnahe  Verwandte 
zusammen  succedirten.  Natürlich  kam  auch  im  Wergeid 
die  hervorragende  Stellung  der  Yornehmen  zum  Ausdruck, 
indem  sie  mit  dem  Doppelten  oder  Dreifachen  des  gemeinen 
Freienwergelds  gebüsst  wurden'^).  Aber  diese  Steigerung 
entpuppt  sich  bei  näherem  Zusehen  nicht  sowohl  als  eine 
etwa  nach  Analogie  des  Antrustionenwergelds  angemafste 
Yervielfachung ')  sondern  lediglich  als  eine  Errungenschaft 
zähen  Beharrens  beim  Alten.  Wie  sie  auch  sonst  in  der 
weiteren  Entwickelimg  am  Alten  festhielten*),  so  wahrten 
sie  sich  beim  allgemeinen  Uebergange  zur  neuen  Währung 
für  ihre  Wergelder  und  Bussen  die  Zahlung  oder  doch  die 
Rechnung  in  altem  Gelde,   womit  ihre  Besserstellung  von 


*)  I  S.  421f.:  ,E8  haben  sich  die  Berechtigungen,  die  aus  der 
Jäger-  und  Hirtenzeit  ohne  intensiven  Anbau  stammen,  auf  gewisse 
Höfe  radicirt",  „etwa  auf  die  in  den  ursprünglichen  Bifängen  be- 
legenen" I  S.  416,  417,  die  dann  als  Principalhöfe  erscheinen  im 
Gegensatze  zu  den  minderen  Höfen  der  Bauern  I  S.  424.  —  *)  I  S.  430.  — 
')  I  S.  432.  —  *)  Sie  allein  schwören  auch  später  den  Unterthaneneid  nur 
dem  König  oder  dem  Grafen,  während  die  geringeren  Leute  den  Eidschwur 
nicht  dem  Eidberechtigten  persönlich  sondern  einem  Vertreter  thun 
I  S.  2  f.,  S.  4  £,  II  S.  166,  174.  Wie  sie  in  der  Hundertschaft  den  Ton 
angaben,  so  behaupteten  sie  auch  auf  den  merowingischen  Völker- 
schafts(Grafschafts)versammlungen,  insbesondere  auf  den  zum  Erlasse 
von  Gesetzen  zuständigen  provinciellen  Märzfeldem,  das  entscheidende 
Consensrecht  I  S.  380  f. ;  ja  auf  dem  königlichen  Märzfelde,  das  nichts 
anderes  war  als  die  Völkerschafts(Grafschafts)versammlung,  bei  der 
sich  der  König  gerade  aufhielt  (vielleicht  wurde  gerade  zur  Vermei- 
dung eines  Zusammenfalls  mit  den  Völkerschaffcsversammlungfen  die 
Reichsversammlung  in  den  Mai  verlegt),  erschienen  ebenfalls  die  Adeligen 
des  fränkischen  Stammes,  die  alten  Hundertschaftsfamilien  I  S.  381. 
Weiter  behauptet  nach  Mayer  IS.  372  der  franc  honune  sich  das  Vor- 
recht, in  schweren  Sachen  und  bei  Immobiliarstreitigkeiten  nur  von 
6  zu  6  Wochen  Recht  zu  nehmen,  wozu  man  imten  sub  VI  vergleiche. 
I  S.  482 :  Die  Vornehmen  halten  darauf,  dass  der  Graf  dem  Gerichte 
vorsitzt  und  behaupten  so  fttr  sich  den  aus  dem  Gesichtspunkte  des 
öffentlichen  Interesses  ergangenen  karolingischeu  Satz,  dass  Blutgericht 
nur  im  Grafending  gehalten  werden  könne. 
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selbst  gegeben  war*).  Gerade  darum  aber,  weil  es  sich 
dabei  nicht  um  das  Erzeugniss  einer  allgemeinen  gesetzgebe- 
rischen Mafsregel  handelt,  sondern  um  etwas  mehr  durch 
die  Bemühungen  Einzelner  Gewordenes,  greift  das  Kriterium 
des  höheren  Wergeides  nicht  durch "). 

"Viel  sicherer  kennzeichnet  die  Steuerfreiheit  den 
Adeligen.  Nech  der  Reichsgründung  erlangte  das,  was  in 
der  germanischen  Hundertschaft  nur  Ausfluss  des  Yerfügungs- 
rechtes  über  die  Mark  und  somit  bloss  mittelbar  Adelsvor- 
recht gewesen  war,  nämlich  die  Freiheit  vom  Rodungs-,  später 
Königszins*),  die  Bedeutung  eines  Standesmerkmals  ersten 
Ranges.    Nicht  so  sehr  als  homo  exercitalis  ♦)  tritt  der  nobilis 

1)  I  S.  431  ff.  Hierin  stimmt  also  Mayer  zum  Theil  mit  Hecks 
Resultaten  über  das  friesisch-sächsische  Stäriderecht  überein,  die  er  im 
Uebrigen  ablehnt.  —  «)  I  S.  426  ff.  „Man  hat  so"  —  zu  Uhrecht  — 
^allgemein  auch  die  Existenz  eines  fränkischen  Adels  bestritten,  weil 
hier  wenigstens  ursprünglich  von  eüiem  Adelswergeld  nichts  zu  finden 
ist".  1  S.  426.  —  »)  oben  S.  133.  —  *)  I  S.  48 ff.,  410,  414.  Die  bekannte 
Stelle  bei  Meichelbeck,  Historia  Frisingensis  II  S.  320  Nr.  629  von  843, 
wo  ein  gewisser  Baldrich  überträgt  talem  proprietatem,  quam  haberet  in 
exercitu  (nicht  exercitis,  wie  Mayer  I  S.  49  N.  15  angibt)  Baiowariorum 
in  locis  nominatis  Tannara,  Helidkereshusir ,  Chleninawa,  Munninpah 
wird  von  Mayer  I  S.  49  und  414  dahin  verstanden,  dass  exercitus  die 
Bezeichnung  einer  besonderen  Besitzform  sei  imd  einen  bevorrechteten, 
d.  h.  mit  Holzberechtigung  in  der  Hundertschaft  (exercitus)  ausgestatteten 
Besitz  bedeute.  Der  Fall  ist  für  die  Art  und  Weise,  wie  Mayer  die 
Quellen  interpretirt,  charakteristisch,  weshalb  ich  mir  nicht  versagen 
kann,  bei  ihm  ausnahmsweise  aus  der  Rolle  des  schlichten  Bericht- 
erstatters herauszutreten.  Mit  der  Hundertschaft  und  mit  Vorrechten  in 
der  Hundertschaft  hat  nämlich  die  Wendung  gar  nichts  zu  thun.  In 
exercitu  Baiowariorum  ist  nur  ein  anderer  Ausdruck  für  das,  was  dieselbe 
Urkunde  einige  Zeilen  früher  mit  in  finibus  Baiowariorum  sagen  will, 
und  wofür  andere  Freisinger  Instrumente  jener  Zeit  in  provincia  Baio- 
wariorum verwenden.  Das  Geschäft  ist  nämlich  ausserhalb  Baiems, 
bei  der  Dungeiche  nächst  Verdun,  abgeschlossen  worden.  Was  man 
aus  der  Urkunde  für  die  Verfassungsgeschichte  schliessen  kann  und 
darf,  ist,  dass  der  Stamm  oder  die  Völkerschaft  als  das  Heervolk,  das 
entsprechende  Territorium  als  das  Heergebiet  erschien.  Vgl.  in  exercitu 
Asterliudi,  in  orientali  exercitu  bei  v.  Mülverstedt,  Regesta  archiep. 
Magdeburg.  I  599  S.  251  aus  vita  Meinwerci  c  52,  69  und  secundum 
ritum  Ostersahson  herescaph  bei  Erhard,  Regesta  hist.  Westfaliae, 
ICod.dipl.  182  S.  141  von  1118.  Man  sieht,  es  ist  gegenüber  May  ers 
Quellenerklärungen  und  Schlüssen  die  äusserste  Vorsicht 
geboten. 
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in  fränkischer  und  nachfränkischer  Zeit  auf,  denn  als  homo 
francus.  Frank  heisst  schon  früh  keineswegs  jeder  oder  gar 
nur  derjenige,  der  zum  herrschenden  Frankenstamme  gehört  ^). 
Als  francus  wird  vielmehr  der  von  allem,  auch  vom  öffent- 
lichen Zins  Freie  bezeichnet  2).  Und  francitas  ist  die  Steuer- 
freiheit oder  das  steuerfreie  Besitzthum  ^).  Solcher  Freiheit 
erfreute  sich  namentlich  der  Adel  der  Franken,  die  leodes  *), 
die  in  erster  Linie  zu  den  franci  gehören,  aber  auch  die  vor- 
nehmeren Classen  anderer  Stämme  des  fränkischen  Reichs: 
80  die  sächsischen  Adeligen  in  der  karolingischen  Zeit, 
während  später  die  Schöffenbarfreien  oder  die  Erfexen  die 
Steuerfreiheit  gemessen^),  die  baierischen  nobiles^),  dami 
im  Süden  die  Gothen'').  Die  Romanen  aber  wurden  franci 
durch  einen  Rechtsact,  in  dem  sich  Bestandtheile  der  ger- 
manischen Schwertleite  mit  dem  Schlage  verbanden,  der  im 
römischen  Rechte  der  fränkischen  Zeit  die  Form  der  vollsten 
Freilassung  war,  also  durch  das,  was  später  als  Ritterschlag 
erscheint^).  In  der  That  tritt  ja  auch  im  Laufe  der  Zeit 
der  schwere  Reiter,  der  miles,  bezüglich  der  Steuerfreiheit 
an  Stelle  des  homo  francus.  Die  Steuerfreiheit  des  ältesten 
Adels   geht  über  auf  die  Ritterschaft^).    Auch  die  Kirche, 

1)  I  S.  37  f.  —  2)  I  S.  34,  35,  38,  409,  vgl.  aber  74.  Man  muss 
einen  weitem  und  einen  engem  Sinn  von  francus  unterscheiden  I  S.  38. 
Frank  oder  frei  im  weitern  Sinn  heisst  vielfach  bis  über  das  Mittel- 
alter hinaus  jeder,  der  eben  nur  von  privater  Herrschaft  frei  ist,  auch 
wenn  er  eine  öffentliche  Abgabe  zahlen  muss.  Im  engem  Sinne  da- 
gegen bedeutet  frank  oder  frei  den  von  jedem,  auch  dem  öffentlichen 
Zins  Befreiten.  Gerade  so  hat  exercitalis  eine  weitere  und  eine 
engere  Bedeutung  I  S.  48  ff.  Nach  jener  ist  exercitalis  der  Freie,  der 
liber,  überhaupt,  also  auch  der  steuerpflichtige,  nach  dieser  der  steuer- 
freie nobilis.  —  ')  I  S.  35  vgl.  I  S.  3.  üeber  die  agri  mutabiles  I  S.  36. 
—  *)  I  S.  35,  381,  406,  423,  II  S.  160,  174  f.  Im  französischen  Süden 
begegnen  diese  steuerfreien  Vornehmen  auch  als  Salici.  I  S.  479.  Vgl. 
dazu  I  S.  4:  Der  Unterthaneneid  heisst  leodesamio,  weil,  wie  später 
sich  zeigen  wird,  nach  Mayer  die  Kriegspflicht  von  den  Leudes  auf  alle 
Unterthanen  überhaupt  erstreckt  wurde.  Man  beachte,  dass  so,  aller- 
dings in  neuer  Form,  die  von  Paul  Roth  zu  Grabe  getragene  Leudes- 
theorie bei  Mayer  ihre  Wiederauferstehung  feiert.  Näheres  darüber 
unten  in  Abschnitt  IV.  —  »)  I  S.  39  mit  N.  109  (Vgl.  dazu  Wilhelm 
Gundlach,  Karl  der  Grosse  im  Sachsenspiegel,  Gierkes  Unter- 
suchungen Heft  60,  Breslau  1899  S.  19  ff.,  32).  —  •)  I  S.  409.  —  '')  I  S.  34, 
39,  409.  —  «)  II  S.  164.  —  »)  I  S.  33,  409  f.,  425. 
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die  ursprünglich  überhaupt  keine  Steuerfreiheit  besass,  hat 
in  mühseligem  Kampfe  das  frühe  Mittelalter  hindurch  all- 
mählich das  Recht  der  homines  franci  errungen^).  So 
schliesst  die  Entwickelung  damit  ab,  dass  milites  und  clerici 
als  die  privilegirten  Stände  erscheinen. 

Die  Ausdehnung  der  Steuerfreiheit  nach  der  Reichs- 
gründung brachte  also  eine  gewisse,  wohl  nicht  unerhebliche 
Vermehrung  des  Adels  mit  sich.  Sonst  wirkte  alles  zusam- 
men, um  diesen  Stand  zu  verringern.  Schon  in  germanischer 
Zeit  erlitt  er  starke  Verluste  durch  Abfluss  nach  oben 
wie  nach  unten.  Nach  oben,  indem  aus  den  adeligen  Ge- 
schlechtern, die  so  zu  mediocres  wurden  2),  diejenigen  Sippen 
ausschieden,  welche  allmählich  von  gewählten  Häuptlingen 
zu  erblichen  Fürsten  (primi),  später  auch  freien  Herren  sich 
erhoben^).  Nach  unten,  indem  diejenigen  Angehörigen  der 
Adelsgeschlechter,  welche  bei  der  Radicirung  der  Markbe- 
rechtigungen kein  Handgemal  erhielten,  in  den  Stand  der 
gemeinen  Freien  hinabsanken*).  Dazu  trug  der  ältere  Adel 
wie  jeder  Geburtsstand  den  Todeskeim  in  sich.  „Denn  social 
gilt  zu  allen  Zeiten  unter  den  Reichen  das  Princip  der  Eben- 
burt;  in  den  deutschen  Gebieten  aber  scheint  sich  dasselbe 
sehr  früh  zu  einem  Rechtsgrundsatz  verdichtet  zu  haben, 
der  unter  Umständen  durch  hohe  Strafen  arbeitet."')  „Die 
Höfe  und  damit  die  Berechtigungen  selber  ballen  sich  dann 
naturgemäfs  in  der  Hand  weniger  berechtigter  Familien  zu- 
sammen" ^),  die  einem  langsamen  Aussterben  verfallen.  Und 
endlich  führte  eine  allgemeine  Mafsregel  der  ersten  Karo- 
linger dazu,  dass  der  Geburtsadel  recht  eigentlich  seines 
Stammes  beraubt  wurde.  Es  wird  im  nächsten  Abschnitt 
davon  die  Rede  sein,  wie  nach  Mayer  im  Zusammenhang 
mit  der  sog.  Säcularisation  des  fränkischen  Kirchengutes 
die  Grosszahl  der  homines  franci  unter  die  Panzerreiter  ging 
und  damit  in  die  neue  Nobilität  übertrat.  Nur  geringe 
Bruchtheile  des  Standes  machten  diesen  Schritt  nicht  mit 
und  erschienen  so  auch  weiterhin  als  Vertreter  eines  Adels, 
der  nicht  ritterlich  war.  Dahin  gehören  vor  Allem  die 
Schöffen  bar  freien  des  sächsischen  Rechtes'').    Bei  ihnen 

>)  I  S.  76,  33  N.  81.  —  »)  I  S.  413.  —  »)  I  S.  423.  —  *)  I  S.  424.  — 
»)  S.  422,  479.  —  •)  ebenda.  —  ')  I  S.  399  ff.,  407,  479,  425  f. 
Vgl.  I  S.  40. 
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gilt  Erstgeburtsrecht  ^),  und  sie  sind  Erfexen^);  also  gehen  sie 
auf  die  Vornehmen  der  Hundertschaft  zurück^).  Aus  ihnen 
wurden  einst  die  ständigen  Schöffen  für  das  Grafschafts- 
gericht ernannt,  bis  das  Schöffenamt  zum  erblichen  Besitz- 
thum  des  Geschlechtes  sich  herausbildete*).  Wenn  zur  Zeit  des 
Sachsenspiegels  diese  Sippen  bereits  so  zurückgegangen  sind, 
dass  man  sich  genöthigt  sah,  ausser  dem  Aeltesten  des  Ge- 
schlechts, der  allein  den  Schöffenstuhl  ererbt  hat,  auch  andere 
Geschlechtsgenossen  zum  Urtheilfinden  zuzulassen,  ja  sogar 
immer  häufiger  von  diesen  altberechtigten  Familien  abzu- 
gehen^) und  Ritterliche,  selbst  solche  aus  der  Dienstmannschaft, 
zuzuziehen^),  so  sind  das  eben  die  letzten  Züge  eines  im 
Todeskampf  liegenden  uralten  Geburtsstandes ''),  Endlich  liegt 
auch  die  Zugehörigkeit  zu  den  homines  franci  der  fränkischen 
Zeit  offen  zu  Tage.  Das  Schöffengut  ist  ein  Handgemal,  also 
ein  steuerfreies  Gut^),  und  wie  die  andern  homines  franci 
haben  sich  die  Schöffenbarfreien  das  Wergeid  von  600  solidi 
oder  100  solidi  merowingischer  Währung  bewahrt®).  Dazu 
kommt  die  Minimalausstattung  von  drei  Hufen  für  die,  die 
neu  zu  Reichsschöffen  gemacht  werden^**):  es  sind  also  die 
Schöffenfamilien  diejenigen,  welche  nach  karolingischem  Recht 
den  Reiterdienst,  aber  nicht  den  Panzerreiterdienst  zu  leisten 
hatten  ^^).  Das  führt  uns  auf  den  öffentlichen  und  den  pri- 
vaten Kriegsdienst,  auf  den  Dienstadel  und  das  Lehenswesen. 

IV. 

Die  öffentliche  Dienstpflicht  besteht,  seit  es  über- 
haupt ein  Königthum  giebt,  diesem  gegenüber;  der  Heer- 
bann ist  ein  Urrecht  des  Königs  ^2).  Dabei  blieb  es  auch  in 
Deutschland,  wo  freilich  das  allgemeine  Aufgebot  verhältniss- 
mässig  früh  verschwand,  weil  für  den  meist  ausserhalb  des 
Landes,  in  Italien,  kämpfenden  König  der  volksrechtliche 
Auszug,  der  Kriegsdienst  aller,  die  nicht  als  schwere  Panzer- 


>)  I  S.  400.  -  »)  oben  S.  136.  —  »)  I  S.  39.  —  *)  I  S.  399,  403,  401.  - 
*)  Wogegen  Eike  sich  sträubt  und  am  alten  Recht  festhält.  I  S.  401.  — 
•)  I  S.  400  f.  —  ')  Vgl.  z.  B.  I  S.  395  f.,  422.  -  •)  I  S.  47,  399,  415.  — 
•)  I  S.  400.  Siehe  die  von  der  bisherigen  abweichende  Berechnung 
aus  Ssp.  m  45  §1  bei  Mayer  I  S.428  N.  74.  —  '»)  I  S.400.  —  ")  I  S.400, 
406.  -  ")  I  S.  150  f.,  189  ff,  II  S.  898. 
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reiter  dienten,  keinen  AVerth  besass.  Dagegen  brachten  in 
Frankreich,  wo  die  localen  Kriege  die  Regel  waren,  die 
Grafen  den  Heerbann  an  sich  ^). 

Pflichtig  sind  zunächst  die  Freien  mit  ihrer  Person-). 
Doch  beginnt  schon  früh  die  Umlegung  auf  die  Güter'). 
Und  nun  werden  auch  Hörige  (Liten)  und  Unfreie  heran- 
gezogen, sofern  sie  selbständig  sind,  d.  h.  ein  eigenes  An- 
wesen, einen  Hof  für  sich  haben  *).  Freilich  beschränkt  sich 
die  Pflicht  der  letztem  wohl  überall  auf  die  Landwehr^); 
sie  brauchen  bloss  im  bestimmten  Umkreis  oder  eine  oder 
zwei  Tagereisen  weit  bei  der  Yertheidigung  mitzuthun.  Nur 
die  herrschenden  Germanen  haben  dem  Aufgebot  über  die 
Grenze  zu  folgen,  nur  sie  sind  auszugpflichtig  ®). 

Der  Pflichtige  thut  seinen  Dienst  entweder  zu  Fuss  oder 
als  leicht  Berittener  oder  als  schwerer  Panzerreiter;  jede 
dieser  Dienstarten  erschien  als  Erfüllung  der  öffentlichen 
Heerpflicht').  Die  armen  Leute  leisten  regelmäfsig  den 
Dienst  zu  Fuss  (hostis,  exercitus),  werden  aber  gewöhnlich 
auch  nur  zur  Landwehr  verwendet  wie  die  Unfreien  ^).  Aus- 
nahmsweise treten  sie,  wie  es  die  karolingische  Gesetzgebung 
vorsah,  zu  Verbänden  zusammen  und  stellen  dann  wohl  einen 
Reiter").     Ebenso  dienen  alle  Yermöglicheren,  alle,  welche 


»)  I  S.  125,  126,  133.  —  «)  I  S.  119.  Darum  erscheint  in  den 
Polyptychen  des  9.  Jahrhunderts  nach  der  Radicirung  das  hostilitiura 
als  Last  des  mansus  iugenuilis.  Es  bildet  eine  Ausnahme,  wenn  das 
Polyptychmn  Irminos  mit  einem  hostilitium  vom  gleichen  Betrag  auch 
den  mansus  lidilis  belastet,  I  S.  119  mit  N.  31,  S.  123.  60.  Das  hosti- 
litium war  übrigens  nicht  nur  Ablösung  der  allgemeinen  Wehrpflicht, 
sondern  namentlich  auch  Transport-  und  Verpflegungslast,  welche  neben 
dem  Kriegsdienst  bestand.  I  S.  61  ff.  Vgl.  dazu  die  interessanten  Be- 
merkungen von  R.  Kötzschke,  Zur  Geschichte  der  Heeressteuem  in 
karolingischer  Zeit,  Histor.  Vierteljahrsschr.  herausg.  v.  G.  Seeliger  II 
1899  S.  231  ff.  —  »)  I  S.  113,  123.  Wer  mehrere  belastete  Höfe  be- 
sitzt, muss  also  für  mehrfache  Leistung  sorgen.  I  S.  135.  —  *)  I  S.  120, 
122.  Im  fränkischen  Hauptland  bestand  wie  in  den  bairischen  und 
gothischen  Nebenlanden  ursprünglich  nur  eine  Auszugpflicht  der  Franken 
bezw.  Baiem  und  Gothen  (hispani),  während  zwischen  Seine  und  Loire 
von  jeher  auch  die  Römer  pflichtig  waren.  I  S.  123.  —  *)  I  S.  117,  wo- 
von die  Wach tpflicht  in  den  Städten  ein  Anwendungsfall  ist.  I  S.  118.  — 
•)  I  S.  122.  —  ')  I  8. 110  ff,  135.  —  •)  I  S.113,  116.  —  •)  ebenda,  dazu 
I  S.  34,  113  f.,  115. 
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nicht  durch  einen  Verband  gestellt  sind,  und  mindestens 
3—4  Mansen  haben ^),  als  caballarii.  Die  cavalcatio  war 
„mehr  Beförderungsform  als  Kampfform";  man  zog  dabei 
zu  Pferd  aus  und  stritt  zu  Fuss  ^).  Die  caballarii  bildeten 
in  fränkischer  Zeit  den  Gegensatz  zu  den  Panzerreitern  ^). 
Als  solche  dienten  diejenigen,  welche  10 — 12  Mansen  und 
mehr  hatten*).  Der  schwere  Reiterdienst  erforderte  eben 
für  jeden,  der  ihn  that,  3  Pferde  und  2  scutarii^);  darum 
musste,  wer  zu  ihm  verpflichtet  werden  sollte,  wenigstens 
das  Dreifache  vom  Mindestmafs  dessen  besitzen,  der  als 
leichter  Reiter  mit  1  Pferd  zu  dienen  hatte. 

Aller  dieser  öffentliche  Heerdienst  aber,  in  welcher  Ge- 
stalt er  auch  geleistet  wurde,  hatte  seine  zeitlichen  Schranken®). 
Aus  den  beschränkten  Verhältnissen  der  germanischen  Klein- 
staaten wurde  in  das  fränkische  Grossreich  der  Grundsatz 
herübergenommen,  dass  der  Pflichtige  vor  dem  Feinde  nur 
6  Wochen  (40  Tage)  zu  dienen  habe,  wozu  dann  noch 
6  Wochen  für  den  Zug  an  die  Grenze  (expeditio)  und 
6  Wochen  für  die  Heimfahrt  (Schachtruhe ''))  kamen,  sodass 
alles  zusammen  das  Vierteljahr  ausmachte,  wofür  der  Pflich- 
tige nach  den  Capitularien  sich  zu  verproviantiren  hatte, 
oder  genauer  3  germanische  Mondmonate  ^). 

Diese  Beschränktheit  der  öffentlichen  Dienstpflicht  und 
daneben  in  gewissem  Sinne  auch  das  Bedürfniss  nach  Ver- 
mehrung der  Panzerreiterei  gab  Anlass  zur  Entstehung 
des  Lehenswesens®),  das  also  keineswegs  das  Mittel 
war,  durch  welches  das  Reiterheer  erst  geschaffen  wurde  ^"). 


1)  I  S.  113,  114,  116,  128.  —  2)  I  S.  112.  —  »)  Alle  Reiter  sind 
caballarii,  im  weitem  Sinn  auch  die  Panzerreiter;  aber  nicht  jeder 
caballarius  ist  schwerberitten.  Vielmehr  erscheinen  als  caballarii  im 
engem  Sinn  gerade  die  geringem,  die  leichten  Reiter  I  S.  114,  129. 
Ebenso  ist  der  Panzerreiter  ein  miles,  aber  nicht  alle  milites  sind 
Panzerreiter  I  S.  131.  —  ♦)  I  S.  132,  133,  135.  —  »)  I  S.  128.  — 
«)  I  S.  118 f.,  129 ff.,  135.  —  ')  D.h.  der  Moment,  in  dem  das  ganze 
Contingent  die  Heimkehr  beginnt,  imd  die  Waffen  in  die  Heerwagen  ge- 
legt werden  I  S.  130  N.  70.  —  «)  I  S.  131.  —  «)  II  S.  159.  —  i»)  II  S.  160: 
„Der  Gmnd  zu  dem  allen  (Begünstigung  der  Commendation  und  Verleihung 
von  beneficia  aus  säcularisirtem  Kirchengut)  kann  nur  gewesen  sein, 
dass  man  an  Stelle  der  zeitlich  beschränkten  Wehrpflicht  der  milites 
eine   unbeschränkte   Wehrpflicht   setzen   wollte.     Das    ist    allerdings 
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Neben  der  öffentlichen  Dienstpflicht  ging  nämlich  einher 
die  private^).  Sie  beruhte  entweder  auf  Gefolgschaft 
oder  auf  Unfreiheit^).  In  beiden  Fällen  war  die  Dienst- 
pflicht, wenigstens  ursprünglich  und  noch  in  karolingischer 
Zeit,  unbeschränkt^).  Beide  Dienstformen  eigneten  sich  also 
vortrefflich  dazu,  Kriegsvolk  zu  längerem  Krieg  zu  ver- 
schaffen. Doch  konnte  für  die  Erstreckung  der  öffentlichen 
Dienstpflicht  über  das  volksrechtliche  Mafs  hinaus  nur  die 
Gefolgschaft  in  Betracht  kommen.  Yon  ihr  sei  jetzt  zu- 
nächst die  Rede. 

Wem  ein  Herr  Boss  und  Waffen  reicht,  der  muss  ihm 
dafür  und  damit  dienen,  bis  er  stirbt,  worauf  das  Empfangene 
zurückzugeben  ist  (Mannfall),  oder  bis  er  durch  den  Tod 
des  Herrn  (Herrenfall*))  oder  sonst  nothwendigen  oder  statt- 
haften Anlass  zur  Rückgabe  erhält^).  Desgleichen  trifft 
diese  Dienstpflicht  den,  welchen  ein  Herr  zu  diesem  Zwecke 
mit  Land  begabt**).     Ein  Gefolgschaftsverhältniss  ist 

richtig,  dass  im  8.  Jahrhundert  die  Könige  die  schwere  Rüstung  der 
Reicheren  durchzusetzen  suchen.  Aber  wenigstens,  soweit  man  sehen 
kann,  wird  das  nicht  direct  dadurch  erreicht,  dass  man  die  Bildung 
von  Gefolgschaften  begünstigt,  wie  umgekehrt  vielleicht  auch  nicht 
jeder  Gefolgsmann  (vassus)  ein  Panzerreiter  gewesen  sein  mag,  sondern 
man  knüpft  an  den  Besitz  von  10(12)  mansus  die  öffentlichrechtliche 
und  darum  zeitlich  begrenzte  Verpflichtung,  gepanzert  auszuziehen. 
Das  treibende  Moment,  das  den  König  die  Commendation  an  Grafen 
und  königliche  Vassallen  begünstigen  Hess,  liegt  —  ich  wiederhole 
es  —  darin,  dass  man  die  zeitlichen  Schranken  der  Heerpflicht  wegräumen 
wollte.  In  Deutschland  ist  das  für  den  Römerzug  wirklich  gelungen." 
*)  I  S.  135:  „Je  mehr  freilich  die  grösseren  Besitzer  sich  com- 
mendiren,  um  so  mehr  verliert  sich  der  Gegensatz  von  öffentlichem 
und  privatem  Heerdienst ".  —  ')  I  S.  425:  „Die  Panzerreiter,  welche 
gewöhnlich  der  Vassallität  oder  Ministerialität  angehören".  II  S.  121  ff., 
184  ff.  —  »)  II  S.  156  ff.,  I  S.  135.  Wenn  später,  namentlich  im  13.  Jahr- 
hundert, z.  Th.  auch  der  Mannendienst  sich  auf  40  Tage  beschränkt, 
80  hat  dabei  die  öffentliche  Heerpflicht  die  private  beeinflusst,  die  eben 
thatsächlich  meistens  im  öffentlichen  Krieg  zur  Bethätigung  gelangte.  — 
*)  Damach  würde  sich  Mayer  II  S.  162  also,  u.  z.  mit  neuer  Be- 
gründung, den  von  mir,  Lehen  und  Pfründe  in  dieser  Zeitschrift  XX  1899 
S.  244  aufgeführten  Schriftstellern  anreihen,  die  den  Herrenfall  beim 
Lehen  auf  das  Dienstverhältniss  oder  genauer  auf  die  Vassallität  zurück- 
führen. Siehe  aber  unten  A.  76.  —  »)  II  S.  161  f  —  •)  II  S.  171 :  „Das 
beneficium  ist  eine  Schenkung  für  Kriegsdienst,  und  deshalb  kann  es 
zurückgefordert  werden,  wenn  das  Dienstverhältniss  beendet  ist,  aller- 
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damit  nicht  nothwendig  und  nicht  immer  begründet.  Es 
scheint,  dass  die  karolingischen  Hausmeier  und  Könige  viele 
leodes  und  sonstige  Adelige  mit  Panzer  und  Land  aus- 
gestattet haben,  ohne  dass  diese  darum  ins  königliche  Ge- 
folge eintraten  ^).     Aber  allerdings ,   wo  ein  Gefolgschafts- 

dings  ursprünglich  nicht  mit  dinglicher,  sondern  (wegen  des  üebergangs 
der  Gewere  auf  den  Sohn)  mit  persönlicher  Klage".  II  S.  172:  »Vor 
allem  aber  wirkt  das  HeiTenrecht,  wenn  das  Dienstverhältniss  durch 
den  Tod  des  Herrn  oder  VassaUen  aufgelöst  wird.  Hier  kann  der  Herr 
die  Rückgabe  verlangen,  wenn  nicht  von  Seiten  des  Mannes  das  Ver- 
hältniss  neu  geknüpft  wird". 

^)  II  S.  160 :  ,Es  wird  sich  zeigen,  dass  der  König  wahrscheinlich 
Waffen,  vielleicht  aber  auch  Benefizien  an  die  franci  (leodes)  über- 
haupt gegeben  hat,  nicht  bloss  an  sein  Gefolge,  und  man  kann  dann 
weiter  vermuthen  —  aber  ohne  Beleg  —  dass  diese  Schenkungen  dazu 
verwendet  worden  sind,  um  den  Besitz  vieler  franci  über  das  land- 
rechtliche Minimum  für  den  Panzerreiterdienst  zu  bringen  und  ihn  mit 
schwerer  Rüstung  auszustatten.  Aber  selbst  wenn  diese  Vermuthung 
richtig  sein  sollte,  so  wäre  das  juristische  Vehikel  für  die  Vermehrung 
der  Panzerreiter  nicht  die  Gefolgschaft,  sondern  die  Wehrpflicht  des 
öffentlichen  Rechts  und  vielleicht  die  Waffenreichung.'  Und  sodann 
II  S.  166 f.:  „Im  Süden  ist  die  francitas,  von  der  der  Ritterdienst  und 
juramentum  fidelitatis  zu  leisten  ist,  kein  Lehen,  sondern  Allod.  In 
Sachsen  haben  sodann  die  Schöffenbarfreien  einen  Heerschild,  wiewohl 
sie  anscheinend  keine  Mannen  zu  sein  brauchen.  Der  Heerschild  —  die 
Bezeichnung  für  den  ritterlichen  Dienst  —  aber  wird  als  Königsschild 

bezeichnet;  das  weist  doch  darauf,  dass  er  vom  König  stammt 

All  das  zusammen  (mit  Helmolds  Nachricht  über  die  Werbungen  des 
Etheler)  legt  den  Gedanken  nahe,  dass  zwar  die  Gefolgsherren  au  ihre 
Leute  Waffen  reichen,  dass  aber  der  König  oder  für  ihn  der  Graf  nicht 
nur  an  die  Gefolgsleute  die  Waffen  giebt,  sondern  an  die  homines 
franci  überhaupt,   die  zu  persönlichem  Treueid  an  den  König  (oben 

S.134  A.4)  und  deshalb  von  jeher  zu  Kriegsdienst  verpflichtet  waren 

In  der  Zeit,  in  der  dann  die  Panzerrüstung  eingeführt  wurde,  hätte 
der  König  Panzer  vertheilt,  soweit  das  nicht  durch  die  Gefolgsherren 
geschah."  Bezüglich  der  Benefizialleihe  aber  siehe  II  S.  174  f.:  .Es 
wäre  recht  wohl  denkbar,  dass,  wie  wahrscheinlich  die  Waffenreichung 
aujoh  an  andere  als  Gefolgsleute  geschehen  ist,  so  Schenkungen  vom 
König  oder  den  Grafen  an  andere  als  Gefolgsleute  gemacht  wurden. 
Man  kann  damit  die  Nachrichten  der  Merowingerzeit  zusammenbringen 
von  Königsschenkungen,  die  sich  nicht  auf  den  Kreis  der  königlichen 
Antrustionen  beschränken,  und  von  den  Leudes,  welche  deutlich  den 
Bauern  der  Dorfinarken  gegenüberstehen,  und  die  so  eine  vornehmere 

Classe  bilden,  in  näherer  Verbindung  zum  König All  das  macht 

ea  möglich  —  feste  Behauptungen  wage  ich  nicht  — ,  dass  neben  der 
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verhältniss  eingegangen  wird,  da  kommt  es  von  Seite  des 
Herrn  zu  der  unvererblichen^)  Gabe  oder,  bezw.  und  zur  Ver- 
leihung eines  auf  die  Nachkommen  vererblichen^)  Lehens'), 
zu  jener,  wenn  der  Gefolgsmann  im  Hause  des  Herrn  wohnt, 
zu  dieser  oder  vielmehr  zu  beidem,  wenn  er  nicht  mehr 
casatus  ist,  wenn  er  selbständig  wirthschaftet*).  Der  Mann 
leistet  dafür  neben  dem  Treueid  die  Mannschaft;  er  geht 
dem  Herrn  in  die  Hände  ^).  Doch  kam  es  ursprünglich  zu 
solcher  Handreichung  nur  beim  ausschliessUchen  Dienst- 
verhältniss,  also  dann,  wenn  der  Mann  (homo  oder  baro) 
lediglich  diesem  Herrn  angehören  wollte').  Von  dieser 
ausschliessUchen  Zugehörigkeit  eines  Mannes  zu  einem  Herrn 
ist  überhaupt  die  Entwickelung  ausgegangen.  Der  Mann 
lebte  ja  damals  auch  noch  im  Hause  des  Herrn').  Erst 
später,  nach  Abschichtung  der  Gefolgschaft,  wurde  die  Com- 
mendation  auch  bei  mehrfacher  Lehensverbindung  verwend- 
bar^), wo  man  sich  sonst  nur  mit  mehreren  iuramenta 
fidelitatis  zu  helfen  vermochte^). 


Gefolgschaft  noch  ein  weiterer  Kreis  Abhängiger   stand,   zusammen- 
gehalten durch  Schenkungen  an  die  leodes  oder  franci." 

^)  Daher  das  casalagum  oder  casamentum,  die  prekäre  Gabe  auch 
von  Land  im  Gegensatz  zum  feodum  II  S.  20  f.,  174.  —  *)  Das  Lehen 
ist  nach  deutschem  wie  nach  französischem  Recht  von  jeher  vererblich 
auf  die  Nachkommenschaft,  weshalb  auch  der  Satz  gilt:  der  Tedte  erbt 
den  Lebendigen  (oben  S.  141  A.  6),  und  die  Klage  des  Herrn  beim 
Mannfall  nur  als  persönliche  gedacht  werden  kann.  II  S.  168  und  174. 
Beim  unvererblichen  Lehen  spielt  die  Gabe  hinein.  „Nicht  auf  eine 
Entwickelung  von  der  Unvererblichkeit  zur  Vererblichkeit  geht  die 
Geschichte  des  Lehensrechts  hinaus,  sondern  auf  ein  Nebeneinander 
beider  Formen,  bis  die  Unvererblichkeit  wegfSllt."  —  *)  II  S.  167  ff. 
Die  eigentliche  deutsche  Bezeichnung  daför  liege  dem  mittelalterlich- 
lateinischen honor  zu  Grunde  (vgl.  verehren),  das  also  nicht  in  erster 
Linie  das  Amt  und  dann  erst  das  Amtslehen  bedeute;  beneficium  und 
feodum  seien  die  westfiränkischen  Bezeichnungen.  Beim  Lehen  bezieht 
der  Mann  das  ganze  Einkommen.  Dadurch  unterscheide  er  sich  von 
demjenigen  Beamten,  der  nur  einen  Antheil  an  den  abzuliefernden  Ge- 
fällen zugewiesen  erhält,  und  vomSoldempfänger  oder  Besoldeten,  dessen 
Gehalt  an  die  Prebenden  der  Hofverwaltung  anknüpfe.  Vgl.  II  S.  120 
mit  168.  —  *)  II  S.  167.  Man  beachte,  dass  Mayer  hier  casatus  gerade 
im  entgegengesetzten  Sinn  verwendet,  als  das  sonst  geschieht.  — 
*)  II  S.  144.  -  •)  II  S.  145.  —  ')  n  S.  146,  141.  -  »)  S.  144,  145.  — 
•)  II  S.  145. 
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Ein  Gefolge  konnte  zunächst  nur  der  König  haben  ^). 
Auf  die  ausschliessliche  königliche  Gefolgschaft  geht  der 
Pürstenstand  und  die  Baronie  zurück.  Die  altfränkische 
Bezeichnung  für  die  dem  König  allein  zugehörigen  Gefolgs- 
leute war  antrustiones  ^).  Die  Antrustionen  kennzeichnet 
das  jedenfalls  in  der  Hausgemeinschaft  mit  dem  Herrn  aus- 
gebildete^) Zustimmungsrecht  zu  dessen  Handlungen*),  die 
persönliche  Gerichtsbarkeit  des  Herrn  über  sie,  die,  weil 
hier  Herr  und  König  zusammenfallen,  sogar  die  Hoch- 
gerichtsbarkeit in  sich  schliesst^),  und  endlich  der  Titel 
optimates  •*).  All  dies  kommt  auch  den  königlichen  Vassalien 
zu.  Also  sind  die  Vassalien  des  Königs  nicht  eine  jüngere 
Schicht  der  Gefolgschaft,  sondern  nur  dem  Namen  nach  von 
den  Antrustionen  verschieden'').  Freilich  mischten  sich 
fremde  Elemente  ein.  Aus  dem  römischen  Recht  stammt 
wie  die  Bezeichnung  als  viri  illustres  so  die  Stellvertretungs- 
befugniss,  welche  nach  französischem  Recht  ausnahms- 
weise den  Baronen  für  das  ordentliche  Gericht  zukommt**). 
Keltisch  aber  ist  der  Name  vassus^J,  die  Erblichkeit  des 
Vassallenverhältnisses  auf  Seiten  des  Mannes  im  südfranzö- 
sischen Rechte"),  wohl  auch  der  Anfall  des  ganzen  Fahrhabe- 
vermögens an  den  Herrn  selbst  bei  ganz  geringem  Dienst- 
vergehen des  Mannes ^^)  und  endlich  die  fast  bis  zur  völligen 
Gleichstellung  gehende  Annäherung  der  freien  Gefolgschaft 
an  die  unfreie  Dienstmannschaft,  die  in  mittel-  und  süd- 
französischen Urkunden  zu  Tage  tritt  ^^).  Aber  hiervon  ab- 
gesehen stimmt  die  königliche  Vassallität  der  karolingischen 
Zeit  mit  dem  altfränkischen  Antrustionat  gerade  so  überein 
wie  mit  dem  nachkarolingischen  Fürsten-  oder  Baronenthum. 
Fürsten  oder  principes  oder  königliche  Barone  sind  nämlich 
nachmals  in  Deutschland  wie  in  Frankreich  diejenigen  könig- 
lichen Vassallen,  die  von  jeher  nur  dem  König  Mannschaft 


1)  II  S.  153,  176.  —  «)  II  S.  147  f.  —  »)  Aber  später  vom  Auf- 
enthalt am  Hof  unabhängige  II  S.  60.  —  *)  n  S.  135 ff.,  145,  59.  — 
»)  II  S.  136  ff.,  141  f.,  148.  —  •)  n  S.  131  f.,  148.  —  '')  II  S.  148.  — 
«)  II  S.  149  ff.,  82.  —  •)  n  S.  149.  —  i«)  II  S.  142  ff,  149.  —  ")  II  S.  143, 
149.  —  '*)  II  S.  143,  149,  188,  59  f.  „Es  bleibt  nur  der  rein  mili- 
tärische Unterschied  zwischen  dem  schweren  und  dem  leichten  Reiter 
übrig." 
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thaten  und  nur  ihm  zugehörten*),  unter  Umständen  also 
auch  solche,  die  noch  hinter  den  Grafen  stehen'^),  wie  denn 
in  der  That  nach  einem  für  die  Standesbezeichnungen  all- 
gemein geltenden  Gesetz  gerade  diesen  freien  Herren,  als 
der  untersten  Schicht  der  königlichen  Gefolgschaft,  der  Name 
Barone  schlechthin  geblieben  ist^).  In  Frankreich  trat  üb- 
rigens schon  früh  eine  Zersetzung  der  königlichen  Gefolg- 
schaft ein.  Einmal  gewinnen  jetzt  unter  den  pares,  wie  die 
ausschliesslich  einem  Herrn  dienenden  Gefolgsleute  auch 
heissen*),  die  zwölf  die  erste  Stelle,  welche  im  Königs- 
gericht das  Urtheil  finden  und  überhaupt  bei  Hofe  die  Ent- 
scheidung geben  ^);  das  ist  der  Ursprung  der  vielumstrittenen 
pairs  de  France^).  Und  sodann  begeben  sich  dort  schon 
im  12.  Jahrhundert  die  königlichen  Barone  in  Abhängigkeit 
auch  von  andern  Baronen').  In  Deutschland  dagegen  be- 
wirkte noch  um  dieselbe  Zeit  die  Thatsache,  dass  ein  Theil 
der  königlichen  Gefolgschaft  auch  zu  andern  Herren  in 
Lehensverbindung  trat,  eine  wichtige  Einschränkimg  im  Be- 
stand der  Reichsfürsten,  nämlich  das  Ausscheiden  aller  Frei- 
herren oder  Barone  im  engem  Sinne,  wie  auch  der  meisten 
Grafen^).  Erst  zu  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  schloss  sich 
der  ursprünglich  nach  dem  Princip  der  Ausschliesslichkeit 
gebildete  Fürstenstand  so  vollkommen  ab  ^) ,  dass  nunmehr 
dieses  Princip  aufgegeben  werden  konnte  und  die  Reichs- 
fürsten, auch  wenn  sie  Yassallen  eines  andern  königlichen 
Vassallen  wurden,  ihren  Stand  nicht  mehr  verloren,  wie 
auch  der  zum  Reichsfürsten  Erhobene  nicht  aus  seinen  bis- 
herigen Lehnsverbindungen  ausschied  *•>). 


1)  II  S.  129,  131,  135.  Im  Westen  entspricht  dem  der  Begriff  des 
ligius  II  S.  133.  Vgl.  übrigens  bezüglich  der  Normandie  II  S.  121  ff,, 
125;  bezüglich  Franciens  S.  125  ff.  —  «)  II  S.  131,  133,  146  f.  —  »)  II 
S.  133,  147:  „Die  freien  Herren  werden  in  Deutschland  wohl  deshalb 
Barone  genannt,  weil  sie  die  geringsten  Barone  des  Königs  sind."  — 
♦)  I  S.  389.  —  »)  ebenda.  —  •)  I  S.  390  mit  N.  22,  407.  —  ')  II  S.  146,  127. 
Die  geringem  Bitter,  die  jetzt  durch  irgendwelchen  Zufall  directe 
Vassallen  des  Königs  werden,  erhalten  nun  nicht  mehr  die  Stellung 
von  Baronen,  auch  nicht  bei  Ligietät.  —  »)  II  S.  146,  147.  —  »)  Ueber 
seine  geistlichen  Mitglieder  siehe  II  S.  151  ff.  und  dazu  meine  Abhand- 
lung, Lehen  und  Pfründe  in  dieser  Zeitschrift  XX  1899  S.  234  mit  A.  2.  — 
")  nS.  129f.,  145  f. 
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Die  königlichen  Gefolgsleute  erhalten  nun  aber  auch 
selbst  das  Recht,  Yassallen  zu  haben ^).  Als  Karl  Martell 
und  seine  Söhne  Panzerreiter  mit  unbeschränkter  Dienstpflicht 
sich  zu  verschaffen  trachteten,  „konnte  dabei  natürlich  nicht 
die  Form  gewählt  werden,  dass  man  die  milites  direct  in 
das  königliche  Gefolge  aufgenommen  hätte.  Denn  dieses, 
welches  noch  in  der  französischen  Zeit  nur  etwa  100  Leute 
befasst,  ist  zu  vornehm  und  abgeschlossen  für  neue  Genossen 
(pares),  die  in  grösserer  Zahl  und  deshalb  in  geringerer 
socialer  Stellung  eingetreten  wären.  Deshalb  wird  der  Weg 
eingeschlagen,  dass  sich  die  Krieger  den  Grafen  und  den 
andern  königlichen  Vassallen  commendiren.  Da  aber  diese 
neuen  Vassallen  dann  natürhch  nicht  mehr  ihr  bisheriges 
eigenes  Anwesen  verlassen  und  sich  dem  Haushalt  ihrer 
Gefolgsherren  anschliessen  konnten,  so  wird  es  nothwendig, 
dass  ihnen  beneficia  gegeben  werden"  -),  zu  welchem  Zweck 
eben  der  König  die  Grossen  mit  säcularisirtem  Kirchengut 
ausrüstet.  Uebrigens  erlangen  in  Deutschland  wie  in  Frank- 
reich wohl  noch  in  karolingischer  Zeit  auch  diese  Vassallen 
der  königlichen  Barone  die  Befugniss  zur  Bildung  von  Ge- 
folgschaften ^) ,  bis  schliesslich  alle  Schranken  der  activen 
Lehensfähigkeit  beseitigt  wurden*). 

Inzwischen  wp,r  die  Zeit  der  unfreien  Reisigen  ge- 
kommen ;  seit  der  fränkischen  Zeit  haben  der  König  imd  die 
Grossen  neben  den  freien  Vassallen  unfreie  Vavassoren  *). 
Sie  dienen  ursprünglich  nur  mit  Schwert,  Schild  und  Lanze 
als  leichte  Reiter®)  imd  steigen  erst  im  Laufe  der  Zeit  zur 
schweren  Reiterei  auf,  um  mit  den  Vassallen  zusammen  die 
Ritterschaft  zu  bilden'').  Aus  seinen  bezw.  des  Reichs^) 
unfreien  Reisigen  bestellt  der  König  seinen  Baronen  den 
Hof;  nur  weil  der  König  sie  ihnen  einräumt,  haben  die 
Fürsten  eine  vollständige  Hofhaltung,  und  nur  aus  den 
Reichsdienstleuten  dürfen  sie  ihre  Hofdiener  nehmen,  weshalb 
auch  der  Name  ministerialis  oder  Dienstmann  den  höchsten 
unfreien  Hofbeamten  des  Königs  und  der  Fürsten  vorbehalten 


»)  II  S.  153  £F.  —  »)  II  S.  159,  160.  —  »)  II  S.  153  S.,  insbesondere 
156;  davon  spreche  das  Recht  der  Champagne  und  der  Sachsen- 
spiegel. —  *)  II  S.  156.  -  »)  II  S.  184  ff.  -  «)  II  S.  185  ff.,  188.  — 
')  II  S.  188,  193,  194.  —  »)  II  S.  190  ff 
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bleibt^).  Die  Angleichung  an  den  freien  Ritter 2)  vollzieht 
sich  dadurch,  dass  dem  Dienstnlann  kein  anderer  Dienst 
mehr  zugemuthet  wird  als  Kriegs-  und  Amtsdienst  3),  femer 
durch  Einräumung  eines  Dienstgutes,  auf  das  wenigstens 
einige  von  den  Grundsätzen  des  Lehensrechtes  bald  An- 
wendung finden,  insbesondere  der,  welcher  die  Annahme 
von  Lehen  auch  Anderer  als  des  ursprünglichen  Herrn  ge- 
stattet*), sodann  mit  dem  Eintritt  der  Ministerialen  ins 
Grafengericht  ^)  und  in  den  Send  des  Bischofs  und  endlich 
durch  Zubilligung  des  Freienwergelds '').  „Derjenige  Ueber- 
rest  der  alten  Unfreiheit,  der  am  längsten  zu  verspüren  ist, 
besteht  in  der  Befugniss  des  Herrn,  den  Ministerialen,  viel- 
leicht nicht  ohne  Zustimmung  seiner  Genossen,  aber  ohne 
die  eigene  persönliche  Zustimmung  zu  veräussern  ^)."  Da- 
bei bleibt  als  wichtiger  Unterschied  vom  freien  Ritter  dauernd 
die  Unvererblichkeit  der  gewöhnlich  von  unfreien  Rittern 
bekleideten  Aemter;  nicht  umsonst  wird  bald  die  villicatio, 
bald  das  Amt  als  das  unvererbliche  Recht  dem  feodum 
gegenübergestellt  und  erhält  „Meierrecht"  die  Bedeutung 
„unvererbliches  Besitzverhältniss"  ^).  Im  Uebrigen  werden 
nunmehr  auch  Aemter  der  öffentlichen  Verfassung  mit 
Ministerialen  besetzt,  und  umgekehrt  übernehmen  Freie 
ministerialische  Aemter^*').  Man  thut  aber  Unrecht,  das 
Letztere  als  „ein  Heruntersinken  des  freien  Adels  in  die 
Ministerialität  aufzufassen;  umgekehrt,  weil  der  Ministerial- 
adel  allmählich  zum  freien  Adel  aufgestiegen  ist,  übernimmt 
der  Freie  auch  ministeriale  Dienstverrichtungen"  ^^). 

V. 

Ausser  den  Gefolgsleuten  und  den  unfreien  Dienern 
gehören  zum  Gesinde  die  Schutzgenossen;  bei  ihnen  er- 
scheint der  Eintritt  und  die  Theilnahme  am  herrschaftlichen 
Dienst  nur  als  Mittel  zum  Zweck  der  Erlangung  des  durch 
den   Herrn   gewährten   Friedens   und   Schutzes^*).     Solche 

')  II  S.  192.  —  ')  Die  ihren  Abschluss  findet  mit  dem  Eintritt  in 
den  Heerschild.  II  S.  193.  Vgl,  über  den  Heerschild  im  Allgemeinen 
ebenda  S.  153  E  —  »)  II  S.  193.  —  *)  ebenda.  —  »)  II  S.  194  f.  — 
•)  n  S.  195.  -  7)  n  S.  198.  —  »)  II  S.  199.  -  »)  ebenda.  —  ")  K 
S.  200.  —  ")  n  S.  202.  —  ")  II  S.  246. 

10* 
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Schutzgenossen  u.  z.  des  Königs  waren  nach  Mayer  nament- 
lich die  Kaufleute  und  Bürger^). 

Denn  den  einen  Factor  in  der  Geschichte  der 
deutschen  Stadtverfassung  bildet  nach  ihm  eine  obrig- 
keitliche hansa.  Ich  fasse  mich  hier  ganz  kurz.  Die 
Theorie  ist  ja  schon  aus  Mayers  älterer  Untersuchung  über 
Zoll,  Kaufmannschaft  und  Markt  zwischen  Rhein 
und  Loire*)  bekannt.  Doch  hat  sie  Mayer  in  der  Yer- 
fassungsgeschichte  verbessert  und  ausgebaut,  während  er  sie 
in  einer  seither  erschienenen  Abhandlung  über  Hansa  und 
Hasbannus^)  den  Angriffen  Rudolph  Eberstadts*) 
gegenüber  spcQiell  für  Paris  und  überhaupt  für  das  nord- 
französische Recht  aufrechterhält  und  mit  weiterem  Materiale 
zu  stützen  sucht. 

Der  reisende  Kaufmann  bedarf  des  Geleites®),  d.  h. 
wörtlich  und  ausnahmsweise  einer  ihn  begleitenden  Schutz- 
mannschaft, in  übertragenem  Sinne  aber  und  regelmäfsig 
einer  Rechtsstellung,  die  ihn  gegen  Angriffe  ebenso  sichert, 
als  wäre  er  mit  reisigen  Leuten  versehen,  oder  ihm  doch 
im  Falle  der  Verletzung  die  Bestrafung  der  Uebelthäter  und 
Schadloshaltung  gewährleistet").  Zu  diesem  Ende  entrichtet 
er  bei  der  Anfahrt  zum  Markt  und  bei  der  Abfahrt  '^)  bezw. 
bei  der  Durchfahrt^)  an  den  Grafen  oder  sonstigen  könig- 
lichen Beamten®)  jeweilen  den  conductus  von  4  Denaren^®), 
wodurch  er,  wenn  er  sich  nicht  geradezu  auf  Lebenszeit 
dem  Könige  commendirt^^),  zeitweilig  als  königlicher  Munt- 

*)  Die  Münzer  nehmen  nach  Mayer  II  S.  280flE".  eine  besondere 
Stellung  ein.  Es  waren  die  Hausgenossen,  die  höher  gestellte  familia, 
die  länger  als  die  übrigen  prebendarii  Hofgenossen  blieben,  und  deren 
Gewerbebefugniss  niemals  so  individuell  erblich  geworden  sei  wie  die 
anderer  herrschaftlicher  Handwerker.  —  *)  Bis  in  das  13.  Jahrhundert 
(Abhandlungen  zum  70.  Geburtstage  von  K.  Maurer),  Leipzig  1893 
S.  377 ff.  —  ')  oben  S.  115  A.  1  und  Op permann  im  Correspondenz- 
blatt  der  Westdeutsch.  Ztschr.  XIX  1900  Sp.  178  ff.  —  *)  Das  französische 
Gewerberecht  und  die  Schaffung  staatlicher  Gesetzgebung  und  Verwal- 
tung in  Frankreich  vom  13.  Jahrhundert  bis  1581 ,  Leipzig  1899  S.  77 ; 
vgl.  desselben  Ursprung  des  Zunftwesens  und  die  älteren  Handwerker- 
verbände des  Mittelalters,  Leipzig  1900  S.  188.  —  »)  II  S.  203 ff.  -- 
•)  II  S.211,  212,  214ff.  —  ')  n  S.205,  208.  —  »)  II  S.211,  212.  —  •)  II 
S.  209,  213  f  —  ")  Ueber  dessen  Verhältniss  zu  andern  Abgaben  H  S.  212  f. 
—   ")  II  S.  247,  248.     Nicht  als  rechtsunfähige  Fremde,  sondern  als 
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mann  in  die  königliche  Hanse  ^)  tritt  ^).  Dies  ist  der  eine 
Fall  der  Ergebung  in  die  Hanse  des  Königs,  der  durch 
Specialgeschäft  ^). 

Man  kann  aber  Mitglied  dieser  Hanse  auch  dadurch 
werden,  dass  man  dauernd  den  Markt  unter  Königsschutz 
bezieht*).  Im  ständigen  Markt,  der,  wenn  er  sich  an  eine 
altumwallte  Niederlassung  anlehnt  oder  erst  neu  umwallt  wird, 
zugleich  Burg  ist^),  treten  die  Grosskaufleute*),  wie  sie 
ehedem  als  reisende  Leute  für  den  Jahr-  und  den  "Wochen- 
markt gethan  haben ''),  ebenfalls  in  die  obrigkeitliche  Hansa, 
aber  dauernd,  um  für  immer  im  besonderen  Schutze  des 
Königs  oder  Fürsten^)  zu  bleiben')  und  fortan  Bürger, 
burgenses,  zu  sein^").  Die  sonstigen  Besucher  des  Marktes 
gemessen  zunächst  nur  den  durch  die  allgemeine  Verkün- 
dung des  Marktfriedens  ^^)  gewirkten  Schutz  des  königlichen 
Sechzigschillingsbanns  *^).  Aber  bald  treten  die  Einwohner 
zumal  der  alten  Eömerstädte  gleichfalls  imter  das  Markt- 
recht^')  und  ebenso  der  Handwerker**),  der,  wie  übrigens 
auch  der  Kaufmann  *')  von  alters  her  zu  einem  grossen  Theil 

Kaufleute  sind  in  das  königliche  Gesinde  getreten  die  Juden  II  S.  286  ff., 
die  Kammerknechte  hiessen,  weü  sie  dem  Kämmerer  unterstanden  und 
Vorräthe  zu  liefern  hatten  II  S.  319. 

^)  II  S.  206,  211.  —  >)  n  S.  209,  210,  224,  226,  235,  246,  248. 
üeber  deren  Verhältniss  zur  Gilde  äussert  sich  Mayer  n  S.  236  ff., 
242  so :  „Die  Hanse  ist  ein  obrigkeitlicher  Verband,  in  den  man  durch 
Zahlimg  an  die  Obrigkeit  eintritt,  und  die  Gilde  eine  Corporation,  deren 
Mitglied  man  durch  Zahlung  an  die  Corporation  wird".  Mitunter  sei 
allerdings  die  ganze  Grosskaufinannschaffc  in  die  Hanse  getreten,  und 
so  die  Hanse  an  die  Gilde  gekommen.  —  »)  H  S.  266.  —  *)  II  S.  266, 
256.  —  »)  II  S.  254  ff  -  •)  II  S.  227,  245,  Hansa  S.  3;  vgl.  dazu  jetzt 
G.  V.  Below,  Grosshändler  und  Kleinhändler  im  deutschen  Mittelalter, 
Jahrbücher  f.  Nationalökonomie  LXXV  1900  S.  1  ff.,  der  nachweist,  dass 
es  im  Mittelalter  blosse  Grosshändler  so  gut  wie  gar  nicht  gegeben 
hat.  —  ')  II  S.  219  f.,  221;  Hansa  S.  21.  —  «)  II  S.217,  224,  258  ff., 
263  ff.  —  •)  H  S.  248,  Hansa  S.  13,  weshalb  sie  nunmehr  auch  die 
4  Denare  jährlich  oder  zu  jedem  Jahrmarkt  als  ständige  Abgabe  zu 
entrichten  haben  II  S.211,  248  ff.  —  i«)  II  S.  228  ff.  —  ")  II  S.  221.  — 
»)  n  S.  224f.  -  ")  n  S.254.  -  >*)  H  S.  253;  vgl.  dazu  Hansa  S.  9ff, 
46.  —  ")  n  S.  180  ff.  Der  Bürger  nähert  sich  überhaupt  dem  Ministe- 
rialen an.  Darauf  sollte  nach  Mayer  11  S.  230  ff.  es  deuten,  wenn 
constabularii,  ursprünglich  die  unter  dem  comes  stabuli  bezw.  Marschall 
stehenden  leichten  Reiter,    die  namentlich  auch  als  VoUstreckungs- 
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unfrei  ist^),  aber  jetzt  die  Marktabgabe  leicht  aufbringt. 
Hier  vollzieht  sieh  also  der  Eintritt  in  die  Hanse  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen;  der  Weg  geht  in  diesem  Falle  durch 
das  Marktrecht. 

Die  Zugehörigkeit  zur  Hanse  bringt  für  den  Einzelnen 
Zollfreiheit  mit  sich  2),  femer  das  Reclamationsrecht ')  und 
in  Deutschland  sowie  in  Nordfrankreich  das  dreifache  Wer- 
geid des  Gemeinfreien*).  Verfassungsgeschichtlich  wichtiger 
sind  die  Folgen  für  die  Gesammtheit.  Das  Markt-  oder 
Bürgerrecht  bedeutet  nämlich  nach  Mayer  negativ  die  voll- 
ständige Exemtion  von  der  Gerichtsbarkeit  des  Landrechts^), 
Und  positiv  ergiebt  sich  aus  ihm  die  besondere  Nieder-  ja 
sogar  Hochgerichtsbarkeit^)  und  damit  ein  besonderes 
Straf-,  Proce.ss-  und  Civilrecht')  der  Bürger,  da» 
in  seinen  Grundzügen  allenthalben  dasselbe  ist,  weil  ihm  die 
für  das  ganze  Reich  einheitliche  Hanse  zu  Grunde  liegt*), 
und  die  Behörden  aller  Markt-  und  Burgorte  Behörden  «in 
und  desselben  Rechtes,  Behörden  für  das  königliche  Gesinde 
sind  °).  Endlich  hängt  damit  auch  der  Haubann  zusammen, 
der  nach  Mayer  als  hansabannus  zu  verstehen  ist,  und  als 
das  die  einheimische  Kaufmannschaft  nicht  treflFende  Verbot 
an  alle,  die  nicht  Hansamitglieder  sind,  also  namentlich  an 
die  Landleute  aufgefasst  werden  muss,  in  der  Stadt  und 
innerhalb  der  Bannmeile  zu  verkaufen  ^"). 

Ein  zweiter  mafsgebender  Factor  in  der  Stadtverfassungs- 
geschichte war  nach  Mayer  der  Friedensverband  der  Eid- 
genossenschaft^^). Diese  bringt  nämlich  die  aus  dem 
Marktrecht  bezw.  königlichen  Gesinderecht  stammende  Hoch- 
gerichtsbarkeit an  sich.     „Durch  sie  wird  die  (strenge)  herr- 


beamte  verwendet  wurden,    später   die  Bezeichnung  für    die  jungen 
vornehmen  Bürger  werde,  die  eben  auch  leichtbewafihet  seien. 

»)  II  S.  177 ff.,  246.  Below  habe  die  Existenz  unfreier  Hand- 
werker unterschätzt.  —  »)  II  S.  235,  279.  —  »)  II  S.  257.  —  *)  II  S.  234, 
245.  —  *)  II  S.  257.  —  •)  n  S.  221  ff.,  266 ff.;  vgl.  214,  216,  Hansa 
S.  14.  Die  königliche  Hofgerichtsbarkeit  schliesst  eben  auch  die  Hoch- 
gerichtsbarkeit ein.  —  •»)  II  S.  273  ff.  —  »)  II  S.  226,  Hansa  S.  20  f.  Die 
Hanse  greift  auch  auf  das  platte  Land  hinaus;  der  obrigkeitliche  Hans- 
graf der  obrigkeitlichen  Hanse  steht  auch  den  ländlichen  hausati,  den 
spätem  Pfahlbürgern,  vor.  II  S. 244 ff.  -  •)  HS. 274.  —  »•)  II  S. 277 ff., 
Hansa  S.  36  ff.  —  »)  I  524  ff.,  besonders  538  ff. 
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schaftliche  Gerichtsbarkeit  über  Friedensbruch  zu  einer 
(milderen)  Communalgerichtsbarkeit ,  oder  besser  die  Com- 
munalgerichtsbarkeit,  die  von  jeher  geübt  worden  ist,  erfasst 
jetzt  auch  die  Stadt  des  Römer-  und  Marktrechts"  ^).  Das 
führende  Organ  dieser  Eidgenossenschaft  ist  der  Rath;  der 
Unterstellung  unter  das  deutsche  Gemeinderecht  verdankt 
er  sein  Aufkommen^). 

Im  Uebrigen  freilich  geht  das  communale  Element 
auf  ältere  Wurzeln  zurück,  zu  einem  kleineren  Theile  auf 
germanische,  indem  das  noch  zu  besprechende,  nach  Mayer 
germanische  Schöffeninstitut  in  etwa  in  die  Entwickelung 
hineinspielte  ^) ,  Tsde  auch  der  Einfluss  germanischer  Eid- 
bruderschaften schon  in  älterer  Zeit  sich  bemerkbar  macht*), 
zum  weit  grossem  Theile  aber  auf  römische.  Wir  sind  da- 
mit bei  Mayers  These  von  der  Fortdauer  und  Nach- 
wirkung der  römischen  Communalverfassung  in 
fränkischer  und  nachfränkischer  Zeit  und  beim  dritten  Factor 
der  städtischen  Yerfassungsentwickelung  angelangt.  Das  ist 
vielleicht  derjenige  Punkt,  bei  dem  am  ehesten  Zweifel  und 
Unglaube  gegenüber  Mayers  Aufstellungen  im  Leser  wach 
werden.  Nicht  sowohl  deshalb,  weil  seine  These  gegen  ein  fast 
zum  Dogma  gewordenes  Ergebniss  der  neueren,  auf  Hegels 
grundlegendem  Werk  über  die  italienische  Städte- 
verfassung fussenden  Forschung  verstösst^),  sondern  wegen 
Mayers  eigener  Beweisführung.  Nirgends  tritt  seine  Neigung 
zu  kühnster  —  um  nicht  mehr  zu  sagen  —  Combination  zu 
Tage  als  hier.  Nirgends  äussert  sich  mehr  seine  schwache 
Nachgiebigkeit  gegenüber  geistreichen,  aber  schlechterdings 
nicht  zu  rechtfertigenden  Einfällen.  Nirgends  widersteht  er 
weniger  der  Versuchung,  irgend  eine  vereinzelte  Erscheinung 
in  einen  ganz  entlegenen,  grossen  Zusammenhang  zu  rücken 
unter  souveräner  Missachtung  der  Thatsachen  und  der  — 
von  ihm  allerdings  als  einseitig  imd  trügerisch  hingestellten  — 
QueUenlage *).     Oder  was  sollen  wir  dazu  sagen,  wenn  die 

>)  I  S.  548,313.  —  *)  II  S.550flF.  —  »)  I  S.  307  ff.  —  ♦)  I  S.  526  ff. 
—  *)  Mayer  I  S.  284 ff.  —  •)  Am  ehesten  kann  man  dem  zustimmen, 
was  Mayer  I  S.  320  ff.  mit  TI  S.  258  über  die  Ausbildung  einer  bischöf- 
lichen Stadtherrschaft  zu  eigenem  Recht  auf  römischer  Grundlage 
ausfahrt.    Daran  ist  manches  Richtige. 
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Consuln^)  der  mittelalterlichen  Städte,  einfach  deshalb  weil 
sie  gewöhnlich  als  VierercoUeg  auftreten  und  das  Amt  jähr- 
lich wechseln,  auf  die  quatuorviri  bezw.  doppelten  duoviri 
iure  dicundo  und  aediles  der  römischen  Colonien  und  Muni- 
cipien  zurückgeführt  werden  2)  —  wenn  die  Dorfvierer  ins- 
besondere auch  unserer  oberrheinischen  Dörfer  ^)  als  länd- 
liche Nachbildung  derselben  römischen  Städteinstitution*), 
und  gar  die  mittelalterlichen  Bürgermeister  wegen  ihrer 
Zweizahl  (wenn  es  sein  muss,  auch  der  eine  Bürgermeister 
und  der  Oberstzunftmeister)  *)  als  die  beiden  Aedilen  erklärt 

»)  Zur  Erklärung  der  Bezeichnung  I  S.  311f.  —  »)  I  S.  285  ff.,  be- 
sonders S.  290  ff.,  294,  297.  Vgl.  dazu  Oppermann  a.a.O.  Sp.  182.  — 
•)  Vgl.  namentlich  Friedrich  v.  Wyss,  Die  schweizerischen  Land- 
gemeinden, Abhandlungen  S.  46f.  —  *)  I  S.292,  304,  Wenn  eine  andere 
Herleitung  als  die  z.B.  von  Wyss  angedeutete  von  den  verschiedenen 
Theüen  des  Dorfs  versucht  werden  sollte,  so  könnte  man  mit  viel 
mehr  Wahrscheinlichkeit  die  Viere  als  Vorsteher  von  Sippenvierteln 
sich  vorstellen.  —  ')  Von  Basel  behauptet  Mayer  I  S.  314,  um  die 
Zweizahl  herzustellen,  der  Obristzunftmeister  sei  als  einer  der  beiden 
Bürgermeister  zu  fassen.  Nun  wissen  wir  allerdings  über  die  Er- 
richtimg beider  Aemter  nichts  Näheres.  Aber  das  steht  fest,  dass  zu- 
nächst —  etwa  seit  der  Mitte  des  13.  Jährhunderts,  Urkundenbuch  der 
Stadt  Basel  I  1890  Nr.  263  S.  191  (Text  bei  Trouillat,  Monuments  de 
l'histoire  de  l'ancien  övgch^  de  Bale  11852  S.  592  Nr.  412),  Nr.  283 
S.  204  U.S.  w.,  Heus  1er,  Verfassungsgeschichte  der  Stadt  Basel,  1860 
S.  123  —  nur  einer  der  beiden  Beamten,  der  Bürgermeister,  da  war.  Noch 
in  der  auf  Bischof  Heinrich  von  Neuenburg  zurückgehenden  Handfeste 
wird  nur  er  genannt,  obschon  für  Erwähnung  des  Oberstzunftmeisters, 
der  ja  auch  vom  Bischof  „gegeben"  wurde,  aller  Anlass  war;  Heusler, 
a.  a.  0.  S.  127  ff.,  Basler  Urkundenbuch  IV  Nr.  134  S.  125.  Erst  einige 
Zeit  nachher  taucht  der  Oberstzunftmeister  auf  u.  z.  im  Zusammenhang 
mit  den  Streitigkeiten  der  Psitticher  und  Stemer,  Heusler  S.  156  mit  118. 
Dabei  wurde  er  offenbar  geschaffen,  um  den  unter  Heinrich  von  Neuen- 
burg für  die  bischöfliche  Politik  herangezogenen  Zünften  zu  einem 
obersten,  in  die  Rathsverfassung  einfügbaren  Organ  zu  verhelfen, 
Geering,  Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel,  1886  S.  37.  Noch 
klarer  liegen  die  Dinge  in  Zürich.  Hier  kannte  die  von  Brun  1336 
eingeführte  Zunftverfassung  nur  einen,  lebenslänglichen  Bürgermeister. 
Und  dabei  blieb  es  bis  zum  Tode  von  Bruns  Nachfolger  Rüdiger  Manesse. 
Da  sich  dieser  Unregelmäfsigkeiten  in  der  Verwaltung  hatte  zu  Schul- 
den kommen  lassen  (Bluntschli,  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der 
Stadt  und  Landschaft  Zürich,  2.  Aufl.  Zürich  1856  I  S.  345  mit  N.  25),  be- 
schlossen am  26.  November  1383  die  Räthe,  Zunftmeister  und  die  Zwei- 
hundert jährlich   zwei  Bürgermeister,  jeden  fär  ein  halbes  Jahr,  zu 
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werden^)  —  wenn  endlich  der  süd-  und  mittelfranzösische 
centenarius,  damit  er  als  detachirter  Curiale  erklärt  werden 
kann,  seinen  Namen  deshalb  erhalten  haben  muss,  weil  seit 
der  Reichsgründung  centenarius  den  gewählten  Beamten  be- 
deutete^)? Dass  bei  solcher  Beweisführung  auch  das  Uebrige 
keine  Schwierigkeiten  mehr  bereitet,  kann  nicht  verwundem'). 
Lebensäusserungen  der  Curie,  die  sie  als  nach  wie  vor  in 
Ej'aft  und  Thätigkeit  stehende  Einrichtung  bezeugten,  hat 
man  zwar  nicht.  Aber  die  Kölner  B-icherzeche  weist  eine 
auffallende  Aehnlichkeit  mit  ihr  auf,  weil  auch  in  ihr  die- 
jenigen Amtsleute  die  entscheidenden  sind,  die  ihr  Amt  „ver- 
dient" haben*).  Und  dass  die  paar  Formeln  und  Urkunden, 
welche  in  fränkischer  Zeit  die  gesta  municipalia  und  sonstige 
Theile  des  municipalen  oder  curialen  Apparates,  aber  meist 
nur  im  ProtocoU  und  z.  Th.  offensichtlich  missverstanden  er- 
wähnen, lediglich  mechanisch  aus  römischer  Zeit  herüber- 
geschleppt wären,  erklärt  Mayer  kurzweg  für  eine  unsinnige 
Annahme ').    Von  der  römischen  Stadtbevölkerung  seien  nur 


wählen,  Zeller-Werdmüller,  Die  Zürcher  Stadtbücher,  Zürich  1899 
I  S.  275  f.  mit  ebenda  S.  128  f.,  241,  259.  Es  ergiebt  sich  hieraus  für 
zwei  Städte,  dass  von  einer  ursprünglichen  Doppelbesetzung  des  Bürger- 
meisteramtes keine  Rede  sein  kann,  und  dass  die  Einsetzung  des  zweiten 
Bürgermeisters,  bezw.  des  Oberstzunftmeisters,  wie  übrigens  jedenfalls 
auch  die  des  ersten,  bestimmte  locale  Ursachen  hat.  Aehnliches  wird 
sich  zweifellos  auch  für  die  übrigen  Städte  mehr  oder  weniger  sicher 
feststellen  lassen;  über  das  allerdings  eigenartige  Bürgermeisterthum 
von  Köln  vgl.  jetzt  Lau,  Entwicklung  der  communalen  Verfassung 
und  Verwaltung  der  Stadt  Köln,  Bonn  1898  S.  79  flf.,  88  ff.,  91.  Damit 
fUllt  Mayers  Erklärung  des  Bürgermeisteramtes  dahin.  Ist  sie  auch  nur 
eine  Einzelheit,  so  müssen  doch  derartige  phantastische  Aufstellungen, 
die  von  einem  Mangel  an  nüchterner  Kritik  zeugen,  nothwendig  das 
Misstrauen  des  Lesers  wachrufen  und  ihm  die  Frage  nahelegen,  ob 
nicht  etwa  anderwärts,  wenn  auch  nicht  so  anfällig,  Unterbau  und 
Aufbau  an  ähnlichen  Mängeln  litten. 

^)  I  S.  313  ff.  —  2)  I  S.  301  f.,  446,  515.  —  »)  Ueber  die  libertas 
Romana  von  Selz  vgl.  Uhlirz,  Histor.  Vierteljahrsschrift  II  1899, 
S.  257 f.  mit  Mayer  I  S.304N.4.  —  *)  I  S.  305  ff.;  vgl.  dazu  jetzt  Lau 
a.a,0.  S.  76ff.,  Hansen  in  der  Denkschrift  zur  Eröffnung  der  neuen 
Werftanlagen  in  Köln  1898,  und  zu  beiden  Knipping,  Westdeutsche 
Ztschr.  XVIII  1899  S.  81  f.  —  »)  „Dass  man  die  Parteien  zur  Beurkundung 
an  Behörden  gewiesen  hätte,  welche  gar  nicht  existirten,  ist  gerade 
so  imsinnig,  als  wenn  moderne  Notariatsformulare  von  den  alten  Cent- 
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die  negociatores  und  die  possessores  in  neue  Rechtsverhält- 
nisse übergetreten^),  jene  in  die  hansa,  wobei  freilich  die 
Kaufmannsgenossenschafl  auch  weiterhin  auf  römisches  Recht 
zurückgehe  ^),  diese  in  die  Vassallität.  Die  Lage  der  Hand- 
werker dagegen  blieb,  und  zwar  im  Norden  wie  im  Süden, 
in  fränkischer  und  späterer  Zeit,  im  Wesentlichen  dieselbe 
wie  in  römischer').  „Da  wie  dort  ein  freies,  kein  herr- 
schaftliches Gewerbe,  da  wie  dort  die  Unterstellung  der  ein- 
zelnen Handwerker  unter  die  öffentliche  Gewalt  zu  schweren 
Gewerbsabgaben  und  Diensten,  da  wie  dort  die  Zusammen- 
fassung des  Gewerbes  in  Eidgenossenschaften  (Bruderschaften, 
fratemitates) ,  beidemale  Zunftzwang  und  autonome  Reguli- 
rung  der  gewerblichen  Yerhältnisse"  *).  So  ist  also  auch 
das  Zunftwesen  glücklich  unmittelbar  auf  das  römische  Recht 
zurückgeführt  ^). 

Mayer  stützt  sich  bei  der  Erörterung  dieser  Fragen, 
die  erschöpfend  nur  unter  Mitberücksichtigung  des  italieni- 
schen Materials  könnten  behandelt  werden,  wesentlich  auf 
südfranzösische  Quellen.  Bald  nach  seinem  Werk  erschien 
die  bis  zum  Schluss  des  13.  Jahrhimderts  reichende  Ver- 
fassungsgeschichte der  Provence  von  Fritz  Kiener^). 
Auch  ihre  Ergebnisse  wird  man  nicht  ohne  Ausnahme  gut- 
heissen  können '').  Aber  sie  gewinnt  den  Leser  alsbald  durch 
ihre  sichere  historische  Methode.  Durchaus  nicht  ohne  auf- 
bauende Phantasie  geschrieben,  verwischt  sie  doch  nirgends 
die  quellenmäfsige  thatsächliche  Lage  der  Dinge.  Mit  nüch- 
terner Kritik  werden  blosse  Yermuthungen  imd  feststehende 
Thatsachen  auseinandergehalten,  und  deutlich  wird  jeweilen 


gerichten  reden  wollten"  I  S.  296.  Da  bei  einer  auch  nur  einiger- 
mafsen  objectiven  Würdigung  des  damaligen  ürkimden-  und  Formel- 
wesens und  der  Starrheit  besonders  der  ProtocoUe  die  Unrichtigkeit 
des  Vergleichs  in  die  Augen  springt,  ist  man  der  Mühe  einer  Wider- 
legung gegenüber  dieser  Behauptung  enthoben. 

»)  I  S.  337.  —  >)  I  S.  337,  II  S.  236  ff.,  245,  Hansa  S.  16.  —  »)  I 
S.  326  ff.  —  *)  I  S.  330,  332,  336  f.  —  »)  Für  römisch  wird  femer  I  S.  319 
der  ribuarische  Gerichtsschreiber  erklärt.  —  •)  Siehe  oben  S.  115  A.  1.  — 
')  Die  Ausführungen  S.  59  ff.  über  den  comes  von  Greg.  Tur.  Hist. 
Franc.  VI  c.  24  und  über  das  Verhältniss  von  Patriciat  und  Comitat 
befriedigen  nicht,  und  auch  der  mehrfache  Bedeutungswandel  von  vice- 
dominus  S.  41,  63,  66,  116  erregt  Zweifel. 
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ein  neuer  Einschlag  hervorgehoben,  sodass  man  ein  anschau- 
liches Bild  vom  Werden  und  allmähligen  Wachsthum  der 
mittelalterlichen  Verfassungseinrichtungen  erhält.  Es  ist  inter- 
essant, Kieners  Ergebnisse  für  die  Geschichte  der  provenga- 
lischen  Consulatsverfassung  mit  denen  Mayers  für  Südfrank- 
reich überhaupt  zu  vergleichen.  Das  keineswegs  überraschende 
Ergebniss  ist,  dass  bereits  in  ostgothischer  Zeit  die  Curie 
in  der  Provence  in  bedenklichen  Verfall  gerathen  war*), 
und  dass,  nachdem  die  Franken,  wie  schon  vorher  die  Ost- 
gothen,  gerade  in  den  Städten  sich  festgesetzt  hatten^),  diese 
in  die  von  den  Merowingem  neu  geordnete^)  imd  von 
den  Karolingern  umgestaltete  *)  allgemeine  Landesverfassung 
hineinbezogen  wurden^).  Bis  in  die  erste  Hälfte  des  12,  Jahr- 
hunderts fehlt  nicht  nur  jedes  Zeugniss,  sondern  auch  der 
Kaum  für  eine  besondere  Commimalverfassimg^).  Da  erst 
erhebt  sich,  zuerst  1128  in  Marseille,  besonders  deutlich 
aber  und  durchsichtig  1131  in  Arles,  die  geschworene  Eid- 
genossenschaft des  älteren  Consulats''),  das  Kind  einer  neuen 
Zeit,  neuer  Verhältnisse,  gerade  in  seiner  inneren  Einrich- 
tung eine  durchaus  local  ausgeprägte  Neubildung^). 

VI. 

Auch  zur  Kritik  dessen,  was  Mayer  über  die  Organi- 
sation der  öffentlichen  Verbände  und  Behörden  aus- 
führt, trägt  Edeners  Einzeluntersuchung,  wenigstens  soweit 
als  die  südfranzösischen  Territorien  in  Frage  stehen,  man- 
ches bei. 

Da  kommt  zunächst  der  com  es  in  Betracht,   der  nach 


>)  Kiener  S,  14.  -  »)  Derselbe  S.9,  28,  -  »)  Ebenda  S.52ff.  — 
*)  a.a.O.  S.  113 ff.,  136.  -  »)  Kiener  S.68ff.  —  •)  Ebenda.  —  '')  Der- 
selbe S.  163—210,  von  da  ab  über  die  neuen  Consulate.  —  »)  In 
glänzender  Ausführung  hat  Kieuer  namentlich  för  Arles  die  Vor- 
aussetzungen, die  Entstehungsgeschichte  und  das  Wesen  des  Consulats 
dargethan.  Aus  ihm  S.  192  ff.,  218,  220  (221),  224,  233  lernt  man  nament- 
lich erkennen,  wie  die  übrigens  durchaus  nicht  allenthalben  ursprüng- 
liche und  dauernd  beibehaltene  Vierzahl  der  consules  durch  locale  oder 
andere  ZuföUigkeiten  bedingt  war.  Dadurch  ist  för  die  Provence 
Mayers  Theorie  der  letzte  Halt  entzogen,  was  Mayer  selber,  der  aus 
Kieners  Buch  vor  allem  den  Nachweis  weiterer  Belege  für  die  Vier- 
zahl aufgenommen  hat  (Deutsche  Litteraturzeitung  1899,  9.Dec.,  Sp.  1881), 
freilich  nicht  zugeben  will. 
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Mayer  nicht  auf  den  Grafen  zurückgellt  ^)  und  erst  im  Laufe 
des  8.  Jahrhunderts  mit  diesem  identisch  wird'-^).  Er  soll 
vom  römischen  comes  civitatis  abstammen  ^).  Allerdings  be- 
sass  dieser  nach  dem  bekannten  Grundsatz  der  diocletiani- 
schen  Verfassung  von  der  Trennung  der  Militär-  und  der 
Civilgewalt  nur  müitärische  Befugnisse;  er  war  Stadtcom- 
mandant*). Aber  im  Reiche  des  Syagrius  habe  er  die 
bürgerliche  Gewalt  hinzuerworben  5),  und  so  sei  er,  während 
der  Behördenorganismus  des  Reichsrechtes  wegfiel,  als  ein 
Stück  der  Organisation  der  Civitas  von  den  Franken  über- 
nommen worden.  In  den  westgothischen  Gebieten  dagegen 
sei  die  Verbindung  der  beiden  Gewalten  in  der  Weise  her- 
gestellt worden,  dass  der  comes  im  Gericht  des  iudex 
(vicarius)  civitatis  (später  auch  potestas)®)  erschien,  dessen 
Amt,  meist  von  Klerikern  versehen,  auf  eine  vom  rector 
provinciae  für  die  einzelne  civitas  geschaffene  Vertretung  zu- 
rückzuführen sei ').  Dagegen  haben  nach  Kiener  die  Franken 
in  der  Provence  die  Scheidung  von  Civil-  und  Militärgewalt 
nicht  nur  noch  vorgefunden,  sondern  sogar  zunächst  auch 
beibehalten^).  Ihre  Aufhebung  wird  von  ihm  in  einleuchten- 
der Begründung  mit  der  Heranziehung  der  Romanen  zum 
Heerdienst  erklärt^). 

Ich  übergehe  den  vicarius  locorum***),  der  nach  Mayer 
der  Abkömmling  des  römischen  vicarius  numeri,  eines  für 
die  Verfolgung  von  Räubern  bestellten  Offiziers  ist^^),  und 
durch  die  Landfriedensgesetzgebung  an  Stelle  des  Königs- 
banns Blutgerichtsbarkeit  erhalten  hat^'*),  sowie  den  vice- 

*)  I  S.  338  mit  N.  2.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  II 
S.  164 ff. ,  sieht  in  ihm  bekanntlich  den  neufränkischen  Grafen,  dem 
sich  dann  wiederum  der  altfränkische  angeglichen  hat.  —  *)  I  S.  340.  — 
»)  Mayer  betont  wiederholt  I  S.  303  und  338,  dass  das  Verhältniss  zur 
Centralgewalt  für  den  Grafen  der  fränkischen  Zeit  dasselbe  sei,  wie  es 
für  den  comes  civitatis  war,  indem  auch  dieser  ^/s  der  Gefälle  behielt, 
während  er  */.  abzuliefern  hatte.  —  *)  I  S.  804,  339.  —  <»)  I  S.  339.  — 
•)  I  S.  345;  vgl,  dazu  Kiener  S.  221  und  Mayer,  Deutsche  Litteratur- 
^tung  1899,  9.  Dec,  Sp.  1879.  —  '')  I  S.  340 ff.  —  «)  Kiener  S.  1,  9, 
20,  50.  —  *)  Ebenda  S.  50 ff.  Wir  erinnern  uns  daran,  dass  Mayer 
zwischen  Seine  und  Loire  die  Romanen  früher  heerpflichtig  werden 
lässt  als  anderswo,  oben  S.  139  A.  4.  Das  würde  dann  auch  das  Vor- 
angehen dieser  Gegenden  mit  der  Comitatsverfassung  erklären.  — 
>«)  I  S.  348 ff.  —  ")  I  S.  363 ff.;  dazu  Kiener  S.  118  ff.  —  ")  I  S.  353. 
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comes^),  den  Vertreter  des  Grafen  in  seiner  persönlichen 
Gerichtsbarkeit 2) ,  der  es  da,  wo  ein  Graf  mehreren  Graf- 
schaften vorstand,  in  dieser  Vertretung  bis  zur  Hochgerichts- 
barkeit brachte'),  und  endlich  den  castellanus*)  (tribunus)^) 
sowie  einige  andere  Beamte  dieser  romanischen  Gebiete,  um 
mich  der  Organisation  der  germanischen  Verbände  zuzu- 
wenden. 

In  dreifacher  Abstufung  reichen  sie  in  die  Urzeit  zurück, 
als  Gemeinde,  als  Hundertschaftsverband  und  als  Völkerschaft. 

Darin,  dass  er  die  Gemeinde  als  Zehend,  Zeche,  (Ur-) 
Kirchspiel  schon  dem  ältesten  öffentlichen  Recht  zuweist'), 
stellt  sich  Mayer  wiederum  in  entschiedenen  Gegensatz  zur 
herrschenden  Meinung,  die  in  ihr  eine  spätere  Bildung  sieht '). 
Ursprünglich  eine  Verbindung  von  zehn  Familien  der  kleinen 
Freien  *)  mit  einem  gewählten ,  später  oft  erblichen  Vor- 
stand (decanus,  Holzgraf,  Hunne,  "Weibel,  Bauermeister)') 
und  einem  Rath  (Heimburger,  Heimraden)  ^°)  hat  sie  vor  allem 
wirthschaftliche  Functionen  ^^),  trägt  sie  die  Gesammt- 
(Friedens)bürg8chaft  ^2),  und  ist  sie  Inhaberin  von  Gerichts- 
barkeit ^3). 

Von  dem  Bild,  das  Mayer  von  der  nach  ihm  in  die 
Jäger-  und  Hirtenzeit  zurückreichenden  ^*),  ursprünglich  einen 
Heeresverband  bedeutenden ^^^  Hundertschaft  (Go)  ^*)  sich 
macht,  haben  wir  schon  unter  H  und  HI  wesentliche  Züge 
kennen  gelernt.  Hier  ist  noch  nachzutragen,  dass  die  Hundert- 
schaft ausser  der  Verwaltung  der  Allmende^''),  derjenigen 
Function,  die  ihr  am  längsten  blieb,  auch  Gerichtsbarkeit 
hatte,  ja,  wie  alsbald  sich  zeigen  wird,  als  wichtigster  Ge- 
richtsverband des  Volksrechtes  erschien.  Ihr  gewählter  Vor- 
steher war  der  Centenar  oder  Cent(Gt))graf  ^8),  dem  es  man- 
cherorts  gelang,   sein  Amt   in  ein  Erbamt  umzuwandeln**) 


1)  I  S.  355.  flf.  —  *)  I  S.  357,  360;  vgl.  dazu  Kiener  S.  122 ff.  — 
»)  I  S.  359 f.  —  *)  I  S.  360ff.  —  »)  I  S.  366.  —  •)  I  S.  484,  511,  512,  514.  — 
')  I  S.484.  -  «)  I  S.  511.  -  »)  I  S.  494 ff.  —  ")  I  S.484ff  mit  490  ff., 
514.  —  ^1)  I  S.  515ff.  —  ^*)  I  S.  519.  Die  gemeingermanische  Gesammt- 
bürgschaft  Mosers,  von  Waitz,  Verfassungsgeschichte  I*  S.  454 ff., 
wie  es  schien,  endgültig  beseitigt,  ersteht  also  bei  Mayer  von  neuem.  — 
»)  I  S.  517  ff,  375.  —  ")  I  S.  434  mit  N.  2,  414.  —  »)  I  S.  434.  — 
")  I  S.  435 f.,  442.  —  ")  I  S.  436ff  —  ")  I  S.445ff.  —  »)  I  S.447ff   Ueber 
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Solche  AUodialcentgrafen  oder  Allodialherren  wurden  freie 
Herren  genannt  ^) ;  wie  sie  weiterhin  zn  dem  Titel  ßarone 
kamen,  ergiebt  sich  aus  dem  Früheren  2). 

Am  schwersten  erkennbar  ist  späterhin  der  oberste 
Verband,  die  durch  die  amtsrechtliche  Grafschaft  über- 
schattete Yö  Ik  er  Schaft  ^).  Auch  sie  hatte  ihren  Vorsteher, 
dessi^n  Abkömmlinge  der  fränkische  Tungin*),  der  bairische 
iudex,  der  sächsische  Grafschaftsschultheiss  und  der  nord- 
albingische  Overbote  waren  5).  Sie  war  also  ebenfalls  Ge- 
richtsverband. 

Wie  gestaltete  sich  nun  das  Verhältniss  dieser  ver- 
schiedenen Gerichtsbarkeiten,  was  ergibt  sich  aus  Mayers 
Darstellung  über  die  Geschichte  des  Gerichtswesens 
und  der  Gerichtsverfassung?  Man  muss  unterscheiden 
zwischen  dem  rein  volksrechtlichen  Zustand  und  zwischen 
der  Neugestaltimg  der  Gerichtsverhältnisse  durch  das  könig- 
liche Amtsrecht  seit  der  Reichsgründung. 

Der  hervorstechendste  Zug  im  Bilde  des  ältesten  Ge- 
richtswesens ist  nach  Mayer  die  Autonomie  der  Hundert- 
schaft sgerichte.  Es  gab  nicht  ein  oberstes  Gericht,  an 
das  der  ßechtszug  vom  Gerichte  der  Hundertschaft  gegeben 
war*»),  und  die  Hundertschaften  stellten  auch  nicht  die  Ge- 
riehtsgemeinde  für  das  Gericht  eines  grösseren  Bezirkes'). 
Vielmehr  war  jede  Hundertschaft  souverän  und  gewisser- 
mafsen  das  Gericht   schlechthin,    dem   alle  Gerichtsbarkeit, 


den  Gegensatz  der  aristokratischen  (erblichen  oder  durch  Wahl  nur 
der  Erfexen  besetzten)  Gografschaft  und  der  durch  Wahl  der  Bauern 
vergebenen  siehe  I  S.  447  mit  N.  42. 

1)  I  S.452.  -  «)  Vgl.  oben  S.  145.  —  »)  I  S.  471  ff.  —  *)  I  S.483.  — 
*)  I  S.  476  f.  —  •)  Die  kämpfliche  Schelte,  d.  h.  die  alte  ursprüngliche 
Form,  ein  Urtheil  zu  schelten,  muss  aufgekommen  sein  zu  einer  Zeit, 
wo  das  betreffende  Gericht  —  und  nach  Mayer  kann  das  nur  das 
Hundertschaftsgericht  gewesen  sein  —  das  höchste  Gericht  war.  Die 
Klage  gegen  Rechtsbeugung  dagegen  wird  gegeben,  nachdem  über 
das  bisher  souveräne  Gericht  ein  höheres  getreten  ist  II  S.  412;  vgl. 
ebenda  S.  111  mit  108  ff.  —  '')  Nur  ausnahmsweise  hielt  wohl  da,  wo 
mehrere  Civitates  zu  einem  Concilium  vereinigt  waren,  der  Völker- 
schaftsrichter in  ähnlicher  Weise  in  den  Hundertschaften  Gericht 
wie  später  dee  fränkische  Graf,  und  nur  dann  ergab  sich  das  aus 
Tacitus,  Germania  c.  12  bekaimte  Bild.   I  S.  477. 
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von  der  geringfügigen  Geraeindegerichtsbarkeit  ^)  und  den 
etwa  dem  Völkerschaftsgericht  vorbehaltenen  besonderen 
Vergehen  gegen  die  Gesammtheit  abgesehen,  zukommt,  also 
auch  die  Blutgerichtsbarkeit^).  Dieses  Hundertschafts- 
gericht aber  tritt,  wie  alle  germanischen  Gerichte,  meistens 
als  Vollgericht  zusammen,  erst  in  späterer  Zeit  häufiger  als 
Schöffengericht.  Nur  das  Vollgericht  kann  über  das  Blut 
und  über  Liegenschaftsstreitigkeiten')  sowie  über  nicht  ge- 
wettete Schulden*)  urtheilen.  lieber  das  Blut  richtet  es 
stets  nur  als  von  dem  Verletzten  oder  seiner  Sippe  gebotenes 
Ding;  „die  Quellen  kennen  nur  ein  ausserordentliches  Zu- 
sammenrufen der  Gemeinde  zum  Blutgericht"  ^).  Als  echtes 
Ding  dagegen  tagt  es  von  6  zu  6  Wochen  ^)  für  volksrecht- 
liche Rügesachen '),  Immobiliarprocesse  und  Streitigkeiten 
um  nicht  gewettete  Schuld^),  von  14  zu  14  Tagen ^),  hier 
aber  nur  facultativ  als  Vollgericht  **•),  über  Pahrhabestreitig- 
keiten  und  Schuldsachen  ^^). 

In  diesen  Zustand  greift  nun  bald  nach  der  Reichsgrün- 
dung, jedenfalls  aber  vor  Karl  dem  Grossen  ^^)  das  königliche 
Amtsrecht  ein.  Das  Grosskönigthum  strebt  darnach, 
alle  Autonomie  zu  brechen  und  vor  Allem  die  Hoch- 
gerichtsbarkeit an  sich  zu  ziehen^').   In  der  Völkerschaft 

')  I  S.  243  f.,  249,  375.  -  *)  I  S.  437,  444, 378,  474.  -  »)  I  S.  369  ff. 
—  *)  I  S.  376.  Nicht  gewettete  Schulden  dürfen  ausserhalb  des  Voll- 
gerichts nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  ein  Compromiss  stattge- 
funden hat.  Nichts  anderes  als  solch  ein  Compromiss  ist  der  Elag- 
einsatz  (delatura,  destrictus)  des  Klägers  und  der  Gegeneinsatz  des  Be- 
klagten ;  man  hat  die  durch  Pfandsetzimg  gesicherte  Unterliegensbusse 
als  eine  dem  sacramentum  des  römischen  Legisactionenprocesses  ähn- 
liche Einrichtung  anzusehen.  I  S.  151  ff.  —  »)  I  S.  370.  —  «)  J.  S.  372  f. 
Später  tritt  dies  Sechswochending  ausser  in  Sachsen  und  Ostfranken  nur 
noch  im  Fristenwesen  hervor.  Vgl.  auch  oben  S.  134  A.  4.  —  ^)  I  S.  243  f., 
259,  374.  -  8)  I  S.  374.  —  •)  I  S.446f.,  373:  „Diese  Fristen  von  sechs 
zu  sechs  Wochen  oder  gar  von  14  zu  14  Tagen  sind  in  einer  acker- 
bauenden Gesellschaft  viel  zu  kurz.  So  muss  die  derart  befristete  Ge- 
richtsversammlung bereits  aus  der  Jäger-  und  Hirtenzeit  übernommen 
sein,  wo  die  einzelnen  beweglicher  und  ungebundener  waren".  — 
1«)  I  S.  447.  —  »>)  I  S.  446:  „Im  ganzen  Mittelalter  ist  das  Centgrafen- 
gericht für  Obligationen-  und  Mobiliarsachenrecht  competent."  S.  372.  — 
»)  I  S.  456.  -  ")  1  S.  378,  454  ff  Ueber  die  Stellung  des  fränkischen 
Grosskönigthums  zur  Autonomie  der  Gemeinden  und  bäuerlichen  Gilden 
siehe  I  S.  355,  513  f.,  534,  II  S.  401. 
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tritt  der  königliche  Graf  neben  den  einheimischen  Richter 
der  Völkerschaft^),  der  sich  ihm  unterordnen  und  froh  sein 
muss,  wenn  er  unter  dem  Grafen  als  Vorsitzender  des  Grafen- 
gerichts sich  zu  behaupten  vermag,  wie  dies  dem  bairischen 
iudex  gelangt).  Eine  wahre  Umwälzung  brachte  das  könig- 
liche Amtsrecht  im  Bereiche  der  Hundertschaft  mit  sich. 

Von  dem  einen  Ziele,  das  in  der  Schaffung  eines  ab- 
hängigen Beamtenthums  im  Hundertschaftsbezirk  bestand, 
soll  hier  nicht  weiter  die  Rede  sein^);  es  wurde  dadurch  er- 
reicht, dass  der  König  dem  volksrechtlichen  Hundertschafts- 
vorstand, zumal  da,  wo  er  nicht  AUodialherr  geworden  war, 
die  bereits  im  salischen  Recht  als  sagibarones  bezeugten 
mehreren  Schultheissen  zur  Seite  setzte*),  wenn  es  nicht 
gelang,  den  Centenar  selbst  zum  Regierungsbeamten  und 
zum  Schultheissen  zu  machen  5). 

Die  Hauptmühe  kostete  die  Aneignung  der  bisher 
hundertschaftlichen  Hochgerichtsbarkeit.  Nur  dabei  blieb 
es  auch  weiterhin,  dass  bloss  im  Vollgericht  über  das  Blut 
sollte  gesprochen  werden  können^).  Dagegen  verlor  jetzt 
der  Verletzte  das  Recht,  die  Genossen  gegen  den  Misse- 
thäter  durch  das  Schwert  oder  den  Hut  aufzubieten ') ; 
der  Graf  allein  versammelt  die  Gerichtsgemeinde.  Zur 
Rüge  der  Königsbannfalle  hatte  er,  zu  dessen  ursprüng- 
lichsten Amtsaufgaben  ja  die  Eintreibung  der  Brüchten  und 
insbesondere  des  Königsbanns  gehörte^),  schon  bisher  seine 
drei  Tage  abgehalten^).  Diese  tria  placita^**)  des  Grafen 
sind  zum  Mindesten  seit  dem  Beginn  der  Regierung  Karls 
des  Grossen  die  einzigen  Volldinge ^^).  Damit  ist  dem 
Hundertschaftsvorsteher  die  Blutgerichtsbarkeit 
entzogen  ^2).  Die  Versammlungen  aber,  deren  sich  der 
Graf  für  seine  drei  Tagungen  in  Blutsachen  bediente,  konnten 

1)  I  S.  477.  —  »)  Ebenda.  -  ^)  I.  S.  454.  —  *)  I  S.  460  ff.,  467, 
264.  Ueber  die  Schultheissen  der  Goe  im  Sachsenspiegel  siehe  I  S.  456 
N.  59.,—  »)  I  S.  463 ff.,  466.  —  «)  I  S.  454.  —  ')  I  S.  377;  vgl.  371.  — 
«)  IS.  263  f.  —  •)  I  S.  377f.,  259  ff.,  372.  Dass  die  drei  Placita  nicht 
auf  die  ungebotenen  Dinge  des  Volksrechtes  zurückgehen,  sondern  auf 
Versammlungen  des  Amtsrechtes,  erhelle  auch  daraus,  dass  sie  von  je- 
dem Hofbesitzer,  auch  vom  unfreien  besucht  werden  mussten.  —  ^'')  Zu 
denen  dann  noch  jährlich  die  eine  stille  Wahrheit  gegen  die  Ge- 
wohnheitsverbrecher kommt  I  S.  274  ff.,  377.  —  ")  I  S.  377,  378.  — 
")  I  S.  378,  446,  481. 
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die  Yölker8chaft8(Graf8chaft8)versammlungen  sein  ^).  Wo  sich 
jedoch  solche  nicht  erhalten  hatten  oder  nicht  einbürgerten, 
da  kam  der  Graf  in  die  Hundertschaft,  um  in  ihr,  aber  für  die 
Grafschaft,  Gericht  zu  halten^).  So  wurden  die  bisher  selbst- 
ständigen Hundertschaftsgerichte  dem  Grafschaftsorganismus 
eingefügt,  und  ward  das  Herumreisen  des  Grafen -Richters 
bei  den  Hundertschaften  seiner  Grafschaft  Regel.  Alle  übri- 
gen bisherigen  Vollgerichte  fielen  weg^)  und  wurden  ersetzt 
durch  Schöffengerichte*).  Solche  gab  es  schon  vorher  auf 
allen  drei  Stufen,  in  Grafschaft,  Hundertschaft  und  Ge- 
meinde^). Jetzt  wurden  sie  die  Regelgerichte  ^) ,  welchen 
namentlich  die  Immobiliargerichtsbarkeit  zustand,  „die  ja 
nach  der  mittelalterlichen  Auffassung  auch  die  Streitigkeiten 
des  Familien-  und  Erbrechts  befasst" ').  Dabei  gehört  zum 
"Wesen  des  Schöffen  nichts  weiter,  als  dass  er  „ein  ständiger 
Urtheilsfinder  ist,  im  Gegensatz  zu  dem  Urtheilsfinder ,  der 
für  den  einzelnen  Fall  aus  der  gesammten  Gerichtsgemeinde 
auftritt"  ^) ,  keineswegs  also  Lebenslänglichkeit  und  obrig- 
keitliche Ernennung.  Einzig  die  Grafschaftsschöffen  waren 
eine  Zeit  lang  lebenslänglich  und  von  Obrigkeits  wegen  be- 
stellt. Aber  gerade  bei  ihnen  siegte  bald  die  Erblichkeit, 
und  nach  dem  Aussterben  der  schöffenbaren  Familien  traten 
die  nobiles  überhaupt  an  ihre  Stelle^).  „Dass  Karl  der  Grosse 
die  Schöffen  eingeführt  habe,  ist  eine  Hypothese  ohne 
Stütze«  10). 

1)  I  S.  454f.,  478 «F.,  482 f.  In  den  romanischen  Süden  wurde 
diese  Versammlung  als  solche  der  franci,  später  der  Ritterlichen  über- 
tragen. —  *)  I  S.  455,  459,  477,  480  f.  Nach  dem  mittleren  und  süd- 
lichen Frankreich  wurde  die  germanische  Hundertschaft  nicht  ver- 
pflanzt. Dort  wird  darum  die  Hochgerichtsbarkeit  ohne  Weiteres  an 
die  Grafschaftsassise  geknüpft  I  S.  444  f. ,  482  f. ,  vgl.  dazu  S.  455.  — 
')  I  S.  378:  „So  sind  die  Versammlungen,  welche  zu  Gimsten  des  Königs 
im  Jahre  zwei-  bis  dreimal  aufgeboten  werden,  allein  erhalten  ge- 
blieben und  dienen,  weil  sie  eben  Vollgerichte  sind,  auch  als  Criminal- 
gerichte ;  die  übrigen  ungebotenen  Dinge  des  Volksrechts  sind  wenigstens 
für  das  Reichsrecht  gefaUen."  —  *)  I  S.407,  377.  —  »)  I  S.  402£F.,  307, 
393,  396,  401.  Ueber  die  Verbreitung  des  Schöffeninstituts  I  S.  391  ff., 
395,  307  ff.  Ueber  Schöffen  im  Königsgericht  I  S.  389  f.,  II  S.346f.  — 
•)  I  S.  384.  —  ')  I  S.  407.  Ueber  die  Confiscationsurtheile,  die  von 
Grafschaftsschöffen  ausgehen  I  S.  408.  —  »)  I  S.  307,  404.  —  •)  I  S.  402f., 
307,  404.    Vgl.  oben  S.  138.  —  ")  I  S.  405  f. 
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Die  fränkischen  Grundlagen  der  Gerichts  Verhältnisse 
wurden  in  nachfränkischer  Zeit  nicht  aufgegeben,  aber  er- 
heblich eingeschränkt.  Hie  und  da  werden  Schöifengerichte 
zu  Blutgerichten ^).  Und  es  bildete  sich,  wenn  auch  aus 
verschiedener  Wurzel,  eine  mittlere  Gerichtsbarkeit  heraus, 
welche  alle  Gerichtsbarkeit,  also  auch  die  über  Liegen- 
schaften und  die  Bestrafung  der  Räuber,  mit  einziger  Aus- 
nahme der  Blutgerichtsbarkeit  im  engem  Sinne  umfasste*), 
und  in  Frankreich  namentlich  dem  vicarius  oder  ballivus'), 
in  Deutschland  vornehmlich  einem  Yogt  genannten  Be- 
amten*) zustand.  Yor  Allem  aber  gehen  die  Gerichte,  d.h. 
das  Amtseinkommen,  die  Gefälle  5),  in  Südfrankreich  als  ver- 
erbliches AUod^),  anderswo,  namentlich  in  Deutschland,  als 
Lehen')  an  die  Fürsten,  insbesondere  an  die  Herzöge,  über. 
Nur  die  üebertragung  des  Amtes,  die  Ausübungsermächti- 
gimg^),  deren  bedarf,  wer  Blutgerichtsbarkeit  zu  Eigen  hat ') 
oder  mit  ihr  beliehen  ist^°),  nur  die  behält  das  Königthum 
noch  geraume  Zeit.  Sie  erfolgt  durch  die  zu  keiner  Mann- 
schaft verpflichtende  und  deshalb  auch  vom  Thronfall  nicht 
berührte  Bannleihe  ^*),  in  der  man,  weil  der  Graf  anßlng- 
lich  der  Eintreiber  der  Bannbrüche  war,  dessen  ursprüngliche 
Bestallungsform  zu  erblicken  hat^'-^).  Die  Entwickelung,  die 
den  Grafen  zum  Hochrichter  machte,  zog  die  Umdeutung 
der  Bannleihe  auf  die  Gewalt,  über  das  Blut  zu  richten, 
nach  sich.  Um  ihretwillen  erschien  die  Bannleihe  später 
als  Üebertragung  des  Blutrichteramtes. 

yh. 

Li  der  Gewalt  über  die  Unfreien  und  in  der  Hausherr- 
schaft, deren  Erweiterung  zur  Gefolgschaft  und  Gesindschaft 
wir  ja  bereits  kennen  lernten^  ^),  wurzelt  nach  Mayer  ^*)  alle 


1)  I  S.  408  f.,  464,260.  —  »)  I  S.  351,  II  S.  356.  —  «)  I  S.  348  ff, 
II  S,  74  ff,  306  ff.  —  *)  I  S.  467  ff,  II  S.  74  ff.  —  »)  II  S.  364.  —  •)  II 
8.-359,  360.  —  ■')  II  S.  356  ff.,  364 ff.  —  »)  II  S.372.  Ueber  die  Untheü- 
barkeit  der  Grafschaft  und  gegen  die  Vorstellung,  dass  in  nachfiränki- 
scher  Zeit  die  Grafschaftsbezirke  durch  Theilung  stark  vermehrt  worden 
seien,  II  S.  373  ff  -  »)  I  S.  358  f.,  II  S.  360,  407.  -  »«)  II  S.  350  ff  — 
")  II  S.350.  —  ")  I  S.263f.,  II  S.353.  —  ")  oben  S.  141  ff.,  147  ff.  — 
"  II  S.  3ff. 
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Herrschaft.  lieber  Leute,  die  weder  Eigen  des  Herren 
waren,  noch  seinem  Haus  angehörten,  gab  es  also  ursprünglich 
eine  solche  nicht  ^).  Die  Niederlassung  auf  fremdem  Grund 
und  Boden  zog  fiir  dessen  Eigenthümer  keine  persönliche 
Gewalt  über  die  Niedergelassenen  nach  sich'^).  Lediglich 
aus  dem  Rechtsgrund  seines  Eigenthums  hatte  der  Grund- 
herr auch  noch  später  keine  Gerichtsbarkeit  über  die  freien 
Pächter.  „Die  niedere  Gerichtsbarkeit,  die  er  besitzt,  er- 
klärt sich  dadurch,  dass  die  Gemeindegerichtsbarkeit  grund- 
herrlicher Dörfer  unter  des  Grundherrn  Einfluss  steht"  ^). 
Auf  deutschem  Boden  konnte  die  Pacht  nur  bei  ausdrück- 
lichem Eintritt  in  die  Unfreiheit  eine  persönliche  Gewalt 
begründen*).  Aber  auch  in  Gallien  sind  die  Colonen  mit 
ihren  Gütern  durch  einen  Rechtsact  —  wahrscheinlich  durch 
Ergebung  in  das  Patrocinium  des  gallischen  Provinzialrechts  — 
in  die  Gewalt  der  Grundherren  gekommen  ^).  Etwas  Ur- 
sprüngliches ist  somit  die  Grundherrschaft  nirgends  ^). 

Die  Gewalt  über  die  Unfreien  äussert  sich  nament- 
lich in  der  zu  einer  Blutgerichtsbarkeit  gewordenen  Tödtungs- 
befugniss'),    als  Recht  auf  Geschlechtsgenuss  der  unfreien 


')  II  S.  36  ff.  —  2)  II  S.  38.  —  »)  II  S.  47  f.  —  ♦)  II  S.  43,  40.  — 
*)  II  S.  58.  Das  in  Zeitpacht  gegebene  Kleingut,  hospitium,  „muss 
schon  an  der  Grenze  der  römischen  und  der  fränkischen  Zeit  etwas 
thatsächlich  Erbliches  gewesen  sein,  und  doch  hat  das  noch  bis  in  das 
spätere  Mittelalter  nicht  zu  einer  nothwendigen  Unterwerfung  des 
hospes  unter  die  persönliche  Gewalt  des  Herren  geführt."  II  S.  53,  51. 
Also  kann,  wenigstens  für  Gallien,  der  Colonat,  bei  dem  der  Colon 
schon  seit  der  spätrömischen  Zeit  erblich  gebunden  ist  und  in  fränki- 
scher erblich  gebunden  blieb,  nicht  aus  einer  thatsächlich  erblich  ge- 
wordenen Zeitpacht  erklärt  werden.  Sonst  hätte  der  Pächter  de« 
Kleinguts  erst  recht  in  solche  Abhängigkeit  gerathen  müssen.  Viel- 
mehr können  in  Gallien  die  coloni  mit  ihren  Besitzungen  von  Haus 
aus  dem  Herrn  gar  nicht  gehört  haben,  müssen  also  durch  Ergebung 
adscripticii  geworden  sein.  II  S.  53  ff.  —  Ueberhaupt  war  die  gallisch- 
römische Betriebsform  die  herrschaftliche  Eigenwirthschaft.  Als  römi- 
sches Erbe  hat  das  capitulare  de  villis  den  von  ihm  so  stark  betonten 
Eigenbau  übernommen,  während,  ursprünglich  und  noch  lange,  deutsch 
die  Vereinigung  mehrerer  Latenhufen  und  Hufen  Unfreier  unter  einem 
Herrn  war.  II  S.  54  f.  —  «)  II  S.  38.  —  ')  II  S.  4  ff.  Diese  tritt  also 
in  Concurrenz  zur  landrechtlichen  Hochgerichtsbarkeit.  Doch  fehlt  eine 
scharfe  Abgrenzung  II  S.  404. 

11* 
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Frauen^),  welches  in  das  Recht  der  ersten  Nacht ^)  oder 
auf  Heiratsabgaben*)  ausmündet,  in  dem  Ausschluss  der 
Freizügigkeit*)  und  als  Recht  am  Yermögen s).  In  letzterer 
Hinsicht  führte  bei  Lebzeiten  des  Knechtes  die  Zuweisung 
eines  Hofes  zu  selbständiger  Landwirthschaft  ^)  oder  auch 
nur  einer  Solde  ohne  Mansus  (Hagestolze)'')  zu  einer  Be- 
schränkung des  Herrenrechtes,  die  auch  beim  Tode  des 
Unfreien  in  thatsächhcher  oder  hofrechtlicher  Erblichkeit 
des  Gutes  8)  und  im  Butheils-*)  oder  im  Besthauptsrecht  ^<') 
am  beweglichen  Nachlass  zu  Tage  trat. 

Durch  Mannschaft  1^),  die  nach  den  nördlichen,  nament- 
lich nach  den  deutschen  Quellen  zwar  zum  abhängigen  Mann 
macht,  aber  die  Freiheit  unangetastet  lässt^^),  während  sie 
nach  südfranzösischem  Recht  die  Unfreiheit  nach  sich  zieht^*), 
ergeben  sich  Freie  in  das  mitium  oder  die  familia^*)  eines 
Herrn.  Sie  haben  Theil  an  dessen  Schutz  zusammen  mit 
den  coloni  und  fiscalini^^),  heissen  aber  mitici  schlechthin, 
weil  sie  ausserhalb  des  Herrenlandes  sitzen,  vom  Herren 
nichts  zu  Lehen  haben,  und  weil  bei  ihnen  die  Beziehung 
zum  Herrn  in  dem  durch  Zins  gefesteten  Schutzverhältniss  — 
eben  dem  mitium  —  sich  erschöpft  ^^).  Inframitici  sind  dann 
weiter  die  am  Ort,  forasmitici  oder  forenses  die  auswärts 
Wohnenden^'). 

Diese  private  Herrschaft  mit  ihrem  von  Hause  aus  ab- 
soluten Gewaltrecht  erfuhr  nun  aber  im  Laufe  der  Zeit 
eine  rechtliche  Begrenzung  und  Milderung  ^^).  Schon  die  da- 
mals herrschende  Naturalwirthschaft  brachte  eine  solche  in 
gewissem  Sinne  mit  sich  ^^).  Noch  mehr  aber  der  "Wille  der 
Gewaltunterworfenen.  Dieser  machte  sich  in  der  Weise 
geltend,  dass  bei  Verfügungen  des  Herrn  über  ein  bestimmtes 
Gut  dessen  Bauern  ein  Zustimmungsrecht  erwarben,  und  bei 

^)  II  S.  9.  —  *)  II  S.  8:  „Es  ist  selber  nichts  als  ein  schlechter 
Spass,  wenn  man  diese  sehr  bestimmt  lautenden  Nachrichten  (über  das 
ius  primae  noctis)  als  einen  Scherz  bezeichnet."  —  ')  II  S.  7.  —  *)  II 
S.  10.  —  »)  II  S.  lOff.  —  •)  II  S.  12ff.  -  ■>)  II  S.  18  ff.  -  8)  II  S.  17  f.  — 
»)  n  S.  22  ff.  —  ")  II  S.  24  ff.  Das  Besthauptrecht  sei  nicht  eine  Ab- 
schwächimg  des  Butheils,  sondern  ebenso  alt  und  vielleicht  ursprüng- 
Hches  Litenrecht.  —  ")  II  S.35.  —  ")  a.a.O.  —  »»)  ebenda;  vgl. 
oben  S.  144.  -  >*)  II  S.  32.  —  ")  ebenda;  vgl.  oben  S.  125  A.  8.  — 
»)  ebenda.  —  ")  II  S.  32,  30.  —  ")  U  S.  55  ff.  —  »)  II  S.  56. 
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Angelegenheiten,  die  den  Herrn  und  die  Centralverwaltung 
betrafen,  die  hohen  Beamten  des  Hofs,  die  Ministerialen,  zu- 
zustimmen hatten^).  Ausserdem  war  ja  die  herrschaftliche 
Gewalt  dem  gesamraten  Rechtsverband  eingeordnet  2).  „Das 
deutsche  Recht  Hess  gar  keine  Beschränkung  des  öffentlichen 
Rechtes  durch  die  Grundherrschaft  zu"  ^),  wie  z.  B.  der  un- 
freie mansionarius,  weil  er  eigen  Feuer  und  Rauch  hatte, 
durchaus  beer-,  königszins-  und  dingpflichtig  war*).  Das 
musste  natürlich  den  rechtlichen  Ausbau  der  Herrschaft 
fördern.  Die  öffentliche  Gemeindeverfassung  ^)  und  das  ge- 
regelte Gerichtswesen  des  öffentlichen  Rechtes  hielten  Ein- 
zug. Ganz  besonders  da,  wo  die  Herrschaft  durch  die  aus 
dem  römischen  Recht  übernommene  Immunität*)  auf  ein 
Element  des  öffentlichen  Rechtes  sich  stützte ''),  und  die  Ent- 
scheidungsgewalt des  Herrn  wahre  Gerichtsgewalt  vmrde^), 
welche  in  den  geistlichen  Herrschaften  durch  Verleihung  von 
Seiten  der  deutschen  Könige  zur  Hochgerichtsbarkeit  über 
alle  Criminaldelicte  sich  erweiterte^). 

Nach  aussen  trat  die  Organisation  der  Herrschaft 
als  Yogtei  auf;  die  Yögte  dienten  zur  Verantwortung  der 
Unterthanen  im  öffentlichen  Gericht.  Doch  verdankten  sie 
nicht  diesem  Zweck  ihren  Ursprung,  sondern  der  aus  dem 
römischen  Recht  übernommenen  Befugniss  der  Barone,  sich 
vor  Gericht  vertreten  zu  lassen^®). 

Die  unteren  Stufen  der  für  die  innere  Herrschaftsver- 
waltung bestimmten  Behördenorganisation  werden  gebildet 
durch  die  Meier  (maiores,  villici,  bajuli)  —  im  französischen 
"Westen  oder  bei  einfacheren  Verhältnissen  zugleich  "Wirth- 
Bchafts-  und  Gerichtsbeamte,  im  deutschen  Osten  und  über- 
haupt auf  grösseren  Gütern  nur  das  erstere,  mit  einem 
Schultheissen  oder  Ammann  für  das  Gericht  zur  Seite ^^). 

Reicher  entwickelt  ist  das  Hofbeamtenthum^^).  Die 
einzelnen  am  Hofe  wohnenden  oder  bei  Hof  gerade  an- 
wesenden Vassalien   imd  Ministerialen    bildeten   namentlich 


»)  II  S.  56  ff.  -  »)  II  S.  83.  —  »)  11  S.  64.  —  ♦)  n  S.  71.  —  »)  I 
S.  490  ff.,  II  S.65.  —  •)  II  S.71ff.  —  ')  II  S.83.  —  •)  II  S.76.  —  •)  U 
8.  77.  —  ")  n  S.  290  ff.,  150,  oben  S.  144.  —  ")  II  S.  295  ff.  —  »»)  II 
S.  317  ff. 
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auch  für  die  Rechtsprechung  den  Eath  des  Herrn  ^).  Dabei 
zeigt  sich  jedoch  ein  wichtiger  Unterschied  zwischen  dem 
Westen  und  dem  Osten,  indem  dort  formirte  Rathscollegien 
(Parlament,  Scaccarium)  sich  ausschieden^),  in  denen  weltliche 
Räthe  neben  geistlichen  nach  Gesichtspunkten  des  staat- 
lichen Interesses  die  Staatsgeschäfte  führten,  während  der 
Mangel  solcher  ständiger  CoUegialbehörden  in  Deutschland  ^) 
die  Staatsverwaltung  geistlichen  Bureaukraten,  den  Klerikern 
der  Kanzlei,  auslieferte,  woran  schliesslich  das  deutsche  König- 
thum  zu  Grunde  ging^).  Auch  hinsichtlich  der  einzelnen 
Beamtungen  stechen  übrigens  die  deutschen  und  die  franzö- 
sischen Höfe  von  einander  ab.  Zwar  die  vier  germanischen 
Hofämter  des  Schenken,  Truchsessen,  Kämmerers  und 
Marschalls^),  sowie  das  fünfte,  spätere  des  Yicedominus^) 
oder  Hofmeisters''),  das  theils  der  Yermögensverwaltung 
diente,  theils  und  vor  Allem  für  die  Gerichtsbarkeit  über 
die  von  den  einzelnen  Grossbeamten  Eximirten  da  war  — 
sie  finden  sich  gleich  dem  Cancellariat  hüben  und  drüben. 
Aber  in  Frankreich  behauptete  sich,  weil  der  französische 
Hof  auf  den  capetingischen  zurückging  und  die  Fortent- 
wickelung der  karolingischen  Hoforganisation  unterblieb,  die 
Gleichordnung  der  einzelnen  grossen  Hofämter,  sodass  diese 
auch  weiterhin  von  vornehmen  Freien  (Seneschallie  der 
Grafen  von  Anjou)  versehen  werden  konnten^).  Anders  in 
Deutschland.  Dort  knüpfte  man  an  den  karolingischen  Hof 
an.  An  diesem  war  im  9.  Jahrhundert  das  Amt  des  Käm- 
merers mit  dem  des  Pfalzgrafen  verbunden  worden^).  Das 
drückte  auf  die  Stellung  der  übrigen  Hofbeamten  so,  dass 
nurmehr  Ministerialen  als  solche  verwendet  werden  konnten. 
Dabei  blieb  es  auch  in  deutscher  Zeit.  Nur  „bei  den  Krö- 
nungsfeierlichkeiten oder  bei  Hoftagen  übernahmen,  da  eben 
fürstliche  Hofwürdenträger,  wie  sie  die  Feier  des  Augen- 
blicks verlangte,  nicht  vorhanden  waren,  die  Herzöge  zu 
Ehren  des  Königs  ausserordentlicher  Weise  die  Hofämter  ^**). 


»)  II  S.  340  £f.  —  »)  II  S.  341  ff.  —  8)  II  S.  347  ff.  —  *)  II  S.349, 
415.  —  •)  Von  denen  bald  der  Erste  als  maiordomus  oder  senescalcus, 
bald  der  Letzte  die  fahrende  Stellung  hat,  bald  auch  der  gleich  zu 
erwähnende  spätere  Fünfte  II  S.  322.  —  •)  II  S.  320  ff.  —  ')  II  S.  322  ff. 
—  *)  II  S.  326  ff.,  337  f.  —  •)  II  S.  336  f.  —  ")  II  S.337f.,  325,  3280-. 
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Freilich  hatte  inzwischen  der  Pfalzgraf  die  überragende 
Stellung  am  Hofe  schon  geraume  Zeit  eingebüsst.  In  Frank- 
reich war  sein  richterliche  und  Yerwaltungsbefugnisse  um- 
schliessendes  Amt  zu  einer  blossen  Titulatur  herabgesunken  ^). 
In  Deutschland  hatten  sich  die  vier  Pfalzgrafen  in  Provinzial- 
beamte  verwandelt,  von  denen  aber  nur  der  eine  es  zu 
einer  hervorragenden  Stellung  brachte,  der  Pfalzgraf  bei 
Rhein ^).  Dies  darum,  weil  unter  dem  Staufer  Konrad  das 
rheinfränkische  „Herzogthum  mit  der  lothringischen  Pfalz- 
grafschaft vereinigt  wurde,  aber  so,  dass  nun  das  Ganze  den 
letzteren  Namen  trug"^).  Auf  den  Ducat  in  Rheinfranken 
gehe  namentlich  die  erste  Stimme  zurück,  die  der  rheinische 
Pfalzgraf  bei  der  Königswahl  unter  den  weltlichen  Kur- 
fürsten habe*),  sowie  die  Stellung  als  welthcher  Richter 
des  Königs^),  während  das  gesetzliche  Recht  der  Reichs- 
verwesung für  die  terra  juris  Franconici  gleich  dem  ent- 
sprechenden des  Herzogs  in  Sachsen  für  das  Gebiet  des 
sächsischen  Rechtes  aus  der  Verbindung  von  Pfalzgrafen- 
recht und  Herzogsgewalt  entsprungen  sei^). 

vni. 

Nur  Weniges  braucht  dem  bisher  Ausgeführten  noch 
hinzugefügt  zu  werden,  damit  durch  einen  Abriss  der  Ge- 
schichte des  Königthums,  wie  Mayer  sie  sich  denkt,  unsere 
Skizze  vollständig  wird. 

„In  der  germanischen  Frühzeit  hat  sich  allmählich  das 
Königthum  wie  alle  Fürstengewalt  von  der  souveränen  Ge- 
walt der  Gemeinde  abgelöst" '').  Dem  Volk  ist  der  König 
entsprossen,  ein  Volksgenosse  bleibt  er.  Gerade  darum 
unterwirft  ihn  nachmals  wenigstens  das  deutsche  Recht  mit 
seiner  Person  und  mit  seinem  Vermögen  dem  vom  Pfalz- 
grafen präsidirten  Fürstengericht*).  Einst  war  der  König 
ein  Markherr  ^)  und  Holzgraf  ^<')  gleich   den  anderen  Klein- 


1)  II  S.  336  f.  —  »)  II  S.  329  ff.  —  »)  II  S.  331.  —  *)  II  S.  332, 
392.  —  »)  II  S.  399.  —  •)  II  S.  380f.,  355.  Die  verbreitete  Ansicht, 
dass  die  Pfalzgrafschaften  durch  die  Ottonen  als  Gegengewicht  gegen 
die  Herzogthümer  errichtet  worden  seien,  wird  II  S.  336  verworfen; 
vgl.  ebenda  S.  406.  —  ■>)  II  S.  398.  —  »)  II  S.  399.  —  •)  II  S.  398.  — 
")  I  S.453. 
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fürsten,  nur  dass  es  ihm  später  gelang,  seinen  Wildbann  und 
sein  Recht  an  den  Bergschätzen  auf  ein  grosses  Reich  zu 
übertragen^).  Auch  hatte  er  den  militärischen  Oberbefehl*). 
Der  Heerbann,  mit  dem  er  ihn  ausübte,  ist  der  älteste  An- 
wendungsfall  des  späteren  Königsbannes  ^) ,  nicht  etwa  der 
Gerichtsbann.  Für  den  Heerzug  und  unter  Strafe  dieses 
Heerbannes  wurde  der  Unterthaneneid  geschworen*);  hervor- 
gegangen vielleicht  aus  dem  Treueid  einer  erweiterten  Ge- 
folgschaft 5)  unterwarf  er  dem  König  die  Unterthanen  als  Eid- 
verbundene imd  verpflichtete  er  sie ,  wenigstens  nach  einer 
in  fränkischer  Zeit  zur  Herrschaft  gelangenden  Vorstellung, 
zur  Unterlassung  der  schwereren  Delicto^).  Dazu  stand  dem 
König  die  Einhebung  der  öffentlichen  Strafgefalle  zu''),  eine 
Aufgabe,  bei  deren  Erfüllung  wir  ihn  später  von  dem  Grafen 
oder  den  Schultheissen  unterstützt  sehen  ^),  und  vor  Allem 
hatte  er  die  Friedlosigkeit  zu  vollstrecken,  die  das  Yolks- 
gericht  verhängte®),  also  den  Aechter  zu  bannen^"). 

Von  solchem  Kleinkönigthimi  erhob  sich  Chlodowech 
durch  die  Gründung  des  fränkischen  Reiches  zum  Gross- 
königthum  mit  gewaltig  gesteigerter  Macht  ^^).  Nicht  nur 
aus  dem  Erbe  der  römischen  Herrschaft  bereicherten  sich 
die  Merowinger  und  das  ihnen  nachfolgende  karolingische 
Königthum,  wie  etwa  durch  Herübernahme  eines  Theils  der 
in  straffer  Unterordnung  gehaltenen  römischen  Aemter'*) 
oder  durch  Aneignung  von  Steuern  ^^),  herrenlosem  Gut,  Do- 
mänen und  von  Institutionen  wie  die  Immunität^*).  Am 
meisten  wurde  erreicht  durch  kühne  Entfaltung  angestammter 
Einrichtungen  und  Rechtsgedanken  sowie  durch  thatkräftige 
Neubildung.  Davon  wie  die  Ausdehnung  des  Königszinses, 
die  stärkere  Anspannung  der  Heerpflicht  durch  Benutzung 
der  Gefolgschaft  und  der  Waffenreichung  und  die  Aufnahme 
der  Kaufleute  in  das  Gesinde,  die  nachmals  das  Markirecht 
und  die  für  die  nachfränkischen  Könige  so  wichtige  Stadt- 
herrschaft erzeugte,  das  Königthum  gekräftigt  haben,  war 

»)  I  S.  454.  —  «)  n  S.  398,  I  S.  86  ff.,  90,  92.  —  »)  I  S.  150.  — 
*)  I  S.  1  mit  N.  1,  S.  8,  150.  —  »)  I  S.  4,  II  S.  398,  oben  S.  136  A.  4.  — 
•)  I  S.  195.  —  ')  I  S.  229  ff.,  232,  II  S.398.  —  ")  oben  S.  160.  —  •)  I 
S.  200,  209,  211,  212,  213,  II  S.398.  —  ")  I  S.212,  II  S.  400.  — 
")  I  S.454,  483.  —  ")  oben  S.  155f.  —  ")  I  S.  53 ff.  —  ")  oben  S.  165. 
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schon  die  Rede  ^).  Fast  noch  wichtiger  war,  dass  die  jetzt 
sehr  häufige  Ergebung  in  den  Königsschutz  zahllose  Unter- 
thanen  unter  die  herrschaftliche  Hochgerichtsbarkeit  des 
Königs  brachte^),  die  er  in  dem  nunmehr  hervortretenden 
Hof-  oder  Pfalzgericht  —  eben  wegen  ihres  herrschaftlichen, 
nicht  volksrechtlichen  Ursprungs  —  als  Billigkeitsjustiz') 
üben  konnte,  indes  er  in  früher  *)  geschilderter  Weise  durch 
seine  Grafen  die  volksrechtlichen  Hochgerichte  sich  unter- 
than  machte  ^)  und  durch  die  Gerichtsbarkeit  über  das  Doma- 
nialgesinde  den  Grund  legte  zu  den  späteren  kaiserKchen 
Landgerichten").  Vor  allem  erwarb  jetzt  der  König  die  so 
überaus  wichtige  arbiträre  Strafgewalt ')  und  mit  ihr  das  Be- 
gnadigungsrecht ^).  Das  Yolksrecht  billigte  ihm  nur  den 
durch  das  dreifache  Wergeid  geschützten  Burgfrieden  zu'). 
Der  König  aber  dingte,  wie  übrigens  nachmals  auch  der 
Herzog  und  Markgraf  ^°)  bei  eigenen  Hulden^'^),  d.h.  er 
verhängte  ausserhalb  des  ordentlichen  Gerichts  den  Tod  oder 
willkürliche  Ablösungsstrafen,  Harmscharen,  über  alle,  die 
ihn  in  seiner  Person  oder  durch  Missachtung  seiner  Befehle 
oder  durch  Verletzung  seiner  Schutzbefohlenen  und  Beamten 
kränkten  ^^).  Je  länger  um  so  mehr  legten  überhaupt  Straf- 
verfahren und  Strafrecht  Zeugniss  ab  von  dem  wachsenden 
Einfluss  der  Obrigkeit.  Karl  der  Grosse  führt  ein  amtliches 
Ermittelungsverfahren  gegen  die  latrones  famosi  ein^^);  mit 
heimlicher  Frage  wird  von  Amts  wegen  gegen  den  Dieb 
vorgegangen,  und  so  durch  Verhaftung,  falls  er  sich  vor  Ge- 
richt nicht  zu  reinigen  vermag,  die  Verurtheilung  zum  Tod 
bezw.  zur  Verbannung  oder  Gefangniss  herbeigeführt.    Noch 


•)  oben  S.  125,  146  ff.  Siehe  auch  II  S.400.  —  «)  II  S.  111:  „Dem 
König  als  solchem  kommt  ursprünglich  Gerichtsbarkeit  überhaupt  nicht 
zu  weder  erstinstanzliche  noch  Recursgerichtsbarkeit."  Dazu  ebenda 
S.84ff.,  108  ff.,  400.,  413.  —  »)  II  S.413.  -  *)  oben  S.  147  f.  —  »)  „That- 
Bächlich  ist  schon  in  der  fränkischen  Zeit  die  königliche  Recht- 
sprechung in  das  ganze  Rechtssystem  eingegliedert,  und  die  Provinzial- 
gerichte  werden  von  den  königlichen  Beamten  abhängig.  So  ist  doch 
die  Rechtsprechung  und  damit  das  wesentliche  Arbeitsfeld  des  mittel- 
alterlichen Staates  ein  königliches  Recht  geworden"  II  S.  400.  — 
•)  II  S.  301  f.  -  ')  II  S.  92  ff.  —  •»)  II  S.  106  ff.  —  •)  n  S.  84  ff.  — 
")  II  S.  92,  367,  376.  —  ")  U  S.  98  ff.,  399.  —  ")  H  S.  101  ff.,  103.  — 
»)  IS.  282  f. 
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vorher  war  die  handhafte  That  in  die  blosse  Notorietät  um- 
gebildet worden,  wodurch  „das  fränkische  Recht  mit  seiner 
intensiven  Auffassung  von  der  staatlichen  Gewalt,  die  ihm 
durch  ganz  Europa  zum  Siege  verhelfen,  dem  königlichen 
Richter  das  zugesprochen  hatte,  was  ursprünglich  der  Rache 
des  Einzelnen  und  dem  Zugriff  der  Gesammtheit  überlassen 
war"  ^).  Und  ebenso  nahm  in  karolingischer  Zeit  das  Königs- 
recht aus  dem  Yolksrecht  die  Rüge  herüber'),  um  sie  auch 
in  Königsbannsachen  und  später  in  Friedensbruchsachen  in 
weitestem  Umfang  zur  Anwendung  zu  bringen^).  Dadurch, 
dass  der  missbräuchlich  selbständig,  ja  neben  der  ganzen 
Composition  erhobene  fredus  bei  den  schwereren,  den  Ge- 
waltthätigkeitsdelicten  ungefähr  der  königlichen  (Heer)Bann- 
busse  gleichkam,  entstand  die  Yorstellung,  dass  auch  diese 
Delicto  unter  den  Bann,  der  sich  zum  Strafbann  erweiterte, 
fielen*).  In  nachfränkischer  Zeit  aber  knüpfte  sich  hieran 
durch  eine  Entwickelung,  welche  der  Gottes-  und  Land- 
frieden herbeiführte ,  die  Criminalisirung  aller  unter  Königs- 
bann gekommenen  Delicto^). 

»)  I  S.  227;  vgl.  auch  ebenda  S.  215  flf.  —  *)  1  S.  243,  244.  — 
»)  II  S.  233flf.,  252,  283:  ,Die  ungeordnete  Reaction  der  Einzelnen  und 
der  nichtstaatlichen  Verbände  hat  das  Königthum  in  seine  Hand  ge- 
nommen; neben  die  vorhandene  Criminal-  und  Communalrüge  setzte  es 
die  Rüge  der  Brächten,  besonders  der  Königsbannfälle,  und  die  Rüge 
der  Famosität.  Nichts  lässt  deutlicher  als  diese  Thatsache  die  Kraft 
des  fränkischen  Regiments  verstehen.  —  *)  I  S.  IQlflf.;  vgl.  ebenda  S.  150, 
189,  194  f.  —  •)  Der  Gottes-  und  Landfriede  stimmt  einmal  überein  mit 
dem  Handfrieden  (über  dessen  Form  I  S.  164  f,  184  N.83),  der  eine  Fehde 
dauernd  (pax,  im  Gegensatz  zu  der  nur  unter  den  fehdeberechtigten 
Ritterlichen  möglichen  treuga,  dem  Waffenstillstand)  beilegt;  „der 
Friede  för  künftige  Delicte  erweist  sich  dem  Frieden  für  die  einzelne 
verübte  Gewaltthat  nach  Form  und  Wirkung  gleich",  I  S,  184  mit 
161  ff.,  besonders  163,  176  und  182 f  Andrerseits  knüpft  er  an  den 
ünterthaneneid  an;  „der  zeitlich  unbeschränkte  Unterthaneneid  geht  in 
den  zeitlich  beschränkten  Landfriedenseid  über"  I  S.  184  mit  S.  5,  183. 
Die  Kirche  erzwingt  den  allgemeinen  Eid;  doch  erleidet  die  zuerst 
auch  gegen  die  Fehde  der  Ritter  gerichtete  Landfriedensbewegung 
bald  eine  Abschwächimg  durch  Zulassung  eines  bloss  ritterlichen,  auf 
einige  Tage  der  Woche  beschränkten  Gottesfriedens,  I  S.  177  f ,  185  f., 
172.  Dafür  dringt  unter  dem  Einflüsse  des  mittel-  imd  nordfränzösischen 
und  des  deutschen  Handfriedensbruchrechtes  die  Todesstrafe  als  Folge  des 
Schwurfriedensbruches    ein  und  fährt   so   zur  Ersetzung  der  Königs- 
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Erscheint  so  das  fränkische  Königthum  fast  als  über- 
sättigt, so  waren  oder  wurden  die  Verhältnisse  des  nach- 
fränkischen um  so  bescheidener.  Die  Provinzialgewalt  löste 
sich  eben  nunmehr  vom  Königthum  ab  ^) ,  und  die  Macht- 
mittel des  öffentlichen  Rechts  gingen  an  die  Grossen  über'*). 
Unter  ihnen  stehen  obenan  die  Herzöge,  für  deren  Gewalt 
die  Yerlehnung  der  Einkünfte  der  Grafschaften  imd  das 
karolingische  Missaticum  die  Grundlage  bildet  3),  wozu  noch 
der  Erwerb  von  Titel  und  Reifen  des  dux*)  und  im  Osten 
namentlich  die  Wahl  zur  Heerfiihrerschaft  5)  kamen.  Doch 
noch  wirksamer  war  die  Beeinträchtigung  der  königlichen 
Gewalt  durch  die  Grafen,  denen  in  nachfränkischer  Zeit,  um 
von  Anderem  zu  schweigen  *),  der  Königszins  mit  dem  Eigen- 
thiun  am  Lande  der  Schatzpflichtigen  '),  das  Wildfangsrecht^) 
und  die  Rügebefugniss^)  zufiel,  und  welche  aus  dem  Recht 
des  Königs  auf  öffentliche  Fronden  sich  ein  sachlich  unbe- 
grenztes, nur  zeitlich  beschränktes  Recht  auf  Frondienste  der 
Freien  zu  Gimsten  ihrer  eigenen  Wirthschaft  schufen  ^°).  In 
Frankreich  hatten  die  späteren  Karolinger  sogar  das  Königs- 
gut an  die  Grossen  verschleudert^  ^),  und  gelang  es  den  Grafen 
und  Baronen,  selbst  den  Unterthaneneid^^),  den  Heerbann^') 
und«  den  Wildbann ^*),  das  Münzrecht^^)  sowie  die  Rechte  über 
die  Personen  zu  erwerben,  die  sich  ursprünglich  in  den  Königs- 
schutz  begeben  hatten  ^^),  und  damit  auch  das  Marktrecht^'). 

Gleichwohl  arbeitete  sich  das  anfänglich  mit  nicht  viel 
mehr  als  mit  den  Machtmitteln  der  Herzogsgewalt  in  Fran- 
cien^^),  mit  einer  im  Süden  versagenden  dürftigen  Lehensherr- 
lichkeit ^®),  mit  einem  Rest  von  oberster  Gerichtsbarkeit^*')  und 
Heerführerschaft ^^)  ausgestattete  französische  Königthum'*) 

bannstrafe   durch   Criminalstrafen ,   I  S.  174,  183,   185,  195,   144,  166, 
II  S.  399. 

»)  II  S.  350.  —  «)  II  S.  401 :  „Der  Streit  um  die  Staatsgewalt, 
d.  h.  um  die  Kechtsprechung  wird  jetzt  doch  nicht  mehr  zwischen 
Fürst  und  dem  unabhängigen  Yolksverbande  gekämpft,  sondern  dem 
König  und  seinen  Beamten."  —  «)  II  S.  362 ff.,  369.  —  *)  II  S.  361,  369.  — 
»)  II  S.  370.  -  •)  II  S.  402  f.  —  ■')  oben  S.  126  f.  —  «)  I  S.  106  ff.  — 
•)  I  S.  263  ff.  —  ")  I  S.  70,  71.  —  »)  II  S.  405.  —  ")  I  S.  4  ff.  —  '»)  I 
S.  126,  133.  —  »*)  I  S.90.  —  ")  I  S.  94f.  —  ")  II  S.  405.  —  ")  II 
S.  263 ff.  —  ")  II  S.  406,  414.  —  »)  II  S.  414  f.;  siehe  oben  S.  162.  - 
»«)  II  S.  108  f.,  96.  —  ")  II  S.414f.  —  ")  I  S.  172. 
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langsam  aber  sicher  zu  achtunggebietender  Stärke  und  zum 
Einheitsstaat^)  empor,  wozu  namentlich  die  Thatkraft  beitrug, 
mit  der  es  sich  auf  die  Gottesfriedensverbände  stützte  ')  und  in 
der  Gerichtsbarkeit  über  die  cas  royaux  die  arbiträre  Straf- 
gewalt ausnutzte'),  sowie  der  Umstand,  dass  die  Dynastie 
der  Capetinger  so  lange  lebte  als  die  französische  Monarchie, 
sodass  ein  Wahlkönigthum  sich  nicht  ausbilden  konnte, 
vielmehr  das  Erbprincip  in  unerschütterter  Geltung  blieb*). 
Umgekehrt  sank  das  deutsche  Königthum,  das  anfang- 
lich mit  der  ganzen  Machtfülle  der  Karolinger,  insbesondere 
mit  den  Domänen  ^),  bekleidet  war  und  z.  B.  seine  mit  der- 
jenigen der  Provinzialgerichte  concurrirende  Gerichtsbarkeit 
auf  den  Reisen  des  Hofs  kraftvoll  ausnützte^),  nach  und 
nach  zum  Schatten  herab.  Mit  die  Hauptschuld  trug  daran 
der  Wechsel  der  Dynastien  imd  die  Königswahl '),  bei  der 
nach  dem  Yorbild  der  kirchlichen  Wahl  ein  (verdoppeltes) 
ScrutatorencoUeg  die  Entscheidung  herbeiführte,  aus  dem 
nachmals  die  Kurfürsten  mit  ausschliesslichem  Wahlrecht 
hervorgingen®).  Nicht  minder  verderblich  wirkten  aber  „der 
jugendliche  Ueberschwang  und  das  jugendliche  Unvermögen 
des  deutschen  Lebens,  die  im  Zuge  zum  Imperium  und  in 
dem  Mangel  aller  technischen,  staatlichen  Centralbehörden 
lagen"  ^).  So  wurde  bei  uns  in  Deutschland  die  Reichs- 
gewalt zerstört^"),  und  war  für  lange  Zeit  allein  die  Landes- 
gewalt lebenskräftig. 


»)  II  S.  415.  —  »)  I  S.  182.  —  »)  II  S.  96.  —  *)  n  S.  381.  —  »)  II 
S.404ff.,  414.  —  •)  II  S.  414.  —  '')  II  S.382ff.  —  «)  Da  Mayers  inter- 
essante  Ausführungen  über  die  Königswahl  bereits  durch  Alfred 
v.Wretschko  in  Bd.  XX  1899  dieser  Zeitschrift  S.  168  f.,  170  mit 
N.  4,  188  mit  N.  2  u.  ö.  dargelegt  und  in  durchaus  zutreflFender  Weise 
discutirt  worden  sind,  glaube  ich  mich  mit  diesen  kurzen  Andeutungen 
begnügen  zu  können.  —  •)  II  S.  415.  —  ")  Ueber  die  Reste  königlicher 
Gewalt,  die  am  Ende  noch  geblieben  sind,  vgl.  II  S.  407  ff. 


Druckfehler-Berichtigung.    S.  131  wolle  man  in  der  Anmerkung 
Zeile  23  statt  biergeldon  lesen:  bargildon. 


V. 

Zur  Geschichte  des  deutschen  Wasserrechts. 

Von 
Herrn  Professor  Dr.  jur.  et  phil.  Heinrich  GefToken 

in  Rostock. 

Unter  die  Materien,  deren  Regelung  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  abgelehnt  hat,  zählt  auch  das  Wasserrecht 
(EG.  Art.  65).  Damit  ist  der  deutschen  Landesgesetzgebung 
nicht  nur  eine  Befugniss  gewährleistet,  sondern  auch  eine 
Aufgabe  gestellt :  die  Aufgabe  der  Reform.  Und  zwar  wird 
solche  Reform  für  grosse  Theile  unseres  Vaterlandes  gleich- 
zeitig nach  zwei  Richtungen  hin  erfolgen  müssen.  Einmal 
nämlich  ist  die  Rechtseinheit,  deren  Herstellung  für  das 
ganze  Reich  im  Rahmen  des  BGB.  als  unthunlich  erkannt 
wurde,  nunmehr  wenigstens  für  jeden  deutschen  Einzelstaat  zu 
erstreben^).  Ferner  aber  müssen  diese  Codificationen  selbst 
auf  Principien  aufgebaut  werden,  die  von  der  segenspen- 
denden und  länderverheerenden  Doppelnatur  des  feuchten 
Elements  ausgehend  den  modernen  Culturbedürfnissen  weiter 
entgegenkommen  als  das  geltende  Recht.  Denn  noch  be- 
hauptet die  Unterscheidung  zwischen  öffentlichen  und  priva- 
ten Gewässern  eine  positivrechtliche  Bedeutung,  die  je  länger 

*)  Von  den  grösseren  deutschen  Staaten  besitzen  Baiem  seit  1852, 
Baden  seit  1876,  Hessen -Darmstadt  seit  1887  eine  einheitliche  Wasser- 
gesetzgebung. Auch  für  Elsass- Lothringen  ist  im  J.  1891  ein  um- 
fassendes Wassergesetz  ergangen.  Sehr  vielgestaltig  ist  dagegen  der 
Rechtszustand  in  Preussen,  und  ebensowenig  haben  die  Königreiche 
Sachsen  und  Württemberg  bereits  eine  einheitliche  Codification.  üeber 
die  Wassergesetze  der  kleineren  Staaten  vgl.  den  Ueberblick  bei 
Brückner,  Das  deutsche  Wasserrecht  (Annalen  des  Deutschen  Reichs 
1877  S.  1  ff.) ,  wo  jedoch  das  Braunschweigische  Gesetz  vom  20.  Jimi 
1876  noch  nicht  erwähnt  ist.  Baden  hat  durch  Gesetz  vom  26.  6.  1899 
ein  neues  Wasserrecht  erhalten. 
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desto  weniger  mit  den  Grundsätzen  der  neuzeitlichen  Volks- 
wirthschaft  in  Einklang  zu  bringen  ist.  Sehr  energisch  wird 
daher  auch  in  der  Begründung  des  jüngsten  einzelstaatlichen 
"Wasserrechtsentwurfes  als  das  Ziel  der  Gesetzgebung  be- 
zeichnet, die  Gesammtheit  der  fliessenden  Gewässer  dem 
Privateigenthum  zu  entziehen  imd  sie  alle  für  öffentliche 
Sachen  zu  erklären^). 

Der  ßechtshistoriker  nimmt  an  diesen  Sorgen  des  Ge- 
setzgebers nur  einen  mittelbaren  Antheil.  Ihn  interessirt 
zunächst  allein  die  Frage,  wie  es  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
zu  Yerhältnissen  hat  kommen  können,  die  von  der  Gegen- 
wart als  so  ungemäfs  empfunden  werden.  Auch  die  folgen- 
den Seiten  wollen  nur  erörtern,  woher  die  vom  modernen 
Kecht  bislang  noch  festgehaltene  Unterscheidung  zwischen 
öfifentlichen  und  privaten  Wasserläufen  stammt  imd  welche 
Schicksale  diese  Begriffe  auf  deutschem  Boden  erlebt  haben. 
Des  ungeachtet  vermag  vielleicht  selbst  eine  solche  rein  ge- 
schichtliche Untersuchung,  wenn  anders  sie  befriedigende 
Ergebnisse  zu  Tage  fördert,  über  ihren  nächsten  Zweck 
hinaus  zu  wirken  und  auch  für  die  Probleme  der  lex  ferenda 
bescheidenen  Nutzen  zu  stiften. 

Diese  Hoffnung  erscheint  um  so  begründeter,  wenn  man 
hier  den  Beweis  aus  dem  Gegentheil  gelten  lässt.  Denn 
die  vorhandene  Litteratur  über  die  geschichtliche  Seite 
unserer  Materie^)  wird  sich  der  Verantwortlichkeit  für  den 


')  Vgl.  Entwurf  eines  Wassergesetzes  für  das  Königreich  Sachsen. 
Leipzig  1899.  S.  48.  Dieselben  Gesichtspunkte  sind  für  den  Württem- 
bergischen Wasserrechtsentwurf,  welcher  1898  zur  Berathung  stand, 
mafsgebend  gewesen.  Vgl.  den  Bericht  der  Württembergischen  Wasser- 
rechtscommission  vom  28.  April  1898  (Verhandlungen  der  Württem- 
bergischen Kammer  der  Abgeordneten  1895/98,  Beilage  281).  Umge- 
kehrt hat  gerade  die  Beibehaltung  des  Begriffs  der  „Privatflüsse"  in 
dem  Preussischem  Wasserrechtsentwurfe  von  1894  der  öffentlichen 
Meinung  reichen  Stoff  zur  Kritik  gegeben.  Schon  vorher  hatte  z.  B. 
G.  Tolkmitt  in  einem  lebhaft  geschriebenen  Aufsatze  (Wasserwirth- 
schaft  und  Wasserrecht.  Leipzig  1893)  die  Ansprüche  auseinander- 
gesetzt, welche  die  moderne  Wasserwirthschaft  an  das  moderne  Recht 
erheben  müsse.  —  *)  Ich  gebe  hier  gleich  sämmtliche  Titel  der  mir 
bekannt  gewordenen  Litteratur  zum  deutschen  Wasserrechte,  soweit 
sie  mir  zugänglich  war.  N.  Meurers  Wasserrecht,  zuerst  1570,  dann 
1604  und  1663,  abgedruckt  von  A.  Pritsche  in  seinem  Jus  fluviaticum 
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imbefriedigenden  Zustand  des  modernen  deutschen  Wasser- 
rechts nicht  ganz  entziehen  können.  Germanistik  und  Romani- 
stik sind  hieran  zu  gleichen  Theilen  schuld,  erstere  durch 
die  starke  Yernachlässigung,  welche  sie  bisher  dem  Wasser- 
rechte hat  widerfahren  lassen,  letztere  durch  den  ganz  ein- 
seitigen Standpunkt,  von  dem  aus  sie  die  Untersuchung 
leitete.  Von  Germanisten  haben  nur  wenige  die  einschlägigen 
Fragen  selbständig  gefördert.  Um  so  zahlreicher  sind  die 
unserem  Thema  von  romanistischer  Seite  aus  zu  Theil  ge- 
wordenen Bearbeitungen.  Dass  die  Ergebnisse  derselben 
die  aufgewandte  Mühe  lohnten,  kann  man  gleichwohl  nicht 
behaupten.     Denn  vielleicht  nirgends  so  wie  hier  musste  die 

Romano -Germanicum  tripartitum  1672.  J.  Oettinger,  Discursus  von 
Meer,  Fisch,  Wassern,  Flüssen,  Bächen,  Broünen,  Ufern,  Gestaden, 
Insuln,  Worden,  Seeen und Weyhem,  abgedr.  v.Fritsche  a.a.O.  S.239ff., 

F.  L.  von  Cancrin,  Abhandlungen  von  dem  Wasserrechte,  sowohl 
dem  natürlichen  als  positiven,  vornemlich  aber  dem  deutschen.  1789. 
Gesterding,  Beiträgfe  zum  Wasserrecht  (Axch.  f.  civil.  Praxis  3, 60  ff.). 
C.  Fr.  Günther,  Quaestionum  de  iure  aquarum  spec.  I — V.  1826/30. 
Hofmann,  Versuch  in  Bearbeitung  des  römischen  Rechts,  Heft  2.   1831. 

G.  L.  Funke,  Beiträge  zum  Wasserrecht  (Arch.  f.  civil.  Paxis  12, 274 ff.). 
A.  S.  Kori,  Ueber  das  Wasserrecht  (ebd.  18,  37  ff.).  Elvers,  Das 
Recht  des  Wasserlaufes  (Themis.  1841.  N.  F.  1, 413  ff. ,  auch  Sonder- 
abdruck). C.  G.  Schwab,  Die  Conflicte  der  Wasserfahrt  auf  den 
Flüssen  mit  der  Benutzimg  der  letzteren  zum  Maschinenbetrieb  (Arch. 
f  civil.  Praxis  30.  Beilageheft).  Zumpe,  Ueber  Benutzung  der  fliessen- 
den Wässer  als  Gegenstand  der  Gesetzgebung  mit  specieller  Be- 
rücksichtigung des  (beigedruckten)  sächsischen  Gesetzentwurfs.  1852. 
F.  Boerner,  Revision  der  neueren  Lehren  von  der  Zugehörigkeit  der 
beständig  fliessenden  Gewässer  nach  römischem  und  deutschem  Recht 
(Arch.  f  civil.  Praxis  38, 149 ff.,  359 ff.).  Glass,  Die  wasserrechtliche 
Gesetzgebung  auf  dem  Standpunkte  der  Gegenwart.  1856.  Schenk, 
Zur  Wasserrechtsfrage.  1860.  W.  Endemann,  Das  ländliche  Wasser- 
recht. 1862.  A.  Ubbelohde,  Ueber  das  im  Königreich  Hannover 
geltende  Recht  der  Entwässerung  und  Bewässerung.  1862.  Hesse, 
Grundzüge  des  Wasserrechts  nach  gemeinem  Rechte  (Jherings  Jahrb. 
f.  Dogmatik  7, 179  ff.).  H.  Wappaeus,  Zur  Lehre  von  den  dem  Rechts- 
verkehr entzogenen  Sachen.  1867.  A.  Kapeller,  Der  Rechtsbegriff 
des  öffentlichen  Wasserlaufes,  entwickelt  aus  den  Quellen  des  römischen 
Rechts.  1867  (vgl  darüber  B er chtold,  Krit.Vierteljahrsschr.  13,140ff.). 
W.  Rüg  er,  Beiträge  zum  sächsischen  Wasserrechte  (Zeitschr.  f  Rechts- 
pflege und  Verwaltung  31,  289 ff.).  Döhl,  Die  Wassergesetzgebung 
des  preussischen  Staates.  1870.  Rissmann,  Das  Wasserrecht  nach 
gemeinem    und    kgl.    sächsischem    Rechte.     1872.     R.  Brückner, 
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einseitig  romanistische  Betrachtungsweise  den  Weg  der  zum 
befriedigenden  Ziele  führenden  Methode  verfehlen.  Oder 
sollte  es  uns  wirklich  zu  einer  vorurtheilsfreien  Einsicht 
in  die  Entwicklung  des  deutschen  "Wasserrechts  verhelfen 
können,  wenn  uns  regelmäfsig  zunächst  das  auf  ganz  andere 
Verhältnisse  zugeschnittene  Recht  des  corpus  iuris  vorgeführt 
und  dem  Leser  dabei  bewusst  oder  unbewusst  die  Ueber- 
zeugung  beigebracht  wird,  dass  wir  es  hier  wie  sonst  mit 
der  ratio  scripta  zu  thun  haben?  Und  wenn  dann  im  besten 
Falle  einige  magere  Notizen  über  das  ältere  deutsche  Recht 
folgen,  so  ist  damit  doch  wahrhaftig  noch  kein  genügendes 
Fundament  gewonnen,   um  darauf  den  Bau  des  geltenden 


Das  deutsche  Wasserrecht  (Ann.  d.  Deutschen  Reichs  1877.  S.  Iff.). 
K.  Schenkel,  Das  badische  Wasserrecht.  1877.  Baron,  Begriff  und 
Bedeutung  des  öffentlichen  und  privaten  Wasserlaufes  nach  alten  und 
neuen  Gesetzen  (Zeitschr.  f.  vgl.  Rechtswissensch.  1,  261  ff. ,  2, 51  ff.). 
J.  V.  Poezl,   Die  bairischen  Wassergesetze  vom  28.  Mai  1852,  2.  Aufl. 

1880.  Neubauer,  Zusammenstellung  des  in  Deutschland  geltenden 
Wasserrechtes,  einschliesslich  des  Mühlen-,  Flösserei-  und  Flössrechtes. 

1881.  N.  Näf,  Das  Wasserrecht  im  Grossherzogthum  Baden.  1883. 
Baumert,  Aufsätze  aus  dem  Wasserrecht,  1.  Heft,  1888,  F.Frank, 
Gesetze,  betr.  Wasserrecht  und  Wasserpolizei  im  preussischen  Staate. 
Textausgabe  mit  Anmerkungen  und  Entscheidungen.  1888.  Zell  er, 
Die  grossherzoglich  hessischen  Wassergesetze  (Ann.  d.  Deutschen  Reichs. 

1888.  S.  635  ff.).  Der  Rheinstrom  u.  seine  wichtigsten  Nebenflüsse. 
Eine  hydrographisch -wasserwirthschaffcliche  und  wasserrechtliche  Dar- 
stellung, her.  vom  Centralbureau  f.  Meteorologie  u.  Hydrographie  im 
Grossherzogthum  Baden.  1889.  A.  Nieberdings  Wasserrecht  und 
Wasserpolizei  im  preussischen  Staate.  2.  Aufl.  von  F.  Frank.  1889. 
F.W.  Seelig,  Fischerei  und  einschlagendes  Wasserrecht,  betr.  Ent- 
scheidungen höherer  deutscher  Gerichtshöfe,  insbes.  des  Reichsgerichts. 

1889.  K.  E.  Leuthold,  Das  Wasserrecht  im  Königreich  Sachsen.  1892. 
Hub  er.  Die  Wassergesetze  Elsass-Lothringens.  2.  Aufl.  1892.  F.Frank, 
Ueber  öffentliche  und  Privatgewässer  (Verwaltungsarchiv  1,  61  ff.)  — 
Vgl.  femer  die  Lehr-  und  Handbücher  des  deutschen  Privatrechts  von 
Beseler  (3.  Aufl.  S.  822  ff.),  Gengier  (4.  Aufl.  S.  302  ff.),  Gerber 
(17.  Aufl.  S.90ff.)undStobbe  (3.  Aufl.  I.  605ff.).  A.  Heusler,  Institu- 
tionen des  deutschen  Privatrechts  I  (1885)  S.  364 ff.  R.  Schröder, 
Deutsche  Rechtsgeschichte.  3.  Aufl.  S.  206  ff.,  393,  528  f.,  sowie  die 
Artikel  „Flüsse"  (Brunner),  „Wasserbauten",  „Wasserbenutzung", 
„Wasserlauf,  ,  Wasserpolizei  "(Schenkel)  in  v.  Holtzendorffs  Rechts- 
lexikon und  „Mühlenrecht"  (Rosenthal),  „Gewässer"  (Stoerk)  in 
Conrads  Handbuch  der  Staatswissenschaften. 
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gemeinen  Rechtes  zu  versuchen.  Kein  Wunder,  wenn  sich 
in  solchem  Hause  nicht  gut  wohnen  lässt!  Kein  Wmider, 
wenn  im  Gegentheil  auf  dem  Gebiete  der  Wasser wirthschaft 
vielfach  eine  Rechtsunsicherheit  herrscht,  die  im  modernen 
Staate  ihres  Gleichen  sucht!  Kein  Wimder  endlich,  wenn 
die  Romanistik  schliesslich  selbst  daran  verzweifelt,  Licht 
in  das  Dunkel  zu  bringen^)!  Aber  höchst  wunderbar  aller- 
dings, dass  dabei  nicht  der  so  nahe  liegende  Gedanke  auf- 
taucht, es  könne  am  Ende  gar  die  widernatürliche  Auf- 
zwingimg  des  Fremdrechtes  selbst  es  gewesen  sein,  der  wir 
das  beklagte  Chaos  verdanken. 

In  der  That  hat  die  geschichtliche  Untersuchung  des 
deutschen  Wasserrechts  ihren  Weg  genau  nach  der  ent- 
gegengesetzten Richtung  zu  verfolgen,  als  bisher  fast  durch- 
gängig geschehen  ist.  Das  Element  des  Wassers  gehört 
bereits  auf  den  untersten  Stufen  der  Gesittung  zu  den 
schlechterdings  unentbehrlichen  Vorbedingungen  des  mensch- 
lichen Daseins.  Immerhin  ist  in  solchen  Zeiten  seine  Be- 
deutung noch  unermesslichen  Wachsthums  fähig:  je  reicher 
und  mannichfaltiger  sich  das  Leben  des  Yolkes  entwickelt, 
desto  vielgestaltiger  werden  die  Beziehungen  des  Wassers  zur 
Wirthschaft  und  darüber  hinaus  zur  allgemeinen  Cultur. 
Nothwendigerweise  müssen  daher  diese  Beziehimgen  schon 
frühzeitig  in  die  Formen  des  Rechtes  gegossen  werden, 
welche  ihrerseits  wechseln  müssen,  sobald  die  Cultur  wesent- 
liche Fortschritte  macht.  Nun  klingt  es  für  die  moderne 
Wissenschaft  fast  wie  ein  Gemeinplatz,  wenn  man  betont, 
das  Recht  pflege  sich  je  nach  der  national  eigenartigen 
Cultur  der  Yölker  verschieden  zu  entwickeln.  Trotzdem 
muss  hier  auf  dies  Grundprincip  methodischer  Geschichts- 
forschung ausdrückhch  hingewiesen  werden.  Denn  einmal 
wird  es  von  den  romanistischen  Bearbeitern  des  deutschen 
Wasserrechtes  völlig  unbeachtet  gelassen,  und  zweitens 
kommt  ihm  grade  für  unser  Thema  ein  ganz  besonders 
mafsgeb  ender  Einfluss  zu. 

Das  hängt  mit  der  Natur  des  Wassers,  sowie  mit  der 
Art  und  Weise  zusammen,   wie  dasselbe  der  menschlichen 

*)  Vgl.  Ende  mann,  a.a.O.  S.  8f.,  18  f.  speciell  für  Kurhessen. 
Dazu  Baron,  a.a.O.  S.  289. 
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Herrschaft  zugänglich  wird.  Yon  den  vier  verschiedenen 
Formen  nämlich,  miter  denen  die  Materie  erscheint,  d.  h. 
von  den  Elementen  im  antiken  "Wortsinne,  gehört  ims  nm* 
die  Erde  wirklich  zu  eigen.  Die  Luft  dagegen  ist  als  solche 
der  menschlichen  Herrschaft  unerreichbar,  und  das  Feuer 
ist  überhaupt  keine  Sache,  sondern  nur  eine  Kraft,  deren 
Werth  für  uns  lediglich  in  den  Wirkungen  liegt,  welche  sie 
auf  Gegenstände  menschlichen  Eigenthums  ausübt.  Das 
Wasser  steht,  unter  diesem  Gesichtspunkt  betrachtet,  zwischen 
Luft  und  Erde,  die  es  in  ewigem  Kreislaufe  verbindet.  Die 
Wolken,  aus  Meer  und  Strömen  gesammelt,  sind  gleich  der 
Luft,  in  der  sie  schweben,  dem  Herrenrechte  des  Menschen 
entzogen.  Aber  sobald  sie  als  Regen  oder  Schnee  die  Erde 
berühren,  geräth  ihr  Wasser  in  eine  wenigstens  zeitweilige 
Abhängigkeit  von  dem  festen  Element,  mit  dem  es  sich 
verbunden  hat.  Und  da  die  Erde  dem  Menschen  unterthan 
ist,  so  muss  ihm  nun  auch  das  Wasser  fröhnen,  soweit  seine 
Verbindung  mit  dem  Boden  geht  und  solange  sie  dauert: 
wem  das  Land  gehört,  auf  dem  das  Wasser  sich  befindet, 
der  herrscht  auch  über  das  Letztere.  Die  Frage,  wem  die 
Wasserherrschaft  gebührt,  ist  also  identisch  mit  der  Frage 
nach  dem  Eigenthümer  des  Bodens,  der  dem  Wasser  zum 
Aufenthaltsorte  dient  *). 

Freilich  für  die  Beantwortung  dieser  Frage  nach  dem 
Eigenthümer  des  Wasserbettes  ist  nicht  der  gewöhnliche 
Culturwerth  des  Landes,  sondern  das  besondere  Wesen  der 
Culturzwecke  des  Wassers  von  mafsgebender  Bedeutung. 
Dieselben  werden  objectiv  durch  die  natürlichen  Eigenschaften 
des  Wassers,  subjectiv  durch  die  volkswirthschaftliche  Reife 
der  menschlichen  Gesellschaft  bestimmt.  Hieraus  ergibt  sich, 
dass  die  Antwort  auf  unsere  Frage  bei  verschiedenen  Yölkem 
und   zu  verschiedenen  Zeiten  sehr  variiren  muss.     Denn  zu 


*)  Das  Wasser  selbst  kann  als  Ganzes  nicht  im  Eigenthum  des 
Menschen  stehen.  Vgl.  G.  Meyer,  Deutsches  Verwaltungsrecht.  2.  Aufl. 
I.  321.  Brunner,  a.a.O.  S.  849.  Doch  geht  es  meiner  Ansicht  nach 
zu  weit,  wenn  G.  Meyer  a.  a.  0.  jede  physische  und  rechtliche  Herr- 
schaft am  Wasser  für  unmöglich  hält.  Wer  einen  Fluss  mit  seinem 
Schiffe  befährt  und  einen  Bach  über  sein  Mühlrad  treibt,  übt  eine 
Herrschaft  über  die  Wasserwelle  selbst  aus. 
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den  natürlichen  Eigenschaften  des  Wassers  gehören  vor 
allen  Dingen  seine  wechselnde  Erscheinungsform  als  Meer, 
Strom,  Fluss,  Bach,  Quelle,  Teich  und  See,  sowie  die  sehr 
ungleichmäfsige  Art  seiner  Vertheilung  über  die  Erde.  Es 
ist  klar,  dass  die  Antwort  nach  dem  Eigenthümer  des  Meeres- 
bodens ')  nicht  ebenso  ausfallen  kann,  wie  diejenige  nach 
dem  Grundeigenthümer  eines  kleinen  Teiches.  Es  leuchtet 
ein,  dass  "Wasserwirthschaft  und  "Wasserrecht  in  wasserarmen 
Ländern  nothwendig  andere  Formen  annehmen  müssen  als 
in  Gegenden,  wo  das  feuchte  Element  im  Ueberfluss  vor- 
handen ist.  Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die 
Gebirgslandschaft  gewisse  Nutzungen  des  Wassers  mehr  be- 
günstigt als  die  Niederung,  während  andere  Nutzungsarten 
wiederum  der  Ebene  von  Hause  aus  angemessener  sind.  Und 
was  endlich  das  subjective  Moment  des  menschlichen  Urtheils 
über  den  Culturwerth  des  Wassers  anbetrifft,  so  dürfte  es 
nicht  vermessen  sein,  zu  behaupten,  dass  hierüber  eine 
Nomadenhorde  nicht  ganz  die  gleichen  Yorstellungen  zu 
hegen  pflegt  wie  ein  Yolk,  das  auf  eine  tausendjährige  Ge- 
schichte zurückblickt. 

Damit  ist  die  Richtschnur  auch  unserer  speciellen  Unter- 
suchung gegeben.  Wollen  wir  das  Wesen  des  älteren  deut- 
schen Wasserrechts  einigermafsen  zutreffend  bestimmen  und 
woUen  wir  insbesondere  die  Geschichte  des  deutschrecht- 
lichen Eigenthums  am  Grunde  und  Boden  des  Wassers  ver- 
stehen lernen,  so  haben  wir  uns  fortdauernd  die  allgemeine 
culturelle  und  wirthschaftliche  Entwicklung  vor  Augen  zu 
halten,  welche  unser  Volk  mit  Rücksicht  auf  die  gegebenen 
hydrographischen  Yerhältnisse  seiner  Heimat  durchgemacht 
hat,  bevor  es  das  römische  Recht  recipirte. 

Es  bleibt  daher  zxmächst  noch  die  Yorfrage  zu  erledigen, 
auf  welche  Weise  das  Wasser  dem  Menschen  überhaupt 
nützlich  oder  schädlich  zu  sein  vermag.  Was  den  Nutzen 
des  Wassers  anbetrifft,  so  dient  es  einmal  als  Nahrungs- 
und Reinigungsmittel  für  Mensch  und  Yieh,  femer  als  natür- 

^)  Der  Meeresboden  ist  nach  modemer  Rechtsauffassung  res  com- 
munis aller  Menschen,  daher  wird  auch  die  Herrschaft  über  das  offene 
Meer  von  allen  Menschen  gemeinsam  geübt.  Vgl,  v.  Liszt,  Völker- 
recht.   1898.  S.  140. 
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lieber  Fundort  nutzbarer  Thiere,  Pflanzen  und  anderer  Gegen- 
stände menscbbcben  Gebrauches,  sodann  als  Verkehrsmittel, 
des  weiteren  als  Triebkraft  und  endlich  als  Bodenverbesse- 
rungsmittel. Schädlich,  ja  selbst  verderblich  kann  umgekehrt 
das  Wasser  wirken  durch  allzu  reichliche  Ansammlung  an 
einem  Orte,  durch  fehlenden  oder  doch  mangelhaften  Ab- 
fluss  oder  gar  durch  elementaren  Austritt  aus  seinen  ge- 
wöhnlichen Schranken,  d.  h.  durch  Ueberschwemmung. 

Nur  einige  der  mannichfachen  Möglichkeiten  aber,  welche 
somit  das  Wasser  hat,  um  die  menschliche  Wirthschaft  zu 
fördern,  werden  bereits  auf  primitiven  Stufen  der  Cultur  er- 
kannt, imd  ebensowenig  ist  der  Naturmensch  bereits  im 
Stande,  sich  gegen  alle  Unbilden  des  feuchten  Elements 
wirksam  zu  schützen.  Der  ursprünglichste  Dienst,  den  das 
Wasser  dem  Menschen  leistet,  wird  sein,  dass  er  sich  und 
sein  Yieh  damit  tränkt  und  reinigt.  Sehr  frühzeitig  tritt 
hierzu  die  Wassemützimg  in  Form  des  Fanges  vonWasser- 
thieren  und  namentlich  von  Fischen.  Einen  weiteren,  grossen 
Fortschritt  bedeutet  die  Erlernung  der  Schifffahrt.  Später 
wiederum  föUt  der  Beginn  der  Verwendung  des  Wassers 
als  Triebkraft  für  Mühlen  und  andere  Werke.  Die  höchste 
Stufe  der  Entwicklung  endlich  erreicht  die  Wassernutzung 
durch  die  Erfindungen,  welche  die  Bodenmelioration  be- 
zwecken, vor  allen  Dingen  also  durch  die  künstliche  Be- 
wässerung von  Culturland,  das  bisher  unter  Wassermangel 
gelitten.  Dem  gleichen  Zwecke  der  Landescultur  dient  die 
Entwässerung  allzu  feuchten  Bodens,  welche  aber  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  auch  als  Abwendung  von  Wassers- 
gefahr betrachtet  werden  kann,  insofern  übermäfsige  Feuch- 
tigkeit des  Bodens  bei  mangelndem  Abfluss  Sumpfbildimg 
herbeiführt,  was  unter  Umständen  das  Klima  ungünstig  be- 
einflusst.  Systematische  Entwässerung  setzt  ebenfalls  be- 
reits eine  höher  gestiegene  Reife  volkswirthschaftlicher  Ein- 
sicht voraus.  Gleichzeitig  pflegt  man  dann  auch  energische 
Mafsregeln  zu  ergreifen,  um  die  Gefahren  des  Hoch- 
wassers hintanzuhalten,  namentlich  im  Gebiete  des  Unter- 
laufs grosser  Ströme  und  an  flachen  Meeresküsten  geht  die 
Entwicklung  des  Deichwesens  mit  der  Entwässerungskunst 
meist  Hand  in  Hand. 
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Alle  diese  Formen  der  Wasserwirthschaft  streben  nun, 
sobald  sie  eine  gewisse  Zeit  als  thatsächliches  Bedürfniss 
empfunden  worden  sind,  nach  rechtlicher  Ausgestaltung. 
Die  Nothwendigkeit,  den  Gefahren  des  Wassers  zu  begegnen, 
führt  zu  Vorschriften  von  unzweifelhaft  öffentlichrechtlicher 
Natur:  Beschränkung  oder  gar  Aufhebung  des  Privateigen- 
thums  an  den  das  bedrohliche  Wasser  begrenzenden  Grund- 
stücken sowie  Verpflichtung  ihrer  Eigenthümer  zu  Leistungen 
für  das  Werk  des  Wasserschutzes.  Was  die  Wassernutzung 
anbetrifft,  so  steht  mit  ihr  der  Interessenkampf  um  das  Recht 
am  Wasser  in  nothwendigem  Zusammenhang,  und,  wie  wir 
früher  sahen,  ist  die  Frage  nach  diesem  Recht  identisch 
mit  derjenigen  nach  dem  Eigenthume  des  Wasserbettes, 
ä.  h.  des  Stückes  der  Erde,  welches  dem  Wasser  zum 
Aufenthalte  dient.  Das  Wasserbett  kann  sich,  wie  jede  Im- 
mobilie, im  Privateigenthume  befinden  oder  demselben  ent- 
zogen und  ersteren  Falls  wiederum  öffentlichrechtlichen 
Beschränkungen  unterworfen  sein  oder  auch  nicht.  Dem 
entsprechend  steht  das  vom  Eigenthum  am  Wasserbett  ab- 
hängige Wassernutzungsrecht  entweder  jedermann  oder  nur 
bestimmten  Personen  und  diesen  letzteren  entweder  will- 
kürlich und  unbeschränkt  oder  aber  nur  unter  gewissen  von 
obrigkeitswegen  festgesetzten  materiellen  oder  formellen  Be- 
dingungen zu.  Sind  also,  wie  vorhin  erwähnt,  alle  auf  den 
Wasserschutz  bezüglichen  Normen  öffentlichrechtlicher  Natur, 
so  können  doch  auch  die  von  der  Wassernutzimg  handelnden 
Bestimmungen  des  positiven  Rechts  nur  insofern  privatrecht- 
lichen Charakter  haben,  als  eben  Privateigenthum  am  Wasser- 
bette von  der  Rechtsordnung  anerkannt  wird. 

Damit  ist  gesagt,  dass  in  den  Zeiten  des  Cäsar  und 
des  Tacitus  Privatgewässer  dem  Rechte  der  Germanen  un- 
bekannt gewesen  sein  müssen.  Denn  gab  es  damals,  wie 
ja  feststeht,  überhaupt  noch  kein  ImmobUiareigenthum  des 
Einzelnen,  so  lag  gewiss  nicht  der  geringste  Anlass  vor  von 
dieser  Regel  eine  Ausnahme  für  denjenigen  Grund  imd  Boden 
zu  machen,  welcher  dauernd  von  Wasser  bedeckt  war.  Der 
historischen  Wahrscheinlichkeit  entspricht  >'ielmehr  das  directe 
Gegentheil.  Grade  in  Bezug  auf  die  vom  Wasser  einge- 
nommenen Immobilien  musste  das  alte  Recht  unserer  Vor- 
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fahren  sein   schon  an  sich  starkes  Beharrungsvermögen  in 
besonderem  Mafse  geltend  machen. 

Und  zwar  aus  einem  doppelten  Grunde.  Einmal  näm- 
lich besass  das  Land  zwischen  Rhein  und  Weichsel,  Ostsee, 
Nordsee  und  Donau  zur  Zeit,  als  es  in  den  Gesichtskreis 
der  Weltgeschichte  trat,  einen  Wasserreichthum ,  von  dem 
wir  uns  heute  nur  schwer  eine  zutreffende  Vorstellung  zu 
bilden  vermögen.  Ein  sumpfiger  Urwald  bedeckte  zum 
grösseren  Theile  die  Gebiete  zwischen  den  grossen  deutschen 
Flüssen:  das  bezeugen  übereinstimmend  die  Schilderungen 
von  Tacitus^)  und  Pomponius  Mela^),  das  hat  in  Beschränkung 
auf  Hessen  noch  neuerdings  Wilhelm  Arnold^)  durch  den 
Hinweis  auf  die  reiche  Synonymik  erhärtet,  die  wir  in  den 
alten  Ortsnamen  für  die  einfachen  Begriffe  Sumpf  und  Wald 
finden.  Mit  diesem  grossen  Reichthum  an  Wäldern  und 
Sümpfen  hängt  dann  zusammen,  dass  Deutschland  in  ältester 
Zeit  überhaupt  viel  wasserreicher  war  als  in  der  Gegen- 
wart. „Die  Flüsse  und  Bäche  waren  einmal  viel  stärker 
als  jetzt,  und  es  waren  der  letzteren  vor  allen  Dingen  viel 
mehr  als  heut  zu  Tage.  Eine  zahllose  Reihe  von  Bächen 
und  Quellen  ist  durch  das  fortschreitende  Roden  der  Wälder, 
den  zunehmenden  Ackerbau  und  die  veränderte  Forstcultur 
vertrocknet.  Wir  erkennen  sie  noch  an  den  vielen  Feld- 
namen, die  auf  bach  und  born  enden,  während  jetzt  jede 
Spur  von  Wasser  verschwimden  ist,  sodass  oft  selbst  das 
frühere  Bett  für  dasselbe  fehlt.  Oder  die  Gewässer  hatten 
einen  längeren  Lauf,  indem  sie  weiter  oben  entsprangen, 
wie  sich  zum  Theil  noch  an  der  Bodenbeschaffenheit  er- 
kennen lässt:  in  Feld  und  Wald  begegnen  wir  häufig  mulden- 
förmigen Thalfortsetzungen,  die  sich  als  schmale  Wiesen- 
streifen Stunden  lang  hinziehen,  während  sie  erst  viel  weiter 
unten  kleine  Rinnsale  und  Bäche  bilden.  Ebenso  kommt 
es  umgekehrt  vor,  dass  kleine  Bäche,   die   im  Wald  noch 


*)  Germania  c.  5 :  terra  etsi  aliquante  specie  differt,  in  Universum 
tamen  aut  silvis  horrida  aut  paludibus  foeda,  humidior  qua  Gallias, 
ventosior  qua  Noricum  ac  Pannonia  aspicit.  —  *)  De  sit.  orb.  III.  3: 
terra  ipsa,  multis  impedita  fluminibus,  multis  montibus  aspera  et 
magna  ex  parte  silvis  ac  paludibus  invia.  —  ')  Ansiedlungen  und 
Wanderungen  deutscher  Stämme.    2.  Ausg.   1881.   S.  17, 512  £F. 
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ein  kümmerliches  Dasein  fristen,  bei  ihrem  Austritt  aus  dem 
Wald  vertrocknen  und  sich  im  Sand  oder  in  der  Acker- 
knmie  verlieren.  Und  wie  sehr  die  veränderte  Forstcultur 
den  Wasserreichthum  des  Landes  vermindert,  können  wir  da 
sehen,  wo  neuerdings  das  Nadelholz  den  alten  Laubwald  ver- 
drängt hat^)." 

Musste  demgemäfs  im  alten  Germanien  der  üeberfluss 
an  Gewässern,  und  namentlich  an  stehendem  "Wasser  eher 
als  Hindemiss  wie  als  Vortheil  für  die  Entwicklung  der 
Cultur  und  insbesondere  der  Wirthschaft  wirken,  so  fehlte 
es  damit  auch  an  der  Gelegenheit  für  das  Entbrennen  eines 
Interessenkampfes  um  das  Recht  am  "Wasser.  Ganz  zu  dem 
gleichen  Resultat  aber  führt  uns  die  weitere  Erwägung  über 
den  Grad  der  Intensität,  welche  die  "Wassernutzung  der 
Deutschen  vor  der  Yölkerwanderung  erreicht  haben  kann. 
Diese  Intensität  muss  in  umgekehrtem  Yerhältniss  zur  Menge 
des  vorhandenen  "Wassers  gestanden  haben.  Die  Germanen 
sind  bei  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte  zwar  kein  eigent- 
liches Jäger-  und  Hirtenvolk  mehr,  befinden  sich  aber  doch 
entschieden  erst  im  Uebergangsstadium  zur  Sesshaftigkeit 
eines  Bauemvolkes.  Ihr  Ackerbau  ist  auch  nach  der  Schil- 
derung des  Tacitus  noch  äusserst  primitiv  und  völlig  von 
der  Weidewirthschaft  abhängig  ^) ,  künstlicher  Wiesenbau  ist 
dem  inneren  Deutschland  bis  ins  8.  Jahrhundert  fremd  ge- 
blieben '),  nur  die  Stämme  in  Gallien  und  am  Rhein  lernten 
die  Wiesencultur  durch  ihre  Berührung  mit  den  Römern 
erheblich  früher  kennen*).  Die  Viehzucht  war  noch  halb 
nomadisch:  das  Schwein  als  das  anspruchsloseste  Hausthier 
behauptete  eben  darum  bis  tief  in  das  Mittelalter  den  wich- 


^)  Arnold,  a.a.O.  S.  525.  —  *)  Tacitus,  Germania  c.  26:  nee 
enim  cum  ubertate  et  amplitudine  soli  labore  contendunt,  ut  pomaria 
conserant  et  prata  separent  et  hortos  rigent;  sola  terrae  seges  im- 
peratur.  —  *)  Noch  im  8.  Jahrhundert  kommen  Wiesen  in  den  Kloster- 
urkunden nur  in  äusserst  geringem  Mafse  vor.  Aus  den  Traditiones 
Wizzenburgenses  des  8.  Jahrhunderts  erkennt  man  noch  deutlich,  dass 
die  Wiesen  erst  später  zum  Ackerland  hinzugetreten  sind.  —  *)  Daher 
spielt  in  den  Ortsnamen  der  rheinfränkischen  und  lothringischen  Gegen- 
den die  Wiese  eine  viel  grössere  Rolle  als  im  inneren  Deutschland. 
Vgl.  Arnold,  a.a.O.  S.  527. 
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tigsten  Platz  in  der  Wirthschaft  des  Deutschen^),  erst  an 
zweiter  Stelle  erseheint  die  Pferdezucht,  Rinder  und  Schafe 
nehmen  den  dritten  Rang  ein^).  Von  grösster  Bedeutung 
dagegen  waren  Jagd  und  Fischerei,  deren  Ausbeute  bei  den 
geringen  Erträgnissen  des  in  extensivster  "Weise  betriebenen 
Ackerbaus  die  Lebensbedürfnisse  unserer  Altvordern  zur 
Römerzeit  in  ausgedehntestem  Mafse  zu  befriedigen  hatte. 
Der  Fischfang,  welcher  uns  hier  am  meisten  interessirt,  wird 
nicht  nur  vom  Ufer  aus,  sondern  auch  in  primitiven  Fahr- 
zeugen betrieben.  Ja,  die  Fischerei  hat  den  Deutschen  mit 
zuerst  über  den  Erwerb  zu  eigenem  Gebrauche  hinausgeführt: 
der  Grenzhandel  mit  den  Römern  erstreckt  sich  vor  allem 
auf  Fische  aus  dem  Rhein  und  der  Donau  ^),  auf  Bernstein*) 
und  auf  Flussperlen  *).  Dagegen  kann  von  einer  lebhafteren 
Benutzung  der  natürlichen  "Wasserstrassen  Deutschlands  zu 
geregeltem  Handelsverkehr  mit  den  Römern  seitens  unserer 
Vorfahren  damals  noch  nicht  die  Rede  sein,  die  dem  Güter- 
umsatze dienende  Schifffahrt  war  überhaupt  keine  allzu  rege 
und  lag  jedenfalls,  soweit  sie  betrieben  wurde,  nicht  in 
deutschen,  sondern  in  römischen  Händen:  wenn  wir  von  dem 
römischen  frumentarius  hören,  der  am  Inn  beim  späteren 
Kloster  Attel  in  Baiern  stationirt  war,  wenn  es  am  Inn  und  an 
der  Salzach  contubernia  nautarum  gab  und  zu  Altenhohenau 
eine  uralte  Anlande  beglaubigt  ist,  wo  die  grösste  Getreide- 
zufuhr und  Anschütt  eingerichtet  war^),  so  kann  der  dadurch 
bezeugte  Verkehr  mit  Brotfrucht  sich  doch  kaum  auf  deutsches 
Angebot  und  römische  Nachfrage  gestützt  haben,  denn  das 
würde  für  das  damalige  Baiern  eine  dauernd  die  eigenen 
Bedürfnisse  der  Bevölkerung  überschreitende  Production  be- 
dingen, was  für  jene  Gegenden  nicht  wahrscheinlicher  ist 
als  für  andere  Theile  Deutschlands.  Noch  geringere  Be- 
deutung aber  wie  als  Strasse   des  Eigenhandels  muss  das 


*)  Vgl.  Anton,  Geschichte  der  deutschen  Landwirthschaft  I.  129. 
Y  Inama- Sternegg,  Deutsche  Wirthschaftsgeschichte  I.  170.  — 
*)  Arnold,  a.  a.  0.  S.  528.  —  »)  Cassiodor  var.  ep.  12, 4.  —  •)  Tacitus, 
Germania  c.  45:  sed  et  mare  scrutantur,  ac  soli  omnium  sucinum,  quod 
ipsi  glaesum  vocant,  inter  vada  atque  in  ipso  litore  legunt.  Vgl. 
Wackernagel,  Kleine  Schriften  I.  75.  —  *)  Wackernagel,  a.a.O. 
I.  71.  —  •)  V.  Inama-Sternegg,  a.a.O.  I.  175. 


Zur  Geschichte  des  deutschen  Wasserrechts.  185 

Wasser  als  Triebkraft  von  Mühlen  und  ähnlichen  Werken 
für  die  Deutschen  vor  der  Völkerwanderung  besessen  haben. 
Selbst  in  merovingischer  Zeit  erscheint  die  Wassermühle 
noch  als  eine  überaus  werthvolle  und  daher  einigermafsen 
seltene  Anlage  ^) ,  die  ursprüngliche  Handmühle  findet  noch 
ausgedehnte  Verwendung:  wir  werden  diese  letztere  daher 
für  die  taciteische  Epoche  als  die  einzig  oder  doch  ganz 
vorwiegend  gebräuchliche  Maschine  zur  Mehlgewinnung  an- 
zusehen haben.  2)  Dass  endlich  dem  Wasser  in  Bezug  auf 
Bodenmelioration  in  jenen  entlegenen  Zeiten  noch  keine 
Rolle  zu  spielen  beschieden  sein  konnte,  ist  fast  zu  selbst- 
verständlich, um  Erwähnung  zu  verdienen.  Und  so  wird 
denn  die  geringe  Intensität  der  Wassernutzung  für  die  vor 
der  Völkerwanderung  liegende  Periode  unserer  vaterlän- 
dischen Geschichte  als  bewiesen  gelten  dürfen,  woraus  sich 
dann,  ebenso  wie  aus  dem  früher  betonten  Wasserreichthume 
des  alten  Germanien,  der  Schluss  ergibt,  dass  damals  ein 
wirthschaftliches  Interesse  an  der  Entscheidung  der  Frage 
nach  der  Wasserherrschaft  gar  nicht  oder  doch  kaum  be- 
stand und  demgemäl's  alles  Wasser,  soweit  es  überhaupt 
benutzt  wurde,  dem  Gemeingebrauch  offen  stand.  Diesem 
völlig  uneingeschränkten  Gemeingebrauche  an  allem  vor- 
handenen Wasser  entspricht  allein  die  Annahme  eines  com- 
munistischen  Volkseigenthums  an  dem  vom  Wasser  ständig 
bedeckten  Grunde  und  Boden:  das  Wasserbett  ist  in  diesem 
Sinne  res  omnium  communis. 

Diese  Verhältnisse  haben  nun  aber  bereits  in  der  folgen- 
den Periode  unserer  nationalen  Wirthschaftsgeschichte  wesent- 
liche Modificationen  erlitten.  Durch  die  Völkerwanderung 
werden  mit  den  meisten  übrigen  Germanen  auch  die  Deut- 
schen  in   eine    mehr   oder   minder   gewaltsame   Bewegung 

»)  Vgl.  1.  Sal.22.  31,1.  Roth.  149-151.  Wis.  VIII.  4,30.  Lam- 
precht, Deutsches  Wirthschaftsleben  im  Mittelalter  I.  16  f.  Brunn  er, 
Deutsche  Rechtsgeschichte  IL  582  Anm.  17.  Geffcken,  1.  Sal.  S.  132  f.  — 
')  Vgl.  die  Abbildung  einer  im  Gräberfeld  am  Hinkelstein  bei  Mons- 
heim  gefundenen  Handmühle  für  Getreide  aus  rothem  Sandstein: 
L.  Lindenschmit,  Die  Alterthümer  unserer  heidnischen  Vorzeit  II. 
Heft  8.  Tafel  1.  uhd  die  ausführliche  Besprechung  des  Monsheimer 
Gräberfeldes:  Zeitschrift  des  Vereins  för  rheinische  Geschichte  und 
Alterthümer  in  Mainz  III  Heft  1. 
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hineingezogen,  aus  der  sie  sich  dann  früher  oder  später  in 
consolidirte  Zustände  retten.  Diese  Consolidirung  aber,  hart 
erkämpft  wie  sie  war,  ist  dafür  nun  auch  eine  stärkere  als 
vor  der  Völkerwanderung.  Erst  jetzt  gelangen  die  Deutschen 
zu  wirklicher  und  dauernder  Sesshaftigkeit.  Erst  jetzt  ist 
an  Stelle  der  zahlreichen  republicanisch  organisirten  kleinen 
Völkerschaften  eine  politisch  leistungsföhige  Organisation, 
der  Stamm,  getreten,  und  dieser  Stamm  gehorcht  einer  mon- 
archischen Centralgewalt.  Erst  jetzt  endlich  beginnt  eine 
dauernde  imd  alle  Lebensverhältnisse  je  länger  desto  mehr 
beeinflussende  Verbindung  mit  dem  römischen  Süden:  am 
nachhaltigsten  wirkt  in  dieser  Hinsicht  die  Annahme  des 
katholischen  Glaubens.  Eine  Fülle  neuer  Entwicklungs- 
momente ist  in  die  Geschichte  der  deutschen  Cultur  ein- 
getreten, nicht  in  letzter  Linie  wird  hiervon  die  Wirthschaft 
berührt. 

Der  vollendeten  Sesshaftigkeit  des  Gesammtvolkes  ent- 
spricht eine  grössere  Stetigkeit  der  agrarischen  Besitzver- 
hältnisse innerhalb  derselben.  Die  jährliche  Umquartierung 
der  Sippschaften  durch  die  Gauvorsteher,  wie  sie  Cäsar  be- 
zeugt^), war  zwar  schon  zu  Zeiten  des  Tacitus  nicht  mehr 
üblich  gewesen,  immerhin  fand  damals  noch  ein  periodischer 
Wechsel  der  Ackerfluren  selbst  statt:  das  eine  Zeit  lang 
bebaute  und  durch  solchen  Anbau  erschöpfte  Feld  wurde 
aufs  Neue  der  Wildniss  anheimgegeben,  um  erst  nach 
längerer  Ruhe,  vielleicht  aber  auch  nie  wieder  urbar  ge- 
macht zu  werden  2).  Jetzt  aber,  nach  der  Völkerwanderung, 
erscheint  auch  dies  rohe  System  der  Wechselwirthschaft  end- 
gültig überwunden :  fest  sass  nunmehr  die  alte  Sippe  ein  für 
allemal  auf  ihrer  heimatlichen  Flur,  sie  war  zur  "Wirthschafts- 
gemeinde,  zur  Markgenossenschaft  geworden,  der  Ueber- 
gang  zur  Dreifelderwirthschaft  hatte  begonnen,   spätestens 


*)  Bell.  gall.  lib.  6  c.  22:  Neque  quisquam  agri  modum  certum  aut 
fines  habere  proprios;  sed  magistratus  ac  principes  in  annos  singulos 
gentibus  cogpiationibusque  hominum,  qui  una  coierunt,  quantum  et 
quo  loco  Visum  est  agri  attribuunt  atque  anno  post  alio  transire 
cogunt.  —  *)  Germania  c.  26:  Agri  pro  numero  cultorum  ab  universis 
in  vices  occupantur,  quos  mos  inter  se  secundum  diguationem  partiuntur. 
Vgl.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  S.  55. 
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seit  dem  8.  Jahrhundert  ist  dies  System  in  Deutschland  zur 
allgemeinen  Herrschaft  gelangt^).  Und  Hand  in  Hand  mit 
dem  Fortfalle  des  alten  Zwanges  zum  Umziehen  war  ein 
festes  Besitzrecht  der  einzelnen  Familie  zunächst  an  ihrem 
Wirthschaftshofe  entwickelt  worden,  welches  sich  bald  genug 
zu  wirklichem  Eigenthume  ausgestaltet  hatte  ^).  Endlich  hatte 
sich  auch  für  das  Ackerland  eine  grössere  Stabilität  noth- 
wendig  gemacht,  die  Theilung  desselben  war  zu  einer 
definitiven  geworden.  Hof  und  Ackerflur  standen  nimmehr 
im  Eigenthum  der  einzelnen  Haushaltungen,  der  Familien. 
So  hatte  sich  die  Immobilie  je  mehr  und  mehr  dem  Com- 
munismus  der  alten  Wirthschaftsverfassung  entzogen  und 
sich  unter  die  Herrschaft  des  Privatrechts  gestellt,  welches 
früher  auf  die  Fahrhabe  beschränkt  gewesen  war.  Ein 
grosser  Theil  des  Grund  und  Bodens  freilich  war  dieser 
Entwicklung  nur  bis  zur  Hälfte  ihres  Weges  gefolgt:  Wald 
imd  Weide  hatten  sich  zwar  aus  dem  communistischen 
Eigenthume  der  Gaugenossenschaften  im  Wesentlichen  be- 
freit'), blieben  aber  dann  als  Almende  im  Gesammteigen- 
thume  der  Markgenossenschaft. 

Wir  mussten  uns  diesen  der  Wissenschaft  bekannten 
geschichtlichen  Process  vergegenwärtigen,  um  nunmehr  den 
Einfluss  zu  beobachten,  welchen  er  auch  auf  das  Recht  am 
Wasser  ausgeübt  hat.  Mafsgebend  ist  hierfür  zunächst  allein 
die  Grösse  der  einzelnen  Gewässer  gewesen.  Bezüglich  der 
grossen  Wasserstrassen  und  Binnenseeen  bleibt  die  frühere 
Anschauung  volksthümlich:  ihr  Bett  gilt  dem  Volksrechte 
weiterhin  als  res  omnium  communis,  und  ihr  Wasser  steht 
nach  derselben  Auffassung  dem  Gemeingebrauche  aller  Volks- 
genossen offen*).  Anders  jedoch  bei  den  kleineren  Ge- 
wässern.  Hier  war  möglich,  was  sich  bei  bedeutenden  Strömen 

1)  Schröder,  a.  a.  0.  S.  200f.  —  »)  Wenn  auch  wohl  noch  nicht 
in  der  Urzeit,  wie  Schröder,  a.  a.  0.  S.  54,  annimmt.  Denn  mit  dem 
Wechsel  der  Ackerflur  wird  damals  doch  sehr  wahrscheinlich  immer 
ein  Wechsel  der  Wohnung  verbunden  gewesen  sein.  —  ')  Vgl.  aber 
unten  S.  188,  Anm.  2.  —  *)  Fehlen  uns  zum  Beweise  dessen  auch 
zeitgenössische  Belege,  so  geht  die  behauptete  Thatsache  doch 
unverkennbar  aus  der  grossen  Zähigkeit  hervor,  mit  der  diese 
Volksanschauung  noch  vom  Sachsenspiegel  fest  gehalten  wird.  Vgl. 
unten  S.  197  f.,  204. 
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und  Seeen  von  selbst  verbot:  dass  sie  ganz  oder  doch  zu 
einem  starken  Bruchtheil  ihrer  Ausdehnung  in  das  Gebiet 
einer  und  derselben  Markgenossenschaft  fielen.  War  dies 
der  Fall,  so  konnte  das  Bett  eines  solchen  Gewässers  auf 
die  Dauer  nicht  res  communis  omnium  im  Sinne  der  alt- 
ursprünglichen  "Wirthschaftsordnung  bleiben,  und  die  Ent- 
wicklung musste  daher  nothwendigerweise  zu  allmählicher- 
Verdrängung  der  Ausmärker  von  den  Nutzungen  an  den 
Markgewässem  führen.  Hier  aber  ist  die  Stelle,  wo  dieser 
geschichtliche  Vorgang  wieder  für  längere  Zeit  Halt  ge- 
macht hat:  die  kleineren  Gewässer  bleiben  während  der 
nächsten  Jahrhunderte  im  Grossen  und  Ganzen  Gesammt- 
eigenthum  der  Markgenossenschaft,  sie  werden  zu  integriren- 
den  Bestandtheilen  der  Almende  ^). 

Nicht  so  lange  blieb  die  Eigenschaft  des  Bettes  der 
grossen  Gewässer  als  res  omnium  communis,  nicht  so  lange 
infolgedessen  auch  der  freie  Gemeingebrauch  an  ihrem  Wasser 
ohne  Anfechtung  bestehen.  Der  volksthümlichen  Auffassung 
entsprach,  wie  vorhin  schon  betont,  gerade  hier  in  ganz  be- 
sonderem Mafse  das  Festhalten  an  dem  alten  communistischen 
Eigenthume  der  Gesammtheit.  Aber  diese  Gesammtheit 
war  inzwischen  ihrer  wesentlichsten  Rechte  entsetzt  worden. 
Das  souveräne  Volk  der  alten  taciteischen  civitates  war  ver- 
schwunden, die  politischen  Befugnisse  seines  Organs,  der 
Landsgemeinde,  waren  ausnahmslos  auf  das  Stammesköhig- 
thum  übergegangen,  welches  von  den  Sturmfluthen  der  Völker- 
wanderung als  neue  Centralgewalt  emporgetragen  worden 
war.  So  hielt  sich  denn  die  Krone  auch  ohne  Weiteres  für 
den  Erben  des  Obereigenthums'^),  welches  der  Staat  in  Be- 
zug auf  das  Volkland  selbst  nach  Entstehung  stetigeren 
Einzelbesitzes   und  wahren    Familieneigenthums    noch   fest- 

')  Auch  diese  Entwicklung  wird,  am  klarsten  durch  die  weiter 
unten  zu  schildernden  Verhältnisse  des  deutschen  Mittelalters  bewiesen, 
weiche  sich  nicht  durch  Rückbildung  so  gestaltet  haben  können,  wie 
wir  sie  vorfinden  werden.  —  *)  Nur  insofern  ein  Untereigenthum  be- 
steht, kann  man  logischer  Weise  von  Obereigenthum  sprechen.  Da- 
her ist  der  von  Schröder  (Die  Franken  und  ihr  Recht  62flf.,  77 ff.) 
geprägte  Begriff  des  Bodenregals  weiter  als  der  des  königlichen  Ober- 
eigenthums,  denn  er  umfasst  auch  das  Recht  des  Königs  an  den  so- 
genannten herrenlosen  Immobilien. 
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gehalten  hatte.  Und  in  der  That  gelang  es  dem  Königthum 
schon  frühzeitig,  diesem  Ansprüche  zum  Siege  zu  verhelfen, 
bereits  in  der  lex  Salica  ist  er  anerkannt:  die  Ansiedelung 
eines  Ausmärkers  kann  auch  ohne  Erlaubniss  der  Mark- 
genossenschaft auf  Grund  eines  praeceptum  regis  erfolgen^). 

Nicht  ganz  so  widerstandslos  hat  das  Yolk  auf  seine 
alten  communistischen  Anschauungen  verzichtet,  soweit  Im- 
mobilien in  Frage  kamen,  welche  den  Ueb ergang  in  das 
Eigenthum  der  Markgenossenschaften  nicht  mitgemacht  hatten. 
Denn  hier  handelte  es  sich  nicht  um  die  Anerkennung  eines 
Obereigenthums  seitens  derjenigen  engeren  Gemeinschaften, 
denen  nunmehr  das  Untereigenthum  zustand,  sondern  der 
Conflict  drehte  sich  um  den  völligen  Ausschluss  des  einen 
Rechtes  durch  das  andere,  um  die  Verdrängung  des  com- 
munistischen Yolkseigenthums  durch  das  Privateigenthum 
des  Königs  ^).  Die  Hartnäckigkeit  des  Kampfes  musste  da- 
her im  graden  Verhältnisse  zu  dem  wirthschaftlichen  Inter- 
esse stehen,  welches  jede  der  Parteien  an  dem  Siege  ihres 
Anspruches  hatte.  Dies  sind  insonderheit  auch  die  Gesichts- 
punkte, unter  denen  der  Streit  um  das  Eigenthum  am  Bette 
der  grossen  Gewässer  ausgefochten  werden  musste.  Es 
musste  sich  entscheiden,  in  wie  weit  das  alte  communistische 
Yolkseigenthum  mit  dem  unbeschränkten  Gemeingebrauch 
aller  Volksgenossen  am  Wasser  vor  dem  Privateigenthums- 
anspruch  des  Königs  zu  weichen  habe,  und  es  musste  auf 
die  Widerstandskraft  beider  Parteien  von  Einfluss  sein, 
welche  Bedeutung  die  auf  dem  Spiele  stehenden  Interessen- 
gegensätze hatten. 

Gerade  in  Bezug  auf  das  Bett  der  grossen  Gewässer 
und  namentlich  der  Ströme  des  Landes  aber  war  das  Eigen- 
thümerinteresse  des  Volkes  einerseits  und  des  Königs  andrer- 

>)  1.  Sal.  14,4;  vgl.  1.  Sal.  45  und  Schröder,  Deutsche  Rechts- 
geschichte S.  206  Anm.  39.  —  *)  Nur  um  ein  solches  kann  es  sich 
handeln,  der  moderne  Begriff  der  Staatshoheit  ist  diesen  Zeiten  un- 
bekannt. Wie  das  Reich  nach  den  privatrechtlichen  Grundsätzen  des 
Volksrechts  vererbt  und  getheilt  wird,  so  erscheint  jede  Befugniss,  die 
wir  heute  aus  der  öffentlichen  Gebietshoheit  ableiten  würden,  damals 
als  dingliches  Recht  derjenigen  Persönlichkeit,  in  welcher  der  Staat 
sich  verkörpert. 
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seits  in  stetiger  Zunahme  begriffen.  Denn  die  Bedeutung 
der  Wasserstrassen  für  die  Yolkswirthschaft  hatte  seit  den 
Zeiten,  welche  wir  oben  betrachtet  haben,  wesentliche  Fort- 
schritte gemacht.  Den  primitiven  Handelsverkehr  der  Ur- 
zeit freilich  hatte  die  Yölkerwanderung  unterbrochen.  Nach- 
dem sich  jedoch  die  Wogen  dieser  gewaltsamen  Bewegung 
einigermafsen  verlaufen  hatten,  setzte  eine  neue  Phase  des 
Güteraustausches  ein,  welche  jene  erste  je  länger  desto  mehr 
durch  die  Intensität  ihres  Betriebes  in  den  Schatten  stellte. 
In  der  Merovingerzeit  war  allerdings  der  deutsche  Eigen- 
handel noch  ein  ziemlich  beschränkter,  da  die  Güterproduction 
nur  in  wenigen  Dingen  den  unmittelbaren  Bedarf  des  Yolkes 
überstieg.  Doch  lieferte  Alamannien  Rinder,  Sachsen  und 
Thüringen  exportirten  Pferde  und  Leinwand,  Friesland  war 
für  die  dort  angefertigten  Gewänder  berühmt  und  von  Baiern 
wurde  Getreide  und  Salz  ausgeführt^).  Yermittler  dieses Yer- 
kehrs  waren  in  erster  Linie  die  Franken,  daneben  Sachsen  und 
Friesen^).  Die  Wege  aber,  welche  dieser  immerhin  noch  be- 
scheidene Grosshandel  einschlug,  waren  ausser  den  von  der 
Römerzeit  her  erhaltenen  Landstrassen  die  natürlichen  Wasser- 
strassen des  Rheins  und  der  Mosel,  der  Weser  und  Elbe, 
aber  auch  besonders,  der  Donau,  welch'  letztere  in  die  Ge- 
biete der  Avaren  und  des  Schwarzen  Meeres  führte  ^).  Ge- 
waltigen Aufschwung  jedoch  nahm  der  deutsche  Handel,  seit- 
dem er  durch  eine  zielbewusste  Wirthschaftspolitik  des  König- 
thums  gefördert  wurde.  Das  war  unter  den  Merovingern  noch 
nicht  der  Fall  gewesen,  erst  Karl  der  Grosse  hat  auf  diesem 
wie  auf  anderen  Gebieten  der  Yolkswirthschaft  die  Hülfe 
seines  weitausschauenden  staatsmännischen  Blickes  geliehen. 
Nicht  an  letzter  Stelle  kommt  hier  die  Fürsorge  des  grossen 
Karl  für  die  Wasserstrassen  in  Betracht.  Die  Avarenkriege 
der  Jahre  791 — 799  sind  vor  allem  dem  Zwecke  gewidmet, 
den  Donauweg  nach  Constantinopel  wieder  frei  zu  machen*). 
Und  wie  genial  erscheint  uns,  an  den  Yerhältnissen  jener 
Zeit  gemessen,  Karls  Yersuch,  einen  Kanal  zwischen  Rednitz 

1)  Vgl.  Eis  selb  ach,  Gang  des  Welthandels  S.  37.  —  *)  Vgl. 
V.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.  S.  178.  Gfrörer,  Zur  Geschichte  der 
deutschen  Volksrechte  II.  274.  —  ')  v.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0. 
S.  178 f.  —  ♦)  Vgl.  Giesebrecht,  Kaisergeschichte  I.  118 f. 
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und  Altmühl  anzulegen  und  auf  diese  "VVeise  Rhein  und 
Donau  für  die  Schifffahrt  zu  verbinden  ^) !  Freilich  nur  allzu 
bald  folgte  unter  Karls  Nachfolgern  ein  Rückschlag  für  den 
deutschen  Welthandelsverkehr  ^).  Auch  die  grossen  Wasser- 
strassen Deutschlands  dienen  daher  seit  dem  9.  Jahrhundert 
wieder  ganz  vorwiegend  dem  Binnenhandel.  In  dieser  Be- 
schränkung macht  sich  aber  doch  auch  weiterhin  energisches 
Leben  bemerkbar.  Die  Production  der  grossen  Gutsherr- 
schaften, in  erster  Linie  der  königlichen  Domänen  selbst, 
daneben  aber  vor  anderen  der  Stifter  und  Klöster,  über- 
steigt jetzt  dauernd  und  bedeutend  den  Eigenbedarf.  Diese 
Ueberschüsse  gewinnbringend  abzusetzen,  ist  eifriges  Be- 
streben der  Betheiligten  ^),  und  vielfach  erweisen  sich  die 
schiffbaren  Flüsse  als  das  bequemste  Mittel  zur  Bewerk- 
stelligung des  Umsatzes.  So  betreiben  z.  B.  im  9.  Jahr- 
hundert die  Mönche  von  Lorsch  und  Komelimünster  einen 
eifrigen  Handelsverkehr  im  Stromgebiete  des  Rheins*),  und 
der  von  Juden,  Friesen  und  Franken,  später  auch  von  Lom- 
barden im  Grossen  betriebene  Waarenumsatz  sucht  eben- 
falls mit  Vorliebe  die  dem  Transport  mancherlei  Vortheile 

^)  Ann.  Einh.  a.  793  (MG.  SS.  I.  179):  Et  cum  ei  persuasum  esset 
a  quibusdam  qui  id  sibi  compertum  esse  dicebant,  quod  si  inter  Re- 
dantiam  et  Alomonam  fluvios  eiusmodi  fossa  duceretur,  quae  esset 
navium  capax,  posse  percommode  a  Danubio  in  Rhenum  navigari, 
quia  horum  fluviorum  alter  Danubio  alter  Moeno  miscetur,  confestim 
cum  omni  comitatu  suo  ad  locum  pervenit  ac  magna  hominum  multi- 
tudine  congregata,  totum  autumni  tempus  in  eodem  opere  consumpsit. 
Vgl.  ausserdem  Ann.  Laureshamenses,  Laurissenses  maiores,  Guelfer- 
bytani  u.  S.  Emmerami,  sowie  die  Bemerkungen  von  v.  Inama- 
Sternegg,  a.  a.  0.  I.  435  Anm.  4.  —  *)  Heyd,  Levantehandel  T.  103. 
Giesebrecht,  Kaisergeschichte  I.  159,  169  ff.  Kisselbach,  Gang 
des  Welthandels  41.  —  »)  Cap.  de  vülis  c.  8,  22,  28,  33,  39.  Ueber 
die  Fruchtspeicher  der  Klöster  am  Inselmarkte  in  Cöln  vgl.  Nitsch, 
Ministerialität  und  Bürgerthimi  S.  200.  —  *)  Cod.  Laur.  858  no.  31 : 
liceat  memorato  abbati  et  monachis  sibi  subiectis  unam  navem  illorum 
per  Renum  fluvium  huc  illucque  discurrere  et  ad  portum  Wormaciam 
civitatem  absque  ullo  theloneo  pervenire.  Lacomblet,  ürkundenb.  821 
no.  41  für  Comelimünster:  de  navibus  quae  per  diversa  flumina  imperii 
nostri  pro  quaübet  re  discurrunt,  quam  et  de  carris  et  saginariis 
necessariis  ipsius  monasterii  ...  in  integrum  concessimus,  ut  nuUus 
quilibet  theloneum  aut  aliquam  exactionem  accipere  aut  exigere  prae- 
sumat. 
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bietenden  "Wasserstrassen  auf.  Diese  Letzteren  haben  somit 
für  die  deutsche  Yolkswirthschaft  nunmehr  endgültig  die 
ihrem  Wesen  entsprechende  besondere  Bedeutimg  gewonnen; 
der  schiflfbare  Fluss  ist  zu  einem  der  vornehmsten  Mittel  des 
Handelsverkehrs  geworden. 

Kommen  wir  nun  auf  die  rechtshistorische  Frage  zurück, 
welche  es  hier  zu  Deantworten  gilt,  so  ist  mit  Rücksicht 
auf  die  soeben,  skizzirte  wirthschaftsgeschichtliche  Entwick- 
lung ohne  Weiteres  klar,  dass  das  vom  Könige  beanspruchte 
Eigenthum  am  Bette  der  schiffbaren  Flüsse  gerade  um  des 
besonderen  Culturzweckes  dieser  Letzteren  willen  nicht  in 
gleichem  Mafse  privativ  gegen  Dritte  zu  wirken  vermochte, 
wie  dies  schon  damals  beim  Privateigenthum  an  einer  ge- 
wöhnlichen Immobilie  die  Regel  war.  Das  hätte  sonst  auf 
eine  Monopolisirung  der  Flussschifffahrt  für  die  Krone  heraus- 
kommen müssen.  Hiervon  aber  kann  selbstverständlich  keine 
Rede  sein,  denn  weder  hätte  das  Königthum  einen  so  ex- 
tremen Anspruch  durchzusetzen  noch  auch  den  daraus  resul- 
tirenden  wirthschaftlichen  Aufgaben  zu  genügen  vermocht. 
So  verräth  denn  vielmehr  das  Bodenregal,  so  sehr  es  auch 
durch  seine  financielle  Nutzbarkeit  mit  dem  gewöhnlichen 
Lnmobiliareigenthum  verquickt  erscheint,  dennoch  natur- 
gemäss  hier  wie  sonst  eine  Entwicklungstendenz  ^) ,  von 
welcher  es  sodann  im  Laufe  der  Jahrhunderte  immer  mehr 
in's  Gebiet  des  rein  öffentlichen  Rechts  übergeleitet  wird"^). 

')  Für  die  fränkische  und  namentlich  die  merovingische  Zeit  wird 
man  diese  Tendenz  noch  nicht  als  eine  sehr  energische  ansehen  dürfen: 
dass  das  „financiell  nutzbare  Regierungsrecht"  (Heusler,  Inst.  I.  368) 
seinem  Wesen  nach  etwas  ganz  anderes  sei  als  das  fiscalische  Eigen- 
thumsrecht,  hat  man  sich  damals  noch  nicht  bewusst  vor  Augen  ge- 
halten. Erst  die  deutschmittelalterliche  Scheidung  des  Reichsgutes 
vom  Gute  der  herrschenden  Eönigsfamüie  bahnte  diese  Entwicklung 
an,  wie  denn  auch  der  Kunstausdruck  „Regal"  erst  eine  Schöpfung 
der  nachfränkischen  Zeit  ist.  Das  karolingische  Domänenwesen  er- 
scheint dagegen  lediglich  als  eine  Institution  verwaltungspolitischer 
Zweckmäfsigkeit.  Die  Domänenämter  heissen  fisci;  der  „fiscus  noster", 
„fiscus  regius"  ist  es  aber  auch,  dem  die  Zölle  geschuldet  werden. 
Vgl.  die  Beispiele  bei  Wetze  1,  Zollrecht  d.  deutschen  Könige  S.  5 
Anm.  3.  —  *)  Es  wäre  eine  lohnende  monographische  Aufgabe,  diesen 
geschichtlichen  Vorgang  von  der  Periode  des  communistischen  Eigen- 
thums  am  Volklande  über  die  fränkische  Zeit  des  privatrechtlich  auf- 
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Die  Regalität  der  schiffbaren  Flüsse  bedeutet  also  keines- 
wegs den  thatsächlichen  Ausschluss  der  Unterthancn  von  der 
Wassernutzung,  sondern  nur  die  wie  ein  Privatrecht  be- 
handelte Bcfugniss  des  Königs,  im  eigenen  Interesse  diese 
Nutzung  nach  Gutdünken  zu  beschränken  und  die  Modali- 
täten, unter  denen  sie  stattfinden  durfte,  von  privatwirth- 
schaftlichen  Gesichtspunkten  aus  zu  bestimmen.  So  weit 
daher  solche  Beschränkung  nicht  stattfand,  blieb  der  freie 
Gemeingebrauch  erhalten. 

Auf  die  Hauptnutzung  der  schiffbaren  Wasserläufe  an- 
gewendet bedeutete  also  das  Stromregal  vor  allen  Dingen 
das  Recht  des  Königs  Abgaben  zu  erheben  sowohl  für  den 
Schiffsverkehr  im  Allgemeinen  als  auch  für  die  Benutzung 
der  mit  den  Flüssen  in  dauernde  Verbindung  gebrachten 
Verkehrsanstalten,  deren  Anlage  ebenfalls  ausschliessliches 
Recht  der  Krone  war  ^).  Die  Flusszölle  umfassten  dem- 
gemäss  einmal  das,  was  wir  heute  als  Transitzölle  bezeichnen, 
ausserdem  aber  auch  die  mannichfachen  Gebühren  der  Fähr- 
gelder, Hafenzölle  und  Abgaben  an  den  Anlegestellen  der 
Schiffe^).  Und  wenn  sich  der  König  ursprünglich  für 
principiell  ganz  unbeschränkt  hält,  was  die  Errichtung  neuer 
Zollstationen,  was  die  Exemtion  einzelner  bevorzugter  Unter- 
thanen  von  der  Zollzahlung  an  bestimmten  Orten  oder  im 
Allgemeinen  und  was  die  Begabung  anderer  Privilegirter 
mit  den  Einkünften  königlicher  Zölle  anbetrifft,  so  mag 
man  zwar  immerhin  einen  engeren  oder  loseren  Zusammen- 
hang des  fränkischen  mit  dem  von  den  Saliern  in  Gallien 
vorgefundenen  römischen  Zollwesen  annehmen^),  dennoch 
aber  wird  man  nicht  umhin  können,  das  königlifihe  Zoll- 
recht selbst  als  eine  Erscheinungsform  des  deutschrechtlichen 
Bodenregals  *)  und  die  Wasserzölle  insbesondere  als  Ausfluss 


gefassten  Eigenthuins  der  Krone  und  die  halböffentliche  Regalität  des 
deutschen  Mittelalters  bis  zur  Neuzeit  mit  ihrer  vollkommen  publi- 
cistischen  Anschauung  des  Näheren  zu  verfolgen.  Im  Rahmen  dieses 
Aufsatzes  musste  hierauf  allerdings  verzichtet  werden. 

1)  Vgl.  unten  S.  196.  Anm.  3.  —  ^)  Vgl.  Wetzel,  a.  a.  0.  S.  3.  — 

*)  Schröder,  Deutsche  Rechtsgesch.  188  mit  Anm.  19.  —  *)  Das  thut 

auch  Schröder,    indem   er   das    Stromregal    consequentermafsen   als 

.A.usfluss  des  Bodeuregals  behandelt.    Vgl.  z.  B.  a.  a.  0.  S.  206  Anm.  36. 
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des  von  der  Bjrone  beanspruchten  Eigenthums  am  Bette  der 
schiffbaren  Flüsse  anzusehen. 

Die  Opposition,  in  welcher  sich  hiergegen  die  alte 
communistische  Volksanschauung  befand,  blieb  während  der 
Merovingerzeit  noch  eine  latente.  Der  die  deutschen  Ströme 
benutzende  Handel  war,  wie  wir  sahen,  damals  noch  kein 
allzu  bedeutender,  und  so  hätte  zunächst  nur  ein  verhältniss- 
mässig  sehr  kleiner  Kreis  von  Personen  ein  dem  könig- 
lichen Ansprüche  entgegengesetztes  Interesse  geltend  machen 
können.  Dieser  kleine  Literessentenkreis  aber  hatte  alle 
Ursache,  jeden  Widerspruch  gegen  das  Zollregal  zu  unter- 
lassen. Waren  doch  die  Kaufleute  bei  den  grossen  Ge- 
fahren, denen  ihr  Gewerbe  sie  und  ihre  Waaren  aussetzte, 
in  weitestgehendem  Mafse  auf  das  Wohlwollen  des  Königs 
angewiesen,  ohne  dessen  Schutzbriefe  sie  überhaupt  nicht 
daran  denken  konnten  ihrem  Berufe  nachzugehen^).  Und 
soweit  die  Booster  sich  schon  am  Handelsverkehr  betheiligten, 
war  für  sie  erst  recht  keine  Yeranlassung  gegeben,  das 
Zollrecht  des  Königs  zu  bekämpfen,  von  dem  sie  verhältniss- 
mässig  so  leicht  Exemtion  auf  dem  Wege  des  Privilegs  zu 
erlangen  vermochten''). 

Dagegen  scheint  in  der  Karolingerzeit  eine  andere  Con- 
sequenz,  welche  von  der  KJrone  aus  ihrem  Eigenthums- 
anspruch  am  Bette  der  schiffbaren  Flüsse  gezogen  wurde, 
nicht  ohne  Anfechtung  geblieben  zu  sein:  das  Verfügungs- 
recht des  Königs  über  die  Fischerei.  Durch  diese  Frage 
wurden  von  vornherein  die  Interessen  einer  viel  grösseren 
Menge  von  Personen  berührt,  als  durch  das  Zollregal:  wer 
immer  in  der  Nachbarschaft  eines  grösseren  Wasserlaufes 
angesessen  war,  musste  wünschen,  dass  das  alte  Recht  des 
freien  Fangs  von  Wasserthieren  ihm  nicht  durch  königliche 


Warum  aber  soll  danu  das  Zollrecht  dem  Könige  nicht  ursprünglich 
als  Grundhen'n  der  grösseren  Verkehrsstrassen  zugestanden  haben? 

^)  ^8^-  Doren,  Untersuchungen  zur  Geschichte  der  Kaufmanns- 
gilden  des  Mittelalters  (Staats-  und  socialwissenschaftl.  Forschgn.  her. 
V,  Schmoller  XII,  2)  S.  161.  —  *)  Schon  die  Merovinger  haben  zahl- 
reiche Zollbefreiungen  namentlich  für  geistliche  Anstalten  vorgenommen. 
Vgl.  die  bei  Wetzel,  a.  a.  0.  S.  8  Anm.  5,  angeführten  urkundlichen 
Zeugnisse. 
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Eingriffe  verkümmert  werde^     Die   dahin  gehende  Tendenz 
der  Krone  kann  d,enn  auch  nicJht  ohne  einen  gewissen  Wider- 
spruch geblieben  sein.     So   wenigstens  möchte  ich  es   er- 
klären, wenn  Ludwig  d.  Fr.  im  Jahre  816  bei  Gelegenheit 
der  Schenkung  einer  an  der  Seine  eingerichteten  Fischerei 
an  ein  Kloster  mit  einer  gewissen  Feierlichkeit  den  Grund- 
satz aufstellt:  wem  auch  immer   die  Ufer  eines  Flusses  ge- 
hörten,   so  sei    doch   das  Wasser  in    seinem,    des   Königs, 
Eigenthum  ^).     Das  läuft ,   da  am  fliessenden  Wasser  selbst 
Eigenthum  schlechterdings  unmöglich  ist,  auf  die  Behauptung 
hinaus,  die  Krone  könne  kraft  ihres  Eigenthumes  am  Strom- 
bette  über  sämmtliche   Nutzungen  des  Wassers   nach   den 
Principien  des  Privatrechts  verfügen,  also  auch  die  Freiheit 
der  Fischerei   nach    Gutdünken   beschränken  und   die   Be- 
dingungen   festsetzen,    unter   denen    der   Fischfang   in   den 
öffentlichen  Flüssen  betrieben   werden  dürfe.     Welches  im 
Allgemeinen    diese    Bedingungen  waren,    erfahren  wir  aus 
einer  sehr  interessanten  Urkunde  Ottos  III.  vom  Jahre  994  ^), 
die   ich  wesentlich   anders   interpretiren   möchte,   als  z.  B. 
durch  Andreas  Heusler  geschehen  ist^).    Der  Kaiser  schenkt 
hier  nämlich  den  Chorbrüdern  des  h.  Salvator  zu  Frankfurt 
„omnem  piscationem  quae  ad  nostrum  regium  ius  pertinet  in 
flumine  Moynus  vocato"  imd  erläutert  diese  Gabe  dahin,  dass 
fortan  alle  Fischer,   nostri  sive  alii,    ihre   am  Freitag  ge- 
fangene Beute  den  Brüdern  ausliefern  sollen.    Hieraus  folgert 
Heusler,  dass  wir,  wo    die  Ufer  nicht  Fiscalgut  seien,  bis 
in's  13.  Jahrhundert  auch  bei  schiffbaren  Flüssen  Fischerei- 
freiheit anzunehmen  hätten,  denn   es  handele  sich  in  Ottos 
Schenkung  einmal  nicht  um  die  Fischerei  auf  dem  ganzen 
Main,  sondern  bloss  um  dessen  Strecke  im  Weichbilde  der 
Stadt  oder  innerhalb  des  Domanialbodens ,    und    es  trieben 
zweitens   selbst  da   ausser    den   königlichen   Fischern   auch 
noch  andere  dasselbe  Gewerbe.     Meines  Erachtens  ist  das, 
was  wir  unter  „omnis  piscatio"  zu  verstehen  haben,  mit  aller 
wünschenswerthen  Deutlichkeit  durch  den  näheren  Hinweis 
bezeichnet,  welchen  die  Urkunde   selbst  gibt.     Der  Kaiser 


1)  Mühlbacher,   Regesten  Nr.  608.    —    '')  Cod.    dipl.    Moeno- 
Francofurt.  ed.  Böhmer  S.  12.  —  »)  Institutionen  I.  369. 
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verzichtet  keineswegs  darauf,  die  bisher  auf  dem  Main,  und 
zwar  doch  wohl  auf  dem  ganzen  Main  von  königlichen 
Fischern  betriebene  Wasserjagd  auch  fernerhin  fortsetzen 
zu  lassen,  sondern  er  tritt  dem  Stifte  nur  das  Recht  ab, 
welches  er  bisher  als  „ins  regium"  besessen:  die  Befugniss 
nämlich,  von  allen  Mainfischen  den  Freitagsfang  zur  könig- 
lichen Kammer  einzufordern.  Gleichzeitig  verzichtet  er  selbst 
zu  Gunsten  der  geistlichen  Anstalt  auf  die  in  Zukunft  von 
seinen  eigenen  Fischern  Freitags  gemachte  Jagdbeute.  Die 
Sache  liegt  also  hier  im  Wesentlichen  ebenso  wie  im  Bezug 
auf  die  Schifffahrt.  Der  Gemeingebrauch  wird  durch  das 
Regal  nicht  ausgeschlossen,  ja  kaum  beschränkt,  sondern 
nur  von  gewissen  Leistungen  an  den  Fiscus  abhängig  ge- 
macht ^). 

Eine  dritte  Nutzung  des  Wassers  königlicher  Flüsse 
allerdings  konnte,  ohne  das  Stromregal  zu  verletzen,  nur 
auf  Grund  besonderen  Privilegs  für  den  Einzelfall  in's  Werk 
gesetzt  werden:  die  Errichtung  von  Mühlen.  Wir  werden 
auf  den  wirthschafts-  und  rechtsgeschichtlichen  Charakter 
der  mittelalterlichen  Mühle  unten  noch  näher  einzugehen 
haben  *),  hier  genügt  der  Hinweis,  dass  das  Mühlenregal  sich 
von  selbst  aus  dem  Stromregal  ergibt,  weil  die  Mühle 
wie  jede  andere  künstliche  Anlage  im  schiffbaren  Flusse 
principiell  der  Krone  vorbehalten  sein  muss').  Dies  Mühlen- 
regal scheint  sich  sogar  stellenweise  bis  weit  über  das 
Interregnum  hinaus  in  der  Hand  des*  Königs  erhalten  zu 
haben,  die  Kurfürsten  von  Brandenburg  erwarben  es  z.  B. 
endgültig  erst  im  Jahre  1456*). 


*)  Allgemeine  Verleihungen  der  Stromfischerei  durch  deutsche 
Könige  erfolgten  z.  B.  zu  Gunsten  der  Hamburger  auf  einer  Strecke 
der  Elbe  (Lappenberg  I.  253),  zu  Gunsten  der  Lübecker  auf  der  Trave 
von  Oldesloe  bis  an's  Meer  (ÜB.  der  Stadt  Lübeck  L  9).  —  »)  Vgl. 
unten  S.  207 ff.  —  »)  Vgl.  J.  F.  Pfeffinger,  Vitriarius  illustratus  IIL 
1469  f.  Zerstörung  unerlaubter  Strombauten  wird  befohlen  von  Otto  U. 
im  J.  979  (MG.  Dipl.  reg.  Otto  H.  Nr.  209).  Für  die  Herleitung  des 
Mühlenregals  aus  dem  Stromregal  sprechen  ausser  der  Roncalischeu 
Definition  von  1158  auch  die  Urkunden  Friedrichs  L  für  das  Bisthum 
Brixen  (Mon.  Boic.  29»,  431)  und  Heinrichs  VI.  für  Cambrai  (Stump 
Acta  Nr,  200.  Stumpf,  Reichskanzler  4997).  —  ♦)  Pfeffinger,  a.  a.  0. 
IIL  1467.    Vgl.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgesch.  529  Anm.  82. 
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Wir  haben  gesehen,  dass  die  deutschen  Könige  ihr 
Eigenthum  am  Bette  der  schiffbaren  Flüsse  fast  niemals 
ausdrücklich  betonten,  dass  sie  aber  durch  Forderung  von 
willkürlichen  Abgaben  für  SchiflFfahrt  und  Fischerei,  durch 
Vorbehalt  aller  künstlichen  Anlagen  im  imd  am  Strome,  so- 
wie durch  andere  vermögensrechtliche  Verwerthung  der 
Wassernutzungen  in  Form  von  Verkauf,  Verpfandung  und 
Verleihung  Ansprüche  erhoben,  die  wir  nur  als  Ausflüsse 
eines  königlichen  Eigenthumsrechtes ,  und  zwar  insonder- 
heit als  Erscheinungsformen  des  Bodenregals  construiren 
zu  können  glaubten.  Auch  die  constitutio  de  regalibus 
Friedrichs  I.  von  1158^),  welche  die  „flumina  navigabilia  et 
ex  quibus  fiunt  navigabilia"  principiell  für  Regalien,  d.  h. 
für  Eigenthum  des  Reiches  bezw.  des  Königs  erklärte,  hat 
in  dieser  Beziehung  für  Deutschland  zunächst  noch  nicht 
die  Bedeutung  der  endgültigen  gesetzlichen  Sanction  eines 
thatsächlich  eingebürgerten  Zustandes  erlangt,  da  sie  ja,  wie 
bekannt,  nur  für  Italien  bestimmt  war 2).  Daher  konnte 
sich  denn  auch  trotz  des  geschilderten  Entwicklungsganges 
die  der  königlichen  Auffassung  entgegengesetzte  altvolks- 
thümliche  Anschauung  noch  weiterhin  erhalten.  Und  das 
hat  sie  gethan  bis  mindestens  in's  14.  Jahrhundert  hinein. 
Für  das  13.  Jahrhundert  geben  uns  hiervon  Sachsenspiegel, 
Deutschenspiegel  und  Schwabenspiegel  Zeugniss.  Denn 
Ssp.  II.  27, 1  anerkennt  von  Wasserabgaben  nur  den  Brücken- 
und  Fährenzoll,  also,  wie  der  Zusammenhang  unzweifelhaft 
macht,  lediglich  Gebühren,  die  ein  Entgelt  für  die  Kosten 
bedeuten,  welche  durch  Errichtung  imd  Unterhaltung  solcher 
Verkehrsanlagen  verursacht  werden.  Im  Uebrigen  erklärt 
Ssp.  n.  28,4  kurz  und  bündig:  „Svelk  water  strames  vlüt, 
dat  is  gemene  to  varene  unde  to  vischene  inne".  Sicher- 
lich würde  Eike  bei  dieser  Gelegenheit  die  für  den  Gemein- 
gebrauch an  schiffbaren  Flüssen  dem  König  zu  leistenden 
Abgaben  erwähnen,  wenn  er  sie  für  geltendes  Recht  seiner 
Zeit  hielte.  Deutschen-  und  Schwabenspiegel')  haben  dann 
die  betreffenden  Sätze   ihrer  Vorlage  nur  wiederholt,  da- 


»)  Weiland,  Constitutiones  I.  244.  —  «)  Vgl.  Schröder,  a.a.O. 
S.  645.     —  3)  Dsp.  138.   Schwsp.  Lassb.  197. 
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gegen  hat  das  ebenfalls  auf  dem  Sachsenspiegel  beruhende 
Görlitzer  Landrecht  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
das  Bedürfniss  gefühlt,  der  immer  noch  lebendigen  Rechts- 
überzeugung des  Volkes  einen  jede  Zweideutigkeit  ver- 
nieidenden  Ausdruck  zu  geben.  Sehr  energisch  heisst  es 
daher  an  der  betreffenden  Stelle  (34,  1):  „Sver  over  einen 
vort  einis  wazziris  geit  odir  ritet,  der  ne  sol  cheinen  zoln 
gebin;  wan  iegelich  vlizinde  wazzir  heizet  des  riches 
straze;  dar  umme  ne  suln  die  schif  unde  alliz  daz 
in  deme  wazzir  uf  unde  nidir  vliuzit  ne  heinen  zoln 
gebin.  Sver  aber  ovir  eine  brücke  verit  unde  der  brücke 
zoln  nicht  ne  giet,  der  sol  in  viervalt  geldin."  Vom  Fähren- 
zoll ist  hier  nicht  die  Rede.  Um  so  deutlicher  zeigt  die 
Abgabenfreiheit  der  Furtbenutzung,  dass  es  sich  beim 
Brückenzoll  nur  um  eine  Gebühr  in  dem  oben  angenom- 
menen Sinne  handeln  soll.  Am  entschiedensten  aber  ver- 
ficht unsere  Stelle  die  Zollfreiheit  der  Schifffahrt,  und  es 
ist  charakteristisch,  dass  dies  mit  der  Eigenschaft  aller  (!) 
fliessenden  Gewässer  als  Strassen  des  Reiches  vertheidigt 
wird,  also  genau  mit  demselben  Grunde,  welchen  die  Krone 
für  ihre  dem  Rechtsbewusstsein  des  Volkes  entgegengesetzten 
Ansprüche  geltend  machte.  Der  Unterschied  beider  An- 
schauungen besteht  somit,  wie  wir  ja  auch  von  vornherein 
annahmen,  lediglich  darin,  dass  der  Verfasser  des  Görlitzer 
Landrechts  bezüglich  der  Flüsse  Reichseigenthum  und  Volks- 
eigenthum,  die  Krone  dagegen  Reichsgut  und  Krongut 
identificirt.  Die  Freiheit  der  Fischerei  betont  unser  Autor 
nicht  ausdrücklich.  Dass  sie  ihm  jedoch  ebensowohl  wie 
dem  Sachsenspiegier  als  altes  gutes  Recht  des  Volkes  ge- 
golten hat,  darf  nach  dem,  was  er  (a.a.O.  34,3)  über 
die  ungerechte  Verkümmerung  des  allgemeinen  Jagdrechtes 
durch  Fürsten  und  Herren  sagt,  als  sicher  gelten^). 


^)  Charakteristisch  für  die  Volksanschauung  des  13.  Jahrhunderts 
ist  in  dieser  Be2äehung  der  bittere  Sarkasmus  des  Freidank  (her.  v. 
W.  Grimm)  76, 5flf.:  Die  forsten  twingent  mit  gewalt  velt,  steine, 
wazzer  unde  walt,  dar  zuo  wilt  unde  zam:  dem  lüfte  taetens  gerne 
alsam;  der  muoz  uns  noch  gemeine  sin.  möhtens  uns  den  sunnenschin 
verbieten,  wind  ouch  unde  regen,  man  müese  in  zins  mit  golde 
waegen. 
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Aber  freilich  durchzusetzen  hat  sich  die  volksthümliche 
Anschauung  nicht  vermocht!  Mit  den  libri  feudorum  wird 
auch  die  constitutio  de  regalibus  Friedrichs  I.  in  Deutsch- 
land recipirt^).  Die  Regalien  selbst  aber,  und  unter  ihnen 
das  Stromregal,  gehen  je  länger  desto  vollständiger  aus  der 
Hand  des  Königs  in  diejenige  des  Landesherm  über  ^).  Mit 
dem  Aufkommen  des  modernen  Staatsgedankens  seit  dem 
"Westfälischen  Frieden  ändert  sich  jedoch  allmählich  ihr 
juristischer  Charakter:  nicht  der  Fürst,  sondern  der  Staat 
wird  je  länger  desto  entschiedener  als  das  Subject  dieser 
Befugnisse  angesehen.  Was  insbesondere  das  Stromregal 
anbetrifft,  so  halten  einzelne  Landesrechte  den  Eigenthums- 
begrijff  fest*)  und  vindiciren  demgemäfs  dem  Staate  dieses 
Eigenthum,  andere  sprechen  von  einem  blossen  staatlichen 
Hoheitsrechte.  Meines  Erachtens  ist  die  erste  Auffassimg 
juristisch  die  richtigere.     Denn  jedes  Stück  der  Erde,  über 

^)  II.  F.  56.  —  *)  Allerdings  bedurfte  es  bis  zum  15.  Jahrhundert 
grade  für  das  Stromregal  stets  besonderer  Verleihung.  Vgl.  Schröder, 
a.  a.  0.  S.  528,  585.  —  »)  z.  B.  das  preussische  Landrecht  II,  14  §  21. 
Code  civil  Art.  538.  Bair.  Ges.  über  Benutzung  des  Wassers  Art.  1. 
Bad.  Landr.  S.538.  Hess.  Ges.  v.  14.  6.  1887.  Art.  48.  Baron,  a.a.O. 
1,284,  wirft  dem  preussischen  Landrechte  vor,  dass  es  hiermit  einen 
Zwitterbegriff  geschaffen,  weil  das  „gemeine  Eigenthum  des  Staats  an 
schiffbaren  Flüssen"  andeute,  dass  die  schiffibaren  Flüsse  nicht  im  ge- 
wöhnlichen Wortsinne  Staatseigenthum  seifen,  sondern  trotz  aller  staat- 
lichen Rechte  der  gemeinen  Benutzung  gewidmet  sein  sollten.  Aller- 
dings ist  dies  Eigenthum  kein  fiscalisches  im  privatrechtlichen  Sinne 
mehr,  ein  Zwitterbegriff  aber  ist  es  nur  für  den,  welcher  die  Möglich- 
keit öffentlichrechtlichen  Eigenthums  leugnet,  wie  dasselbe  doch  für 
öffentliche  Wege  schon  gegenwärtig  ziemlich  allgemein  angenommen 
wird.  Vgl.  Wappaeus,  Zur  Lehre  von  den  dem  Rechtsverkehr  ent- 
zogenen Sachen  S.  73ff.  Stobbe,  Deutsches  Privatrecht  I.  600  mit 
Anm.  11.  Im  französischen  Recht  sind  die  öffentlichen  Flüsse  domaine 
public,  öffentliches  Eigenthum  des  Staates.  Vgl.  0.  Mayer,  Theorie 
des  französ.  Verwaltungsrechtes  S.  227  ff.  Doch  kann  ich  diesem 
Schiiftsteller  nicht  völlig  beipflichten,  wenn  er  (v.  Stengels  Wörter- 
buch d.  Verwaltungsrechts  IL  591)  behauptet,  das  preussische  Land- 
recht habe  den  Begriff  des  öffentlichen  Eigenthums  nicht  einheitlich 
ausgebildet,  richtig  scheint  mir  hieran  nur,  dass  gerichtliche  Praxis 
imd  wissenschaftliche  Theorie  in  Preussen  sich  nicht  von  der  Auf- 
fassung haben  frei  machen  können,  wonach  der  Staat  nur  fiscalisches 
Eigenthum  im  Sinne  des  Privatrechts  besitzen  könne.  Das  Gesetzbuch 
selbst  aber  steht  offenbar  auf  einem  anderen  Standpunkte. 
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welches  der  Staat  Herrschaftsrechte  geltend  macht,  muss 
sich  in  irgend  Jemandes  Eigenthum  befinden.  Staatshoheit 
über  herrenloses  Land  ist  gradezu  ein  innerer  Widerspruch, 
der  Staat  vermag  seine  Gebietshoheit  in  positiver  Richtung  nur 
auszuüben,  indem  er  entweder  beschränkend  oder  aufhebend 
in  die  Immobiliareigenthumsbefugnisse  seiner  Unterthanen  ein- 
greift oder  aber  indem  er  gewisse  Immobilien  als  sein  publi- 
cistisches  Eigenthum  in  Anspruch  nimmt.  Auch  die  künftige 
Gesetzgebung  wird  daher,  wie  ich  glaube,  gut  daran  thun, 
für  die  öffentlichen  Flüsse  an  dieser  Auffassung  festzuhalten 
oder  zu  ihr  zurückzukehren:  das  Strombett  steht  im  öffent- 
lichen Eigenthume,  nicht  anders  wie  die  vom  Staat  erbaute 
und  unterhaltene  Landstrasse. 

Doch  wir  haben  über  der  Beschäftigung  mit  den  schiff- 
baren Flüssen,  deren  öffentlicher  Charakter  in  dem  ver- 
schiedenen Sinne  des  Mittelalters  und  der  Neuzeit  im  Obigen 
festgestellt  sein  dürfte,  die  Erörterung  über  die  kleineren 
Gewässer  schon  ein  wenig  lange  zurückgestellt.  Indem  wir 
ihnen  im  Folgenden  nunmehr  unsere  ungetheilte  Aufmerk- 
samkeit zuwenden,  erinnern  wir  uns,  dass  sie  mit  Bildung 
der  festangesie'delten  Markgenossenschaften  zu  Bestadtheilen 
der  Almende  geworden  waren  ^).  Natürlich  aber  konnte 
das  nur  insofern  geschehen,  als  das  Land  überhaupt  von 
Markgemeinden  in  geregelte  Bewirthschaftung  genommen 
war.  Die  weiten  Strecken  dagegen,  welche  auch  jetzt  noch 
als  Urwald  in  der  früheren  Wildniss  verharrten,  machten 
zunächst  die  Entwicklung  mit,  aus  der  wir  soeben  die  Ge- 
schichte der  schiffbaren  Flüsse  abgeleitet  haben :  für  sie 
vollzog  sich  ein  allmählicher  Uebergang  aus  dem  commu- 
nistischen  Eigenthume  des  Gesammtvolkes  in  das  Eigenthum 
der  Krone  ^).  Damit  gehörten  denn  auch  die  Quellen,  Bäche, 
Sümpfe  und  sonstigen  Gewässer,  welche  hier  erschienen  und 
verliefen,   in  die  Sphäre  der  königlichen  Privatwirthschaft. 


^)  Vgl.  oben  S.  187  f.  —  *)  Man  pflegt  auch  hier  regelmäfsig  von 
dem  aus  dem  Bodenregal  hervorgehenden  Rechte  des  Königs  auf  alles 
„herrenlose  Land"  zu  sprechen.  Damit  wird  der  Krone  nur  ein  ding- 
liches Aneignungsrecht  vindicirt.  Thatsächlich  aber  ist  das  Land  gar 
nicht  herrenlos,  sondern  steht  im  königlichen  Eigenthume,  wie  es  früher 
im  Volkseigenthume  gestanden  hatte. 
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An  sich  war  auf  diese  Weise  ihre  Nutzung  durch  die  Volks- 
genossen so  wenig  ausgeschlossen,  wie  bei  den  Wasser- 
strassen, und  daher  besteht  wenigstens  in  älterer  Zeit  noch 
ein  ausgedehnter  Gemeingebrauch  an  allem,  was  die  ausser- 
halb der  Mark  stehenden  Waldungen  bieten  mochten.  Früh- 
zeitig aber  doch  schon  wurden  die  edlere  Jagd  und  Fischerei 
solcher  allgemeinen  Zugänglichkeit  entzogen:  in  dem  Walde, 
welchen  der  König  zum  Bannforst  erklärte,  hatte  nur  noch 
er  allein  das  Recht  der  Occupation  des  Gethiers,  was  sich 
dort  in  natürlicher  Wildheit  vorfand^).  Ja,  kraft  des  Ober- 
eigenthums,  das  die  Krone  auch  am  markgenossenschaft- 
lichen Boden  in  Anspruch  nahm  ^),  unterlagen  die  Almende- 
wälder nicht  minder  dem  Rechte  der  Einforstung,  und  so 
konnte  es  denn  geschehen,  dass  die  Markgemeinde  selbst 
hier  ihre  ursprünglichen  Nutzungsrechte  zum  Theil  verlor. 
Die  ausgiebigen  Landschenkungen  aber,  mit  denen  der 
fränkische  König  fortgesetzt  seine  Beamten  und  die  kirch- 
lichen Anstalten  begnadete^),  brachten  eine  grosse  Reihe 
solcher  Porsten  sammt  dem  ausschliesslichen  Rechte  der 
höheren  Jagd  und  Fischerei  in  die  Hände  von  Unterthanen, 
welche  sich  auf  diese  und  andere  Weise  zu  Grossgrund- 
besitzem  entwickelten.  Ihnen  gebührte  natürlich  dann  auch 
das  Eigenthum  am  Bette  der  Gewässer  ihrer  Privatforsten  *). 
Es  lag  jedoch  in  den  wirthschaftlichen  Verhältnissen 
und  den  rechtlichen  Anschauungen  der  Zeit  begründet,  dass 
das  Forsteigenthum  der  grossen  Grundbesitzer  mit  allem, 
was  ihm  anhing,  eiue  ganz  ähnliche  Tendenz  zu  öffentlich- 
rechtlicher Entwicklung  aufwies,  wie  das  oben  von  uns  bereits 

>)  Vgl.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgesch.  II,  2,316.  W.  Sickel, 
Zur  Geschichte  des  Bannes  41fiF.  Schröder,  Franken  u.  ihr  Recht  80. 
Heusler,  Instit.  I.  370f.  —  «)  Vgl.  oben  S.  188f.  und  Lamprecht, 
Deutsches  Wirthschaftsleben  I.  103  f.  —  »)  Vgl.  Brunner,  Die  Land- 
schenkungen der  Merowinger  und  der  Agüolfinger  (Forschungen  z.  Gesch. 
d.  deutschen  u.  französ.  Rechts  S.  1  if.).  —  *)  Die  königlichen  Land- 
schenkungen übertrugen  allerdings  ursprünglich  nur  ausnahmsweise 
ein  unbeschränkt  vererbliches  Eigeathum.  Meist  bedurfte  es  beim  Tode 
des  Schenkers  sowohl  als  des  Beschenkten  einer  Erneuerung  des 
Schenkungsactes.  Seit  der  Karolingerzeit  bildet  umgekehrt  die  Land- 
gabe zu  vollem  Eigenthum  die  Regel.  Vgl.  Brunner,  a.  a.  0.  S.  24,  30. 
Schröder,  Deutsche  Rechtsgesch.  281  ff. 


202  Heinrich  Geffcken, 

für  das  königliche  Eigenthum  an  der  Landesalmende  und 
insonderheit  am  Bette  der  schiifbaren  Flüsse  beobachtet 
worden  ist:  nicht  völlig  privativ  wird  von  vornherein  dieses 
Eigenthum  aufgefasst,  nicht  jede  Nutzung  der  Umgesessenen 
am  Forste  wird  ausgeschlossen  ^),  aber  sie  ist  abhängig  von 
dem  auf  den  Forsteigenthümer  übergegangenen  königlichen 
Bannrechte,  kann  kraft  desselben  in  principieller  "Willkür 
beschränkt  und  jedenfalls  leicht  zur  Auferlegung  von  Ab- 
gaben benutzt  werden,  die  geeignet  sind,  persönliche  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse zu  begründen  oder  doch  mindestens 
vorhandener  Abhängigkeit  weitere  Stützen  zu  verleihen. 

Und  in  der  That  waren  derartige  Verhältnisse  ja  in- 
zwischen reichlich  zur  Entstehung  gelangt.  Denn  ausser 
ihrem  Fronhofe  gehörten  den  Grossgrundbesitzem  ja  stets 
eine  grössere  oder  geringere  Menge  von  Höfen,  auf  denen 
hörige  oder  unfreie  Bauern  gegen  Abgaben  imd  Fronden 
eine  relativ  selbständige  AVirthschaft  führten.  Häufig  war 
es  den  Grundherren  gelungen,  ganze  Bauerschaften  in  diese 
Stellung  zu  zwingen.  Dann  erstreckte  sich  das  Obereigenthum, 
welches  der  Fronherr  an  den  Höfen  seiner  sperantes  besass^), 
auch  auf  die  Almende  der  gutshörigen  Markgenossenschaft, 
nicht  selten  wurden  den  Hofgemeinden  "Wälder  und  Weiden 
noch  besonders  vom  Herrn  zu  markgenossenschaftlicher 
Nutzung  überwiesen  ^).  Selbstverständlich  befand  sich  unter 
solchen  Umständen  mit  der  übrigen  Almende  auch  das  Bett 
der  Almendegewässer  im  Obereigenthum  des  Grossgrund- 
besitzers, eine  Stellimg,  die  wiederum  zur  Ausbildung  obrig- 
keitlicher Macht  und  bannherrlicher  Befugnisse  wie  geschaffen 
war  *). 

*)  Lamprecht,  a.  a.  0.  I.  469  £  folgert  daraus,  dass  Forstbesitz 
zunächst  weder  direct  noch  indirect  Waldeigenthum  bedeutet  habe, 
erst  seit  dem  14.  und  mit  voller  Energie  sogar  erst  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert habe  die  Umbildimg  des  Wüdbanns  zum  Forsteigenthum  be- 
gonnen. Richtiger  dürftie  sein,  zu  sagen,  dass  erst  im  Zeitalter  der 
Reception  der  privative  Eigenthumsbegriff  des  römischen  Rechts  die 
bisher  noch  communistisch  angehauchte  Auffassung  des  deutschrecht- 
lichen Waldeigenthums  verdrängt  habe.  —  *)  Vgl.  hierüber  im  All- 
gemeinen Lamprecht,  a.  a.  0. 1.  991ff.  —  *)  Vgl.  Schröder,  Deutsche 
Rechtsg^sch.  211.  —  *)  Wie  ausgiebig  sie  hierzu  benutzt  worden  ist, 
lehrt  jedes  Blatt  der  Weisthümer.   Vgl.  Lamprecht,  a.a.O.  L  797  ff. 
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Im  freien  Gesammteigenthume  der  Genossen^)  blieben 
dagegen  die  Almendgewässer '^)  derjenigen  Markgemeinden, 
welche  ihre  wirthschaftliche  und  rechtliche  Unabhängigkeit 
gegenüber  den  Grundherren  bewahrten  und  weiterhin  nach 
Landrecht  lebten.  Konnten  sie  auch  nicht  hindern,  dass  der 
Grossgrundbesitz  sich  in  ihre  Ackerflur  drängte,  dass 
grundherrliche  Hufen  sich  mit  bäuerlichen  in  der  Gemeng- 
lage befanden,  so  war  doch  hierdurch  der  Grundherr  zunächst 
nichts  anderes  geworden  als  ein  Mitglied  der  Markgenossen- 
schaft, dessen  Rechte  diejenigen  der  anderen  Mitglieder 
nicht  überstiegen.  So  nahm  er  denn  hier  auch  nur  nach 
den  für  die  Allgemeinheit  geltenden  Principien  an  den 
Almendenutzungen,  speciell  den  Nutzungen  der  Almende- 
gewässer Theil. 

Dieselben  Verhältnisse  aber  werden  wir  auch  noch  zur 
Zeit  des  Sachsenspiegels  für  das  Anwendungsgebiet  des 
Landrechts  zu  constatiren  vermögen.  Die  einschlägige 
Stelle  des  Rechtsbuches  (II.  28)  lautet:  §  1.  „Sve  so  holt 
houwet,  oder  gras  snit,  oder  vischet  in  enes  anderen  mannes 
watere  an  wilder  wage,  sin  wandel  dat  sint  dre  Schillinge; 
den  scaden  gilt  he  uppe  recht.    §  2.     Yischet  he  in  diken 


*)  Dass  dies  Gesammteigenthum,  welches  den  Ausmarker  principiell 
von  den  Nutzungen  der  Almende  ausschliessen  musste,  nicht  engherzig 
aufgefasst  wurde,  sondern  selbst  in  späterer  Zeit  noch  eine  weitgehende 
Gastfreundschaft  der  Genossenschaft  gegenüber  Fremden  in  der  nahezu 
vmentgeltlichen  Darreichung  der  Almendenutzungen  gestattete  (vgl. 
Lamp  recht,  a.a.O.  I.  466),  war  wiederum  noch  ein  leiser  Nachklang 
des  früheren  communistischen  Eigenthums  des  Gesammtvolkes  am 
Volklande.  Immerhin  bestimmt  Ssp.  II.  47  §  4 :  Sve  sin  ve  drift  up 
ene  andere  marke  uppe  gemene  weide ,  wert  he  gepandit ,  he  gift  ses 
peiminge.  —  *)  v.  Inama-Sternegg,  a.  a.  0.  I.  88  Anm.  2,  zieht  lex 
Alam.  86  für  die  Existenz  von  Privatflüssen  in  der  Zeit  der  Volksrechte 
an.  Die  Stelle  lautet:  Si  quis  mulin  um  aut  qualecunque  clausuram 
in  aquam  facere  voluerit,  sie  faciat,  ut  neminem  noceat  ...  Si  ambas 
ripas  suas  simt,  licentiam  habeat.  Si  autem  una,  alterum  aut  roget 
aut  conparit.  Meines  Erachtens  beweist  das  Citat  nur  das  Vorkommen 
von  Mühlen  und  Stauwerken  im  Privateigenthum.  Die  betreflfende 
Anlage  soll  so  erfolgen,  dass  sie  keinem  Anlieger  des  betreffenden 
Wasserlaufes  Schaden  zufügt.  Daher  und  nicht  wegen  eines  Privat- 
eigenthums  am  Flussbette,  hat  der  das  Wasserwerk  Einrichtende  sich 
mit  dem  Eigenthümer  des  anderen  Ufers  einzuvernehmen. 
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die  gegraven  sin,  oder  houwet  he  holt  dat  gesät  is  oder 
barende  böme,  oder  briet  he  sin  ovet,  oder  howet  he  mal- 
bome,  oder  grevet  he  up  steue  die  to  marcstenen  gesät  sin, 

he  mut  drittich  Schillinge  geven §  4.  Svelk  water 

strames  vlüt,  dat  is  gemene  to  varene  unde  to  vischene 
inne."  Die  bisherige  Interpretation  schwankte,  ob  man  das 
Wasser  an  wilder  Woge  im  Anschluss  an  die  Glosse  („dat 
sie  wegit  na  deme  winde  unde  anders  nicht")  als  stehendes 
Gewässer  und  das  stromweis  fliessende  als  jedes  fliessende 
Wasser,  gleichviel  ob  gross  oder  klein,  aufzufassen  habe^) 
oder  ob  man  die  Erklärung  der  Glosse  verwerfend  im  Wasser 
an  wilder  Woge  die  kleineren,  in  dem  stromweis  fliessenden 
Wasser  die  grösseren  Flüsse  sehen  müsse*).  Meines  Er- 
achtens  ist  die  letztere  Ansicht,  obgleich  die  herrschende, 
völlig  unzutreffend,  während  die  erstere  wenigstens  einer 
etwas  genaueren  Fassung  bedarf.  Dieselbe  ergibt  sich 
leicht,  wenn  wir  unser  Citat  in  seinem  inneren  Zusammen- 
hange betrachten.  Wir  schreiten  dabei  vom  Ende  der  Stelle 
zu  ihrem  Anfang  zurück.  §  4  des  Artikels  spricht  von 
stromweise  fliessendem  Wasser,  die  entsprechende  Stelle 
des  Görlitzer  Landrechts  sagt:  „jegliches  fliessende  Wasser". 
Ich  möchte  annehmen,  dass  der  Spiegier  dasselbe  gemeint 
hat,  wie  sein  späterer  Bearbeiter:  beide  standen  noch  auf 
dem  theoretischen  Standpunkte  des  communistischen  Volks- 
eigenthums  am  Bette  jedes  fliessenden  Gewässers*).  Dass 
die  Markgenossenschaftsverfassung  diese  Theorie  praktisch 
modificirte,  haben  wir  schon  hervorgehoben*)  und  werden 
wir  noch  weiterhin  zu  erhärten  Gelegenheit  haben.  Im 
zweiten  Satz  des  Art.  28  ist  von  künstlich  angelegten  Teichen 
die  Rede:  das  unbefugte  Fischen  in  ihnen  wird  dem  wider- 
rechtlichen Fällen  von  eigens  gepflanzten  Obst-  und  anderen 
Nutzbäumen,  der  Aneignung  von  fremdem  Obst  und  der 
gewaltsamen   Beseitigung   von    Grenzzeichen    gleichgestellt. 


*)  So  namentlich  Schwab,  a.  a.  0.  und  Börner,  a.  a.  0.  S.  363 ff.  — 
*)  So  die  herrschende  Meinung.  Vgl.  Baron,  a,  a.  0.  S.  281  ff.  — 
*)  Dass  der  Sachsenspiegel  (II.  66, 1)  von  des  koninges  strate  in  watere 
unde  in  velde  spricht,  wird  man  nicht  für  eine  principielle  An- 
erkennung des  Fischerei-  und  Schifffahrtregals  zu  halten  brauchen.  — 
*)  Vgl.  oben  S.  188,  203  mit  Anm.  1. 
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Der  gemeinsame  Gesichtspunkt,  unter  den  alle  diese  Eigen- 
thumsdelicte  fallen,  besteht  darin,  dass  die  betreffenden 
Vermögensobjecte  ihre  Existenz  oder  doch  ihren  besonderen 
ökonomischen  Werth  einer  Arbeitsleistung  verdanken,  der 
Teich  speciell,  in  welchem  ohne  Erlaubniss  des  Eigenthümers 
zu  fischen  bei  30  Schilling  Strafe  verboten  wird,  ist  ein 
künstliches  Product  menschlichen  Fleisses.  Es  dürfte  nun 
ziemlich  naheliegen,  im  §  1  des  Artikels  die  allein  noch 
erübrigende  Art  der  Gewässer  besprochen  zu  finden,  nämlich 
diejenigen  stehenden  Wasser,  welche  sich  aus  natürlichen 
Quellen  gebildet  haben.  Thatsächlich  weist  der  Ausdruck 
an  wilder  wage,  mit  dem  die  Erklärer  bisher  merkwürdig 
wenig  anzufangen  gewusst  haben,  ganz  deutlich  hierauf  hin. 
Wild  bedeutet  nämlich  in  der  Rechtsterminologie  des  deut- 
schen Mittelalters  dasselbe,  was  wir  heute  „natürlich,  vor- 
aussetzungslos, neu"  nennen.  So  heisst  im  Sachsenspiegel 
selbst  (III.  79,  1)  das  neu  begründete  Dorf  ein  solches  von 
wilder  Wurzel,  weil  die  Ansiedelung  mit  dem  Ausroden  des 
bisher  in  natürlicher  Wildniss  verharrenden  Bodens  beginnen 
muss.  Ganz  ebenso  erklärt  sich  das  Wasser  an  wilder 
Woge:  es  ist  das  Gewässer,  welches  seinen  Ursprung  allein 
dem  willkürlichen  Wirken  der  Mutter  Natur  verdankt.  Das 
thun  nun  zwar  auch  die  fliessenden  Gewässer.  Dennoch 
werden  wir  im  Sinne  Eikes  handeln,  wenn  wir  die  Bestim- 
mung von  Art.  28,  1  auf  die  natürlichen  Teiche  beschränken. 
Denn  einmal  ergibt  sich  auf  diese  Weise  der  von  den 
künstlichen  Teichen  handelnde  §  2  als  die  ungezwungenste 
Fortsetzung  und  Ergänzung  des  §  1,  und  zweitens  geht  der 
Spiegier  offenbar  von  der  seinem  Publicum  bekannten  That- 
sache  aus,  dass  „enes  anderen  mannes  watere"  regelmäfsig  ein 
geschlossenes  Wasser  sei,  weil  sich  die  fliessenden  Gewässer 
dem  landrechtlichen  Privateigenthum  Einzelner  entzögen. 

Kann  also  meines  Erachtens  auch  im  13.  Jahrhundert 
von  Privatflüssen  im  modernen  Sinne  für  das  Anwendungs- 
gebiet des  Landrechts  kaum  oder  gar  nicht  die  Rede  sein  ^), 

*)  Wenn  Börner,  a.  a.  0.  366  f.,  meint,  die  Uebereinstimmung 
des  Sachsenspiegels  (II.  56  §  2, 3)  und  mehrerer  auf  ihm  beruhender 
Rechtsbücher  (Schwabenspiegel,  Rechtsbuch  nach  Distinctionen ,  Eise- 
nachisches  Rechtsbuch)  mit  den  Lehren  des  römischen  Rechts  in  Be- 
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80  dürfte  freilich  die  Rechtsnatur  der  freien  Almendegewässer 
während  dieser  Zeit  doch  bereits  entschieden  einer  Umbil- 
dung zustreben,  welche  der  oben  geschilderten  Entwicklung 
der  schiffbaren  Flüsse  parallel  verläuft.  Um  in  das  Wesen 
dieses  historischen  Yorgangs  eindringen  zu  können,  werden 
wir  zunächst  wieder  nach -denjenigen  Nutzungen  zu  fragen 
haben,  welche  mit  Bücksicht  auf  die  herrschenden  Cultur- 
verhältnisse  für  die  Almendegewässer  hauptsächlich  in 
Betracht  kommen  mussten.  Als  solche  Nutzungen  werden 
wir  ausser  der  Verwendung  als  Nahrungs-  und  Reinigungs- 
mittel vor  Allem  die  Fischerei,  den  Mühlenbetrieb  und  die 
dem  Wiesenbau  dienende  Bewässerung  zu  nennen  haben. 
Sie  stehen  ursprünglich  im  Principe  jedem  Mitgliede  der 
unabhängigen  Markgenossenschaft  frei. 

Ein  ganz  anderes  Ding  aber  ist  es  nun  allerdings  mit  der 
praktischen  Möglichkeit  dieser  verschiedenen  Nutzungen.  Am 
allgemeinsten  wurde  jedenfalls  zunächst  überall  die  Fischerei 
geübt.  Doch  sind  schon  hier  frühzeitig  wesentliche  Unter- 
schiede zu  machen^).  Soweit  der  Fischfang  mit  Angeln, 
Stecheisen  und  kleineren  Netzen,  also  mit  Instrumenten  er- 
folgte, deren  Beschaffung  und  Erhaltung  keine  grösseren 
Auslagen  verursachte,  war  wohl  auch  der  ärmere  Markgenosse 
in  der  Lage  sich  selbständig  diesem  Erwerbe  seiner  Nahrung 
hinzugeben.  Beschränkter  war  naturgemäfs  bereits  die 
Möglichkeit  der  Fischerei  mit  Zugnetzen  vom  Nachen  aus. 
Wem  aber  die  nöthigen  Geräthe  dafür  zu  Gebote  standen, 
der  war  im  Stande,  auch  noch  andere  Nutzungen  zu  üben, 
die  sich  nur  vom  Kahne  aus  bewerkstelligen  Hessen:  so  konnte 
er  z.  B.  allein  von  dem  Rechte  des  Weidenschnitts  Gebrauch 
machen,  welches  darin  bestand,  dass  der  Schiffer  mit  einem 
Fusse    in    seinem   Boote,    mit    dem   anderen   am    Gestade 


zug  auf  die  insula  in  flumine  nata,  das  verlassene  Flussbett  und  die 
Alluvion  bewiesen,  dass  auch  in  der  Grundanschauung  beider  Rechte 
über  die  Zugehörigkeit  der  fliessenden  Gewässer  Uebereinstimmung 
herrschen  müsse,  so  ist  dagegen  zu  bemerken,  dass  die  betreffende 
Stelle  des  Sachsenspiegels  eia  späterer  Zusatz  ist,  der  in  allen  Manu- 
scripten  des  ursprünglichsten  Textes  fehlt  und  auch  dem  Deutschen- 
spiegel (§  167)  noch  unbekannt  gewesen  ist. 

*)  Vgl.  zum  Folgenden  Lamprecht,  a.  a.  0.  I.  502. 
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stehend  sich  soviel  Weiden  aneignen  durfte,  als  er  in  dieser 
Stellung  zu  erreichen  vermochte  ^).  Noch  grösserer  Capital- 
anlage  bedurfte  die  Fischerei  mit  Wehren,  wobei  der  Fluss 
bis  auf  wenige  Stellen  gestaut  und  die  Fische  beim  Passiren 
der  letzteren  mit  Reusen  gefangen  wurden.  So  lag  es  denn 
schon  in  der  Natur  der  Sache,  dass  diese  complicirteren  Arten 
der  Fischerei  nur  von  den  wohlhabenderen  Markgenossen 
oder  aber  von  Fischereigenossenschaften  betrieben  werden 
konnten.  Aehnlich  standen  die  Dinge  in  Bezug  auf  die  An- 
lage von  Mühlen.  Auch  diese  Wassemutzung  war  sicherlich 
zunächst  jedem  Markgenossen  freigegeben.  Aber  sie  machte 
recht  bedeutende  Kosten.  Die  Wassermühlen  waren  sowohl 
in  fränkischer  als  in  deutschmittelalterlicher  Zeit  vorzugsweise 
oberschlächtig  2) ,  d.  h.  das  Wasser  wurde  auf  den  oberen 
Theil  des  Rades  geführt,  seine  Kraft  hatte  also  von  oben 
nach  unten  zu  wirken,  und  wo  hierzu  das  natürliche  Gefälle 
nicht  ausreichte,  musste  man  einen  Damm  bauen,  hinter 
dem  die  Fluth  sich  staute,  um  sodann  durch  eine  Schleuse 
auf  das  Mühlrad  geleitet  zu  werden.  Auch  brauchte  man 
zum  Mühlenbau  besonders  viel  Eisen,  was  wiederum  recht 
kostbar  war^).  Um  endlich  noch  auf  die  Bewässerung  der 
Wiesen  zu  kommen,  deren  Cultur  seit  dem  8.  Jahrhundert 
in  Deutschland  allgemeiner  wird*),  so  lohnt  dieser  Betrieb 
seinem  ganzen  Wesen  nach  die  bedeutenden  Kosten  seiner 
Einrichtung  in  der  Regel  nur  dann,  wenn  das  Bewässerungs- 
system einrn  grösseren  Grundstückscomplex  umfasst,  als  ihn 
die  Einzelwirthschaft  der  meisten  Markgenossen  bot. 

Alle  diese  Erwägungen  also  führen  dahin  zu  erweisen, 
dass  von  den  wichtigeren  Nutzungen  der  Almendgewässer 
in  der  That  nur  die  primitive  Fischerei  allgemein  von  jedem 
Markgenossen  geübt  werden  konnte,  während  die  anderen 


')  Ssp.  U.  28, 4:  Die  vischere  mut  ok  wol  dat  ertrike  nütten, 
also  vem  als  he  enes  gestriden  mach  ut  dcme  scepe  von  deme  rechten 
Stade.  Vgl.  dazu  das  Ransbacher  Weisthum  von  1532  (Grimm,  Weis- 
thümer  II.  37):  Dagegen  haben  die  fischer  macht  vff  bemelter  bach 
weyden  zu  schneiden;  doch  sollen  sie  mit  eim  fuss  in  dem  schiff,  vnd 
mit  dem  andern  am  staden  steen,  wan  sie  weyden  schneiden.  —  *)  Vgl. 
Lamprecht,  a.  a.  0.  I.  17,585.  —  »)  Vgl.  Geffcken,  lex  Salica 
S.  132f.  —  *)  Vgl.  oben  S.  183. 
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Arten  des  Wassergebrauchs  sich  der  Einzelwirthschaft  nur 
bei  Vorhandensein  einer  das  Durchnittsmafs  mehr  oder 
minder  übersteigenden  Capitalkraft  öffneten,  im  Uebrigen 
aber  lediglich  auf  dem  Wege  genossenschaftlichen  Betriebes 
fructificirt  werden  konnten. 

Auf  diese  Weise  tritt  je  länger  desto  vielseitiger  und 

entschiedener   die  Nutzung  des  Grossgrundbesitzes   an   den 

Markgewässem  derjenigen  gegenüber,  welche  die  Bauerschaft 

ausübt.      Am    frühesten    mit    dürften    die    Grundherren   ihr 

Augenmerk  auf  die  Herstellung  von  Mühlen  gerichtet  haben. 

Denn  war  die  Mühle,  wie  wir  gesehen  haben,    auch   eine 

recht  kostspielige  Maschine,  so  lohnte  dafür  auch  die  einmal 

zu  ihrer  Anlage  gemachte  Capitalaufwendung  um  so  reicher. 

Der  ursprüngliche  Handmühlenbetrieb,  bei   dem  jeder  sein 

eigener  Müller  gewesen,  genügte  bereits  in  den  Zeiten  der 

frühesten  Yolksrechte  nicht  mehr.    Andrerseits  waren  damals. 

und    längere   Zeit    nachher    die    Wassermühlen    noch    eine 

Seltenheit  ^).     Und  da  bei  der  geringen  Verkehrsentwicklung 

jedermann  gewissermafsen  gezwungen  blieb,  sein  Getreide 

der  ihm  nächstgelegenen  Mühle   anzuvertrauen,  so  führten 

die  Verhältnisse   zu  einer   ganz  besonderen  Werthschätzung 

dieser  gewerblichen  Anlage.    Auch  das  Recht  zögerte  niclit 

dem  Ausdruck  zu  geben:    die  Mühle  erscheint  gleich  der 

Schmiede   von   einem   Sonderfrieden    umgeben,    der  sie  in 

ähnlicher  Weise  wie   die  Kirche   und  den   Fürstenhof  vor 

rechtswidrigen  Angriffen  schützt  2).     Wer  also  in  der  Lage 

war,  einen  Mühlenbau  auf  eigene  Rechnung  zu  unternehmen, 


*)  Windmühlen  sind  nach  Lamp recht,  a.  a.  0.  I.  585  m.  Anm.  10, 
erst  seit  dem  letzten  Viertel  des  17.  Jahrhunderts  quellenmäfsig  belegt. 
Vgl.  Gest.  Trev.  c.  314:  mola  molendinaria  prope  Erenbreitstein  ex- 
structa,  quae  a  vento  agitatur,  primitus  probata  et  approbata.  — 
*)  Lex  Baiuw.  IX.  2:  Et  si  in  ecclesia  vel  infra  curte  ducis  vel  in 
fabrica  vel  in  molino  aliquid  furaverit,  triuniungeldo  componat,  hoc 
est  ter  nove  reddat,  quia  istas  quattuor  domus  casas  publice  sunt  et 
semper  patentes.  Vgl.  femer  Roth.  149—151;  Wis.  VIII.  4,30;  Sal.22; 
Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.  II.  582  mit  Anm.  17.  Oeffentlich 
werden  die  Mühlen  und  die  gleich  ihnen  befriedeten  Gebäude  vom 
bairischen  Volksrechte  natürlich  nur  im  Siime  der  gleich  darauf 
folgenden  Erläuterung  (et  semper  patentes)  genannt.  Vgl.  jetzt  vor 
allem  Stutz,  Gesch.  d.  kirchl.  Benefizialwesens  I.  1,91  f. 
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konnte  schon  damals  hoffen  damit  ein  gutes  Geschäft  zu 
machen.  Und  in  der  That  scheint  auf  diesem  Gebiete  die 
Privatimteraehmung  von  vornherein  das  entschiedenste  Ueber- 
gewicht  besessen  zu  haben.  Zur  Zeit  der  lex  Salica,  wo 
noch  keine  sonderliche  Verschiebung  der  Grundbesitzver- 
hältnisse eingetreten  war,  wird  als  Regel  betrachtet,  dass 
der  Eigenthümer  der  Mühle  selbst  das  Müllergewerbe  be- 
treibt ^).  Damals  reichte  also  das  Durchschnittsvermögen  des 
Markgenossen  noch  zur  Anlage  eines  einfachen  Mühlwerkes, 
dessen  Ertrag  dann  eine  Familie  zu  ernähren  im  Stande 
war.  Die  Formeln  der  fränkischen  Zeit  aber  zeigen  uns 
bereits,  wie  die  Mühle  allmählich  immer  mehr  zum  Gegen- 
stande grundherrlichen  Erwerbssinnes  wird^),  die  Müller- 
arbeit wird  hier  selbstverständlich  nicht  mehr  vom  Eigen- 
thümer, sondern  von  Hörigen  oder  freien  Zinsleuten  ver- 
richtet ^).  Die  Anlage  der  grundherrlichen  Mühle  mag  häufig 
auf  dem  Gebiete  des  mansus  indominicatus  stattgefunden 
haben,  sofern  sich  dort  „aquae  aquarumv^  decursus"  fanden, 
denen  durch  Stauung  die  nöthige  Triebkraft  verliehen  werden 
konnte*),  doch  standen  natürlich  dem  Grundherren  so  gut 
wie  jedem  anderen  Markgenossen  hierfür  auch  die  Almend- 
gewässer zur  Verfügung.  Dass  dagegen  die  genossenschaft- 
liche Mühle  keine  Verbreitung  fand^),  kann  nicht  Wunder 


')  Lex  Sal.  22,1  mit  dem  Zusatz  der  Texte  3,5—7, 10,  Em.:  „cui 
molinus  est  hoc  est  molinario".  Daneben  kommt  Sal.  10,  IVi  (Cod.  5, 6) 
allerdings  auch;  ein  servus  mulinarius  vor.  Vgl.  Geffcken,  1.  Sal. 
a.a.O.,  Th6 venin,  Eevue  historique  31,244.  —  *)  Z.B.  formul. 
imperial.  10  (Zeumer  294),  Sangaliens,  miscell.  11  u.  16  (ebd.  385,387), 
coli.  Patav.  5  u.  6  (ebend.  459  f.),  formul.  extravagantes  I.  12  (ebd.  541). 
—  ■)  Wie  schon  nach  Sal.  10,  rVj.  Vgl.  auch  formul.  Parisiens.  1 
(Zeumer  263),  extravagantes  I.  24  (ebd.  547 f.).  Testam.  Grimonis 
v.  633  (Beyer,  Mittelrh.  ürkundenb.  I.  6):  molendinos  meos  quattuor 
sitos  super  Crunam  fluveolum,  quos  ad  presens  Erp  . .  .  molinarius 
tenet,  vel  qui  tunc  tempore  molinarius  fuerit.  —  *)  form,  extrav.  I.  12 
(a.  a.  0.) :  dono  tihi  ac  trado  . . .  mansum  dominicatum  cum  casticüs 
supra  positis  et  ecclesia  et  molendinis,  terra  vero  culta  et  inculta, 
pratis,  silvis,  aquis  aquarumve  decursibus,  exitibus  et  ingressibus.  — 
*)  Lamprecht,  a.  a.  0.  L  17,584,999  nimmt  an,  in  fränkischer  Zeit 
sei  die  Genossenschaftsmühle,  später  die  grundherrliche  Mühle  die 
Regel  gewesen.  Auch  Viollet,  Hist.  du  droit  civ.  fran9.  710 f..  Flach 
Les  origines  I.  327  und  Luchaire,  Manuel  340  behaupten  für  die 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    XXI.   Germ.  Abth.  14 
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nehmen.  Denn  der  Zweck  gewerblicher  Genossenschaft  geht 
nach  älterer  deutscher  Vorstellung  stets  auf  wirklich  gemein- 
same Arbeitsleistung,  bei  der  Genossenschaftsmühle  hätte 
aber  die  Betheiligung  der  Mitglieder  nur  in  der  Theibiahme 
an  den  Kosten  der  Errichtimg  und  Unterhaltung  des  Mühl- 
werkes und  der  Besoldung  des  Müllers  bestehen  können. 

Aus  denselben  ökonomischen  Gründen  ist  die  Benutzung 
der  Almendgewässer  zur  "Wiesenmelioration  in  älterer  Zeit 
vorwiegend  von  den  Fronhöfen  aus  geschehen.  Der  Wiesen- 
bau überhaupt  war  eine  Consequenz  des  Aufkommens  der 
Dreifelderwirthschaft  gewesen,  welche  ihrerseits  am  fi-ühesten 
durch  den  Grossgrundbesitz  verwirklicht  wurde.  Die  Bauer- 
schaften folgten  langsam.  Ihre  Wiesencultur  beschränkt 
sich  zunächst  darauf,  die  besseren  Theile  der  Gemeinweide 
während  der  Zeit  des  Graswuchses  zu  hegen  und  dem  ge- 
meinen Viehtriebe  zu  verschliessen  ^).  Solche  Almende- 
wiesen sind  auch  im  deutschen  Mittelalter  noch  sehr  häufig 
und  haben  sich  sogar  vereinzelt  bis  in's  19.  Jahrhundert 
erhalten.  Sie  bildeten  ein  Ganzes,  innerhalb  dessen  die 
ideellen  Antheile  der  Genossen  in  Brüchen  des  Ertrages 
angegeben  wurden'*).  Daneben  konnte  natürlich  jedermann 
das  freie  Eigenthum  von  Sonderwiesen  durch  Rodung  in  der 
gemeinen  Mark  erlangen.  Dass  hierbei  jedoch  der  grosse 
Grundbesitzer  mit  der  Fülle  seiner  Arbeitskräfte  und  seinem 
grösseren  Capital  vor  dem  kleinen  Hüfner  ohne  weiteres 
einen  grossen  Vorsprung  hatte,  ist  nur  ein  einzelner  An- 
wendungsfall der  unsere  ältere  Wirthschaftsgeschichte  be- 
herrschenden Differenzirung  des  Grundeigenthums.  Ueber- 
haupt  aber  macht  sich  ein  wirklich  lebhaftes  Interesse  für 

fränkische  Periode  starkes  Ueberwiegen  der  genossenschaftlichen  An- 
lage. Dagegen  hat  Thä venin,  a.  a.  0.  241  flF.  meines  Erachtens  über- 
zeugend nachgewiesen,  dass  von  markgenossenschaffclichen  Mühlen  in 
der  Zeit  der  Volksrechte  nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  Beispiele, 
welche  Viollet  in  einer  Antikritik  des  Thövenin'schen  Aufsatzes 
(Revue  hist.  32,  86  flF.)  für  seine  Ansicht  anführt,  stammen  aus  dem  13. 
bis  18.  Jahrhundert.  Dass  er  (a.  a.  0.  S.  96)  die  ^Oeflfentlichkeit"  der 
Mühlen  in  der  oben  S.  208  Anm.  2  von  uns  citirten  Stelle  des  bairischen 
Volksrechtes  für  sich  zu  verwenden  sucht,  stärkt  seine  Position  nicht. 
^)  Vgl.  V.  Inama-Sternegg,  a.a.O.  I.  405  f.  —  *)  Vgl.  Lam- 
precht, a.a.  0.  I.  398  f.,  404. 


Zur  Geschichte  des  deutschen  Wasserrechts.  211 

die  Wiesencultur  in  der  Karolingerzeit  doch  nur  im  inten- 
siveren Wirthschaftsbetriebe  des  Sallandes  bemerkbar,  und  so 
reicht  namentlich  zur  Wiesenmelioration  durch  "Wasserbauten 
weder  die  Intelligenz  noch  das  Vermögen  des  Bauern  aus. 
Grosse  Grundherren  sind  es  daher  auch,  von  denen  wir 
hören,  dass  sie  sich  schon  damals  aus  Friesland  Leute  ver- 
schreiben, um  durch  sie  technische  Anlagen  zur  künstlichen 
Bewässerung  ihrer  Wiesen  herstellen  zu  lassen  ^).  Erst  seit 
dem  Ende  des  12  Jahrhunderts  beginnen  die  unteren  land- 
arbeitenden Classen  sich  ebenfalls  dem  Verständnisse  für 
den  besonderen  Culturwerth  des  Wiesenbaus  zu  erschUessen 
imd  seitdem  hören  wir  denn  auch  etwas  mehr  von  der  Be- 
wässerung der  im  Markgenossenschaftsbesitz  befindlichen 
Gemeindewiesen*).  Schwieriger  musste  es  freiUch  in  der 
Regel  bleiben,  die  bäuerlichen  Sonderwiesen  an  solcher 
Melioration  theilnehmen  zu  lassen,  denn  nur  wenn  dieselben 
besonders  günstig  in  sumpfiger  Niederung  oder  in  der 
Nähe  von  Almendebächen  lagen,  konnte  ihre  Bewässerung 
von  dem  Einzelnen  ohne  allzu  grosse  Kosten  bewerkstelligt 
werden. 

Was  nun  endlich  noch  die  complicirteren  Arten  des 
Fischfangs  anbetrifft,  so  finden  sich  keine  Zeugnisse  dafür, 
dass  die  Bauerschaften  als  solche  sich  zu  Fischereiverbänden 
zusammen  gethan  hätten,  um  mit  vereinten  Kräften  zu  leisten, 
wozu  die  Genossen  für  sich  allein  nicht  im  Stande  waren. 
Dagegen  hat  auch  auf  diesem  Gebiete  der  Wassemutzung 
frühzeitig  eine  rege  Thätigkeit  des  Grossgrmidbesitzes  ein- 
gesetzt. Namentlich  die  Klöster  hatten  starken  Bedarf: 
schon  die  zahlreichen  Fasttage  des  Kirchenjahres  liessen  die 
eigene  Fischzucht  der  frommen  Anstalten  als  ein  in  grossem 
Mafsstabe  empfundenes  Bedürfniss  erscheinen ').  Aber  auch 
die  weltlichen  Grundherren  waren  eifrig  bemüht,  die  Chancen 
auszunutzen,  welche  ihnen  in  dieser  Beziehung  offen  standen. 
Meist  lag  diese  höhere  Fischerei  in  den  Händen  von  Grund- 
holden, die  daraus  im  Dienste   ihrer  Herren  einen  Lebens- 


»)  Vgl.  Christ,  Heidelb.  Jahrbb.  1872  S.  254.  v.  Inama- 
Sternegg,  a.  a.  0.  I.  409  Anm.  4.  —  *)  Vgl.  Lamprecht,  a.  a.  0. 
I.  528  f.  —  »)  Vgl.  z.  B.  den  Etat  der  KeUnerei  Koblenz  für  das  Jahr 
1432/33  bei  Lamprecht,  a.  a.  0.  II.  185  f. 

14» 
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beruf  machten*);  im  späteren  Mittelalter  haben  dieselben 
sich  vielfach  zu  zunftmäfsig  organisirten  Fischergenossen- 
schaften zusammengethan  und  ihren  Betrieb  durch  besondere, 
vom  Grundherrn  genehmigte  Fischereiordnungen  geregelt''). 
Auch  die  Mühlen  des  Fronhofes  lieferten  demselben  übri- 
gens einen  nicht  zu  verachtenden  Nebenertrag  an  Fischen: 
wenn  das  Görlitzer  Landrecht  ^)  dem  Mühlenbesitzer  die 
Befugniss  einräumt,  in  dem  tiefen  Wasser  oberhalb  der 
Pfähle  des  "Wehrs  den  Fischfang  gemeinsam  mit  den  Um- 
gesessenen zu  betreiben,  so  bedeutet  das  für  die  grundherr- 
liche Mühle  ein  entsprechendes  Fischereirecht  ihres  Eigen" 
thümers,  des  Grossgrundbesitzers*). 

Auf  allen  Gebieten  der  Wassemutzung  im  Bereiche  der 
freien  Almende  haben  -wir  somit  seit  dem  Aufkommen  des 
Grossgrundbesitzes  ein  starkes  thatsächliches  Uebergewicht 
desselben  zu  beobachten  gehabt.  Dies  für  die  wirthschaftlich 
Schwächeren  wenig  günstige  Yerhältniss  lies  nun  zwar  an  sich 
den  Rechtscharakter  der  Markgewässer  unberührt,  und  so 
konnte  noch  am  Anfang  des  14.  Jahrhunderts,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  das  Görlitzer  Landrecht  in  theoretischer  Ueber- 
treibung  alle  fliessenden  Gewässer  für  Gesammteigenthum 
des  Volkes  erklären.  In  Wirklichkeit  aber  war  das  bereits 
eingebürgerte  Ueberwiegen  der  grundherrUchen  Nutzung  die 
beste  Vorbereitung  für  jene  Entwicklung,  welche  schon  in 
der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters  einsetzt  und  am  Schlüsse 
desselben  dahin  gelangt  ist,  durch  Aufsaugung  der  freien 
Bauemgemeinden  die  Markgenossenschaft  so  gut  wie  voll- 
ständig der  Herrschaft  des  Landrechtes  zu  entfremden. 

Denn  die  grundsätzUche  Gleichheit  aller  freien  Mark- 
genossen war  schon  durch  die  feinere  Ausgestaltung  der 
Markverfassung  nicht  imwesentlich  modificirt  worden.    Die 

^)  Trierer  Fischerweisthum  aus  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts : 
Grimm,  Weisthümer IV.  744^  Vgl.  Lamprecht,  a.a.O.  I.  500f. — 
*)  Z.B.  Fischerordnung  zu  Auenheim  von  1442:  Grimm,  Weisthümer 
IV.  514 f.  Andere  Fischerordnungen  in  Mones  Zeitschr.  f.  d.  Gesch. 
des  Oberrheins  Bd.  IV.  —  ')  Art.  33  §  4:  Swer  so  eine  mule  buwit  an 
eime  vliezendin  wazzire  unbeidenthalvin  zwischen  den  overin,  da  man 
die  in  geslagine  pele  siet,  da  sol  er  die  vischerie  hegin  in  bovin,  also 
daz  sie  den  umme  sezzin  mit  ime  gemeine  sie.  —  *)  Vgl.  Lamprecht, 
a.  a.  0.  I.  504. 
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Markbeamten,  an  ihrer  Spitze  der  Obermärker^),  bezogen 
als  solche  erhöhte  Nutzungen  und  hatten  ausserdem  Anspruch 
auf  gewisse  Naturalleistungen  der  Markgenossen  2).  Die 
Obermärker  wurden  ursprünglich  gewählt  3),  aber  da  man 
sie  stets  den  meistbegüterten  Mitgliedern  der  Markgemeinde 
entnahm,  so  war  hier  wie  sonst  die  Tendenz  zur  Ausbildung 
der  Erblichkeit  des  Amtes  gegeben.  Die  Grundherren, 
welche  in  den  freien  Marken  begütert  waren,  brachten  daher 
je  länger  desto  mehr  das  Amt  des  Obermärkers  an  sich 
und  vererbten  es  sodann  in  ihrer  Familie*).  Damit  aber 
war  ein  höchst  bedeutsamer  Schritt  zur  Anähnelung  der 
Verhältnisse  in  den  freien  Marken  an  die  Rechtslage  der 
gnmdherrlicheu  Markgenossenschaften  gethan.  Denn  inner- 
halb dieser  letzteren  nahm  der  Grundherr  das  Amt  des 
Obermärkers  ganz  selbstverständlich  als  einen  Ausfluss 
seines  Obereigenthums  für  sich  in  Anspruch  ^).  Kein  Wunder, 
wenn  aUmählich  imigekehrt  aus  dem  erblichen  Besitze  des 
obersten  Amtes  der  freien  Markgenossenschaft  ein  Ober- 
eigenthum  des  Berechtigten  an  der  Mark  gefolgert  wurde  ^). 
Solche  Theorie  aber  konnte  nicht  ohne  Consequenzen 
für  die  Auffassung  auch  der  markgenössischen  Rechte  an 
der  Almende  bleiben.  Befand  sich  diese  letztere  im  Ober- 
eigenthume  des  Grundherrn,  so  traten  die  Nutzungen  an  ihr 

^)  Vgl.  V.Maurer,  Markenverfassung.  280 ff.  —  *)  Vgl,  Grimm, 
Weisthümer  VII.  330 f.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgesch.  422.  — 
•)  Weisthum  der  Brierauer  Mark  von  1385  (Grimm,  Weisth.  I.  513): 
Wir  wysen  myn  herren  von  Palkenstein  vur  einen  rechten  gekaren 
foyd,  nit  vor  einen  geboren  foyd,  die  wile  das  er  den  merkem  recht 
vnd  ebin  tut,  so  han  sie  in  lieb  vnd  wert;  dede  er  abir  den  merkem 
nit  recht  vnd  ebin,  si  mochten  einen  andern  setzen.  Vgl.  femer  Weis- 
thum über  Kaltenholzhausen  v.  1423  (Grimm  I.  587)  und  Holtding  zu 
Münder  (ebd.  III.  297):  Wider  fraget  der  vorsprack,  ob  man  ein  nien 
holzgreuen  solle  kesen?  oder  aber,  ob  der  alte  solle  pleiben?  Darauff 
zu  rechte  durch  N.  ingebracht,  es  sei  gebrucklich,  das  mau  jerligs 
einen  newen  holzgreuen  pflege  zu  kesen.  —  *)  Besonders  deutlich  tritt 
dies  hervor,  wenn  mehrere  Grundherren  in  derselben  Mark  begütert 
sind  und  sich  in  Folge  dessen  ganerbschaftliche  Berechtigungen  au  der 
Obermärkerschaft  herausbilden.  Vgl.  Schröder,  a.  a.  0.  423  Anm.  18. 
*)  Urtheil  des  Reichshofgerichts  von  1214  (Urk.-Buch  der  Stadt  Strass- 
burg  1.  Nr.  160).  —  «)  Vgl.  namentlich  Lamprecht,  a.  a.  0.  I.  277  f., 
478  f.,  695  ff.,  996. 
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von  selbst  unter  den  entsprechenden  Gesichtspunkt.  Auch 
bezüglich  der  Almendgewässer  wurden  daher  jetzt  die  Ge- 
wohnheiten, welche  sich  in  den  Fronhofsmarken  schon 
früher  zu  Rechtsprincipien  verdichtet  hatten,  vielfach  auf  die 
freien  Bauerschaften  übertragen.  Und  das  konnte  um  so 
leichter  geschehen,  als  ja,  wie  ausgeführt  wurde,  jede 
einigermafsen  kostspielige  Nutzung  der  Mark  und  ihrer  Ge- 
wässer für  die  grosse  Menge  der  Bauern  schon  längst  that- 
sächlich  ausgeschlossen  war.  Nunmehr  wird  sie  mehr  oder 
weniger  auch  rechtlich  unmöglich  gemacht.  Der  Fischfang 
speciell  wird  sehr  beschränkt,  bald  werden  nur  gewisse 
Fangarten,  bald  nur  gewisse  Fangzeiten  zugelassen,  immer 
bestimmte  Fischarten  dem  Tische  des  Obermärkers  vorbe- 
halten^). Für  die  grundherrliche  Mühle  wird  ein  positives 
Bannrecht  entwickelt:  innerhalb  der  Bannmeile  darf  keine 
Concurrenz  bestehen,  die  Eingesessenen  des  Bannkreises 
sind  gezwungen  in  der  Bannmühle  arbeiten  zu  lassen^). 
Mit  einem  Worte:  die  Almendgewässer  sind  zu  Bann- 
gewässem  geworden. 

Grade  die  Quelle  aber,  aus  der  diese  Rechte  abgeleitet 
werden,  erhebt  dieselben  über  das  Niveau  gewöhnlicher 
privatrechtlicher  Befugnisse.  Das  Obereigenthum  verleugnet 
hier  so  wenig  wie  sonst  seine  publicistische  Tendenz,  sein 
Streben,  sich  zum  öffentlichen  Rechte  auszubilden.  Die- 
jenigen Grundherren,  welche  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  zur  Landeshoheit  gelangten,  haben  in  dem  Ober- 

*)  Die  in  dieser  Beziehung  ursprünglich  nur  für  Grundholde 
geltenden  Vorschriften  (vgl.  L  am  p  recht  a.a.O.  I.  486  f.)  werden  nun- 
mehr auf  die  Bauern  als  solche  ausgedehnt.  Sehr  deutlich  erhellt  die 
principielle  Gleichstellung  aus  dem  Weisthum  über  Helmstatt  v.  1410 
(Grimm  HI.  567):   Auch  sprachen  sie,   dass  ein  gut  sy  gelegen  zu 

H das  gut  sie  fiye;  wer  aber  daruff  sitzet,  will  der  wasser  und 

waide  messen,  so  soU  er  thun  als  ein  ander  vnsers  herren  von  Wert- 
heim armer  mann  da  gesessen,  der  sin  eygen  ist,  nach  marzahle,  es 
sy  an  bett,  an  steur,  an  atzunge,  an  dienste,  nichts  ussgenommen.  — 
*)  Vgl.  z.  B.  die  bei  Lamprecht,  a.  a.  0.  I.  1001  Anm.  5  angeführten 
Weisthümer  und  Weisthum  zu  Berisbom  (Grimm  H.  526 f.):  Item  weist 
der  seheffen,  dass  kein  gehoffiier  soll  fortan  fahren  maehlen,  wofern  die 
muhlen  zu  mahlen  duglich  ist;  faret  er  aber  fortan,  ister  nichts  desto- 
wieniger  sein  molter  (d.  h.  das  Mahlgeld)  schuldigh,  vnd  dem  herm 
eine  bouss. 
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eigenthum  an  den  Marken,  in  denen  ihr  Grundbesitz  lag, 
eine  nicht  unwesentliche  Stütze  ihrer  aus  so  vielen  hetero- 
genen Elementen*)  zusammengesetzten  öffentlichen  Macht 
besessen  und  daher  das  Obermärkeramt  überall,  wo  es  noch 
nicht  in  festen  Händen  war,  als  ein  ihnen  zustehendes 
Iloheitsrecht  an  sich  gezogen'^).  "Wurde  demgemäfs  nun- 
mehr das  grundherrliche  Obereigenthum  zweifellos  wie  ein 
völliges  Analogon  des  königlichen  Bodenregals  behandelt,  so 
waren  auch  den  aus  ihm  abgeleiteten  Einzelbefugnissen  die- 
selben Bahnen  der  Entwicklung  vorgezeichnet  wie  den  Re- 
galien. Hat  insbesondere  das  Stromregal  sich  in  modemer 
Zeit  zum  Eigenthume  des  Staates  am  Bette  der  schiffbaren 
Flüsse  umgewandelt,  so  würde  eine  rein  nationale  Weiter- 
bildung des  landesherrlichen  Obereigenthums  am  Bette  der  Al- 
mendeflüsse unzweifelhaft  zu  demselben  Endergebniss  geführt 
haben:  wir  hätten  hier  wie  dort  schliesslich  ein  publicistisches 
Eigenthum  am  Wasserbette  und  einen  lediglich  von  öffentlich- 
rechtlichen Gesichtspunkten  aus  geregelten  Gebrauch  des 
Wassers  selbst  erhalten.  Mögen  daher  die  Zustände,  wie  sie 
sich  im  Beginne  der  Neuzeit  aus  dem  rücksichtslos  durch- 
geführten Obereigenthume  der  Grundherren  an  der  Almende 
ergeben  hatten,  noch  so  hart  und  drückend  für  den  Bauern- 
stand gewesen  sein  *) ,  so  trugen  sie  doch  die  Gewähr  einer 
wenn  auch  langsamen  Heilung  in  sich,  und  man  braucht  nur 

*)  Vgl.  Lamprecht,  a.a.O.  I.  1255fF,  Schröder,  Deutsche 
Rechtsgesch.  578  ff".  —  *)  Camberger,  Würgeser,  Erlenbacher  Märker- 
ding  von  1421  (Grimm,  Weisth.  I.  575):  3.  Item  fortan  seind  gewiset 
die  graven  u.  herren  der  graveschaft  Dietze  vor  oberste  merker  und 
bekennent  ine,  das  sie  richter  sint  übet  hals  und  über  haupt,  u.  be- 
kennent  ine  ires  wiltfangs,  und  sich  der  merker  geprauchen  in  irem 
purgelichen  bawe  u.  zu  irem  pmrgelichen  für  binnen  der  marke,  und 
dammb  so  sollent  die  egenant  unser  herren  die  mark  nit  vergifligen 
noch  vereussern  an  der  merker  wissen  u.  willen  oder  verkaufen,  u.  sie 
darin  scheuren  und  schirmen,  u.  der  merker  recht  helfen  halden.  Vgl. 
femer  Keichshofgerichtsurtheil  von  1291  (MG.  Leg.  II.  457).  —  »)  Vgl. 
Schröder,  Deutsche  Rechtsgesch.  423.  Lamprecht,  a.a.O.  I.  108, 
395,  518,  1275.  —  *)  Bekanntlich  forderten  die  von  den  aufi^hrerischen 
Bauern  im  J.  1525  aufgesetzten  Hauptartikel  vor  allem  Freiheit  der 
Jagd,  des  Fischfangs  und  der  Holzung  sowie  Abstellung  des  Wild- 
schadens. Vgl.  von  Ranke,  Deutsche  Gesch.  im  Zeitalter  d.  Reformation 
U.  184  f. 


216  Heinrich  Geffcken, 

die  Geschichte  des  modernen  Jagdrechts  zu  verfolgen,  um  zu 
beobachten,  wie  die  Entwicklung  allgemein  dahin  strebte, 
die  halbstaatlichen  Bannrechte  der  Grundherren  durch  die 
moderne  Staatsgewalt  aufsaugen  zu  lassen. 

Diese  dem  naturgemäfsen  Gang  imserer  Wirthschafts- 
und  Rechtsgeschichte  entsprechende  Evolution  ist  für  die 
kleineren  Wasserläufe  durch  die  Reception  des  römischen 
Rechts  gestört  worden.  Zwar  die  Unterscheidung  der  öffent- 
lichen und  Privatflüsse  nach  dem  Gesichtspunkte,  ob  sie 
ständig  fliessen  oder  zeitweise  austrocknen*),  entsprach 
unseren  hydrog^raphischen  Yerhältnissen  denn  doch  zu  wenig, 
um  grosse  Bedeutung  gewinnen  zu  können^).  Desto  mehr 
Verwirrung  richtete  der  aus  dem  römischen  Recht  abge- 
leitete Grundsatz  an,  wonach  die  kleinen  Wasserläufe  im 
Privateigenthume  der  Anlieger  stehen,  soweit  die  Grund- 
stücke derselben  reichen^).  Anstatt  des  grossen  Zuges,  der 
unser  deutsches  Wasserrecht  auf  dem  von  uns  verfolgten 
Wege  unmittelbar  zur  Oeffentlichkeit  aller  fliessenden  Ge- 
wässer hätte  führen  müssen,  nun  eine  kleinliche  Zerstückelung 
der  Wasserherrschaft,  die  keinem  Berechtigten  erheblichen 
Vortheil  gewähren  konnte,  wohl  aber  der  Wasserwirthschaft 
die  schwersten  Hemmimgen  bereiten  musste! 

Es  wäre  eine  Aufgabe  für  sich,  den  Kampf  zu  ver- 
folgen, welchen  die  nationaldeutsche  Auffassung  des  Wassers 
als  eines  Gemeingutes  des  Volkes  mit  der  engherzigeren 
Anschauung  des  römischen  Fremdrechtes  im  Laufe  der  Neu- 
zeit ausgefochten  hat*).    Im  Zwecke   dieses  Aufsatzes  liegt 

»)  L.  1  §§1—3  Dig.  de  flumin.  43,  12.  —  »)  Vgl.  G.  Meyer, 
Deutsches  Verwaltungsrecht  I.  320.  —  ')  So  sagt  z.B.  Baron,  a.  a.  0. 
1, 276,  schon  aus  dem  blossen  Namen  des  Privatwasserlaufs  folge,  dass 
er  nur  im  Gebrauch  einzelner  bestimmter  Personen  stehen  könne,  nach 
den  vorhandenen  factischen  Verhältnissen  könnten  cliese  Personen  nur 
die  Uferanlieger  sein.  —  *)  Freilich  wer,  wie  etwa  Baron,  alles  durch 
die  romanistisch  gefärbte  Brille  ansieht,  erblickt  hier  nur  einen  Streit 
der  ratio  scripta  mit  Rechtsinstituten,  welche  ,jedes  sichtbaren  Krite- 
riums" entbehren.  Ihm  ist  es  daher  auch  lediglich  eine  Consequenz 
der  inneren  Unklarheit  des  deutschen  Rechts,  wenn  es  den  älteren 
Schriftstellern,  wie  Oettinger  und  Meurer  nicht  gelingt,  die  that- 
sächlich  herrschenden  Rechtsverhältnisse  an  den  kleinen  Gewässern 
auf  den  Ton  des  rönüschen  Privateigenthums  zu  stimmen. 
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solche  Untersuchung  nicht.  Aber  mit  Genugthuung  darf 
festgestellt  werden,  dass  die  Gegenwart,  getrieben  von  den 
dringenden  Bedürfhissen  der  modernen  "Wasserwirthschaft, 
begonnen  hat,  mit  dem  Grundsatze  des  römischen  Privat- 
eigenthums  am  Bette  der  kleinen  Wasserläufe  zu  brechen. 
Es  mag  unsere  Gesetzgeber  ermuthigen,  auf  dem  einge- 
schlagenen Wege  fortzuschreiten,  wenn  sie  sehen,  «dass  sie 
damit  einer  ursprünglich  deutschen,  durch  die  Keception 
künstlich  unterbrochenen  Entwicklimg  zum  endgültigen  Siege 
verhelfen. 


Miscellen. 


[Raphael  Seyler  (1585—1573).]  Raphael  Seyler  oder  Seiler 
stammte  aus  Augsburg.  Er  war  der  Sohn  des  Augsburger  Arztes  und 
Staatsmanns  Dr.  Gereon  Seyler,  der  mit  andern  Aerzten  Augsburgs  ein 
Buch  über  die  Pest  herausgab^).  Raphael  war  1536  geboren,  denn 
am  28.  Juni  1556  schrieb  dessen  Vater  Gereon  an  den  Landgrafen 
Philipp  von  Hessen,  er  habe  einen  Sohn,  noch  nicht  21  Jahre  alt, 
welcher  ohne  Selbstlob  neben  Latein  und  Griechisch  im  Recht  einen 
guten  Anfang  gelegt  habe,  vollkommen  französisch  rede  und  schreibe. 
Er  wolle  denselben  nach  Italien  schicken,  dort  die  italienische  Sprache 
zu  lernen,  was  in  einem  Jahr  leicht  geschehen  könne.  Dann  wolle  er 
den  Landgrafen  bitten,  denselben  ein  oder  zwei  Jahre  als  Gesandten 
zu  verwenden.  Er  zweifle  nicht,  derselbe  werde  sich  fär  einen  jungen 
Mann  wohl  verhalten.  Das  wolle  er  mit  seinem  Gebet  bei  Gott  ver- 
dienen •).  Am  6.  Juni  1558  schrieb  Gereon  Seyler  an  den  Landgrafen, 
sein  Sohn  sei  23  Jahre  alt ,  habe  in  Frankreich  studirt  und  in  Padua 
den  Doctorgrad  erworben,  auch  hierauf  ein  Jahr  lang  öffentlich  über 
Recht  gelesen.  Derselbe  sei  im  Griechischen  und  Lateinischen  wie 
auch  dem  Recht  wohl  bewandert,  rede  vollkommen  Französisch  und 
und  Italienisch  und  etwas  Spanisch,  habe  auch  Frankreich  und  Italien 
bereist.  Er  schicke  denselben  wegen  der  Rechtspflege  sieben  Monate 
nach  Rom,  damit  er  dort  die  Rechtsprechung  in  rota,  die  angeblich 
über  das  Pariser  Parlament  gehe,  erlerne.  Derselbe  habe  ansehnliche 
Beförderung  von  der  Schule  zu  Padua  an  die  Assessores  rotae,  damit 
er  bei  den  Consilien  und  Urtheilen  Theil  nehme.  Im  April  wolle  er 
denselben  herausreisen  lassen.  Der  Landgraf  möge  ihn  auf  ein  oder 
mehrere  Jahre  an's  Eammergericht  als  seinen,  oder  anderer  Fürsten 
Vertreter  bringen  oder  zum  Gesandten  deutscher  Nation  nach  Frank- 
reich oder  Italien  befördern  •).  Am  18.  November  1558  schrieb  Gereon 
Seyler  an  den  Landgrafen,  sein  Sohn  Raphael  schreibe  ihm  aus  Rom, 
der  König  von  Polen  habe  dem  Papst  seine  Unterwerfung  angeboten*). 
Raphael  Seyler  befand  sich  1558  zu  Bologna  und  bezahlt  als  Doctor 

^)  Geryon  Seüeros  Augastae  Yindelicorum  medicus  cUrissimus  edidit 
una  cum  aliis  eins  reip.  medicis  libellnm  de  peste.  Gesner-Simler,  bibl. 
univ.  1583  S.  283.  —  *)  Briefwechsel  Philipps  des  Grossmütbigen  von 
Hessen  mit  Bucer.  IH,  S.  340-341  Aam.  —  »)  Ebenda  S.  341.  —  •)  Ebenda 
S.  341  Anm. 
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beider  Rechte  vier  Pfund  Einschreibegebühr  der  Universität ').  Raphael 
studirte  bereits  1546 ,  ohne  dass  der  Ort  bekannt  wäre.  Am  30.  Juni 
1546  empfahl  Gereon  Seyler  den  Staatsmännern  Günterode  und  Aitinger 
seinen  studirenden  Sohn  Raphael*).  Im  Alter  von  15  bis  16  Jahren 
verfafste  er  bereits  lateinische  und  griechische  Gedichte,  unter  Andern 
an  Dr.  J.  von  Eck,  Leonhard  von  Eck,  Gereon  Seiler  Mediziner,  Betuleius, 
Ambrusius  Jung,  Peutinger,  Hieronymus  Ziegler,  die  Fuggfer  und  Nico- 
laus Mameranus  gerichtet.  Dieselben  wurden  als  primitiae  1551  zu 
Basel  gedruckt.  Auch  durch  Uebersetzimgen  aus  dem  Griechischen 
in's  Lateinische  machte  sich  Seyler  vortheühaft  bekannt*).  Er  ward 
vom  fränkischen  Kreis  als  Assessor  des  Reichskammergerichts  am 
17.  Juni  1558  präsentirt  und  zog  nach  Speyer.  Was  ihn  nach  langem 
Wirken  am  Reichskammergericht  veranlasste,  seine  Stellung  nieder- 
zulegen, nach  Worms  zu  ziehen  und  dort  als  Rath  und  Stadtadvocat 
zu  wirken,  ist  unbekannt.  Seyler  st^rb  zu  Worms  Ende  1573  oder 
Anfangs  1574*).  Sein  Name  ist  mit  der  Geschichte  des  Reichskammer- 
gerichts enge  verknüpft.  Er  machte  sich  um  dasselbe  hochverdient, 
indem  er  eine  Anzahl  auf  dasselbe  bezüglicher  Schriften  herausgab. 
Er  samnaelte  die  seit  Eröfbung  dieses  höchsten  Gerichtshofs  des  Reichs 
bis  1573  ergangenen  Endurtheile  und  gab  solche  unter  Weglassung  der 
Namen  der  Betheiligten  1572  bis  1573  heraus.  Eammergerichtsassessor 
Christian  Barth  benützte  diese  Sammlung  für  eine  Ausgabe  der  End- 
urtheile 1604,  indem  er  die  Grenzen  des  Seyler'schen  Werkes  erweiterte 
und  bis  1587  seine  Mittheilimgen  fortführte,  auch  einige  Verbesse- 
rungen anbrachte,  sowie  Inhaltsverzeichnisse  beigab*).  — 

Seyler  verfasste  femer  in  den  annotata  de  personis  judicü  came- 
ralis  eine  für  die  Geschichte  des  Personalbestandes  des  Reichskammer- 
gerichts imschätzbare  und  tief  in  die  Gelehrtengeschichte  eingreifende 
Arbeit.    Dieselbe  erschien  ohne  Nennung  des  Verfassers  1572. 

Sodaim  schrieb  Seyler  remissiones  sive  relegationes  doctorum, 
sowie  die  Erklärung  der  Eanomergerichtsordnung  als  nachgelassenes 
Werk.  Er  erweist  sich  in  diesen  Schriften  als  überaus  scharfsinnigen 
Rechtsgelehrten  von  bedeutender  philologischer  Büdung,  als  feinen 
Beobachter  und  kritischen  Kopf  bei  Auswahl  der  Materialien,  g^anz  ab- 
gesehen von  dem  grossartigen  Sammlerfleiss,  den  dessen  Werke  dar- 
bieten.   Die  Schriften  sind  folgende: 

I.  Camergerichts.  |  Bei  vnnd  end  |  vrthaü.  |  SELECTISSlMARVM  | 
SENTENTIARVM  IN  AM- 1 PLISSIMO  SVMMOQVE  SACRAE  IMPE- 1 
RIALIS  CAMERAE  IVDICIO,  AB  ANNO  DOMINI  |  M.CCCC.XCV. 
VSQVE  AD  ANNVM  M .  D .  LXX.  |  inclusiuö  1  publicatarum:  |  PARTES 

*)  Friedländer-Malagola,  acta  nationis  Germanicae  universitatis 
Bononiensis  8.  336.  —  *)  Briefwechsel  HI,  8.  432.  —  >)  Gesner-Simler, 
bibl.  ed.  1583  8.  283.  —  *)  Im  Februar  1574  gaben  Raphaels  Erben  bereits 
die  fertiggestellte  Kammergericbtsordnung  heraus.  —  *)  Vgl.  Roth,  Gtescb. 
d.  Verlagsgeschäfte  etc.  zu  Speyer  8.40 — 42;  v.  Fahnenberg,  Litteratur 
des  Reichskammergerichts  8.41  und  62;  Pütter,  Litteratur  des  Teutscben 
Staatsrechts  I  S.  131,  II  S.  350. 
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DVAE.  1  PER  CLARISSIMVM  VIRVM  D.  DOCTO-  1  rem  Raphaglem 
Seileram  I.  C.  praedictiq;  Imperialis  ludicij  Assessorem,  |  singulari  ob- 
seruatione  delectuque  congestae ,  &  nunc  |  primüm  in  lucem  editae.  | 
QVARVM  VTILITAS  ET  VSVS,  SEQVENTI  PAGINA  |  pleniüs  atq; 
vberius  explicatur.  |  Cum  Indice  locupletissimo.  |  Die  fümembsten  vnd 
herrlichsten  |  an  dem  hochlöblichsten  des  heiligen  Römischen  Reichs 
in  I  Deutscher  Nation,  Keyserlichen  Chammergericht,  vom  Jar  1495.  | 
biss  auflf  das  Jar  1570.  (alles  einschliesslich)  eröffioete  Bey  |  vnd  End- 
vrtheil:  |  In  zwey  Theil  verfasst.  |  Durch  den  Ehmuesten  vnd  Hoch- 
gelarten Herrn  |  Raphaeln  Seilern  bey  der  Rechten  Doctom,  vnd  hoch- 
gedachts  1  Keyserlichen  Chanmiergerichts  Beysitzem.  |  Deren  nutz  vnd 
brauch  in  nechstvolgendem  Blat  |  aussführlicher  erkläxt  wirdt,  |  Sampt 
einem  vollkomlichen  Register.  |  Cum  priuilegio  Imperatoris  speciali.  | 
Getruckt  zu  Franckfurt  am  Mayn,  im  Jar  nach  |  Christi  geburt, 
M  .  D .  LXXII.  I  Die  Zeüen  1,  2,  3,  18,  19, 24,  27  und  31  Rothdruck.  Die 
Titelrückseite  leer.  Die  Schrift  ist  dem  Kurfürsten  Daniel  von  Mainz 
gewidmet*):  Datum  Speier,  der  heiligen  drey  König,  den  6.  Januarii, 
1572.  Auf  der  Rückseite  von  Blatt  3  mit  Signatur  §l^'m'.  IN 
CLARISS.  VIRI  DN.  RA-  1  PHAELIS  SEILERI,  IC.  ET  AMPLISS. 
IM-  I  PERIALIS  CAMERAE  IVDICII,  ASSESSORIS.  l'DIGNISS.  EPFI- 
GIEM  I  SEBASTIANI  SCHEF-  |  feri  Aldenbergensis,  Octostichon.  Bild- 
niss  des  Seyler  in  Brust,  ein  Mann  mit  Schnurr-  und  Backenbart,  mit 
Hut  auf  dem  Kopfe,  doppelter  Halskette,  unten  in  der  Renaissance- 
umrahmimg Seylers  Wappen:  ein  Löwe  in  getheiltem  Schild.  Theü  I 
des  Werks  hat  zwei  Sondertitel,  die  ich  hier  übergehe.  Seite  375: 
FINIS  PARTIS  PRIMAE  |  INCLVSIVE  AD  ANNVM  |  M.D.XLVn.| 

Theil  II  hat  diesen  Titel :  Camergerichts.  |  Bei  vnnd  end  |  vrthail.  | 
SELECTISSIMARVM  |  SENTENTURVM  IN  AM-  |  PLISSIMO  SVM- 
MOQVE  SACRAE  IMPE- 1  RLALIS  CAMERAE  IVDICIO,  AB  ANNO 
DOMINI  I  M.D.XLVL  VSQVE  AD  ANNVM  M.D.LXX.  |  inclusiuö, 
publicatarum:  |  PARS  SECVNDA.  |  Die  fümembsten  vnd  herrlichsten  | 
an  dem  hochlöblichsten  des  heiligen  Römischen  Reichs  in  |  Deutscher 
Nation,  Keyserlichen  Chammergericht,  vom  Jar  1548.  |  biss  auff  das 
Jar  1570.  (alles  einschliesslich)  eröfhete  Bey  |  vnd  Endvrtheil.  |  —  |  Cum 
priuilegio  Imperatoris  speciali.  |  Getruckt  zu  Franckfurt  am  Mayn,  im 
Jar  nach  |  Christi  geburt,  M .  D .  LXXII.  |  Nur  Schwarzdruck.  Gewidmet 
ist  dieser '  Theil  dem  Bischof  Veit  zu  Bamberg  und  andern  Reichs- 
fürsten  des  fränkischen  Kreises,  deren  Vertreter  Seyler  war,  ohne  Orts- 
und Zeitangabe.  Seite  793:  Getruckt  zu  Franckfurt  am  |  Mayn,  bey 
Martin  Lechler,  in  Verlegung  I  Sigmund  Feyrabends,  im  Jar  |  nach 
Christi  vnsers  Er- 1  lösers  vnnd  Se- 1  ligmachers  |  geburt  |  Druckermarke 
Feyerabends  |  M.D.LXXIL  |  folio,  Theil  I  =  64  n.  gez.  Blätter  mit 


')  Seyler  war  jedenfalls  Protestant.  Diese  Widmung,  wie  auch  die 
der  Kammergerichtsordnang  sollte  in  Daniel  nur  den  Keichskanzler,  nicht 
den  katholischen  Kirchenfürsten,  ehren.  —  Das  kaiserliche  Druckprivileg 
ist  aus  Speier  21.  August  1570  gegeben. 
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den  Signaturen:  fi^^n-iui  u.  %*« — 4  u.  Ai  —  1$  und  375  gez.  Seiten- 
text (Seite  376  ohne  Seitenzahl)  mit  den  Signaturen  A  —  Zim  u.  a — hr. 
Theil  n  =  8  n.  ^ez.  Blätter  mit  den  Signaturen  Xn — ▼  und  Seiten 
397 — 793  mit  den  Signaturen  i — zun  u.  Aa — Vvini.  Durch  ihre  Aus- 
stattung ist  diese  Ausgabe  einer  der  prächtigsten  Drucke  Feyerabends. 

IL  Remissiones  seu  relegationes  legum.  Frankiurt  a.  M.  1571. 
folio.  Auch  unter  dem  Titel:  Collectaneorum  sive  remissionum  juris 
civilis  absolutissimum  corpus.    Frankfurt  a,  M.  1574  •). 

in.  Annotata  de  personis  judicii  cameralis  ab  illius  exordio 
usque  ad  aimum  1572.    Frankfurt  a.  M.  1572.  folio '). 

IV.  Der  Römischen  |  Kaiserlichen  Majestät  |  Vnd  gemeiner  des 
Heyligen  Reichs  |  Stenden  angenommene  vnd  bewilligte  Cammergerichts 
Ord- 1  nung,  zu  befürderung  gemeines  nutzens,  auss  allen  alten  Chammer- 
gerichts  Ord- 1  nungen  vnd  Abschieden  auff  dem  Reichsstag  zu  Augspurg, 
Anno  1548.  von  newem  zusamen  ge-  |  bracht,  gemehrt  vnd  gebessert, 
vnd  auff  den  Reichsstägen  Anno  55.  57.  59.  66.  70.  gehalten,  |  durch  die 
Römische  Keyserliche  vnd  Königliche  Mayestäten  sampt  gemeiner 
Ständen.  Dessgleichen  |  femers  durch  vor  vnd  hemachmals  deren 
Jaren,  Höchstgedachter  jhrer  Keyserlichen  vnd  Königli-  |  chen  Maye- 
stäten, abgeordneten  Commissarien  I  auch  der  Chur  vnd  Fürsten,  zum 
theil  in  der  Person,  J  zmn  theil  durch  deijen  Deputierter,  oder  abge- 
sandter vnd  dann  durch  der  vbrigen  des  Heyligen  Reichs  Stän-  |  den 
abgefertigter  erfahrner  Räthe  vnd  Bottschafften,  Ordinarien  vnd  Extra- 
ordinarien Järlich  angestelten,  |  geübten,  eröffneten,  vnd  ins  wierck 
vnderschiedtlich  gerichten  Deputation  vnd  Visitation  Abschiedten,  | 
erleuterungen,  eynziehimgen,  auch  erweitterungen  derselben,  widerumb 
ersehen,  ernewert,  vnd  |  an  mehrerley  ansehentlichen  orten  g^endert. 
Letztlich  diss  vnd  des  erstenmal  dieses  |  Contexts  von  Titul  zu  Titul, 
vnd  alles  was  die  Justitien  belangen  |  thut,  sich  auff  einander  sagende 
vnd  volgende  zusa-  |  men  gefügte  richtigkeit  gezogen.  |  Durch  den 
Ehmvesten,  Hochgelehrten  Herrn  Raphael  Seyler,  |  beyder  Rechten 
Doctom,  etc.  vnd  dazumal  der  vralten  freyen  |  Reichs  Stadt  Wormbs 
Rath  vnd  Aduocaten.  |  Mit  Römischer  Keyserlicher  Mayestat  Gnad 
vnd  Frey- 1  heit  in  zehen  Jaren  nicht  nachzutrucken.  |  Gedruckt  in  der 
Churförstlichen  Stadt  Meyntz,  |  durch  Franciscum  Behem,  im  Jar 
M .  D .  LXXIIII.  I  Die  Zeilen  1,  2,  19,  22,  24  und  25  (Jahrzahl)  Roth- 
druck. Auf  der  Rückseite  des  vorletzten  Blattes :  Gedruckt  in  der  Chur- 
fürstlichen  Stadt  |  Meyntz,  durch  Franciscum  Behem.  |  M.D.LXXIin.] 
Letztes  Blatt  leer.  Folio,  14  n.  gez.  Blätter  und  207  gez.  Blätter  mit 
den  Signaturen  ):( n — ):( m  u.  A — Z  im  u.  Aa — Mm  m.  Dem  Kurfürsten 
Daniel  von  Maina  von   Raphael    Seylers  Erben  gewidmet:    Worms 


»)  Archiv  f.  Frankfurts  Gesch.  u.  Kunst.  N.  F.  VE,  8. 188.  —  •)  Eine 
zweite  Auflage,  vermehrt  von  Wurms  er,  kam  1618  zu  Speyer  heraus.  Vgl. 
meine  Schrift,  Gesch.  d.  Speyerer  Verlagsgeschäfte  S.  58  n.  83;  Fahnen- 
berg a.  a.  0.  S.  48. 
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25.  Februar  1574.  Exemplare  des  Drucks  bewahrt  die  Mainzer  Stadt- 
bücherei ^). 

V.  Primitiae,  quas  ab  anno  15.  ad  16.  exaravit.  Ad  Fuggeros 
fratres.    Basileae,  Oporinus,  1551.    Octavo,  111  Seiten. 

Das  Druckprivileg  Max'  IL  von  1570  zu  Seylers  Bei  und  End- 
urtheile  1572  Blatt  6  Vorderseite  nennt  als  in  Schutz  genommene 
Schriften  Seylers:  ejusdem  opera,  quae  sequuntur,  nimirum:  Georgii 
Codinensis  descriptionem  de  dignitatibus  imperatorum  Constantinopoli- 
tanorum,  officiis,  festis  solennibus  in  palatio  ibidem  receptia,  item  de 
coronatione  imperatoris,  electione  despotae,  Hypersebasti  patriarchae, 
assistentia  Venetorum,  Genuensium,  Pisanorum  et  aliis.  Item  camerae 
nostrae  imperialis  judicii  et  praetorii  Caesarei  eiusdemque  personarum 
catalogum.  Selectissimas  sententias.  Librum  remissionum  juridicarum 
in  pandectas,  ordine  legum  alphabetico,  in  codicem  ac  feuda  iuxta 
titulos.  Georgii  Piscina  quoque  nunquam  antehac  ullibi  excusum 
repertorium,  alphabetica  itidem  serie  super  doctores  juris  etc.  privi- 
legio  nostro  donaverimus.  Die  erste  und  letzte  dieser  Schriften  konnte 
ich  nicht  erlangen  und  feststellen*). 

üeber  Raphael  Seyler  handeln:  Stintzing,  Gesch.  d.  deutschen 
Rechtswissenschaft  I,  S.  518;  Iselin,  histor.  Lexicon  s.  v.;  E.  Jos.  Karl 
V.  Fahnenberg,  Litteratur  des  Reichskammergerichts  S.  41 — 43; 
Gramer,  Wetzlarische  Nebenstunden,  Theil46S.  35;  Lipenius,  bibl. 
iurid.  I,  S.  154;  Archiv  f.  Frankfurts  Gesch.  u.  K.  N.  F.  VII,  S.  188. 

Wiesbaden.  Archivar  W.  Roth. 

[Instanzenzag  des  KarkSInischen  Gerichts  im  XYII.  Jahr- 
hundert.] Das  Stadtarchiv  zu  Bonn  besitzt  eine  Handschrift  von 
lOBll.  fol.  mit  dem  Titel  Systema  judiciorum  Coloniensium»), 
lateinisch ,  in  28  Paragraphen  eingetheilt.  Das  Papier  ist  gebrochen, 
rechts  vom  Bruch  steht  der  Text  gross  und  deutlich  geschrieben,  links 
davon  die  z.  Th.  ganz  klein  geschriebenen  deutschen  Anmerkungen;  die 
Hs.  gehört  der  zweiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  an,  von  etwas 
jüngerer  Hand  stammt  die  Bezeichnung  Civil  Gerichtsordnung. 

Wir  haben  es  bei  vorliegendem  Stücke  offenbar  mit  einer  Privat- 
arbeit zu  thun,  der  Verfasser  spricht  wiederholt  (am  Schluss  von  §  26 
und  §  27)  von  sich  in  der  ersten  Person.  Die  Arbeit  hat  offenbar  den 
Zweck  als  Denkschrift  zu  dienen  und  die  von  anderer  Seite  aufgestellte 
Behauptung  zu  widerlegen,  als  ob  die  Westfölischen  Theile  des  Kölner 

^)  Kurz  und  fehlerhafü;  verzeichnet  diesen  Druck  S.  Widmann,  eine 
Mainzer  Presse  S.  100.  —  *)  Gesner  scheint  in  seiner  bibl.  imiv.  ed.  1583 
S.  717  die  erste  Schrift  zu  meinen,  wenn  er  sagt:  Raphael  Seilerus 
Augustanus,  G^ryonis  filius,  juvenis  doctus,  e  Graeco  in  Latinum  trans- 
tulit  Cydonii  de  contemnenda  morte  orationem,  item  Hermiae  philosophi 
irrisionem  gentilium  philosophorum.  Joannes  Oporinus  imprubsit  anno  1553 
in  octavo.  Graece  et  latine.  —  ')  Vgl.  Uebersicht  über  den  Inhalt  der 
kleineren  Archive  der  Rheinprovinz  [Publicationen  der  Gesellschaft  für 
Rheinische  GTeschichtskunde  XIX],  I.  Bd.,  S  354  Nr.  12.  Jetzige  Archiv- 
nummer: K.  I.  E. 
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Erzstifts  nebst  dem  Vest  Recklinghausen  einen  Anspruch  auf  eine  be- 
sondere Behandlung  der  sachlichen  Zuständigkeit  für  ihre  Civilgerichte 
hätten.  Es  wird  vielmehr  nachgewiesen,  dass  Alles  im  rheinischeu 
und  westfälischen  Gebiete  wesentlich  gleich  sei  und  dass  nur  die  Namen 
der  richterlichen  Behörden,  sowie  einige  andere  unwesentliche  Dinge 
anders  geordnet  wären.  Unsere  Quelle  zeigt  uns  also,  wie  weit  die 
territoriale  Uniformirung  der  Gerichtsverfassung  in  den  beiden  ver- 
schieden entwickelten  Theilen  des  Edlner  Erzstifts  im  17.  Jahrhundert 
bereits  gediehen  war. 

Materiell  betrachtet  ist  der  Strafiprocess  überhaupt  nicht  berührt, 
wohl  weil  sich  hier  Alles  nach  der  Carolina  richtete,  imd  vom  Civil- 
process  ist  nur  in  soweit  die  Bede,  als  der  Instanzenzug  in  Frage 
kommt.  Abgesehen  davon,  dass  sich  auf  Grund  dieser  theoretischen 
Darstellung  des  Instanzenzugs  mancher  tiefere  Einblick  in  Processe 
des  17.  Jahrhunderts  wird  thun  lassen,  erscheint  sie  als  ein  bemerkens- 
werther  Beitrag  zur  Geschichte  der  territorialen  Rechtsentwicklung 
nach  der  Reception  und  wird  für  eine  künftige  Eurkölnische  Rechts- 
geschichte von  Belang  sein.  Ueber  das  ,Eur- Kölnische  Landrecht' 
vgl.  Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen,  2.  Abtheilung 
(1864),  S.  396/98.  Exemplare  der  Erzstiffcischen  „Reformation  der  welt- 
lichen Gerichte"  von  1538,  der  Hofkammerordnung  von  1692  und 
der  General-  und  Universalrechtsordnung  von  1723  (Drucijahr)  befinden 
sich  in  der  Bibliothek  des  Landkreises  Bonn.  Vgl.  die  oben  genannte 
Archivübersicht,  S.  143  Nr.  28  —  30. 

Systema  judiciorum  Coloniensium. 

§1. 
Prima  instantia  partis  Rhenanae  in  causis  mere 
civilibus  *). 
In  prima  instantia  persona  non  exempta  convenire  potest 
A)  coram  officiali  Coloniensi  *»•*>•<'•*),  qui  in  prima  instantia  cau- 
sam') (nisi  sit  praeventionis,  arresti,   spolii  seu  attentatorem  aut  ob 

^)  Caus«e  ecclesiasticffi ,  qnss  ad  of&cialem  Coloniensem  spectant,  sunt 
beneficiales,  matrimoniales,  dotis,  agnitionis  prolis,  deflorationis ,  testamen- 
tariae,  usurarum,  simonise,  prsescriptionum ,  decimarum,  iuris  patronatos, 
haereseos,  adulterii,  sacrilegii,  fornicationis,  excommunicationis. 

**)  Largitio,  consensus  alienandi  bona  ecciesiastica  pertinet  quoque  ad 
hanc  curiam. 

'b)  Der  öf&cial  erkennet  im  ganzen  erzstift  pignora  pnetoria,  das 
Judicium  loci  realisiret  selbe  und  also  müssen  solche  inner  3  wochen  zeit  a 
tempore  realisationis  insinoirt  und  in  nämlicher  zeit  coram  officiali  repro- 
ducirt  werden. 

*<>)  Officialis  hie,  in  causa  summam  10  florenorum  currentium  non 
excedente,  si  partes  ultra  5  milliaria  Coloni&  distant,  non  cognoscit,  cognoscit 
tarnen  in  causa  cleri. 

^i)  Neque  in  causis  bonorum  feudalium,  curtialium  et  latonicorum 
cognoscit,  quoad  petitorium. 

')  Sive  sit  personalis  sive  realis  sive  mixta,  sive  petitorialis ,  sive 
possessorialis. 
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morse  peraalum  summaria)  alicui  ex  assessoribus  curiae  decidendam 
committere  debet,  aut*)  coram  officiali  archidiaconaJi  Bonnensi  in 
quibnsdam  districtibus  sub  higus  juris  dictione  sitis. 

B)  coram  schulteto  seu  prsetore  et  scabinis,  germanice:  vor  dem 
schultheisen  sive  vogten  item  greve  und  scheffen,  nemlich  bey  ver- 
samletem  g^richt  *).  Hi  sunt  judices  ordinarii  primae  instantise  coerci- 
tivam  et  inter  se  concurrentem  jurisdictionem  habentes,  ita  tamen,  ut 
prseventio  inter  eos  locum  habeat. 


C)  Satrapa,  vicesatrapa*),  germanice:  amtman,  amtsverwalter, 
item  in  pagis  nobilium  der  Cavallier,  der  unterherr'*.*».o)  vulgo  ge- 
nannt, item  dessen  ad  judicialia  bestellter  commissarius,  sed  bi  tan- 
tum  prorogabilem  jurisdictionem  ex  utriusque  partis  consensu  habent; 
si  reus  conventus  dicat^),  se  nolle  comparere,  satrapa  vel  vicesatrapa 
actorem  ad  forum  sive  Judicium  ordinarium  remittere  debet. 

§3. 

D)  Consilium  electorale  aulicum  sive  regimen  •».*>.«)  in  omnibus 
causis  viduarum,  pupillorum  et  miserabüium  in  leg.  unic.  cod.  siquando 


*)  Etiam  tantum  tres  scabini  cum  judicü  scriba  constitunnt  Judicium. 

')  Yalide  decemit  arrestam,  falls  aber  arrestatus  sich  ratione  jasti- 
ficationis  arresti  zum  gericht  berufet,  cessat  illius  cognitio.  Er  exequiret 
auch  seine  eigene  bescheider,  alle  sonstige  executionen,  immiss-  und  taxa- 
tionen  aber  gehören  vor  vogt  und  scheffen. 

**)  An  denen  orten,  wo  die  unterherren  ein  förmliches  gericht  zu 
bestellen  berechtiget  seind,  ist  solches  dem  oben  benenten  gericht  B  in 
allem  gleich  eu  halten. 

***)  Wan  der  unterherr  an  statt  seines  scheffengerichts  selbst  ge- 
sprochen und  die  urthel  unterschrieben,  so  gehet  die  appellation  von  ihm 
zum  hofrath. 

*o)  Die  hobs-,  lathen-  oder  kurmuths  gerichtere  geben  den  appella- 
tionslauf,  wie  die  judicia  scabinalia. 

'')  Wann  der  beklagter  nach  der  andern  abladung  erst  provociret,  so 
muss  er  die  contumacialkösten  vor  allem  dem  kläger  ersetzen,  wartet  er 
aber  die  dritte  citation  ab,  so  gilt  keine  provocation  mehr. 

'*)  Etiam  ministri  prinoipis  non  nisi  coram  hoc  regimine  conveni- 
endi  sunt. 

*^)  In  gewaltsachen,  exeoution  oder  volstreckung  der  ausgesprochenen 
urthefl  wie  gleichfals  verweigert  oder  verzögerter  Justiz,  contributions-, 
lehn-  und  poUceisachen. 

'<>)  Die  in  extnyudicialibus  cum  cause  cognitione  erlassende  vor-  und 
«ndnrthelen  und  citationen  zu  tagfahrten  müssen  in  der  statt  Bonn  denen 
Parteien  oder  proouratoren  durch  die  kanzleibothen  insinuirt  werden. 


*)  Eingefügt  vom  Herausgeber.    Vorlage  hat  Unterabtbeilung  mit  a), 
welchem  aber  kein  b)  entspricht. 
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imper.,  si  ex  hac  lege  addictum  consilium  provocetur,  transmissio  tarnen 
actore  •••'')  vel  reo  petente  locum  habet. 

§4. 

Secunda  sive  appellatiouis  instantia. 

Primo  a  judice  A*)  appellatur  ^*».  •>)  ad  officialem  Coloniensem  sive 

zum  geistlichen  hofgericht  et  quidem  a  judice  A)  seu  officiali  Coloniensi 

Qrd  officialem**)  ipsum  tanquam  a  commissario  ad  committentem* *).**) 

§5. 
Secundo  a  judice  B,  si  is  non  fuerit  Judicium  scabinale  Bonnense 
vel  Coloniense,  appellatur  in  archidiaconatu  superiore  ad  ipsum  Judi- 
cium hoc  Bonnense,  in  archidiaconatu  inferiore  ad  Judicium  Coloniense 
scabinale  et  tum  demum  ab  his  judiciis  pro  secunda  et  respective 
tertia  instantia  appellatur  ad  commissariatum  sive  zum  churfurstlichen 
weltlichen  mit  prsesident  und  9  assessoribus,  commissariis  dictis,  binnen 
der  Stadt  CöUn  versehenem  hofgericht***). 


'*)  Wan  ein  dritter  referens  verlanget  oder  auch  einer  aus  denen 
hofräthen  recusiret  werden  will,  so  muss  solches  in  primo  inrotulationis 
termino  angezeigt,  auch  gegen  die  recusandos  die  ursach  samt  dem  be- 
weis schriftlich  ad  acta  oder  einem  zeitlichen  praesidenten  eingebracht 
werden. 

">)  Die  transmissio  muss  vom  klägern  in  prima  supplica,  vom  be- 
klagten bei  der  exception  begehret  und,  wan  dieses  geschehen,  bei  inrotu- 
lation  der  acten  angezeigt  werden. 

*"*)  Tempus  introducend»  appellationis  sunt  3  menses  a  die  inter- 
posit»  numerandi,  wobei  ohne  bescheinigte  rechtserhebliche  ursach  mehr 
nicht  dan  die  dritte  Prolongation  verstattet  wird. 

lob)  Wan  ein  procurator  ad  acta  bevollmächtiget  ist,  so  laufet  das 
fatale  interponendse  a  tempore  latse,  sonst  aber  a  tempore  notificatse  sententise. 

''}  Officialis  causas  appellationum  10  florenis  currentibus  minores  non 
potest  recipere. 

**)  Die  appellatio  coram  notario  et  testibus  muss  vor  einem  zu  der 
Chur-Cölnischen  hofkanzlei  immatriculirten  notario  geschehen.  Die  beim 
kaiserlichen  und  kammergericht  immatriculirte  notarien  können  auch  appel- 
lationen  annehmen,  sie  müssen  aber  diese  immatriculation  an  den  hofrath 
notificirt  zuhaben  bescheinigen  können. 


*)  Vorlage  A  v.  a.,  womit  die  Zweigliedrigkeit  der  ersten  Instanz  (A) 
bezeichnet  wird. 

**)  Jetzt  durchstrichen  folgen  noch  die  Worte:  et  si  partes  in 
prima  instantia  commissarium  non  petierint,  censentur  ac  si  mutuo  consensu 
primae  instantiae  renuntiassent.  NB.  Sed  hoc  nuperrime  correctum,  cum 
commissarius  ab  officiali  ex  officio  partibus  etiam  non  petentibus  con- 
stitui  debeat. 

***)  Jetzt  durchstrichen  folgen  noch  die  Worte:  non  quidem  semper 
et  immediate,  ssepe  enim  a  prsetore  et  scabinis  alicujus  pagi  ad  prsetorem 
et  scabinos  alicujus  civitatis  majoris  et  deinde  demum  gradatim  ad  com- 
missariatum appellatio  inducitur. 
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§6. 

Tertio  a  judice  C**».^),  quoniam  hujus  jurisdictio  non  est  regu- 
laris  et  ordinaria,  sie  etiam  appellatio  non  eodem  modo  procedit,  sed 
appellatur  a  satrapa  et  illi  similibus  ad  consilium  electorale  aulicum 
sive  regimen**),  quod  cognoscit  tunc  per  modum  appellationis,  ita 
tarnen,  ut  transmissio  ad  extraneos  ab  alterutra  parte  iii  primo  termino 
petita  locum  habeat. 

§7. 

A  judice  D  favore  pise  causse,  ne  peirsonae  miserabiles  per  multi- 
plicatas  instantias  graventur,  et  quia  consilium  electorale  aulicum  jam 
in  prima  instantia  cognovit,  nulla  datur  appellatio,  sed  tantum  vel 
revisio  coram  consüio  aulico  interponenda^'*- ''.<'),  ubi,  si  causa  in 
priori  instantia  non  fuerit  transmissa  neqtie  iam  transmitti  poterit,  sed 
in  revisorio  adhibitis  aliis  referentibus  et  remotis  prioribus  deciditur 
vel  appeUationi  ad  suprema  imperii  dicasteria  locus  et  cursus  relin- 
quitur,  modo  non  contrarietur  privilegfio  de  non  appellando  aut  alias 
illicita  sit  appellatio^*). 

§8. 

Tertia  instantia. 

Ab  officiali  Coloniensi  interpositae  appellationis  judice  sub  primo 

loco   §  4   nominato   provocatur  vel   ad  revisorium  ^'')  coram  consüio 

electorali  aulico  instituendum  vel  (si  causa  sit  petitorii,  summa  appel- 


^**)  Idem  appellationis  corsus  est  in  denen  vom  bergamt  ausge- 
sprochenen urtheilen. 

»»b)  Der  landdrost,  mit  räthe  in  Westphalen,  Statthalter  im  vest 
Reklinghausen,  amtleute,  dröste  und  deren  verwaltere  sollen  die  vor  ihnen 
gepflogene  handlangen  praevia  pariflcatione  in  trunco  denen  appellanten  ver- 
schlossen herausgeben. 

^*)  Alwo,  gleichwie  im  erzstift  dies-  und  jenseit  Rheins  die  beschehene 
intimation  durch  ein  recepisse  oder  eines  geschwomen  kanzlei-  oder  respective 
gerichts-  oder  amtsbothen  relation  oder  aber  per  notarium  et  2  testes, 
welche  die  intimation  verrichtet,  bewiesen  werden  muss 

"*)  Revisio  h»c  intra  lOdium  a  tempore  latse  sententise  vel  habit« 
notitise  iuterponenda  et  intra  3  menses  a  die  interpositionis  introducenda 
ubi  insimul  impetrati  processus  revisionis  cum  executis  tarn  judici  a  quo 
quam  parti  factarum  intimationum  samt  dem  libello  gravaminum  und  voriger 
instanz  imterschriebenen  und  versiegelten  acten  intra  dictos  3  menses  sub 
poena  desertionis  in  juridica  reproducirt  und  exhibirt  werden  müssen. 

^*b)  Auch  müssen  die  rationes  decidendi  verschlossener  intra  fatalia 
in  juridica  sub  poena  desertionis  producirt  oder  aber  derselben  oder  auch 
der  acten  gebürend  beschehene  gesienung  rechtsbeständigermassen  bienen 
erwehnter  frist  bescheinigt  werden. 

^''c)  In  revisionssachen  wird  dem  impetranten  nur  die  libellirung  und 
dem  Opponenten  die  exception  allein  verstattet,  in  sonstigen  in-  und  extra- 
judiciaisachen  aber  mag  jede  partei  die  drei  ordentliche  säze  einbringen. 

^')  Von  denen  a  magistratu  civico  in  zunftsachen  erlassenen  Sprüchen 
gehet  die  appellation  zum  hofrath. 

")  In  revisorio  können  keine  nova  beigebracht  werden. 
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labilis^*)  et  si  forum  coram  judicio  Coloniensi  non  praeventum  ^•)  sit) 

ad  suprema  imperii  dicasteria. 

§9. 

A  commissariatu  sive  dem  weltlichen  hofgericht  interpositae  appel- 

lationis  judice  secundo  loco  sive  §  5  nominato  similiter  uti  ab  officiali 

Coloniensi  vel  ad  suprema  imperii  dicasteria  vel  ad  Judicium  reviso- 

rium'")  electorale. 

§10. 

A  judice  appellationis  sub  §  6  nominato,  id  est  a  consüio  aulico  **) 
in  appellatorio  sive  per  se  ipsum  sive  per  transmissionem  ad  extraneos 
cognoscente  similiter  suppositis  supponendis  vel  ad  suprema  imperii 
dicasteria  vel  ad  Judicium  revisorium  electorale  ea  tarnen  lege,  ut,  si 
acta  non  fuerint  transmissa,  alii  remotis  prioribus  adhibeantur  in 
judicio  revisorio  referentes. 

§11. 

Prima  instantia  partis  Westphaliae  in  causis  mere  civilibus  **). 

In  prima  instantia  persona  non  exempta  conveniri  potest 

A,  Coram  officiali  Coloniensi,  ad  cujus  curam  iter  alia  pertinet 
causas  in  prima  instantia  committere  coram  officiali  Werlensi,  qui  per 


^')  Summa  appellabilis  ist  1000  goldgülden,  in  welche  summ  der 
alleinige  haupt  theil  des  rechtsstreits,  nicht  aber  die  Interesse  noch  kosten 
noch  sonst  was  darf  gerechnet  werden. 

*»)  Ad  hanc  prseventionem  sufficit,  wan  nur  die  revisionsprocessen  vor 
Insinuation  deren  processuum  camersB  entweder  der  parthey  selbst  oder  dem 
in  priori  instantia  legitimirten  procuratorn  insinuiret  worden  seynd.  Diese 
prsevention  hat  ihre  würkung  auch  alsdan,  wan  schon  von  einer  parthey 
nicht  in  causa  principali,  sondern  nur  über  einen  nebenpunct  v[erbi] 
g[ratia]  super  fructibus,  usuris  aut  expensis  processus  ehender  ad  revisorium 
provocirt  worden  wäre. 

***)  Die  appellationen  ad  imperii  suprema  dicasteria  haben  keine  statt 
in  jenen  sachen,  welche,  wan  sie  einmal  in  revisorio  abgeurtheilt  worden, 
mediante  restitutione  in  integrum  vel  alio  quocunque  remedio  bei  vorheriger 
unter  instanzien  wieder  eingeführt  worden  seind ;  immassen,  fals  von  denen 
daselbst  alsdan  ergangenen  urthelen  aufs  neu  appellirt  würde,  der  recurs 
einzig  und  allein  zum  revisorium,  wo  die  sach  vorhin  befangen  gewesen, 
wiederum  zu  nehmen  ist. 

*^)  Bei  dieser  gerichtsstelle  seind  in  allen  in-  und  extrajudicialsachen, 
wo  kein  periculum  in  mora,  3  termini  agendi  und  zwam  für  die  rheinisch- 
erzstiftische  parteien  jeder  termin  von  14  tagen ,  für  d'e  westphälisch-  und 
Recklinghausische  aber  jeder  von  3  wochen  und  der  leztere  prseclusive  ein 
für  allemal  festgestellt.  —  A  sententiis  per  Judicium  praeposituale  S.  Severini 
uti  et  per  advocatialia  judicia  Hacht,  Eigelstein  und  Gereons  appellatur  ad 
commissarios  ab  advocato  et  respective  prseposito  constitutos  inde  ad  com- 
missariatum  et  dein  ad  imperii  tribunalia  vel  revisorium.  —  Restitutio  i[n] 
i[ntegrum]  muss  intra  ....  nium*)  contra  sententiam  nachgesucht  werden. 

**)  Das  westphälische  forstamt  soll  in  denen  zwischen  Jäger  oder 
anderen  forstleuten  ins  jagd-  oder  forstwesen  einschlägigen  oder  dadurch 
veranlassten  sachen  wie   auch  in  verbal-   oder   realinjurien  zwischen  forst- 


*)  Durch  Correctur  sind  die  ersten  Buchstaben  des  Wortes  unleserlich 
geworden. 

15* 
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universam  Westphaliam  concurrentem  cum  officiali  Coloniensi  in  prima 
instantia  jurisdictionem  habet. 

B.  Coram  gogrevio  oder  vogten  "*.'>),  richter  und  scheflfen  nem- 
lich  bey  versamletem  gericht.  Hi  sunt  judices  ordinarii  primae  instantiae 
coercitivam  et  inter  se  concurrentem  jurisdictionem  habentes,  ita  tarnen 
ut  prseventio  inter  eos  locum  habeat. 

Notetur  tamen:  officialis  Coloniensis  contra  subditos  ducatus  West- 
pbalisB  et  comitatus  Arensbergensis,  re  subditi  laboribus  et  sumptibus 
graventur,  in  prima  instantia  non  nisi  in  summa  50  florenos  aureos  ex- 
cedente  citationes  et  mandata  decemere  potest. 

§12. 

C.  Drossardus  sive  vicedrossardus  germanice  amtsverwalter. 

D.  Landdrost  und  rath  zu  Arnsberg,  sed  hi  tantum  habent  juris- 
dictionem ex  utriusque  partis  consensu  prorogabüem,  prout  supra  de 
vicesatrapa  partis  Rhenanse  §  2  monui. 

§13. 

E.  In  causis  viduarum**),  pupillorum  aliarumque  miserabilium 
personarum  consilium  electorale  aulicum  Bonnense  sive  regimen  eodem 
modo  quo  supra  de  parte  Rhenana  §  3  monui. 

§14. 
Secunda  sive  appellationis  instantia  partis  Westphaliae. 
A  judice  primae  instantiae  A.,  scilicet  officiali  Coloniensi  per  com- 
missarium  cognoscente,  vel  ab  officiali  Werlensi  ad  officialem  Coloni- 
ensem,  qua  committentem  vel  qua  superiorem  eundem  scilicet  appella- 
tionis judicem,  quem  habet  pars  Rhenana  juxta  §  quartum. 

§15. 
A  judice  sub   litera  ß.  nominato,    scilicet  gogrevio*"),   vogten^ 
richter  und  gericht,  praetore  et  scabinis  appellatur  ad  commissariatum 

leuten  urtheilen.  Die  appellation  hieven  gehet  zum  hofrath.  Die  von  einem 
excessisten  im  forstweesen  eingelegte  appellation  gilt  nur  quoad  effectnm 
devolutivum.  Die  vom  westphälischen  forstamt  angesezte  brüchte  muss 
alda  deponirt  werden. 

*'*)  Die  vögt  oder  schultbeise  relaxiren  mandata  de  solvendo;  con- 
tradicirt  die  partei,  so  muss  judicialiter  verfahren  werden;  si  ertheilen  auch 
citationen  und  arresten,  des  übrigen  recessirens,  decretirens  und  mulctirens 
aber  müssen  sie  sieb  enthalten,  dan  dieses  gehört  vors  gericht. 

*'*>)  Die  erkennung  deren  pignorum  im  rheinischen  erzstift  muss  vor 
3  scheffen  und  dem  gerichtsschreiber  geschehen ;  die  Immission  und  taxation 
aber  geschiehet  durch  2  scheffen  und  gerichtsschreiber. 

'*)  In  extrajudicialihus,  wan  succumbens  nach  heschehener  communi- 
cation  oder  insinuation  der.  übergebener  taxse  expensarum  in  primo  termino 
semel  pro  semper  peremtorie  prsefixo  mit  seiner  erklärung  nicht  einkomt,  so 
werden  die  expensse  ex  officio  moderirt. 

**)  Von  denen  hobs-,  lathen-  oder  kurmuths  gerichteren  idem  est 
appellationis  cursus,  qui  a  judice  sub  litera  B.  hie  nominato.  Wan  aber 
die  bei  diesen  gerichteren  in  dergleichen  Sachen  ausgesprochene  urthelen 
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sive  churfürstlichen  weltlichen  hofgericht,  de  quo  supra  §  5,  eundem 
scilicet  judicem  in  appellatorio,  quem  habet  pars  Rhenana,  non  tarnen 
immediate,  sed  gradatim,  postquam  prius  ab  of&ciali  Werleifei  tanquam 
judice  quodam  appellationis  intermedio  causa  fuerit  discussa  ita,  ut,  si 
causa  in  prima  instantia  coitun  ofiSciali  Werlensi  coepta  sit  aut  ad 
eundem  etiam  pro  secunda  instantia  ab  ofBciali  Susatensi  pervenerit, 
eadem  etiam  in  gradu  appellationis  continuetur  coram  officiali  Colo- 
niensi ;  si  vero  causa  in  prima  instantia  fuerit  ventilata  coram  judice 
ssBCulari  et  tantum  in  gradu  appellationis  pervenerit  ad  officialem 
Werlensem  causa,  postquam  ab  eo  fuerit  discussa,  redeat  ad  com- 
missariatum  Coloniensem. 

§16. 
Appellari  quidem  potest  a  judice  primae  instantise  sub  litera  B. 
nominato  ad  cancellarium  Arensbergeusem  sive  an  landdröst  und  räthe 
zu  Arnsberg,  sed  eorum  cognitio  in  appellatorio  pariter  ac  in  prima 
instantia  non  alia  est  quam  prorogabilis,  hinc  appellationes  hujusmodi 
sunt  rarissimae. 

§17. 
Quando  vero  dicta  cancellaria  cognovit,  tunc  ex  ratione  jam  supra 
§  6  notata,  quia  hujus  cancellariae  jurisdictio  non  est  regularis  nee 
ordinaria,  provocatur  ad  consilium  aulicum  Bonnense  sive  regimen  in 
gradu  appellationis. 

§18. 
A  judicibus  primae  instantiae")  sub  litera  C.  et  D.  sive  drossardo 
vel  vicedrossardo,  amtsverwalter,  dem  landdröst  und  räthen  zu  Arns- 
berg, quando  hi  in  prima  instantia  ex  mutua  partium  prorogatione 
voluntaria  cognoverunt,  appellationis  judex  idem  est,  qui  in  appella- 
tionibus  in  parte  Rhenana  a  satrapa,  vicesatrapa  aliisque  judicibus 
primae  instantiae  §  2  nominatis  cognoscit ,  nempe  consilium  electorale 
aulicum  Bonnense,  quod  A.  transmissionem  actorum,  prout  supra  dixi, 
facere  tenetur. 

§19. 
A  judice  sub  litera  E.,  consüio  electorali  aulico  in  causis  vidua 
nun,  pupillorum,  minor ennium  in  prima  instantia  inter  partes  etiam 
Westphalicas  cognoscente  idem  est  cursus  ac  si  partes  essent  ex  parte 
Rhenana  quam  supra  jam  §  7  notavi. 

§20. 
Tertia  instantia  partis  Westphalicae. 
Quia  ex  superiori  patet  omnes  processus  in  gradu  appellationis 
ad  diversas  curias  in  parte  Rhenana,  scilicet  ad  officialem  vel  com- 

in  rechtskraft  erwachsen,  so  müssen  selbige  auf  des  gedachten  gerichts  re- 
quisition  a  judicio  scabinali  loci  exequirt  werden,  quod  certum  est  in  tota 
archidicBcesi. 

^*)  Idem  appellationis  cursus  est  in  denen  vom  bergamt  ausgesprochenen 
urtheilen. 
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missariatum  Coloaiensjm  vel  consilium  electorale  aulicum  Bonnense 
jam  in  gradu  appellationis  necessario  perduci ,  hinc  a  dictis  curiis 
cursus  tertias  instantiae  idem  est  quam  supra  §  8,  9  et  10. 

§21. 

Prima  instantia  comitatus  sive  vestse  Recklinghausen. 

A.  Officialis  Coloniensis  eodem  modo  quo  in  parte  Ehenana  eum 
cognoscere  supra  §  primo  notavi.  Alium  officialem  vel  concurrentem 
vel  inferiorem  vesta  uon  habet. 

B.  Die  richter  und  assessores  in  beyden  städten  Becklinghausen 

und  Dorsten.     Hi  sunt  judices  ordinarii  primae  instantiae    coercitivam 

et  inter  se  concurrentem  jurisdictionem  exercentes  ita,   ut  praeventio 

locum  habeat. 

8  ^^' 

C.  Stadthalter  im  vest  Reklinghausen,  qui  eandem  habet  juris- 
dictionem prorogabüem,  uti  supra  in  parte  Rhenana,  vel  drossardus  in 
parte  Westphalica,  de  quibus  supra  §  2  et  12. 

D.  In  causis  viduarum,  pupiUorum  aliarumque  miserabilium  per- 
sonarum  consilium  electorale  aulicum  eodem  quo  supra  modo  §  3  et  13. 

§  23. 
Secunda  sive  appellationis  instantia  in  vesta  Recklinghausen 

a  judice  primae  instantiae. 
A.  Scilicet  ab  officiali  Coloniensi  per  commissarium  cognoscente 
ad   officialem  Coloniensem  qua    committentem   juxta    superius   dicta 
§4  et  14.  g^^ 

A  judice  primae  instantiae  sub  littera  B.'^)  appellatur  sine  inter- 

medio  ad  commissariatum  sive  zum  churfürstlich  weltlichen  hofgericht 

binnen  Colin,  prout  ad  eundem  provocatur  a  judiciis  Bonnae  et  Coloniaa 

scabinalibus.  .  -_ 

§25. 

A  judice  primae  instantiae  sub  littera  C.  provocatur  ad  consüium 

electorale  aulicum  eodem  modo,  quo  a  satrapa  in  parte  Rhenana  vel 

drossardo  in  parte  Westphalica  ex  eadem  ratione,  prout  supra  §  6  et 

18  notavi.  ^  ^e. 

A  judice  primae  instantiae  sub  littera  D.  idem  est  cursus ,  quem 
in  casu  provocationis  ex  leg.  unic.  Cod.  quando  imperator  pro  parte 
Rhenana  et  Westphalica  supra  §  7  et  19  notavi. 

§27. 
Tertia  instantia  comitatus  Vestae. 
Cum  omnes  processus  ex  Vesta  non  minus  quam  ex  parte  West- 
phalica ad  diversas   curias  in  parte  Rhenana  scilicet  ad  officialem 

2')  Von  denen  hobs-,  lathen-  oder  kurmuths  gerichteren  appellatur 
hie  ad  judicem  B  et  ab  hoc  ad  commissariatum. 
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Coloniensem  vel  ad  commissariatum  vel  ad  consilium  aalicum  electorale 
Bonnense  jam  in  gradu  appellationis  necessario  concurrant,  hinc  a 
dictis   curiis   cursus   tertise   instantiae   idem  est  quam  supra  §  8,  9  et 

10  dixi. 

§28. 

Cum  igitur  per  supra  dicta  omnes  partes  archidioecesis  et  electo- 
ratus  Coloniensis  integranter  quoad  punctum  petendee  et  administrandse 
justitise  jam  in  gradu  appellationis  sint  unitae,  eadem  recognoscant 
appellationum  tribunalia,  hinc  firustra  speciale,  quod  pro  parte  West- 
phaiica  vel  Vestana  insciis  primo  non  petentibus  his  partibus  spargitur 
vel  praetenditur,  quod  parti  Rhenanse  accommodari  non  posset  tribunal 
jactitatur,  sed  potius  cum  ab  iisdem  curiis  et  dicasteriis  appellatio 
concurrat  et  sub  eodem  modo  ad  suprema  dicasteria  devolvatur  id, 
quod  subditis  in  parte  Rhenana  concurrentibus  justum  subditis  in  parte 
Westphalica  et  Vesta  injustum  esse  non  potest. 


Anhang*).  In  lehensachen,  wan  die  curia  feudalis,  so  das  urthel 
gesprochen,  im  erzstiffc  sich  befindet,  appellatur  inde  ad  commissaria- 
tum; ist  sie  aber  ausser  dem  erzstift,  gehet  die  appell  zum  hofrath. 

Der  kurfürstliche  hofrath  ist  die  aligemeine  erzstiftische  lehen- 
kammer  und  kanzley,  wobei  wegen  neuer  belehnung,  aggravation, 
alienation,  refutation,  succession,  auch  um  gesinnimg  deren  muthschein, 
belehnungen,  lehenbriefen  und  anderer  rechtliche  bescheideren  das 
nötige  vorzustellen  ist. 

Einem  kuhr- kölnischen  lehenvasallen  stehet  es  frei  in  lehens- 
strittigk^iten  ad  Judicium  parium  curias  zu  provociren,  wo  dan  den 
paribus  curiae,  welche  der  vasaU  so  wol  als  der  lehnherr  benennet,  das 
bis  dahin  verhandelte  mit  dem  befehl  aus  dem  kuhrfürstlichen  hofrath 
zugeschickt  wird,  dass  das  lehengericht  eröfEaet  und  rechtlich  verfaren 
sollen.  Von  der  allhier  gefälter  urthel  gehet  die  appel  zum  hofrath. 
Wird  nicht  ad  pares  provocirt,  so  ist  der  hofrath  irster  instanz  richter. 

Wer  in  einem  lehen  in  archidicecesi  Coloniensi  succediren  will, 
der  muss  proximitatem  gradus  respectu  ultimi  vasalli  und  descenden- 
tiam  a  primo  acquirante  erweisen.  In  archidicecesi  Coloniensi  feudum 
tam  antiquum  quam  novum  sine  consensu  -agnatorum  alienatur. 

Die  gerichtere  dörfen  keine  mandaten  oder  Processen  annehmen 
noch  darauf  execution  verfögen,  wo  nicht  dieselbe  bei  ihnen  respective 
judicialiter  cum  causae  cognitione  ausgeföhret  oder  aber  unter  des 
kölnisch  oder  bönnischen  officialats  siegelen  oder  unter  kuhrfürstlichem 
secret  ausgefertiget  seind ;  über  die  von  anderen  gerichtsbarkeiten  ein- 
kommende requisitorialien  aber  müssen  die  gerichtere  erst  zum  hofrath 
berichten  und  dörfen  bifs  auf  daselbst  erfolgende  Verordnung  keine 
execution  vornehmen.  Der  kölnische  official  jedoch  befolget  ohne  einige 
anfrag  die  von  jenen   auswendigen  orten  an   ihn   gelangende  requi- 


*)  Eingefügt  vom  Herausgeber. 
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sitorialien,  wo  seinen  requisitorialibus  ohne  Untersuchung  der  sachen 
auch  deferiret  wird. 

Die  gerichtere  diesseit  rheins  und  im  vest  Recklinghausen  er- 
kennen auf  gleiche  art  pignora  praetoria:  vor  deren  erkennung  muss 
die  forderung  et  periculum  obtinendse  solutionis  anscheinlich  erwiesen, 
das  also  erkente  pignus  praetorium  durch  2  scheffen  mit  Zuziehung  des 
gerichtsschreibem  vermitz  würklichen  angrifs  in  immobilibus,  attactu 
in  mobilibus  pro  servato  habito  realisiret  dem  gerichtlichen  protocoUo 
contractuum  einverleibet  und  solcher  gestalt  inner  3  wochen  a  tempore 
realisationis  dem  Schuldnern  insinuirt,  fort  binnen  nämlicher  frist  in 
judicio  decreti  pignoris  cum  executo  legali  reproducirt  werden.  Wan 
ein  pignus  praetorium,  in  mobüibus  behörend  angelegt,  so  gibt  das- 
selbe, bei  sich  ereignendem  concurs,  nur  in  denen  alsdan  noch  vor- 
räthigen  mobilien  ein  Vorrecht,  die  würkliche  praeclusion  aber  geschiehet, 
um  die  verschwend-  und  verbringung  deren  mobilien  zu  verhüthen  und 
wirklos  zu  machen. 

Bei  denen  erzstifts-  imd  westphälischen  gerichteren  sollen  ante 
quadruplicam  nur  3  termini  agendi  und  nach  ausgestellten  acten  nur 
3  termini  pro  justitia  gehalten  werden. 

üeber  den  eigenthum  geistlicher  guter  ist  der  geistliche,  über 
den  besiz  und  die  verpfachtung  dieser  guter  aber  der  weltliche  richter 
des  orts  judex  competens.  vide  Edict.  saml.  p.  29 ;  über  ehestiftungen  er- 
kent  der  weltliche  richter  p.  27  ibidem. 

Leipzig.  Dr.  Armin  Tille. 

[Handschriften  des  Langobardischen  Lehnrechts  in  Spanien  und 
Holland.]  In  meinem  Buche  „Das  Langobardische  Lehnrecht"  1896 
habe  ich  auf  S.  34  vier  spanische  Handschriften  notirt  auf  Grund  der 
Mittheilungen  Haenels  in  der  Leipziger  Literatur -Zeitung,  bez.  in 
den  Catalogi.  Da  wenigstens  eine  von  diesen  nicht  ohne  Werth  zu 
sein  schien,  bat  ich  meinen  jungen  CoUegen  an  der  hiesigen  Uni- 
versität, Herrn  Dr.  Schäfer,  der  eine  Studienreise  nach  Spanien 
machte,  die  Durchsicht  der  vier  Handschriften  zu  übernehmen.  Herr 
Dr.  Schäfer  kam  meinem  Wunsche  in  freundlichster  Weise  nach.  Ich 
theile  das  Resultat  seiner  Arbeit  in  Kurzem  mit. 

1.  S.  Lorenzo  del  Escorial  L  V.  1  (bei  mir  Nr.  120).  Das 
langobardische  Lehnrecht  befindet  sich  auf  fol.  289  —  319.  Sehr  schön 
geschriebene  Handschrift  mit  Miniaturen,  doch  zahllosen  Schreibfehlem 
und  inhaltlich  ganz  unbedeutend,  durchaus  Vulgattext. 

2.  S.  Lorenzo  del  Escorial  L  V.  6  (bei  mir  Nr.  122}.  Das 
langobardische  Lehnrecht  ist  auf  p.  273  ff.  Innerlich  und  äusserlich 
ohne  Werth.    Vulgattext. 

3.  S.  Lorenzo  del  Escorial  IL  P.  4  (bei  mir  Nr.  121)  ist  über- 
haupt keine  Handschrift,  sondern  eine  mit  handschriftlichen  Institu- 
tionen zusammengebimdene  Inkunabel  des  langobardischen  Lehnrechts 
aus  dem  Jahre  1486. 
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4.  Madrid,  biblioteca  nacional  C  8,  heutige  Nummer  392 
(bei  mir  Nr.  119).  Handschrift  in  fol.  pergam,,  erstes  Drittel  des  14.  Jahr- 
hunderts, mit  Glossen.  Die  Tituli  roth,  Initialen  blau  und  roth,  schwarze, 
stellenweise  sehr  verblasste  Tinte,  schöne  Hand.  Die  Handschrift  ge- 
hört, wie  ich  vermuthete  (S.  34,  60)  der  Ardizonischen  Recension  an,  so 
dass  die  Zahl  der  dahin  gehörigen  Handschriften  nunmehr  auf  18  ge- 
wachsen ist. 

Theilung  in  2  Bücher.  Buch  I  ist  vollständig  und  enthält  20 
Rubriken  (es  fehlen  Rubriken  bei  Tit.  6,  10,  17  — 19,  22,  23,  28  der 
gewöhnlichen  Ausgaben).  In  Buch  II  fehlen  an  der  Vulgatstelle  II/6, 
7  pr.,  dafür  finden  sich  vor  11/23  die  Capitula  Ugonis.  Auf  11/51  folgt 
11/58  pr.,  11/53—56,  II/6,  11/58  vollständig,  11/52  Theü  II,  HI  und  am 
Schlüsse  11/57  (nach  der  Zählung  der  gewöhnlichen  Ausgaben).  Die 
Rubriken  sind  im  zweiten  Buch  spärlicher,  insbesondere  hört  von  11/38 
an  die  Rubrikation  ganz  auf.  Capitula  extraordinaria  sind  nicht  vor- 
handen. —  Die  Handschrift  scheint  demnach  dem  Cod.  Roman.  Palat. 
Nr.  766  (bei  mir  Nr.  107)  am  nächsten  zu  stehen. 

Die  ütrechter  Handschrift,  welche  bei  mir  unter  Nr.  47»  auf- 
geführt ist,  habe  ich  vor  Kurzem  selbst  besichtigt.  Sie  trägt  jetzt 
die  Signatur  VI  A  Nr.  11.  Der  Text  der  „constitutiones  feudorum" 
reicht  nur  bis  11/52  Theü  II  der  gewöhnlichen  Ausgaben.  Die  Hand- 
schrift ist  ohne  Werth. 

Rostock.  Karl  Lehmann. 


[Zur  Gescbichte  der  alamannischen   Ganverfassong.]     Da  die 

meinem  Werke  (Die  Geschichte  der  Alamannen  als  Gaugeschichte. 
Breslau  1899)  in  dieser  Zeitschrift  gewidmete  Besprechung  von  Werming- 
hoff  (XX,  Seite  282  ff.)  die  selbständigeii  Ergebnisse  meiner  Unter- 
suchungen nur  theilweise  hervorgehoben  hat,  so  gestatte  ich  mir 
dieselben  mit  Erlaubniss  der  Redaction  hier  übersichtlich  zusammen- 
zustellen. 

Der  Name  der  Alamannen  ist  der  Gesammtuame  für  ein  Misch- 
volk aus  verschiedenen  älteren  Volksgemeinschaften  im  rechten  Rhein- 
thal, welche  auch  nach  der  Zeit  der  Römerherrschaft  dort  sitzen  blieben, 
femer  den  Lenzem  im  Westen  des  Bodensees  und  den  Sueven  oder 
Juthungen  (aus  Semnonen  und  anderen  Sueven  bestehend)  auf  der 
schwäbischen  Alb  und  am  oberen  Neckar,  den  eigentlichen  Schwaben. 
Diese  und  andere  Völkerschaften  schlössen  sich  im  Römergebiet  am 
rechten  Rheine  zu  dem  neuen  Stamme  der  Alamannen  zusammen  und 
hielten  sich  hier  und  bei  ihrer  späteren  Ausdehnung  über  Rhein  und 
Donau  von  römischem  Einflüsse  gänzlich  frei. 

Das  wandemde  und  siegreiche  Heer  blieb  in  seiner  Organisation 
bestehen,  als  es  sich  in  dem  Römergebiete  sesshaft  machte,  es  blieben 
die  Tausendschaften,  Hundertschaften,  Zehntschaften  des  Heeres,  ver- 
wuchsen mit  dem  Boden  und  wurden  staatliche  Einrichtungen  persön- 
licher, wie  räumlicher  Art.    In  der  Zehntschaft,  welche  der  nachbar- 
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liehen  Beziehung  des  Ansiedlers  zum  Boden  entsprach,  vollzog  sich 
die  Ansiedlting,  die  Hundertschaft  war  Gerichts-  und  Cultusbezirk,  die 
Tausendschaft  die  Trägerin  der  politischen  Selbständigkeit.  Die  ala- 
mannischen  Bezeichnungen  waren  für  letztere  Gau,  f&r  die  Hundert- 
schaft Huntare,  für  die  Zehntschaft  vorwiegend  Mark,  sie  verloren 
ab^r  mit  Ausnahme  der  Huntare  die  technische  Bedeutung,  wurden 
schwankend  und  unsicher.  Es  empfahl  sich  daher,  w'enigstens  die 
Bezeichnung  der  Zehntschaft  beizubehalten,  um  diese  ihre  historische 
Stellung  im  territorialen  System,  auch  wie  dieses  in  der  fortschrei- 
tenden Entwicklung  verschwunden,. hervortreten  zu  lassen. 

Wenn  ich  ausser  der  Zehntschaftsmark  auch  eine  andere,  weniger 
vertretene  Form  der  Ansiedlung,  die  Huntareiunark  angenommen  und 
nachgewiesen  habe,  „zumal  aus  späterer  Zeit,  etwa  indem  eine  Ansied- 
lung im  Walde  sich  allmälig  zu  einer  Huntare  auswuchs",  S.  41,  577, 
so  vermag  ich  darin  einen  Widerspruch,  den  WerminghoflF  findet,  nicht 
zu  erblicken. 

Vermöge  der  Gunst  der  alamannischen  Geschichtsschreibung 
konnten  die  Gaue  (Tausendschaften)  zunächst  fctr  das  4.  Jahrhundert, 
dann  sammt  den  Hundertschaften  und  Zehntschaften  aus  dem  8.  imd 
späteren  Jahrhunderten  nachgewiesen  werden  und  es  gelang  aus  jener 
Zeit  die  17  Gaue,  aus  dieser  die  27  Gaue  (einer  allerdings  seiner  Existenz, 
andere  ihrem  Umfange  nach  problematisch)  sammt  119  Himtaren  aus 
allen  Theilen  des  Alamannenlandes  und  wenigstens  59  Zehntschaften 
aus  einem  grossen  Theile  desselben  zur  Anschauung  zu  bringen.  Dabei 
erwies  sich,  was  Gaue  und  Huntaren  angeht,  die  Benutzimg  der  kirch- 
lichen Eintheüung  als  äusserst  finichtbar,  nachdem  die  alte  Streitfrage 
einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  war.  Jene  Ziffern  documentiren 
einen  allgemein  verbreiteten  Zustand  des  Landes,  der  eben  auf  die 
Formen  der  alten  Ansiedlung  zurückzufahren  ist,  imd  weiter  ergab 
eine  Vergleichung  der  alten  Gaue  mit  den  neueren  unter  gewissem  Vor- 
behalt ihre  Continuität,  und  damit  die  principielle  Verwendbarkeit 
des  jüngeren  Gaumaterials  für  die  Geschichte  der  Ansiedlung,  der  Ver- 
fassimg, sowie  für  die  politische  Geschichte  der  Alamannen. 

Zur  Ansiedlung  lehrt  häufig  die  landschaftliche  Configuration 
und  der  Name  des  Gaues,  wie  in  ihm  die  Besiedelung  in  dem  Fluss- 
thal begonnen,  wie  sie  zu  den  Höhen  emporgestiegen,  wie  zu  den  alten 
Hundertschaften  sich  neue  gesellt  haben,  bis  sie  an  die  Grenzen  der 
Nachbargaue  stiessen. 

Zur  Verfassung  erscheinen  die  Gaue  als  die  Gebiete  der  an  ihrer 
Spitze  stehenden  Könige.  Die  Gaue  waren  autonom.  Streifzüge  machte 
jeder  Gau  für  sich  und  nur  vorübergehend  verbanden  sich  die  Gaue 
zu  den  grösseren  kriegerischen  Unternehmungen  (Gauverfassung).  Es 
gab  also  keine  Civitas  Alamaimiens  und  zur  Zeit  der  fränkischen  Con- 
flicte  waren  die  Interessen  des  weit  ausgedehnten  Volkes  so  ver- 
schieden, dass  die  Annahme  eines  Stammkönigthums  nicht  wohl  zu 
begründen  ist.  In  der  Periode  der  fränkischen  Herrschaft  knüpften 
sich  die  Gebiete  der  Grafen  an  die  alten  Gaue  oder  deren  Hälften, 
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oder  an  die  alten  Hundertschaften,  oder  an  die  Baren,  willkürliche 
Complexe  von  Hundertschaften  (Grafschaftsverfassung). 

In  der  politischen  Geschichte  der  Alamannen  lassen  sich  drei 
Perioden  unterscheiden,  die  bei  der  Ausdehnung  und  folgenden  Ein- 
schränkung des  Volkes  ebensoviel  Ansiedlungsperioden  darstellen,  das 
dritte  und  vierte  Jahrhundert  mit  der  Occupation  und  Besiedlung  des 
rechten  Rheins  vom  Westerwald  und  der  Rhön  bis  an  den  Ausfiuss 
des  Bodensees  (des  Stammlandes),  das  fünfte  Jahrhundert  mit  der  Aus- 
dehnung über  den  Rhein,  die  Donau  imd  den  Bodensee  und  dortiger 
Ansäßsigmachung  (der  zweiten  Ansiedlungsperiode  in  Neualamannien) 
und  das  sechste  Jahrhundert  mit  der  gezwungenen  Aufgabe  des  Nordens 
und  dem  Einströmen  der  Pranken  in  dieses  Gebiet,  mit  der  Flucht  der 
Alamannen  in  den  Süden,  ihrer  dortigen  Ansiedlung  unter  den  Volks- 
genossen und  ihrer  Geschicke  unter  Ostgothen  und  Franken  (der  dritten 
Ansiedlungsperiode).  Der  Norden  schied  mit  diesen  Ereignissen  zwar 
aus  der  alamannischeh  Geschichte  aus,  es  blieb  ihm  aber  die  territoriale 
Grundlage  der  alamannischen  Vergangenheit.  Die  drei  Perioden  ent- 
halten die  älteste  nationale  Geschichte  von  Südwestdeütschland  und 
der  deutschen  Schweiz,  welche  daher  einer  eingehenden  Darstellung 
werth  zu  sein  schien. 

J.  Gramer. 


[Bericht  des  Dr.  Wolfgang  Pfidler  tiber  den  Entwarf  einer  Land- 
t&fel  des  Erzh.  Oesterreich  nnter  der  Enns  1578.]  Die  wechselreiche 
Codificationsgeschichte  der  österreichischen  Landesordnung  war  bei 
einem  entscheidenden  Wendepimcte  angelangt,  als  die  Landschaft  des 
Erzherzogthums  unter  der  Enns  im  December  1564,  fünf  Monate  nach 
dem  Ableben  Kaiser  Ferdinand  L,  vom  neuen  Herrscher  die  Erlaubniss  er- 
wirkt hatte,  mit  guter  Berathschlagung  verständiger,  erfahrener  Land- 
leute und  gelehrter  Doctores  eine  Landtafel,  darinnen  ein  gewisser, 
beständiger  Landsbrauch  begriffen  ist,  abzufassen  und  dem  Kaiser  zur 
endlichen  Resolution  vorzulegen. 

Im  Interesse  der  geplanten  Gesetzgebung  muss  wohl  lebhaft  be- 
dauert werden,  dass  gerade  zu  jener  Zeit  der  ,  Vater  der  österreichischen 
Jurisprudenz"  einem  Rufe  des  Erzherzog  Karl  als  Kanzler  des  neu  er- 
richteten Regimentes  für  die  innerösterreichischen  Lande  gefolgt  war. 
Hatte  doch  Dr.  Bernhard  Walt  her  mit  feinem  Verständnisse  imd 
einer  för  die  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  geradezu  bewunderungs- 
würdigen Hingabe  an  die  noch  triebkräftigen  Zweige  der  volksthüm- 
lichen  Rechtsbildung  sich  der  dornenvollen  Aufgabe  unterzogen,  den 
in  verblassender  Eriimerung  der  Zeitgenossen  fortlebenden  Landsbrauch 
zu  erkunden  und  den  gesammten  RechtsstoflF  heimischer  wie  fremder 
Herkunft  mit  den  zu  Bologna  und  Pavia  erworbenen  Mitteln  juristischer 
Technik  in  wissenschaftlicher  Verarbeitung  zu  bemeistem. 

Nach  dem  Abgange  des  Berufenen,  dessen  goldene  Tractate  als 
Canon  des  Landsbrauches  bei  den  Gerichten  Eingang  gefrmden  hatten, 
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gebrach  es  zwar  keineswegs  an  tüchtigen  Juristen  im  Lande,  wohl  aber 
an  einer  Persönlichkeit,  welche  Willens  gewesen  wäre,  die  Landtafel 
im  Geiste  Walthers  zu  entwerfen.  Die  Situation  lag  eben  beim  Regie- 
rungsantritte Kaiser  Maximilian  II.  nicht  viel  anders  als  zweiundzwanzig 
Jahre  später,  da  im  Kreise  der  Ritterschaft  die  Aeusserung  verlautete, 
dass  die  Rechtsgelehrten  zu  diesem  Werke  wenig  Lust  hätten  und  durch 
sie  schwerlich  eine  Förderung  zu  erhoffen  sei. 

Solche  Umstände  machen  es  begreiflich,  dass  sich  zunächst  die 
Verhandlungen  über  die  Zusammensetzung  des  BerathungscoUegiums 
jahrelang  hinzogen  und  dass  zur  erstmaligen  Sitzung,  welche  im  Februar 
1569  stattfinden  sollte,  nur  ein  einziger  ständischer  Deputirter  in  Wien 
eingetroffen  war;  sie  liefern  zugleich  den  Erklärungsgrund  für  die  Er- 
scheinung, dass  der  Inhalt  des  im  Jahre  1573  fertig  gestellten  Ent- 
wurfes ,  soweit  dieser  nicht  geradezu  auf  den  Walther'schen  Tractaten 
beruht,  fast  ausschliesslich  aus  den  fremden  Rechten  geschöpft  ist. 

Die  Relation  der  Verordneten  vom  Januar  1572  an  den  Landtag 
meldet,  dass  der  Kaiser  nicht  nur  bewilligt,  sondern  schon  Mafs  und 
Ordnung  gegeben  habe,  durch  wen  und  wie  die  Verfassung  der  Land- 
tafel geschehen  solle.  Den  Namen  des  Autors  erfahren  wir  aus  einem 
Berichte,  mit  welchem  der  niederösterreichische  Regimentsrath  Dr. 
Wolfgang  Püdler  sein  Elaborat  dem  Landmarschall  Hans  Wil- 
helm Freiherr  von  Roggendorf  vorlegte.  Der  Verfasser,  Wiener 
von  Geburt,  studierte  1549  zu  Padua,  wirkte  bereits  1553  an  der  Uni- 
versität seiner  Heimatsstadt  als  Professor  des  canonischen  Rechtes,  zeit- 
weilig auch  als  pandectarum  Ordinarius,  bekleidete  während  des  Zeit- 
raumes von  1556 — 1566  dreimal  das  Decanat,  zweimal  das  Rectorat  und 
übte  neben  der  Lehrthätigkeit  zugleich  die  Advocatur  beim  land- 
marschallischen  Gerichte  aus.  Ende  1567  erfolgte  seine  Ernennung  zum 
Rathe  und  Regenten  der  niederösterreichischen  Regierung,  1588  zum 
Hofkammerrathe;  in  dieser  Amtsstellung  verstarb  er  am  7.  März  1595. 

Ueber  die  Anlage  der  Arbeit,  die  benutzien  Quellen  und  den 
methodischen  Vorgang  bei  Abfassung  des  Entwurfes  verbreitet  sich 
das  zum  Abdruck  gebrachte  Schriftstück^),  dessen  Erledigung  vom 
19.  December  1573  datirt. 


Wollgebomer  herr  landmarschalch,  gnediger  und  gebietunder  herr. 

Eur  gnaden  haben  sich  gnediklich  zu  erindem  wasmassen  eur 
gnaden  mich  durch  herrn  Joachim  von  Sinczendorflf  zu  Goggitsch  rom. 
kais.  maj.  rath  und  regenten  des  regiments  der  n.  o.  landen  meinen 
gunstigen  herrn  gnedikhlich  ansprechen  lassen,  dieweil  höchstgedachte 
röffl.  kais.  maj.  unser  allergenedigister  herr  daz  löblich  und  notwendig 
werkh  der  österreichischen  landtafl  under  der  Enns  gnedigist  gern 
befiedert  sachen,  daz  ich  mich  sollicher  müehe  und  arbait  underwinden 


*)    Original  im  uiederösterreichischen  Landesarchiv    Faso.   B  IV.   2, 
4Vi  Bogen,  Petschaft  fehlt.     Abschr.  Sammlung  Chorinsky. 
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und  ainer  ersamen  landschaft  zu  ehren  und  wolfart  ain  neue  lands- 
ordnung  compillieren  verfassen  und  aufidchten  solle. 

Nun  hab  ich  mich  zu  berichten  gehabt,  das  angeregtes  werkh 
von  irer  kais.  maj,  meermals  und  fast  in  allen  landtagen  eiferig  und 
hastig  getriben,  darzue  auch  viel  unterschiedliche  comissarien  erkhiest 
und  deputiert  worden ;  es  ist  aber  solliches  allzeit  stöckhet  verbliebei 
und  hat  den  wenigisten  anfang  nit  erraichen  wollen,  danimben  mir 
unwierdigen  und  gering  verstendigen  nit  wenig  bedenkhlich  gefallen, 
daz  ich  mich  umb  solliches  nambhafts  hoches  weitschweifigs  und 
arbaitsambs  werkh  6n  alle  hülf  und  beistand  allain  annembeü  .und 
durch  mein  band  gehen  lassen  soll,  so  hab  ich  mich  dessen  auch  nit 
wenig  zu  besorgen  gehabt,  das  mein  vorsteunde  compillation  und  Ver- 
fassung in  villerlai  hend  khumben,  manch  erlai  censur  imd  bedenkhen 
außstehen,  auch  lezlich  durch  alle  hoche  gericht  laufen  werde,  zu 
dem  hab  ich  auch  zu  gmiet  gefiert,  daz  mier  solliche  vilfeltige  hoch- 
wichtige und  tagliche  extraordinari  arbait  neben  meinen  habenten 
schwären  ordinari  ratsdienst  an  meinem  gesund  schmellerung  geberen 
werde,  deßgleichen  da2  ich  meiner  Wirtschaft  und  haußhaltung  umb 
so  vill  weniger  vorsein  und  an  derselben  mangl  leiden  mueßen,  sonder- 
lich weil  solliche  arbait  continuiert  und  befiedert  sein  solle,  iedoch 
ungeacht  sollicher  und  aller  anderen  ungelegenhaiten  hab  ich  nach 
gehabtem  langem  notwendigen  bedenkhen  in  dem  namen  gott  des 
allmechtigen,  wellicher  zu  ehrlichen  cristlichen  und  gemainen  nucz  wol- 
farigen  sachen  seinen  sondern  gaist  gnadt  und  segen  verleicht,  in  eur 
gnaden  begern  gsünnen  und  willen  mich  ergeben  und  das  erfordert  statlich 
werkh  auß  folgunden  beweglichen  Ursachen  an   die    band  genomben. 

Erstlich,  hat  mich  eur  gnaden  genedigs  ansinnen,  hoches  und 
sonders  vertrauen,  welliches  eur  gnaden  zu  mir  unverdienter  sachen  in 
namben  und  an  statt  einer  hochlöblichen  edlen  und  ersamben  land- 
schaft geseczt,  zum  höchsten  bewegt,  angesehen  das  ich  mich  bei  eur 
gnaden  vmd  wolgedachter  landschaft  aller  müglichen  gnadt  gonst  und 
wilfarung  gehorsamist  zu  getrösten,  dann  wie  gnadenreich  dankhbar 
und  milt  sich  wolgedachte  löbliche  landschaft  gegen  allen  denen  so 
sich  zu  derselben  diensten  nucz  und  wolfart  gehorsamblich  gebrauchen 
lassen  iederzeit  wirkhlich  erzaigt,  das  gibt  die  wahr  und  wislich  er- 
farung  zu  erkhennen. 

Zum  andern,  hat  wolgedachter  herr  Joachim  von  Sinczendorff  auf 
eur  gnaden  anmannen  bei  mir  so  embsig  und  treuherzig  angehalten, 
das  ich  mich  ferrer  dises  vilfeltigen  ansuechens  mit  fueg  nit  entweren 
khünnen  noch  sollen. 

Fürs  dritt,  als  das  erst  und  zum  thail  andere  verfast  puech  eur 
gnaden  ich  begerter  massen  zu  einer  prob  umb  genedige  ersechung 
übergeben,  haben  eur  gnaden  daran  ein  sonders  genedigs  wolgefallen 
getragen  und  mich  schriftlich,  auch  durch  wolgedachten  herm 
von  Sinczendorff  mündlich,  zu  prosequierung  des  angefangnen  werkhs 
mermais  genedikhlich  vermonen  lassen,  dem  ich  hernach  billich  ge- 
horsambt. 
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Zum  dritten,  hab  ich  hierinnen  -weilent  des  wolgebomen  herm 
herrn  Joachim  von  Schenkhirchen  gewesnen  stathalters  meines  gene- 
digen  herm  säliger  und  löblicher  gedachtnuß  rath  insonderhait  ge- 
phlegt,  auch  seiner  gnaden  zu  einer  prob  den  titl  von  massigung  der 
exspensen  fiirgebracht,  wellichen  seine  gnaden  alspald  ubersechen  und 
mit  seiner  aignen  band  etliche  bedenkhen  ad  marg^nem  gestelt,  wie 
eur  gnaden  hieneben  genedikhlich  abzunemben.  seine  gnaden  haben 
mich  auch  damals  mit  dem  allerhöchsten  stimuliert  und  ermont  von 
meinem  fömemben  nit  zu  seczen  sonder  ainer  ersamen  landschaft  be- 
gerter  massen  ön  alle  wagerung  zu  wilfaren,  mit  angehengter  Ver- 
tröstung, wann  solliche  landsordnung  gar  beschlossen  und  wolgedachter 
landschaft  fürtrogen  werde,  so  wol  er  selbst  verhülflich  sein,  das  ich 
meiner  gehabten  mibe  und  arbeit  zu  meinem  gueten  benüegen  contentiert 
und  befridet  werden  soUe;  welliches  er  warlichen,  do  ime  der  all- 
mechtig  gott  daz  leben  lenger  gefrist,  mit  pestem  treuen  volbracht 
het.  dann  seine  gnaden  in  zeit  seines  lebens  wie  es  umb  solliche 
arbeit  stehe  mermals  gefragt,  mich  auch  zu  vortseczung  derselben  mit 
grosser  Vertröstung  animiert  und  gesterkht. 

Zum  vierten,  als  eur  gnaden  obbemeltes  erstes  und  zum  tail 
anderes  puech  dem  herm  landschreiber  Larentzen  Saurer  meinem 
gonstigen  herm  zu  ersechen  übergeben,  hat  gedachter  herr  Saurer  die- 
selben mit  sonderm  fleis  durchlesen  und  mir  nachmals  heiligende  zwai 
schreiben  zuegeschikht,  mich  auch  damit  dermassen  an  meinem  für- 
nemben  gesterkht,  das  ich  last  und  lieb  gewongen  das  angefangen 
werkh  vermitlung  gotlicher  gnaden  gar  zu  beschliessen,  wie  es  dann 
gotlob  nunmer  beschechen. 

Dasselb  aber  hab  ich  in  vier  unterschiedliche  piecher  abgetailt: 
im  ersten  puech  wierdt  von  dem  gerichtlichen  proceß  und  allem  dem 
so  dem  gerichtlichen  wesen  anhengig,  im  andern  von  allerlai  contracten 
pacten  und  verpindlichen  handlungen,  im  dritten  von  testamenten  auch 
allen  andern  schriftlichen  und  mindlichen  letzsten  willen  sambt  der 
succession  und  erbrecht  ab  intestato,  im  vierten  von  allerlai  sachen 
welliche  auf  dem  land  am  maisten  gewöndlich  und  breüchig,  auch 
etlichen  davon  herriereten  strafmessigen  handlungen  ausfierlich  tractiert 
und  ordenlich  gehandlet. 

Solliche  landsordnimg  aber  hab  ich  nit  nach  gedunkhen  oder  auf 
ainen  gefassten  wohn  gestelt  sonder  aus  denen  geschribnen  weltlichen 
und  gaistlichen  rechten,  auch  derselben  glossen  scribenten  consulenten 
decidenten  tractaten  und  repertorien,  auch  ungeverlich  auß  60  under- 
schiedlichen  püechern  mit  sonderm  vleiß  gezogen,  danebens  hab  ich 
etliche  teütsche  püecher  landsordnung  gerichtsordnungen  und  statutten, 
deßgleichen  daz  generali -puech  so  bei  der  n.  o.  canzlei  verbanden, 
item  daz  consuetudinari- puech  welliches  bei  der  n.  o.  regierung,  item 
die  Khirchpergerischen  oder  Waltherischen  tractätl  gebraucht,  und 
ob  woll  mein  compillation  etwon  das  ansehen  bei  etlichen  haben 
möcht  alß  wäre  der  maiste  thail  auß  obbemelten  tractatln  gezogen, 
so  hab  ich  doch  darauß  über  40  oder  aufs  allermaist  50  pletter  nit 
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gebraucht,  wie  ich  dann  auf  begem  dasselb  specifice  erleütem  und 
außfäeren  khan.  ich  hab  auch  den  inhalt  obbemelter  bletter  von 
neuem  durchsehen  und  meines  verhoflfens  nit  allain  denselben  orden- 
licher und  formblicher  gemacht,  sonder  an  villen  orten  augiert  gemert 
und  gepessert. 

Sonderlich  die  materi  von  erbrecht  ab  intestato,  welliche  ich 
mit  lautem  schonen  und  nuczen  sibpaumben  erclärt  und  über  einen 
ieden  ain  besondere  application  gemacht,  waß  aber  soliche  sibpaum 
für  nachgedenkhen  mibe  und  arbait  genomben  das  wierdt  ainer  vill 
leichter  erwegen  alß  nochthain  khinnen.  ich  hab  damit  nit  wenig 
Wochen  zurgebracht  und  wolt  zwar  nit  zweihundert  thaller  pares  gelts 
nemben,  daz  ich  mir  mit  solichem  schwärem  nachsinnen  ferrer  so  wehe 
geschechen  wolt  lassen,  dann  die  maisten  sibpaum  vermögen  unter 
ainer  figur  dreierlai  ehe  und  drei  unterschiedliche  geschwistret,  namb- 
lichen  die  auf  der  rechten  band  von  vattem  allain,  die  in  der  mit 
von  baiden  panden,  die  zue  der  linkhen  Seiten  von  der  muetem  allain. 

Waß  aber  causam  formalem,  den  stiluih  und  puechstamlichen 
inhalt  anlangt,  hofT  ih,  man  werde  an  notwendiger  g^eter  richtiger 
Ordnung  khainen  mangl  finden. 

Dann  sovil  erstlich  die  vier  piecher  belangt,  ist  das  gerichtlich 
wesen  derhalben  in  das  erst  puech  verleibt  und  an  den  spicz  gestelt, 
das  solliche  Ordnung  in  corpore  juris  und  andern  jurisdischen  piechem 
auch  befunden  wierdt.  wie  dann  aUe  andere  3  püecher  allain  der 
ursach  halben  verfast,  daz  man  wissen  solle  was  bei  gericht  in  ainem 
oder  dem  andern  faal  gebillicht  oder  erkhennt  solle  werden,  darauf 
folgt  daz  puech  von  contracten,  dann  die  contracts-handlungen  gehen 
aller  vemunft  und  erforung  nach  denen  lezsten  willen  vor,  wie  daz 
leben  dem  todt.  nachmals  folgt  daz  drit  puech  von  testamentlichen 
und  andern  lezsten  willen  damit  daz  menschen  leben  beschlossen 
wierdt.  das  4.  buech  handlet  von  allerlai  extraordinari  landsachen, 
wie  in  corpore  juris  solliche  und  dergleichen  materi  auch  erst  nach 
denen  lezsten  willen  gehandlet  werden. 

Will  man  alßdann  die  maleficz-  und  l^ndgerichts-ordnung  so  der- 
zeit zu  hoff  stehet  zum  beschluß  fär  daz  fänft  puech  seczen,  so  khan 
solliches  mit  guetem  flieg  woll  beschehen,  dann  mit  denen  maleficzen 
wirdt  unser  corpus  juris  auch  beschlossen. 

West  also  nichts  daz  sollicher  landsordnitng  sovü  die  khüerz 
erdulden  mag  manglen  soll,  allain  daz  [von]  den  personis  und  von  denen 
obrigkhaiten  und  ambtem  welliche  bei  ainer  ersamen  landschaft  im 
gebrauch  nichts  tractiert  wierdt.  solliches  ist  aber  in  der  landgerichts- 
ordnung  so  des  57.  jars  publiciert  zuvor  beschechen ,  darbei  mag  es 
berueen.  wül  man  aber  alle  materien  in  ain  aincges  puech  zusamen 
pauschen,  so  khan  solliches  woll  sein,  imd  der  erst  thaü  obbemelter 
landgerichts-ordnung  in  dise  newe  landsordnung  gezogen  und  für  daz 
erst  puech  gestelt,  der  ander  thail  aber  mag  nach  allerhand  gelegen- 
hait  in  die  titl  meines  ersten  puechs  welliches  von  gerichten  handlet 
6n  sondere  mhie  eingespikht  und  untergebracht  werden. 
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Von  gemainer  landschaft  sonderbaren  freihalten  und  Privilegien 
hab  ich  nichts  tractiert,  dann  mir  dieselben  nit  conununiciert  worden, 
wil  mans  aber  zu  disem  werkh  stellen,  so  mügen  si  zum  beschluß 
meines  vierten  puechs  gar  ordenlichen  placz  finden,  dieweil  aber 
darinnen  gehaimbe  sachen  begriffen  welliche  etwo  nit  iederman  zu 
divulgieren,  stöll  ichs  in  ainer  ersamen  landschaft  bedenkhen  was 
hierinnen  zu  thuen  oder  zu  lassen. 

Die  lehensrecht  hab  ich  hierinnen  auch  nit  berüert,  dann  solliche 
materi  wierdt  in  corpore  juris  nit  ordinarie  sonder  extraordinariter 
beschriben,  ist  auch  so  außfierlich  und  weitleüfig,  daz  si  ain  aignes 
puech  allain  geberen,  ich  auch  darzue  etlich  vill  monath  bedürftig 
sein  wierde.  dieweil  man  aber  umb  befiederung  bei  mir  starkh  an- 
gehalten, hab  ich  die  vier  volenden  piecher  derzeit  gehorsamblich 
übergeben  wollen,  und  sofer  sich  wolgedachte  ersame  landschaft  gegen 
mir  dfer  gebier  nach  und  wolverdienter  massen  daran  mir  gar  nit 
zweiflet  erzeugt,  ir  auch  mit  angedeutem  puech  von  lehenssachen  noch- 
mallen gedieht,  will  ich  solliche  mhiesame  arbait  willig  und  gern  über 
mich  nemben  und  dieselb  sovil  müglich  befierdem,  auch  hoffenlich 
ehers  zu  end  bringen  alß  die  andern  4  puecher  revidiert  und  berat- 
schlagt werden,  dieweil  auch  solliche  Ordnung  etwas  lang,  wierdt  ein 
register  nach  ubersechnem  und  beschloßnem  werkh  von  notten  sein. 

Was  der  titl  und  rubrickhen  continuation  antrifft  hab  ich  darzue 
sondern  vleiß  gebraucht,  daz  si  aller  gebier  nach  ein  guete  und  gleiche 
folg  auf  ainander  haben  sollen,  und  ist  khaine  an  sondere  bedenkhen 
der  andern  färgestelt  oder  nachgesezt  worden,  wie  dann  in  specie  auß- 
gefiert  möcht  werden,  ich  will  es  aber  umb  geliebter  khuerz  willen 
derzeit  underlassen  und  damit  wo  von  nötten  alzeit  gefasst  sein. 

Was  die  articl  saczungen  und  decisionen  so  unter  die  titl  und 
rubrikhen  gestelt  anlangt,  die  hab  ich  auch  nit  6n  underschaid  oder 
nach  wohn  sonder  mit  sonderm  fleiß  auf  ainander  geordnet,  und  also 
in  dem  nigro  wie  es  die  Juristen  nennen  sowoU  alß  in  dem  rubro  oder 
titl  ein  wolzimete  guete  Ordnung  und  disposition  gehalten,  welliches 
der  Inhalt  auch  bezeugen  wierdt;  und  khan  mich  dessen  mit  grund 
woll  beruemben,  daz  in  rubro  et  nigro  ein  solliche  feine  auf  ainander 
laufente  und  lautere  condepentenz  ist,  welliche  in  corpore  juris  oder 
andern  jurisdischen  piechem  immediate  nit  zu  befinden,  darinnen  ich 
der  jurisden  censur  woll  erdulden  khan. 

Das  aber  solliche  text  saczungen  und  Ordnungen  nit  alzeit  an 
ainander  hangen  imd  stehen  sonder  ire  absacz  haben  und  articlweiß 
gestelt  worden,  daz  ist  mit  fürsezlichem  willen  und  sondern  fleiß  be- 
schehen,  dann  die  geschieht  seint  unterschiedlich  und  bedürfen  ab- 
sonderlicher Ordnung  und  decision;  es  war  auch  aia  grosser  unformb 
wann  man  dieselb  fürfal  an  ainander  alzeit  heften  und  gleich  alß 
widerwärtige  materi  in  ainen  tögl  seczen  wolt.  sovill  aber  die  gleich- 
formigkhait  der  handl  erleiden  mögen,  hab  ich  mich  beflissen  was 
zusamen  gehörig  an  ainander  zu  heften,  so  ist  auch  ainer  gueten 
saczung  art  und  rechte  aigenschaft,  daz  si  khuerz  sei,  wie  in  andern 
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lands-  und  statordnungen  zu  ersehen,  darzue  dann  derlai  absacz  von 
nötten. 

Den  stilum  anlangent  versiech  ich  mich,  man  soll  davon  auch 
nit  vill  desiderieren.  dann  ob  er  gleich  nit  aufgemuzt  noch  hoch- 
prächtig, so  ist  er  doch  mittermassig  khlar  und  verstandlich,  welliches 
meines  erachtens  das  pest  ist,  wie  dann  solliches  Cicero  imd  Quin- 
tilianus  so  in  derlai  fallen  maister  gewesen  bezeugen  und  sagen :  virtus 
orationis  est  perspicuitas,  und  wie  Ennius  schreibt:  ornari  res  ipsa 
negat  contenta  doceri.  und  dieweil  die  warhait,  wie  auch  aiu  latei- 
nisch Sprichwort,  khaines  schmukhs  bedarf,  so  hab  ich  mich  meerers 
des  markhs  alß  der  glatten  pain,  auch  der  frücht  dann  der  schönen 
pletter  beflissen,  zumall  cum  leges  non  verbis  sed  rebus  impositae 
sint,  wie  die  Juristen  sagen. 

Und  ob  woU  daz  ganz  unverschaidenlich  werkh  der  4  verfassten 
piecher  etwas  lang  und  manichem  ain  abscheuchen  zum  lesen  geberen 
möcht,  so  haben  doch  so  vü  ansehenlich  vilfeltig  und  underschiedlich 
materi  warlich  in  khain  andere  eng  noch  khierz  gepracht  mögen  wer- 
den, dann  angeregte  püecher  halten  die  fiimembsten  tractat  aller 
Juristerei  in  sich  und  sein  nichts  anderß  alß  ain  gewinschter  summari- 
begriflf  des  ganzen  khaiserlichen  rechtens  und  der  hielendischen  land- 
breuch.  derhalben  nit  woll  müglich  gewesen  solliches  werkh  zu 
khierzen,  ich  het  es  dann  halbieren  imd  unvolkhumen  machen  wollen, 
so  ferr  es  aber  ie  für  zu  lang  gehalten,  so  mag  man  etlich  titl,  deß- 
gleichen  in  nigro  allerlai  saczungen  deren  man  am  maisten  geratten 
khan  außlassen,  darzue  ich  mein  guetachten  auf  ersuechen  gern  geben 
will,  wie  mir  dann  nit  zweiflet,  es  werde  sich  solliches  bei  der  revision 
und  beratschlagung  selbst  fein  in  die  band  geben  und  dise  Verfassung 
etwas  khürzer  werden,  sonderlich  do  es  khain  algemaine  durchgeunde 
Ordnung  für  alle  4  stand  sein  sonder  sich  allein  auf  die  drei  höchern 
stand  reimen  und  erstrekhen  solle,  do  es  auch  nach  beschechner 
verpesserung  in  druckh  gedeien  soll,  wuerdt  der  dritt  oder  fast  halb 
thail  diser  schriftlichen  leng  eingehn  und  verschwinden,  des  alles  bei 
ainer  ersamen  landschaffc  Cognition  und  discretion  stehet. 

Dann  ferrer,  damit  ich  ad  causam  finalem  und  zu  erkhlärung  aller 
meiuer  gehabten  Intention  schließlichen  khomb,  so  ist  mein  willen 
gmiet  und  fümemben  nie  dachiu  gestanden,  das  ich  einer  löblichen 
ersamen  landschaft  ein  unverkherlichs  volkhumnes  und  perfects  werkh 
förpringen  wolt,  dann  sollichs  nit  mir  allein  sonder  vilen  ansechent- 
lichen  leuten  zu  schaffen  gab.  sonder  mein  maiaung  und  propositum 
ist  dachin  gestanden  wolbemelter  ersamen  landschaft  gleich  wie  locos 
comunes,  das  ist  manicherlai  und  viltausendveltig  unterschiedliche 
geschieht  welliche  sich  bisher  in  facto  begeben  und  noch  täglich  zue- 
tragen  möchten,  als  einen  gemainen  schacz  aller  gerechtigkhait  billig- 
khait  und  aequitet  fürzutragen ,  daraus  dann  wolgemelte  landschaft 
nach  irem  gueten  gefallen  und  hochem  verstand  auskhlauben  und 
erwellen  solle  was  ir  zu  wolfart  des  lands,  befiederung  des  rechtens 
imd  notturft  des  gerichts  gefellig  und  gemaint  sein  wil.  darumben 
Zeitschrift  für  RechtsgescMchte.   XXI.   Genn.  Abth.  16 
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stöl  ich  daz  ganz  werkh  in  mehr  wolgemelter  landschafb  censur  be- 
denkhen  und  verpesserung,  auch  eines  ieden  merverstandigen  urtl. 

Was  mich  aber  solliche  gestelte  landsordnung  für  sorg  mibe  und 
arbeith  khost,  das  wierdt  das  starkh  miesam  und  langwierig  werkh 
hoffentlich  selbst  gnuegsam  bezeugen,  doch  khann  ich  hienebens  mit 
grund  un vermeldt  nit  lassen,  das  ich  bei  dritthalben  jar  nach  einander 
damit  zuegebracht,  fürs  erst,  am  andern,  hab  ich  meinem  ordinari 
dienst  einen  weg  als  den  andern  beiwohnen  und  abwarten,  auch  zu 
disem  werkh  die  tag  und  zeit  zuebringen  müessen  deren  ich  von  dienst 
sonsten  frei  gewesen,  als  die  ferien  fest-  und  sontag,  erichtag  phinstag 
und  sambstag  nach  essen,  desgleichen  hab  ich  in  zuegestandnen 
schwachaiten,  wann  ich  mich  änderst  ein  wenig  wol  befunden,  solliche 
arbeit  prosequiert  und  wegen  begerter  befiederung  mir  damit  oft  säur 
lassen  werden,  auch  bei  vier  fünf  stunden  nach  einander  laboriert, 
fürs  dritt,  ist  solliches  ganz  puech  sibenmaP)  unterschiedlich  durch 
meine  hend  und  äugen  geloffen. 

Dann  erstlich,  ehe  ich  ain  oder  die  ander  materi  gemacht,  hab 
ich  mir  einen  ieden  titl,  als  von  zeugen  kheufen  schermen  testamenten 
cridahandlungen  und  was  die  andern  al  ssint,  kheinen  davon  aus- 
geschlossen, besonders  förgenomben,  und  darüber  wie  oben  beriert  die 
text  glossen  scribenten  consulenten  decidenten  tractaten  und  repertoria 
welliche  über  gleichmassige  titl  geschriben  sambt  denen  teutschen 
püchem  so  auch  davon  gehandlet  nach  Ordnung  überlesen  und  also  die 
invention  bekhomben.  zum  andern,  hab  ich  die  gelesen  materi  ehe 
und  zuvor  ich  etwaß-  gestelt  in  etliche  fragstukh  und  circumstanz 
stellen,  und  daneben  die  allegationen  auß  wellichem  puech  oder  ort 
ein  ieder  articl  genomben  daselbst  verzaichnen  miessen.  fürs  dritt, 
hab  ich  das  ganz  werkh  mit  meiner  aignen  band  selbst  gestelt  und  in 
die  federn  gebracht,  zum  vierten,  nach  vollbrachter  Stellung  hab  ich 
einen  ieden  titl  ehe  und  zuvor  er  abgeschriben  worden  widerumb  über- 
lesen corrigieren  imd  pessem  miessen.  zum  fünften,  wann  alsdan  mein 
handschrift  abcopiert  worden,  hab  ich  einen  ieden  titl  wider  von  neuen 
ubersechen  und  mit  dem  Schreiber  collationiem  miessen,  dann  solliches 
andern  so  nit  rechts  erfaren  und  selbst  stöUer  nit  zu  vertrauen  gewesen. 
zum  sechsten,  ehe  solliche  landsordnung  zu  standen  geschriben  und 
von  ainer  darzue  erpettnen  canzleiperson  ad  mundum  in  daz  uberaicht 
puech  abgeschriben  worden,  hab  ich  von  pessers  forms  wegen  daz 
werkh  noch  ainmal  ansechen  und  sonderlich  auf  das  achtung  haben 
müessen,  damit  ein  saczung  nit  zwier  einkhomb  oder  widerwärtige 
decisionen  darinen  befunden  wuerden*).  ich  habs*)  auch  damals  mit 
etlichen  neuen  titln  gemeret,  danebens  dem  abschreiber  maß  und  ord- 
mxng  geben  wie  er  sich  mit  denen  titln  sippaumben  und  in  ander  weg 
verhalten  soll,  und  als  er  daz  abschreiben  compliert  und  vollendet, 
hab  ich  für  daz  sibentmal  daz  ganz  puech  von  anfang  biß  zu  end 
mit  ime  collationiert  und  nach  notturft  ersechen. 


^)  Corrigiert;  urspr.  „sechsmal".  —  *)  hs.  f.  h  :  „zum  sibenten,  hab  ich 
den  stilum  aller  vier  piecher  baser  durch  die  Schmitten  lassen",  jedoch  ge- 
strichen. —  •)  ich  habsj  nach  der  Correctur  hinzugefügt. 
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Was  nun  solliche  sibenfeltige  erdenkhung  stöUung  ubersechung 
und  collationierung  für  zeit  mibe  und  arbeit  genomben  gib  einen  iedeu 
verstandigen  ich  gönstikhlich  zu  erwegen,  eracht  auch,  do  etliche  von 
ainer  ersamen  landschafk  erkhieste  herren  comissarien  so  starkhes 
werkh  zusamen  getragen  betten,  si  wuerden  damit  proportionabiliter 
mer  zeit  verzert  und  ainer  ersanaen  landschaft  etlich  tausent  gülden 
darauf  geloflfen  sein,  es  werde  nun  solliche  mein  miehsame  arbeit 
judiciert  und  geurtlet  wie  da  well,  so  mögen  eur  gnaden  mir  sicherlich 
glauben,  wann  ich  anfangs  gewest  als  ich  hernach  mit  der  that  be- 
funden, das  mir  solliches  werkh  so  vil  zeit  nemben  und  so  statte 
schwäre  mibe  khosten  soll,  wolt  ich  mich  in  der  warheit  darumben 
nit  angenumben  haben,  do  man  mir  auch  geraiter  tausent  ducaten 
perzeit  aufleget  ein  soUiches  oder  gleichmassigs  werkh  in  so  khuerzer 
zeit  und  bei  andern  meinem  vilfeltigen  obligen  zu  verfertigen,  khunt 
ichs  warlichen  nit  verdienen,  trag  auch  sorg,  ich  hab  mir  etliche  järl 
an  meinem  gesund  und  leben  abgearbeith.  solliches  wierdt  aber  nit 
derwegen  gemeldt,  das  ich  dises  werkh  über  gebier  commendieren 
aufinuczen  und  beriemen,  oder  aber  ainer  ersamen  landschaft  mas  und 
Ordnung  anteuten  wolt  wie  und  was  gestalt  sich  wolbemelte  land- 
schaft gegen  mir  der  refusion  halben  verhalten  sol,  sonder  allein,  das 
eur  gnaden  ausfierliche  erinderung  entphiengen  was  sich  mit  disem 
begerten  werkh  von  anfang  biß  zu  end  verloffen.  ich  bin  des  gering- 
fiegigen  verstand»  und  der  ungezweifleten  ho&ung  wol,  ein  ersame 
landschaft  werde  mich  dermassen  gnaden-  und  mildreich  ausser  aller 
masgebung  zu  bedenkhen,  zu  begaben  und  zu  remunerieren  wissen, 
das  ich  daran  zu  meinem  angenemben  gueten  gefallen  wol  content 
und  zufriden  sein,  mich  auch  dessen  zu  erfreuen  imd  die  zeit  meines 
lebens  unterthanikhlich  zu  bedankhen  wirdt  haben,  sonderlich  weil 
ich  der  canzleiperson  welliche  solliches  werkh  beharlich  fleissig  und 
treulich  abgeschriben  bei  fünf  monath  lang  meinen  tisch  ohn  all  ent- 
gelt  vergonstigt,  wie  ich  dann  soUicher  refusion  von  eur  gnaden  ich 
schriftlich  und  muntlich  vertröst  worden,  und  zweiflet  mir  zum 
wenigisten  gar  nit,  eur  gnaden  werden  nochmaUen  hierin  mein  gene- 
diger  herr  fiederer  und  patron  sein,  deßgleichen  wöUen  eur  gnaden 
mit  gnaden  verhülflich  sein,  damit  obbemelte  canzleiperson  seiner 
vleissigen  härrigen  und  treulichen  arbeith  ialben  einer  wolverdienten 
genadengab  habhaft  werde,  wo  entgegen  eur  gnaden  oder  ainer  ersamen 
landschafk  ich  die  tag  meines  lebens  rathsam  wilferig  und  dienstlich 
sein  khan,  wil  ich  mich  ieder  zeit  dermassen  willig  gehorsam  und 
dankhbar  erfinden  lassen,  daran  eur  gnaden  und  wolgemelte  landschaft 
ein  vilgnedigs  gefallen  und  gniegen  haben  und  tragen  sollen. 

Tue  wolgemelter  landschaft  und  eur  gnaden  mich  hiemit  gehor- 
samblich und  dienstlich  bevelchen 

eur  gnaden  dienstwilliger 

WolfFgang  Püdler  dr.  m.  p. 

Wien.  Dr.  Theodor  Motloch. 
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Karl  Müllenhoff,  Die  Germania  des  Tacitns.  (Deutsche 
Alterthiunskimde  von  Karl  Müllenhoff.  Vierter  Band.) 
Berlin,  Weidmannsche  Buchhandlung.  1900.  XXIV 
u.  751  S. 

Jeder,  der  sich  mit  älterer  deutscher  Rechtsgeschichte  befasst  hat, 
wird  dem  Namen  Karl  Müllenhoffs  hier  und  da  begegnet  sein.  Er  wird 
ihn  in  den  grösseren  rechtsgeschichtlichen  Werken  zumal  zu  ethno- 
graphischen und  etymologischen  Fragen  citirt  finden,  ihm  wird  bekannt 
sein,  dass  Müllenhoff  zu  Waitzens  Werk  über  das  alte  Recht  der 
salischen  Franken  ein  Glossar  der  deutschen  Wörter  der  lex  salica 
beigesteuert  hat.  Aber  —  bei  Müllenhoffs  sehr  eigenartiger  Forschungs- 
weise erklärlich  genug  —  es  wird  ihm  vielleicht  nicht  ohne  weiteres 
klar  seio,  welche  Bedeutung  dieser  Mann  für  die  Erforschung  der  Vor- 
zeit unseres  Volkes  nach  allen  ihren  Richtungen  hin  gehabt  hat,  was 
es  daher  auch  für  die  Wissenschaft  der  deutschen  Rechtsgeschichte 
besagen  will,  wenn  seine  Erläuterungen  zur  Germania  aus  seinem 
Nachlass  herausgegeben  worden  sind.  Mag  es  gestattet  sein,  hierüber 
einiges  zu  sagen  ^). 

Wie  schon  aus  dem  Titel  ersichtlich  ist,  bildet  Müllenhoffs  Ger- 
mania-Commentar  einen  Theil  seiner  deutschen  Alterthumskunde. 
Die  deutsche  Alterthumskunde  war  Müllenhoffs  Lebenswerk.  Von  früh 
an  bezogen  sich  alle  seine  Arbeiten,  auch  scheinbar  ganz  abseits 
führende  Einzelimtersuchungen,  auf  sie.  Im  Jahre  1850  entwarf  er  fär 
sie  einen  ausführlichen  Plan.  1870  erschien  ihr  erster  Band.  1871  war 
der  zweite  druckfertig.  Aber  Müllenhoff  behielt  ihn  in  seinem  Pult. 
Immer  schwerer  wurde  es  ihm,  seine  Forschungsergebnisse  als  endgültige 
zu  bezeichnen,  immer  weiter  zog  sich  die  Fortführung  der  Arbeit  hinaus. 
Nur  6m  Stück  Hess  er  noch  erscheinen,  den  ersten  Theil  des  fänften 
Bandes,  eine  Abwehr  gegen  die  Theorie  von  der  Abhängigkeit  der 


^)  Ueber  Müllenhoflf  xmterrichtet  die  schöne,  leider  nicht  ganz  voll- 
endete Biographie  seines  Schülers  Wilhelm  Scherer:  Karl  Müllenhoflf.  Ein 
Lebensbild  von  Wilhelm  Soherer.  Berlin  1896.  Femer  die  von  Schön- 
bach gehaltene  Gedächtnissrede,  abgedruckt  in  Anton  £.  Schönhach, 
Gesammelte  Aufsätze  zur  neueren  Litteratur  in  Deutschland,  Oesterreich, 
Amerika.    Graz  1900,  S.  82-103. 
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eddischen  Mythologie  vom  Christenthum;  er  musste  die  Herausgabe 
hoflBaungslos  erkrankt  Scherer  anvertrauen;  dann  starb  er  (19.  Febr.  1884) 
und  hinterliess  sein  Lebenswerk  als  einen  Torso.  Aber  der  aufopferungs- 
vollen Mühe  Max  Roedigers  und  Otto  Pniowers  ist  es  gelungen, 
aus  den  vorhandenen  Aufzeichnungen  Müllenhoffs,  die  mit  früher  ver- 
öflFentlichten  Einzeluntersuchungen  imd  seinen  Vorlesungsheften  kunst- 
voll ineinandergearbeitet  wurden,  die  fehlenden  Stücke  jenes  Torso 
wenigstens  einigermafsen  zu  ergänzen.  Die  nunmehr  vorliegenden  fünf 
Bände  der  deutschen  Alterthumskunde  enthalten  im  Wesentlichen  das, 
was  MüUenhoff  sich  erarbeitet  hatte  und  auszusprechen  beabsichtigte, 
wenngleich  freilich  manche  Lücken  nicht  ausgefüllt,  manche  Gedanken 
nicht  in  ihrer  letzten  Ausprägung  festgestellt  werden  konnten  und  die 
Schlusstheile  des  Werkes  vorläufig  überhaupt  noch  ausstehen. 

Müllenhoffs  deutsche  Alterthumskunde  erscheint  jedem,  der  sie 
flüchtig  durchblättert,  zunächst  als  merkwürdiges,  aus  vielen  Detail- 
untersuchungen fast  planlos  zusammengesetztes  Mosaik.  Und  doch  ist 
sie  wie  wenig  andere  Werke  von  einheitlichen,  grossen  Gesichtspimkten 
beherrscht.  Es  sind  tiefe,  fast  grüblerische  Gedanken,  die  MüllenhofF 
zu  dem  Plane  seines  Werkes  geführt  haben,  Gedanken,  in  denen  die 
einst  von  der  Romantik  geweckte  Begeisterung  für  das  Deutschthum, 
die  schwärmerische  Liebe  zum  Vaterland,  wie  sie  uns  in  noch  völlig 
naiver  Weise  bei  Jacob  Grimm  entgegentritt,  einen  eigenthümlichen 
geschichtsphilosophischen,  pessimistischen  Ausdruck  aimehmen.  In  der 
tiefsinnigen  Vorrede  zum  ersten  Band,  an  der  er  seit  1855  gefeilt  und 
die  er  dann  unter  Preisgebung  vieler  Entwürfe  endgültig  am  13.  Juli  1870 
niedergeschrieben  hat,  spricht  er  am  ausführlichsten  über  die  Probleme, 
auf  die  sein  Werk  eine  Antwort  finden  sollte.  Es  sind  Fragen  nach  der 
innersten  Natur  und  damit  nach  dem  Sinn  der  durchlebten  Geschichte 
und  nach  dem  künftigen  Schicksal  des  deutschen  Volkes.  Thm  erschien 
die  Geschichte  des  deutschen  Volkes  als  ein  grosser  tragischer  Kampf  um 
das  ihm  eingewurzelte  Ideal,  das  in  dem  Heldenthum  unserer  heidnischen 
Vorfahren  seine  erste  und  in  gewissem  Sinn  nicht  wieder  erreichte 
Verkörperung  gefunden  hatte,  dann  vor  dem  einfluthenden  christlich- 
romanischen Wesen  trotz  hartnäckigen  Widerstandes  hatte  zurück- 
weichen müssen,  um  sich  im  Humanismus  der  Neuzeit  wiederum  lebens- 
kräftig zu  erheben:  „erst  im  Humanismus  Ist  das  furchtbare  Problem, 
das  unserer  Nation  mit  der  Verpflanzung  der  lateinischen  Kirche  auf 
ihren  Boden  gestellt  war,  völlig  gelöst  und  mit  der  Idee  der  Mensch- 
heit ihr  endlich  die  Freiheit  wieder  geschenkt,  nach  ihrem  eignen 
inneren  Gesetze  zu  leben".  Schiller  und  Wilhelm  von  Humboldt  waren 
ihm  die  Träger  dieser  neu  errungenen  Idee,  die  Wegweiser  der  Nation, 
wenn  sie  sich  selbst  treu  bleiben  will. 

Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  eine  kritische  Würdigung  dieser 
merkwürdigen  Verbindung  germanisch  -  nationaler  und  hellenisch- 
humanistischer Anschauungen  zu  versuchen,  die,  wie  niq.n  bemerken 
wird,  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  heut  weit  verbreiteten,  durch 
die  neuest^  Philosophie  beeinflussten  Betrachtungsweisen  enthält.  Nur 
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sei  betont,  dass  jene  Gedanken  Müllenhoflfs  auch  für  ein  tieferes  Ver- 
ständniss  der  Aufnahme  der  fremden  Rechte  in  Deutschland  und  ihrer 
Geschichte  nicht  bedeutungslos  sind :  sie  enthalten  eine  starke  Warnung 
vor  einer  isolirten  Betrachtung  jener  wichtigsten  Thatsache  unserer 
Rechtsgeschichte.  Nun  erblickte  Müllenhoff  die  Aufgabe  seines  Lebens- 
werkes darin,  „das  ursprünglich  deutsche  Element,  das  dem  römischen 
Wesen  lange  Widerstand  leistete,  um  es  schliesslich  wieder  siegreich 
zu  bekämpfen,  vollständiger,  allseitiger,  tiefer  darzustellen  als  bisher' 
(Scherer).  Die  Alterthumskunde  sollte,  wie  es  Röediger  in  den  schönen 
Worten  der  Vorrede  zum  zweiten  Bande  ausspricht,  unsere  Nation 
Selbsterkenntniss  lehren  und  durch  das  Yerständniss  der  Vergangen- 
heit uns  den  rechten  Weg  der  Zukunft  weisen.  Müllenhoff  wollte 
seinen  Volksgenossen  ein  Führer  in  ihre  Vergangenheit  sein,  damit  sie 
sich  aus  ihr  Kraft  für  die  Gegenwart  und  Zukunft  schöpften.  In  diesem 
Ernst,  in  dieser  Heiligkeit  erschien  ihm  sein  Beruf,  die  Aufgabe  seines 
Werkes. 

Die  sorgfältigste,  mühsamste,  ausgedehnteste  Forschung  setzte  er 
daran,  die  abgelegenste,  scheinbar  geringfügigste  Frage  suchte  er  bis 
zu  völliger  Erschöpfung  aller  erreichbaren  Hilfsmittel  zu  lösen  und  in 
den  Zusammenhang  des  Ganzen  einzuordnen,  um  ein  allumfassendes 
Bild  des  deutschen  Volkes  in  seiner  ungebrochenen  ursprünglichen 
nationalen  Eigenart  zu  entwerfen'). 

Er  begann  damit,  im  ersten  Bande,  einem  der  gelehrtesten  Bücher, 
die  je  von  Deutschen  geschrieben  sind  (Schönbach),  „die  Entdeckung 
G^rmaniens"  zu  untersuchen.  Zu  diesem  Zweck  wurde  in  äusserst  ver- 
wickelten quellenkritischen  Forschungen  zunächst  die  Kunde  der  Phöni- 
cier  vom  europäischen  Westen  und  Norden  so  weit  als  mögUch  fest- 
gestellt und  darauf  die  Gestalt  des  Pjtheas  aus  dem  Dunkel  der  Ueber- 
lieferung  herausgeschält:  denn  Pytheas,  der  zur  Zeit  Alexanders  von 
seiner  Vaterstadt  Marseille  aus  eine  Entdeckungsreise  ia  das  Nordmeer 
unternahm  —  Müllenhoff  vergleicht  diese  weiteste  Nordlandsfahrt  dea 
Alterthums  gern  mit  der  Fahrt  des  Columbus  — ,  ist  es  gewesen,  der 
als  Erster  deutsche  Völker  gesehen  und  lebendige,  menschliche  Kunde 
von  ihnen  den  Griechen  und  Römern  gebracht  hat;  vorher  waren  nur 
stumme  Zeugen,  die  singenden  Schwäne  und  der  Bernstein,  aus  ihrer 
Heimath  in  den  Süden  gelangt.  Nachdem  der  Eintritt  der  Germanen 
in  die  Geschichte  festgestellt  war,  kam  es  nunmehr  Müllenhoff  darauf 
au,  „den  Zustand,  den  das  Büd  des  alten  Germaniens  vor  Augen  stellt, 
historisch  als  geworden  und  werdend,  im  Verhältniss  zum  vorher  und 
nachher  zu  begreifen",  das  heisst,  die  Genesis  und  die  älteste  Gestalt 


')  Eine  bewunderungswürdige  Uebersicht  über  den  Gesammtinhalt  der 
Alterthumskunde  gibt  Öcherer  in  seiner  akademischen  Gfedächtnissrede  auf 
Müllenhoff,  abgedruckt  in  seiner  Biographie  Müllenhoffs  S.  149 — 173.  Eine 
fesselnd  geschriebene  Darlegung  der  Ergebnisse  des  ersten  Bandes  enthftit 
sein  Aufsatz:  „Die  Entdeckung  Germaniens",  abgedruckt  in  den  Yortrigen 
unH  Aufsätzen  zur  Geschichte  des  geistigen  Lebens  in  Deutschland  und 
Oesterreich,  Berlin  1874,  S.  21—44. 
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der  Nation  zu  erkennen.  Dieser  äusserst  schwierigen  Aufgabe  sind 
der  gegenwärtige  zweite  und  dritte  Band  der  Alterthumskunde  ge- 
widmet. Sie  enthalten  höchst  detaillirte  historisch  -  ethnographische 
Forschungen,  in  denen  der  Ursprung  der  Germanen  im  Zusammenhang 
der  europäischen  Bevölkerung,  ihr  Verhältniss  zu  Eisten,  Finnen, 
Slawen,  Kelten  untersucht  wird.  Glanzpunkte  dieser  Theile  sind  die 
Erörterungen  über  die  Züge  der  Kimbern  und  Teutonen  (II,  112  E), 
über  die  Einwanderung  der  Arier  in  Europa  (III,  164  ff.),  über  den  Ur- 
sprung der  Germanen  (III,  194  ff.).  Müllenhoff  beabsichtigte  hieran 
anschliessend  die  Ausbreitung  und  Verzweigung  des  germanischen 
Volksstammes  um  den  Beginn  der  christlichen  Zeitrechnung  zu  schildern, 
um  dann  in  den  folgenden  Bänden  den  Gang  aufzuzeigen,  den  geschicht- 
lich die  älteste  Entwicklung  der  Germanen  auf  den  verschiedenen 
Gebieten  des  nationalen  Lebens  genommen  hat:  Sprache,  Sitte,  Recht, 
Cultur ,  Verfassung,  Glauben,  Dichtung  sollten  nach  einander  behandelt 
werden.  Hiervon  liegt  nun  nichts  weiter  vor  als  das  erwähnte,  der 
Edda  gewidmete  Bruchstück  des  fönften  Bandes.  Für  alle  übrigen  Ge- 
biete muss  der  in  dem  vierten  Bande  enthaltene  Germania-Commentar, 
zu  dessen  näherer  Betrachtung  wir  uns  nunmehr  wenden,  zum  mindesten 
vorläufig,  Ersatz  gewähren. 

Und  för  alles,  was  mit  der  Germania  in  irgendwelchem  Zusammen- 
hang steht,  ist  dieser  Ersatz,  wie  Rödiger  mit  vollstem  Rechte  sagt,  ein 
unverächtlicher.  Deim  MüUenhoffs  Erläuterungen,  wie  sie  jetzt  ge- 
druckt vor  ims  liegen,  sind  das  Ergebniss  einer  durch  lange  Jahre  hin- 
durch fortgesetzten  Beschäftigung  mit  jener  Hauptquelle  unseres  Alter- 
thums.  Fünfzehn  Mal,  soweit  sich  feststellen  lässt,  zum  ersten  Mal  in 
Kiel  im  Jahre  1846,  zum  letzten  Mal  in  Berlin  im  Sommer  1882  hat 
er  über  sie  gelesen,  und  die  Arbeit  ac  seinem  Germaniacolleg  hat,  wie 
der  Zustand  des  Heftes  deutlich  zeigte,  nie  geruht. 

Alle  Fragen,  angefangen  von  denen  der  äusseren  Textkritik  bis 
hinauf  zu  den  verwickelten  Räthseln  der  Ethnographie,  der  Cultur, 
des  Rechts,  der  Religion,  hat  er  immer  von  Neuem  kritisch  prüfend 
durchdacht,  oft  frühere  Ansichten  berichtigend,  nicht  selten  fremde 
Meinungen  heftig  bekämpfend,  immer  von  der  hohen  Warte  einer  all- 
iimfassenden  Kenntniss  aller  einschlagenden  Wissenschaftsgebiete  aus. 
Und  das  giebt  seinen  Bemerkungen  ihren  unvergleichlichen  Werth:  man 
fahlt  auf  Schritt  und  Tritt,  dass  es  sich  hier  um  die  Mittheilung  von 
Ansichten  handelt,  die  in  strengster  Methode  gewonnen  sind,  dass  hier 
ein  Mann  spricht,  der  in  der  Wissenschaft  vom  classischen  und  ger- 
manischen Alterthum,  in  der  Sprachwissenschaft  und  in  der  Völker- 
und  Culturgeschichte  gleichmäfeig  zu  Hause  und  überall  ein  Meister  ist. 

Es  tritt  das  dem  Leser  sogleich  in  der  ausföhrlichen  Einlei- 
tung entgegen,  die  in  methodischer  und  selbst  stilistischer  Hinsicht 
das  Muster  einer  Einführung  in  einen  Schriftsteller  ist;  sie  enthält 
Stellen,  in  denen  die  knappen,  wuchtigen  und  doch  schlichten  Sätze 
sich  zu  eindrucksvollster  Wirkung  erheben.  In  erschöpfender  Weise 
handelt,  sie  vom  Zweck  und   dem  Ursprung  der  Schrift,   von  ihrer 
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Glaubwürdigkeit  und  Authentie,  von  den  übrigen  Nachrichten  der 
Alten  über  die  Germanen,  vom  Text  der  Germania  und  seiner  Ueber- 
lieferung,  von  den  Ausgaben,  Commentaren  imd  Uebersetzungen,  Ich 
möchte  als  besonders  wichtig  die  Bemerkungen  über  das  Verhältniss 
zwischen  den  Nachrichten  Caesars  und  denen  des  Tacitus  hervorheben. 
Bekaimtlich  sind  die  Ansichten  hierüber  getheilt  und  noch  jüngst  hat 
R  achfahl  in  einer  vielfach  sehr  verdienstlichen  Abhandlung  in  äusserst 
scharfer  Weise  zu  dieser  Frage  Stellung  genommen  (»Zur  Geschichte 
des  Grundeigenthums".  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
3.  Folge,  19.  Band,  1900,  besonders  S.  181.  184.  185;  namentlich  seiner 
energischen  Kritik  der  Ansichten  von  Wittich  und  Hildebrand  stimme 
ich  durchaus  zu).  Eine  Betrachtung  der  Berichte  beider  Autoren  über 
die  Agrarverfassung  der  Germanen  führt  ihn  zu  dem  Ergebniss,  dass 
Tacitus  in  seinen  Bemerkungen  nichts  anderes  als  eine  ziemlich  ober- 
flächliche und  wenig  correcte  Compilation  aus  Caesars  Commentarien 
liefere,  dass  er  nur  ein  ungeschicktes  und  vieldeutiges  Excerpt  aus  seiner 
Vorlage  gäbe;  und  so  stellt  ihn  denn  Rachfahl  überhaupt  weit  hinter 
Caesar  zurück;  er  hält  die  Frage  für  erledigt,  wer  von  beiden  die 
grössere  Glaubwürdigkeit  verdiene.  Früher  war  ein  ähnlicher  Stand- 
punkt bekanntlich  besonders  von  Sybel  vertreten  worden.  Müllen- 
hoflfs  reife  und  wohlüberlegte  Auseinandersetzungen  erweisen  schlagend 
die  darin  liegende  Einseitigkeit  und  Verkehrtheit.  Seine  zusammen- 
fassende Würdigung  beider  Schriftsteller,  die  sich  nicht  auf  die  isolirte 
Vergleichung  einzelner  Stellen  stützt,  sondern  alle  in  Betracht  kotii- 
menden  Umstände  sorgfältig  abwägt,  zeigt,  dass,  wo  in  den  Dingen 
ein  directer  unlösbarer  Widerspruch  zwischen  beiden  Zeugen  stattfindet, 
nothwendig  Caesar  gegen  Tacitus  zurückstehen  muss,  wie  das  schon 
Jacob  Grimm  richtig  vertreten  hat.  Denn  Caesar  war  von  den  Be- 
richten seiner  gallischen  Führer  und  Dolmetscher  abhängig,  er  hatte 
nur  oberflächliche  Kenntnisse,  er  beabsichtigte  gar  nicht,  die  germani- 
schen Verhältnisse  zum  Gegenstand  des  Studiums  zu  machen,  er  fügte 
ihre  Schilderung  gleichsam  als  Lückenbüsser  in  seine  Kriegsberichte 
ein.  Als  er  schrieb,  befand  sich  die  Berichterstattung  über  die  Ger- 
manen in  ihren  Anfangsstadien,  und  es  ist  undenkbar,  dass  in  den 
hundertundfünfzig  Jahren,  die  bis  zur  Abfassung  der  Germania  ver- 
flossen, die  imunterbrochene  kriegerische  und  firiedliche  Berührung  mit 
ihnen  die  Kenntnisse  über  sie  nicht  gewaltig  vermehrt  haben  sollte. 
Und  wenn  auch  Tacitus  nicht  auf  Grmid  eigner  Anschauung  berichtete, 
so  war  er  doch  zweifellos  —  die  eingehenden  Untersuchungen  Müllen- 
hoffs  stellen  das  ausser  jeden  Zweifel  —  durch  seine  höchst  umfassende 
Verwerthung  der  umfangreichen  Litteratur  über  Germanien  und  durch 
die  vielfachen  Beziehungen,  die  er  in  Rom  persönlich  zu  den  genaue- 
sten Kennern  der  germanischen  Dinge  anknüpfen  konnte,  durchaus  auf 
der  Höhe  der  damaligen,  weit  über  Caesar  hinausgekommenen  Wissen- 
schaft. Die  Germania  bietet,  wie  MüUenhoff  sag^,  das  reife  Resultat 
der  Erfahrungen,  das  reine  Pacit  der  Kenntnisse,  die  sich  hauptsächlich 
in  militärischen  Kreisen,  in  den  grossen  Standquartieren  am  Rhein  und 
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an  der  Donau  gesammelt  und  festgestellt  hatten;  darum,  so  sag^  er, 
könne  man  eine  bessere  Gewähr  und  Beglaubigung  der  darin  enthal- 
tenen Nachrichten  nicht  wünschen  und  biete  sie  keine  andere  Schrift. 
Mir  scheint,  dass  dieser  Standpunkt  MüUenhoflfe  aUe  innere  und  äussere 
Wahrscheinlichkeit  fär  sich  hat  und  dass  Interpretationsversuche,  die 
die  Berichte  der  Germania  als  taciteische  Irrthümer  bei  Seite  schieben, 
von  vornherein  die  Vennuthung  gegen  sich  haben. 

Sehr  bemerkenswerth  und  m.  E,  gleichfalls  endgültig  entscheidend 
sind  dann  auch  MüllenhoflEs  Ausführungen  über  den  Zweck  der  Schrift, 
der  darin  bestand,  dem  römischen  Publikum  durch  eine  Schilderung 
der  gefährlichsten  Feinde  des  Reiches  die  lange  Abwesenheit  des  neuen 
Kaisers  als  durchaus  nothwendig  begreiflich  zu  machen  imd  die  unge- 
messenen Ansprüche  der  Kriegspartei  zurückzuweisen. 

Der  Einleitung  folgen  die  Erläuterungen,  in  Commentarweise  sich 
den  Sätzen  der  Schrift  anschliessend.  Für  den  Rechtshistoriker  sind 
natürlich  die  Anmerkungen  zum  ersten,  allgemeinen  Theil  der  Schrift 
von  vorwiegendem  Interesse,  die  Erörterungen  über  die  Staats-  und 
Privatrechtsalterthümer.  Freilich  macht  sich  hier  nun  sogleich  der 
Umstand  geltend,  dass  selbst  die  jüngste  Fassung,  auf  die  die  Heraus- 
geber zurückgehen  konnten,  bereits  vor  geraumer  Zeit  entstanden  ist; 
wie  bemerkt,  hat  MüllenhofF  zum  letzten  Mal  im  Sommer- Semester 
1882  über  die  Germania  gelesen.  MüllenhofF  Conomentar  liegt  also, 
um  nur  dies  eine  zu  sagen ,  um  mindestens  fOnf  Jahre  hinter  dem  Er- 
scheinen des  ersten  Bandes  von  Brunners  Deutscher  Rechtsgeschichte 
zurück.  Wäre  es  möglich  gewesen,  ihn  unmittelbar  nach  Müllenhoffs 
Tode  ans  Licht  zu  fördern,  so  würde  er  auch  für  die  Rechtsgeschichte 
nach  vielen  Richtungen  hin  bahnbrechend  haben  wirken  können.  Aber 
auch  im  Jahre  1884  wäre  er  kaum  von  unmittelbar  actueller  Bedeutimg 
gewesen,  denn  abgesehen  von  Baumstarks  Schriften,  deren  letzte  1880 
erschien,  hat  MüllenhofF  die  rechtsgeschichtliche  Litteratur  kaum  über 
Sohms  fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  hinaus  (1871)  verfolgt. 
Man  kann  also  selbstverständlich  bei  MüllenhofF  keine  Belehrung  über 
die  neuesten  im  Vordergrund  des  Interesses  stehenden  rechtsgeschicht- 
lichen Fragen  finden;  die  jetzt  lebhaft  besprochenen  Controversen  über 
die  ältesten  Standesverhältnisse,  über  die  Ansiedlungsweise ,  über  das 
Mutterrecht  und  viele  andere  werden  als  solche  nicht  berührt.  Jedoch 
liegt  darin  kein  Nachtheil,  mindert  sich  darum  der  Werth  des 
Werkes  keineswegs.  Deim  nicht  immer  steht  die  Lebhaftigkeit,  mit 
der  neue  Ansichten  aufgestellt  uud  vertheidigt  werden,  im  Einklang 
mit  ihrer  Wichtigkeit  und  Richtigkeit.  Es  mahnt  zur  Besonnenheit, 
die  wohldurchdachten  Ansichten  eines  Mannes  zu  vernehmen,  der  mit 
ihnen  nach  reiflichster  Prüfong  auszukommen  meinte,  um  die  auch  ihm 
in  voller  Schärfe  entgegengetretenen  Schwierigkeiten  zu  lösen.  Und  in 
unserem  Fall  ist  es  besonders  eindrucksvoll,  wenn  wir  sehen,  wie  in 
vielen  Punkten  MüUenhofF  genau  dieselben  Ansichten  seinen  Zuhörern 
vorgetragen  hat,  zu  denen  Brunner  durch  seine  Untersuchungen  geführt 
wurde.    Ich  möchte  hier  vor  allem  auf  Müllenhoffe  Erörterungen  über 


250  Litteratur. 

Eönigthum  und  Yielherrscliaft  bei  den  Germanen  aufmerksam  machen  (zu 
Grenn.  c.  7.,  S.  184—197).  Es  wird  hier  in  ausfahrlicher  Weise  dargethan, 
dass  Eönigthum  und  Principat  nicht  als  Gegensatz  von  Monarchie  und  Re- 
publik aufzufassen,  dass  vielmehr  beide  nur  zwei  verschiedene  Formen 
einer  und  derselben  Sache  sind,  nur  dadurch  unterschieden,  dass  beim 
Principat  eine  Theüung  der  höchsten  Gewalt  unter  mehrere  Personen 
oder  Geschlechter  stattfindet,  so  dass  der  rex  im  Allgemeinen  über  eine 
grössere  Unterthanenmenge  regirte  als  der  princeps.  Also,  wie  man 
sieht,  der  rex  genau  wie  bei  Brunner  als  der  princeps  civitatis  aufgefasst. 

Es  würde  zu  weit  führen,  auf  aUe  für  den  Rechtshistoriker  wichtigen 
Stellen  einzugehen;  eine  kritische  Prüfung  derselben  hiesse  ein  Werk 
über  die  germanischen  Rechts*  und  Verfassungszustände  schreiben. 
Indem  ich  mich  daher  mit  einem  blossen  Hinweis  auf  die  Bemerkungen 
über  die  Hundert-  und  Tausendschaffcen  (S.  174  ff.),  die  richtenden 
principes  (250  ff.) ,  die  Strafgewalt  der  Priester  und  Könige  (199  f.  215. 
238),  die  Friedlosigkeit  (246  f.),  die  Wehrhaftmachung  (256  f.),  die  Ehe- 
schliessimg  (305)  begnüge,  mögen  hier  nur  noch  zwei  besonders 
wichtige  Abschnitte  hervorgehoben  werden.  Einmal  die  Erläutenmg 
des  viel  besprochenen  c.  13  über  das  Gefolgswesen  der  Germanen  (S.  259  ff.). 
Müllenhoff  hält  aus  textkritischen  Gründen  an  der  Lesart  principis 
dignationem  fest  imd  sieht  in  der  den  jungen  Leuten  von  Seiten  der 
Fürsten  zu  Theil  werdenden  Auszeichnung  die  an  ihnen  durch  die 
Fürsten  vollzogene  Wehrhaftmachung;  die  neuerdings  von  Zange- 
meister und  Schröder  vertheidigte Lesart  principis  dignitatem  und 
ihre  Uebersetzung  mit:  „ Fürstenwürde "  (oder  wie  Z.  und  Sehr,  sagen 
„Fürstenrang")  wird  ausdrücklich  abgelehnt.  Auf  jeden  Fall  ergiebt 
Müllenhoffs  Erklärung  der  ganzen  Stelle  einen  völlig  klaren  Sinn  und 
schliesst  sie  sich  den  Worten  des  Tacitus  auf  das  allerengste  an,  zu- 
mal auch  was  die  Uebersetzung  der  Worte  etiam  adulescentulis  betrifft: 
die  Auszeichnimg,  von  den  Fürsten  die  Waffenreichung  zu  erhalten, 
trifft  unter  Umständen  sogar  ganz  junge,  kaum  dem  Knabenalter  ent- 
wachsene Leute,  solche  nämlich,  denen  insignis  nobilitas  oder  magna 
patrum  merita  zur  Seite  steht;  imd  wenn  ihnen  diese  Ehre  zu  Theil 
geworden  ist,  so  werden  sie  trotz  ihrer  Jugend  den  längst  erprobten 
Gefolgsgenossen  angereiht.  Mir  erscheint  das  weit  natürlicher  als  wie 
wenn  Geffcken  (Histor.  Zeitschrift,  N.  F.  48,  1900,  S.  80  ff.)  diesen  ganz 
jungen  Leuten  das  Fürsten amt  beigelegt  wissen  will. 

Ungemein  eingehend  endlich  sind  Müllenhoffs  Erläuterungen  zu 
dem  berühmten,  an  Räthseln  reichsten  c.  26.  Hier  hat  sich  Roediger 
ein  grosses  Verdienst  erworben,  indem  er  durch  eine  im  Wesentlichen 
von  ihm  selbst  vorgenommene  Formulirung  die  mehrfach  schwankenden 
Ansichten  Müllenho£&  zu  einer  in  sich  geschlossenen  Auffassung  ver- 
bunden hat,  dabei  mehr  dem  jüngeren  als  dem  älteren  Müllenhoff 
folgend.  Ich  beschränke  mich  auf  eine  kurze  Zusammenfassung  der 
Roediger-Müllenhoffschen  Erklärung,  die  wiederum  in  allen  wesentlichen 
Punkten  der  Brunnerschen  entspricht,  wie  sie  ihrerseits  hauptsächlich 
auf  den   Untersuchungen  von  Müllenhoff  Freunde   und  Landsmann 
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Georg  Hanssen  beruht.  Was  den  Text  betrifft,  so  hält  Müllenhoff 
an  der  Lesart  in  vices  fest  und  übersetzt  diesen  dichterischen  Ausdruck 
mit  jum  zu  wechsehi".  Es  handelt  sich  um  die  wiederkehrende  Oc- 
cupation  eines  Landstriches  zum  Behuf  der  Bebauung.  Li  der  Feld- 
mark, in  der  die  betreffende  Ansiedelimg  gelegen  ist  (Tacitus  ver- 
wendet den  Ausdruck  campus,  campi  zur  Bezeichnung  der  g^ammten 
zu  dieser  Ansiedelung  gehörenden  Flur,  zu  der  also  Wälder,  Wiesen 
u.  s.  w.  gehören) ,  occupirt  die  Gesammtheit  (universitas  cultorum)  von 
den^jenigen  Land,  das  unter  den  Pflug  genommen  werden  könnte  (ager), 
nur  einen  bestimmten  Theil,  nur  bestimmte  Theilstücke  (agri),  z.B. 
das  Norder-  imd  Süderfeld.  Diese  Theilstücke  des  ager,  die  agri,  deren 
Zahl  und  Grösse  sich  nach  der  Zahl  der  Bebauer  richtet  (pro  numero 
cultorum),  werden  occupirt  auf  Wechsel  hin,  um  zu  wechseln  (in  vices); 
d.  h.  wenn  z.  B.  das  Norder-  und  Süderfeld  abgewirthschaftet  ist,  soll 
das  Wester-  und  Osterfeld  daran  kommen.  Und  nun  wird  das  augen- 
blicklich in  Bearbeitung  genommene  Ackerland,  also  z.  B.  das  Norder- 
tmd  Süderfeld  (agri),  vmter  die  Berechtigten-  durch  das  Loos  secundum 
dignationem  vertheilt,  d.  h.  nach  dem  Ansehen  der  berechtigten  Per- 
sonen oder  Geschlechter ;  damit  soll  gesagt  sein,  dass  angesehene  Fami- 
lien mehr  als  ein  Loostheil  erhalten,  dass  unter  Umständen  auch  die 
AntheUe  zerlegt  werden  konnten.  Diese  Loostheile,  sortes,  sind  die 
Streifen,  die  Gewanne,  in  die  die  agri  zerlegt  werden.  Da  nun  aber 
diese  Gewanne  ihrerseits  so  beträchtlich  sind,  dass  sie  von  den  Einzelnen 
unter  Umständen  nicht  vöUig  ausgenutzt  werden  köimen,  so  bleiben 
Stücke  von  ihnen  in  diesem  Jahre  unbebaut  liegen:  superest  ager;  die 
in  Bebauung  genommenen  Stücke  der  sortes  sind  die  arva.  Im  nächsten 
Jahr  bebaut  der  Einzelne  das  in  diesem  unbenutzt  gebliebene  Stück 
seiner  sors :  arva  per  annos  mutant.  Dies  ist  der  alljährlich  innerhalb 
des  dem  einzelnen  Theilhaber  zugefallenen  Looses  stattfindende  Wechsel. 
Hat  man  nun  die  sortes  ausgenutzt,  sind  die  Gesammtflächen  der  sortes 
eine  Zeit  hindurch  als  arva  beackert  worden,  so  findet  nunmehr  der 
andere  Wechsel,  der  Wechsel  der  agri  (in  vices)  statt :  nun  vertauscht 
man  etwa  das  Norder-  und  Süderfeld  mit  dem  Wester-  und  Osterfeld. 
Dieser  Wechsel  der  agri  tritt  nicht  wie  der  der  arva  alljährlich  ein, 
sondern  in  verschiedenen  Zeiträumen,  die  sich  je  nach  der  Ergiebigkeit 
des  Bodens,  nach  den  Yerändeirmgen  in  tier  Einwohnerschaft  des  Dorfes 
bestimmen.  So  die  Müllenhof^he  Interpretation;  sie  findet  ihren 
Beschluss  in  einer  Yergleichung  der  G«rmaniastelle  mit  den  Nach- 
richten Caesars  über  den  Ackerbau  der  Germanen.  Die  hauptsächliche 
Verschiedenheit  wird  darin  gefunden,  dass  Caesar  zwar  auch,  überein- 
stimmend mit  Tacitus,  von  Gesammtbesitz  an  der  Feldflur,  von  jähr- 
lichem Wechsel  des  bestellten  Bodens,  ausserdem  aber,  abweichend 
von  Tacitus,  von  einem  Wechsel  der  Besteller  (sie  sind  das  eine  Jahr 
Krieger,  das  andere  Bauern)  und  von  einer  alljährlichen  Verlegung  der 
Ansiedelungen  spricht.  Diese  Verschiedenheit  erklärt  M.  daraus,  dass 
zur  Zeit  des  Tacitus  die  Besitzverhältnisse  bei  den  Germanen  fester 
und  iijhiger  geworden  sind. 
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Die  herrschende  Lehre,  wie  sie  Brunner,  Schröder,  im  Wesent- 
lichen auch  Meitzen  vertreten,  findet  also,  wie  schon  bemerkt,  in 
Müllenhoffs  Erörterungen  eine  wesentliche  Stütze.  Und  ich  meine, 
gerade  an  dieser  Stelle  wird  Müllenhoffs  Commentar  gegenüber  den 
neuesten,  zum  Theil  radicalen  Auslegungsversuchen  mäfsigend  wirken. 
Ich  will  es  hier  nicht  unternehmen,  MüUenhoff  gegen  sie  zu  vertheidigen, 
oder  seinen  Standpunkt  mit  ihnen  zu  vereinigen  zu  versuchen;  er 
wird  künftig  ohnehin,  wo  immer  diese  Fragen  zur  Erörterung  konunen 
werden,  eingehend  berücksichtigt  werden  müssen.-  Nur  noch  einmal 
möchte  ich  auf  das  Verhältniss  zwischen  Tacitus  und  Caesar  zu  sprechen 
kommen,  da  dessen  Beurtheilung  ja  in  der  That  ausschlaggebend  ist, 
und  fragen,  ob  wir  wirklich  darin  die  Lösung  aller  Schwierigkeiten 
erblicken  sollen,  dass  wir  den  Satz  des  Tacitus  als  eine  Zusammen- 
stoppelung  aus  den  Berichten  Caesars  bezeichnen,  die  sich  weder  durch 
Klarheit  noch  Präcision  oder  Geschmack  auszeichne,  als  eine  in  gfrotesker 
Form  gebotene  Quintessenz  seiner  caesarianischen  Lesefrüchte  (Bach- 
fahl)? Es  liegt  in  solcher  Auffassung  ein  Mangel  an  Yerständniss  für 
die  Grösse  des  Tacitus,  för  seinen  schriftstellerischen  Rang,  der  eine 
richtige  Verwendung  seiner  Nachrichten  unmöglich  macht.  Und  wenn 
Tacitus  wirklich  (was  an  sich  gar  nicht  auföillig  wäre)  mit  Absicht 
Worte  des  Caesar  in  seine  eignen  S&tze  eingeflochten  hat  (Rachfahl 
behauptet  das  von  dem  in  vices  und  secundum  dignationem),  muss  darin 
ein  verständnissloses  Ausschreiben  seiner  Vorlage  liegen?  Müssen  wir 
dem  Tacitus  nicht  ein  mindestens  ebenso  gfutes  Verständniss  der  Aus- 
drücke der  Conomentarien  zutrauen,  als  wir  von  ihnen  haben?  Kann 
nicht  Tacitus  vielleicht  grade  darum  Caesars  Worte  benutzt  haben, 
um  den  Unterschied  zwischen  seiner  imd  jenes  Schilderung  um  so 
schärfer  hervortreten  zu  lassen?  Es  ist  ein  verzweifeltes  Auskunfts- 
mittel, einem  Schriftsteller  wie  Tacitus,  dessen  gekünstelter  Stil 
ja  freilich  Schwierigkeiten  genug  bereitet,  Einsichtslosigkeit  zuzu- 
schreiben. 

Zum  Schluss  sei  endlich  noch  hinzugefügt,  dass  der  Herausgeber 
dem  Commentar  selbst  eine  Reihe  von  Anhängen  beigefügt  hat,  in 
denen  die  fär  die  Alterthumskunde  wichtigen  Beiträge  aus  den  kleineren 
Schriften  Müllenhoffs,  soweit  sie  nicht  in  den  Commentar  selbst  ein- 
gefügt werden  konnten  und  soweit  sie  nicht  schon  in  den  früheren 
Bänden  der  Alterthumskunde  abgedruckt  waren,  sich  vereinigt  finden. 
Den  Rechtshistoriker  wird  besonders  der  Abschnitt  aus  der  Recension 
von  Eonrad  Maurers  Abhandlung  über  die  Wasserweihe  interessiren, 
in  der  MüUenhoff  in  zum  Theil  sehr  starker  Polemik  die  Grundlosig- 
keit der  Hypothese  nachweist,  die  heidnischen  Nordgermanen  hätten 
den  Gebrauch  der  Wasserweihe  nach  dem  Vorbild  der  christlichen 
Taufe  angenommen. 

Ausführliche  Register  von  Robert  Petsch  beschliessen  den  Band. 
Und  so  empfehlen  wir  denn  mit  dem  Ausdruck  des  lebhaftesten  Dankes 
an  die  Herausgeber,  die  einen  kostbaren  Schatz  vor  dem  Vergessen- 
werden bewahrt  haben,  „diesen  reichhaltigsten  und  besten  aller  Germania- 
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Commentaare"  allen  Rechtshistorikem  zu  eifrigem  Studium;  möchte 
MüUeuhoffs  tiefe  und  weitumfassende  Gelehrsamkeit  auch  ftlr  unsere 
Wissenschaft  anregend  und  vorbildlich  wirken. 

Bonn.  B.  Hübner. 


Chr.  Kjer,  Overretssagfierer.  Edictus  Rotari.  Studier  vedr«- 
rende  Langobardemes  Nationalitet.  8  (VII  og  153  8.) 
Aarhus  1898,  Jydsk  Forlags-Forretning. 

Auf  dem  Wege  der  Vergleichung  des  im  Edictus  Rotharis  auf- 
gezeichneten Rechts  mit  dem  altskandinavischen,  insbesondere  dem 
altdänischen,  sucht  Kjer  den  Beweis  für  die  skandinavische  Nationalität 
der  Langobarden  zu  erbringen.  Seiner  Untersuchung  wird  das  Verdienst 
nicht  abzusprechen  sein,  dass  durch  sie  die  unverkennbare  und  mehr- 
fach bemerkte^)  Aehnlichkeit  zwischen  den  Vorschriften  der  beiden 
Rechtsgruppen  in  manchen  Einzelheiten  weitere  Bestätigung  erfahren 
hat.  Darüber  hinaus  kann  die  von  ihm  aufgestellte  These  nicht  als 
esrwiesen  oder  richtig  anerkannt  werden.  Die  schwer  wiegenden  Be- 
denken, welche  der  von  ihm  angenommenen  Ansicht  Fickers  über 
das  Verhältniss  von  Rocht  und  Sprache  entgegenzusetzen  sind*),  hat 
auch  der  Verfasser  durch  die  kurze  der  Frage  gewidmete  Erörterung 
(S.  10  fP.)  naturgemäfs  nicht  aus  dem  Wege  räumen  können.  Aber 
auch  abgesehen  hiervon  genügen  seine  Ausführungen  nicht  entfernt 
zur  Rechtfertigung  der  an  sie  geknüpften  Schlussfolgerung. 

Gegen  die  von  Kjer  befolgte  Methode  ist  eine  allgemeine  Ein- 
wendung zu  erheben.  Er  meint,  es  genüge  für  seinen  Zweck,  in  einer 
möglichst  grossen  Zahl  von  Punkten  die  Uebereinstimmung  oder  Aehn- 
lichkeit des  langobardischen  mit  einem  oder  mehreren  von  den  alt- 
skandinavischen Rechten  nachzuweisen.  Er  hält  es  nicht  für  erforder- 
lich, auf  Schritt  und  Tritt  aucJ-  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  jene  Ueber- 
einstimmung sich  auf  die  genannten  beiden  Rechtsgruppen  beschränkt, 
ob  sie  nicht  auch  zwischen  dem  langobardischen  und  anderen  deutschen 
Rechten  nachweisbar  oder  doch  als  wahrscheinlich  vorauszusetzen  ist. 
Ohne  ein  Eingehen  auf  diese  Frage  aber  dulden  die  Feststellungen 
des  Verfassers  selbstredend  nicht  die  Verwerthung  im  Siime  seiner  These. 

So  hält  der  Verfasser  (S.  27  f )  z.  B.  die  confirmatio  per  gaire- 
thinx  (ed.  Roth.  c.  386)  mit  dem  no;:dischen  väpnatak  zusammen; 
dem  von  ihm  erwähnten  „frameas  concutiunt"  des  Tacitus  entninmat 
er  aber  kein  Bedenken  gegen  die  Charakterisirung  des  Brauches  als  eines 
specifisch  nordischen.  So  stellt  er  (S.  46)  das  langobardische  wifare 
mit  dem  in  Vestgötalagen  I  J.  20,  II  J.  45  bezeugten  Brauche  zu- 
sammen, ohne  sich  um  dessen  Vorkommen  auch  bei  Baiem  und 
Franken  weiter  zu   kümmern.    So   findet  er  (S.  49)  darin,   dass  der 

^)VgI.  namentlich  Brunner  Rechtsgeschichte  IS. 373 f.—  *)Ton.Amira 
Gott.  gel.  Anz.  1892  S.  277  «. 
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Parteieneid  eins  der  ursprünglichen  Beweismittel  auch  des  lango- 
bardischen  Rechts  war,  eine  „Annäherung  an  dänisches  Recht" !  Unter 
den  zahlreichen  „Anknüpfungspunkten"  des  langobardischen  Eidhelfer- 
rechts an  das  altdänische  Recht  wird  ohne  Rücksicht  auch  nur  auf 
die  Quellenzeugnisse  bei  Grimm  (R.  A.  *  1,  228  f.;  2,  546  f.)  der 
Waffeneid  an  erster  Stelle  genannt.  Die  allmähliche  Einschränkung 
der  Blutrache  durch  die  Todtschlagssühne,  deren  Schilderung  (S.  120) 
in  allem  Wesentlichen  genau  z.  B.  auf  die  fränkische  Rechtsentwicke- 
lung passen  würde,  glaubt  der  Verfasser  ohne  Weiteres  als  Stütze 
seiner  Behauptung  verwenden  zu  dürfen.  Seine  Ausführungen  über 
die  Freilassungsarten  (S.  21  flf.),  das  Beweisrecht  (S.  44  flf.),  die  Form 
der  Eheschliessung  (S.  61  S.),  die  Morgengabe  (S.  70  f.),  die  Busstaxen 
(S.  132  ff.)  u.  a.  m.  sind  durchweg  mit  demselben  Fehler  behaftet. 

Hierzu  kommt  nun  aber  noch,  dass,  auch  soweit  es  sich  lediglich 
um  die  Vergleichung  des  langobardischen  und  der  skandinavischen 
Rechte  selbst  handelt,  die  Aufstellungen  des  Verfassers  keineswegs 
durchweg  richtig  sind.  Zum  Beweise  mögen  zwei  besonders  deutliche 
Fälle  dienen.. 

Der  Verfasser  findet  den  dänischen  Vcrpfründungsvertrag  (Fled- 
ferelse)  in  der  donatio  per  gairethinx  wieder.  Ihr  Zweck  soll  seih 
(S.  108),  „unter  Aufgabe  gewisser  allgemeiner  Vermögensrechte  dem 
donator  einen  Mann  zu  verschaffen,  der  ihm  seine  wirthschaffcliche 
Existenz  für  die  Dauer  seines  Lebens  sichern  kann."  Diese  erstaunliche 
Behauptung  wird  namentlich  auf  zwei  Gründe  gestützt :  einmal  darauf 
dass  nach  ed.  Roth.  171  Krankheit  oder  hohes  Alter  als  Grund  für 
die  Vornahme  des  Rechtsgeschäfts  vorausgesetzt  werde  (S.  105, 108  Anm. 
27,  109),  und  femer  dass  nach  Roth.  173,  wie  das  Wort  „transmigrare" 
erkennen  lasse,  der  Geber  zu  dem  Empfänger  ziehe  und  also  seine  eigene 
Wohnung  verlasse  (S.  105  f.,  107).  Es  ist  schwer,  dieser  Beweisführung 
gegenüber  ernst  zu  bleiben.  Roth.  c.  171  setzt  den  Fall,  dass  jemand  ein 
thinx  gemacht  hat,  der  „se  disperauerit  aut  propter  senectutem  aut 
propter  aliquam  infirmitatem  corporis,  filiüs  non  possit  habere." 
Unser  Verfasser  beachtet  den  letzten  Satz  nicht,  der  den  Gegenstand 
des  „se  disperare"  angiebt,  und  gelanget  so  dazu,  die  Vorschrift  von 
wirthschaftlicher  Nothlage,  statt  von  einer  vermeintlichen  Zeugungs- 
uniähigkeit  zu  verstehen!  Roth.  c.  174  aber  statuirt  die  Regel:  „Kon 
leciat  donatori  ipsum  thinx,  quod  antea  fecit,  iterum  in  alium  hominem 
transnodgrare".  Unser  Verfasser  lässt  die  Worte  „ipsum  thinx,  quod 
antea  fecit"  ausser  Acht,  fasst  „transmigrare"  ^intransitiv  statt  transitiv 
und  setzt  an  die  Stelle  der  vom  Gesetze  ausgesprochenen  Verfügungs- 
beschränkung das  an  den  donator  gerichtete  Verbot,  von  dem  Em- 
pfänger des  gairethinx  zu  einem  andern  zu  ziehen ! 

Ein  anderes  Beispid  dafür,  wie  der  Verfasser  mit  den  Quellen 
umgeht,  um  ihre  Angaben  seinem  Zwecke  dienstbar  zu  machen,  bieten 
seine  Ausführungen  über  die  Freilassung  (S.  23  ff.,  vgl.  auch  S.  105). 
Aus  c.  224  I.  in  ed.  Roth,  geht  klar  hervor,  dass  die  Freilassimg 
zum  haamund  der  Freilassung  zum  fulcfree  gegenüber  ein  Mehr  be- 
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deutet.  Vom  haamund  hebt  das  Gesetz  insbesondere  hervor,  dass  ihm 
beim  Fehlen  gesetzlicher  Erben  der  König  succedirt,  nicht  der  Patron 
oder  dessen  Erben.  Mit  Bezug  auf  den  fulcfree  factus  heisst  es  da- 
gegen: talem  legem  patronus  cum  ipso  uiuat,  tamquam  si  cum  fratrem 
aut  cum  alio  parente  suo  libero  langobardo  d.  h.  in  Ermangelung  ehe- 
licher Kinder  soll  ihn  der  Patron  nach  Mafsgabe  der  näheren  Be- 
stimmungen des  folgenden  Capitels  beerben.  Weü  nun  das  haamund 
facere  des  Patrons  als  ein  extraneum  a  se  facere  bezeichnet  wird, 
beim  fulcfree  facere  aber  ein  extraneum  facere  nicht  stattfindet,  glaubt 
K j  er  in  dem  letzteren  eine  Freilassung  mit  Aufnahme  in  das  Geschlecht 
des  Herrn,  im  haamund  facere  eine  Freilassung  ohne  Geschlechtsleite 
erblicken  zu  sollen.  So  eröf&iet  sich  ihm  die  Möglichkeit,  das  fulcfree 
facere  der  Freilassung  mit  Geschlechtsleite  zur  Seite  zu  stellen,  von 
der  die  Götarechte  und  das  Schoonenrecht  sprechen,  dagegen  mit  dem 
haamund  facere  den  in  Skanelagen  erwähnten  Fall  zu  vergleichen, 
dass  niemand  den  Freigelassenen  in  sein  Geschlecht  hat  aufnehmen 
wollen.  Diese  Zusammenstellung  ist  in  ihren  .beiden  Gliedern  gleich 
unbegründet.  Der  in  ein  Geschlecht  Aufgenommene  hat  nach  den 
skandinavischen  Rechten  eine  bessere  Rechtsstellung  als  der  nicht 
Aufgenommene;  deshalb  kann  nicht  jener  dem  fulcfree  factus,  dieser 
dem  haamund  des  Edicts  entsprechen.  Das  extraneum  a  se  facere 
kann  nicht  als  eine  Entlassung  aus  der  Sippe  des  Freilassers  betrachtet 
werden,  das  extraneum  non  facere  nicht  als  ein  Behalten  des  fulcfree 
in  dieser  Sippe.  Denn  der  fulcfree  factus  ist  kein  Sippgenosse  des 
Freilassers  geworden.  Mit  Unrecht  entnimmt  der  V  erf asser  das  Gegen- 
theü  aus  den  Worten  „talem  legem"  etc.  (s.  oben).  Sie  wollen  nur 
das  dem  Patron  zustehende  Erbrecht  charakterisiren.  Dieses  Erbrecht 
ist  aber  nicht  Ausfluss  und  Ausdruck  einer  Sippgemeinschaffc,  sondern 
Nachwirkung  des  durch  die  Minderfreilassung  nicht  vollkommen  auf- 
gehobenen Abhängigkeitsverhältnisses.  Schon  dass  es  nur  für  den 
Patron  gegenüber  dem  Freigelassenen  besteht,  nicht  auch  umgekehrt, 
hätte  den  Verfasser  an  seiner  Deutung  irre  machen  sollen.  Die  Par- 
allelisirung  skandinavischen  und  langobardischen  Freilassungsrechtes 
ist  in  der  von  ihm  versuchten  Art  nicht  möglich. 

Der  Verfasser  äussert  in  seiner  Schlussbetrachtung  (S.  151),  man 
werde  auf  Grund  der  von  ihm  angestellten  Untersuchung  doch  wohl 
erkennen  müssen,  „dass  langobardisches  Recht  in  vielen  Punkten  ge- 
radezu nordisches  Recht  ist,  stellenweise  sogar  bis  in  die  kleinsten 
Einzelheiten  hinein".  Er  verlangt  (S.  152)  von  den  etwaigen  Gegnern 
seiner  Ansicht  den  Nachweis  entweder  der  Unrichtigkeit  »irgend  einer 
der  angestellten  Untersuchungen"  oder  der  Existenz  anderer  altgermani- 
scher Volksrechte,  die  dem  der  Langobarden  näher  ständen  als  die 
südnordischen.  Dem  ersten  Theile  dieser  Alternative  dürfte  durch  die 
vorstehenden  Bemerkungen,  die  leicht  vermehrt  werden  könnten.  Ge- 
nüge geschehen  sein.  Ihr  zweiter  Theil  aber  enthält,  wie  im  Eingang 
dieser  Besprechung  bereits  gezeigt  worden  ist,  eine  Vertheilung  der 
Beweislast,  die  mit  den  Regeln  rechtsgeschichtUcher  Forschung  nicht 
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vereinbar  ist.  Den  von  Stobbe  und  Brunner  hervorgehobenen  Aehn- 
lichkeiten  zwischen  langobardischem  und  sächsisch- angelsächsischem 
Rechte  sucht  der  Verfasser  (S.  146  ff.)  mit  dem  Hinweise  darauf  zu  be- 
gegnen, dass  die  hier  in  Betracht  kommenden  Rechtssätze  zum  Theil 
im  nordischen  Rechte  Parallelen  fänden.  Um  so  weniger  durfte  er 
glauben,  dass  auch  eine  weitgehende  üebereinstimmung  des  lango- 
bardischen  imd  der  —  überdies  unter  einander  vielfach  verschiedenen  — 
skandinavischen  Rechte  für  sich  allein  den  Schluss  auf  die  skandina- 
vische Nationalität  der  Langobarden  gestatte. 

Kiel.  Max  Pappenheim. 


Dr.  Siegfried  Brie,  ord.  Professor  der  Kechte  a.  d.  Uni- 
versität Breslau.  Die  Lehre  vom  Gewohnheitsrecht. 
Eine  historisch-dogmatische  Untersuchung.  Erster  Theil. 
Geschichtliche  Grundlegung  (bis  zum  Ausgang  des  Mittel- 
alters). Breslau  1899.  Verlag  von  M.  u.  H.  Marcus. 
XV,  266  S.  8«. 

Die  Litteratur  über  Gewohnheitsrecht  ist  eine  keineswegs  geringe. 
Seit  Puchta's  bahnbrechender  Arbeit  erfuhr  die  Lehre  in  zahlreichen 
Schriften  vom  dogmatischen,  nicht  minder  auch  vom  rechtsphilosophi- 
schen und  historischen  Standpunkte  einen  weiteren  Ausbau  und  eine 
innere  Vertiefung.  In  Handbüchern  wie  in  Monographien  wurden  die 
einschlägigen  Fragen  erörtert;  aber  entsprechend  der  Eigenart  der  zu 
behandelnden  Materie  ist  selbst  in  so  wichtigen  Fragen,  wie  der  nach 
dem  tieferen  Grunde  der  verbindenden  Kraft  des  Gewohnheitsrechtes, 
oder  nach  den  Entstehungsfactoren  desselben  in  der  Theorie  bis  zum 
heutigen  Tage  noch  keine  volle  Einigung  erzielt  worden.  Um  so  er- 
freulicher war  es,  dass  die  Savigny-Stiftung  gerade  in  dem  Zeitpunkte, 
wo  im  deutschen  Reiche  die  langersehnte  Rechtseinheit  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Privatrechts  angebahnt  wurde,  eine  neuerliche  Revision 
der  gemeinrechtlichen  Lehre  vom  Gewohnheitsrechte  als  Preisaufgabe 
aufstellte. 

Ihr  verdanken  wir  die  im  Folgenden  zu  besprechende  treffliche 
Untersuchung.  Denn  Brie  wurde  gerade  durch  diese  Preisausschrei- 
bung veranlasst,  der  Lehre  vom  Gewohnheitsrechte  seine  besondere 
Aufinerksamkeit  zuzuwenden.  Aber  nur  zu  bald  gelangte  er  zu  der 
ganz  richtigen  Erkenntniss,  dass  für  jede  halbwegs  befriedigende  Neu- 
bearbeitung dieses  Gegenstandes  neben  und  vor  den  aus  der  allge- 
meinen Rechtslehre  zu  schöpfenden  grundsätzlichen  Gesichtspunkten 
eine  sorgföltige  quellenmäfsige  imd  dogmengeschichtliche  Grund- 
legung unentbehrlich  sei.  Indem  er  sich  zu  dieser  keineswegs  leichten 
und  einfachen  Arbeit  entschloss,  und  in  dem  vorliegenden  ersten  Theile 
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die  Zeit  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  behandelte,  hat  er  die 
wissenschaftliche  Erkenntniss  des  Wesens  dieser  Rechtsquelle  wesent- 
lich gefördert. 

Ein  Blick  auf  das  9  Seiten  umfassende  Inhaltsverzeichniss  zeigt 
uns  ausführlich  die  Disposition  der  Arbeit  und  gibt  uns  an,  in  welcher 
Weise  der  Verfasser  den  Entwicklungsgang,  den  die  Lehre  vom  Ge- 
wohnheitsrechte bis  zur  Reception  der  fremden  Rechte  genommen  hat, 
darzustellen  versucht  hat.  Vom  römischen  Rechte  ausgehend,  be- 
handelt er  im  2.  Abschnitte  die  eigenartige  Ausgestaltung,  welche  dem 
Gewohnheitsrechte  im  kanon.  Rechte  zu  Theil  wurde,  beleuchtet  ein- 
gehend und  auf  Grund  eines  mit  ungewöhnlichen!  Fleisse  gesanmielten 
Materials  die  Stellung  der  Glossatoren  und  Postglossatoren,  dann  der 
Eanonisten  zu  den  einschlägigen  Fragen,  und  wendet  im  letzten  Ab- 
schnitte dem  Wesen  des  Gewohnheitsrechtes  im  deutschen  bezw.  ger- 
manischen Rechtsleben  seine  besondere  Aufinerksamkeit  zu. 

Was  zunächst  das  römische  Recht  (§  1  —  8)  anbelangt,  so  war 
auch  hier  trotz  der  ausgezeichneten  Vorarbeiten  noch  Manches  zu 
thun,  und  mit  Befriedigung  wird  der  Leser  wahrnehmen,  dass  die  neuer- 
liche gründliche  Durcharbeitung  der  römischen  Quellen  dank  der 
scharfsinnigen  Beurtheilung,  die  der  Verfasser  allerorts  walten  liess, 
in  so  manchem  Punkte  zu  neuen  Ergebnissen  geführt  hat.  Gleich  im 
ersten  Paragraphen  (S.  1 — 6)  ergeht  sich  Brie  darüber,  dass  uns  in 
den  römischen  Rechtsquellen ,  soweit  sie  im  Corpus  juris  civilis  auf- 
genommen sind,  keine  klare  und  eingehende  Bestimmung  der  Erforder- 
nisse und  der  Wirkungen  des  Gewohnheitsrechts  vor  Augen  trete.  Viel- 
mehr seien  diese  Aussprüche  nicht  nur  in  mancher  Hinsicht  unvollständig, 
sondern  sie  leiden  an  einer  Vieldeutigkeit,  die  gerade  för  die  Ausge- 
staltung der  Lehre  im  Mittelalter  und  auch  noch  in  der  Neuzeit,  wo 
man  sich  eben  ganz  auf  diese  Quellen  stützte,  von  verhängnissvoller 
Wirkung  gewesen  wären.  Die  Ursachen  dieser  Unvollkommenheit  haben 
im  Wesentlichen  schon  Puchta  und  Savigny  richtig  erkannt. 

Greifen  wir  auf  ältere  Quellen  zurück,  so  war  die  praktische  Be- 
deutung des  Gewohnheitsrechtes  auch  in  Rom  noch  am  Ende  der'^e- 
publik  eine  keineswegs  geringe ;  eingehende  Berücksichtigung  schenkte 
ihm  namentlich  Cicero  in  verschiedenen  seiner  Arbeiten.  Allein  das 
Gewohnheitsrecht  hat  dieses  weite  Geltungsgebiet  in  der  Kaiserzeit 
verloren,  theils  infolge  der  an  Ausdehnung  immer  mehr  zunehmenden 
gesetzlichen  Normirung  der  Privatrechtsverhältnisse,  noch  mehr  aber 
durch  die  Verarbeitung  des  ganzen  positiven  Rechtsstoffes  in  den 
Schriften  der  klassischen  Juristen.  Endlich  verhinderte  die  enorme 
Ausdehnung  des  Reiches  die  Bildung  neuen  gemeinen  Gewohnheits- 
rechtes, während  die  römischen  Juristen  dem  particulären  keine  weitere 
Beachtung  schenkten.  In  der  Zeit  der  absoluten  Kaisergesetzgebung 
zeigte  sich  überhaupt  eine  dem  Gewohnheitsrecht  abgeneigte  Tendenz, 
als  deren  Product  vermuthlich  die  von  Konstantin  erlassene  1.  2  C.  8.  53 
erscheint,  ohne  dass  diese  Auffassung  in  der  justinianischen  Kompilation 
voll  zum  Durchbruche  gelangt  wäre. 
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Bei  der  grossen  Lückenhaftigkeit  und  Vieldeutigkeit  der  Quellen- 
citate  bedarf  ein  Versuch,  das  römische  Gewohnheitsrecht  systematisch 
darzustellen,  in  der  That  eines  sehr  vorsichtigen  Vorgehens,  und  mit 
Recht  warnt  Brie  davor,  die  eigenen  modernen  Ansichten  über  diese 
Rechtsquelle  in  die  Aussprüche  des  römischen  Rechtes  hineinzutragen. 
Die  Kritik  der  einschlägigen  Ausführungen  Brie's  Berufeneren 
überlassend,  will  ich  nur  erwähnen,  dass  er  zunächst  ausführlich  von 
den  Bezeichnungen  des  Grewohnheitsrechts  in  den  römischen  Quellen 
handelt,  wobei  uns  so  recht  deren  Unbestimmtheit  und  Vieldeutigkeit 
auffällt  (§  2),  dass  er  dann  die  Entstehungsmomente  (§  3)*),  die  Ent- 
stehungs-  imd  Geltungskreise  des  Gewohnheitsrechtes  (§  4)  bespricht, 
die  Frage  nach  den  rechtlichen  Hindernissen  der  Entstehung  (Irrthum, 
Irrationabilität)  untersucht  (§  5),  die  Kraft  des   Gewohnheitsrechtes, 
Erkenntniss  und  Anwendung  desselben  erörtert   und  endlich  das  Ver- 
hältniss  desselben  zum  Gerichtsgebrauch  feststellt  (§  6 — 8). 

Wir  wenden  unsere  Aufinerksamkeit  im  Folgenden  an  der  Hand 
von  Brie's  Ausführungen  der  Entwicklung  und  Fortbildung  dieser 
römischen  Grundsätze  in  Italien*)  in  den  Schulen  der  Glossatoren 
und  Postglossatoren  zu  (§  12 — 22).  Letztere  versuchten  es  zuerst, 
eine  selbständige  Theorie  des  Gewohnheitsrechtes  aufzustellen, 
hervorgehend  aus  dem  Bestreben,  die  verschiedenen  Einzelfragen  von 
einem  einheitlichen  Grundgedanken  aus  zu  entscheiden,  den  sie  aber 
selbst  wieder  der  Auffassung  der  römischen  Juristen  und  der  Glossatoren 
entnahmen.    Sie  waren  es,   die  zuerst  den  Begriff  des  Gewohnheits- 


*)  In  Rom  wurde  bereits  für  die  Entstehung  von  Gewohnheitsrecht 
neben  dem  äusseren  Moment,  der  längere  Zeit  hindurch  fortgesetzten 
gleichmäfsigen  Uebung  eines  Bechtssatzes ,  ein  inneres  Moment  gefordert, 
die  Bildung  der  Rechtsüberzeugung  im  Volke  (consensus).  Während  diese 
bei  Quintilian  auf  einer  unwillkürlichen  Uebereinstimmung  der  An- 
schauungen beruht,  kommt  sie  nach  der  bei  Cicero  und  späterhin  in  vielen 
Stellen  des  Corpus  juris  civilis  vertretenen  Auffassung  durch  Willen sacte 
zu  Stande.  Als  solche  werden  in  den  Quellen  bald  die  inhaltlich  überein- 
stimmenden Willen  aller  Bürger,  bald  wie  bei  der  Erlassung  der  lex  der 
Gesammtwille  des  Volkes  genannt.  Dies  hängt  damit  zusammen,  dass  man 
auch  in  Rom  längere  Zeit  hindurch  in  der  Lehre  von  den  Korporationen 
nicht  zu  einer  durchgreifenden  Scheidung  der  Gesammtpersönlichkeit 
des  Verbandes  von  der  Vielheit  der  einzelnen  ihn  bildenden  Mitglieder 
gelangt  war.  So  identificirt  z.  B.  Julian  in  der  für  die  Entwicklung  der 
Theorien  mafsgebend  gewordenen  Stelle  1.  32  D.  1.  3  die  stillschweigende 
Aeusserung  des  Volkswillens  imd  die  stillschweigende  Willenseinigung  aller 
Glieder  des  Volkes.  Andere  sprechen  bald  von  einem  tacitus  consensus 
populi,  bald  von  einer  tacita  civium  conventio.  Aber  im  Ganzen  genommen 
hat  sich  die  Theeorie  bald  von  dieser  volksthümlichen  Auffassung  befreit 
und  erblickt  im  Verband  ein  von  der  Summe  der  einzelnen  Glieder  ver- 
schiedenes Rechtssubject.  Anders  die  Auffassung  des  älteren  deutschen 
Rechtes ,  die  Jahrhunderte  hindurch  den  VerbandsbegrifF  von  der  Vielheit 
der  Mitglieder  noch  nicht  abhob.  Vgl.  dazu  ausser  Brie  a.  a.  O.  S.  16  ff. 
auch  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht,  Bd.  IIL  S.  43 ff.  und 
II.  S.  47ff.  —  ')  Dabei  berücksichtigt  Brie  auch  die  Repräsentanten  der 
französischen  Juristenschule  des  14.  Jahrhunderts,  die  auf  die  Postglossa- 
toren in  Italien  einen  erhebUchen  Einfluss  übten. 
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rechtes  schärfer  von  verwandten  Ausdrücken  schieden;  namentlich 
beleuchteten  sie  eingehend  das  Verhältniss  des  Gewohnheitsrechtes 
zum  Gesetzesrecht  bezw.  den  Statuten  einerseits  und  zur  Verjähnmg 
andrerseits  (S.  133  ff.).  Auch  beachteten  sie  bereits,  dass  das  Wort 
consuetudo  in  den  Quellen  in  verschiedenem  Sinne  gebraucht  wurde. 
Dabei  vermissen  wir  freilich  in  ihren  einschlägigen  Ausführungen  den 
sonst  bei  ihnen  so  vielfältig  wahrzunehmenden  Eiufluss  germanischer 
Rechtsanschauimgen. 

Was  zunächst  die  Frage  nach  der  Entstehung  gewohnheits- 
rechtlicher Normen  angeht,  so  schrieben  schon  die  Glossatoren  hiefür 
gerade  der  gewohnheitsmäfsigen  Uebung  eine  entscheidende  Bedeu- 
dung  zu.  Nicht  nur  dass  sie  zuerst  den  Ausdruck:  jus  consuetudi- 
narium,  der  den  römischen  Quellen  noch  ganz  fremd  war,  aufstellten 
(S.  104),  sie  bestimmten  auch  die  für  solche  üebungshandlungen  nöthige 
Zeitdauer  näher,  indem  sie  Beiwörtern,  durch  die  man  in  Rom  die 
längere  Dauer  der  Uebung  überhaupt  bezeichnete,  eine  engere  tech- 
nische Bedeutung  beilegten  >),  und  während  des  von  ihnen  aufgestellten 
Zeitraumes  im  Anschlüsse  an  eine  Codexstelle  (1. 3  C.  1.  4),  in  der  das 
Wort  consuetudo  in  einem  ganz  anderen  Sinne  gebraucht  wird,  wenig- 
stens 2  üebungshandlungen  begehrten,  die  aber  nicht  nothwendig  vor 
Gericht  erfolgt  sein  mussten.  Dagegen  tritt  in  ihren  Ausführungen 
das  innere  zur  Bildung  des  Gewohnheitsrechtes  erforderliche  Moment 
mehr  zurück,  während  bei  ihren  Nachfolgern  gerade  diese  Seite  die 
besondere  Aufmerksamkeit  erweckte.  Den  Ausgangspunkt  für  die  ein- 
schlägigen Untersuchungen  bildete  die  Stelle  Julian's  (1.  32  D.  1.  3.). 
Den  tacitus  consensus  populi  daselbst  fassten  sie  als  eine  stillschwei- 
gende Willensäusserung  der  Gesammtheit  des  Volkes,  eine  Auf- 
fassung die  in  ihrer  praktischen  Durchführung  namentlich  schon  mit 
Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  die  Lehre  sich  mit  2  Üebungshand- 
lungen begnügte,  auf  mancherlei  Schwierigkeiten  stossen  musste,  welche 
man  dann  oft  durch  recht  künstliche  Behelfe  zu  beheben  versuchte. 
Besonderes  Interesse  erweckt  es,  dass  die  Glossatoren  für  diesen  tacitus 
consensus  das  Majoritätsprincip,  das  sie  den  römischen  Quellen  als 
einen  für  alle  Korporationen  geltenden  Rechtssatz  entlehnt  hatten, 
nicht  gelten  Hessen.  Sie  begründeten  dies  damit,  dass  das  Gewohn- 
heitsrecht den  einzelnen  Mitgliedern  des  Gemeinwesens  Rechte  ent- 
ziehen, bezw.  Lasten  auferlegen  könne,  wozu  wie  bei  analogen  Korpo- 
rationsbeschlüssen die  Zustimmung  der  Betheiligten  nöthig  sei  (S.  112  ff.). 
Anders  war  bereits  die  Auffassung  der  Postglossatoren  (S.  146  ff.).  Sie 
stellten  Gesetzgebung  und  gewohnheitsrechtliche  Bildimg  von  Normen 
einander  vollkommen  gleich  und  begnügten  sich  für  letztere  wie  für 

')  Jedoch  hielten  sich  die  Meisten  von  dem  Irrthum  frei,  in  den  die 
Kanonistea  verfielen,  die  consuetudo  als  Entstehungsursache  objectiven 
Rechts  mit  der  Verjährung  zusammenzuwerfen,  obwohl  auch  sie  die  für  die 
longi  teraporis  praescriptio  erforderliche  Zeit  von  lü— 20  Jahren  als  Er- 
fordemiss  des  Gewohnheitsrechtes  anerkannten  und  dabei  die  bei  der  Ver- 
jährung fiblicheu  Ausdrücke  anwandten. 
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die  ausdröcklichen  Willensbethätigungen  der  Körperschaften  mit  der 
Zustimmung  der  Mehrheit,  wobei  der  consensus  majoris  partis  populi 
als  consensus  totius  populi  fingirt  wurde.')  Aber  auch  da  ergaben  sich 
noch  mancherlei  Schwierigkeiten.  War  man  sich  doch  dessen  bewusst, 
dass  eine  solche  stillschweigende  Zustimmung  des  Volkes  eigentlich 
nicht  vorliege.  Man  deutete  daher  dieses  Erforderniss  dahin,  dass  es  aus- 
reiche, wenn  die  Majorität  des  Volkes  von  den  Uebungsacten  Kennt- 
niss  oder  doch  wahrscheinlich  Kenntniss  erlangt  und  nur  nicht  wider- 
sprochen habe.  Schliesslich  wurde  dieser  tacitus  consensus  schlechter- 
dings vermuthet,  sobald  die  Häufigkeit  der  üebungsacte  und  der 
Ablauf  der  Zeit  bewiesen  waren  (S.  149,  auch  Anm.  50). 

Eine  Meinungsverschiedenheit  ergab  sich  unter  den  Postglossa- 
toren über  die  Frage,  ob  denn  in  ihren  Tagen,  wo  nur  mehr  der  Kaiser 
das  Recht  zur  Erlassung  allgemein  verbindlicher  Gesetze  habe,  nicht 
auch  die  Befugniss  zur  stillschweigenden  Rechtsschöpfung  vom  Volke 
auf  den  Kaiser  übertragen  worden  sei,  mit  anderen  Worten,  ob  nicht 
zu  ihrer  Zeit  allgemeines  Gewohnheitsrecht  nur  durch  den  stillschwei- 
genden Willen  des  Kaisers  entstehen  könne  (S.  151).  Für  jene,  weiche 
diese  Ansicht  theilten,  fand  sich  übrigens  in  der  lex  Omnes  populi 
eine  allgemein  giltige  Ertheilung  der  kaiserlichen  Zustimmung.  Nur 
eine  weitere  Ausgestaltung  dieser  Auffassmig  war  die  in  Deutschland 
so  lange  herrschend  gebliebene  Theorie,  dass  die  Kraft  des  Gewohn- 
heitsrechtes auf  stillschweigender  Gutheissung  des  Gesetzgebers  be- 
ruhe. Das  Wesen  des  Gewohnheitsrechtes  war  aber  dadurch  voll- 
ständig verkannt  worden. 

Nicht  allein,  dass  man  ki'lnstlich  einen  bewussten  Willensent- 
schluss  fär  die  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  begehrte,  dieser  Wille 
sollte,  wie  die  Legisten  und  im  Anschluss  an  sie  auch  die  canonistische 
Lehre  es  verlangten,  dahin  gehen,  dem  geübten  Satz  für  die  Zukunft 
rechtliche  Geltung  zu  verleihen,  ihn  zu  einem  Gewohnheitsrechte  zu 
machen  (S.  111). 

Interessant  sind  auch  die  Erörterungen,  die  Brie  den  Lehrmei- 
nungen der  Legisten  in  der  Frage  nach  der  Kraft  des  Gewohnheits- 
rechtes widmet.  Einiges  davon  will  ich  bei  Besprechving  der  kano- 
nistischen  Doctrin  hervorheben,  und  so  erübrigt  hier  nur  noch  eine 
kleine  Andeutung  darüber,  wie  man  damals  über  den  Beweis  des 
Gewohnheitsrechtes  dachte.  Nur  wenig  Material  bieten  uns  hierüber 
die  römischen  Quellen,  aber  doch  geht  daraus,  vne  Brie  ganz  richtig 
behauptet  (S.  46  ff.),  mit  Sicherheit  hervor,  dass  in  Rom  die  Stellung 
des  Richters  im  Processe  gegenüber  gewohnheitsrechtlichen  Normen 
ganz  dieselbe  war,  wie  gegenüber  dem  gesatzten  Rechte,  dass  von 
eiuem  eigentlichen  Beweise  des  Gewohnheitsrechtes  durch  die  Parteien 
nicht  die  Rede  sein  konnte,  vielmehr  der  Richter  sich  selbst  von  der 


')  Vgl.  darüber  namenüicb  Gierke  a.  a.  0.  Bd.  m  S.  220  ff.  und 
392  ff.,  über  das  Majoritätsprincip  in  seiner  Anwendung  auf  kirchliche  und 
weltliche  Wahlen  meinen  Aufsatz  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  XX  S.  186  ff. 
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Geltung  solchen  Rechtes  die  Eenntniss  zu  verschaffen  hätte,  wobei 
freilich  namentlich  bei  particulärem  Gewohnheitsrechte  eine  gewisse 
Unterstützung  durch  die  Parteienthätigkeit  nicht  ausgeschlossen  war. 
Dagegen  finden  wir  bereits  bei  den  Glossatoren  (S.  125  ff.),  anfangs 
freilich  nur  in  ganz  vereinzelten  Aeusserungen,  die  später  so  lange 
herrbchende  und  so  verhängnissvoll  gewordene  Theorie,  dass  das  Ge- 
wohnheitsrecht im  Process  von  jener  Partei  allegirt  und  bewiesen 
werden  müsse,  die  ihren  Anspruch  auf  solche  Normen  stützt.  Zu  dieser 
Auffassung  gelangte  die  Schule  der  Glossatoren  an  der  Hand  der 
1.  1  C.  8.  53,  indem  sie  das  daselbst  vorkommende  Wort  „probatis" 
auf  einen  förmlichen  Parteienbeweis  bezog.  Freüich  empfand  sie  die 
hierin  liegende  Anomalie,  da  doch  die  Gewohnheit  wirkliche  Rechts- 
sätze erzeuge,  aber  man  half  sich  vor  allem  damit,  dass  nur  fär  das 
geschriebene  Recht  beim  Richter  eine  allgemeine  Kenntniss  voraus- 
zusetzen sei,  uiid  dass  das  Gewohnheitsrecht  selbst  wieder  von  That- 
sachen  abhänge,  die  bewiesen  werden  müssen.  Als  Gegenstand  des 
Beweises  erschien  die  gehörige  Uebung  des  Rechtssatzes,  die  sich 
wieder  aus  einer  Mehrzahl  einzeln  zu  beweisender  Uebungshandlimgen 
zusammensetze.  Diesen  Ausfährungen  der  Glossatoren  schlössen  sich 
auch  die  Postglossatoren  (S.  161  ff.)  an,  auch  sie  stellten  diesen  Beweis 
des  Gewohnheitsrechts,  obwohl  dasselbe  von  ihnen  als  objectives  Recht 
erkannt  wurde,  als  Parteisache  hin,  freilich  bereits  mit  gewissen  Aus- 
nahmen. Dagegen  war  unter  ihnen  die  Frage  bestritten,  ob  för  die 
Berücksichtigung  eines  Gewohnheitsrechtes  von  Seiten  des  Grerichtes 
die  Anführung  desselben  durch  die  Partei  in  der  Klage  oder  Antwort 
erforderlich  sei.  Die  Mehrzahl  der  Juristen  hielt  allerdings  daran  fest 
und  auch  die  kanonistische  Doctrin  hat  hierin  nichts  geändert. 

Was  die  Stellung  angeht,  welche  das  kanonische  Recht  (§9 — 11) 
und  dessen  wissenschaftliche  Bearbeitung  (§  23—26)  in  der 
Lehre  vom  Gewohnheitsrechte  eingenommen  haben,  so  verdanken  wir 
Brie's  eingehendem  Studium  der  Quellen  und  der  Litteratur  gar  manches 
neue  Ergebniss.  Wir  erfahren  da  vor  allem,  dass  ed  in  der  Eirche 
selbst  zwei  Strömungen  gegeben  habe,  eine  ältere  dem  Gewohnheits- 
recht ungünstig  gesinnte,  eine  andere  dasselbe  begünstigende.  Von 
älteren  Werken  abgesehen,  beherrscht  erstere  insbesondere  noch  das 
Decretum  Gratiani  —  spricht  dieses  doch  »och  dem  Gewohnheitsrecht 
die  gesetzaufhebende  Kraft  ab  — ;  dagegen  zeigt  das  Decretalenrecht 
bereits  eine  gewisse  Ermässigung  dieser  Tendenz  und  damit  eine 
grössere  Ausgleichung  der  beiden  Gegensätze.  Von  günstigem  Einfluss 
war  hier  die  Rücksichtnahme  auf  die  Forderungen  des  praktischen 
Lebens,  wie  ims  eine  solche  in  der  päpstlichen  Gesetzgebung  entgegen- 
tritt, dann  aber  auch  die  Lehren  der  weltlichen  Juristen.  Als  Wende- 
punkt für  die  kirchliche  Auffassung  lässt  sich  das  c.  11  X.  1.  4,  eine 
von  Raimund  von  Pennaforte  im  Anschlüsse  an  die  1.  2  C.  8.  53  aus- 
gearbeitete Decretale,  bezeichnen.  Von  da  an  finden  wir  zahlreiche 
Erörterungen  über  das  Gewohnheitsrecht  in  der  kanonistischen  Wissen- 
schaft,   auch  die  Philosophie  des  Thomas  von  Aquino  wirkte  auf  die 
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Lehre  vertiefend  ein,  und  in  einigen  Punkten  brachten  es  die  Kanonisten 
zu  selbständigen  Ergebnissen ,  während  sie  sich  sonst  eng  an  die  Aus- 
fährungen der  Legisten,  im  15.  Jahrhundert  namentlich  an  die  Autorität 
des  Bartolus  anschlössen.  Gegenüber  Schulte*)  hebt  Brie  ganz  richtig 
hervor,  dass  nicht  etwa  Innocenz'  IV.  Theorie  über  das  Gewohnheits- 
recht als  Abschluss  der  kanonistischen  Doctrin  zu  betrachten  sei, 
sondern  dass  die  Lehre  in  der  Folgezeit  noch  in  einigen  wichtigen 
Punkten  eine  durchgreifende  Aenderung  und  weitere  Ausgestaltung 
erfahren  hat  (S.  169  Anm.  21).  Ja  der  Apparat  Innocenz'  IV.  hat  für 
diese  Lehre  überhaupt  nicht  eine  solche  Autorität  erlangt,  wie  für 
viele  andere  Institute  des  kanonischen  Rechtes. 

Auf  eigenem  Gebiet  bewegen  sich  die  Kanonisten  vor  allem  in 
der  Frage  nach  den  Schranken  des  Gewohnheitsrechtes.  Schon  sehr 
früh  wird  als  eine  solche  von  kirchlichen  Schriftstellern  die  göttliche 
Offenbarung  hingestellt.  Gratian  bezeichnet  sie  schlechterdings  als 
ratio  und  gebraucht  auch  die  Bezeichnimg  jus  naturale  hieför,  wo- 
gegen spätere  Kanonisten  im  Geiste  der  Philosophie  des  Thomas  von 
Aquino  zwischen  den  im  alten  und  neuen  Testament  enthaltenen 
Rechtssätzen  (jus  divinum)  und  dem  den  Menschen  von  Gott  einge- 
pflanzten jus  naturale  unterschieden,  gegenüber  der  consuetudo  aber 
beide  gleichstellten.  Aber  auch  am  jus  positivum  sollte  das  Gewohn- 
heitsrecht eine  gewisse  Schranke  finden.  Dies  spricht  namentlich 
c.  11  X.  h.  t.  aus,  indem  es  als  Grenze  der  Kraft  und  Geltung  des 
Gewohnheitsrechtes  neben  dem  jus  naturale  die  ratio  im  engeren 
Sinne  aufstellt  und  die  mangelnde  Rationabilität,  den  Widerspruch  mit 
einem  von  der  Kirche  aufgestellten  unbeugsamen  und  unbedingt  mafs- 
gebenden  Princip  als  em  Hindemiss  im  Bildungsprocesse  des  Gewohn- 
heitsrechtes betrachtet.  *)  So  wurden  die  Fundamentalsätze  des  jus 
positivum  in  der  Kirche  gewissermafsen  dem  jus  naturale  gleichgestellt, 
eine  Erscheinung  die  sich  nur  aus  der  seit  dem  12.  Jahrhundert  immer 
fortschreitenden  Steigerung  der  hierarchischen,  namentlich  der  päpst- 
lichen Macht  in  der  Kirche  erklären  lässt.  Im  Anschlüsse  an  Schulte's 
Ausführungen,  aber  dieselben  vereinfachend,  bespricht  Brie  die  ver- 
schiedenen Fälle  dieser  Irrationabilität,  stellt  hieför  an  der  Hand  der 
Quellenentscheidungen  3  Hauptkategorien  auf  (S.  70  ff.),  zeigt  uns  dann 
aber,  wie  bei  den  späteren  Kanonisten  das  entschiedene  Streben  ob- 
waltete, diesen  Begriff  zu  Gunsten  der  Entstehung  von  Gewohnheits- 
recht einzuengen  (S.  184). 


»)  Schulte,  Das  katholische  Kirchenrecht  I.  Theil  S.  241  ff.  —  »)  Das 
kanon.  Recht  und  dessen  wissenschaftliche  Bearbeiter  stellten  übrigens  das 
Erforderniss  der  Rationabilität  nicht  nur  für  das  Gewohnheitsrecht  auf, 
sondern  sie  erblickten  darin  ein  dem  gesatzten  and  dem  Gewohnheitsrecht 
gemeinsames  Princip.  Gesetze,  die  dem  jns  naturale  widersprechen,  seien 
nichtig ,  aber  auch  Gesetze ,  welche  einem  von  der  Kirche  als  unbedingt 
malsgebenden  Princip  zuwider  laufen,  seien  kraftlos.  Dies  wurde  freilich 
späterhin  mehr  auf  Statuten  eingeschränkt.  S.  186  ff.,  insbes.  Note  57.  — 
Das  flrfordemiss  der  Rationabilität  begehrten  auch  die  Postglossatoren  eben- 
mäTsig  für  consuetudo  und  lex  S.  156. 
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Die  Frage,  wer  über  die  Irrationabilität  zu  entscheiden  hätte 
(S.  185  flF.),  wurde  zuerst  von  Innocenz  IV.  aufgeworfen  und  in  den 
Wirkungskreis  des  Papstes  eingereiht,  dessen  Aufgabe  es  sei,  als 
oberster  Gesetzgeber  der  Kirche  alle  ihm  bekannt  gewordenen  schlechten 
Gewohnheiten  auszurotten,  wogegen  schon  Kardinal  Hostiensis  diese 
Entscheidung  dem  Richter  überliess,  da  über  das  Vorhandensein  und 
die  Erfordernisse  der  Rationabilität  und  Irrationabilität  keine  sicheren 
Regeln  aufgestellt  werden  könnten.  Trotzdem  entfalteten  die  späteren 
Kanonisten,  die  sich  an  Hostiensis  in  diesem  Pimkte  anschlössen,  eine 
scharfe  Kasuistik  und  stellten  eine  Reihe  von  Normen  auf,  die  dem 
Richter  in  dieser  Beziehung  einen  Anhaltspunkt  gewähren  sollten. 
Diese  Befugniss  des  Richters  zur  Prüfung  der  Rationabilität  einer 
Gewohnheit  wurde  späterhin  wohl  infolge  des  kanonistischen  Einflusses 
auch  von  den  Postglossatoren  gelehrt  (S.  155.) 

Was  die  Erfordernisse  des  Gewohnheitsrechtes  betrifft,  so  hat 
namentlich  die  Auffassung  über  das  innere  Bildungsmoment  bei  den 
Kanonisten  eine  in  mehrfacher  Hinsicht  eigenartige  Fortentwicklung 
gefunden.  Wie  die  Legisten  legten  auch  sie  auf  den  Willen  der 
üebenden  einen  grossen  Werth.  Sie  verlangten  nicht  nur  ausdrück- 
lich den  animus  inducendi  consuetudinem  (S.  171  ff.),  sondern  begehrten 
auch,  dass  die  einzelnen  Acte  von  den  üebenden  in  dem  Glauben  vor- 
genommen seien,  zu  diesem  Handeln  berechtigt  zu  sein,  wozu  Inno- 
cenz IV.  auch  noch  das  Bewusstsein  einer  entsprechenden  Rechts- 
verbindlichkeit auf  der  Gegenseite  aufstellte.  War  die  Handlimg 
in  dieser  Meinung  vorgenommen  —  wir  können  hierin  die  ersten  An- 
fänge zur  Ausgestaltimg  der  später  als  wesentlicher  Factor  des  Gewohn- 
heitsrechtes betrachteten  opinio  juris  oder  opinio  necessitatis  erblicken—, 
dann  sollte  auch  im  Zweifel  der  animus  inducendi  consuetudinem  ver- 
muthet  werden. 

Neben  dieser  eigenartigen  Qualification  des  RechtssetzungswUlens 
der  Üebenden  hielt  auch  das  kanonische  Recht  an  dem  tacitus  consen- 
8U8  populi,  dem  stillschweigenden  Willen  der  Gesammtheit  als  innerem 
Moment  zur  Bildung  des  Gewohnheitsrechtes  fest.  Freilich  wurden 
die  von  den  Römern  überkommenen  Vorstellungen  durch  die  kirchliche 
Verfassung  einigermafsen  umgestaltet.  An  die  Stelle  des  populus 
musste  der  Papst  treten,  da  ihm  allein  für  das  jus  commune  das  Gesetz- 
gebungfsrecht  in  der  Kirche  zusteht,  er  allein  daher  auch  nur  durch 
Gewohnheit  ein  allgemeines  Gesetz  aufheben  kann.  Weiter  förderte 
•die  von  den  älteren  Kanonisten  ganz  deutlich  ausgesprochene  Unter- 
ordnung der  consuetudo  unter  die  lex  (S.  189)  die  Auffassimg  zu  Tage, 
dass  woferne  das  Gewohnheitsrecht  überhaupt  die  Kraft  besässe,  be- 
stehende Gesetze  zu  derogieren,  hiezu  nebst  anderen  Erfordernissen 
auch  der  ausdrückliche  Konsens  des  Papstes  nöthig  sei.  Noch  Jo- 
haimes  Teutonicus  (S.  190)  sprach  sich  grundsätzlich  in  diesem  Sinne 
aus.  Alsbald  aber  erblickte  man  gerade  in  c.  11  X.  h.  t.  eine  allgemeine 
päpstliche  Erlaubniss  zur  Büdung  bezw.  Befolgung  derogatorischer 
Gewohnheitsrechte,  und  so  konnte  man  auf  eine  specielle  ausdrück- 
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liehe  päpstliche  Genehmigung  solcher  gewohnheitsrechtlicher  Sätze 
verzichten,  ohne  aber  dadurch  das  Erforderniss  des  stillschweigenden 
Konsenses  des  Papstes  preiszugeben  (S.  199). 

Dieser  Entwicklungsgang  ist  ein  sehr  interessanter.  Stellt  sich 
diese  Theorie  doch  lediglich  als  eine  Konsequenz  aus  der  eigenthüm- 
lichen  Deutung  dar,  welche  Julian's  Ausspruch  (1.  32  D.  h.  1.)  in  der 
inittelalterlichen  Doctrin,  so  namentlich  schon  bei  Irnerius  gefunden 
hat,  wogegen  die  Rechtsüberzeugung  der  Kirche  —  sie  äusserte  sich 
in  der  Praxis  —  eine  ganz  andere  war  *),  die  Doctrin  somit  dem  Geiste 
des  kanonischen  Rechtes  keineswegs  entsprach.  Um  dies  zu  beur- 
theilen,  müssen  wir  uns  gegenwärtig  halten,  dass  die  Quellen  selbst 
uns  eine  Fülle  von  Aussprüchen  über  Gewohnheiten,  über  Rationabilität 
und  Irrationabilität  desselben  bringen;  vernünftige  Gewohnheiten  heissen 
in  ihnen  schlechtweg  laudabiles,  rationabiles,  approbatae  u.  s.  w.;  un- 
vernünftige verwerfen  sie  ausdrücklich  und  erklären  sie  für  kraftlos. 
Da  kann  man  doch  nicht  aimehmen,  dass  diese  vielen,  oft  localen 
Gewohnheiten  alle  vom  Papst  anerkannt  seien.  Was  der  Papst  gar 
nicht  kennt,  von  dessen  Existenz  er  nicht  einmal  etwas  weiss,  das 
kann  er  doch  unmöglich  auch  nur  stillschweigend  anerkennen.  Wäre 
aber  überhaupt  die  Zustimmung  des  Gesetzgebers  für  die  Bildung  von 
Gewohnheitsrecht  erforderlich,  dann  würde  das  Gewohnheitsrecht  als 
eigene  Rechtsquelle  beseitigt,  die  consuetudo  würde  zu  einer  Unterart 
der  legislatio;  eine  consuetudo,  die  der  Gesetzgeber  nicht  kennt,  würde 
niemals  verbindlich  sein,  während  uns  gerade  das  Decretalenrecht 
(vgl.  nur  c.  1  in  VI«.  1.  2)  das  Umgekehrte  lehrt. 

In  der  Frage  nach  den  äusseren  Erfordernissen  des  Gewohn- 
heitsrechtes schlössen  sich  das  kanonische  Recht  und  dessen  wissen- 
schaftliche Bearbeitung  an  die  Legisten  an;  nur  wurde  zur  Bildung 
eines  dem  jus  commune  derogirenden  Gewohnheitsrechtes  in  der  be- 
kaxmten  Decretale  Gregors  IX.  eine  bestimmte  Zeitdauer  anberaumt. 
Die  da  gebrauchten  Worte  , legitime  praescripta"  bezieht  Brie*)  mit 
vollem  Rechte  auf  die  gesetzliche  Verjährungszeit  und  legt  uns  ganz 
klar  und  deutlich  den  von  den  Canonisten  angenommenen  inneren 
Zusammenhang  zwischen  der  praescriptio  und  dem  Gewohnheitsrechte 
dar  (S.  194  S.).  Im  Gegensatze  zu  den  Glossatoren,  die  im  Allgemeinen 
die  consuetudo  als  Entstehungsursache  des  Gewohnheitsrechtes  und 
dieses  selbst  scharf  von  der  praescriptio  geschieden  haben,  betrach- 
teten  die  älteren  Kanonisten  die  praescriptio  legitüna   als   eine  Er- 

')  Vgl.  hierüber  ausser  Schulte  a.  a.  0.  I.  S.  251  fF. ,  namentlich  die 
von  Brie  nicht  benutzte  Arbeit  von  Wahrmund,  Die  Bulle  „Aeterni  patris 
filius"  und  der  staatliche  Einäuss  auf  die  Papstwahlen  im  Archiv  f.  kathol. 
Kirchenrecht  Bd.  72.  S.  115  ff.  (S.  A.)  sowie  die  daselbst  angeführte  Litteratur. 
—  ^)  Sehr  interessant  ist  die  von  Brie  mehrfach  herangezogene  Entschei- 
dung K.  Friedrichs  I.  wegen'  des  Testirrechtes  des  Mainzer  Klerus  (1173) 
MG.  Constitutiones  I  Nr.  240.  Sie  kann  als  Vorläufer  von  c.  11  X.  h.  t. 
gelten  und  bezeugt  uns,  dass  bereits  vor  Gregor  IX.  der  Ablauf  der  ge- 
setzlichen Verjährungsfrist  von  40  Jahren  für  die  Entstehung  kirchlichen, 
gegen  bestehende  Gesetze  gerichteten  Gewohnheitsrechtes  gegolten  hat. 
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Sitzung  der  consuetudo  bezw.  des  gewohnheitsmäfsig  geübten  sub- 
jectiven  Rechtes,  und  diese  Ausdrucksweise  ist  auch  in  die  Glosse  des 
Accursius  übergegangen,  ohne  jedoch  seine  Auffassung  im  Wesen  weiter 
zu  beeinflussen.  Man  schloss  sich  in  dieser  Lehre  an  die  schon  im 
Justinianischen  Rechte  und  dann  von  den  kirchlichen  canones  für  die 
Ersitzung  eines  der  Kirche  zustehenden  Immobiliarrechtes  gegen  die- 
selbe aufgestellte  Frist  von  40  Jahren  an  und  sah  in  dieser  gewohn- 
heitsrechtlichen Bildung  gewissermafsen  eine  Ersitzung  gegen  das  allg. 
Kirchengesetz,  eine  üeberwindung  der  Autorität  eines  allgemeinen 
Kirchengesetzes.  Spätere  Kanonisten  versuchten  freilich  im  Anschlüsse 
an  die  weltliche  Doctrin  zwischen  praescriptio  und  consuetudo  schärfer 
zu  unterscheiden  und  in  letzterer  eine  Quelle  objectiven  Rechtes  zu 
erblicken.  Nichtsdestoweniger  hielt  ein  Theil  von  ihnen  noch  daran 
fest,  dass  die  consuetudo  selbst  präscribirt  werde,  dass  nicht  allein 
subjectives  Recht  durch  Ersitzung  entstehen  könne,  während  andere 
der  consuetudo  praescripta  die  Deutung,  gaben,  dass  dieser  Ausdruck 
auf  das  Erfordemiss  des  Zeitablaufs,  oder  auf  die  einer  Ersitzung  ana- 
loge Wirkung  der  genügend  langen  Uebimg  des  Rechtssatzes  bezogen 
werden  müsse.  Sie  erblickten  gewissermafsen  in  der  Entstehung  von 
Gewohnheitsrecht  eine  Minderung  der  Rechte  jenes  Kirchenoberen,  von 
dem  das  entgegenstehende  Gesetz  erlassen  worden  sei.  Als  Frist  wurde 
allgemein  der  Zeitraum  von  40  Jahren  angenommen.  Dieses  Erforder- 
niss  der  praescriptio  legitima  wurde  dem  Sinne  dieser  Einrichtung 
entsprechend  (S.  197)  nicht  auf  das  Gesetz  ergänzende  oder  auslegende 
Gewohnheiten  bezogen,  fiir  consuetudines  praeter  legem  begnügte  man 
sich  ziemlich  allgemein  mit  dem  longum  tempus  (10  Jahre)  während 
man  für  solche  secundum  leges  gar  keinen  Zeitablauf  begehrte. 

Sehr  bezeichnend  für  die  Auffassung  der  Kanonisten  ist  die  Erschei- 
nung, dass  die  praescriptio  legitima  ebenso  begehrt  wurde  für  Gewohn- 
heitsrecht, das  zwar  nicht  einem  Kirchengesetz  widerstreitet,  aber  in 
die  subjectiven  Rechte  der  Geistlichen  oder  der  Kirche  eingreift  (S.  198). 

Die  Frage,  ob  auch  für  ein  Gewohnheitsrecht  gegenüber  einem 
particulären  Kirchengesetze  das  Erfordemiss  der  legitima  praescriptio 
nothwendig  sei,  wurde  von  den  Kanonisten  eigentlich  g^ar  nicht  gestellt, 
und  ebensowenig  wurde  es  auf  ein  gegen  das  jus  civile  entstandenes 
Gewohnheitsrecht  erstreckt. 

Was  hier  eingehender  erörtert  wurde,  bringt  uns  Brie  in  dem 
Theil  (§26),  —  der  von  der  Kraft  des  Gewohnheitsrechtes  gegenüber 
dem  Gesetze  handelt.  Die  Frage  nach  den  Entstehungsmomenten 
kirchl.  Gewohnheitsrechtes,  die  doch  in  mehr  als  einem  Punkte  anders 
als  nacli  weltlichem  Rechte  sind,  wurde  von  Brie  abgesondert  gar 
nicht  gestellt.  So  vermissen  wir  auch  eine  ausführliche  Darlegung 
über  gesetzauslegendes  bezw.  ergänzendes  Gewohnheitsrecht  und  auch 
die  Theorie  vom  consensus  legislatoris  hätte  eine  eingehendere  Er- 
örterung verdient '). 


»)  Vgl.  namentlich  Wahrmund  a.  a.  O.  S.  116  flF. 
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Bevor  wir  zur  Besprechimg  des  letzten  Abschnittes  schreiten, 
sollen  noch  zwei  Punkte  hervorgehoben  werden.  Der  eine  betrifft  die 
Stellung  der  Kanonisten  zu  der  Frage,  ob  durch  ein  neues  allge- 
meines Gesetz  bereits  bestehenden  Gewohnheiten  derogirt 
werde.  Die  Legisten  bejahten  sie  bekanntlich  bis  auf  Albericus 
de  Rosate  (S.  125  Note  32  und  S.  162)  und  ihnen  schloss  sich  auch 
noch  von  den  Kanonisten  Hostiensis  an  (S.  201).  Späterhin  aber  war 
hiefclr  die  Bulle  Bonifacius  VIII.  (c.  1  in  VI»  1.  2)  malsgebend,  und  ihr 
folgend  lehrte  man,  dass  ein  neues  Gesetz  die  als  Thatsachen  be- 
trachteten specialen  Gewohnheiten  nur  dann  aufhebe,  falls  dies  im 
Gtesetze  ausdrücklich  erklärt  worden  sei,  oder  das  Gesetz  dies  beab- 
sichtige. 

Was  den  zweiten  Punkt  anlangt,  so  handelt  es  sich  um  die 
Stellung  der  Doctrin  gegenüber  dem  Problem,  ob  denn  ein  Gesetz 
selbst  die  derogatorische  Wirkung  späteren  Gewohnheits- 
rechtes ausschliessen  könne.  Die  Legisten  schieden  da  allge- 
meine und  specieUe  *)  Gewohnheiten  (S.  124  u.  159).  Verbot  das  Gesetz 
ausdrücklich  jede  später  etwa  gegen  seinen  Tenor  gerichtete  specieUe 
Gewohnheit  —  was  aber  mit  der  Klausel:  non  obstante  quacumque 
consuetudine  in  contrarium  faciente,  noch  nicht  gemeint  war  —  daim 
sollte  die  Entstehimg  einer  solchen  in  der  That  gehindert  sein,  ein 
Lehrsatz,  der  nicht  allgemeine  Zustimmung  fand.  Die  Bildung  allge- 
meiner Gewohnheiten  hingegen  könne  ein  Gesetz  im  voraus  gar  nicht 
verbieten,  wie  dies  Petrus  de  Bellapertica  besonders  hervorhob  (S.  159 
Note  20  u.  21).  Anders  die  Kanonisten.  Sie  machten  für  diesen  Fall 
überhaupt  keinen  Unterschied  zwischen  gemeinem  und  speciellem  Ge- 
wohnheitsrechte (S.  200).  Entsprechend  ihrer  Auffassung,  dass  auch 
das  Gewohnheitsrecht  in  seiner  Kraft  in  letzter  Linie  auf  den  Gesetz- 
geber zurückgehe,  argumentirten  sie  dahin,  dass  die  gesetzliche  Repro- 
bation  allen  bisherigen  Gewohnheitsrechtes  auch  als  Zurückweisimg 
eines  erst  künftighin  mit  gleichem  Inhalte  entstehenden  zu  verstehen 
sei,  wobei  freilich  die  Tragweite  dieses  Satzes  durch  mancherlei  Be- 
schränkungen abgeschwächt  wurde.  Die  Auffassung,  dass  der  Gesetz- 
geber durch  eine  in  seinem  Gesetze  enthaltene  Erklärung  die  Bildung 
späteren,  mit  dem  gesatzten  Rechte  nicht  in  Einklang  befindlichen 
Gewohnheitsrechtes  hindern,  und  ein  solches  von  Anfang  an  vernichten 
und  kraftlos  machen  köime,  hat  noch  lange  in  der  Neuzeit  sich  fort- 
erhalten. Erst  die  moderne  Anschauung  hat  mit  dieser  Ansicht  dauernd 
gebrochen,  auf  weltlichem  wie  auf  kirchlichem  Rechtsgebiete.  Auch 
der  kirchliche  Gesetzgeber  hat  nach  der  heute  bestehenden  Rechts- 
anschauung diese  Macht  nicht  mehr.    Vielmehr  wird  auch  im  Kirchen- 


*)  Für  die  Glossatoren  handelte  es  sich  hauptsächlich  darum,  das  Ver- 
hftltniss  der  Bestimmungen  des  Corpus  juris  civilis  zu  den  abweichenden 
besonderen  Gewohnheitsrechten  der  italienischen  Städte  festzustellen,  deren 
völlige  BeseitiguDg  aus  dem  ßechtsleben  sie  trotz  aller  Begeisterung  für  das 
Kechtsleben  nicht  ernstlich  ins  Auge  fassen  konnten.  So  erhielt  denn  die 
I.  2  C.  b.  t.  eine  ganz  eigenartige  Erklärung.    Brie  a.  a.  O.  S.  124. 


Litteratur.  267 

rechte,  beim  Vorhandensein  einer  solchen  E^ausel  nur  solange  die  Gel- 
tung eines  später  aufkommenden  entgegenstehenden  Gewohnheitsrechtes 
für  ausgeschlossen  erachtet,  als  sich  eben  die  Norm  am  Leben  erhält, 
dass  dieses  Gesetz  durch  Gewohnheitsrecht  nicht  entkräftet  werden 
könne.  Einen  dauernden  Bestand  kaim  kein  Gesetzgeber  —  von 
dem  auf  der  göttlichen  Offenbarung  beruhenden,  und  darum  unab- 
änderlichen jus  divinum  abgesehen  —  seinen  Gesetzen  geben,  da  ja  die 
Rechtsbildung  selbst  zum  grossen  Theil  von  ihm  nicht  abhängig  ist, 
vielmehr  in  ihrem  letzten  Ende  aus  der  menschlichen  Gemeinschaft 
selbst,  aus  dem  untilgbaren  Rechtsbedürfnisse  derselben  hervorquillt, 
das  der  Gesetzgeber  zu  erfassen  und  zu  verstehen,  dem  er  nach  bestem 
Wissen  und  Gewissen  Rechnung  zu  tragen  hat,  das  aber  auch  von  ihm 
unabhängig,  und  oft  gegen  seinen  ausdrücklich  erklärten  Willen  ge- 
rade auf  dem  Wege  gewolinheitsreohtlicher  Bildung  seine  Befriedigung 
zu  erhalten  trachtet^). 

Der  Besprechung  des  letzten  Abschnittes  uns  zuwendend,  der 
„das  deutsche*)  Recht  im  Mittelalter"  bjehandelt  (§  27 — 32),  tritt 
uns  Brie's  Arbeit  hier,  wie  wir  mit  Freude  constatiren,  als  die  erste 
die  ganze  Materie  umfassende  und  zugleich  auf  die  Sache  tief  ein- 
gehende Monographie  entgegen.  Er  versucht  es,  die  Anschauungen 
und  Grundsätze  zu  erforschen  und  darzustellen,  die  über  das  Wesen 
des  Gewohnheitsrechtes  im  germanischen  Rechtsleben  galten  und  in 
den  Quellen  des  einheimischen  Rechtes  vor  der  Reception  der  fremden 
Rechte  zum  Ausdrucke  gelangen.  Wer  die  Beschaffenheit  der  Quellen, 
namentlich  die  Art  imd  Weise  genauer  kennt,  in  der  die  litterarischen 
Arbeiten  jener  Zeit  den  Rechtsstoff  behandeln,  wird  sich  kaum  darüber 
wundem,  dass  sie  keinerlei  Erörterungen  enthalten,  die  auch  nur  an- 
nähernd als  eine  Theorie  der  Rechtsquellen  im  Allgemeinen  und  des 
Gewohnheitsrechtes  im  Besonderen  bezeichnet  werden  könnten.  Trotz- 
dem war  man  sich  auch  auf  german.  Rechtsboden,  obwohl  das  Recht 
zum  grossen  Theile  particulär  gestaltet  war,  in  allen  Verbänden 
der  Kraft  der  Rechtsgewohnheit  und  ihres  hohen  Werthes  lebhaft  be- 
wusst;  war  doch  diese  Rechtsquelle  gegenüber  der  Satzung  die  weit- 
aus vorheiTSchende. 

In  der  Urzeit  galt,  wenn  wir  von  den  wenigen  Gesetzen  und 
rechtsetzenden  Verträgen  absehen,  Gewohnheitsrecht;  späterhin  ent- 
hielten die  geschriebenen  Volksrechte  in  ihrer  ursprünglichen  Gestalt 
imd  vielfach  auch  in  ihren  späteren  Redactionen  und  Revisionen  über- 
wiegend altes  Gewohnheitsrecht.,  und  solches  bestand  auch  neben  ihnen, 

»)  Wahrmund  a.  a.  O.  S.  115  ff.  —  *)  Ich  möchte  gleich  hier  her- 
vorheben, dass  es  nicht  ganz  richtig  ist,  wenn  Brie  im  sechsten  Abschnitt 
an  verschiedenen  Punkten  von  den  „Deutschen"  spricht.  Denn  er  betrachtet 
keineswegs  nur  die  Rechtsentwickluug  bei  den  6  deutschen  Stämmen  seit 
der  Errichtung  des  deutschen  Keiches,  sondern  greift  über  dieselben  hinaiis, 
indem  er  die  Urzeit  und  die  fränkische  Kechtsentwicklung,  dann  aber  nament- 
lich auch  das  langobardische  Recht  und  manche  Eigenthümlichkeiten  des- 
selben in  den  Kreis  seiner  Betrachtungen  zieht  (a.a.O.  S.  205  Note  11, 
S.  255,  S.  264  Note  29). 
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da  sie  keineswegs  erschöpfende  Satzungen  waren,  theils  ftlr  das  ganze 
Volk  des  Stammes,  theils  in  kleineren  Verbänden.  Auch  die  Kapitu- 
larien haben  für  die  von  ihnen  geordneten  Verhältnisse  die  Geltung 
von  Gewohnheitsrecht  keineswegs  ausgeschlossen,  und  auch  sonst  be- 
hielt das  Gewohnheitsrecht  auf  dem  Gebiete  des  Königsrechts  seine 
Kraft*),  Wiederum  fast  ausschliesslich  nach  gewohnheitsrechtlichen 
Normen  lebte  die  Bevölkerung  in  den  ersten  Jahrhunderten  des  deut- 
schen Reiches,  da  die  Satzungen  der  fränkischen  Zeit  ausser  Anwen- 
dung gekommen  waren.  Wurden  späterhin  Satzungen  für  das  Reich 
oder  in  den  einzelnen  Territorien  erlassen,  so  bestätigten  sie  regelmäCsig 
thatsächlich  herausgebildete  und  gewohnheitsrechtlich  sanctionirte 
Zustände,  und  sofort  schloss  sich  an  jegliche  Satzung,  mochte  sie  vom 
König,  von  einem  Landesfürsten  oder  dem  Stadtrath  einer  mit  dem 
Rechte  der  Selbstgesetzgebung  ausgestatteten  Stadt  oder  von  anderen 
Berechtigten  ausgehen,  eine  umfassende  gewohnheitsrechtliche  Bildung, 
üeberwiegend  enthielten  die  in  kleinen  Verbänden,  herrschaftlicher 
oder  genossenschaftlicher  Structur  entstandenen  officiellen  Rechtsauf- 
zeichnungen früher  schon  geltendes  Gewohnheitsrecht.  Das  Reichs- 
hofgericht und  alle  anderen  Gerichte  im  Reiche  brachten  in  ihren 
Erkenntnissen  und  Weisthümern  gemeines  oder  particuläres  Gewohn- 
heitsrecht zTun  Ausdruck  oder  begründeten  die  Bildung  eines  solchen. 
Die  privaten  Rechtsbücher  entnahmen  ihren  Stoff  fast  ausschliesslich 
oder  doch  zum  grossen  Theile  dem  einheimischen  Gewohnheitsrechte, 
und  die  rechtlich  bindende  Kraft,  welche  der  Sachsenspiegel  in  Nord- 
deutschland erlaugt  hatte,  beruhte  wiederum  auf  Gewohnheitsrecht. 
Nur  in  den  Städten  trat  die  Thätigkeit  der  Selbstgesetzgebung  reiner 
und  eingreifender  hervor. 

Bei  dieser  hervorragenden  Bedeutimg,  die  dem  Gewohnheitsrecht 
im  Leben  unseres  Volkes  im  Mittelalter  zukam,  erscheint  es  in  der 
That  auffallend,  dass  bis  auf  Brie  noch  kein  Schriftsteller  sich  die 
Mühe  genommen  hat,  die  aus  den  zerstreuten  und  inhaltlich  so  sehr 
von  einander  abweichenden  mittelalterlichen  Quellen  zu  schöpfenden 
deutschrechtlichen  Gedanken  über  das  Gewohnheitsrecht  einer  ein- 
gehenden Würdigung  zu  unterziehen.  So  suchen  wir  z.  B.  in  Heusler's 
Institutionen  des  deutschen  Privatrechtes,  einem  Werke,  das  doch  gerade 
das  mittelalterliche  deutsche  Privatrechtsleben  erfassen  wollte,  ver- 
gebens nach  einem  Kapitel  über  das  Gewohnheitsrecht.  Nur  einzelne 
Andeutungen  finden  wir  in  Stobbe's  Geschichte  der  deutschen  Rechts- 
qüellen,  in  Brunner's  deutscher  Rechtsgeschichte,  in  Dahn's  rechts- 
geschichtlichen Untersuchungen  und  vor  Allem  im  Genossenschafts- 
recht von  Gierke. 

Für  das,  was  wir  heute  Gewohnheitsrecht  nennen,  begegnen  uns 
in  den  mittelalterlichen  Quellen  auf  deutschem  Rechtsboden  zahlreiche 
lateinische  und  deutsche  Bezeichnungen,  die  sich  keineswegs  als  tech- 


*)  Vgl.  die  interessanten  Belege   aus    den  fränkischen  Bechtsquellen 
bei  Brie  a.  a.  O.  S.  205  ff.  Note  13—16. 
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nische  Ausdrücke  darstellen.  Dies  zeig^  uqs  Brie  ausführlich  hinsicht- 
lich des  Wortes  consuetudo,  dasselbe  hat  auch  von  Ausdrücken  wie 
„Sitte,  Brauch,  Herkommen"  zu  gelten;  sogar  das  Wort  „lex"  wird  für 
ungeschriebenes  Gewohnheitsrecht  gebraucht.  Dies  hängt  zusammen 
mit  dem  Mangel  einer  scharfen  Unterscheidung  unter  den  zwei  ihrer 
Natur  nach  so  verschiedenartigen  Entstehungsquellen  des  Rechtes,  wozu 
noch  vielfach  eine  den  mittelalterlichen  Quellen  eigenartige  Verquickung 
des  objectiven  Rechtssatzes  mit  der  subjectiven  Berechtigung  tritt. 

Nirgends  finden  wir  in  den  mittelalterlichen  Quellen  die  Erforder- 
nisse fär  die  Geltung  von  Gewohnheitsrecht  zusammengestellt  oder  auch 
nur  einzeln  deutlich  und  bestimmt  als  solche  bezeichnet.  Wir  müssen 
vielmehr  die  Grundsätze  aus  sehr  verschiedenen  in  den  einzelnen  oft 
particulären  Aufzeichnungen  zerstreuten  und  grossentheils  mehr- 
deutigen Aeussenmgen  erschliessen.  Grosses  Gewicht  wurde  allerorts 
deöi  hohen  Alter  eines  Rechtssatzes  bezw.  der  Uebung  eines  solchen 
beigelegt,  aber  ein  bestimmtes  Alter  der  Gewohnheit  wird  regel- 
mäfsig  in  den  Quellen  nicht  verlangt  oder  auch  nur  erwähnt.  Gern 
wurde  der  Ursprung  bestehender  Rechtssätze,  und  mochten  sie  auch 
noch  recht  jungen  Datums  sein,  in  die  graue  Vorzeit  verlegt.  In  un- 
mittelbarer Verbindung  mit  dem  Erfordernisse  des  Alters  steht  in  den 
Quellen  die  Uebung,  aber  die  Quellen  lassen  uns  oft  darüber  im  Stiche, 
ob  die  bezeugte  langdauemde  Uebung  eines  gewohnheitsrechtlichen 
Satzes  als  Entstehungsmoment  desselben  oder  nur  als  Anwen- 
dung des  schon  bestehenden  Rechtssatzes  betrachtet  wurde.  Als 
Zeugniss  für  ein  bereits  vorhandenes  Gewohnheitsrecht  sieht  Stobbe 
die  Uebung  an^);  auch  Dahn*)  meint,  dass  die  Uebung  lediglich  die 
Erkennbarkeit  der  gewohnheitsrechtlichen  Ueberzeugung  vermittle,  dass 
es  jedoch  lediglich  auf  letztere  ankomme.  Endlich  nimmt  Brunner') 
zuerst  in  Bezug  auf  die  Rechtsentstehung  im  fränkischen  Reiche  an, 
dass  schon  mit  der  ersten  Anwendung  eines  dem  allgemeinen  Rechts- 
bewusstsein  entsprechenden  Satzes  ein  wirklicher  Rechtssatz  entstanden 
sei,  was  freilich  erst  die  wiederholte  gieichmä£sige  Uebung  desselben 
ersehen  lasse.  Diesen  Gelehrten  gegenüber,  die  von  der  Uebung  als 
rechtserzeugendem  Factor  absehen,  vertheidigt  Brie  auch  für  das 
ältere  Recht  die  herrschende  Lehre.  Mit  Recht  verweist  er  darauf, 
welche  Bedeutung  gerade  dem  Alter  und  der  häufigen  Uebung  in  den 
Quellen  beigelegt  wurde,  welche  grosse  RoUe  überhaupt  im  älteren 
deutschen  Rechte  die  äusseren  in  den  Sinn  fallenden  Erscheinung^en 
spielten  und  erklärt  es  infolgedessen  för  ganz  unwahrscheinlich,  dass 
dieses  Recht  von  der  äusseren  regelmäfsigen  Erscheinungsform  gerade 
bei  der  Entstehung  gewohnheitsrechtlicher  Sätze  hätte  absehen  sollen. 
Wenn  wir  die  Quellen  lesen,  so  tritt  uns  in  ihnen  gerade  die  Uebung 
als  die  Form  entgegen,  in  der  sich  der  empfundene  Rechtssatz  äussert, 

•)  Stobbe,  Handbuch  des  deutschen  Privatrechtes  3.  Aufl.  I.  Bd.  8. 168. 
—  *)  Vgl.  auch  die  eben  erschienene  kritische  Anzeige  von  Brie's  Arbeit 
aus  der  Feder  F.  Dahn's  in  42  Bd.  der  Münchner  krit.  Vierteljahresschrift 
S.  172  flf.  -r-  »)  Brunner  Deutsche  Rechtsgeschichte  I.  Bd.  S.  277. 
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durch  die  er  erst  zu  äusserer  Greltung  gel&ngt,  und  wir  haben  es,  so- 
lange eine  solche  nicht  vorliegt,  nur  mit  einem  inneren  Zustand 
zu  thun,  der  die  Kraft  einer  äusserlich  bindenden  Rechtsnorm  nicht 
haben  kann. 

Andererseits  wurde  die  althergebrachte  Uebung  eines  Rechtssatzes 
noch  nicht  zur  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  för  ausreichend  er- 
achtet. Es  bedurfte  nach  den  Quellen  auch  eines  bestimmten  inneren 
Verhaltens  der  Uebenden  bezw.  der  Mitglieder  der  Gemeinschaft;  aller- 
dings war  die  germanische  Rechtsauffassung,  wie  schon  Gierke  be- 
tont, niemals  geneigt,  das  Recht  in  den  Wülen  zu  verlegen,  der  animus 
inducendi  consuetudinem  wurde  nicht  begehrt,  aber  es  wurde  das  Vor- 
handensein der  Rechtsüberzeugung  verlangt,  die  als  Gemeinüber- 
zeugung  gedacht  war,  nicht  etwa  individuelle  Meinung  des  Eiiuselnen 
sein  dürft«.  Die  Quellen  unterscheiden  nämlich  scharf  zwischen  Ge- 
wohnheit imd  Gewohnheitsrecht;  sie  kennen  Gewohnheiten,  die 
nicht  Recht,  sondern  unrechte  sind,  und  reihen  unter  diesen  Begriff  alle  jene 
ein,  bei  welchen  trotz  vorhandener  Uebung  dieses  innere  Moment  nicht 
nachweisbar  war.  Dies  sollte  namentlich  dann  zutreffen,  wenn  Zwang 
und  unrechte  Gewalt  oder  freiwillige  Gewährung  vorlagen,  mochten 
diese  auch  von  alters  her  als  Gewohnheit  geübt  worden  sein;  denn 
nach  der  im  Volke  herrschenden  Auffassung  konnten  sie  niemals  Recht 
begründen.  Wir  können  gerade  aus  diesen  Quellen,  obwohl  sie  eines 
allgemeinen  Ausspruches  entbehren,  als  deutsche  Rechtsanschauung 
nachweisen,  dass  die  Bildung  von  Gewohnheitsrecht  ganz  im  Gegen- 
satze zur  italienischen  Doctrin  lediglich  auf  dem  Bewusstsein,  auf  der 
Ueberzeugung  des  Volkes  beruhte,  dass  der  Inhalt  der  Uebung 
dem  bestehenden  Rechte  entspreche,  dass  er  ein  Theil  der 
Rechtsordnung  sei*).  Dies  eröffnet  uns  eine  sehr  interessante  Per- 
spective. Gerade  diese  älteren  deutschen  Rechtsgedanken  sind  es,  die 
in  unserer  Zeit,  nachdem  man  sich  endlich  von  dem  Banne  der  ro- 
manistisch-kanonistischen  Doctrin  befreit  hatte,  wieder  zur  Geltung 
gelangt  sind. 

Diese  Theorien,  die  wir  den  älteren  Rechtsquellen,  vor  allem  auch 
noch  dem  Sachsenspiegel  entnehmen  konnten,  sind  selbst  in  der  Zeit  des 
Mittelalters  keineswegs  rein  fortentwickelt  worden.  Früh  zeigt  sich 
schon  fremder  Einfluss.  Namentlich  wurde  aus  religiösen,  bezw.  kirch- 
lichen Gründen  eine  Gewohnheit  missbilligt  und  ihre  fernere  Beobachtung 
untersagt  (S.  240  ff.).  So  schon  in  der  fränkischen  Zeit.  Später  waren 
es  die  päpstlichen  Decretalen,  die  Lehren  der  Legisten  und  Kanonisten, 
die  hier  modificirend  eingriffen.  Dies  führte  namentlich  zu  einer 
Begriflfeverwirrung  zwischen  guter  und  rechter,  zwischen  böser  und 
unrechter  Gewohnheit,    die  sich  im  Rechtsleben  dahin  äusserte,  dass 


*)  Dabei  ist  nur  zu  beachten,  dass  die  Ueberzeugung  der  Mitglieder 
der  Gemeinschaft  jeweils  mit  der  Ueberzeugung  der  Uebenden,  die  eine  be- 
stimmte Gewohnheit  als  rechte  oder  unrechte  hinstellten,  identisch  war. 
Denn  der  Einzelne  handelte  als  Mitglied  der  Rechtsgemeinschaft  und  war 
von  der  Rechtsanschauung,  die  in  diesem  Kreise  herrschte,  erfüllt. 


Litteratur.  271 

regelmä&ig  nur  die  gute  Gewohnheit  als  Gewohnheitsrecht 
angesehen  wurde.  Auch  in  der  Frage  nach  der  Dauer  der  Hebung 
zeigt  sich  der  Einfluss  dieser  fremden  Theorien  (S.  234.). ') 

Diesem  Gewohnheitsrecht  schrieb  man  auch  auf  germanischem 
Rechtsboden  im  Mittelalter  eine  mit  dem  Gesetze  mindestens  gleiche 
Kraft  zu.  Ja  die  Entwicklungsgeschichte  der  deutschen  Rechtsquellen 
bringt  uns  auf  die  Vermuthung,  dass  man  sogar  geneigt  war,  dem 
Gewohnheitsrecht  ein  noch  grösseres  Ansehen  bezw.  eine  höhere  Geltung 
beizulegen  als  der  Satzimg  (S.  251  ff.).  Daraus  scheint  sich  die  natür- 
liche Folgerung  zu  ergeben,  dass  dem  Gewohnheitsrecht  auch  die 
Kraft  iimewohne,  ein  bestehendes  Gesetz  aufzuheben.  Freilich  lassen 
sich  daftir  nur  Aeusserungen  späterer,  wesentlich  schon  durch  fremdes 
Recht  beeinflusster  Rechtsquellen  anführen.  Brie  vertheidigt  aber  die 
Geltung  dieses  Princips  schon  für  die  frühere  Zeit  als  in  der  nationalen 
Rechtsanschauung  begründet,  wenngleich  ein  deutliches  Bewusstsein 
für  diese  Kraft  des  Gewohnheitsrechts  in  älterer  Zeit  nicht  bestanden 
zu  haben  scheint.  Es  hängt  dies,  wie  Brie  richtig  ausfährt,  vor  allem 
damit  zusanmxen ,  dass  es  überhaupt  in  den  ersten  Jahrhunderten  des 
deutschen  Reiches  nur  mehr  sehr  wenige  auf  Satzung  beruhende  Be- 
stimmungen gegeben  hat,  weil  die  alten  Volksrechte  und  Kapitularien 
längst  ihre  Geltung  als  gesatztes  Recht  verloren  hatten  und  somit 
jede  genaue  Erinnerung  an  geschriebenes  Recht  abhanden  gekommen  war. 

Da  das  deutsche  Gewohnheitsrecht  durchwegs  Volksrecht  war 
und  unmittelbar  aus  der  Gemeinüberzeugung  und  den  entsprechenden 
Handlungen  eines  weiteren  oder  engeren  Kreises  hervorging,  so  war 
es  den  Mitgliedern  der  Gemeinschaft,  späterhin  wenigstens  den  aus 
diesen  Verbänden  hervorgehenden  Urtheilem  bekannt;  für  die  gericht- 
liche Anwendung  desselben  brauchte  es  daher  keiner  Erforschung 
seiner  Entstehungsmomente.  Unmittelbar  aus  ihrer  Lebenserfah- 
rung und  ihrem  Rechtsbewusstsein  schöpften  die  Schöffen  und  Ding- 
leute die  Kenntniss  des  Rechtes,  imd  waren  sich  dabei  wohl  dessen 
bewusst,  ob  eine  Gewohnheit  der  Rechtsüberzeugung  ihres  Verbandes 
entsprach,  wobei  ihnen  und  regelmälsig  auch  den  übrigen  Mitgliedern 
der  Gemeinde,  wie  Brie  erwähnt,  ihre  eigene  Ueberzeugung  ohne 
Weiteres  als  Ausdruck  der  Gemeinüberzeugung  erschien.  Dies  schloss 
nicht  aus,  dass  man  für  die  sichere  Ueberlieferung  und  bessere 
Erkenntniss  des  bestehenden  Gewohnheitsrechtes  sich  maimigfacher 
äusseren  Hilfsmittel  bediente.   Mafsgebend  aber  blieb  dabei  doch  immer 

')  Wenn  einzelne  Quellenstellen  eine  bestimmte  Dauer  der  Uebung 
als  wesentlich  für  die  Begründung  eines  Grewohnheitsrechtes  verlangen  oder 
voraussetzen,  so  vermuthet  Brie  hierin  einen  mafsgebenden  Einäuss  des 
kanonischen  Rechtes  (a.  a.  O.  S.  234).  Gerade  diese  Einwirkung  der  kano- 
nistischen  Doctrin  auf  die  deutsche  Rechtsanschauung  namentlich  anter  dem 
Drucke  der  ungenügenden  Unterscheidung  zwischen  objectivem  Rechte  und 
subjectiver  Berechtigung  bedürfte  noch  einer  besonderen  Untersuchung,  des- 
gleichen die  Frage ,  ob  nicht  auch  ein  gewisser  Zusammenhaag  zwischen 
dem  altdeutschen  Institut  der  Verschweigung  und  dem  Gewohnheitsrechte 
nachweisbar  ist. 
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die  Ueberzeugung  der  Urtheiler,  ob  eine  bestehende  Gewohnheit  der 
Rechtsüberzeugung  der  Gemeinschaft  entspräche  oder  nicht.  Das  be- 
stehende Recht  aber,  mochte  es  nun  Gesetz  oder  Gewohnheit  sein, 
war  für  sie  eine  verbindliche  Norm;  sie  waren  verpflichtet,  sich  an 
dasselbe  zu  halten,  und  bei  dem  Bestände  solcher  Normen  war  ihnen 
eine  Entscheidung  nach  subjectiver  WiUkür  untersagt.  Erst  wenn  das 
Recht  eine  Lücke  aufwies,  dann  durften  sie  nach  freiem,  jedoch  ge- 
wissenhaftem Ermessen,  entscheiden.  Späterhin,  in  einer  Zeit,  wo  das 
fremde  Recht  in  die  Gerichte  einzudringen  begann  und  die  Gerichts- 
verfassung selbst  in  Verfall  gerieth,  da  kamen  allerdings  Entschei- 
dungen nach  subjectiver  Willkür  vor  (S.  258 — 266). 

Hiemit  wäre  die  Besprechung  dieses  interessanten  Buches  voll' 
endet,  und  wir  können  am  Schlüsse  nur  dem  lebhaften  Wunsche 
Ausdruck  verleihen,  es  möge  ims  Brie  in  nicht  zu  femer  Zeit  mit  der 
Fortsetzung  dieser  Arbeit  erfreuen,  welche  die  Reception  der  fremden 
Rechte  und  den  daran  anknüpfenden  Rechtszustand  in  Deutschland 
bis  an  die  grossen  Kodificationen  heran  behandeln  wird.  Nach  der 
uns  vorliegenden  tiefgehenden,  was  Inhalt,  Form  und  Methode  angeht, 
gleich  exacten  geschichtlichen  Grundlegung  ist  Brie  wie  kein  zweiter 
dazu  berufen,  diese  dogmengeschichtliche  Darstellung  der  Lehre  vom 
Gewohnheitsrecht  zum  Abschlüsse  zu  bringen. 

Innsbruck.  A.  v.  Wretschko. 


Heinrich  Siegel,  Die  deutschen  Rechtshücher  und  die 
Kaiser  Karls -Sage  (Heft  IX  des  140.  Bandes  der 
Sitzungsberichte  der  k.  Akademie  der  Wissenschaften 
in  Wien,  philosophisch -historische  Classe)  Wien,  1899, 

34  8.  8». 

Wilhelm  Gundlach,  Karl  der  Grosse  im  Sachsenspiegel, 
Eine  Interpretation  (Heft  60  der  Untersuchungen  zur 
deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte)  Breslau,  1899, 

35  S.  8«. 

Im  Mittelalter  bestand  die  Neigung,  Rechtssätze  oder  Satzungen, 
deren  Ursprung  in  Dunkel  gehüllt  war,  einem  der  grossen  Kaiser  als 
Gesetzgeber  zuzuschreiben.  Als  solcher  wurde  Konstantin,  der  erste 
christliche  Kaiser  genannt,  vor  Allem  aber  führte  man  zahlreiche 
Rechtssätze  auf  Karl  den  Grossen  zurück.  Schon  Stobbe  hat  im 
1.  Bande  seiner  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen  S.  356  Anm.  4 
für  diese  interessante  Erscheinung  mehrfache  Belege  gesammelt.  Eine 
ausführliche  Darlegung  dieses  Problems,  der  Sage  von  den  grossen  Ge- 
setzgebern des  deutschen  Volkes,  namentlich  von  Kaiser  Karls  Recht 
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und  Gericht,  wollte  uns  Heinrich  Siegel  geben,  und  gleichsam  als 
Ausschnitt  aus  dieser  umfangreichen  Arbeit  ist  die  Schrift  gedacht,  die 
wir  im  Folgenden  besprechen.  In  ihr  zeigt  uns  S>3gel,  wie  die 
Legende  von  dem  grossen  Kaiser  mit  der  Zeit  auch  die  Rechtsbücher 
erfasst  und  zu  Erzeugnissen  seiner  gesetzgeberischen  Thätigkeit  gemacht 
hatte.  Allein  noch  ehe  die  Versendimg  dieser  Studie  durchgeführt 
war,  entriss  uns  der  Tod  den  Meister  der  deutschen  Rechtswissenschaft 
für  immer*). 

Etwas  später  veröffentlichte  W.  Gundlach,  den  wir  u.  a.  bereits 
als  den  Herausgeber  der  Heldenlieder  der  deutschen  Kaiserzeit  kennen, 
den  Aufsatz:  Karl  der  Grosse  im  Sachsenspiegel,  und  versuchte  darin 
im  Anschlüsse  an  seine  fieberen  Untersuchungen  eine  neue  Erklärung 
für  jene  Stelle  des  Sachsenspiegels,  die  uns  Karl  den  Grossen  als  Ur- 
heber sächsischer  Vorrechte  nennt. 

Wir  wenden  uns  zunächst  der  Besprechung  Heinrich  Siegel' s 
trefflicher  Arbeit  zu.  Wie  der  Verfasser  selbst  betont,  stützt  sich 
seine  Untersuchung,  von  der  älteren  Litteratur  abgesehen,  vorzugs- 
weise auf  jene  neuen  eingehenden  Forschungen,  die  Emil  Steffen- 
hagen und  Ludwig  von  Rockinger  den  beiden  grossen  Rechtsbüchem 
angedeihen  Hessen. 

Was  den  Sachsenspiegel  anlangt,  so  bestand  schon  zur  Zeit  seiner 
Abfassimg  im  Volksmunde  die  Sage,  es  gehe  das  sächsische  Recht  auf 
eine  Satzung  zurück,  welche  die  Sachsen  anlässlich  ihrer  Bekehrung 
von  Kaiser  Konstantin ,  und  dann  namentlich  von  Karl  dem  Grossen 
erhalten  "hätten  *).  Das  Rechtsbuch  selbst  aber  galt  zunächst  noch  als 
eine  schriftstellerische  Arbeit  Eike's  von Repgov.  Erst  im  14.  Jahr- 
hundert begegnen  wir  der  Legende,  dass  der  Sachsenspiegel  selbst  ein 
gesetzgeberisches  Erzeugniss  und  zwar  ein  Privilegium  sei,  welches 
Karl  der  Grosse  dem  Sachsenlande  verliehen  hätte.  Der  Begründer 
und  längere  Zeit  hindurch  einzige  Träger  dieser  Sage  war,  wie  Siegel 
im  Anschluss  an  ältere  Arbeiten  *)  ausfährt,  der  Ritter  Johann  von  Buch. 
Den  Anstoss  zur  Entstehung  dieser  Legende  jedoch  gab  wahrscheinlich, 
wie  Siegel  vermuthet,  ein  Unbekannter,  von  dem  eine  Handschrift  des 
landrechtlichen  Theiles,  die  wohl  mit  HL  82  §  1  schloss,  mit  einem 
Reich  ssiegel  versehen  worden  war,  wobei  gleichzeitig  durch  eine  Clausel 
am  Schlüsse  Karl  der  Grosse  als  der  Geber  der  Handfeste  genannt, 
zudem  Zeit  und  Ort  ihrer  Ausstellung  angegeben  wurden.  Diese  eigen- 
thümliche  Handschrift  hat  Johann  von  Buch,  wie  dies  Siegel  aus 
dem  Glossenprolog  *)  nachweisen  kann,  gesehen,  und  auf  dieser  Grund- 
lage erschien  ihm  der  Sachsenspiegel  im  landrechtlichen  Theil  als  ein 


')  Vgl.  dazu  den  20.  Band  dieser  Zeitschrift  S.  VII  ff.  und  meinen 
Nachruf  auf  Heinrich  Siegel,  Berlin,  Vahlen  1900.  —  *)  Vgl.  namentlich 
den  Textus  prologi  und  Ssp.  I.  18.  —  ')  Vor  Allem  ist  Homeyer's  Aufsatz, 
Der  Prolog  zur  Glosse  des  sächsischen  Landrechts,  zu  nennen  (Abb.  der 
Berliner  Akad.  d.  Wiss.  1854  S.  172  ff.),  dann  Steffenhagen  im  113.  Bd. 
der  Sitzungsberichte  der  Wiener  Akad.,  phil.-hist.  Cl.  S.  3  ff.  und  Frensdorff 
in  den  Göttinger  Nachrichten  1888  S.  393 ff.  —  *)  Siegel  a.  a.  O.  S.  4. 
Zeitschrift  für  Bechtsgeschichte.    XXI.   Qenn.  Abth.  18 
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von  Earl  den  Sachsen  gegebenes,  durch  Elke  übersetztes  aber  auch 
mit  mannigrfachen  Zusätzen  vermehrtes  Privilegium,  während  er  den 
lehnrechtlichen  Theü  ausdrücklich  Kaiser  Friedrich  I,  zuschrieb.  Im 
Banne  dieser  Meinung  änderte  er  am  ursprünglichen  Texte  so  Manches, 
das  ihm  mit  dem  Charakter  des  Rechtsbuches  als  kaiserliches  Privi- 
legium nicht  im  Einklang  schien,  schied  einzelne  Artikel  als  Sätze 
Eike's  aus,  schrieb  die  in  anderen  Handschriften  nach  III.  82  §  1  fol- 
genden Artikel  den  Nachfolgern  Karls  zu,  ohne  aber,  wie  Siegel  be- 
tont, in  seinem  Vorgehen  überall  consequent  zu  bleiben. 

In  der  schriftstellerischen  Polemik,  die  lohann  Kienkok  gegen 
dieses  Rechtsbuch  führte,  fand  diese  Legende  noch  keine  Verwerthung; 
auch  die  Magdeburger  beriefen  sich  noch  nicht  auf  diese  angeblich 
von  Karl  dem  Grossen  rechtskräftig  ausgefertigte  Handfeste,  sondern 
erinnerten  nur  an  den  vielhundertjährigen  Bestand  des  Rechtes,  das 
Karl  der  Sage  nach  den  Sachsen  nach  ihrer  Bekehrung  gegeben  hatte. 
Dagegen  kehrt  des  Glossators  Meinung  in  der  sog.  Magdeburger  Schöffen- 
chronik wieder,  und  am  Ende  des  14.  Jahrhunderts  erfasste  sie  bereits 
weitere  Kreise  allerdings  mit  der  Aenderung,  dass  nunmehr  im  Gegen- 
satze zu  Buch's  Lehre  auch  das  sächsische  Lehnrecht  als  Privilegium 
Karls  des  Grossen  angesehen  wurde*).  Auch  die  Erinnerung  an  die 
äussere  Beglaubigung  des  Sachsenrechtes  durch  ein  Siegel  Karls  des 
Grossen  lebte  in  der  Sage  des  15.  Jahrhunderts  fort. 

Wie  ich  in  Ergänzung  von  Siegel's  Ausfahrungen  bemerken 
möchte,  ist  diese  Sage  auch  bereits  dem  von  Wasser  sc  hl  eben  in 
dieser  Zeitschrift  (germ.  Abth.  N.  F.  Bd.  2  S.  131  ffi)  bruchstückweise 
veröffentlichten,  in  Holland  im  15.  Jahrhundert  abgefassten  Werke 
geläufig,  das  neben  anderem  einen  Auszug  des  Sachsenspiegels  enthält. 
Während  die  da  aufgenommene,  von  den  anderen  Texten  vielfach 
abweichende  Fassung  der  rhythmischen  Vorrede  noch  anschliessend  an 
den  textus  prologi  Eike  als  den  Sammler  jener  Satzungen  bezeichnet, 
welche  die  weisen,  mächtigen  Könige  Karl  und  Konstantin  dem 
Sachsen volke  gegeben  hätten,  heisst  es  im  Register  bereits:  dat  Lllllste 
is  vain  den  gesatten  recht  der  keynser  Constantini  und  Karoli  magni, 
dat  man  naemet  den  spygel  von  Saessen.  Dem  Verfasser  galt  darnach 
der  Sachsenspiegel  bereits  als  kaiserliche  Satzung.  Ebenso  nennt  der 
Verfasser  des  holländischen  Sachsenspiegels  in  der  Vorrede  und  am 
Schluss  seine  Compilation  „Kaiserrecht"  und  bezeichnet  Eike  nur  als 
den  Uebersetzer  (Stobbe  a.a.O.  S. 371.). 

Wie  Siegel  weiter  ausführt,  bemächtigte  sich  die  Kaiser  Karls- 
Sage,  ohne  dass  eine  Fälschung  mitgewirkt  hätte,  im  14.  Jahrhundert 
auch  des  Land-  und  Lehnrechtsbuches,  das  um  1275  in  Süddeutschland 
entstanden  war  und  seitGoldastirrthümlicherweise  Schwabenspiegel ge- 


^)  So  vor  Allem  die  Informacio.  Siegel  a.a.O.  S.  6  Anm.  1.  Das 
Citat  daselbst  aus  Homeyer's  Abhandlung  soll  beisseu:  S.  044  und  nicht 
S.  614.  Vgl.  demgegenüber  noch  den  Wortlaut  der  Tzerstede'schen  Glosse, 
in  den  Wiener  Sitzimgsberichten  Bd.  106  S.  228. 
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nannt  *)  wird.  Den  Anlass  dazu  bot  der  umstand,  dass  in  den  weitesten 
BIreisen  die  Anschauung  zur  Herrschaft  gelangt  war,  es  sei  der  Inhalt 
des  Bechtsbuches  grösstentheils  Satzungen  der  Könige  und  Kaiser  ent- 
nommen, aus  welchem  Grunde  dafür  die  Bezeichnungen:  Kaiserrecht, 
Kaiser  Land-  und  Lehnrecht,  aber  auch  Kaiserliches  Buch  u.  a.  in 
Schwang  gekommen  waren.  Da  aber  das  Rechtsbuch  von  all  den 
Herrschern  des  christlichen  Zeitalters,  deren  Rechte  in  dem  Buch  dar- 
gestellt zu  sein  schienen,  ausser  dem  römischen  Imperator  Konstantin 
nur  noch  den  deutschen  König  und  Kaiser  Karl  nannte,  so  konnte 
unter  der  Einwirkung  der  gangbaren  allgemeinen  Sage  vom  Karlsrecht 
der  Irrthum  entstehen  und  daraus  in  der  Folge  die  Sage  hervorgehen, 
dass  das  gesammte  in  dem  Rechtsbuche  enthaltene  Recht  von  Karl 
dem  Grossen  herrühre;  ein  weiterer  Schritt  war  es  dann,  dass  die  Sage 
das  Buch  selbst  zu  einem  gesetzgeberischen  Werke  des  grossen  Kaisers 
Karl  stempelte.  Noch  im  14.  Jahrhundert  wird  das  Landrechtsbuch 
als  Karlsbuch  bezeichnet*).  Ein  ähnliches  Bewandtniss  hatte  es  mit 
dem  Buche  vom  kleinen  Kaiserrecht,  worüber  Siegel  im  Abschnitte  III 
sich  ausspricht.  — 

Zu  Gundlach's  Studie  übergehend,  will  ich  zunächst  bemerken, 
dass  die  Auffindung  einer  Stelle  in  den  Nienburger  Jahrbüchern'),  die 
eine  Episode  aus  dem  grossen  Sachsenkrieg  Heinrich's  IV.  schildert, 
den  Verfasser  veranlasste,  seine  Ausfährungen  über  diesen  Krieg,  die 
er  im  2.  Bande  seiner  Heldenlieder  (S.  389 — 407)  veröffentlicht  hatte, 
nochmals  zu  überprüfen,  zu  erweitem  und  auf  diesem  Wege  eine  Inter- 
pretation des  merkwürdigen  Art.  18  im  I.  Buch  des  Sächsischen  Laud- 
rechts  zu  versuchen,  die,  so  eigenartig  sie  auch  ist,  Beachtung  ver- 
dient, aber  noch  sehr  der  Vertiefung  bedarf. 

Die  nähere  Betrachtung  dieser  Vorrechte  namentlich  in  ihrem 
Verhältnisse  zu  dem  Rechtssystem  des  Sachsenspiegels  er- 
gab dem  Verfasser  für  das  2.  und  3.  nichts  Besonderes,  von  den  sonstigen 
Bestimmungen  des  Rechtsbuches  Abweichendes,  und  auch  für  das  1.  Vor- 
recht liess  sich  eine  Analogie  finden,  indem  auch  die  schöffenbar -freie 
Sächsin,  die  sich  nicht  mit  Männern  gleichen  Standes  vermählte,  eben- 
so behandelt  wurde,  wie  dies  der  Sachsenspiegel  als  besonderes  Vorrecht 
der  Sachsen  gegenüber  den  mit  Schwaben  verheiratheten  Sächsinnen 
hinstellt.  Darum,  argumentirt  er  weiter,  können  diese  Rechte  erst  da- 
durch zu  Vorrechten  geworden  sein,  dass  sie  seinerzeit  dem  Reichs- 

^)  Schon  in  seiner  Rechtsgeschichte  trat  Siegel  dagegen  auf,  dass 
die  Bezeichnung  „Schwabenspiegel"  gebraucht  werde,  da  doch  namentlich 
seit  d«r  Auffindung  des  deutschen  Spiegels  die  Unrichtigkeit  dieser  Termino- 
logie erwiesen  sei.  Dies  neuerlich  eingehend  und  sacbgemäfs  begründet  zu 
haben,  ist  das  Verdienst  der  Anm.  3  S.  20.  —  *)  Dies  weist  Siegel  durch 
Citate  aus  dem  Werke  des  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  lebenden 
Sängers  Hardegger  und  aus  dem  am  Ende  dieses  Jahrhunderts  in  Preussen 
entstandenen  alten  Kulm  nach.  a.  a.  O.  S.  30.  —  ')  Dem  11.  Jahrhundert 
angehörend,  sind  sie  nur  trümmerweise  durch  den  Annalisten  Saxo  über- 
liefert. Die  erwähnte  Notiz  kannte  G.  Waitz,  citirte  dabei  auch  den 
Sachsenspiegel;  in  seiner  Verfassungsgeschichte  kam  er  nicht  mehr  darauf 
zurück,  und  bis  Gundlach  blieb  die  Stelle  unbekannt. 

18* 
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Oberhaupt  gegenüber  vertreten,  und  von  ihm  auch  gewährleistet 
worden  seien. 

In  dem  Bestreben  dafElr  Belegstellen  zu  finden,  fährte  ihn  das 
Studium  der  Quellen  darauf,  dass  in  der  That  Vorrechte,  zwar  nicht 
Karl  dem  Grossen,  aber  Heinrich  II.  von  den  Sachsen  abgedrungen 
wurden,  als  er  auf  Grund  einer  Wahlcapitulation  in  Sachsen  als 
König  anerkannt  werden  sollte.  Wie  uns  Thietmar  von  Merse- 
burg erzählt,  setzte  Herzog  Bernhard  von  Sachsen  im  Einverständnisse 
mit  allen  Anwesenden  dem  König  den  gesetzlichen  Vorbehalt  aus- 
einander, worauf  der  König  denselben  in  keinem  Stücke  anzutasten, 
sondern  zeitlebens  zu  achten  versprach.*)  In  dieser  Stelle  erblickt 
Gundlach  die  erste  Erwähnung  von  Vorrechten  des  sächsischen 
Volkes.  Auch  Konrad  IL*)  bestätigte  den  sehr  harten  gesetzlichen  Vor- 
behalt der  Sachsen  (legem  crudelissimam  Saxonum).  Dagegen  wurde 
er  von  Heinrich  IH.  und  seinem  Sohne  Heinrich  IV.  nicht  anerkannt; 
denn  keiner  von  beiden  brauchte  mehr  um  die  Zustimmung  der  Sachsen 
zu  seiner  Wahl  zu  buhlen,  da  sie  bei  Lebzeiten  ihrer  Vorgänger  schon 
gewählt  waren  und  die  Macht  des  salischen  Hauses  damals  bereits 
eine  sehr  bedeutende  war.  Aber  beide  geriethen  in  verhängnissvolle 
Verwicklungen  mit  den  Sachsen,  und  da  sollen  eben  die  Sachsen 
wesentlich  zur  Durchsetzung  ihrer  von  früheren  Kaisem  gewähr- 
leisteten Sonderrechte,  den  grossen  Krieg  heraufbeschworen  haben, 
der  von  ihnen  siegreich  geführt,  schliesslich  1085  zur  neuerlichen  An- 
erkennung ihrer  Freiheiten  führte.  *) 

Was  aber  den  Inhalt  dieses  gesetzlichen  Vorbehaltes  anbelangt,  so 
Isesagt  jene  Stelle  der  Nienburger  Jahrbücher,  „dass  es  sich  um  Rechte 
handelte,  welche  die  Sachsen  angeblich  seit  ihrer  Unterwerfung  durch 
Karl  zu  ihrem  Vortheil  und  zu  ihrer  Ehre  gehabt  hätten."  Jeder 
Keimer  des  Sachsenspiegels  wird  bei  Durchsicht  dieser  Stelle  darauf 
achten,  ob  nicht  die  von  den  Sachsen  damals  in  Anspruch  genonmaenen 
Rechte  dieselben  sind  wie  die  im  18.  Artikel  des  I.  Buches  enthaltenen. 
Betrachten  wir  den  Inhalt  der  Sachsenspiegelstelle  gerade  im  Lichte 
der  Geschichtsquellen  aus  der  Zeit  des  grossen  Sachsenkrieges,  so  er- 
gibt sich  uns,  indem  wir  Gundlach  folgen,  nachstehender  freilich 
zum  Theü  noch  unbewiesener  Zusammenhang. 

Politische  und  wirthschaftliche  Motive  hatten  die  Kaiser  Hein- 
rich III.  und  IV.  dazu  gedrängt,  eine  umfassende  Revindication  der  im 
Laufe  der  Zeit  entgegen  dem  Reichsrechte  in  fremde  Hände  gelangten 

*)ThietmariChroniconV.16,  ed.Kurze  S.116.  —  *)  Wiponis  gesta 
Chuonr^di  11  p.  22.  Gundlach  bezieht  das  Wort  (crudelissima)  auf  das 
1.  Vorrecht  der  Sachsen.  In  der  That  mag  einem  aussersächsischem  Ge- 
schichtsschreiber gerade  diese  Bestimmung  des  säcbs.  Rechtes  als  besonders 
hart  erscheinen.  —  ')  Dies  geht  namentlich  aus  der  Stelle  der  Nienburger 
Jahrbücher  hervor.  Gundlach  hat  sich  ein  Verdienst  dadurch  erworben, 
dass  er  die  Gründe  dieses  Sachsenkrieges  neuerlich  untersucht  hat,  und 
Bresslau  hat  sich  vielleicht  doch  geirrt,  wenn  er  seinerzeit  die  HoflEhung 
auf  eine  Klärung  dieser  Verhältnisse  bereits  aufgegeben  bat.  Gundlach 
a.  a.  O.  Note  82.    Ganz  ist  dieselbe  freilich  noch  nicht  erreicht. 


Litteratur.  277 

Reichsgüter  und  Rechte  einzuleiten,  wozu  sich  das  aus  der  fränkischen 
herüberragende  Inquisitionsverfahren  als  sehr  zweckmäfsig  erwies.') 
Es  ist  begreiflich,  dass  dieses  Verfahren,  das  jeden  Gegenbeweis  schlecht- 
hin ausschloss,  in  Sachsen  furchtbare  Erbitterung  hervorrief;  denn  be- 
gäterte  und  freie  Volksgenossen  wurden  um  Haus  und  Hof  gebracht 
un^  büssten  ihre  Freiheit  ein.  Wie  entschlossen  Heinrich  IV.  in  diesem 
Punkte  vorging,  darauf  deutet  das  Gerücht,  das  in  jenen  Tagen  um 
sich  griflF,  der  König  wolle  den  ganzen  Sachsenstanmi  austügen  und 
Schwaben  an  dessen  Stelle  setzen.  Zur  Bewirthschaftung  der  zurück- 
gewonnenen Domänen  wurden  nämlich  in  grossem  Stile  schwäbische 
Ministerialen  in  Sachsen  angesiedelt.  Mit  diesem  inquisitorischen  Ver- 
fahren waren  in  grellstem  Widerspruch  das  zweite  und  dritte  sächsische 
Vorrecht  des  Sachsenspiegels,  und  wenn  wir  uns  den  Inhalt  derselben 
gegenwärtig  halten,  so  verstehen  wir,  wieso  die  durch  ein  solches,  dem 
sächsischen  Recht  ganz  zuwiderlaufendes  Vorgehen  in  den  früheren 
Stand  der  Unfreiheit  Versetzten  schreien  konnten,  sie  seien  ohne  gesetz- 
liche Verhandlung  durch  Gewalt  oder  durch  chicanöse  Rechtsverdrehung 
ihrer  früheren  vortheilhafteren  Stellung  beraubt  worden.  Wir  begreifen 
umsomehr  den  Grad  der  Erbitterung,  wenn  etwa  Heinrich  H.  und  Kon- 
rad II.  den  Sachsen  die  absolute  Geltung  ihres  heimischen  Processver- 
fahrens  ausdrücklich  gewährleistet  hatten,  und  man  auch  von  Heinrich  IV. 
als  gerechtem  König  die  Beachtung  dieser  Privilegien  erwarten  sollte. 
Was  aber  das  erste  Vorrecht  anbelangt,  so  mag  es,  wie  Gund- 
lach  betont,  auf  dem  engherzigen  Stammesparticularismus  der  älteren 
Zeit,  der  bei  den  Sachsen  besonders  stark  entwickelt  war,  zurückzu- 
führen sein,  dass  nach  sächsischer  Anschauung  die  mit  einem  Schwaben 
verheirathete  Sächsin  gewissermalsen  ihre  Ebenbürtigkeit  mit  ihren 
sächsischen  Spindelmagen  einbüsste.  Begreiflicherweise  wurde  es  da- 
her sächsischerseits  als  Rechtsverletzung  angesehen,  dass  Heinrich  IV. 
gerade  für  die  Erbberechtigung  dieser  sächsischen  Frauen  und  deren 
Kinder  eintrat'),  wozu  ihn  nicht  nur  seine  Königspflicht  die  Schwachen 

^)  Entstanden  in  der  Praxis  des  fränkischen  Königsgerichtes,  spielte 
diese  Verfabrensart  auch  noch  in  den  Zeiten  des  deutschen  Reiches  eine 
grosse  Ro]Ie  namentlich  immer  dort,  wo  es  sich  um  eine  Revindications- 
politik  handelte  für  dem  Reiche  entfremdete  Güter  und  Rechte.  Wer  dem 
Berichte  der  Hersfelder  Jahrbücher  (Gundlach  a.  a.  O.  S.  21)  dies  nicht  ent- 
nehmen will,  der  findet  in  den  beiden  anderen  a.  a.  O.  S.  23-— 28  erwähnten 
Quellencitaten  unantastbare  Zeugnisse.  Ich  möchte  dazu  bemerken^  dass 
auch  z.  6.  in  den  Zeiten  Otakar's  II.  von  Böhmen  in  Oesterreich  eine  solche 
Revindication  aller  dem  Landesfürsten  seit  1246  entfremdeten  Güter  und 
Rechte  eingeleitet  und  zu  diesem  Behufs  das  sog.  Rationarium  Austriae  von 
Amtswegen  zusammengestellt  wurde,  bei  dessen  Anfertigung  das  inquisi- 
torische Verfahren  eine  grosse  Rolle  spielte.  Vgl.  darüber  u.  A.  Dopsch 
in  Mittheilungen  des  Instituts  f.  öst.  Geschichtsforschimg  Bd.  14  S.  449  flF. 
Ueber  die  Revindicationspolitik  Rudolfs  von  Habsburg  vgl.  Küster,  Das 
Reichsgut  in  den  Jahren  1273—1313.  —  *)  Gundlach's  Erklärung  der 
Stelle:  „pupillus  et  advena  quivis"  als  stammfremde  Waisen,  d.  i.  „nicht 
sächsische  oder  nicht  vollsächsische  Waisen",  wurde  eben  von  Werming- 
hoff,  Eist.  Zeitschrift  Bd.  85  S.  305,  abgelehnt,  da  der  Dichter  diese  Formel 
der  Vulgata  entnommen  hat 
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und  unmündig«!!  zu  schützen  veranlasste,  sondern  wodurch  er  auch 
den  Yoiri^eil  seiner  königlichen  Dienstmannschaft  wahrnehmen  koimte. 

Hätten  diese  Vorrechte  im  letzten  Drittel  des  elften  Jahr- 
hunderts in  der  That  eine  entscheidende  Rolle  in  der  deutschen  Ge- 
schichte gespielt,  dann  würden  wir  umso  eher  verstehen,  dass  dieselben 
von  den  Sachsen  ängstlich  gehütet  imd  so  als  kostbares  Palladium  säch- 
sischer Freiheit  auch  von  Eike  in  seia  Rechtsbuch  aufgenommen  wurden. 

Zum  Schlüsse  noch  zwei  Betnerkungen.  Gundlach  erwähnt  (S.  32), 
dass  die  drei  sächsischen  Vorrechte  ia  ihrer  antifiscalischen  Bedeutung 
auf  dem  Tage  zu  Frosa  im  Februar  oder  März  1002  von  den  säch- 
sisdhen  Grossen  vereinbart  worden  seien.  Dafür  ist  er  uns  doch  eigent- 
lich den  quellenmäfsigen  Beweis  schuldig  geblieben.  Denn  selbst  zu- 
gegeben, was  doch  noch  recht  fraglich  ist,  dass  in  der  Ansprache  Bern- 
hards an  den  neuen  König  bei  Thietmar  die  Worte:  necessitatem  ac 
legem  specialiter  exponens  auf  diese  Vorrechte  zu  beziehen  sind,  so 
bleibt  doch  noch  die  Frage  offen,  ob  de!m  diese  Sonderstellung  der 
Sachsen  danials  erst  geschaffen  wurde,  oder  ob  wir  es  nicht  mit  älteren 
Einrichtungen  zu  thun  haben.  Gundlach  ist  ja  selbst  geneigt,  dies 
für  das  erste  Vorrecht  zu  bejahen,  vielleicht  gelingt  es  ihm  diese 
aufgeworfene  Frage  auch  für  die  zwei  anderen  Vorrechte  in  bele- 
digender Weise  zu  lösen.  Denn  die  Behauptung,  dass  die  Sachsen 
ihren  während  der  Mindeijährigkeit  und  Abwesenheit  Otto's  III.  auf 
Kosten  der  Reichsgüter  und  Rechte  geschaffenen  Besitzstand  erhalten 
wollten,  reicht  doch  nicht  aus,  so  einschneidende  processuale  Sonder- 
heiten zu  erklären. 

Die  zweite  Bemerkung  trifft  die  mehrfach  erwähnte  Stelle  aus 
den  Nienburger  Jahrbüchern.  Sie  erweckt  das  Interesse  des  Rechts- 
hiatorikers  auch  aus  dem  Grunde,  weil  hier  m,  W.  der  erste  Fall  vor- 
liegt»  dass  num  ältere  Rechtssätze  auf  Karl  den  Grossen  zurückzuführen 
pflegte,  weim  man  es  auch  nur  !!!it  einer  vor  kaum  hundert  Jahren 
geschaffenen  Rechtsnorm  zu  thun  hatte.  Damals  war  bereits  die 
Sage  im  Schwang,  dass  Karl  den  Sachsen  anlässlich  ihrer  Bekehrung 
ein  Sonderrecht  gegeben  habe.  Ihren  historischen  Kern  bildet  wohl 
der  üiostand,  dass  unter  Karl's  Regierung  mehrere  Rechtssatzung^n 
für  Sachsen  erfolgt  waren,  wozu  sich  da!m  die  Einfühirung  gewisser 
Vorrechte  vielleicht  seit  den  Tagen  Heinrich's  II.  gesellte.  Während 
aber  die  Nienburger  Jahrbücher  in  ihrer  bewussten  Notiz  nur  die 
mehrerwähnten  Vorrechte  als  Privilegium  Karl's  des  Grossen  hinstellen, 
wurde  in  der  Folge  im  Volksmunde  allmählich  alles  sächsische  Recht 
auf  Karl  den  Grossen  zurückgeführt.  Dieser  Gedanke  beherrscht  so.  E. 
bereits  die  von  Gundlach  a.a.O.  S.  33  Note  78  erwähnte  Stelle 
aus  der  Chronica  regis  Coloniensis,  und  kehrt  dann  im  Schlusssatz  des 
Art.  18  im  I.  Buche  des  Sachsenspiegels  und  namentlich  im  textus 
prologi  wieder. 

Innsbruck.  -Ä..  v.  Wretschko. 
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Eugen  von  Dultzig,  Das  deutsche  Grunderbrecht  in  Ver- 
gangenheit, Gegenwart  und  Zukunft.  (Untersuchungen 
zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  von  0.  Gierke. 
58.  Heft).  Breslau,  M.  u.  H.  Marcus.  1899,  IX  u.  372  8.  8». 

Im  Jahre  1895  haben  Lujo  Brentano  und  sein  Schüler  Ludwig 
Fick  durch  ihren  Versuch,  neue  Anschauungen  über  die  Natur  des 
Grundeigenthums,  die  Entwicklung  des  Erbrechts  und  insbesondere  die 
bäuerliche  Erbfolge  zu  begründen,  vorübergehendes  Aufsehen  erregt. 
Drei  kleine  Artikel  in  der  damals  fttr  breite  Lesermassen  tonangebenden 
»Zukunft"  schienen  Brentano  zu  genügen,  um  mühsam  erarbeitete  Re- 
sultate der  rechtsgeschichtlichen  Forschung  umzurennen.  In  akademi- 
scherer Form  verfocht  Fick  die  Hypothesen  seines  Meisters  für  ein 
beschränktes  Gebiet,  das  rechtsrheinische  Baiem. 

Die  Wissenschaft  der  deutschen  Rechtsgeschichte  hat  diesen 
nationalökonomischen  Angriff  nicht  schwer  genommen.  Denn  derselbe 
hatte,  wie  von  vornherein  auf  der  Hand  lag,  seinen  Ausgangspunkt 
weniger  in  einem  rechtshistorischen  Interesse  als  in  einem  wirthschafts- 
politischen  Wunsch,  und  dieser  Wunsch  war  beiden  Autoren  zum  Vater 
ihrer  rechtsgeschichtlichen  Gedanken  geworden.  Weil  Brentano  und 
sein  Jünger  die  noch  heute  vielfach  dauernde,  ja  neuerdings  wiederum 
gesetzlich  begünstigte  Bindung  des  bäuerlichen  Grundeigenthums  durch 
das  Anerbenrecht  von  nationalökonomischen  Gesichtspunkten  aus  fär 
unzweckmäfsig  hielten,  darum  musste  dies  Anerbenrecht  ein  Institut 
sein,  welches  seinen  Entstehungsgrund  allein  im  selbstsüchtigen  Inter- 
esse der  Grundherren  an  der  Fähigkeit  ihrer  hofhörigen  Bauern  zu 
Zinsen,  Frohnden  und  Laudemien  haben  konnte  und  somit  seine  Da- 
seinsberechtigung spätestens  seit  Aufhebung  der  Grimdherrlichkeit 
verloren  hatte.  Einmal  aber  auf  den  unsicheren  Boden  der  Speculation 
gerathen,  verirrten  sich  die  wirthschaftspolitischen  Wanderer  immer 
mehr  im  Gebiete  der  Rechtsgeschichte,  und  so  kam  Brentano  zu  der 
Behauptung,  die  deutsche  Grundherrschaft  und  das  deutsche  Hofrecht 
seien   die  unmittelbare  Fortsetzung  des  römischen  Latifundienwesens. 

Auch  die  vorliegende  Arbeit  v.  Dultzigs  verlegt  ihren  Schwer- 
punkt nicht  eigentlich  in  die  rechtsgeschichtliche  Erörterung.  Weit 
über  die  Hälfte  des  Buches  ist  der  dogmatischen  Schilderung  des  heu- 
tigen Anerbenrechtes  und  der  rechtspolitischen  Discussion  über  seine 
zweckmäfsigste  Gestaltung  in  der  Zukunft  gewidmet.  Auf  diese  Par- 
tieen  der  Monographie  ist  hier  nicht  einzutreten,  unser  Referat  be- 
schränkt sich  füglich  auf  den  geschichtlichen  Theil  derselben. 

Und  da  kann  vorausgeschickt  werden,  dass  der  allgemeine  Ideen- 
gang des  Verfassers  von  tüchtiger  Kraft  zu  rechtshistorischer  Arbeit 
zeugt.  Hätte  Ref.  auch  lieber  nicht  vom  Autor  selbst  erfahren,  dass 
sein  Buch  in  früherer  Gestalt  als  Referendarsabhandlung  eine  „unge- 
wöhnlich glänzende  Beurtheilung"  erfahren  und  zur  Doctordisserdatiou 
umgewandelt  abermals  das  Prädicat   „sehr  gut"    erhalten   habe,   so 
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sollen  ihm  doch  diese  von  competenter  Seite  zuerkannten  Ehren  auf- 
richtig gegönnt  sein. 

D.  steht  auf  einem  dem  Brentano -Pick'schen  völlig  entgegen- 
gesetzten Standpunkte.  Für  ihn  ist  das  Anerbenrecht  kein  auf  hof- 
rechtliche Verhältnisse  beschränktes  Rechtsinstitut.  Es  ist  nicht  allein 
aus  der  Untheilbarkeit  der  Güter  entsprossen,  sondern  muss  noch 
andere  Wurzeln  haben,  insbesondere  lässt  sich  das  Recht  der  Abfin- 
dung nicht  aus  der  Untheilbarkeit  erklären.  Und  die  Untheilbarkeit 
ihrerseits  findet  sich  auch  ausserhalb  des  Hofrechts.  Die  vornehmste 
Grundlage  des  Anerbenrechts  ist  vielmehr  die  Hausgemeinschaft  und 
das  auf  ihr  beruhende  Gesammteigenthum  der  Familie  am  Hausver- 
mögen, welches  der  Familienvater  nur  verwaltet,  alle  Hausgenossen 
aber  mit  ihm  nutzen.  Lediglich  diese  Vertretungsbefagniss  des  Haus- 
vaters ist  es  daher,  welche  nach  seinem  Tode  den  Söhnen  zufällt, 
während  die  Töchter  zu  solcher  Vertreterschaft  unfähig  erscheinen. 
Das  Nutzungsrecht  jedoch,  weil  in  der  Hausgemeinschaft  begründet, 
dauert  nur  so  lange  als  diese  selbst,  wer  das  Haus  verlässt,  tritt  aus 
der  Gesammthänderschaft  der  Familie  aus  und  hat  keinen  Anspruch 
auf  das  Hausvermögen  mehr.  Töchter  geben  ihre  bisherige  Haus- 
gemeinschaft nie  anders  als  durch  Heirat  auf,  erwerben  also  in  dem- 
selben Augenblicke,  wo  sie  ihre  Rechte  am  Gesammteigenthum  der 
angeborenen  Familie  verlieren,  entsprechende  Rechte  am  Familien- 
vermögen ihres  Gatten:  daher  ist  wenigstens  den  älteren  Zeiten  eine 
Dotirung  der  Braut  durch  ihren  Gewalthaber  fremd.  Anders  bei  den 
die  Hausgemeinschaft  aufgebenden  Söhnen,  welche  diesen  Schritt  regel- 
mäßig thun,  um  sich  wirthschaftlich  selbständig  zu  machen  und 
Häupter  einer  eigenen  neu  zu  gründenden  Hausgemeinschaft  zu  werden. 
Bei  ihnen  wird  das  alte  Nutzungsrecht  nicht,  wie  bei  den  heiratenden 
Töchtern,  sofort  durch  ein  anderes  ersetzt,  es  erscheint  daher  billig,  für 
den  Verzicht  eine  Entschädigung  zu  gewähren,  und  das  geschieht 
durch  die  dem  bisherigen  Nutzungsrechte  entsprechende  Abfindung» 
Solche  Abfindung  kommt  thatsächlich  in  starke  Uebung:  meist  werden 
alle  Söhne  bis  auf  einen  ausgeradet.  Bleibt  gewohnheitsmäfsig  der 
jüngste  Haussohn  allein  in  der  Were  des  Vaters,  so  entsteht  das  Institut 
des  Minorats,  weichen  umgekehrt  die  jüngeren  Söhne  dem  ältesten, 
so  kommt  es  zur  Ausbildung  des  Majorats.  Wie  aber  das  Anerben- 
recht, so  ist  andrerseits  auch  das  Erbrecht  des  nicht  zur  Hausgenossen- 
schaft gehörenden  weiteren  Magenkreises  im  letzten  Grunde  aus  dem 
Gedanken  des  Gesammteigenthums  hervorgegangen,  indem  man  beim 
Fehlen  wirklicher  Gesammthänder  die  Gesammthand- Verbände,  aus 
denen  sich  die  einzelnen  Haushaltungen  abgelöst  hatten,  wiederum 
rückwärts  aufsuchte  und  auf  diese  Weise  zur  Parentelenordnung  ge- 
langte. 

Soviel  in  grossen  Zügen  über  den  historischen  Gedankengang  des 
Buches,  der,  wie  gesagt,  als  Ganzes  betrachtet,  glücklich  und  wohl- 
gelimgen  genannt  werden  darf.  Im  Einzelnen  freilich  sind  manche 
Bedeiien  zu  erheben  und  manche  Lücken  zu  bedauern.    Theilweise 
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scheinen  dieselben  auf  eine  principielle  Ueberzeugung  des  Verfassers 
zurückzufahren,  welcher  Ref.  sich  nicht  anzuschliessen  vermag.  Mit 
Recht  polemisirt  D.  energisch  gegen  Brentanos  Art,  alle  Rechtsent- 
wicklung aus  wirthschaftlichen  Gesichtspunkten  und  Zweckgedanken 
erklären  zu  wollen.  Aber  er  verfällt  selbst  in  das  entgegengesetzte 
Extrem,  wenn  er  behauptet,  Brentano  kehre  gradezu  das  Verhältniss 
von  Ursache  und  Wirkung  um:  nicht  weil  die  wirthschaftlichen  Ver- 
hältnisse eine  bestimmte  Lage  schüfen,  bilde  sich  das  Recht  dement- 
sprechend, sondern  weil  die  Anschauungen  des  Volkes  bestimmte 
Rechtssätze  geschaffen  hätten,  forme  sich  danach  die  wirthschaffc- 
liche  Lage.  Das  schiesst  weit  über's  Ziel.  In  Wahrheit  ist  der  wirth- 
schaftliche  Zweckgedanke  doch  ein  primäres  Culturelement.  Aber 
freilich  nicht  das  einzige.  Neben  ihm  wirken  in  vollster  Gleich- 
werthigkeit  der  sittliche  und  der  ästhetisch-intellectuelle  Zweckgedanke 
als  solche  primäre  Culturelemente,  und  in  der  Verkennung  dieses  ihren 
Wesens  liegt  der  fundamentale  Lrrthum  einseitiger  Wirthschaftshistoriker 
und  Wirthschaftspolitiker.  Das  Recht  aber  ist  und  bleibt  grundsätzlich 
secimdäres  Culturelement:  es  gibt  den  mannichfachen  Zweckgedanken 
der  menschlichen  Gesellschaft  ihre  zeitgemäfse  Form,  imd  nur  weil 
diese  verschiedenen  Zweckgedanken  in  ihrer  Ausgestaltung  niemals 
gleichen  Schritt  halten,  geschieht  es,  dass  das  Recht,  indem  es  ge- 
wisse  Postulate  der  Zeit  verwirklicht,  den  übrigen  gleichzeitig  wir- 
kenden Zweckgedanken  gelegentlich  vorauszueilen  scheint.  Wer  aber 
das  Recht  einer  Geschichtsepoche  ergründen  will,  der  muss  unter  allen 
Umständen  zuvor  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse,  die  sonstigen 
Kriterien  der  socialen  Gliederung  und  den  allgemeinen  Zustand  des 
sittlichen  Bewusstseins  dieser  Zeit  zu  verstehen  gelernt  haben. 

Auch  D.'s  Arbeit  würde  daher  wesentlich  gewonnen  haben,  wenn 
der  Verfasser  die  Geschichte  speciell  der  wirthschaftlichen  Zustände, 
denen  das  deutsche  Grunderbrecht  Gestalt  ^ab,  mehr  auf  sich  hätte 
wirken  lassen.  Er  würde  dann  von  selbst  zu  einer  bei  seinem  Thema 
fast  unentbehrlichen  zeitlichen  Periodisirung  und  localen  Differenzirung 
des  Stoffes  gekommen  sein,  und  das  hätte  seinen  Ausführungen  eine 
weit  stärkere  Plastik  und  Ueberzeugungskraft  verleihen  müssen,  als 
ihnen  thatsächlich  innewohnt.  Denn  in  den  ersten  Paragraphen  seines 
Buches,  in  denen  die  Ansicht  von  der  Untheübarkeit  der  Güter  als 
der  alleinigen  Wurzel  des  Anerbenrechts  bekämpft  wird,  verzichtet  D. 
auf  jede  Periodisirung  und  verwendet  demgemäfs  auch  Quellenzeug- 
nisse der  verschiedensten  Zeiten  promiscue  neben  einander.  Li  den 
weiteren  Abschnitten  ist  die  Periodisirung  mindestens  eine  recht  ver- 
schwoDMuene  imd  unklare:  wenigstens  vermag  Ref.  sich  unter  der 
Epoche  „seit  den  letzten  Zeiten  der  Weisthümer  bis  zur  Zeit  der  Landes- 
ordnungen im  18.  Jahrhundert"  (S.  108,  123)  nichts  Bestimmtes  vorzu- 
stellen, da  ja  bekanntlich  auch  im  18.  Jahrhundert  noch  vereinzelte 
Weisthümer  aufgezeichnet  worden  sind.  Schlimmer  aber  ist,  dass  die 
Gleichgültigkeit  des  Autors  gegenüber  der  Wirthschaftsgeschichte  ihn 
vereinzelt  zu  groben  Lrthümem  verführt.    So  war  Ref.  aufs  Aeusserste 


2S2  X/itteratur. 

erstaunt,  aus  dem  D/schen  Buche  ohne  weiteren  Beweis  zu  erfahren, 
dass  die  gelehrten  Vertreter  des  neu  recipirten  römischen  Rechts  dem 
deutschen  Bauemrecht  ein  weitgehendes  Yerständniss  entgegengebracht 
hätten  (S.  123).  Auch  dass  die  Bauern  damals  grundsätzlich  ihre  Güter 
zu  freiem  Eigen  inne  gehabt  hätten  (S.  124  Aum.  116),  ist  eine  Be- 
.hauptung,  die  in  solcher  Allgemeinheit  för  das  Zeitalter  der  Bauern- 
kriege aufgestellt  Eopfschütteln  veranlassen  muss.  Was  endlich  die  im 
Thema  liegende  Nothwendigkeit  gesonderter  Behandlung  local  differen- 
zirter  Zustände  anbetrifft,  so  genüge  hier  die  Andeutung,  dass  das  Ge- 
sanunteigenthum  am  Hausvermögen  und  das  darauf  beruhende  Grund- 
erbrecht sich  m.  K  verschieden  gestalten  mufste,  je  nachdem  die 
Ansiedelung  in  Dorfschaften  mit  Gemenglage  und  Flurzwang  oder  nach 
dem  System  der  Einzelhöfe  erfolgte. 

Rostock.  Heinrich  Geffcken. 


E.  Hegel,   Die   Entstehung    des   deutschen    Städtewesens. 
Leipzig,  S.  Hirzel  1898.  lY,  192S. 

Bei  einem  Jeden,  der  es  unternimmt,  über  K.  Hegel's  neues  Buch 
Bericht  zu  erstatten,  wird  die  Verehrung  för  den  Altmeister  stadtge- 
schichtlicher Forschung  in  Conflict  gerathen  mit  der  Nothwendigkeit, 
die  „Entstehung  des  deutschen  Städtewesens"  nicht  so  hoch  einzu- 
schätzen wie  die  älteren  Werke  aus  Hegels  Feder.  Vielfache  An- 
regung ist  von  seiner  Thätigkeit  ausgegangen;  die  von  ihm  heraus- 
gegebenen Bände  der  deutschen  Städtechroniken  sind  vorbildliche  Muster 
geworden;  seine  „Städte  und  Gilden  der  germanischen  Völker"  brachten 
die  endgültige  Widerlegung  jener  Theorie,  die  in  den  Stadtgemeinden 
ursprüngliche  Gilden  erblickt  hatte.  Auf  welchem  Wege  entstand  das 
deutsche  Städtewesen?  —  diese  oft  behandelte  Frage  beschäftigt  das 
vorliegende  Buch.  Hegels  Antwort  lautet  anders  als  die  seiner  Vor- 
g^ger,  aber  die  von  ihm  vorgeschlagene  Lösung  des  Problems  kaim 
nicht  vollauf  befriedigen. 

Jede  Untersuchung  über  deutsches  Städtewesen  hat  festzustellen, 
welche  wesentlichen  Eigenschaften  einen  Ort  zur  Stadt  im  rechtlichen 
Sinne  machen;  wie  sehr  schon  hier  die  Meinungen  auseinandergehen, 
ist  bekannt  genug.  Nach  Hegel  nun  „macht  nicht  der  Markt  und 
nicht  die  äussere  Befestigung,  sondern  einzig  und  allein  das  gewordene 
oder  verliehene  Stadtrecht  ein  Dorf  oder  einen  Marktort  zur  Stadt". 
„Das  Stadtrecht  ist  ein  besonderes  Recht,  das  Recht  der  Bürger,  ius 
civile,  entgegengesetzt  dem  Landrecht,  ius  commune.  Das  Landrecht 
war  die  Wurzel  des  Stadtrechts,  wie  die  Dorfgemeinde  die  Mutter  der 
Stadtgemeinde.  Aus  den  verschiedenen  Landrechten  . .  .  sind  ursprüng- 
lich die  Stadtrechte  hervorgegangen.  Stadtrecht  wird  c'as  Landrecht 
erst  dadurch,  dass  es  sich  dem  städtischen  Zuzammenleben  und  Ver- 
kehr sowie  den  sich  daraus  ergebenden  Bedürfrkissen  und  Zwecken  an- 
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passt:  somit  ist  es  ein  neues  Recht.  Und  weiter  bildet  sich  ein  jedes 
Stadtrecht  als  ein  besonderes  aus,  theils  durch  eigenthümliche  Rechts- 
gewohnheiten,  theils  durch  specielle  Privilegien,  die  den  Einwohnern 
zu  Theil  wurden  (S.  136. 138)."  Damit  aber  ist  die  entscheidende  Frage 
nicht  beantwortet,  welche  wesentlichen  Eigenschaften  eben  dies  neue 
Recht  haben  musste,  um  den  Namen  des  Stadtrechts  zu  verdienen. 
An  welche  Einrichtungen  knüpfte  es  an?  Welchen  Complez  charakte- 
ristischer Satzungen  enthielt  es  in  einer  Zeit,  da  man  es  durch  Privi- 
legien an  einzelne  Orte  verlieh?  Man  könnte  aus  Hegels  Worten 
schliessen,  dass  er  es  überhaupt  für  unmöglich  halte,  den  Begriff  der 
Stadt  zu  bestimmen,  ja,  dass  es  einen  solchen  nie  gegeben  habe,  zu- 
mal die  Fülle  der  Stadtrechte  seine  Ableitung  verhindere.  Die  Auf- 
zäMung  der  kaiserlichen  Privilegien  und  Stadtrechte  des  zwölften 
Jahrhunderts  (S.  146 — 173)  versucht  an  keiner  Stelle,  die  ihnen  gemein- 
samen und  überdies  wesentlichen  Züge,  festzustellen :  alles  scheint  der 
Willkür  in  Entwicklung  und  Satzimg  anheimgegeben.  Sollte  der 
rührigen  Arbeit  auf  stadtgeschichtlichem  Gebiet  das  Urtheil  gesprochen 
sein  mit  dem  Eingeständniss,  dass  der  Begriff  der  Stadt  sich  der  Um- 
schreibung entzieht? 

Hegels  Worte  richten  sich  gegen  Fr.  Keutgen  auf  der  einen,  gegen 
S.  Rietschel  auf  der  anderen  Seite.  Jener  hatte,  wie  vordem  Q.  von 
Below,  als  besonderes  Merkmal,  das  die  Stadt  von  anderen  Ortschaften 
unterscheidet,  die  Befestigung  hingestellt  (Untersuchungen  über  den 
Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassung  S.  39).  Hegel  lehnt  diese 
Anschauimg  ab,  ohne  dass  seine  Einwände  (S.  30  ff.)  stichhaltig  ge- 
nannt werded  könnten.  Man  begreift  nicht  recht,  warum  erst  mit  dem 
dreizehnten  Jahrhundert  die  Ummauerung  einer  Stadt  als  Erfordemiss 
angesehen  worden  sein  soll,  wenn  sie  nicht  ein  iirsprüngliches  Attribut 
der  Stadt  im  technischen  Sinne  war.  Mit  gutem  Grund  hat  Keutgen 
(a.  a.  0.  40  f.)  darauf  hingewiesen,  dass  Burg  der  älteste  Name  der 
Deutschen  für  Stadt  war,  um  ihretwillen  der  Städter  Bürger  genannt 
wurde.  Freilich,  auch  Hegel  trägt  dieser  Thatsache  Rechnung  und  es 
klingt  wie  eine  Einschränkung  seiner  Worte,  wenn  es  an  einer  anderen 
Stelle  (S.  29)  heisst:  „Burg  und  Vorort  bilden  den  An&ng  der  Stadt. 
Aber  nur  dort  sind  eigentliche  Städte  entstanden,  wo  die  günstige 
Lage  des  Orts  an  einem  vielbesuchten  Verkehrswege  oder  natürlich 
vorhandene  Erwerbsquellen  eine  zahlreichere  Einwohnerschaft  anzogen, 
wo  Gewerbebetrieb  und  Handel  mit  einem  öffentlichen  Markt  sich  ein- 
stellten und  ein  städtisches  Wesen  emporbrachten."  Er  will  damit 
„den  allgemeinen  Typus  für  die  Entstehimg  zahlreicher  Städte"  kenn- 
zeichnen. Die  Burg  erscheint  ihm  als  der  thatsächliche  Ausgangs- 
punkt einer  Reihe  von  Städten,  und  trotzdem  soll  die  Befestigung  nicht 
zum  Wesen  der  Stadt  gehören?  Man  bemerkt  zugleich,  wie  auch  der 
öffentliche  Markt  als  städteschaffender  Factor  erscheint.  Er  zieht  den 
Handel  an  wie  er  erforderlich  ist,  um  ihm  Gelegenheit  zu  seinem  Be- 
trieb zu  sichern.  Warum  wird  der  Markt  in  seiner  Eigenschaft  als 
wesentliches  Merkmal  der  Stadt  bekämpft?    An  einer  anderen  Stelle 
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werden  Kaufinannschaft  und  Gewerbebetrieb  als  die  wesentlichen  Ele- 
mente einer  Stadt  bezeichnet  (S,  22),  beide  aber  fanden  in  dem  Markt, 
der  Zusammenkunft  von  Käufern  und  Verkäufern,  ihren  Mittelpunkt 
(S.  124).  Es  ist  doch  kein  Zufall,  dass  gerade  in  der  Zeit  des  auf- 
blähenden Städtewesens,  der  Zeit  der  Ottonen,  die  Marktprivilegien  die 
init  ihnen  bewidmeten  Orte  zu  Städten  im  technischen  Sinne  gemacht 
haben.  Zugleich  aber  bedeutet  das  "Wort  Markt  dessen  Stätte.  Gewiss, 
„die  Stadt  ist  nicht  der  Markt,  sondern  hat  einen  Markt",  und  wenn 
daim  gesagt  wird:  „In  den  neu  angelegten  oder  durch  Wachsthum 
entstandenen  Städten  des  Mittelalters  bildet  der  Marktplatz  .  .  .  das 
Centrum,  von  dem  die  Strassen  strahlenförmig  ausgehen"  (S.  137),  so 
liegt  hierin  das  Zugeständniss ,  dass  der  Marktplatz  älter  war  als  die 
von  ihm  abzweigenden  Strassen,  dass  also  der  Marktplatz  der  Aus- 
gangspunkt wurde  für  die  Anlage  jener  Städte.  S.  Rietschel  hat  be- 
reits gegen  Hegels  Polemik  Einspruch  erhoben,  sodass  auf  seine  Aus- 
f&hrungen  kurz  verwiesen  werden  kann  (Historische  Zeitschrift  83,  468  f.): 
mit  Grund  hält  er  an  den  Ergebnissen  seines  Buches  (Markt  und  Stadt 
in  ihrem  rechtlichen  Verhältniss  1897)  fest,  demgegenüber  die  Erörte- 
rungen Hegels  nicht  in  dem  Mafse  beweiskräftig  erscheinen,  wie  man 
wohl  erwarten  sollte. 

Nicht  als  ob  damit  dem  ganzen  Buche  jedwede  Bedeutung  ab- 
gesprochen sei.  Seinen  ersten  Abschnitt  vornehmlich  wird  man,  weil 
aus  der  Hand  des  Meisters  stanmiend,  dankbar  entgegennehmen.  In 
klarer,  abgerundeter  Erzählung  verfolgt  er  die  Entstehungsgeschichte 
der  deutschen  Städte  bis  zur  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts,  nie- 
mals vom  Thema  abschweifend,  stets  das  Interesse  fesselnd,  überall  die 
Schilderung  durch  Einzelzüge  belebend,  die  nur  ein  Keimer  der  Quellen 
und  der  Litteratur  wie  Hegel  aus  der  Fülle  des  Materials  heranzu- 
ziehen im  Stande  war.  Nicht  in  gleichem  Mafse  kommen  den  übrigen 
Abschnitten  diese  Eigenschaften  zu  Gute.  Mit  Fug  werden  Stadtherr- 
schaft und  Stadtgemeinde  getrennt  behandelt,  aber  es  ist  nicht  die 
Schuld  des  Verfassers,  wenn  einzelne  Paragraphen  wie  deijenige  über 
Grundherrschaft  imd  Immunität  oder  über  die  Ordnung  von  Mals 
und  Gericht  wesentlich  neue  Aufschlüsse  nicht  enthalten.  Frucht- 
barer wäre  vielleicht  die  Untersuchung  durch  eine  Ausdehnung 
auf  ein  weiterausgreifendes  Gebiet  geworden.  Hegel  unterscheidet 
drei  Kategorien  von  Städten,  königliche  und  Pfalzstädte,  bischöf- 
liche und  Abteistädte,  schliesslich  landesherrliche  Städte.  Er  be- 
merkt gegen  G.  von  Below ,  der  diese  Eintheilung  eine  unglückliche 
genannt  hatte,  sie  könne  es  nicht  sein,  da  sie  wahr  sei.  „Die  ünter- 
scheidimg  nach  der  Stadtherrschaft  ist  nicht  gleichgiltig  und  werthlos. 
Sie  bezeichnet  nicht  nur  die  verschiedene  äussere  Stellung  der  Städte 
im  Reiche,  auch  fär  die  injiere  Entwickelung  der  Stadtverfassung  ist 
sie  von  Bedeutung"  (S.  44).  Man  wird  bedauern,  dass  Hegel  diesen 
Sätzen  keine  ausführliche  Begründung  hat  zu  Theil  werden  lassen. 
Gerade  nachdem  er  in  seinen  „Städten  und  Güden"  (2,491.  509)  aus- 
gesprochen hatte,  dass  es  in  betreff  der  Stadtverfassung  keinen  wesent- 
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liehen  Unterschied  ausmache,  welcher  Art  von  Herrschaft  die  einzelnen 
Städte  angehörten,  dass  femer  die  allgemeine  Form  und  der  Grundtypus 
der  Stadtverfassung  durch  das  Verhältniss  von  Stadtherrschaffc  und 
Stadtgemeinde  von  selbst  gegeben  sei,  —  gerade  deshalb  hätte  eine 
Untersuchung  über  die  Geschichte  der  Stadtverfassung  reicheren  Er- 
trag versprochen,  als  ihn  das  vorliegende  Buch  über  deren  Entstehung 
darbietet.  Die  Blüthezeit  des  deutschen  Städtewesens  verlangt  auch 
nach  dem  Werke  Maurers  und  der  schönen  Monographie  G.  von  Below's 
Erforschung  und  Darstellung,  da  hier  noch  zahlreiche  Aufgaben  der 
Lösung  harren. 

Friedenau  bei  Berlin.  A.  Werminghoff. 


A.  Solini,   Le  associazioni   in  Italia  avanti  le    origini  del 
comime.    Modena,  Societä  tipografica  1898.   "Vill,  140  8. 

Solmi's  Abhandlung  will  einen  Beitrag  liefern  zur  mittelalterlichen 
Rechts-  und  Wirthschaftsgeschichte  Italiens;  sie  untersucht  die  Bezie- 
hungen der  Genossenschaften  und  Verbände  zu  den  wechselnden  Formen 
des  staatlichen  Lebens,  die  ihr  Aufkommen  zumTheil  gehemmt,  zum  Theil 
gefördert  haben.  Als  Resultat  ergiebt  sich  ihm  das  völlige  Verschwinden 
der  römischen  Corporation  zu  Beginn  des  siebenten  Jahrhunderts.   Das 
Hofsystem  der  Langobarden  verhindert  jegliche  Arbeitstheilung;  Eauf- 
leute    und   Handwerker    sind    nicht   zu   Verbänden   zusammengefasst. 
Spuren  derartiger  Genossenschaften  zeigen  sich  erst  am  Ausgang  der 
Karolingerzeit:  nach  Art  der  germanischen  Gilden  entwickelt  sich  in 
den  langobardischen  TheUen  Italiens  die  associatio  iurata,   während 
anderwärts  die  schola  begegnet,  ohne  dass  sich  jedoch  bei  ihr  ein  Zu 
sammenhang  mit  der  byzantinischen  schola  des  siebenten  Jahrhunderts 
erkennen  liesse.    Das  Eindringen  des  Feudalismus  hat  die  Entfaltung 
dieser  Ansätze  wohl  verlangsamt,  aber  nicht  unmöglich  gemacht.  Im  eilf- 
ten  Jahrhundert  befreit  sich  die  Arbeit  vom  Hofsystem  in  den  Städten 
entwickeln  sich  dank  dem  comraunalen  Eigenthum  neue  Beziehungen 
der  Bewohner  unter  einander:   zu  ihre»*  dauernden  und   starken  Ver- 
theidigung  gründet  die  mittelalterliche  Gesellschaft  die  Commune  als 
die  „massima  e  tipica  associazione  del  medio  evo".    „In  essa",  fUhrt 
Sohni  fort  (S.  130),  „interviene  una  volontä  libera  di  cittadini  a  creare 
un  rapporto  di  reciproca  unione,  rivolto  a  scopi  comuni ;  si  costituisce, 
per  mezzo  di  capi  liberamente  eletti,  una  rappresentanza  sociale;  si 
forma,  dal  senodell'assemblea  generale,  una  attivitä  collettiva  volontaria, 
che  dk  diritto  a  proprie  determinazioni  e  a  proprie  leggi.   E  ad  imma* 
gine  del  comune  si  compongono  le  varie  organizzazioni,  in  cui  la  cittä. 
si  ripartisce  e  si  membra".    Drei  Classen  büden  die  Grundlagen  der 
Commune,  die  der  cittadini  maggiori  (milites,    valvassores) ,   die  der 
conunercianti  (negotiatores,  mercatores,  campsores)  und  schliesslich  die 


286  Litteratur. 

der  axtigiani  (plebs,  artifices,  populus).  Aus  ihnen  setzen  sich  die  drei 
typischen  Formen  der  Association  zusammen,  die  consorteria,  die  corpo- 
razione  mercantile  und  die  corporazione  artigiana.  „Un  principio  unico 
le  crea:  la  libera  unione;  uno  scopo  unico  le  muove:  l'interesse  di 
classe;  una  forma  unica  le  costituisce:  la  corporazione.  E  i  vari  ele- 
xaenti,  che  crearono  in  origine  l'istituzione  comunale  —  l'associazione 
giurata,  la  comunanza  divita  e  di  interessi,  ü  sentimento  religiöse  — 
«ntrano  nella  loro  composizione,  a  determinare  l'origine  contemporanea 
e  comune"  (S.  131). 

Mit  Absicht  sind  Solmis  eigene  Worte  wiedergegeben  worden. 
Denn  sie  lassen  erkennen,  dass  hier  wie  anderwärts  seine  Untersuchung 
die  scharfe  Umschreibung  von  Rechtsbegriffen  ersetzt  durch  allgemeines 
Raisoimement,  ein  Umstand,  der  dem  Buche  bei  dem  deutschen  Leser 
weniger  Anerkennung  sichern  wird,  als  es  bei  der  überaus  fleissigen 
Heranziehung  gerade  der  deutschen  Litteratur  verdient.  Andere,  sach- 
liche Einwendungen  sind  von  französischen  und  italienischen  Gelehrten 
gemacht  worden,  so  von  E.  Meynial  in  der  Nouvelle  revue  historique 
de  droit  Fran9ais  et  ötranger  XXIII,  769  ff.,  Tamassia  im  Archivio 
giuridico  N.  F.  II,  112  ff.  imd  Calisse  in  der  Rivista  intemazionale  di 
scienze  sociali  XVIII,  505  ff.  In  einer  besonderen  Schrift  (Per  la  storia 
delle  associazioni  nell'  alto  medio  evo.  Modena  1899.  13  S.)  hat  sich 
Solmi  mit  Tamassia  imd  Calisse  auseinandergesetzt.  Jenem  verdankt 
er  eine  Ergänzung  seiner  älteren  Ausführungen  durch  den  Hinweis  auf 
die  Bedeutung  kirchlicher  und  militärischer  Institutionen,  die  sich  ein 
„corpus"  bewahrt  haben.  Gegenüber  Calisse  betont  er  von  neuem 
die  Verschiedenheit  der  langobardischen  und  der  byzantinischen  Gebiete. 
In  Rom  und  Ravenna  wurde  die  alte  Genossenschaft  zur  schola  um- 
gewandelt; in  den  langobardischen  Theilen  Italiens  ging  sie  unter,  um 
völlig  neuen  Bildungen  Platz  zu  machen:  bei  der  Mehrzahl  der  Städte 
ist  weder  die  Commune  noch  die  Corporation  unter  Einwirkung  römi- 
scher Elemente  entstanden. 

Friedenau  bei  Berlin.  A.  Werniinghoff. 


Karl  Heldmann,  Privatdocent  der  Geschichte  an  der  Uni- 
versität Halle- Wittenberg,  Der  Kölngau  und  die  Civitas 
Köln.  Historisch -geographische  Untersuchungen  über 
den  Ursprung  des  deutschen  Städtewesens.  Mit  geo- 
graphischem Index  und  einer  Karte.  Halle  a.  8.,  Me- 
meyer  1900.     8".    VHI  u.  136  S. 

Ein  "Werk,  das  zweifellos  eine  Bereicherung  der  Wissenschaft  be- 
deutet, aber  doch  ein  gewisses  Unbehagen  im  Leser  wachruft,  in  dem 
tüchtige,  auf  sicheren  Quellenstudien  ruhende  Einzelerörterungen  ur- 
plötzlich von  vagen  Phantasieen  abgelöst  werden.    Die  Grundlage  des 
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Buches  ist  eine  sehr  verständig^,  klare  und  exacte  Untersuchung  über 
die  Grenzverhältnisse  des  Eölngaus  und  seiner  Nachbargaue  am  Nieder- 
rhein. Man  folgt  dem  Verfasser  mit  wirklichem  Vergnügen,  wie  er 
mit  sicherer  Hand  ohne  unsicheren  Vermuthungen  Raum  zu  geben  die 
Grenzen  zieht  und  dabei  g^ndlich  mit  dem  altem  Dogma  der  Identi- 
tät von  Gau-  und  Dekanatsgrenzen  aufräumt,  mag  man  auch  der  Be- 
hauptung H.'s,  dieses  Dogma  sei  bis  heute  mafsgebend  geblieben,  einige 
Zweifel  entgegensetzen.  Die  für  den  Eölngau  imd  die  Stadt  Köln  ge- 
wonnenen Ergebnisse  sind  nun  interessant  genug.  „Der  Eölngau  ist  nie 
ein  selbständiger  Grafschaftsgau,  sondern  ein  Untergau  des  Gilgaus 
gewesen.  Die  ummauerte  Stadt  Eöln  selbst  aber  hat,  soweit  wir  zu- 
rückblicken können,  weder  zum  Eölngau  noch  zum  Gilgau  gehört,  sondern 
immer  einen  eigenen  Grafschaftsbezirk  gebildet."  Ich  gestehe  gern  zu, 
dass  H.'s  Beweisfahrung,  wenn  sie  auch  nicht  zwingend  ist,  mich  über- 
zeugt hat,  und  dass  ich  auch  gegen  die  Schlüsse,  die  er  aus  derselben 
für  die  Eölner  Stadtverfassung  zieht,  kaum  etwas  einzuwenden  habe. 
Nur  darin  ist  H.  wohl  im  Unrecht,  wenn  et  diese  alte  Eölner  Graf- 
schaft auf  den  Eölner  Mauerring  beschränkt.  Sowohl  die  Martins- 
und Brigittenparochie  am  Rhein  wie  die  Apostelparochie  im  VSTesten 
dürften  dazu  gehört  haben. 

Leider  verdirbt  der  Verfasser  den  guten  Eindruck  seiner  Arbeit 
durch  zweierlei.  Einmal  dadurch,  dass  er  sich  nicht  jrü,  dem  sicher 
Feststellbaren  begnüget,  sondern  die  aus  dem  Tertitorial verbände  aus- 
geschiedene Stadt  Eöln  schon  in  der  Römerzeit  nachweisen  zu  können 
glaubt.  Damit  hat  er  sich  auf  ein  Gebiet  begeben,  das  er  nicht  be- 
herrscht, und  er  hat  auch  schon  eine  durchaus  verdiente  Zurückweisung 
erfahren  (von  Eomemann  im  Correspondenzbl.  d.  Westd.  Zeitschr.  XIX, 
54  S.)  *).  Thatsächlich  ist  das,  was  H.  über  die  Colonia  Agrippinensis 
ohne  Territorium  berichtet,  Phantasie.  Will  man  einen  Zeitpunkt 
feststellen,  der  für  die  Begründung  dieser  gerichtlichen  Sonderstellung 
der  Stadt  besonders  günstig  gewesen  ist,  so  Hesse  sich  am  ehesten  die 
Zeit  der  Einführung  der  gräflichen  Gerichtsbarkeit  denken.  Warum 
sollte  man  nicht  damals  für  eine  volkreiche  Stadt  wie  Eöln  einen 
eigenen  Grafschaftsbezirk  gebildet  haben?  Aber  Sicheres  werden  wir 
darüber  nie  erfahren. 

Schwerer  wiegt  ein  anderer  Mangel,  nämlich  die  gewaltige  Ueber- 
schätzung,  die  H.  seiner  Entdeckung  zu  Theil  werden  lässt.  Ob  Eöln 
bereits  in  der  fränkischen  Zeit  einen  eigenen  Gerichtsbezirk  gebildet 
hat  oder  ob  es  erst  unter  den  Ottonen  aus  dem  Gauverbande  eximirt 
worden  ist.  wie  man  bisher  anzunehmen  pflegte,  ist  ja  keine  ganz  un- 
wichtige Frage,  aber  doch  nicht  von  der  grundlegenden  Bedeutimg, 
wie  der  Verfasser  annimmt.  Die  Behauptung,  dass  „die  Ezemtions- 
theorie  auf  der  ganzen  Linie  imhistorisch  sei"  ist  ebensowenig  gerecht- 
fertigt wie  der  absprechende  Ton,  in  dem  H.  die  g^sammte  bisherig^e 


^)  Vgl.  nunmehr  auch  Oppermann,  Westdeutsche  Zeitschr.  XIX  1900 
S.  196flF.,  —  D.R. 
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Forschung  abkanzelt.  Das  Verwunderlichste  aber  ist,  dass  H.  nun  den 
Schlüssel  für  das  Problem  der  deutschen  Stadtverfassung  überhaupt 
gefunden  zu  haben  glaubt,  denn  „Köln  ist  das  Prototyp  der  deutschen 
Stadt  (S.  120)",  „das  Kölner  Recht,  die  Kölner  Stadtfreiheit  haben  das 
Vorbild  für  so  viele,  ja  für  die  meisten  Städte  neueren  Datums  abge- 
geben (S.  49)",  und  „wenn  das  Kölner  Recht  das  Normalstadtrecht  des 
Mittelalters  war,  so  ist  der  Ursprung  der  deutschen  Stadtverfassimg 
ganz  allein  in  dem  öffentlichen  Recht  zu  suchen,  wie  es  innerhalb  der 
Mauern  der  Stadtgrafschaft  und  Stadthundertschaft  Köln  Gestalt  ge- 
wonnen hat  (S.  122)".  Mit  Staunen  liest  man  diese  Mär,  die  ohne  den 
Schatten  eines  Beweises  verkündet  wird,  denn  nach  H.  „steht  es  ausser 
Frage".  „Schon  Eichhorn  hat  diesen  Zusammenhang  bemerkt,  Nie- 
mand ihn  geleugnet,  wenn  auch  Gaupp  und  Hegel  eine  immittelbare 
üebertragung  för  unbeweisbar  hielten  (S.  49)".  Es  wäre  allerdings 
eine  dankenswerthe  und  interessante  Ergebnisse  versprechende  Aufgabe, 
den  Einfluss  Kölns  auf  die  Entwickelung  der  deutschen  Stadtverfassung 
festzustellen;  aber  um  sie  zu  lösen,  ist  eine  auf  genaue  Kenntniss  sämmt- 
licher  deutscher  Stadtrechtsquellen  gestützte  straffe  Beweisführung 
nöthig,  mit  blossen  Behauptungen  ist  uns  nicht  gedient,  besonders  wenn 
dieselben  so  über  das  Ziel  schiessen.  Vielleicht  macht  sich  der  Verf. 
einmal  an  diese  Aufgabe  heran;  das  Zeug  dazu  hätte  er,  wenn  er 
seine  Phantasie  etwas  zügelte.  Dann  wäre  es  aber  auch  wünschens- 
werth,  dass  H.  sich  mit  der  juristischen  Terminologie  bekannt  machte 
imd  nicht  Begriffe  wie  „öffentliches  Recht"  und  „Privatrecht"  in  so 
völlig  verkehrter  Weise  anwendete,  wie  es  auf  S.  50  geschehen  ist. 
Tübingen^  S.  Rietschel. 


Georg  von  Below,  Territorium  und  Stadt.  Aufsätze  zur 
deutschen  Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirthschafts- 
geschichte.  (Historische  Bibliothek,  herausgegeben  von 
der  Redaction  der  Historischen  Zeitschrift,  Bd.  XI.) 
München  und  Leipzig,  Oldenbourg  1900.  8°.  XXI  und 
342  Seiten. 

Von  den  sechs  Aufsätzen,  die  der  bekannte  Marburger  Historiker 
unter  dem  obigen  Titel  herausgegeben  hati  sind  vier  bereits  früher  in 
Zeitschriften  erschienen;  dass  sie  v.  B.,  wiederholten  Aufforderungen  von 
Fachgenossen  Folge  leistend,  in  erneuter  Gestalt  mit  mancherlei  Zu- 
sätzen und  Verbesserungen  wiederveröffentlicht  und  dadurch  einem 
grösseren  Kreise  zugänglich  gemacht  hat,  wird  man  dankbar  begrüssen. 
Sind  es  doch  sämmtlich  Arbeiten,  deren  Trefflichkeit  in  der  Wissen- 
schafb  anerkannt  ist,  und  die  zum  Theil  bestimmend  auf  die  künftige 
Forschung  gewirkt  haben.  Aber  der  Hauptwerth  des  Buches  beruht 
in  den  beiden  fast  zwei  Drittel  desselben  eiimehmenden  neuen  Auf- 
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Sätzen,  die  man  zu  dem  Besten  zählen  kann,  was  überhaupt  in  den 
letzten  Jahren  an  verfassungs-  und  wirthschaftsgeschichtlicher  Litte- 
ratur erschienen  ist. 

Wie  der  Titel  andeutet,  sind  die  sechs  Aufsätze  der  deutschen 
Territorial-  und  Stadtgeschichte  gewidmet.  Die  erstere  hat  dabei  den 
Löwenantheil  erhalten,  nur  die  beiden  letzten  kurzen  bereits  früher 
veröffentlichten  Beiträge  beschäftigen  sich  mit  dem  Städtewesen. 
Beide  sind  ziu-  Widerlegung  weitverbreiteter  Irrthümer  geschriebene 
Streitschriften.  Der  erste  Aufsatz  ist  jene  Kritik  der  hofrechtlichen 
Theorie,  die  Ende  der  80er  Jahre  in  der  Historischen  Zeitschrift  er- 
schien ,  und  von  deren  Erscheinen  an  man  den  neuen  Aufschwung  in 
der  deutschen  Stadtverfassungsgeschichte  zu  datiren  pflegt.  Mag  man 
auch  gegen  manche  Einzelheiten  Bedenken  habend  in  den  wesent- 
lichen Punkten  hatte  v.  B.  mit  klarem  Blicke  die  Fehler  der  Hof- 
rechtstheorie erkannt  und  sie  endgiltig  widerlegt;  seine  Ausführungen 
verdienen  in  ihrer  knappen,  ungemein  scharfen  Beweisführung  noch 
heute  von  jedem  gelesen  zu  werden,  der  an  stadtverfassungsgeschicht- 
liche  Untersuchungen  herantritt.  Weniger  bekannt,  wenn  auch  kaum 
minder  verdienstlich  ist  der  andere  stadtgeschichtliche  Aufsatz  über 
die  historische  Stellung  des  Lohnwerks.  Hatte  eine  vor  Allem  von 
Bücher  verfochtene  Theorie  in  der  Geschichte  des  Kleingewerbes  eine 
scharfe  Scheidung  machen  wollen  zwischen  der  spätmittelalterlichen 
Periode  des  Handwerks  und  der  frühmittelalterlichen  Periode  des  Lohn- 
werks, so  ist  es  V.  B.'s  Verdienst,  nachgewiesen  zu  haben,  dass  beide, 
Lohnwerk  und  Handwerk,  nicht  zwei  getrennte  Epochen  darstellen, 
sondern  zu  allen  Zeiten  sich  nebeneinander  finden. 

Von  den  vier  der  Territorialgeschichte  gewidmeten  Aufsätzen 
mögen  die  zwei  bereits  früher  gedruckten  über  die  Entstehung  der 
Rittergüter  (in  dem  vor  allem  die  rechtliche  Bedeutung  der  befestigten 
Rittersitze  klargelegt  wird)  und  über  die  Neuorganisation  der  Ver- 
waltung in  den  deutschen  Territorien  des  16.  Jahrhunderts  nur  kurz 
erwähnt  werden.  Den  werthvollsten  Theil  des  Buches  bilden  die 
beiden  neuen  Aufsätze. 

Der  Gegenstand  des  ersten  Aufsatzes  ist  ein  in  jüngster  Zeit  viel 
behandeltes  Thema,  der  Gegensatz  in  der  agrarischen  Entwicklung 
zwischen  dem  deutschen  Mutterlande  und  dem  ostelbischeu  Coloni- 
sationsgebiete  und  der  Ursprung  der  Gutsherrschaft.  Wer  sich  über 
Grundzüge  dieser  Entwicklung  kurz  orientiren  will,  wird  künftig  neben 
den  einschlagenden  Knapp'schen  Arbeiten  am  besten  den  Aufsatz  v.  B.'s 
heranziehen,  der  in  klarer,  knapper  Darstellung  ein  ausgezeichnetes 
Bild  giebt  und  sich  dabei  durchaus  von  falschen  Verallgemeinenmgen 
frei  hält,    im   Gegentheil  gerade  mit  Liebe  auch  den  Besonderheiten 

')  So  halte  ich  z.  B.  es  nicht  für  richtig,  wenn  v.  B.  S.  315  f.  Lam- 
precht gegen üher  den  hofrechtlichen  Charakter  der  Hufeisenabgahe  in  01z- 
heim  (Grimm,  Weisthümer  2,595)  bestreitet.  Der  Herr  von  Blankenheim, 
der  sie  erhält ,  ist  allerdings  nicht  der  Grundherr  der  Abgabepflichtigen, 
aber  der  Vogt  des  Grundherrn. 

Zeltachrift  für  RechUgeschichte.    XXI.    Genn.  Abth.  19 
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der  einzelnen  Territorien  nachgeht.  Der  Hauptwerth  des  Aufsatzes 
aber  liegt  in  der  feinsinnigen  Untersuchung  über  die  Ursachen,  die  zu 
allen  diesen  Verschiedenheiten  in  der  Entwicklung  geführt  haben.  Da 
ist  es  wirklich  eiue  Freude,  dem  Verfasser  zu  folgen,  wie  er  mit  allen 
unklaren,  verschwommenen  oder  gar  tendenziösen  Vorstellungen  auf- 
räumt, wie  er  mit  vorsichtigem  Abwägen  die  einzelnen  Ursachen  in 
ihrer  Tragweite  festzustellen  bemüht  ist,  wie  er,  recht  im  Gegensatze 
zu  dem  besonders  auf  wirthschaftsgeschichtlichem  Gebiete  blühenden 
selbstzufriedenen  Dilettantismus,  bisweilen  auch  offen  ein  Non  liquet 
auszusprechen  wa^t  und  wie  er  dabei  doch  zu  einer  Reihe  von  werth- 
vollen,  gut  begründeten  Ergebnissen  gelangt. 

Ein   prächtiges  Stück  ist  endlich   der  umfangreichste  der  6  Auf- 
sätze,  der  sich  mit  „System  und  Bedeutung  der  landständischen  Ver- 
fassung" beschäftigt.    In  den  ersten  Jahrzehnten  unseres  Jahrhunderts 
vielfach,  wenn  auch  oft  nicht  ohne  Parteilichkeit  erörtert,  ist  die  Ge- 
schichte der  landständischen  Verfassung  lange  Zeit  über  die  Gebühr 
vernachlässigt  worden,  und  erst  in  neuester  Zeit  hat  sich  das  historische 
Interesse  den  deutschen  Landständen  wieder  mehr  zugewandt,    wobei 
vor  Allem  auch  v.  B.  durch  seine  Untersuchungen  und  Veröffentlichun- 
gen über  die  Jülich-Bergischen  Landstände  erheblich  mitgewirkt   hat. 
Wenn  er  es  jetzt  unternimmt,    auf  120  Seiten  eine   Darstellung  der 
Entstehung   und  Blüthezeit   der  deutschen  Landstände  zu   geben,    so 
wird  man  ihm  im  höchsten  Grade  dankbar  sein  müssen.    Gewiss  wird 
man    seine  Darstellung    keine    abschliessende    nennen   können:   viele 
Materien  bedürfen  noch  gründlicher  Vorarbeiten,  und  dem  reichen  bis- 
her bearbeiteten  Quelle.nmaterial  steht  ein  noch  viel  reicheres  bisher 
unbenutzt  gegenüber.     Und  ebenso  wird  Mancher,   der  sich   mit  dem 
Gegenstande  beschäftigt,  die  eine  oder  andere  Seite  der  landständischen 
Verfassung  zu  wenig  berücksichtigt  finden.    Das  aber  wird  Jeder  dem 
Verfasser  lassen,  dass  er  es  verstanden  hat,  auf  Grund  einer  umfassen- 
den Litteratur-  und  Quellenkenntniss  ein  ungemein  lebensvolles,  klares, 
fesselndes  Bild  des  ständischen  Staates  gegeben  zu  haben.    Auf  der 
von   der   bisherigen    Forschung,    vor  Allem   von  Gierke    geschaffenen 
Grundlage   baut  v.  B.  in   durchaus   selbständiger  Weise   weiter   und 
bietet  auch  dem  mit  dem  derzeitigen  Stande  der  Forschung  vertrauten 
Gelehrten  eine  Fülle  werthvoller  Nachrichten  und  wichtiger  Gesichts- 
punkte.   Vor  Allem  aber  kommt  die  treffliche  Gabe    des   Verfassers, 
verfassungsrechtliche   Gesichtspunkte   klar   und  scharf  in  einer  auch 
für  den  Laien  verständlichen  Weise   darzustellen,    voll   zur    Geltung. 
Deshalb    wird    v.   B.'s    Darstellung     hoffentlich    auch     in     weiteren 
Kreisen  das  Ihre  dazu  beitragen,  eingewurzelte  falsche  Vorstellungen 
über  das  Wesen  des  ständischen  Staates  zu  beseitigen  und  das  Inter- 
esse für  die  Geschichte  der   landständischen  Verfassung  wachzurufen. 
Gerade  hier  öffnet  sich  für  den  Historiker  noch    ein  reiches  Arbeits- 
gebiet ;  ist  doch  z.  B.  eine  so  interessante  ständische  Verfassung  wie 
die  württembergische  trotz  Allem,    was  bisher  über  sie  geschrieben 
ist,  in   ihren  Anfängen  noch  fast  völlig  unaufgeklärt,  und  zwar  vor 
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Allem  deshalb,  weil  die  bisherigen  Bearbeiter  mit  unklaren  oder  un- 
richtigen Vorstellungen  vom  Wesen  des  ständischen  Staates  an  ihre 
Aufgabe  herantraten. 

Es  ist  eine  Freude  für  den  Recensenten,  ein  so  treffliches  Werk 
anzuzeigen.  Möge  dasselbe  einen  grossen  Leserkreis  finden;  es  gehört 
zu  den  Büchern,  die  eigentlich  jeder  Jurist  und  Historiker  lesen  sollte. 

Tübingen,  S.  Rietschel. 


R.Eber  Stadt,  Das  französische  Gewerberecht  und  die 
Schaffung  staatlicher  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
in  Frankreich  vom  dreizehnten  Jahrhundert  bis  1581. 
Ein  Beitrag  zur  Entstehungsgeschichte  der  vollkommenen 
Staatsgewalt.  (Schmollers  Forschungen  Band  XYII,  2 
459  u.  Vn  Seiten.) 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  die  Geschichte  des 
französischen  Gewerberechts  bis  zum  Ausgange  des  Mittelalters  zu  ver- 
folgen. Im  13.  Jahrhundert  sind  die  Verbände  der  Handwerker  Schöpfer 
des  materiellen  Gewerberechts  (S.  149).  Dann  schiebt  sich  seit  dem 
14.  Jahrhundert  die  königliche  Gewalt  auf  allen  Gebieten  ein.  Die 
Entwicklung  endet  gegen  Ausgang  des  16.  Jahrhunderts  mit  dem  vollen 
Siege  des  königlichen  Beamtenthums.  Die  ständischen  Körperschaften 
gehen  ihres  unabhängigen  Rechtes  verlustig,  werden  aber  vom  Staate 
bestehen  gelassen,  um  die  Verwaltungsfunctionen  fortzuführen  (S.  384). 
Diese  Entwicklung  hat  der  Verfasser  an  der  Hand  eines  umfassenden 
urkundlichen  Materials  trefflich  geschildert.  Besonders  gelungen  ist  die 
Hervorhebung  der  Bedeutung  des  mittelalterlichen  Zeichenrechtes  im 
Zusammenhang  mit  der  präventiven  Gewerbepolizei  des  Mittelalters  und 
ihrer  Schau  (S.  102  ff.,  S.  186  ff.).  In  einem  Anhange  erweist  der  Verfasser 
die  Verschiedenheit  der  römischen  Zeichen  von  den  mittelalterlichen; 
energisch  wird  gegen  E.  Mayer  das  Fehlen  eines  Zusammenhanges 
zwischen  den  römischen  Collegien  und  den  mittelalterlichen  Zünften 
betont  (S.  190  Anm.  4).  Indem  Eberstadt  die  französische  Gewerbe- 
geschichte im  Zusammenhang  behandelt,  kann  er  vor  allem  zu  einer 
gerechteren  Würdigung  der  Ordonnanz  von  1351  und  des  Edictes  von 
1581  gelangen,  als  sie  die  bisherige  Litteratur  aufweist. 

Der  Verfasser  bespricht  im  Einzelnen  die  Organisation  des  Ge- 
werbes, das  Finanzwesen,  Technik  und  Betrieb,  die  Gewerbepolizei 
und  die  Gerichtsbarkeit  und  bringt  dabei  eine  Fülle  interessanter 
Einzeluntersuchungen,  von  denen  ich  besonders  die  Darstellung  des 
Finanzwesens  nach  dem  Livre  des  Metiers  S.  47  ff.  und  die  Unter- 
suchung über  die  normannischen  Kaltschmiede  S.  259  ff.  erwähnen 
möchte. 

Können  wir  somit  in  dem  Eberstadt'schen  Buche  eine  vortreff- 
liche Darstellung  des  französischen  Gewerberechtes  im  Mittelalter  be- 

19* 
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grüssen,  so  dürfen  wir  doch  au  dieser  Stelle  einige  Bedenken  nicht 
verschweigen,  die  bei  dem  Lesen  dieses  Buches  aufsteigen. 

Der  Verfasser  hat  bekanntlich  in  seinem  „Magisterium  und  Fra- 
temitas*  (Schmollers  Forschungeu  Bd.  XV,  2)  die  Auffassung  Nitzsch's 
wieder  aufgenommen  und  die  Entwicklung  einer  Reihe  von  Hand- 
werker verbänden,  der  Magisterien,  aus  hofrechtlichen  Aemtem  be- 
hauptet. Diese  Meinung  hat  in  der  Kritik  lebhaften  Widerspruch 
gefunden  und  die  heftige  Erwiderung,  welche  Eberstadt  in  einer  neuen 
Schrift  über  den  »Ursprung  des  Zunftwesens  (S.  142  ff.)  seinen  Kritikern 
entgegenschleudert,  scheint  mir  in  vielem  nicht  glücklich  zu  sein.  Es 
kann  hier  nicht  die  Aufgabe  sein,  näher  auf  diesen  Streit  einzugehen, 
nur  soweit  Eberstadt  in  dem  von  uns  besprochenen  Werke  auf  seine 
Auffassung  zu  sprechen  konuut,  ist  dies  nöthig. 

Es  ist  das  unbestreitbare  Verdienst  Eberstadt's,  die  Verschie- 
denheit der  mittelalterlichen  Handwerkerverbände  betont  und  be- 
sonders das  Wesen  der  alten  Aemter  erläutert  zu  haben.  Nur  darin 
dass  er  behauptet,  es  hier  mit  Büdungen  privaten  (Gewerberecht 
S.  125  Anm.  2),  grundherrlichen  Rechtes  zu  thun  zu  haben,  köimen  wir 
ihm  nicht  folgen.  Der  Umstand,  dass  manches^  Magisterium  später 
nur  noch  als  private  Berechtigung  fortlebt,  kann  hier  nicht  mafs- 
gebend  sein,  man  müsste  denn  dem  ganzen  mittelalterlichen  Lehns- 
wesen den  öffentlich-rechtlichen  Charakter  absprechen. 

Den  grundherrlichen  Charakter  der  Magisterien  glaubt  Eberstadt 
besonders  an  einigen  persönlichen  Verpflichtungen  der  Handwerker 
nachweisen  zu  können.  Dem  ist  besonders  scharf  von  Rietschel  (Hist. 
Vierteljahrsschr.  111,1  S.  119  ff.)  widersprochen  worden,  Eberstadt  hält 
aber  auch  in  seinem  „Gewerberecht"  daran  fest,  dass  Wachtzins,  Hau- 
ban  und  Gewerbekauf  grundherrliche  Abgaben  seien  (S.  84,  85).  Zu 
dieser  Meinung  scheint  Eberstadt  dadurch  geführt  zu  sein,  dass  diese 
Abgaben  nur  den  altorganisirten  Gewerben  obliegen  und  dass  sie  zum 
grossen  Theil  ursprünglich  naturalwirthschaftlichen  Charakter  tragen, 
wie  die  „Hufeisen"  und  die  „Gamaschen  des  Königs".  Aber  war  nicht 
auch  der  Zoll  ursprünglich  in  natura  zu  leisten  und  können  Wacht- 
pflicht  und  Frondienste  (so  deutet  Eberstadt  den  halbannus  richtig 
gegen  E.  Mayer,  S.  76  ff.  bes.  S.  83  Anm.  2)  nicht  ebensogut  dem  Stadt- 
herm  wie  dem  Grundherrn  geschuldet  werden?  Vollends  ist  der  Ge- 
werbekauf, der  die  Ausübung  des  Gewerbes  von  obrigkeitlicher  Geneh- 
migung abhängig  macht,  doch  nicht  ohne  Weiteres  als  grundherrliche 
Abgabe  anzusprechen.  Es  liegt  nahe,  den  Gewerbekauf  mit  den  Li- 
cenzen  zu  vergleichen.  Sind  nun  etwa  Gewerbe,  deren  Ausübung  an 
die  Zahlung  einer  Licenz  gebunden  ist  (z.  B.  das  der  Wirthe),  darum 
grundherrlichen  Charakters?  Und  wenn  wir  dem  Gewerbekauf  Gewerbe 
unterworfen  sehen,  bei  denen  uns  heute  die  Licenzpflicht  wunderlich 
erschiene  (z.  B.  die  Weber),  so  müssen  wir  bedenken,  dass  ja  auch  die 
Gewerbeschau  im  Mittelalter  alle  Gewerbe  umfasste.  Der  Gewerbe- 
kauf allein  berechtigte  in  vielen  Fällen  noch  nicht  zur  Ausübung  des 
Gewerbes,  daneben  waren  die  Forderungen  der  Zunft  zu  erfüllen.    Ich 
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sehe  nicht  ein,  warum  Eberstadt  daraus  auf  den  grundherrlichen  Cha- 
rakter der  Abgabe  schliesst  (S.  85).  Die  Forderung  der  Zunft  konnte 
sehr  wohl  neben  der  Forderung  der  Obrigkeit  bestehen. 

Als  grundherrlich  wird  man  lediglich  solche  Abgaben  des  Stadt- 
herm  ansehen  können,  die  nur  von  den  Hörigen  seiner  Grundherr- 
schaft zu  leisten  sind,  nicht  aber  von  den  Hörigen  anderer  Grundherr- 
schaften imd  nicht  von  denen,  die  auf  Grund  und  Boden  des  Stadt- 
herm  nach  Stadtrecht  angesiedelt  sind.  Wie  steht  es  in  der  Beziehung 
mit  dem  Pariser  Hauban  und  Gewerbekauf? 

Wir  erfahren  (vgl.  Magist.  und  Frat.  S.  79),  dass  in  Paris  alle 
städtischen  Bäcker  ihr  Gewerbe  kaufen  imd  den  Hauban  zahlen 
müssen  mit  Ausnahme  der  Bäcker  einiger,  nicht  aller  Pariser  Grund- 
herrschaften. Allein  auch  die  Bäcker  dieser  Grundherrschaften  können 
die  Rechte  der  städtischen  Bäcker  erwerben,  wenn  sie  das  Gewerbe 
kaufen  und  den  Hauban  zahlen  (Li vre  des  m^tiers  I,  titre  I,  1 — 3). 
Daraus  ergiebt  sich ,  dass  der  König  jedenfalls  zur  Zeit  der  Abfassung 
des  Livre  des  mötiers  diese  Abgaben  nicht  als  Grundherr,  sondern  als 
Stadtherr  erhob. 

Allein  Eberstadt  erscheint  nicht  nur  die  finanzielle  sondern  auch 
die  gerichtliche  Abhängigkeit  der  alten  Zünfte  als  grundherrlichen 
Ursprungs.  Dem  widerspricht  es,  wenn  wir  Gewerberecht  S.  140  er- 
fahren, dass  nach  dem  Livre  des  mötiers  das  Magisterium  der  Schmiede, 
über  das  ältere  Nachrichten  nicht  vorliegen,  seine  Gerichtsbarkeit  auf 
alle  Grundherrschaften  von  Paris  ausdehnte  und  nur  vor  den  Grenzen 
von  S.  Genevieve  und  S.  Martin  des  Champs  Halt  machte.  Daraus  er- 
giebt sich,  dass  der  Magister  kein  grundherrlicher  sondern  ein  Beamter 
des  Stadtherm  war. 

Es  mag  zugegeben  werden,  dass  die  Magisterien  auf  einer  Organi- 
sation des  Handwerks  durch  die  Obrigkeit  beruhen.  Der  Stadtherr 
handelte  hier  aber  als  solcher,  in  Anlehnung  —  kann  man  höchstens 
sagen  —  an  die  Einrichtungen  der  Grundherrschaft.  Das  Entscheidende 
der  Entwicklung  sieht  auch  Eberstadt  darin,  dass  die  Handwerker  ihre 
Einrichtungen  aus  eigenem  Recht  weiterbilden,  mögen  sie  nun  die 
alten  Formen  umbilden  oder  Neues  schaffen  (vgl.  S.  382,  die  Um- 
kehrungen im  öffentlichen  Recht). 

Wie  über  die  Entstehung  der  Zunft  kaim  man  mit  dem  Verfasser 
verschiedener  Meinung  sein  über  die  Bedeutung  der  Zunft  und  die 
Gründe  ihres  Untergangs.  Der  Verfasser  sieht  in  der  Zunft  vor  Allem 
eine  öffentlich-rechtliche  Bildung,  ihre  ständische  Selbständigkeit  wird 
vom  Staate  zertrümmert.  Die  wirthschaftlichen  Eigenthümlichkeiten 
der  Zunft  stehen  dem  Verfasser  in  zweiter  Linie  (S.  3,  4,  S.  371).  Und 
doch  hat  man  in  dem  Zwangsrecht  der  Zunft  gegen  die  Stadtfremden, 
geger  die  Unzünftigen  und  gegen  die  Zunftgenossen  das  Wesen  der 
Zunft  zu  erblicken.  Dem  steht  nicht  entgegen,  dass  viele  Zünfte  es 
nicht  zu  so  vollkommener  Organisation  brachten,  losere  Verbände 
blieben,  und  dass  die  Durchführung  dieses  Zwanges  den  Zünften  nie- 
mals ganz  gelang  (S.  42  ff.).    Das  Ziel,  durch  die  Zunftorganisation  die 
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Productionsverhältnisse  in  einer  die  Zunftgenossen  begünstigenden 
Weise  zu  regeln,  ist  überall  das  treibende  (vgl.  z.  B.  für  Genua,  Caro, 
Genua  und  die  Mächte  am  Mittelmeer  1257—1311  I,  S.  82  ff.).  Deshalb 
war  mit  dem  Siege  des  Königthums  über  das  Selbstbestimmungsrecht 
der  Zunft  die  Zunft  auch  nur  auf  einen  andern  Rechtsboden  gestellt, 
diC'  wirthschaftliche  Bedeutung  ihrer  monopolistischen  Wirthschafts- 
weise  blieb  bestehen.  Und  gegen  diese  richteten  sich  die  Angriffe  im 
18.  Jahrhundert.  Eberstadt  weist  selbst  darauf  hin,  wie  die  eintretende 
Verschiedenheit  in  der  Lage  der  einzelnen  Meister,  die  Ausbildung  des 
Gesellenstandes,  das  Aufkommen  neuer  Gewerbe,  die  wachsende  Be- 
deutung der  kaufmännischen  Thätigkeit  die  Grundlagen  der  alten 
Zunft  zersetzten.  Mit  der  Ausbildung  des  Capitalismus ,  der  freilich 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  sich  in  den  Schranken  der  Zunft  ent- 
wickeln konnte  (S.  93,  95 f.),  trat  die  Gewerbefreiheit  an  Stelle  der 
zünftlerischen  Beschränkungen  der  Production. 

Zum  Schluss  sei  noch  auf  eine  allgemeinere  Ansicht  hingewiesen, 
die  Eberstadt  S.  374  ff.  vertritt.  Jac.  Burckhardt  und  Andere  haben  den 
modernen  Individualismus,  wie  er  sich  in  Italien  zuerst  ausbildete,  in 
Gegensatz  gestellt  zu  der  Gebundenheit  des  Individuums  im  Mittel- 
alter. Dem  gegenüber  will  Eberstadt  im  Mittelalter  eine  Zeit  sehen, 
in  der  das  Individuum  wie  in  keiner  anderen  Berücksichtigung  fand. 
In  dieser  Allgemeinheit  ist  diese  Behauptung  jedenfalls  zurückzuweisen, 
die  Schranken,  innerhalb  deren  das  Individuum  sich  bethätigen  konnte, 
waren  im  Mittelalter  engere  als  heute.  Das  schliesst  nicht  aus,  dass 
innerhalb  dieser  engeren  Schranken  z.  B,  auf  dem  Gebiete  der  Bau- 
kunst der  Einzelne  seine  Individualität  vielleicht  glücklicher  bethätigen 
konnte  als  heutzutage. 

Heinr.  Sieveking. 


Henri  Rolin,  L'abordage,  6tude  d'histoire  du  droit  et  de 
droit  compare.  Bruxelles.  Alfred  Castaigne,  editeur. 
1899.     8».    YHI  und  247  8. 

Ueber  die  rechtlichen  Folgen  des  Zusammenstosses  von  Seeschiffen 
ist  in  jüngster  Zeit  eine  ganze  Litteratur  entstanden,  die  der  Verfasser 
im  Eingange  seines  Werkes  (vgl.  auch  die  Citate  auf  S.  116.  169.  186. 
2^11)  zusammenstellt.  Darf  man  schon  allgemein  das  Seerecht  als  ein 
international  sich  entwickelndes  Recht  bezeichnen,  so  liegt  es  aus  leicht 
begreiflichen  Gründen  ganz  besonders  im  Interesse  der  seefahrenden 
Völker ,  die  Lehre  vom  Zusammenstoss  der  Schiffe  einheitlich  auszu- 
gestalten. Noch  ist  die  Entwickelung  nicht  abgeschlossen,  und  immer 
von  neuem  taucht  auf  den  Kongressen  für  internationales  Recht  das 
Thema  des  abordage  auf.  Aber  neben  diesem  legislativen  Interesse, 
dem  der  Verfasser  im  zweiten  Theile  seiner  Arbeit  durch  ausführliche 
Erörterung  der  neuesten  Gesetzgebungen  und  der  Bestrebungen  für  das 
Zukunftsrecht  gerecht  wird,  bietet  die  Lehre  vom  abordage  auch  für 
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den  Rechtshistoriker  ein  dankbares  Feld.  Sie  zeigt  uns  auf  einem 
engen  Gebiete  den  Kampf  zweier  grosser,  weltbeherrschender  Systeme, 
des  römischen  und  des  deutschen  Schuldrechtes.  Nach  römischer  Auf- 
fassung hängt  die  Schadensersatzpflicht  bei  der  Ansegelung  von  dem 
Verpchulden  des  Schiffers  ab.  Si  navis  tua  impacta  in  meam  scapham 
danmum  mihi  dedit  .  . .  ait  Proculus,  si  in  potestate  nautarum  fuit,  ne 
id  accideret,  et  culpa  eorum  factum  sit,  lege  Aquilia  cum  nautis  agen- 
dum  (1.  29  §  2  D  ad  leg.  Aquil.  9,  2).  Nach  germanischem  Rechte  haftete 
ursprünglich  der  Eigenthümer  des  ansegelnden  Schiffes  für  den  ganzen 
entstandenen  Schaden;  die  That  des  Schiffes  wird  ihm  als  eigene  zu- 
gerechnet. Die  spätere  Entwickelung  führt  zu  einer  Abschwächung  dieser 
Haftung  auf  die  Hälfte  des  Schadens ;  immer  aber  bleibt  die  Frage  des 
Verschuldens  ausser  Betracht,  und  nur  zwischen  gewollter  und  absichts- 
loser Beschädigung  wird  unterschieden.  Auf  dem  atlantischen  Ozean 
herrschte  das  deutsche,  auf  dem  mittelländischen  Meere  das  römische 
Recht;  im  Consulat  des  Meeres  fand  dieses,  im  Seerecht  von  Oleron 
jenes  seinen  vorbildlichen  Ausdruck.  Aber  seit  mehr  als  einem  halben 
Jahrtausend  verschieben  sich  die  Grenzen,  und  noch  heute  dauert  der 
Streit  fort. 

Der  Verfasser  widmet  die  ersten  sechs  Kapitel  seines  Buches  der 
Geschichte  des  Institutes.  In  klarer  und  leichtflüssiger  Sprache  bietet 
er  eine  fortlaufende  Erörterung  und  Erläuterung  der  einschlägigen  See- 
rechtsquellen. Soweit  sie  nicht  im  Verlaufe  der  Darstellung  wieder- 
gegeben sind,  finden  sich  die  wichtigsten  Quellen  in  einem  Anhang  am 
Schluss  des  Buches  vereinigt.  Wesentlich  Neues  bringen  die  sorgfaltig 
gearbeiteten  Ausfährungen  des  Verfassers  nicht. 

Der  vom  Verfasser  vertretenen  Auffassung  des  bekannten  Art.  15 
der  roles  d'Ol^ron  (S.  61  fi".)  kann  ich  nur  theilweise  zustimmen.  Mit 
Unrecht  wendet  er  sich  gegen  Laniprecht's  (Zeitschr.  f.  Handelsr. 
Bd.  21  S.  17.  69)  Erklärung  der  Vertheilung  des  Schadens.  Lamprecht's 
Behauptung,  die  Vertheilung  des  Schadens  sei  auf  den  allgemeinen 
Satz  zurückzuführen,  dass  für  den  durch  eine  Sache  geschehenen  Schaden 
diese  Sache  haftete,  formulirt  freilich,  wie  der  Verfasser  S.  67  ausführt, 
den  Grundsatz  nicht  ganz  richtig.  Dagegen  stützt  sich  Lamprecht's 
Theorie  von  der  gesonderten  Berechnung  und  Vertheilung  des  Schadens 
zwischen  den  Schiffen  und  zwischen  den  Ladungen  auf  den  klaren  Wort- 
laut des  Art.  15  und  die  Bestimmungen  der  den  röles  d'Ol^ron.  nach- 
gebildeten Seegesetze.  Die  Bedenken  des  Verfassers  gegen  die  Ver- 
nünftigkeit einer  solchen  Vertheilung  können  dagegen  nicht  aufkommen. 
Im  Schlusssatz  des  Art.  15  will  der  Gesetzgeber  den  Grundsatz  der 
Schadenstheilung  rechtfertigen.  Es  komme  leicht  vor,  sagt  er,  dass  ein 
altes  Schiff  sich  absichtlich  einem  besseren  in  den  Weg  lege,  um  vollen 
Ersatz  zu  erhalten;  wenn  es  den  halben  Schaden  tragen  müsse,  werde  es 
sich  lieber  aus  dem  Wege  legen.  Daraus  folgert  der  Verfasser  (S.  67.  73  ff.), 
die  Vorschrift  der  röles  d'Olöron  beziehe  sich  auf  den  Fall,  dass  ein 
vom  Angesegelten  herbeigeführter  Zusammenstoss  vorliege,  wie  über- 
haupt au/  den  Fall  der  absichtlichen  Ansegelung  im  Nothstand.    Aber 


296  Litteratur. 

der  angeführte  Satz  geht  nur  von  der  Erfahrungsthatsache  aus,  dass 
ein  Beweis  des  böslichen  Verhaltens  des  Angesegelten  kaum  zu  er- 
bringen war,  insbesondere  unter  dem  formalistischen  Beweisrecht  der 
älteren  Zeit.  War  nachweislich  der  Zusammenstoss  auf  die  Absicht 
des  Angesegelten  zurückzuführen,  hatte  er  arglistiger  Weise  den  Be- 
schädiger  in  die  Nothlage  gebracht,  so  traf  diesen  keine  Ersatzpflicht. 
Einen  solchen  Fall  behandelt  Art.  16  der  rdles  d'Öläron,  den  der  Ver- 
fasser nicht  genügend  beachtet  hat,  und  allgemeiner  findet  sich  der 
Grundsatz  im  nordischen  Seerecht  ausgesprochen,  wie  der  Verfasser 
(S.  49  fF.)  selbst  ausführt.  Mit  der  hier  und  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  19 
S.  60  vertretenen  Anschauung  stinunen  Lamprecht  a.  a.  0.  S.  16  ff.  27 
und  Marsden,  a  treatise  on  the  law  of  collisions  at  sea  (2.  ed.  1891) 
S.  129  zu  Anm.  a  (this  seems  implied  in  Art.  15  of  the  Olöron  code) 
überein.  Die  Vergleichung  mit  dem  norwegisch-isländischen  Rechte 
ergiebt  auch  —  gegen  den  Verfasser  S.  74  — ,  dass  ursprünglich  bei  unver- 
schuldetem Zusammenstosse  voller  Ersatz  zu  leisten  war,  der  Art.  15 
des  Ol^ron'schen  Seerechtes  also  eine  Neuerung  enthielt. 

Den  Zusammenhang  der  heutigen  Verklarung  mit  dem  im  Falle  ab- 
sichtsloser Ansegelung  zu  leistenden  Ungeföhreide  hat  der  Verfasser 
leider  nicht  berücksichtigt.  Für  das  französische  Recht  lehnt  er  S.  118 
die  Annahme  einer  solchen  Entwickelung  ausdrücklich  ab.  Für  das 
heutige  deutsche  Seerecht  stellt  er  S.  183  und  S.  193  Anm.  1  den 
Satz  auf:  L'obligation  de  protester  n'existe  pas.  Dabei  ist  die  allge- 
meine, in  Art.  490  des  alten,  §  525  des  neuen  HGB.  festgesetzte, 
für  jeden  Seeunfall,  also  auch  für  den  Fall  des  Zusammenstosses ,  gel- 
tende Verklarungspflicht  übersehen. 

In  dem  von  dem  deutschen  HGB.  in  §  735  angenommenen  Grund- 
satz der  Schadensvertheilung  nach  Mafsgabe  der  besonderen  Umstände, 
vor  Allem  nach  dem  Verhältnisse  des  beiderseitigen  Verschuldens,  in 
dieser  modernsten  Ausgestaltung  des  alten  Rechtsgedankens  erblickt 
der  Verfasser  —  wohl  zutreffend  —  das  Recht  der  Zukunft. 

Leipzig.  Dr.  R.  Behrend. 


Julius  Lippert,  Socialgeschichte  Böhmens  in  vorhussi- 
tischer  Zeit.  I.  Band:  Die  slavische  Zeit  und  ihre 
gesellschaftlichen  Schöpfungen.  Mit  einer  Karte.  1896. 
Vm  und  488  SS.  H.  Band:  Der  sociale  Einfluss  der 
christlich-kirchlichen  Organisazionen  und  der  deutschen 
Kolonisation.  1898.  II  und  444  SS.  Verlag  von 
F.  Tempsky-G.  Freytag  in  Prag -Wien- Leipzig.  Mit 
Unterstützung  der  Q-esellschaft  zur  Förderung  deutscher 
Wissenschaft,  Kunst  und  Literatur  in  Böhmen. 
Die  Geschichte  des  Rechtes  in  Böhmen  bietet  der  wissenschaft- 
lichen Behandlung  ein  besonders  schwieriges  Problem  dar.    Das  Recht 
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in  Böhmen  entwickelt  sich  nicht  aus  einer  Wurzel.  Neben  das 
slavische  Recht  tritt  das  deutsche  Recht  und  dann  kommen  noch  die 
sog.  fremden  Rechte  hinzu.  Die  Rechtsbildung  in  Böhmen  ist  also 
gegenüber  der  anderer  Reichstheile  insofern  eigenartig,  als  hier  ein 
besonderes  Element  —  das  slavische  Recht  —  vorhanden  ist,  und  gerade 
dieses  Element  den  historischen  Anfangspunkt  der  Rechtsgeschichte 
bildet. 

Im  grossen  Ganzen  wurde  bisher  gelehrt,  das  deutsche  Recht  sei 
durch  die  deutsche  Stadt-  und  Dorfcolonisation  nach  Böhmen  ge- 
kommen und  habe  sich  da  als  Stadt-  und  Dorfrecht,  und  zwar  auch 
für  slavische  Stadt-  und  Dorfbevölkerung  erhalten  ^).  Im  übrigen  sei 
das  einheimische  Recht  nicht  besonders  beeinflusst;  m.  a.  W.  was  sich 
sonst  findet,  sei  slavisches  Recht.  Diese  Tradition  fand  eine  besondere 
Stütze  an  den  berüchtigten  Handschriften.  Durch  sie  schien  eine  ganze 
Reihe  von  Instituten,  wie  sie  sich  im  späteren  MA.  ianden,  als  ur- 
einheimisch nachgewiesen.    Lippert  hat  es  gewagt  diese  Handschriften 

—  wiewohl  deren  Echtheit  von  einigen  Führern  (Tomek,  .lireöek)  immer 
noch  weiter  behauptet  wird  —  einfach  ad  acta  zu  legen,  und  zwar  voll- 
ständig.   Während  nämlich  vielfach  trotz  Verwerfung  der  Fälschungen 

—  oft  unbewusst  —  deren  Inhalt  immer  noch  als  der  historischen  Wahr- 
heit entsprechend  angesehen  wurde,  hat  L.  mit  kräftiger  Hand  den 
ganzen  Spuk  verscheucht  und  den  Versuch  unternommen,  die  alt- 
böhmische Socialgeschichte  einzig  aus  echten  Quellen  darzustellen. 
Durch  diesen  energischen  GrifiF  ist  Lipperts  Buch  für  die  moderne 
böhmische  Socialgeschichte  geradezu  grundlegend  geworden  —  mag 
auch  sonst  noch  so  viel  daran  auszusetzen  sein. 

Eine  ausreichende  Auseinandersetzung  mit  dem  Vf.  ist  an  dieser 
Stelle  nicht  möglich.  Ich  kann  nur  in  der  Hauptsache  meinen  Stand- 
punkt präcisiren  und  behalte  mir  vor,  anderwärts  meine  Ansichten  in 
methodischer  Weise  zu  begründen  und  weiter  auszuführen. 

Auszustellen  ist  an  dem  Werke  Lipperts  nicht  wenig.  Vor  Allem 
an  der  Methode.  Lippert  hat  seinen  Standpunkt  in  den  Wolken 
gewählt.  Er  geht  aus  von  einem  allgemein  giltigen  socialen  Schema 
und  will  dieses  mit  doctrinärer  Hartnäckigkeit  übei-all  zur  Geltung 
bringen.  Dadurch  schädigt  oder  wenigstens  discreditirt  er  seine  jetzige 
Arbeit  ebensosehr,  wie  einst  seine  Seelencultforschungen.  Nur  seiner 
ausseroi-dentlichen  Kenntniss  der  böhmischen  Zustände  hat  es  der  Verf. 
zu  danken,  wenn  er  nicht  vollständig  auf  Abwege  gerathen  ist.  Die 
Phratrien  Lipperts  z.  B.  —  wenn  man  das  Woi't  ernst  nimmt  —  scheinen 
mir  ein  recht  bedenkliches  Gebilde  zu  sein.  Auch  sonst  ist  der  Verf. 
durch  seinen  weltfremden  Standpunkt  behindert,  von  den  Dingen  mehr 
als  die  Contouren  zu  sehen,  so  dass  er  oft  gerade  die  wesentlichen,  über 

')  Darüber  am  besten  die  treffliche  Darstellung  von  G.  Hanel,  o  vlivu 
präva  nemeck^o  v  Cechäch  a  na  Morave.  Prag  1874,  namentlich  S.  139  flf. 
Vgl.  auch  Hanel,  Ueber  Begriff,  Aufgabe  und  Darstellung  der  österreichischen 
Rechtageschichte  in  der  Z.  f.  d.  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegen- 
wart XX.  Bd.     Sonderabdruck  S.  10  ff. 
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das  allgemein  Menschliche  hinausgehenden  und  darum  eben  charakte- 
ristischen Verschiedenheiten  der  einzelnen  socialen,  rechtlichen  Gebilde 
nicht  wahrnehmen  kann.  Besonders  den  fundamentalen  Unterschied 
zwischen  der  gennanischen  und  der  slavischen  Geschlechtsverfassung, 
der  ihm  die  letzten  Räthsel  gelöst  hätte,  hat  L.  vollständig  übersehen; 
vgl.  namentlich  1,  191  ff.  —  wiewohl  ihm  gelegentlich  (1,  202)  die  Ver- 
schiedenheit der  slavischen  Hausgenossenschaft  und  der  deutschen  Mark- 
genossenschaft auffällt.  Die  slavische  Hauscommunion  ist  nichts  andere» 
als  das  erweiterte  Haus.  Wie  beim  Haus  der  Vater,  so  steht  beim  Ge- 
schlecht ein  Vorstand  an  der  Spitze.  Auch  das  Geschlecht  ist  bei  den 
Slaven  herrschaftlich  organisirt,  wie  das  Haus.  Ganz  anders  bei 
den  Germanen.  Die  germanische  Sippe  ist,  soweit  wir  sie  historisch 
erfassen  können,  genossenschaftlich  organisirt').  Zwar  führen 
die  deutschen  Sippen  patronymische  Namen:  Merwungi,  Hahilinga, 
Agilolfingi,  Scyldingas,  Scylfingas  u.  s.  w.,  daraus  darf  aber  nicht 
auf  eine  herrschaftliche  Structur  der  Sippe  geschlossen  werden. 
Das  hängt  wahrscheinlich  mit  einem  Ahnencult  zusammen*).  Das 
Haupt  der  Sippe  ist,  soweit  davon  geredet  werden  kann,  nicht  von 
dieser  Welt.  Ein  solches  transcendentes  Haupt  ist  schliesslich  auch 
die  Gottheit:  Ta^itus,  Germania  7.  Wie  tief  gewurzelt  und  alt  bei 
den  Germanen  die  genossenschaftliche  Structur  der  Sippe  ist,  zeigt 
die  Stammsage  von  den  Ingwäonen,  Istwäonen  und  Herminonen  als 
Nachkommen  der  drei  Söhne  des  Mannus:  Erminus,  Inguo,  Istio. 
Diese  drei  Brüder  sind  alle  gleichberechtigt.  Der  erwähnte  Grund- 
irrthum  hindert  L.  vollständig  den  Gegensatz  zwischen  dem  deutschen 
und  dem  slavischen  „materiellen  Haus",  d.  h.  den  beiderseitigen  An- 
siedlungen  zu  würdigen  (1,  200).  Das  fränkische  Salhaus  mag  äusserlich 
der  welika  kuca,  dem  grossen  Hause  der  Slaven  entsprechen.  Beide 
wären  nur  ein  Niederschlag  einer  im  Wesen  gleichartigen  Organisation, 
des  arischen  Hauses.  Dagegen  zeigt  sich  der  Unterschied  sofort  bei 
der  Dorfanlage.  Das  Einzelhofsystem,  dessen  germanischer  Ursprung 
bestritten  ist,  mag  auch  hier  unbeachtet  bleiben.  Aber  selbst  das 
germanische  Haufendorf  weist,  mit  dem  slavischen  Runddorf  oder 
Strassendorf  verglichen,  augenscheinlich  den  Unterschied  in  der  Organi- 
sation auf.  Das  germanische  Dorf  bildet  einen  regellosen  Haufen,  ein 
jeder  siedelt  sich  an,  ut  placuit.  Das  slavische  Dorf  hingegen  zeigt 
immer  einen  strengen  Organisationsplan.  Grundlegend  ist  aber  der 
Unterschied  zwischen  der  germanischen  und  slavischen  Geschlechts- 
verfassung für  den  Aufbau  der  böhmischen  Socialgeschichte  selbst. 
Hier  hätte  L.  einsetzen  und  die  Ausbildung  von  Freiheit  und  Recht 
auf  der  einen,  von  Unterthänigkeit  und  Anarchie  auf  der  anderen 
Seite  untersuchen  sollen. 

Ein  weiterer,  sehr  empfindlicher  Mangel  des  Buchs  besteht  darin, 
dass    der  Verf.    es  mit  der  juristischen  Präcision  nicht   ernst 

')  G i 6 r k e ,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  1,  16  ff. ;  Brunner 
Deutsche  Rechtsgeschichte  1,81  ff.  —  *)  Vgl.  v.  Amira  in  Pauls  Grundriss 
der  germanischen  Philologie  >  HI  130;  Mogk  daselbst  242  ff.,  249  ff. 
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nimmt.  Die  Gleichstellung  der  germanischen  Sippe  mit  der  slavischen 
Hauscommunion,  die  Verkennung  des  processualen  Wesens  der  Ordalien 
(siehe  unten)  sind  vielleicht  zum  nicht  geringen  Theil  auf  Mangel- 
haftigkeit juristischer  Kenntnisse  zurückzuführen.  Ganz  besonders  ge- 
hört aber  unter  diese  Rubrik  die  sonst  ausgezeichnete  Ausführung  über 
die  deutsche  Colonisation,  namentlich  die  Städte  (2, 124  flF.).  Zunächst 
heisst  es,  das  charakteristische  Element  der  deutschböhmischen  Stadt- 
und  Dorfcolonien  sei  die  Gemeindeverfassung.  ,Was  aber  im  Wesent- 
lichen und  ursprünglich  wieder  eine  solche  deutsche  'Gemeinde'  zur 
Stadtgemeinde  machte,  das  ist  der  Markt"  (2,125).  „Die  Um- 
mauerung  der  Marktcolonie  machte  die  Stadt  zu  der  Gemeinde  Burg" 
(2, 127).  Nun  sollte  man  erwarten,  dass  diese  Thesen  aus  den  Quellen 
herausgearbeitet  werden.  L.  liefert  aber  lediglich  nach  Art  eines 
Historikers  eine  ganze  Reihe  höchst  interessanter  Stadtgründungs- 
geschichten (S.  169—276)  und  überlässt  es  dem  Leser  sich  das  pro 
und  contra  für  seine  Dogmen  daraus  herauszusuchen.  Weiter  unten 
(2, 152,  166  ff.,  180  ff.,  300  ff.,  namentlich  303)  kommt  aber  L.  doch 
wieder  auf  die  deutschrechtliche  Umraauei-ungstheorie  zurück:  „Das 
Thor  und  die  Mauer  und  der  Galgen  davor  vollenden  das  Bild  der 
richtigen  Stadt."  Der  königlichen  Stadt  wurde  „die  Ummauerung 
sofort  nach  ihrer  Anlage  zur  Pflicht  gemacht",  bei  der  unterthänigen 
Stadt,  oppidum,  wurde  „sachlich  weniger  richtig,  recht  häufig  erst 
die  Erlaubniss  zur  Ummauerung  als  die  'Erhebung  zur  Stadt'  be- 
zeichnet". Thatsächlich  scheint  nun  für  die  böhmische  Stadtrechts- 
geschichte der  Satz  aufgestellt  werden  zu  müssen,  dass  die  Städte  sich 
hier  nicht  aus  Burgen  entwickelt  haben.  Die  böhmischen  Städte  sind 
zunächst  ganz  volks-  und  verfassungsfremde  Elemente,  die  sich  höchstens 
gelegentlich,  aber  nicht  immer  (S.  169  f.)  an  den  Burgen,  in  den 
suburbien,  aber  niemals  aus  den  Burgen  gebildet  haben.  Die  sog. 
königlichen  Städte,  welche  das  Muster  für  die  anderen  geworden  sind, 
unterstehen  gar  nicht  dem  Burggrafen.  Der  Stadtfriede  ist  ein  be- 
sonderer landesfürstlicher  Friede,  aber  kein  Burgfriede.  In  dem  Privileg 
der  Deutschen  Prags  sagt  Sob^slaw:  in  gratiam  meam  et  de;fensioneni 
suscipio  Theutonicos  qui  manent  in  suburbio  Pragensi.  Der  altböhmische 
Burgfriede  hätte  die  Colonisten  um  ihre  Freiheit  gebracht;  gerade 
von  dem  mussten  sie  eximirt  werden.  Beachtenswerth  ist  auch,  dass 
die  Gemeinde  der  Deutschen  am  Pofitsch  in  Prag  die  Bezeichnung 
civitas  führt,  lange  bevor  an  eine  Ummauerung  gedacht  wurde;  doch 
mögen  diese  vici  Theutonicorum  (§  10  des  Privilegs)  nach  deutscher 
Art  Zaun  und  Graben  gehabt  haben.  Hier  fällt  auch  besonders  ins 
Gewicht,  dass  die  flandrischen  Handelsstädte  bis  ins  zwölfte  und  drei- 
zehnte Jahrhundert  zum  Theil  keine  Mauern  hatten;  Hegel,  Städte 
und  Gilden  II  237  f.,  505.  Die  von  dem  königlichen  Münzmeister 
Eberlein  et  sui  amici  erbaute  nova  civitas  apud  S.  Gallum,  ein  zweites 
Element  der  heutigen  Altstadt,  hängt  aber  vielleicht  doch  schon  mit 
der  zwischen  1235  und  1253  aufgeführten  Ummauerung  der  Altstadt  zu- 
sammen.  J)ie  Altstadt  heisst  dann  aber  nicht  Burg,  sondern  gleichfalls 
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civitas.  Von  König  Wenzel  I.  (1230 — 1253)  erklärt  der  Fortsetzer  des 
Oosmas  ausdrücklich,  er  habe  Anfangs  die  Kirche  beschenkt,  dann 
aber  habe  er  Prag  ummauert  und  befestigte  Städte  angelegt.  Und 
das  allgemeine  Privileg  Wenzels  II.  für  die  königlichen  Städte  von  1285 
ist  gar  nicht  recht  denkbar,  vrenn  diese  nicht  feste  Plätze  sind.  Mit 
Wenzel  I.  ist  also  das  deutschrechtliche  Erfordemiss  der  Stadtmauer 
in  Böhmen  recipirt  und  es  ist  sachlich  ganz  richtig,  wenn  die  Er- 
laubniss  zur  Ummauerung  als  Erhebung  zur  Stadt  bezeichnet  wird. 

Auch  das  Verhältniss  von  Stadt  und  Markt  muss,  namentlich  Prag 
betreffend,  schärfer  gefasst  werden.  Die  deutsche  Gemeinde  am  Pofitsch 
(am  Fluss,  in  der  Au)  ist  eine  Ansiedlung  neben  und  an  dem  Markt, 
Diese  Gemeinde  ist  aber  als  solche,  ohne  Rücksicht  auf  den  Markt 
genossenschaftlich  organisirt.  Der  Grund  für  deren  rechtliche  An- 
erkennung ist  ganz  unabhängig  vom  Markt,  er  liegt  imPersonalitäts- 
princip:  et  placet  mihi,  quod  iidem  Theutonici  sunt  de  Boemis  uatione 
diversi,  sie  etiam  a  Boemis  eorum  lege  vel  consuetudine  sunt  divisi. 
Concedo  itaque  eisdem  Theutonicis  vivere  secundum  legem  et  iusticiam 
Theutonicorum,  quae  habuerunt  a  tempore  avi  raei  regis  Wraczlay 
(1061—92) ;  Priv.  Sobfislaws  (1174—78)  Prooemium.  Mit  keinem  Wort 
erwähnt  die  Urkunde  den  Markt  und  es  erhellt  auch  gar  nicht,  dass 
die  deutsche  Gemeinde  in  einem  besonderen  rechtlichen  Verhältniss 
zum  Markt  gestanden  sei.  Dagegen  ist  die  civitas  Eberleins  schon 
Marktgemeinde,  und  die  fertige  Altstadt  hatte  zwei  Märkte,  den  alten 
Markt  und  den  bei  S.  Gallus. 

Ebenso  schwankend  und  ohne  rechte  systematische  Beweisführung 
ist  die  Lehre  von  den  Besitzverhältnissen  der  Colonisten.  „In  der 
Dorfcolonie  —  heisst  es  2, 125  —  tritt  jeder  einzelne  Colonist  bezüglich 
seines  Grundes  in  ein  Vertragsverhältniss  zu  dem  Grundherrn,  wenn 
sich  auch  die  Vermittlung  hiefür  in  den  Händen  eines  Unternehmers 
concentrirt;  in  der  Stadt  ist  es  diese  selbst,  die  Gesammtheit  der 
Bürgerschaft,  die  'Gemeinde*  selbst,  welche  den  Grund  als  Ganzes 
erwirbt  und  für  den  Zinsbetrag  im  Ganzen  sich  verbürgt."  „Bei  der 
Stadtgründung  tritt  der  Grundherr  als  Verkäufer  in  kein  Verhältniss 
zum  Einzelnen."  (S.  126.)  —  Bekanntlich  lehrt  Rietschel,  Markt  und 
Stadt  S.  136  f.,  fast  das  Gegentheil:  ,In  den  meisten  Fällen  lastet  auf 
der  einzelnen  area  ein  bestimmter  Zins,  doch  kommt  es  auch  vor,  dass 
die  Gesammtheit  der  Hausstätten  einer  neugegründeten  Stadt  eine 
Pauschalsumme  an  den  Stadtherrn  zu  entrichten  hat".  Hier  hätte  doch 
Stellung  genommen  und  ein  Beweis  angetreten  werden  müssen.  Ich 
habe  einige  Stellen  nachgesehen;  die  Sache  liegt  durchaus  nicht  auf 
der  Hand.  —  Das  Recht  des  deutschen  Colonisten  sowohl  in  der  Stadt 
wie  auf  dem  Lande  bezeichnet  L.  2, 125  als  Erbeigen.  Dann  heisst 
es  aber  doch  wieder  z.  B.  2,  128:  Die  Städte  der  Landherren  werden, 
weil  diese  den  mit  Erbzins  ausgethanen  Gründen  gegenüber  das 
dominium  festhalten,  als  unterthänige  Städte  bezeichnet.  Das  Ganze 
scheint  nur  der  unklare  Ausdruck  des  Gedankens  zu  sein,  dass 
der  deutsche  Colonist  ein    dauerndes,   erbliches  Recht,  während  der 


Litteratur.  301 

tschechische  Bauer  im  günstigsten  Fall  —  durch  den  Lhotaverträg  — 
nur  eine  zeitliche  Befreiung  erlangt.  Darum  ist  aber  das  Recht  dea 
Deutschen  noch  nicht  durchweg  Eigenthum.  Näheres  für  die  Städte 
bei  Rietschel,  Stadt  und  Markt  131,  Schröder,  Eechtsgeschichte  615; 
fiir  die  Dörfer  bei  Schröder  a.  0.  428.  Auch  die  Erklärung  des  Aus- 
drucks prävo  zäkupnd,  wörtlich  Einkaufsrecht  =  das  deutschrechtliche 
Leiherecht,  aus  einem  zweifachen,  gegenseitigen  Kauf,  nämlich  dem 
des  Grundstücks  durch  den  Ansiedler  und  einem  von  L.  construirten 
Kauf  des  Zinses  durch  den  Grundherrn  ist  nicht  sehr  ansprechend. 

Einen  weiteren,  principiellen  Widerspruch  muss  ich  gegen  Lipperts 
Ansicht  über  die  Rolle  des  deutschen  Rechtes  in  Böhmen  er- 
heben. L.  wählt  für  seinen  Stoff  eine  richtige  Eintheilung  —  nach 
sachlichen  Gesichtspunkten:  1.  Die  slavische  Gesellschaftsordnung, 
2.  Einfluss  des  christlichen  Kirchenthums  und  3.  die  deutsche  Zu- 
wanderung mit  ihren  Wirkungen.  Diese  Eintheilung  entspricht  der 
historischen  Methode  socialpsychologischer  oder  richtiger  ideologischer 
Forschung.  Mit  so  reinlicher  Scheidung  in  solchem  Umfange  ist 
böhmische  Socialgeschichte  überhaupt  noch  nicht  geschrieben  worden. 
Und  hier  insbesondere  ist  es  L.  gelungen,  Rechtsgebilde  späterer  Zeit, 
z.  B.  die  Urtheilsfindung  als  deutschrechtlich  nachzuweisen,  die  man 
bisher  unter  dem  unseligen  Eindrucke  der  „Handschriften"  geneigt 
war  für  autochthon  zu  erklären.  L.  hat  aber  auch  noch  eine  zweite, 
chronologische  Eintheilung.  Bd.  I,  S.  92  heisst  es  nämlich:  ,Cosmas 
berichtet  zu  einer  Zeit,  da  von  einer  Herübemahrae  deutscher  Gesell- 
schaftsformen im  Wege  der  Entlehnung  nicht  die  Rede  sein  kann." 
Im  Ganzen  scheint  L.  die  vorkönigliche  Zeit  als  rein  slavisch  zu  be- 
trachten. Und  dagegen  muss  ich  mich  wenden.  Seit  den  frühesten 
Zeiten  sind  die  böhmischen  Slaven  dem  deutschen  Einfluss  ausgesetzt. 
Dementsprechend  weist  die  Staats-  und  Rechtsbildung  auch  schon  vor 
Cosmas  eine  Fülle  von  Zügen  des  d «rutschen  weltlichen  und  Kirchen- 
rechtes auf.  Eine  ganze  Reihe  von  Einrichtungen,  die  selbst  Lippert 
der  slavischen  Gesellschaftsordnung  zuschreibt,  ist  gar  nicht  tschechi- 
schen Ursprungs,  sondern  deutschrechtliche  Entlehnung  —  nicht  im 
Sinne  der  Reception  oder  besser  gesagt  Wiederbelebung  des  römischen 
Rechts  in  der  deutschen  Rechtsgeschichte,  sondern  Entlehnung  und 
Nachahmung  actueller  Anschauungen  des  lebenden  nachbarlichen 
Culturvolkes.  In  der  Königszeit  freilich  steigert  sich  der  Einfluss  des 
deutschen  Rechts  fast  bis  zur  Ueberwältigung  des  einheimischen.  Dies 
hätte  L.,  der  so  energisch  mit  den  , Handschriften"  aufräumt,  sehen 
können,  wenn  er  von  dem  erhabenen  Thron  philosophisch-psychologi.scher 
Betrachtungsweise  zu  dem  niedrigeren  aber  solid  aufstrebenden  Stand- 
punkt realer  historischer  Forschung  herabgestiegen  wäre.  Ueberall 
dort,  wo  sich  ohne  unüberwindliche  Schwierigkeiten  von  einem  — 
meiner  Behauptung  nach  —  deutschrechtlichen  zu  einem  alttschechischen 
Institut  mit  psychologischen  Mitteln  die  Brücke  schlagen  lässt,  überall 
dort  erblickt  L.  eine  natürliche  Fortbildung  altnationaler  Anschauungen. 
Hätte  er  mehr  auf  die  Individualität  des  Volksgeistes  und  nicht  bloss 
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auf  das  , allgemein  Menschliche"  darin  gesehen,   so  wäre  er  theilweise 
zu  ganz  anderen  Resultaten  gelangt.    Man  sollte  doch  endlich  mit  dem 
alten  Schimmel  aus  der  Aufklärungsperiode  aufhören:  weil  das  einmal 
bei  den  Germanen  so  war,  müsse  es  auch  bei  den  Slaven  gewesen  sein. 
Auf  diese  Weise  erhält  man  dann  freilich  rasch   eine  leicht  fassliche 
^allgemeine  Socialgeschichte".    Indem  ich  nochmals   auf  spätere  Aus- 
führungen  verweise,   will    ich  nur  einiges  zur  ersten  Rechtfertigung 
meines  Widerspruchs  anführen.    Vor  allem  muss  ich  das  militärische 
Element  in  der  Staatsbildung  seinem  Ursprung  nach  für  deutschrechtlich 
erklären.    Man  lese  doch  nur  die  ersten  Capitel  des  Cosmas!    L.  freilich 
meint  (1, 113),  der  Erzähler  habe  absichtlich  „die  Vorzeit  vor  Przemysls 
Regierung  als  die  des  paradiesischen  Friedens  kennzeichnen  wollen  im 
Gegensatz  zu  den  Gewaltthätigkeiten  der  nachmaligen  Herrschaft"  (!). 
Vielleicht  ist  auch   der  Satz  mulier  est  in   captivitate  viri   sui  nicht 
ohne  deutschrechtlichen  Einfluss  entstanden.    Die  Ordalien  und  mög- 
licherweise auch  der  Eid  könnten  gleichfalls  deutschrechtlicher  Import 
sein.      L.    sieht    darin    nur    die    christianisirte   Fortsetzung    des   alt- 
tschechischen Verfahrens   mit   sok   (1,  376  ff.).    Der  Sok  (Angeber)  sei 
eigentlich  ein   Zauberer  gewesen,    er  finde   „dem  Princip  nach"  seine 
Fortsetzung   in   dem    christlichen   Priester,    welcher  das   Ordal  leitet. 
Das   ist   doch   wohl  falsch.     Der   Zauberer  erräth  auf  geheimnissvolle 
Weise,  aber  ohne  die  Parteien  besonders  in  Anspruch  zu  nehmen,  den 
Dieb.  Bei  den  Ordalien  hingegen  sind  die  Parteien  die  Hauptfunctionäre: 
die  Parteien  kämpfen,    die  Parteien   gehen  in's  Wasser,    die  Parteien 
greifen  nach  dem  Eisen.    Gemeinsam   ist  den  beiden  Processvehikeln 
nur  der  Gedanke,  dass  auf  mystische  Weise  Recht  gefunden  wird.  — 
Auch  der  slavische  Ursprung  des  Marktrechtes  in  Böhmen  (1,  92)   ist 
mir   zweifelhaft.    —   Ebenso   ist   es   mit  den  Ausführungen  über  den 
socialen   Einfluss   der    christlich  -  kirchlichen   Organisationen   (2,  1  ff.). 
L.   unterlässt  es  durchaus  nicht,    die  zahlreichen  deutschen   Einflüsse 
anzuführen,    die  in   dieser   Richtung  auf  Böhmen  eingewirkt  haben; 
aber  er  versäumt  es  diese  Einflüsse  zusammenzufassen  und  constructiv 
zu  verwerthen.    Wenn  man  seine  trefflichen  Ausführungen  liest,   so 
hat   man   den  Eindruck,   als  ob  ein  aj)8tracte8  römisches  Christenthum 
in    einem  ausserhalb  allen  Verkehrs  gelegenen  Lande   zufällig   durch 
ein  paar  deutsche  Individuen    eingeführt  worden  wäre.    Dass  wir  es 
aber  in  Böhmen  mit  deutschen  Formen  des  katholischen  Kirchenrechts 
zu  thun  haben,  zeigt  schon  die   oben   berührte  Ordalfrage.    Von  be- 
sonderer Wichtigkeit   wäre   der   von    mir   verlangte    echt   historische 
Standpunkt  für  die  Behandlung  des  Kampfes  um  das  Stiftungsgut  ge- 
wesen.   L.  weiss  hier  mit  grosser  Geschicklichkeit  einzelne  Spux-en  der 
namentlich   durch  U.  Stutzens  Forschungen  aufgeklärten  Entwicklung 
im  Ganzen  auch  für  Böhmen   nachzuweisen.    Aber  seine  Darstellung 
macht  immer  den  Eindruck,    als  ob  es   sich   um  eine  rein  böhmische 
Frage  handeln  würde.    Auch  hier  wäre,  und  zwar  nicht  zum  Geringsten 
im  Interesse  der  besonderen  böhmischen  Eigenthümlichkeiten,  eine  rechts- 
historische der  philosophisch -historischen  Durcharbeitung  vorzuziehen. 
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Im  Vorstehenden  ist  fast  nur  auf  die  Mängel  des  Buches  hin- 
gewiesen. Das  wird  dem  Werke  nicht  schaden.  Der  Sache  ist  durch 
Kritik  mehr  gedient  als  durch  Hymnen.  Ich  will  aber  doch  noch,  um 
nicht  ein  ganz  einseitiges  Referat  zu  liefern,  die  Verdienste  Lipperts 
kurz  zusammenfassen.  Lippert  hat  uns  zunächst  zum  erstenmal  in 
umfassender  Weise  mit  modernen  Mitteln  eine  Wirthschafts- 
geschichte  Böhmens  geliefert,  deren  Resultate,  wenn  auch  im  Ein- 
zelnen oft  voreilig,  dennoch,  entsprechend  dem  heutigen  Stande  der 
Forschung,  durchaus  anerkennenswerth  sind.  L.  hat  seine  genaue 
Kenntniss  aller  böhmischen  Verbältnisse  so  eingehend  und  so  geschickt 
verwendet,  dass  ihm  ein  Platz  neben  Meitzen  gebührt.  Hätte  L.  auch 
den  Anforderungen  moderner  Technik  voll  genügt,  so  ständen  seine 
Ausführungen  wegen  seiner  speciellen  Kenntnisse  als  die  eines  be- 
sonderen Gewährsmannes  für  Böhmen  über  denen  Meitzens. 

Ein  weiteres  Verdienst  Lipperts  liegt  in  der  bereits  besprochenen 
durchgreifenden  Scheidung  slavischer,  kirchlicher  und  deut- 
scher Principien.  L.  baut  hauptsächlich  unter  Benutzung  der 
antiquarischen  Darstellung  JireSeks  eine  auf  Principien  begründete, 
entwicklungsgeschichtlich  construirte  Socialgeschichte  Böhmens  auf. 
Dass  nicht  alle  Details  Anklang  finden  können,  ist  nur  zum  Theil  auf 
die  angeführten  technischen  Mängel  zurückzuführen.  Eine  Arbeit  wie 
die  Lipperts  ist  eine  wissenschaftliehe  Nothwendigkeit  und  der  erste 
grosse  Wurf  hat  noch  selten  abschliessende  Resultate  geliefert.  Man 
vergleiche  doch  nur  etwa  die  Entwicklung  von  Eichhorns  Rechts- 
geschichte von  der  ersten  zur  fünften  Ausgabe! 

Endlich  ist  ein  besonderer  Vorzug  des  Buches  die  durch- 
dringende Kenntniss  aller  Verhältnisse  des  Landes,  welche 
dem  Verfasser  eignet.  Das  Werk  enthält  eine  ganze  Menge  von  Notizen 
über  Detailfragen  aus  der  böhmischen  Socialgeschichte,  die  selbst  bei 
scheinbar  mangelhafter  Begründung  wegen  ihres  Autors  selbst  durch- 
weg beachtenswerth  sind.  Leider  wird  auch  dieser  Vortheil  durch  ein 
Uebermal's  allgemeiner  Reflexionen  und  doctrinärer  Theoreme  verdeckt. 

Es  ist  lebhaft  zu  wünschen,  dass  L.  sein  Werk  weiter  fortführt. 
Mit  materiellen  Mitteln  müsste  die  deutschböhmische  wissenschaftliche 
Gesellschaft  aushelfen.  Auch  der  Kreis  der  Leser  wird  grösser  werden, 
wenn  sich  L.  entschliesst,  in  der  schlichten  deutschen  Muttersprache 
zu  schreiben.  Möge  er  doch  mit  einem  lesbaren  Buch  unter  unseren 
engeren  Landsleuten  den  Werth  der  historischen  Forschung  gegen  die 
von  Partei  wegen  verbreitete  „Aufklärung"  vertheidigen.  Gerade  Lippert 
wäre  ganz  besonders  berufen,  jenen  Halbgelehrten  das  Handwerk  zu 
legen,  die  in  verdächtiger  Kurzsichtigkeit  in  einem  Pergament  immer 
nur  das  Schaf leder  zu  sehen  vermögen. 

Prag.  Hans  Schreuer. 
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Dr.  Sigmund  Adler,  Professor  an  der  Wiener  Universität, 
Das  Gültbuch  von  Nieder-  und  Oberösterreich  und  seine 
Function  in  der  ständischen  Verfassung.  Sonderabdruck 
aus  der  Festschrift  der  Wiener  Universität  für  Josef 
ünger.  42  SS.  Stuttgart  1898.  Verlag  der  J.  G.  Cotta- 
schen  Buchhandlung  Nachfolger. 

Das  österreichische  Gültbuch  ist  ein  auf  Veranlassung  der  Stände 
geführtes  Yerzeichniss  über  den  gmndherrlichen  Besitz  und  seine  Ein- 
künfte. Es  ist  hervorgegangen  aus  ursprünglich  losen  „Einlagen"  oder 
, Registern",  Selbstbekenntnissen  über  Herrengülten,  die  zum  Zweck 
der  ständischen  Steuerselbstverwaltung  bei  der  Buchhalterei  abgegeben 
wurden.  Unter  Max  I.  begann  eine  geordnete  Buchführung;  doch 
ist  —  wie  der  Verf.  zum  Theil  gegen  v.  Luschin  annimmt  —  in  den 
österreichischen  Ländern  nicht  vor  Ferdinand  L  das  Gültbuch  eine 
dauernde  Institution  geworden. 

Die  Functionen  des  ober-  und  niederösterreichischen  Gültbuchs 
waren  verschieden.  Das  im  Jahre  1800  verbrannte  oberösterreichische 
Gültbuch  blieb  in  der  Hauptsache  ein  Kataster  zu  Steuerzwecken. 
Neben  ihm  bildete  sich,  wenn  auch  langsam,  eine  besondere  Land- 
schaftsmatrikel aus.  Das  oö.  GOltbuch  kam  bei  der  Frage  nach  der 
Landstandschaft  einer  Person  nur  als  Hilfsbuch  in  Betracht,  namentlich 
wenn  der  Nachweis  über  den  erforderlichen  Minimalbesitz  geführt 
werden  sollte.  Anders  in  NiederösteiTcich.  Die  seit  1542  continuirliche 
Beihe  von  Gültbüchern  fungirte  zugleich  als  Landschaftsmatrikel:  die 
Eintragung  einer  Person  in  die  Rubrik  des  Herren-  oder  des  Ritter- 
standes bewirkte  nicht  bloss  für  die  Dauer  des  Eintrags  ohne  Rücksicht 
auf  die  materielle  Rechtslage  die  Haftung  des  Eingetragenen  für  die 
Landesanlagen,  sondern  sie  galt  auch  als  Beweis  für  den  rechtmäfsigen 
Erwerb  der  Landstandscbaft.  Dagegen  ist  das  nö.  Gültbuch  nicht  als 
Vorläufer  der  Landtafel  anzusehen.  Für  das  Eigenthum  ist  der  Eintrag 
belanglos,  Belastungen  werden  überhaupt  nicht  verzeichnet.  Vorläufer 
der  Landtafel  sind  vielmehr  das  Landgedenkbuch  des  landmarschallischen 
Gerichts  und  die  Protokolle  des  Weisbotenamtes.  Nur  bei  der  Errich- 
tung der  Landtafel  wurden  die  ständischen  Besitzungen,  auf  die  allein 
sich  die  Landtafel  bezog,  mit  ihrem  Besitzer  aus  dem  Gültbuch 
hinübergetragen  und  ausserdem  war  der  Gutsbestand  eines  Land- 
tafelkörpers nur  aus  dem  Gültbuch  zu  entnehmen. 

All  dies  hat  Adler  mit  angenehm  knapper  Sachlichkeit  meist  aus 
Archivalien  herausgearbeitet.  Leider  waren  schon  durch  die  äusseren 
Umstände  Seitenblicke  auf  andere  Territorien  und  Verfolgung  weiter- 
greifender Entwicklungsreihen  ausgeschlossen.  Besonders  hinzuweisen 
ist  auf  den  Widerspruch  gegen  die  verbreitete  Meinung,  dass  der  Prager 
Generallandtag  von  1542  den  unmittelbaren  Ausgangspunkt  für  das 
nö.  Gültbuch  abgegeben  habe,  und  auf  die  Bemerkung,  dass  die  Rolle 
des  nö.  Gültbuchs  als  Landschaftsmatrikel  mit  dem  böhmischen  Incolats- 
recht  Zusammenhänge  aufweise. 

Prag.  Haus  Schreuer. 
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Dr.  Victor  Friese,  Gerichtsassessor  in  Berlin,  Das  Straf- 
recht des  Sachsenspiegels.  Untersuchungen  zur  deutschen 
Staats-  und  Rechtsgeschichte  herausgegeben  von  Dr.  Otto 
Gierke,  Professor  der  Rechte  an  der  Universität  Berlin. 
55.  Heft.  Breslau,  M.  &  H.  Marcus,  1898.  XIU  u.  296  SS. 

Der  Verf.  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  das  iin  Sap.  enthaltene 
strafrechtliche  Material  zu  sammeln  und  systematisch  zu  ordnen.  An 
sich  wäre  wohl  eine  weiter  ausgreifende  Bearbeitung  des  sächsischen 
Strafrechts  oder  wenigstens  des  Strafrechts  des  Ssp.  zu  wünschen  ge- 
wesen. Da  aber  die  Herausgabe  der  Magdeburger  SchölFensprüchc  unter 
Mitwirkung  i'rieses  geplant  ist,  so  mag  ein  vorläufiges  Zuwarten  allen- 
falls gebilligt  werden. 

Friese  ist  seiner  Aufgabe  durchweg  mit  anerkennenswerthem  Fleiss 
und  Geschick  nachgekommen.  Sein  Buch  ist  in  das  System  von  Brunners 
Darstellung  des  fränkischen  Strafrechts  hineingearbeitet  und  bietet  eine 
Keihe  von  brauchbaren  Resultaten,  welche  ältere  Ansichten  berichtigen. 
So  scheint  mir  namentlich  die  Vertretung  der  Brunner'schen  Theorie 
von  der  Haftung  für  den  Ei-folg  als  den  greifbaren  Ausdruck  schuld- 
haften Willens  auch  für  den  Ssp.  vollauf  berechtigt.  Ebenso  der  Wider- 
spruch gegen  Plancks  Vermuthung,  dass  der  Herr,  der  seinen  an- 
geklagten Knecht  nicht  herausgeschworen  habe,  verpflichtet  gewesen 
sei  ihn  zu  derelinquiren  (S.  58  ff.).  Ich  stimme  auch  vollständig  bei, 
wenn  Fr.  S.  61  das  , Unterwinden  des  vom  Eigenthümer  ausgeschlagenen" 
verbrecherischen  Thiers  —  gegen  Hammer  —  als  Oceupation  auffasst. 
S.  171  wird  mit  Recht  der  Halsschlag  in  Ssp.  III  32  §  D  als  Formalität 
des  Sich-Unterwindens  und  nicht  mit  Planck  als  Strafe  von  Seite  des 
Herrn  erklärt,  dem  sich  der  Knecht  untsegen  wollte. 

Nicht  immer  kann  ich  aber  dem  Verf.  beitreten.  Dass  das  Wort 
Missethat  im  Ssp.  eine  bestimmte  Bedeutung  hat,  ergeben  gerade  die 
S.  29  Anm.  1  angeführten  Stellen.  Schief  ist  ferner  die  Bemerkung 
(S.  44),  dass  die  Schwere  des  Uebels  im  Allgemeinen  nicht  mehr  für 
den  Grad  der  Missethat  maXsgebend  sei.  Aus  den  Friese'schen,  Aus- 
führungen geht  das  Gegentheil  hervor.  Auch  möchte  ich  nicht  be* 
haupten,  dass  der  Ssp.  keine  Anstiftung  kennt  (S.  85  ff.).  Ssp.  II  72 
§  4  und  III  78  §  9  sprechen  für  die  Strafbarkeit  der  Anstiftung  und 
der  Umstand,  dass  der  Knecht  selbst  als  Delinquent  anerkannt  ist,  lässt 
eben  den  das  Delict  befehlenden  Herrn  als  Anstifter  erscheinen.  Vgl. 
auch  den  Verräther  Ssp.  II  13  §  4 '(dazu  Friese  S.  152  f.).  Dieser  ist 
wohl  begrifflich  anzuschliessen  an  den  forresni  der  Lex  Frisionum  2. 
Zuzugeben  wäre  höchstens,  dass  der  Ssp.  es  zu  keiner  allgemeinen 
Theorie  der  Anstiftung  gebracht  hat. 

In  der  Lehre  von  der  Verbrechensconcurrenz  hätte  der  Verf.  meine 
Untersuchung  über  die,  VerbrechensGoncurrenz  in  den  Volksrechten 
benützen  sollen,  umsOmehr  als  diese  gelegentlich  auch  den  Ssp.  heran- 
gezogen hat.  Friese  hätte  dann  mehr  die  Frage  nach  der  Verbrechens- 
einheit und  Verbrechenöhiehrheit  herausgearbeitet,  die  Bedeutung  des 
Zoitschrift  filc  Rechtegeschichte.   XXI.   Germ.  Abth.  20 
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einzelnen  Strafmittels  für  die  Frage  nach  der  Behandlung  der  Yer- 
brechensconcurrenz  gewürdigt  u.  s.  w.  Befremdend  ist  es,  dass  (S.  102) 
■der  erste  Satz  von  Ssp.  II  16  §  7:  Die  wile  die  man  nicht  ne  stirfb, 
80  dicke  man  ine  lernet  in  ener  dat,  man  beteret  eme  mit  eneme 
halven  weregelde  —  unter  realer  Verbrechensconcurrenz  behandelt  wird. 

Unrichtig  wird  S.  173  behauptet,  dass  in  Ssp.  III  48,  §  2  ,neben 
der  Busse  noch  Wergeid  zu  zahlen  ist".  Sve  aver  dodet  oder  belemet 
en  ve  .  .  .  he  sal  it  gelden  mit  vuUeme  wergelde  unde  mit  bute  — 
heisst:  Tödtung  soll  mit  Wergeid,  Lähmung  mit  Busse  vergolten 
werden. 

Widersprechen  muss  ich  der  Charakterisirung  des  Wergeides 
(S.  174  ff.) :  es  sei  ebenso  noch  wie  in  der  fränkischen  Zeit  auch  im  Ssp. 
Strafe  und  Ersatzgeld  zugleich.  Juristisch  ist  das  Wergeid  ebenso 
wie  in  der  fränkischen  Periode  auch  im  Ssp.  reine  Busse.  Vgl.  meine 
Darlegung  a.  0.  S.  151  f.  Anm.  1,  190  ff.  besonders  Anm.  24,  201  ff., 
namentlich  216  ff.  und  eigentlich  auch  die  Detailausführungen  bei  Friese 
aelbst,  S.  174  ff.  und  194. 

Einseitig  ist  die  Charakterisirung  des  fredus  als  Preis  für  das 
Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  (S.  196  f.).  Friese  wiederholt  hier 
einfach  die  Worte  Brunners  RG.  I  165.  Diese  beziehen  sich  aber  nur 
auf  die  germanische  Zeit.  Für  die  fränkische  Periode  erklärt  Brunner 
II  621  den  fredus  als  «Strafsumme,  die  wegen  Verletzung  der  Rechts- 
ordnung an  die  öffentliche  Gewalt  zu  zahlen  ist".^)  Als  pars  multae 
ist  das  Friedensgeld  schon  von  vornherein  juristisch  eine  Busse.  Näheres 
habe  ich  a.  0.  S.  97  ff.  ausgeführt.  Auch  das  Gewette  ist  eine  Busse; 
80  auch  Friese  S.  197  ff.  Concreter  ausgedrückt  ist  es  die  Injurienbusse 
für  den  Friedensbewahrer;  vgl.  Brünner  Schöffenbuch  S.  272:  in  tali 
casu  civitas  plus  habet  quam  iudex,  quia  maior  fitverecundia  civitati 
in  excessibus  forensibus  quam  iudici. 

Auch  die  Lehre  von  der  Fehde  und  ihrem  Verhältniss  zur  Fried- 
losigkeit  könnte  energischer  herausgearbeitet  sein. 

Bisweilen  macht  ein  modern -doctrinärer  Zug  die  Ausführungen 
weitschweifig.  Der  principiellen  Stellungnahme  gegen  jede  Selbsthilfe 
in  einem  geordneten  Staate  (S.  2)  muss  ich  entschieden  entgegentreten. 
Trotz  der  ungeheueren  Macht  des  modernen  Staates  ist  thatsächlich  in 
einer  Beihe  von  Fällen  Selbsthilfe  gestattet,  und  es  wäre  auch  mehr 
als  traurig  und  unerträglich,  wenn  dem  nicht  so  wäre. 

Prag.  Hans  Schreuer. 

Dr.  iur.  Hermann  Luppe,  Das  Kieler  Yarbuch  1465 — 1546. 
(Mittheilungen  der  Gesellschaft  für  Kieler  Stadtgeschichte, 
XYII.  Heft).    Kiel,  A.  F.  Jensen  1899.     127  88. 
Auf  der  Kieler  Universitätsbibliothek  befindet  sich  eine  nieder- 
deutsche Pergamenthandschrift  in  Octavformat,  nicht  ganz  vollständig, 
mit  Eintragungen  aus  den  Jahren  1465—88  und  1515—46.  Die  fehlenden 

*)  Das  scheint  aber  Friese  ü.  201  nicht  zu  acceptiren. 
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Blätter  1—10  dürften  allem  Anscheine  nach  Eintragungen  der  Jahre 
1461  —  64,  1488  —  1514  enthalten  haben.  Die  letzte  Eintragung  auf 
Blatt  40  bricht  in  der  Mitte  ab ;  auf  dem  Umschlag  steht  von  jüngerer 
Hand:  A"  1461—1547;  es  fehlt  also  auch  am  Ende  ein  Stück.  Das 
Buch  nennt  sich  selbst  —  allerdings  nur  an  einer  Stelle  (S.  55)  — 
tfar  bock;  eine  spätere  Aufschrift  benannte  es  Diebsregister.  Sein 
Inhalt  ist  fast  durchgehends  strafrechtlich  und  betriflft  im  ersten  Theil 
namentlich  Diebstähle,  im  letzten  Theil  Mord  und  Todtachlag;  nur 
durch  Zufall  ist  einmal  eine  privatrechtliche  Aufzeichnung  hinein- 
gerathen  (Nr.  7a),  Die  Eintragungen  enthalten  die  Namen  der  Ver- 
urtheilten,  die  That,  die  Beweise,  die  Namen  der  Richter.  Dazu  kommen 
Begnadigungen,  Urfehden,  Zeugenaussagen,  Angaben  über  die  Ergebnisse 
der  höheren  Instanzen,  Freisprechungen,  Aechtungen,  Sühnevergleiche. 

Luppe  hat  die  Handschrift  unter  dem  Titel  „Kieler  Varbuch" 
sauber  herausgegeben  (S.  51—104)  und  durch  eine  Einleitung  (S.  1—49) 
ein  Personen-,  Orts-,  Wort-  und  Sachregister  (S.  105—127)  deren  Brauch- 
barkeit erhöht. 

Das  Buch  ist,  wie  L.  überzeugend  ausführt,  ein  Stadtbuch,  in 
welchem  von  Amts  wegen  aber  ziemlich  unregelmäfsig  für  die  Kieler 
Strafrechtspflege  dienliche  Notizen  eingetragen  wurden.  Die  Ein- 
tragungen sind  nicht  bestimmt  als  Beurkundungen  öffentlichen  Glaubens 
zu  dienen,  sie  sollen  nur  durch  Registrirung  der  Fälle  und  namentlich 
der  Zeugen  im  künftigen  Bedarfsfall  das  Zustandebringen  des  Beweises 
und  namentlich  der  Zeugenaussagen  erleichtern.  Die  Eintragungen 
zeichnen  sich  besonders  durch  ein  reiches  und  lebendiges  Detail  aus, 
so  namentlich  Nr.  47,  48  (Hexerei),  51  (Friedloslegung),  52  (behauptete 
Nothwehr),  53,  54,  55,  58  (Bahrrecht)  u.  a.  Ein  System  des  materiellen 
Strafrechts  und  des  Strafprocesses  herauszuarbeiten,  ist  schon  darum 
unthunlich,  weil  es  sich  durchweg  nur  um  schwere  Friedensbrüche 
handelt.  Das  Bedeutendste  hat  L.  unter  Heranziehung  des  lübischen 
Rechtes,  das  ja  in  Kiel  gegolten  hat,  in  der  Einleitung  geschickt  zu- 
sammengestellt. Der  besondere  Werth  des  Buchs  liegt  darin,  dass  es 
einen  Ausschnitt  aus  der  norddeutschen  Praxis  in  der  Zeit  vor  und 
nach  der  Entstehung  der  CCC  bietet,  ohne  dass  von  diesem  Reichs- 
gesetz etwas  zu  merken  wäre.  Das  eigenthümlichste  Institut  darin  ist 
das  Varrecht,  d.  i.  eine  gerichtliche  Verhandlung  über  einen  vor  Gericht 
gebrachten  Leichnam,  das  Bereden  eines  Todten,  Verklarung  ungefährer 
Tödtung  u.  dergl.  Die  Worte:  dat  me  ene,  den  ffredelos  gelegten 
Contumax,  solde  ffolgen  alse  morder  (Nr.  45  a.  E.)  sagen  nicht  bloss, 
dass  man  ihn  verfolgen  , durfte"  (S.  43),  sondern  dass  es  Pflicht  war, 
ihn  zu  verfolgen.  Nr.  30  (vgl.  S.  35)  möchte  ich  dahin  verstehen,  dass 
der  Dieb  mit  den  gestohlenen  Häuten  begriffen  und  vor  Gericht  ge- 
bracht worden  ist.  Die  Häute  lässt  der  Kläger  nachher  wieder  holen: 
syne  gnade  leth  de  hude  wedder  halen  uth  der  hechte.  Für  die  Crimi- 
nalität  sind  beachtens werth  die  zahlreichen  Verbrechensconcurrenzen 
und  die  häufige  Begehung  mit  selschop. 

Prag. Hans  Schreuer. 
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Theodor  Harster,  Das  Strafrecht  der  freien  Reichsstadt 
Speier  in  Theorie  und  Praxis.  Untersuchungen  zur 
deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  herausgegeben 
von  0.  Gierke,  61.  Heft.  Breslau,  M.  &  H.  Marcus  1900. 
X  und  287  SS. 

Nach  dem  Muster  von  H.  Knapp's  altnürnberger  Criminalrecht  ^) 
bietet  H.  in  seinem  Karl  von  Amira  gewidmeten  Buche  eine  Dar- 
stellung der  Strafrechtsgeschichte  seiner  Vaterstadt  Speier.  Die  Quellen, 
aus  denen  geschöpft  ist,  sind  hauptsächlich  die  speirischen  Monats- 
richterordnungen von  1314,  1328  u.  s.  f,  Achtbücher  von  1336 — 1397, 
1415—1510,  Protokolle  des  Vierrichteramts  vom  XVI.  bis  ins  XVIII.  Jh., 
die  Vierrichterordnung  von  1616,  die  Speierer  Chroniken,  namentlich 
die  des  Chr.  Lehmann,  und  Strafacten  des  XVII.  und  XVIII.  Jh.,  also 
zum  grossen  Theil  handschriftliches  Material.  Wie  bei  Knapp  liegt 
auch  hier  der  Schwerpunkt  in  der  Fülle  interessanter  Einzelheiten  der 
localen  Strafrechtspflege,  welche  durch  geschickte  Einordnung  in  ein 
verbessertes  Osenbrüggen-Knapp'sches  Schema  in  gutes  Licht  gerückt 
werden.  Dadurch,  dass  der  Verf.  gelegentlich  auch  über  die  Mauern 
seiner  Vaterstadt  hinausgreift,  indem  er  andere  Städte  heranzieht, 
Capitularien,  Landfrieden,  den  Schwabenspiegel,  die  italienische  Doctrin, 
die  Carolina  und  andere  Quellen  berücksichtigt,  hat  er  auch  in  der 
Methode  einen  Fortschritt  über  das  Knapp'sche  Stillleben  hinaus  gemacht. 
Auch  die  juristische  Verarbeitung  —  manchmal  freilich  etwas  malerisch  — 
ist  durchgreifender  als  bei  Knapp.  So  wird  mit  Recht  (S.  121)  die 
Jugend  als  Schuldausschliessungs-  und  als  Strafrailderungsgrund  unter- 
schieden; vgl.  meine  Anzeige  Knapps  a.  0.  Besonders  beachtenswerth 
sind  die  Darlegungen  über  Nothwehr,  Anlass,  erlaubte  Selbsthilfe,  Un- 
kenntniss  der  Rechtswidrigkeit,  darunter  namentlich  den  rechtshistorisch 
interessanten  (erfolglosen)  Einwand  der  Diebe,  dass  sie  geringfügige 
Entwendungen  von  Lebensmitteln  nicht  für  strafbar  gehalten  hätten, 
die  Unterscheidung  von  Vorbedacht,  Vorsatz,  Fahrlässigkeit,  die  viel- 
fach gleiche  Ahndung  von  Thäter,  Theilnehmer,  Anstifter,  Begünstiger, 
Von  den  Ausführungen  über  die  einzelnen  Strafen  hebe  ich  hervor  die 
über  Thurmgef ängniss ,  Stadtverweisung,  das  Verfahren  gegen  die 
Kindsmörderin  N.,  welche,  „da  sie  dann  zwar  die  obbemelte  Strafe 
(Einsperrung)  ausstehen,  jedoch,  wenn  sie  in  menschlicher  Gesellschaft 
lebet,  zur  Arbeit  an-  und  unter  beständiger  Zucht  gehalten  würde, 
von  allen  Ausschweiffungen  des  Gemüthes  abgewöhnt  und  ihre  Seele 
vom  gentzlichen  Verderben  gerettet  werden  könnte",  mangels  einer 
geeigneten  Straf-  und  Besserungsanstalt  in  Speier  gegen  eine  Pauschal- 
summe in  das  Zuchthaus  zu  Pforzheim  „eingekauft"  wurde.  Im  be- 
sonderen Theil  bieten  namentlich  die  Bemerkungen  über  Tödtungs- 
delicte,  Diebstahl,   ßankbruch  und  Kornwucher,  Fälschungsverbrechen, 


1)  Vgl.  diese  Zeitschrift  XX  (1899)  284  f.,  wo  der  sinnstörende  Druck- 
fehler „Strafrechtspflege"  statt  „Strafrechtslehre"  zu  berichtigen  ist. 
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Fehde  und  Ausforderung  viel  Interessantes.  Humorvoll  sind  die  S.  51  f. 
aus  den  Achtbüchem  zusammengestellten  Namen  und  Charakteristiken 
der  Professionsgauner.  Etwas  verschwommen  sind  die  Ausführungen 
über  den  Versuch  (S.  43  ff.) ;  S.  101  wird  ohne  viel  Aufhebens  Beerbung 
bei  lebendigem  Leibe,  Wüstung  (Plünderung),  provisorische  Fronung 
des  Bussbetrages  und  Vermögensconfiscation  neben  einander  gestellt. 
Ob  das  Tragen  von  Lastersteinen  als  Strafe  für  Worte  und  Werke 
,die  eigentlich  verwirkte  Steinigung  symbolisiren  sollte*  (S.  82),  möchte 
ich  bezweifeln,  Ist  bei  dieser  Halszier  nicht  eher  an  den  Mühlstein 
des  Evangeliums  zu  denken? 

Zum  Schluss  noch  eine  Bemerkung  über  die  Citirweise  des  Ver- 
fassers. Den  Gepflogenheiten  der  modernen  Büchertechnik  entspricht 
es  nicht,  sich  mit  einer  blossen  Liste  der  benützten  Litteratur  zu  be- 
gnügen, sondern  es  wird  verlangt,  dass  der  benützte  Autor  auch  dort, 
wo  er  herangezogen  wurde,  angeführt  wird.  Das  ist  sehr  mühevoll, 
aber  berechtigt.  H.  unterlässt  dies  aber  sehr  oft.  Brunner,  Schröder, 
V.  Amira  (Recht)  z,  B.  sind,  so  viel  ich  sehe,  in  dem  ganzen  Buche 
nicht  ein  einzigesmal  genannt. 

Prag.  Hans  Schreuer. 


Walther  Scliücking,  Der  Eegienmgsantritt.  Eine  rechts- 
geschichtliche und  staatsrechtliche  Untersuchung.  I.  Buch ; 
Die  Urzeit  und  die  Zeit  der  ost-  und  westger- 
manischen Stammesreiche.  Leipzig,  Veit  &  Comp. 
1899.    XVI  u.  202  S.     8».     M.  5,60. 

Der  Verfasser  hat  sich  die  Aufgabe  gestellt,  den  Regierungs- 
antritt historisch  und  dogmatisch  daraustellen.  Das  vorliegende 
erste  Buch  behandelt  die  Urzeit  und  die  Zeit  der  ost-  und  westger- 
manischen Stammesreiche.  Ein  zweites  Buch  soll  den  Regierungs- 
antritt im  ehemaligen  deutschen  Reich,  ein  drittes  den  im  deutschen 
Landesstaate  von  dessen  Anfängen  bis  auf  unsere  Tage  behandeln  und 
mit  einer  Darstellung  des  bezüglichen  geltenden  Staatsrechtes  schliessen. 
Für  die  Urzeit  giebt  der  Verfasser  ein  anschauliches,  einheitliches 
Bild,  wie  er  sich  den  Regierungsantritt  der  germanischen  Könige  vor- 
stellt. In  Bezug  auf  die  spätere  Entwicklung  folgt  er  den  Stämmen 
in  ihre  Reiche  und  stellt  den  Regierungsantritt  bei  den  Vandalen, 
Ostgothen,  Westgothen,  Langobarden,  Bürgenden,  Franken  unter  den 
Merowingem  und  den  Angelsachsen  bis  zur  Vereinigung  der  angel- 
sächsischen Reiche  getrennt  dar.  Diese  Sonderdarstellungen  innerhalb 
der  einzelnen  Stammesreiche  sind  sicherlich  geboten  gewesen,  denn  nur 
so  Hess  sich  angesichts  der  verschiedenen  äusseren  und  innereu  Ent- 
wicklung der  erwähnten  Stämme  ein  zuverlässiges  Ergebniss  erreichen. 
Allerdings  hätte  m.  E.  Schücking  mitunter  seine  Resultate  bei  einzelnen 
dieser  Souderschilderungen  in  einer  prägnanten  Zusammenfassung  dem 
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Leser  noch  einmal  vor  Augen  führen  sollen.  Dies  wäre  um  so  vortheil- 
hafter   auch   deshalb  gewesen,    weil  Schücking   sich  bei  seinen  Dar- 
stellungen innerhalb  der  einzelnen  Stämme  des  Hülfsmittels  äusserer 
Eintheilung  —   abgesehen  von  Absätzen  —  völlig  entschlägt,   nicht 
einmal  bei  neuen  Perioden  und  dem  Uebergang  von  einem  mit  dem 
Regierungsantritt  zusammenhängenden  rechtlichen  oder  thatsächlichen 
Moment  zum  andern  einen  gesperrten  Druck  eintreten  lässt  und  ein 
ausführliches  Inhalts  verzeichniss   fehlt.     (Man    vergl.   namentlich   das 
VI.  Capitel  des  IL  Abschnittes  „Die  Franken  unter  den  Merowingern", 
wo   auf  über   70  Seiten  fortlaufend  gehandelt  wird )    Die  Einzeldar- 
stellungen des  Regierungsantrittes  in  den  erwähnten  Stammesreichen 
konnten  nothgedrungen  ein  einheitliches,  abgerundetes  Bild  der  Neue- 
rungen und  Aenderungen  gegenüber  der  Urzeit  nicht  aufkommen  lassen. 
Daher  wäre  auch  hier  eine  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  durchaus 
am  Platze  gewesen.   Z.  B.  würde  ein  Ueberblick  über  die  verschiedenen 
Momente,  welche  bei  einzelnen  Stämmen  zum  Aufkommen  des  ünter- 
thaneneides  führten,  sicherlich  jedem  Leser  erwünscht  sein.    Schücking 
macht  im  Vorwort  in  gewisser  Hinsicht  einen  Versuch,  eine  Zusammen- 
fassung dessen,  was  ihm  innerhalb  der  Stammesreiche  gegenüber  der 
Urzeit  neu  erscheint,  zu  geben.    Er   sagt  daselbst:   „Die  zum  ersten 
Male  gewonnene  Erkenntniss,  dass  das  Aufkommen  der  Huldigung  in 
den  germanischen  Staaten  durch  den  Uebergang  vom  Wahl-  zum  Erb- 
königthume  oder  den  Wegfall  der  Thronerhebung  durch  die  Stammes- 
versammlung  und    die  Beschränkung   der  Wähler   auf  einen  kleinen 
Kreis  bewirkt  ist,  bewog  den  Verfasser,   für  den  vorliegenden  ersten 
Theil  seines  Werkes  die  gesammten  äusseren  Geschehnisse  bei  einem 
Thronwechsel  in   den  Kreis  seiner  Betrachtungen  zu  ziehen."    Denn 
wie  das  Vorwort  ebenfalls  ergiebt,  ist  der  Verfasser  zu  dem  vorliegen- 
den Buch  infolge  einer  Beschäftigung  mit  der  Huldigung  veranlasst 
worden,  und  die  Huldigung  steht  im  Mittelpunkt  seines  Werkes.   Allein 
der  eben  wörtlich  wiedergegebene  Satz,  der  einen  Ueberblick  über  die 
Entstehung  der  Huldigung  gewähren  soll,  ist  weder  glücklich  gewählt 
noch  richtig.    Nicht  glücklich  gewählt  ist  er,  weil   er  an  einer  auf- 
fälligen Undurchsichtigkeit  leidet,  indem  nicht  sofort  zu  erkennen  ist, 
in  welcher  Beziehung  die  drei  durch  „oder"  und  „und"  verbundenen 
Momente,  durch  die  das  Aufkommen  der  Huldigung  bewirkt  sein  soll, 
zu  einander  stehen.    Nicht  richtig  aber  ist  der  angeführte  Satz  des- 
halb, weil  die  Huldigung  bereits  in  eine  Zeit  zurückreicht,  in  welcher 
die  erwähnten  Momente  nach  Schückings  Ansicht  nicht  vorlagen,  ins- 
besondere in  die  taciteische  Zeit,  und  in  der  Folgezeit  sich  lediglich 
die  Art  der  Huldigung  verändert  hat,   ohne  dass  überall  diese  Aende- 
rung  auf  die  gedachten  Momente  zurückzufahren  ist.    Es  erweckt  frei- 
lich den  Anschein,  als  ob  Schücking  mit  dem  Worte  Huldigung  einen 
besonderen  Sinn  im  Vorwort  verbinde.    Der  Verfasser  versäumt  leider 
eine  Definition  der  Huldigung.    Bei  der  Schilderung  der  Urzeit  erfahren 
wir,   dass  Schücking  in  ihr  eine  Art  der  Huldigung  anninunt.    Denn 
es  heisst  daselbst  (S.  16):  „Gleichzeitig  mit  diesem  Act  (dem  Waffen- 
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schlag)  wurde  dem  neuen  schilderhobenen  König  schon  eine  Art  Hul- 
digung bereitet,  indem  ihn  der  allgemeine  Zuruf  jubelnd  als  König 
begrüsste".  Dieser  Satz  ist  mit  den  Worten  des  Vorwortes,  nach 
denen  in  der  Urzeit  die  Huldigung  fehlt,  nur  vereinbar,  wenn  man 
annimmt,  dass  der  Verfasser  den  jubelnden  Zuruf  der  Menge  nicht  als 
richtige  Huldigung  gelten  lässt.  Hiergegen  aber  sprechen  einmal  die 
Worte  Schückings,  die  er  bei  der  Schilderung  des  Regierungsantritts 
im  Vandalenreich  nach  Erlass  des  Thronfolgegesetzes  Geiserichs  ge- 
braucht (S.  30):  „Jedenfalls  Hess  die  Huldigung  der  Menge  durch 
jubelnden  Zuruf  als  ein  Act  der  Unterwürfigkeit  erkennen,  dass  das 
Recht  des  neuen  Königs  keinerlei  Widerspruch  fand".  Sodann  aber 
ist  aus  gelegentlichen  Bemerkungen  Schückings  (z.  B  S.  186  A.  1)  der 
Schluss  zu  ziehen,  dass  er  den  Begriff  der  Huldigung  so  verstanden 
wissen  will,  dass  auch  die  jubelnden  Zurufe  der  Menge  unter  ihn 
fallen.  Jedenfalls  erscheint  ims  nur  ein  solcher  Begriff  der  Huldigung 
angebracht.  Nach  unserer  Ansicht  bedeutet  die  Huldigung,  welche 
ins  Staatsrecht  gehört,  einen  Act  der  Unterwürfigkeit,  der  dem  Ober- 
haupt eines  staatlichen  Gemeinwesens  gezollt  wird.  Sie  braucht  keines- 
wegs im  Zusammenhang  mit  dem  Regierungsantritt  zu  stehen,  sie  kann 
sich  in  Zujubeln,  Begrüssungen  äussern,  ihre  heiligste  Form  ist  die 
Eidesleistung.  Sie  kann  auch  in  einer  Handlung,  die  ihrem  Kern 
nach  einen  anderen  Zweck  verfolgt,  enthalten  sein,  insofern  diejenigen, 
welche  die  Handlung  vornehmen,  hierdurch  das  Oberhaupt  sichtlich 
(nicht  unbedingt  rechtlich)  zum  Oberhaupt  machen  und  es  vor  allen 
übrigen  auszeichnen  (Schilderhebung,  Thronerhebung,  Bekleidung  mit 
dem  Purpurmantel).  Nach  dieser  Definition  ist  es  klar,  dass  eine 
Huldigung  staatlichen  Gemeinwesen,  die  von  Königen  regiert  werden, 
nicht  gefehlt  hat,  und  dass  es  dabei  gleichgültig  ist,  ob  die  Könige 
gewählt  wurden  oder  die  Königswürde  erblich  war  oder  ein  gemischtes 
System  galt.  Die  Germanen  des  Tacitus  kannten  eine  Huldigung  beim 
Regierungsantritt  ihrer  Könige:  Sie  begrüssten  mit  jubelndem  Zuruf 
den  neugewählten  Herrscher  und  gaben  ihm  durch  Waffenschlag  und 
mitimter  durch  Schilderhebung  —  Momente,  die  hauptsächlich  etwas- 
Anderes  zum  Ausdruck  bringen  sollten  —  huldigenden  Gruss.  In  der 
späteren  Zeit  verschwand  bei  einigen  iLt.-immen  der  jubelnde  Zuruf,  es. 
kam  der  allgemeine  Unterthaneneid  oder  der  Huldigungseid  der  Grossen 
theilweise  auf.  Waffenschlag  und  Schilderhebung  geriethen  in  Fort- 
fall, aber  huldigenden  Gruss  enthielten,  wenn  auch  ihr  Hauptinhalt 
nicht  darin  bestand,  die  Bekleidimg  mit  dem  Purpurmantel,  die  Er- 
hebung auf  den  Königsthron,  die  Ueberreichung  von  Lanze,  Banner,. 
Helm,  Stab  u.  s.  w. 

Schücking  nimmt  för  die  taciteische  Zeit  ein  freies  Wahlrecht 
des  Volkes  bei  der  Königswahl  an,  das  aber  thatsächlich  die  vor- 
nehme Geburt  berücksichtigte.  Von  einem  Erbrecht  kann  seiner  An- 
sicht nach  damals  nicht  die  Rede  sein.  Auch  für  die  spätere  Zeit 
wiU  Schücking  erst  sehr  allmählich  von  einem  Erbrecht  etwas  wissen. 
Grundsätzlich  leugnet  er  dies,   wo   eine  Einsetzimg  durch  das  Volk 
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stattfand.  Zu  dieser  Meinung  des  Verfassers  stehe  ich  aus  dem  Grunde 
in  einem  entschiedenen  Gegensatz,  weil  ich  die  Ansicht  Brunners  für 
richtig  halte  und  dessen  Fonuulirung  (B.  G.  I,  122)  mir  als  die  glück- 
lichste erscheint*).  Hierdurch  kommt  es,  dass  ich  auch  in  Bezug  auf 
die  spätere  Entwicklung  mich  sehr  oft  in  einem  Gegensatz  zu  der 
Anschauung  und  Ausdrucksweise  des  Verfassers  befinden  muss.  Allein 
auch  wenn  man  die  Meinung  Brunners  nicht  theilt,  wird  man  doch 
sagen  müssen,  dass  Schücking  das  Wahlrecht  des  Volkes  zu  sehr  in 
den  Vordergrund  rückt.  Bezeichnend  ist  namentlich ,  dass  er  bei  den 
Vandalen,  die  bekanntlich  seit  ihrem  Eintritt  in  die  Geschichte  bis 
zu  ihrem  Untergang  unter  der  Herrschaft  der  Asdingen  stehen,  den 
, Gedanken  einer  erblichen  Continuität  der  königlichen  Herrschaft"  bis 
zum  Erlass  des  Thronfolgegesetzes  Geiserichs  leugnet  (S.  24).  In  wie 
weit  Erblichkeit  und  Wahlrecht  zur  Zeit  des  Tacitus  sich  die  Wag- 
schale gehalten  haben,  ist  ja  eine  viel  besprochene  Frage.  Wir 
mussten  hier  ganz  abgesehen  von  unserer  eigenen  Auffassung,  die  zu 
der  Schückings  in  Widerspruch  steht,  auch  deshalb  zu  ihr  Stellung 
nehmen,  weil  damit  die  von  Schücking  gegebene  Erkärung  der  Schild- 
erhebung,  die  wir  für  nicht  zutreffend  halten,  zusammenhängt,  jeden- 
falls die  m.  E.  richtige  Erklärung  in  einer  schärferen  Betonung  der 
Erblichheit  der  Eönigswürde  wurzelt. 

Nach  Schückings  Ansicht  vollzog  sich  der  Regierungsantritt  der 
Könige  in  taciteischer  Zeit  auf  folgende  Weise:  Dem  eigentlichen 
Wahlact  des  Volkes  ging  eine  Berathung  der  Fürsten  voran.  Hatte 
sich  der  Fflrstenrath  auf  einen  neuen  Herrscher  geeinigt,  so  wurde  der 
Landesversammlung  ein  diesbezüglicher  Vorschlag  gemacht  und  zwar 
in  Gestalt  der  Schilderhebung.  Durch  Waffenschlag  wählte  das  Volk 
den  Vorgeschlagenen  zum  König,  durch  jubelnden  Zuruf  bereitete  es 
ihm  eine  Art  Huldigung.  Eine  symbolische  Uebertragung  der  Herr- 
scherwürde, die  Leistung  eines  Eides  durch  den  König  fanden  nicht 
statt.  Die  Königswahl  schloss  mit  religiösen  Feierlichkeiten,  und 
eine  Kundgebung  des  Königs  von  seinem  B«gierungsantritt  geschah 
durch  seine  leitende  Antheilnahme  an  diesen. 

Besonders  beachtenswerth  ist  bei  der  Darstellung  Schückings  die 
Verwerthung  von  Tac.  Germ.  c.  11  ,de  minoribus  rebus  principes  Con- 
sultant, de  majoribus  ita  tamen,  ut  ea  quaque,  quorum  penes  plebem 
arbitrium  est,  apud  principes  pertractentur*  in  Bezug  auf  die  Vor- 
nahme der  Königswahl.    Allerdings  wird  bei  Annahme  eines  Erbrechts 

*)  Auf  eine  Widerlegung  der  Meinung  Brnnners  Iftsst  sich  Seh  ücking 
nicht  ein.  Siehe  S.  1  A.  1.  Er  tritt  den  Gründen,  die  Amira  gegen  sie 
anführt  (Gott.  gel.  Anz.  1888  B.  I.  S.  5()),  bei.  AUein  Araira  hat  m.  E. 
Brunne r  nicht  widerlegt.  Tacitus'  Worte  „reges  ex  nobilitate  sumunt" 
allein  würden  ein  Erbrecht  mit  Gewissheit  nicht  ergeben.  Doch  ist  dies  aus 
anderen  Quellen  (vgl.  Waitz,  Verfass.  G.  I.  8.  320  A.  3),  sowie  der  That- 
sache,  dass  Tacitus  die  Bezeichnung  stirps  regia  kennt,  zu  schliessen. 
Daraus  ergiebt  sich  dann  die  richtige  Interpretation  der  erwähnten  Worte 
des  Tacitus.  —  Für  Brunner  ist  namentlich  Schroeder  RG.  3.  Aufl. 
ß.  24  f. 


Litteratur.  313 

diese  Fürstenberathung  keine  so  grosse  Rolle  gespielt  haben,  wie  bei 
einer  Verneinung  eines  solchen.  Auch  den  übrigen  Ergebnissen  des 
Verfassers  ist  zuzustimmen,  mit  Ausnahme  seiner  Auffassung  von  der 
Schilderhebung. 

Es  muss  zweifelhaft  erscheinen,  ob  die  Schilderhebung  ein  gemein- 
germanischer Brauch  bei  der  Königswahl  gewesen  ist.  Bezeugt  ist  sie 
mir  bei  den  Gothen  und  Franken  bei  der  Wahl  der  Kaiser  Julian  und 
Valentinian  und  schliesslich  durch  Tacitus  für  eine  Herzogswahl.  Wie 
dem  aber  auch  sein  mag,  nirgends  i.st  die  Schilderhebung  ein  noth- 
wendiger  Bestandtheil  der  Königswahl  gewesen.  Dies  betont  mit 
vollstem  Recht  GeflFcken  in  seiner  Receusiou  des  vorliegenden  Buches 
(, Deutsche  Litteraturzeitung"  XXI.  Jahrg.  Nr.  7.  S.  501).  Es  wäre  sicher- 
lich sonst  in  den  Quellen  ihrer  häufiger  und  nicht  nur  in  ganz  be- 
stimmten Fällen  Erwähnung  gethan.  Die  Ansicht  Schückings,  dass  in 
der  Schüderhebuug  ein  Wahlvorschlag  zu  erblicken  sei,  ist  zu  verwerfen 
(der  Verfasser  scheint  sich  übrigens  selbst  mit  seiner  eigenen  Auf- 
fassung auf  S.  89  in  Widerspruch  zu  setzen,  indem  er  die  vom  Volk 
ausgehende  elevatio  in  regnum  der  Schilderhebung  gleichstellen  will). 
Schlagend  ist  namentlich  der  Grund,  den  Geflfcken  (a.  a.  0.  S.  499)  an- 
führt, dass  man  doch  auf  eine  eventuelle  Verwerfung  des  Vorge- 
schlagenen durch  das  souveräne  Volk  rechnen  musste  und  doch  un- 
möglich deshalb  eine  solche  Form  des  Vorschlags  wählen  konnte, 
„welche  die  Ablehnung  zur  schlimmsten  Demüthigung  desjenigen 
machte,  dem  die  Fürsten  den  höchsten  Ehrenplatz  im  Staate  zu  ver- 
schaffen gedachten*.  Schücking  stützt  seine  Behauptung  auf  den 
Wortlaut  der  Quellen,  der  angeblich  beweise,  dass  die  Schilderhebung 
dem  Wahlact  vorangegangen  sei.  Deshalb  könne  die  Schüderhebuug 
keine  Huldigung  (Schroeder,  Amira)  und  keine  Wahlform  (Dahn,  Brunner, 
Waitz)  gewesen  sein.  Richtig  ist  allerdings,  dass  man  die  Schild- 
erhebung dem  Wahlact  nicht  nachfolgen  lassen  darf  (wie  dies  z.  B. 
Schroeder  R6.  3.  Aufl.  S.  25  thut),  wenn  man  ganz  genau  sein  will. 
Wohl  aber  sind  die  Quellen  mit  der  Annahme,  dass  die  Schilderhebung 
während  des  Wahlactes  stattgefunden  hat,  auf  das  ungezwungenste 
zu  vereinen.  Denn  dass  nach  den  meisten  Quellen  das  imponere  scuto 
dem  eligere  zeitlich  voranliegt,  kommt  daher,  dass  das  Schilderheben 
dem  völligen  Ende  des  Wahlactes  vorangeht:  Die  betreffende  Person 
wird  bei  der  beginnenden  Zustimmung  des  Volkes,  dem  Waffenschlag 
der  näherstehenden  Volksgenossen,  auf  den  Schild  gehoben  und  bevor 
eine  allgemeine  Zustimmung  durch  die  Betheiligung  der  Femerstehenden 
am  Waffenlärm  nicht  erzielt  ist,  ist  der  König  noch  nicht  definitiv 
gewählt.  —  Schücking  beruft  sich  schliesslich  auf  einen  Bericht  über 
altschwedische  Königswahlen,  in  dem  sich  statt  der  Schilderhebung 
eine  Erhebung  auf  einen  Stein  findet.  Dass  aber  in  dieser  Erhebung 
durch  die  schwedischen  proceres  kein  Wahlvorschlag  zu  erblicken  ist, 
hat  Geffcken  in  seiner  Recension  (a.  a.  0.  S.  500)  überzeugend  dargethan. 

Abgesehen  von  dem  Wortlaut  der  Quellen,  meint  Schücking,  könne 
man  die 'Schilderhebung  deshalb  nicht  als  .Wahlform"  ansehen,  weil 
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sie  —  der  entscheidende  Wahlact  —  Von  der  Volksversammlung  hätte 
ausgehen  müssen,  was  nach  der  Natur  der  Dinge  unmöglich  gewesen 
sei.  Brunner  hat  gelegentlich  (RG.  II  S.  30  A.)  die  Schilderhebung 
als  eine  Wahlform  bezeichnet.  Vergleicht  man  aber  seine  Darstellung 
der  Königswahl  in  der  Urzeit  (RG.  I  S.  122) ,  so  ergiebt  sich ,  dass  er 
mit  dem  Ausdruck  „Wahlform"  nicht  das  meint,  was  Schücking  an- 
nimmt. Ihm  ist  die  Schilderhebung  nicht  der  entscheidende  Wahlact, 
sondern  eine  Formalität,  die  die  Königswahlen  in  gewissen  Fällen  be- 
gleitet. Wo  sie  eintritt,  wird  der  entscheidende  Wahlact  vom  Volk 
durch  WaflFenschlag  vorgenommen,  aber  die  Nächststehenden  oder  die 
Fürsten  begleiten  diesen  Wahlact  durch  eine  Form,  die  Schilderhebung. 
Vollständig  verloren  geht  bei  der  Schilderung  Schückings,  dass  Waitz, 
Dahn  und  Brunner  nur  in  gewissen  Fällen  die  Schilderhebung  ein- 
treten lassen  (die  entscheidende  Stelle  für  Dahns  Ansicht  ist  übrigens 
nicht  „Könige"  B.  VI  S.  541,  sondern  „Urgeschichte"  B.  III  S.  66  A.  2). 
Nach  diesen  erfolgte  Schilderhebung,  wenn  bei  der  Königswahl  von 
dem  bisherigen  Königsgeschlecht  oder  dem  zunächst  berufenen  Zweig 
abgegangen  wurde.  Die  Richtigkeit  dieser  Ansicht,  die  Schücking 
wegen  seines  Bestreitens  der  Erblichkeit  der  Königswürde  nicht  theilen 
kann  aber  auch  nicht  gebührend  würdigt,  kann  nichts  besser  ergeben 
als  der  Hinweis  darauf,  dass  bei  allen  gothischen  und  fränkischen 
Schilderhebungen  bei  Königswahlen,  die  uns  überliefert  sind  (Witigis, 
Clodovech,  Sigibert,  Gundobald),  die  erwähnten  Umstände  vorlagen. 
Warum  aber  nahm  man  in  solchen  Fällen  eine  Schilderhebung  vor? 
Brunner  meint,  um  den  neuen  König  dem  Volke  zu  zeigen.  Sicherlich 
hat  dies  Moment  dabei  eine  Rolle  gespielt.  Hauptsächlich  ist  aber 
m.  E.  für  diese  Formalität  der  Gedanke  mafsgebend  gewesen,  dass  ein 
solcher  König  des  Erbrechts  entbehrte  und  deshalb  gewissermafsen 
fester  in  den  Sattel  gesetzt  werden  musste.  Die  Schilderhebung  er- 
scheint so  als  körperliche  Einsetzung  in  die  Herrschaft  (ebenso 
wie  später  die  Thronerhebung),  die  die  Wahl  verstärken  sollte.  Die 
Schilderhebung  enthält  aber  auch  einen  Hinweis  auf  ein  kriegerisches 
Amt,  sie  wurde  deshalb  stets  bei  der  Herzogswahl  angewandt.  Hier- 
durch mag  es  gekommen  sein,  dass  man  auch  bei  anderen  Königs- 
wahlen, insbesondere  bei  solchen,  die  unter  dem  Einfluss  kriegerischer 
Ereignisse  standen,  sie  hie  und  da  anwandte  (siehe  auch  Brunner  a.  a.  0. 
Nach  Geffcken  a.  a.  0.  ist  sie  nur  in  solchen  Fällen  angewandt  worden). 
Immer  aber  enthält  die  Schilderhebung  eine  Huldigung,  indem  die 
Laudesversammlung  den  neuen  König  sichtbar  zu  ihrem  Oberhaupt 
macht. 

Auf  alles  Belehrende,  Interessante  und  Anregende,  was  der  Ver- 
fasser bei  der  Schilderung  des  Regierungsantritts  in  den  einzelnen 
Stammesreichen  bietet,  einzugehen,  ist  hier  nicht  möglich.  Wir 
bescheiden  uns,  uns  etwas  mit  der  Eidesleistung  der  Unterthanen,  der 
Thronbesteigung  und  der  Salbung  zu  beschäftigen. 

Der  allgemeine  Unterthaneneid  ist  uns  bei  den  Ostgothen, 
den  Westgothen,   den  Langobarden  und  den  Franken  bezeugt.     Zum 
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ersten  Mal  begegnet  der  Unterthaneneid  bei  den  Ostgothen  beim 
Regierungsantritt  Athalarichs.  Athalarich  wurde  durch  designatio 
successoris  seitens  Theoderichs  des  Grossen  zum  Thron  berufen;  Theo- 
derich ordnete  zugleich  mit  der  designatio  die  Ableistung  des  Hul- 
digungseides an.  Dieser  Eid  sollte  nach  Schückings  Ansicht  dem  Nach- 
folger die  Anerkennung  sichern  und  einen  Ersatz  för  die  Zustimmung 
der  Unterthanen  bilden,  die  bei  der  Grösse  des  Reiches  durch  eine 
Versammlung  nicht  erzielt  werden  konnte  und  die  angesichts  des  alten 
freien  Wahlrechts  des  Volkes  bei  dem  nunmehrigen  Uebergang  zum 
Erbrecht  unerlässlich  erschien  (S.  41).  Mit  dieser  Erklärung  harmonire 
es,  dass  wir  von  der  Leistung  eines  ünterthaneneides  bei  dem  Regie- 
nmgsantritt  der  Witigis  und  des  lldibald,  die  von  den  Gothen  zu  Königen 
gewählt  wurden,  nichts  erfahren.  In  ähnlicher  Weise  erklärt  Schücking 
das  Aufkommen  des  Ünterthaneneides  bei  den  West  gothen  (S.  60). 
Er  vermuthet,  dass  auch  hier  der  Eid  zunächst  von  dem  alten  Herrscher 
bei  der  Designation  des  Nachfolgers  angeordnet  worden  sei;  später 
hätten  ihn  die  neuen  Herrscher  selbst  anbefohlen.  Wennschon  die 
Könige  de  facto  von  den  Grossen  gewählt  worden  seien,  so  habe  hier 
doch  lange  Zeit  die  acclamatio  der  Menge  den  rechtsbegründenden 
Act  gebildet;  da  aber  bei  ihr  nicht  alle  Unterthanen  anwesend  sein 
konnten,  habe  man  zur  Erreichung  einer  allgemeinen  Zustimmung  den 
Unterthaneneid  eingeführt.  Die  Vorstellung,  dass  dieser  an  die  Stelle 
der  freiwilligen  Zustimmung  getreten  sei,  habe  noch  längere  Zeit  nach- 
gewirkt. Bei  den  Franken  (S.  136)  verdankt  der  Unterthaneneid 
seine  Entstehung  nach  Schückings  Ansicht  dem  Uebergang  vom  Wahl- 
zum  Erbkönigthum.  Für  den  Regierungsantritt  der  Söhne  Clodwechs 
sei  er  bezeugt,  diese  seien  aber  die  ersten  Erbkönige  gewesen  (S.  142). 
Bei  den  Langobarden  ist  der  Unterthaneneid,  wie  Schücking  (S.  96) 
meint,  dadurch  aufgekommen,  dass  mehrere  Herrscher  ohne  Betheiligung 
der  Stammesversammlung  auf  den  Thron  kamen,  man  aber  bis  zu 
einem  Zusammentritt  der  letzteren  zur  Erzielung  einer  allgemeinen 
Zustimmung  nicht  warten  wollte.  Als  in  späterer  Zeit  wieder  eine 
Einsetzung  durch  die  Stammesversammlung  stattgefunden  habe,  habe 
man  den  Unterthaneneid  als  ständige  Einrichtung  beibehalten. 

Ueberschauen  wir  diese  Ergebnisse,  so  dürfen  wir  wohl  sagen, 
dass  nach  der  Meinung  Schückings  zwei  Momente  das  Aufkommen  des 
Ünterthaneneides  bei  gewissen  Stämmen  bewirkt  haben,  einmal  das 
Streben,  eine  Anerkennung  des  Erbkönigs  durch  das  Volk  zu  er- 
reichen und  sodann  das  Streben,  eine  allgemeine  Volkszustimmung 
beim  Regierungswechsel  zu  erzielen.  Und  zwar  ward  nach  Schücking 
wohl  das  erste  Moment  stets  vom  zweiten  begleitet,  während  das 
zweite  Moment  allein  den  gedachten  Einfluss  ausüben  konnte  (beim 
Wahlkönigthum). 

Wir  können  uns  hiermit  nur  theilweise  einverstanden  erklären. 
Als  voll  bewiesen  sehen  wir  an,  dass  der  Huldigungseid  bei  den 
Franken  infolge  des  Siegs  des  Erbprincips  aufkam,  und  dass  er  eine 
Anerkennung  der   Nachfolge  bezweckte.    Diesen  Zweck  scheint 
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auch  der  Huldigungseid  für  Athalarich  verfolgt  zu  haben.  (Eine 
„zwingende  Kraft"  der  Quellen,  die  zu  dieser  Anschauung  nöthigt,  wie 
Schücking  S.  41,  A.  1  meint,  liegt  allerdings  nicht  vor.)  Was  aber 
Schücking  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Zustimmung  sagt,  halten 
wir  für  unrichtig.  Der  Mangel  an  einer  wirklich  allgemeinen  Volks- 
zustimmung muss  schon  viel  firüher  vorgelegen  haben,  als  die  Eides- 
leistung auftritt.  Wurde  sie  dann  zur  Zeit  Athalarichs  durch  Ab- 
nahme des  Unterthaneneides  erstrebt,  so  muss  es  verwundem,  warum 
sie  bei  dem  Regierungsantritt  des  Witigis  und  Ildibald  nicht  auf  gleiche 
Weise  zur  Darstellung  gebracht  wurde.  Dass  Witigis  oder  Ildibald 
von  allen  Gothen  gewählt  worden  sind,  wird  man  m.  E.  doch  wohl  kaum 
behaupten  können.  Lagen  daher  hier  nicht  dieselben  Gründe  vor,  wie 
bei  den  Westgothen,  bei  denen  der  Verfasser  trotz  der  acclamatio  der 
Menge  zur  Erreichung  einer  allgemeinen  Zustimmung  den  Unterthanen- 
eid  eingeführt  wissen  will?  Ausserdem  musste  bei  den  Westgothen 
die  Entwicklung  eine  andere  gewesen  sein,  wenn  man  die  Ansicht 
Schückings  folgerichtig  durchführt.  Hier  bestand  der  Unterthaneneid 
zunächst  neben  der  rechtsbegründenden  acclamatio  der  Menge.  Sollte 
der  Unterthaneneid  eine  allgemeine  Zustimmung  erzielen,  so  hätte 
es,  da  ja  einige  Unterthanen  bei  der  Wahl  zugegen  waren,  genügt, 
wenH  nur  die  Abwesenden  vereidigt  worden  wären.  — Was  Schücking 
schliesslich  bei  den  Langobarden  sagt,  sind  höchst  unwahrschein- 
liche Hypothesen.  M.  E.  ist  der  Unterthaneneid  bei  den  Westgothen 
und  Langobarden  deshalb  aufgekommen,  weil  man  sich  gegen 
eine  Absetzung  sichern  wollte. 

Schücking  lehnt  die  Annahme,  dass  der  Unterthaneneid  auf 
römisches  Vorbild  zurückgehe,  ab  (S.  47,  63,  147).  M.  E.  mit  Un- 
recht. Eine  Nachbildung  des  Eides  der  königlichen  Gefolgsleute 
bestreitet  er  für  die  Gothen  (Langobarden),  nimmt  sie  dagegen  für  die 
Franken  an. 

Im  Gegensatz  zur  herrschenden  Lehre  (vgl.  Bruimer  II,  17  ff.)  ge- 
langt Schücking  zu  der  Annahme,  dass  den  Merowingern  eine  (körper- 
liche) Thronbesteigung  unbekannt  gewesen  sei.  Vor  Glodwig  habe 
es  keine  Thronbesteigung  gegeben,  da  man  bis  zu  seiner  Zeit  den 
König  auf  den  Schild  erhoben  habe.  In  der  Periode  von  Glodwig  bis 
auf  Chlotachar  IL  habe  der  mündige  König  eine  Umfahrt  gemacht, 
der  unmündige  dagegen,  für  den  eine  Umfahrt  unanwendbar  gewesen 
sei,  sei  auf  den  Thron  gehoben  worden.  Nach  Chlotachar  IL  sei 
dann  die  Sitte  der  Thronerhebung  auch  auf  Mündige  angewandt 
worden.  Die  Ausführungen  des  Verfassers,  dass  es  früher  keine  Thron- 
besteigung  gegeben  habe,  haben  mich  nicht  überzeugt.  Abgesehen 
von  anderen  Gründen  ist  für  mich  maßgebend,  dass  man  zu  der  Sitte 
der  Thronerhebung  Unmündiger  nur  gekommen  sein  kann,  wenn  man 
die  Thronbesteigung  Mündiger  kannte.  Dass  bei  den  Geschichts- 
schreibern die  Thronbesteigung  mündiger  Könige  zurücktritt  gegenüber 
der  Umfahrt  und  dem  Huldigfungseid,  erklärt  sich  daraus,  dass  die 
Thronbesteigung  einen  mehr  privaten  Charakter  hatte,  während  die 
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Umfahrt  sich  zu  einem  öffentlichen  politischen  Act  gestaltete. 
Aus  der  Thronbesteigung  wurde  in  der  Zeit  der  Schwäche  der  Mero- 
winger  bezeichnender  Weise  eine  Thronerhebung  durch  die  Grossen. 

Die  Salbung  findet  sich  bei  den  Westgothen  und  Angel- 
sachsen. Nach  Schücking  geht  sie  bei  ersteren  auf  altjüdisches, 
bei  letzteren  auf  britisches  Vorbild  zurück.  Dem  ist  beizustimmen; 
nur  darf  man  nicht  die  Uebemahme  der  Salbung  von  Seiten  der  Angel- 
sachsen erst  gegen  das  Ende  des  8.  Jahrhunderts  verlegen ,  wie  dies 
Schücking  S.  198  thut.  Wir  können  den  Gebrauch  der  Demuthsformel 
bei  den  Angelsachsen  bis  in  den  Ausgang  des  7.  Jahrhunderts  ver- 
folgen und  diese  Formel  (siehe  Brunner  R.  G.  11,  15,  A.  4)  setzt  unbe- 
dingt eine  Salbung  voraus.  Der  Angelsachse  Bonifacius  salbt  751  Pipin. 
Dies  alles  spricht  m.  E.  dafür,  dass  die  Angelsachsen  die  Salbung  be- 
reits im  7.  Jahrhundert  von  den  Briten  übernommen  hatten.  (Vergl. 
Brunner  II,  1,9  A.  28;  nicht  ablehnend  hiergegen  Dahn  „Könige"  B. 
VIII.  6  S.  92).  Julius  Gierke. 


Quellenschriften  zur  Nassauischen  Rechts-  und  Ver- 
fassungsgeschichte I.  F.  Otto:  Das  älteste  Gerichts- 
buch der  Stadt  "Wiesbaden.     Wiesbaden,  F.  Bergmann 

1900.  lies. 

Die  Historische  Commission  für  Nassau  veröfientlicht  in  dem  vor- 
liegenden Buch  das  älteste  Gerichtsbuch  der  Stadt  Wiesbaden.  Vor- 
angeht eine  historische  und  rechtsgeschichtliche  Einleitung  von  Otto. 
Danach  ist  dieses  Gerichtsbuch  nicht  das  älteste  der  Stadt  Wiesbaden, 
sondern  nur  das  älteste  der  erhaltenen;  und  zwar  ist  es  am  Ende  des 
15.  Jahrhimderts  eingeführt.  Von  Interesse  ist  das  Verhältniss  des 
Gerichts  der  Obrigkeit  und  des  Schöffengerichts,  das  sich  aus  ihm  er- 
giebt;  es  konnte  nämlich  an  beide  Gerichte  dieselbe  Sache  gebracht 
werden,  woraus  sich  eine  Appellationsinstanz  des  Schöifengerichts 
(nach  einer  Urkunde  von  1522  auch  des  Gerichts  der  Obrigkeit,  siehe 
S.  12)  entwickelte.  Von  weiterem  Interesse  ist,  dass  dieses  Gerichts- 
buch in  die  Uebergangszeit  vom  mündlichen  zum  schriftlichen  Ver- 
fahren fällt.  (Vergl.  Nr.  149,  155,  164  des  Gerichtsbuchs,  wo  der  Be- 
klagte Abschrift  der  Klage  verlangt). 

Julius  Gierke. 
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Dr.  Hans  v.  Yoltelini:  Die  Südtiroler  Notariats -Imbrevi- 
aturen  des  dreizehnten  Jahrhunderts.  Erster  Theil. 
Mit  Benützung  der  Abschriften  Josef  Durig's  heraus- 
gegeben. Mit  Unterstützung  des  hohen  Tiroler  Land- 
tags. (Acta  tirolensia.  Urkundliche  Quellen  zur  Ge- 
schichte Tirols.  Zweiter  Band.)  Innsbruck,  "Wagner'sche 
Universitätsbuchhandlung  1899.  CCXLIV  und  608  8. 
gr.  8. 

In  das  Imbreviaturbuch  trug  der  Notar  nach  einem  in  Italien 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  aufkommenden,  seit  dem 
Beginn  des  13.  Jahrhunderts  allgemein  geübten,  zum  Theil  in  den 
städtischen  Statuten  besonders  geregelten  Brauche  seine  Beurkundungen 
in  abgekürzter  Form  ein.  Der  Eintrag  bildete  die  Unterlage  für  die 
Herstellung  der  förmlichen  Notariatsurkunde  (instrumentum  in  publi- 
cam  formam  redactum) ,  die  alsbald  oder  erst  später  auf  Verlangen 
des  interessirten  Theils  erfolgte.  Erst  die  fertig  ausgeföhrte  Urkunde 
hatte  beweisende  Kraft.  Der  Vortheil  dieses  Verfahrens  lag  vornehm- 
lich darin,  dass  es  die  Verwerthung  der  im  Buch  niedergelegten  Be- 
urkundungen für  alle  Zukunft  sicherte,  besonders  auch  die  Neuaus- 
fertigrung  einer  verlorenen  oder  zu  Grunde  gegangenen  Urkunde  er- 
möglichte und  zur  Eostenersparniss  insofern  Gelegenheit  gab,  als  man 
die  förmliche  Notariatsurkunde  nur  dann,  wenn  man  ihrer  zum  Be- 
weise bedurfte,  auf  Grund  der  früheren  Imbreviatur  herstellen  zu  lassen 
brauchte. 

VeröfiFentlicht  sind  bisher  nur  die  mit  dem  Jahre  1155  beginnen- 
den Imbreviaturen  des  Genueser  Notars  Johannes  Scriba,  und  zwar 
in  den  Turiner  Historiae  patriae  monumenta  (Chartarum  tomus  II) 
mitten  unter  anderen  Urkunden,  ohne  irgend  welche  ihre  Einrichtung 
beschreibende  oder  sonstige  Mittheilungen  (vergl.  über  diese,  namentlich 
für  die  Geschichte  des  Handelsgesellschaftsrechtes  wichtigen  Ur- 
kundungsacte  Goldschmidt  Universalgeschichte  S.  258'*  und  Brunner 
Forschungen  S.  528*).  Unser  Herausgeber  bietet  nunmehr  im  vor- 
liegenden Werke  zwei  Imbreviaturbücher  von  südtiroler  Notaren  dar, 
das  eine  von  dem  in  Trient  wirkenden  Pfalznotar  Obertus  de 
Placentia,  die  Beurkundungen  des  ganzen  Jahres  1236,  an  der  Spitze  noch 
ein  Bannbuch  mit  17  Nummern  aus  den  Jahren  1235  und  1236  ent- 
haltend (Nr.  1 — 577  der  Ausgabe),  das  andere  vom  Notar  Jakob  Haas 
in  Bozen  mit  den  Beurkundungen  aus  der  Zeit  vom  30.  Juni  bis 
24.  December  1237  (Nr.  578 — 962).  In  einem  ferneren  Band  sollen  noch 
die  Imbreviaturen  desselben  Jakob  Haas  von  1242,  die  der  Notare  Zacheus 
und  Otto  von  Bozen  und  die  Bruchstücke,  die  von  Valerian  von  Trient 
erhalten  sind,  folgen. 

Die  Herausgabe  erscheint  mir  als  eine  mustergültige.  Sie  giebt 
den  vollständigen  lateinischen  Text,  auch  die  typisch  wiederkehrenden 
Formeln  jedesmal  in  extenso,  so,  wie  sie  vom  Notar,  der  sie  selbst 
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freilich  häufig  abkürzt  oder  gar  nur  mit  den  Anfangsworten  an- 
deutet, niedergeschrieben  worden  sind.  Sie  setzt  über  jede  Nummer 
eine  den  wesentlichen  Inhalt  des  beurkundeten  Rechtsactes  wieder- 
gebende deutsche  Ueberschrift,  ferner  Hinweise  auf  andere,  sachlich 
mit  jener  zusammenhängende,  insbesondere,  soweit  es  sich  um  pro- 
cessualische  Acte  handelt,  zu  demselben  Rechtsstreit  gehörige  Nummern 
des  Tmbreviaturbuchs,  sodann  topographische  und  genealogische  Nach- 
weisimgen.  Der  Edition  angehängt  sind  zwei  sehr  sorgföltig  gearbeitete 
Register,  eines  der  Personen  und  Orte  und  ein  anderes  der  "Worte  und 
Sachen,  letzteres  in  ganz  trefflicher  Weise  gerade  auf  die  Bedürfnisse 
des  rechtsgeschichtlichen  Forschers  zugeschnitten. 

Der  Herausgeber  hat  aber  mehr  geleistet.  Er  selbst  hat  sogleich  als 
der  Erste  die  Durcharbeitimg  des  in  diesen  Imbreviaturbüchern  ent- 
haltenen rechtsgeschichtlichen  Stoflfes  in  Angriff  genommen.  Eine 
trotz  gedrängtester  Darstellung  239  Seiten  zählende  ,  Einleitung"  bringt 
in  einem  ersten  Theil  neben  der  Beschreibung  der  hier  veröffent- 
lichten Codices  eine  Uebersicht  über  die  Entwicklung  des  Notariats, 
der  Notariatsinstrumente  und  Imbreviaturen ,  in  einem  zweiten,  dem 
bei  weitem  umfangreicheren  Theile  eine  Entwicklungsgeschichte  und 
Erklärung  der  in  den  Imbreviaturen  vorkommenden  Geschäftsformeln 
und  Formeln  des  Rechtsganges.  Eine  gründliche  Keimtniss  der  ger- 
manistischen Litteratur,  eine  sachkundige  Benutzung  der  grossen  italie- 
nischen Urkundeusammlungen  der  langobardisch-fränkischen  Zeit  und 
des  liber  Papiensis  mit  seinen  Anhängen,  ein  eingehendes  Studium  der 
Glosse  zum  Corpus  iuris  civilis,  der  italienischen  Formelbücher  (Ir- 
nerius,  Rainerius  de  Perusio  und  Rolandinus),  des  Durantis  und  der 
italienischen  Processualisten  des  12.  imd  13.  Jahrhunderts,  verbunden 
mit  einer  offenbar  vollständigen  Beherrschung  der  südtiroler  Rechts- 
quellen des  Mittelalters,  setzen  den  Herausgeber  in  den  Stand,  den 
Inhalt  der  edirten  Texte  in  klarer  juristischer  imd  historischer  Be- 
leuchtung uns  vorzuführen.  Seine  Ausführungen  gewinnen  dadurch 
einen  hohen  wissenschaftlichen  Werth;  er  liefert  uns  darin  eine  nicht 
kleine  Reihe  wichtiger  und  interessanter  Beiträge  zur  Geschichte  der 
germanisch-romanischen  Rechtsentwicklung,  von  denen  er  einige  nach 
gelegentlichen  Bemerkungen  —  so  in  der  Vorrede  S.  9 ,  femer  auf 
S.  49*,  81",  109*  ')  —  anderwärts  noch  näher  auszuführen  verspricht, 
womit  wir  ihn  gern  beim  Wort  halten  möchten.  Die  auf  die  Ein- 
leitung verwendete  ausserordentliche  Mühe  wird  sich  um  so  mehr  be- 
lohnen, als  die  darin  befolgte  übersichtliche  Anordnung  der  Materien 
wie  die  Beigabe  eines  Verzeichnisses,  das  neben  jeder  Nummer  der 
Ausgabe  die  sie  erwähnenden  Stellen  der  Einleitung  anführt,  die  Be- 
nutzung bei  Einzelforschungen  sehr  erleichtem  und  fördern  wird. 

Vor  Allem  tritt  aus  dieser  Darstellung  des  Herausgebers  die  grosse 
Bedeutung  seiner  Edition  für  die  Rechtsgeschichte  deutlich  hervor. 

')  Ich  citire  die  Seiten  der  Einleitung  mit  deutschen  statt  mit  römischen 
Ziffern. 
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M.  E.  ist  sie,  namentlich  was  die  Geschichte  des  ürkundenwesens,  des 
Privatrechts  und  des  Processrechts  anlangt,  eine  Quellenpubli- 
cation  allerersten  Ranges.  Diese  Bedeutung  beruht  einmal  auf 
dem  Wesen  des  Imbreviatur buchs.  Da  der  Notar  der  damaligen 
Zeit  die  einzige  (Einl.  S.  24*)  öffentliche  Urkundsperson  wie  für  ausser- 
gerichtliche  so  auch  für  gerichtliche  *)  Acte  war  und  das  Imbreviatur- 
buch  alle  seine  Beurkundungen  aufzunehmen  hatte,  so  bietet  es  uns 
eine  durch  keine  andere  Art  von  Urkundensammlimg  (wohl  auch  nicht 
einmal  durch  die  Stadt-  und  Schöffenbücher  des  deutschen  Mittelalters) 
erreichte  Vielseitigkeit  und  Mannigfaltigkeit  der  Erscheinungen,  und  zwar 
sie  alle  hier  auf  den  engsten  Zeitraum  zusammengedrängt  (bei  Obertus 
ein  Jahr,  bei  Jakob  Haas  nur  ein  halbes),  so  dass  ihre  Gleichzeitigkeit, 
ihr  Nebeneinander  verbürgt  ist.  Weiter  aber  kommen  Entstehungs- 
zeit undEntstehungsort  gerade  dieserlmbreviaturbücher  in  Betracht. 
Es  ist  die  Zeit  der  praktischen  Reception  des  justinianischen  Rechtes 
in  Italien,  die  Zeit  der  Compromisse  zwischen  der  Praxis  einerseits  und 
den  römischen  Quellen  und  ihrer  Auslegung  andererseits.  Unsere 
beiden  Notare  wirken  an  der  örtlichen  Grenze  dieser  italienischen 
Rechtswandlung :  Obertus  noch  diesseits,  er  selbst  ganz  unter  dem  Ein- 
flüsse Bologna's,  gut  geschult  in  den  römischen  Quellen,  die  er  zu- 
weilen (so  z.  B.  in  Nr.  122,  169,  188  a.  E.,  268  a.  E.)  in  der  Imbreviatur 
selbst  citirt;  lakob  Haas  jenseits,  im  Gebiet  deutschen,  und  zwar  ba- 
juvarischen,  Gewohnheitsrechtes,  das  uns  in  der  Hauptsache  in  voller 
Lebenskraft  entgegentritt,  wenn  auch  stellenweise  vom  Notar  römisch- 
rechtlich eingekleidet  oder  im  römischen  Sinne  reformirt  und  unter 
Zulassung  einzelner  wichtiger  römischer  Institute,  wie  z.  B.  der  Pro- 
cessprocuratur  und  des  Testamentes  mit  Erbeneinsetzung  (S.  135  ff., 
109  f.  —  S.  121).  Diese  Verbindung  des  italienischen  Notariats  *) 
mit  dem  deutschen  Recht  und  Gericht  macht  den  hier  vorgelegten 
liber  lacobi  für  uns  Germanisten  zu  einer  Rechtsquelle  ganz 
einziger  Art.  Das  Interesse  an  beiden  Büchern  wird  noch  durch  ein 
sehr  beträchtliches  Einspielen  des  langobardischen  Rechtes  ge- 
steigert (vergl.  z.  B.  die  weitverzweigten  Nachwirkungen  der  Wadiation, 
die  processualische  Defensionspflicht  des  Verkäufers  —  S.  77  f.  — ,  die 
Entwicklung  des  Positionalverfahrens  im  Process  —  S.  158  ff.  — ). 
Dazu  tritt  im  liber  Oberti  ein  vereinzelter  Hinweis  auf  die  'antiqua 
iurisdictio  Retia',  d.  i.  die  lex  Romana  Curiensis  (Nr.  122  und  474, 
dazu  S.  109). 

Am  besten  lässt  sich  die  rechtsgeschichtliche  Bedeutung  der  vor- 


*)  Den  Notaren  fiel  wie  in  Italien  so  auch  in  Trient  die  amtliclie,  im 
Auftrag  des  Gerichts  erfolgende  Protokollführung  in  den  Processen  zu. 
(Einl.  S.  133,  l'6i,  vergl.  allerdings  auch  S.  134*;.  In  Bozen  wurden  die 
processualischen  Acte  auf  Ansuchen  der  Parteien  durch  die  Notaro  beur- 
kundet; einen  amtlichen  Gerichtsschreiber  gab  es  nicht  (S.  209).  —  *)  Es 
wurde,  wie  uns  der  Herausgeber  berichtet  (S.  33,  205),  in  der  bairischeu 
Grafschaft  Bozen  im  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  heimisch,  seitdem  die 
Bischöfe  von  Trient  dort  Grafenrechte  ausübten. 
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liegenden  Imbreviaturbücher  durch  ein  Eingehen  auf  einzelne  Materien 
vor  Augen  führen,  für  die  sie  besonders  ergiebig  sind.  Vorher  sei  aber 
zunächst  eine  kurze  Skizze  der  interessanten  Ausführungen  des  Heraus- 
gebers über  die  Entwicklung  des  Notariatsinstruments  (S.  13  flf.)  gegeben. 
Danach  wurde  in  Italien  seit  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  die  Carta 
aus  ihrer  führenden  imd  für  die  Perfection  des  Rechtsgeschäfts  wesent- 
lichen Rolle  verdrängt.  Auf  sachenrechtlichem  Gebiete,  indem  sie  als 
Investitursymbol  unter  lehnrechtlichem  und  canonischrechtlichem  Ein- 
fluss  den  anderen  auch  früher  schon  mit  ihr  in  Concurrenz  gestandenen 
Symbolen,  namentlich  dem  Stab  (fustis),  allmählich  das  Feld  räumen 
musste,  dann  aber  besonders  auch  dem  Druck  der  die  JBesitztradition 
in  den  Vordergnmd  schiebenden  romanistischen  Jurisprudenz  erlag. 
Aehnlich  auf  obligationenrechtlichem  Gebiete,  insofern  die  Promissionis 
cartula  wieder  der  Wadiation  und  weiterhin  der  römischen  mündlichen 
Stipulation  Platz  machte.  Auf  beiden  Gebieten  brauchte  man  die 
Urkunde  dann  nur  noch  zum  Beweise.  Im  Zusammenhang  damit 
wandelte  sich  naturgemäts  die  subjective  Fassung  der  Carta  in  eine 
objective,  während  im  Uebrigen  die  alten  spätrömisch-langobardischen 
Geschäftsformeln  der  Carta  in  das  neue  Breve  aufgenommen,  mit  der 
Zeit  freilich  unter  der  steigenden  Herrschaft  des  römischen  Quellen- 
rechtes, insbesondere  von  Bologna  aus,  modemisirt,  romanistisch  fort- 
entwickelt und  ergänzt  wurden.  So  entstand  unter  Wegfall  des  Unter- 
schiedes zwischen  Carta  und  Notitia  das  uniforme,  nur  Beweiszwecken 
dienende  Notariatsinstrument,  dessen  'classische  Zeit'  (S.  19),  das  13. 
Jahrhundert,  den  später  dauernd  in  Italien  festgehaltenen  und  mit  der 
Reception  über  die  Alpen  gewanderten  Typus  zur  Vollendung  brachte. 
Es  wurde  wohl  häufig  noch  'Carta'  genannt,  wie  von  unserem  Bozener 
Notar  an  der  Spitze  jeder  seiner  Imbreviaturen,  aber  eben  nicht  mehr 
im  alten,  technischen  Sinne,  so  dass  der  von  Jakob  im  Genitiv  zuge- 
fügte Eigermame  auch  nicht  mehr  den  Veräusserer  oder  den  sich  Ver- 
pflichtenden, sondern  denjenigen,  welcher  in  seinem  Beweisinteresse  die 
Beurkundung  bestellt  hatte,  bezeichnete  (also  gerade  den  Erwerber, 
den  aus  dem  Vertrage  Berechtigten).  War  vorher  schon  seit  dem  9. 
Jahrhundert  in  einem  grossen  Theil  Italiens  die  Notariatsurkunde  die 
allein  beweiskräftige  Privaturkunde  gewesen,  so  wurde  sie  jetzt  durch 
die  Glossatoren -Doctrin  (unser  Herausgeber  lehnt  auf  S.  22,  gegen 
Bresslau  polemisirend,  die  Einwirkung  der  Decretale  Alexander 's  III 
c.  2  X  2,  22  ab)  unter  Zuhülfenahme  einer  eigenartigen  Quelleninter- 
pretation (die  auf  S.  22 — 24  eingehend  dargelegt  wird)  zum  instrumentum 
publicum  gemacht,  und  zwar  schliesslich  zum  einzigen.  Ihre  Beweis- 
kraft wurde  auf  das  die  Formerfordemisse  erfüllende  schriftliche  Zeugniss 
des  Notars  gegründet,  dem  man  öflFentlichen  Glauben  beilegte.  Die  Mit- 
wirkung von  Zeugen  wurde  nicht  des  Beweises,  sondern  nur  noch  der 
Solennität  wegen  verlangt.  Sie  wurden  im  Text  der  Urkunde  genannt, 
aber  ihre  Unterschriften  fielen  nunmehr  ganz  weg.  Einzig  und  allein 
der  Notar  \mterschrieb.  Er  war  der  Aussteller  der  Urkunde. 
Und  nun  zum  Inhalt  unserer  Imbreviaturen. 
Zeitschrift  für  Bechtsgeschichte.   XXI.  Genn.  Abfh.  21 
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Sehr  zablreich  sind  die  Beurkundungen  von  Schuldverträgen, 
ganz  besonders  bei  dem  Bozener  Notar.  Bei  ihm,  wie  bei  dem  Trientner 
Notar  ist  fast  ausnahmslos  dem  'promittere'  oder  (seltener)  'convenire' 
eine  Beziehung  zu  den  'bona'  des  Versprechenden  beigefügt,  bei 
ersterem  weitaus  am  meisten  in  der  Form  'promisit  per  stipulacionem 
omnium  bonorum',  nicht  selten  auch  in  der  Wendung  'promisit  supra 
omnia  sua  bona'  (z.  ß.  Nr.  603,  616,  701,  760),  vereinzelt  (Nr.  925  und 
Note  1  zu  Nr.  767)  'promisit  sub  obligacione  omnium  suorum  bonorum', 
bei  letzterem  in  der  Art,  dass  dem  das  Versprechen  enthaltenden 
Passus  ein  besonderer  Satz  folgt,  der  durchweg  in  der  Imbreviatur  zu 
den  "Worten  'Pignus  sua  bona'  verkürzt  ist.  Voltelini  sieht  hierin 
einen  Nachklang  der  Wadiation,  die  selbst  nur  zweimal  im  liber  Xa- 
cobi  (Nr.  843  und  962)  begegnet,  und  darin  ist  ihm  gewiss  beizustimmen. 
Unrichtig  aber  ist  es  m.  E.,  wenn  er  auch  für  die  deutschrechtlichen 
Schuld  versprechen  des  liber  lacobi  in  jener  Zusatzclausel  eine  'Pfand- 
satzung des  gesummten  Vermögens'  des  Schuldners  (S.  51,  54),  an 
anderer  Stelle  (S.  140 »  mit  Rücksicht  auf  Nr.  925;  das  Citat  der  Nr. 
937  beruht  wohl  auf  einem  Druckfehler ;  vergl.  auch  S.  101  *)  eine 
Verstärkung  'durch  Generalhypothek'  erblickt.  In  Trient,  wie  in 
Italien,  konnte  unter  der  Herrschaft  der  römischen  Betrachtungs- 
weise die  mit  der  Wadiation  verbunden  gewesene  Verstrickung  des 
Vermögens  des  Schuldners,  sollte  sie  als  eine  Besonderheit  im  Zu- 
sammenhang mit  der  doch  ohnedies  das  Vermögen  des  Schuldners 
verhaftenden  Stipulation  in  den  Geschäftsformeln  fortleben,  sich 
zu  der  sachenrechtlichen  Generalverpfändung  umwandeln, 
wie  wir  das  thatsächlich  allenthalben,  auch  bei  Obertus  (Pignus 
sua  bona),  sehen.  In  Bozen  dagegen  konnte  bei  dem  Festhalten 
an  den  deutschen  Pfiindrechtsgrundsätzen  (vergl.  unten)  von  einer 
Generalhypothek  keine  Bede  sein.  Nur  einmal  (Nr.  592)  bedient  Jakob 
sich  des  aachenrechtlichen  'investivit'  in  Verbindung  mit  'omnibus 
suis  bonis  mobilibus  et  immobilibus  habitis  et  aquirendis';  aber 
gerade  in  diesem  Eintrag  geht  die  einzige  professio  iuris  voran,  die 
ich  in  den  Imbreviaturen  gefunden  habe,  dahin  lautend :  'Lantemannus 
faber,  qui  professus  fuit  se  lege  vivere  Bomana'.  In  den  fär  uns 
hier  in  Betracht  kommenden  Einträgen  gebraucht  Jakob  niemals  das 
Wort  'pignus',  obwohl  ihm  dieses  das  zur  Bezeichnung  des  Pfandrechts 
sonst  geläufige  ist.  Es  bedeuten  daher  vielmehr  seine  oben  erwähnten 
Clausein  nur  die  obligationenrechtliche  Verhaftung  des  Schuldner- 
vermögens, die  ausdrückliche  Uebernahme  der  unbeschränkten  Ver- 
mögenshaftung neben  dem  Eingehen  der  Schuld  (dem  promittere) 
in  dem  von  Puntschart  (Treugelöbniss ,  vergl.  hierher  S.  199  ff.)  ent- 
wickelten Sinne,  deutschrechtlich  gedacht,  als  Voraussetzung  für  die 
Klagbarkeit  des  Verhältnisses.  Ich  möchte  noch  ein  Weiteres  anregen. 
Soweit  in  dem  liber  lacobi  das  promittere  nur  von  jenen  auf  die  Güter 
des  Schuldners  hinweisenden  Clausein  begleitet  wird,  dürften  nur  die 
Güter,  dürfte  nicht  auch  die  Person  des  Schuldners,  sein  Körper,  seine 
Arbeitsfähigkeit  dem  Gläubiger  verhaftet,   also   kein   Personalarrest, 
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keine  Schuldknechtachaft  im  Falle  der  Zahlungsunfähigkeit  zulässig 
gewesen  sein.  Anders  vielleicht,  wenn  das  promisit,  was  nicht  selten 
der  Fall,  in  der  Imbreviatur  zum  'promisit  in  sua  fide'  oder  'in  sua 
fide  cristianitatis'  —  Treugelöbniss  —  sich  erweitert  (vergl.  z.  B.  Nr.  599, 
603,  612,  615,  637,  649,  806,  834),  wenn  Handschlag  (Nr.  649  a.  E.:  'et 
hoc  promisit  ita  in  manibus  suis")  oder,  was  wir  sehr  häufig  nicht  bloss 
bei  Jakob ,  sondern  auch  in  Trient  bei  Obertus  finden,  Eid  hinzutritt. 
Dann  war  wohl  abgesehen  von  den  sonstigen  (infamirenden)  Folgen 
des  Gelöbniss-  oder  Eidbruches  (S.  99  *)  die  Möglichkeit  einer  Personal- 
execution  durch  Schuldverknechtung  gegeben,  wofür  wenigstens  ein 
Fall  spricht,  den  Yoltelini  auf  S.  238  aus  den  dem  zweiten  Theil  des 
Werkes  vorbehaltenen  Imbreviaturen  des  Jakob  Haas  von  1242  heran- 
zieht. Immerhin  bedarf  die  Frage  nach  dem  damaligen  Stand  der 
Personalexecution  in  Bozen  noch  näherer  Prüfung,  auch  ihr  Verhält- 
niss  zu  der  abgeschwächten  Art  von  Schuldhaft,  die  von  ortsfremden 
Schuldnern  und  Bürgen  bei  Jakob  in  sehr  zahlreichen  Fällen,  bei 
Obertus  vereinzelt  und  dann  nur  von  Leuten  aus  dem  deutschen 
Sprachgebiet  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  der  Schuld  eidlich  zuge- 
sagt wird:  dem  Ein  lag  er  (S.  99  f.).  Es  tritt  dieses  hier  in  der  Art 
auf,  dass  man  sich  verpflichtet,  am  Tage  nach  Fälligkeit  oder  binnen 
bestimmter  kurzer  Frist  am  festgesetzten  Ort  sich  zu  stellen  und  nicht 
eher  von  dort  wegzugehen,  als  der  Gläubiger  bezahlt  ist;  von  einem 
Einreiten  ins  Gasthaus  und  von  den  drohenden  Herbergs-  und  Zehrungs- 
kosten  als  Zwangsmittel,  worauf  es  später  hauptsächlich  ankam,  ist 
noch  nicht  besonders  die  Bede. 

Die  Kauf  Urkunde  ist  in  den  vorliegenden  Imbreviaturen  noch 
ganz  nach  dem  spätrömisch -langobardischen  ürkundenschema  des 
Barvertrags  behandelt.  Sie  ist  nur  für  den  Käufer  berechnet.  Be- 
urkundet wird  nicht  der  obligatorische  Kaufcontract,  sondern  die  Ueber- 
eignung  der  Kaufsache  vom  Verkäufer  an  den  Käufer,  um  die  sich 
das  Preisempfangsbekenntniss  und  die  verschiedenen  obligatorischen 
Verkäuferverpflichtungen  herumgruppiren,  unter  letzteren  namentlich 
bemerkenswerth  (S.  77  f.)  die  auch  noch  von  Obertus  festgehaltene 
langobardische  processualische  Defensionspflicht  neben  der  materiellen 
Evictionshaftung,  also  die  Pflicht,  als  Gewährsmann  den  etwa  gegen 
den  Käufer  angestrengten  Process  auf  sich  zu  nehmen  (bei  Jakob  sind 
beide  Pflichten,  die  materielle  wie  die  processualische,  zur  Olausel 
'defendere  et  warentare  ab  omni  homine  cum  racione  sub  pena  dupli' 
zusammengefasst). 

Die  Eigen thumsveränderungpen  an  Liegenschaften  voll- 
ziehen sich  bei  Obertus  und  Jakob  in  ganz  verschiedener  Weise.  Bei 
ersterem  durch  ein  abstractes  Constitutum  possessorium,  regel- 
mäfsig  in  Verbindung  mit  der  Ermächtigung  an  den  Erwerber,  sich 
selbst  des  Grundstücks  zu  bemächtigen  (missio  in  vacuam  possessionem): 
'Et  sie  pro  eo  se  possidere  constituit  dando  eidem  licentiam  sua 
auctoritate  intrandi  tenutam.'  Manchmal  (z.  B.  Nr.  86»  und  190) 
schliesst  sich   daran   noch   —   vom  römischen  Standpunkt   aus,   wie 

21* 
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Voltelini  bemerkt  (S.  48),  ein  unlogisches  Superfluum  —  die  Clausel 
'et  insuper  dedit  ei  (der  Veräusserer  dem  Erwerber)  N.  N.,  qui  ipsum 
inde  ponat  in  tenutam.'  Bei  Jakob  hingegen  findet  sich  durchweg 
die  Wendung:  'iure  et  nomine  vendicionis  (donacionis)  ad  proprium 
investivit'  und  dann  nach  näherer  Bestimmung  des  Mafses  und  üm- 
fanges  des  übertragenen  Rechtes  der  Passus  .-'EtsicdediteiN.N.  (soweit 
ich  sehe,  immer  einen  von  den  anwesenden  Zeugen)  ad  dandam  tenu- 
tam' oder  kurz:  'dedit  e  i  N.  N.  in  tenutam.'  Nur  selten  (vergl. 
Nr.  609,  610,  722)  und  offenbar,  ohne  dass  es  darauf  ankommt,  schleicht 
sich  ausserdem  noch  das  Constitutum  in  ähnlicher  Clausel,  wie  oben,  ein. 
Ganz  in  gleicher  Weise  erfolgen  nach  Jakob  die  übrigen  ding- 
lichen Rechtsänderungen  an  Liegenschaften  (Lehen,  Leihe, 
Pfand).  Fassen  wir  diesen  von  ihm  beurkundeten  Modus  etwas  näher 
ins  Auge.  Das  'investire'  geschieht  sehr  häufig  nicht  auf  dem  Grund- 
stück, um  das  es  sich  handelt.  Selbst  wo  Häuser  oder  Bauplätze  in 
Bozen  den  Gegenstand  des  Geschäfts  bilden,  wird  der  Act  doch  nicht 
selten  in  oder  vor  einem  anderen  Hause  vorgenommen  (vgl.  Nr.  605, 
606,  607,  609,  610,  663,  664).  Es  liegt  also  iu  ihm  keine  Realinvestitur. 
Ob  symbolische  Investitur?  Die  Carta  als  Symbol,  die  ganze 
traditio  cartae  ist  verschwunden  (vergl.  oben),  das  Notariatsinstrument 
ist  nur  mehr  Beweisurkunde.  Aber  auch  der  Stab  (fustis)  begegnet 
nirgends  in  den  Imbreviaturen,  ebensowenig  sonst  ein  Symbol  im  Zu- 
sammenhang mit  jenem  'investire*.  Darum  dürfen  wir  wohl  das 
letztere  dem  'tradere'  der  früheren  Rechtssprache,  das  ja  jetzt  unter 
der  Herrschaft  des  römischen  Sprachgebrauchs  hier  unanwendbar 
war,  gleichstellen,  in  ihm  die  das  dingliche  Recht  des  Erwerbers  be- 
stimmende Säle,  Gabe  erblicken  imd  die  die  dingliche  Rechtsänderung 
erst  vollendende  Gewere-Üebertragimg  in  einem  zweiten  Act  sehen, 
dem  *dare  tenutam',  welches  der  laut  der  oben  gedachten  Clausel 
vom  Veräusserer  'gegebene'  Dritte,  Mittelsmann  auf  dem  frag- 
lichen Grundstück  selbst  vorzunehmen  hat.  So  gewänne  der  Act 
allerdings  eine  ganz  andere  Bedeutung,  als  wie  sie  ihm  Voltelini  auf 
S.  47  f.  zukommen  lässt,  der  darin  nur  eine  fttr  die  Uebereignung  un- 
wesentliche körperliche  Besitztradition  sieht.  Die  Formen  des  Actes 
sind  die  der  alten  Realinvestitur:  der  Mittelsmann  giebt  dem  Erwerber 
*hostium  (Thürpfosten)  domus  mansi  et  terra  mansi  et  palos  et  vineas 
in  manus'.  In  dieser  Weise  beurkundet  Jakob  selbst  den  vor  ihm 
und  vor  Zeugen  an  Ort  und  Stelle  stattgefundenen  Act  in  zwei  Fällen 
(Nr.  697  und-  741).  Dient  er  hier  auch  der  Realisirung  einer  Verfügung 
von  Todeswegen ,  so  hatte  diese  doch  selbst  (Nr.  689)  mit  genau  der 
gleichen  Formel,  wie  wir  sie  oben  bei  den  Veräusserungen  unter 
Lebenden  kennen  gelernt  haben,  der  bedachten  Person  den  Mittels- 
mann in  tenutam  gegeben,  so  dass  man  auch  Gleichheit  in  der  Aus- 
fährung des  Actes  annehmen  darf.  Was  bedeutete  und  bezweckte 
aber  nun  die  Einschiebung  gerade  eines  Dritten,  eines  Mittelsmannes 
bei  den  dinglichen  Rechtsänderungen  imter  Lebenden,  warum  über- 
trug der  Veräusserer  nicht  direct  dem  Erwerber  die  Gewere?    Diente 


Litteratur,  325 

der  Mittelsmann  dem  deutschrechtlichen  Erfordemiss  der  Publicität? 
War  er  der  Salmann  des  bairischen  Rechts,  vielleicht  in  besonderer 
Umwandlung  oder  Entartung?  (Eine  verfassungsrechtliche  Grundlage, 
wie  beim  Konstanzer  Salmannenrecht  nach  den  soeben  erschienenen 
Untersuchungen  Beyerle's,  scheint  mir  hier  nicht  vorzuliegen).  Die 
rechtsgeschichtlich  gewiss  nicht  uninteressante  Frage  wäre  näher  zu 
prüfen.    Vgl.  noch  unten  S.  326  Anm.  1. 

Ausserordentlich  mannigfaltig  sind  die  Formen  des  Immobi- 
liarpfandes  im  liber  lacobi.  Ihr  Charakter  ist  durchaus  germanisch. 
Zunächst  begegnet  ausser  drei  Fällen  des  Pfandlehens  in  Nr.  726,  837, 
902  der  Verkauf  auf  Wiederkauf  in  Nr.  598,  639  und  920,  von  denen 
Nr.  598  ganz  genau  der  forma  9  des  Langobardischen  Cartulars  entspricht: 
fiduciarische  Uebertragung  unbedingten  Eigenthums  und  ein  separat 
beurkundeter  obligatorischer  Verpflichtungsact  mit  dem  Versprechen, 
dass  im  Falle  der  Zahlung  jene  Uebereignung  „cassa  sit  et  vana  et 
quod  ei  reddat  cartam  vendicionis"  (S.  79,  vergl.  auch  meine  Lango- 
bardische  Treuhand  S.  97  und  die  dort  Citir|«n).  Müsste  dann  aber 
hier  nicht  zur  Rückgabe  des  Instruments  noch  eine  besondere  Rück- 
übereignung hinzukommen,  da  die  Urkunde  die  Function  des  Investi- 
tursymbols verloren  hat? 

Im  Weiteren  (S.  101  ff.)  überwiegt  vollständig  die  nutzbare 
Satzung,  und  zwar  als  Mortgage,  so  dass  die  Früchte  dem  Gläubiger 
bleiben,  ohne  auf  das  Capital  angerechnet  zu  werden.  Aber  auch  das 
Vifgage,  die  Todsatzung,  tritt  einmal  (Nr.  835)  auf  und  soll  nach  einer 
Bemerkung  Voltelini's  (S.  103*)  häufiger  in  der  Imbreviatur  von  1242 
vorkommen.  Regelmäfsig  wird  beim  Mortgage  dem  canonischen 
Wucherverbot  (S.  103  und  58  f.)  durch  die  Clausel,  dass  der  Pfand- 
nehmer die  Früchte  'ex  dono'  haben  soll,  zuweilen  auch  durch  das 
Versprechen  des  Pfandgebers  'quod  non  erit  conquestus  pape  vel  im- 
peratori  vel  episcopi  vel  potestati'  entgegengearbeitet.  Sehr  interessant 
ist  eine  Abwandlung  des  Nutzungspfandes  zu  dem  Zwecke,  dem  Pfand- 
geber bis  zum  Zahlungstermin  die  gegenwärtige  Gewere  des  Gutes 
zu  belassen:  das  inhaltlich  in  der  alten  Weise  ausgestaltete  Nutzungs- 
recht wird  nicht  unbedingt  und  sofort,  sondernd  aufschiebend  bedingt 
für  den  Fall  der  Versäumung  des  Zahlungstermins  begründet  (vergl. 
z.  B.  Nr.  731,  weitere  Fälle  auf  S.  102»  dtirt).  Der  Pfendnehmer  er- 
hält hier  zunächst  nur  eine  Anwartschaft  auf  eine  Gewere.  Zwischen 
dieser  Art  und  der  Satzung  in  ursprünglicher  Gestalt  erscheint  dann 
eine  Zwischenstufe  in  Nr.  778,  790,  833,  wo  sich  für  den  Pfandnehmer 
eine  gegenwärtige  Civilgewere  mit  der  bedingten  Anwartschaft  auf 
die  Naturalgewere  verbindet,  und  zwar  so,  dass  die  Säumniss  in  der 
Entrichtung  der  jene  Civilgewere  vermittelnden  Rente  (jährlich  ein 
Quantum  Wein  oder  ein  Bruchtheil  von  der  Weinernte  des  betreffen- 
den Grundstücks)  den  Eintritt  der  Naturalgewere  bedingt.^) 

*)  Wirthschaftlich ,    aber   nicht  nach   der  juristischen  Ausgestaltung, 
eben  weil  die  Begründung  einer  Rente  fehlt,  gehört  hierher  Nr.  952.     D' 
zur  Berichtigung  von  S.  102^. 
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Alle  diese  Formen  verharren  noch  ganz  im  Bereich  des  Nutz- 
pfandes. Daneben  tauchen  nur  schüchterne  Anfänge  des  Verkaufs- 
pfandes an  Liegenschaften  auf.  In  zwei  Fällen  (Nr.  870,  871  •))  ganz 
verclausulirt ,  im  Zusammenhang  mit  dem  Nutzpfiind:  wenn  das  ver- 
pfändete Haus  abbrennt,  soll  der  VerpfUnder  es  binnen  bestimmter 
Frist  wieder  aufbauen;  thut  er  es  nicht,  dann  der  Pfandgläubiger, 
unter  Aufschlag  der  Baukosten  auf  die  Pfandschuld  (insoweit  Ab- 
wälzung der  Gefahr  auf  den  Verpfänder  entgegen  dem  deutschrecht- 
lichen Grundsatz,  vgl,  S.  103«);  sofern  dieser  Aufsahlag  aber  den  Werth 
des  Grundstücks  überschreitet,  soll  der  Pfandgläubiger  das  letztere 
verkaufen  dürfen.  Ein  dritter  Fall  (Nr.  888*))  zeigt  uns  ein  reines 
Distractionspfand,  wo  der  Gläubiger  die  potestas  erhält,  sofort  im 
Nichtzahlungsfalle  zu  verkaufen,  sonst  keine  weitere  dingliche  Rechts- 
macht (dafür  aber  Bürgensetzung  für  den  Ausfall  beim  Verkauf).  Da- 
gegen findet  sich  noch  nirgends  im  Über  lacobi  das  abschliessende 
Merkmal  der  deutschen  neueren  Satzung,  das  Erfordemiss  der  gericht- 
lichen Veräusserung  im  Executionswege,  andererseits  auch  nicht  das 
im  langobardischen  Recht  so  häufige  (vergl.  meine  Langob.  Treuhand 
S.  82  if.),  einer  damals  in  Bozen  wohl  bereits  überwundenen  Entwick- 
lungsperiode angehörige  Verfiallpfand  (suspensiv  bedingte  Eigenthums- 
übertragung  an  den  Pfandnehmer,  also  Anfall  des  Eigenthums  an 
diesen  im  Falle  der  Nichtbefriedigung).*) 

Die  Pfandbestellung  ist  theils  eine  causale,  theils  (z.  B.  Nr.  757, 778) 
eine  abstracte.  Das  Immobiliarpfand  ist  für  den  Pfandnehmer  wirth- 
schaftlich  nicht  sowohl  Sicherang  als  Gapitalanlage.  Vergl.  in  Nr. 
747  :•  'ponere  bona  omnia  hie  Bozano  in  allodia  vel  in  pignoracionibus* 
und  in  Nr.  832  den  Ausschluss  der  Einlösungsbefugniss  des  Pfand- 
gebers auf  6  Jahre. 

Das  gewillkürte  Erbrecht  empfängt  aus  einigen  Einträgen 
interessante  Beleuchtung.  Wie  aus  Trient  (Nr.  448)  liegt  auch  aus  Bozen 
(Nr.  887)  ein  mündliches  Testament  mit  Erbeseinsetzung  vor  Notar  und 
Zeugen  vor — nach  des  Herausgebers  Meinung  (S.  121)  das  älteste  Auftreten 
des  römischen  Testamentes  auf  deutschem  Boden,  ohne  dass  es  aber  wohl, 
wie  er  mit  Recht  sagt,  damals  schon  in  Fleisch  und  Blut  der  Bevölke- 
rung übergegangen  war.  Wenigstens  scheint  das  Erbenwartrecfat,  das 
in  der  Einleitung  nicht  besonders  behandelt  wird,  in  Bozen  zu  jener 


^)  Auch  hier  ist,  wie  überall,  ein  Tertius  ad  dandam  teoutam  gegeben, 
obwohl  es  sich  um  ein  aufschiebend  bedingtes  Nutzpfand  handelt  und  ob- 
wohl bei  Eintritt  der  Bedingung,  nämlich  der  Säumniss  des  Schuldners,  der 
Gläubiger  zum  'se  intromittere  befugt  sein  soll.  Ist  daher  hier  nicht  das 
'dare  tenutam'  als  ein  sofort  vorzunehmender  Act  gedacht,  und  spricht 
dies  nicht  auch  für  die  formale  Publicitätsfunction  dieses  Actes,  hier  im 
Sinne  der  Begründung  der  anwartschaftlichen  Gewere?  —  *)  Auch  hier 
fehlt  nicht  der  Tertius  ad  dandam  tenutam.  —  ')  Unser  Herausgeber  hält 
auf  S.  101  — 104  Verfall-  und  Verkaufspfand  nicht  immer  schari'  genug 
auseinander.  Auch  das  Mobiliarpfand  unserer  Imbreviaturen  ist,  soviel 
ich  sehe ,  niemals  Verfall-,  sondern  durchweg  Verkaufspfand,  mit  einer  inter- 
essanten Modification  in  Nr.  33Ö  (S.  101*). 
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Zeit  noch  nicht  abgestorben  zu  sein  (vergl.  z.  B.  Nr.  687,  775,  806). 
Voltelini  will  auch  in  Nr.  689  der  eigenen  Bezeichnung  des  Eintrags 
entsprechend  ein  Testament  sehen,  allerdings  unter  Vorbehalt  (S.  122), 
da  es  nicht  einmal  uno  actu  errichtet  sei.  Ich  meine,  der  Annahme 
eines  Testaments  steht  hier  schon  die  Zweiseitigkeit  des  beurkundeten 
Actes  entgegen:  es  werden  vier  Enkel  als  Erben  eingesetzt,  und  diese 
versprechen  dem  Erblasser  in  Form  des  Treugelöbnisses  (promiserunt 
in  sua  fide),  alle  vorher  angeordneten  Vermächtnisse  zu  erfüllen.  Man 
dürfte  danach  mehr  versucht  sein,  in  dem  Act  eines  der  ältesten  Bei- 
spiele eines  Erbvertrages  zu  sehen  (Aufnahme  der  römischen  heredis 
institutio  in  die  alte  deutsche  Vergabung  von  Todeswegen).  Ihm 
-würden  sieb  dann  die  Einträge  in  Nr.  313  sub  c  und  d  des  liber  Oberti, 
wo  es  sich  um  die  Vermögensregelung  zwischen  dem  Vater  und  der 
Tochter  mit  ihrem  Bräutigam  am  Hochzeitstage  handelt,  an  die  Seite 
stellen,  der  Eintrag  sub  d  als  ein  Vermächtnissvertrag  unter  Vor- 
behalt testamentarischen  Rücktritts ,  der  Eintrag  sub  c  als  ein  Erb- 
verzichtsvertrag (S.  122,  99^;  die  am  letztcit^rten  Ort  vom  Heraus- 
geber weiter  als  Belege  für  Erbverzichte  angefahrten  Einträge  —  ich 
konnte  noch  Nr.  864  dazufügen  —  betre£Pen  nicht  solche,  sondern 
Erbauseinandersetzungen  und  Verzichte  zwischen  Bruder  und  Schwester 
nach  dem  Tode  des  Vaters  über  dessen  Nachlass). 

Noch  in  einer  grossen  Zahl  anderer  Materien  können  wir  unsere 
Kenntnisse  aus  den  vorliegenden  Imbreviaturen  bereichern,  so  in  An- 
sehung der  Leihe,  der  Stadtleihe  wie  der  ländlichen  Leihe  (vergl.  be- 
sonders auch  die  eigenartige  Ausgestaltung  der  Leihen  im  Fleimser 
Thal),  der  eherechtlichen  Verhältnisse  —  vier  Eheschliessungen  vor 
dem  Notar  Obertus,  Verlöbnissverträge  zwischen  den  beiderseitigen 
Eltern,  Ehegedinge  verschiedenster  Art  — ,  in  Betreff  der  Vormund- 
schaft, der  Bürgschaft,  Aufnahme  eines  Hörigen  in  den  Vasallenstand 
(S.  81^*)  etc.  Bemerkenswerth  ist,  dass  Grundschenkungen  an  die 
Kirche  nur  ganz  vereinzelt  sind  (S.  87^).  Handelsrecht  und  Bergrecht 
(nur  beiläufige  Erwähnung  von  Gewerkenantheilen  in  Nr.  249,  263, 
495)  gehen  leer  aus.  Sühneverträge  zur  Abschliessung  oder  Abwendung 
einer  Fehde,  ein  Repressalienbrief,  Acte  auf  Grund  eines  zwischen 
Trient  und  Feltre  geschlossenen  Rechtshülfevertrages  sind  im  liber 
Oberti  beurkundet  (vergl.  hierzu  die  ausführlichen  Erläuterungen  auf 
8. 122 — 132).  Gross  und  bedeutsam  ist  die  Ausbeute  im  Process- 
recht.    Darauf  ist  noch  einzugehen. 

Der  Unterschied  zwischen  den  beiden  Imbreviaturbücheni  ist  hier 
der  schärfste.  Sehen  wir  den  liber  Oberti  bereits  ganz  in  der  Ent- 
wicklungsbahn des  italienischen  gemeinrechtlichen  Processes,  so  er- 
scheint im  liber  lacobi  —  von  den  geistlichen  Gerichtsurkunden  ab- 
gesehen —  Gerichtsverfassung  und  Rechtsgang  noch  durchaus  deutsch 
und  zwar  speciell  bairisch.  Von  ersterem  rühmt  unser  Herausgeber  mit 
Recht  in  der  Vorrede  (S.  8),  dass  er  wie  kaum  eine  zweite  Quelle 
Gelegenheit  zu  Studien  über  die  Geschichte  des  gemeinen  Processes 
biete.  War  auch  keineswegs  immer  derselbe  Notar  mit  der  Ab&ssung 
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des  Protokolls  für  alle  Stadien  desselben  Processes  beauftragt,  so 
finden  sich  doch  in  unserem  Irabreviaturbuch ,  obschon  mitten  unter 
andere  Beurkundungen  verstreut  *),  ganze  Reihen  auf  denselben  Pro- 
cess  sich  beziehender,  den  verschiedensten  Lagen  desselben  angehöriger 
Einträge.  Und  das  macht  uns  das  Verfahren  ganz  besonders  anschau- 
lich. Ich  möchte  beispielshalber  auf  den  Process  des  für  seinen  Sohn 
Nascimbennus  am  29.  Januar  1236  mündlich  ohne  Klaglibell  vor  dem 
Vicar  des  Podestk  in  Trient  klagenden  Bellebonus  gegen  den  Fleischer 
Zanuclus  hinweisen.  Grund  der  Klage  ist  Bürgschaft  des  Beklagten 
für  ein  Dotirungsversprechen,  das  von  Frau  Blam9aflor  in  einem  Verlöb- 
nissvertrage gegeben  worden  war,  den  sie  und  der  Kläger  über  künftige 
Verheirathung  ihrer  Tochter  Nigra  mit  seinem  Sohne  Nascimbennus 
abgeschlossen  hatten.  Bemerkenswerth  ist  hier  die  Anwendung  des 
Positionalverfahrens,  das,  wie  der  ganze  Rechtsgang,  ein  mündliches  ist, 
die  Art,  wie  nach  der  Litiscontestation  zunächst  der  Kläger  und  dann  auch 
der  Beklagte,  der  unter  Anderem  namentlich  sich  auf  den  Ausfall  der 
im  Verlöbnissvertrag  gesetzten  Bedingung:  'si  placeret  (der  Bräutigam) 
puellae'  beruft,  ihre  Behauptungen  in  Positionen  fassen  und  wie  diese 
beantwortet  werden.  Es  wird,  wie  auch  sonst  häufig,  auf  ein  Schieds- 
gericht compromittirt,  das  schliesslich,  vom  Richter  zur  endlichen  Er- 
ledigung der  Sache  angehalten,  in  einem  besonderen  ad  audiendam 
sententiam  durch  Verkündung  in  Gegenwart  der  einen  Partei,  unter 
Ladung  der  anderen  Partei  mittelst  des  Gerichtsboten,  angesetzten 
Termine  am  9.  April  1236  den  Beklagten  dem.  Klagantrage  gemäfs 
verurtheilt.  (Vergl.  Nr.  66  und  die  weiteren  daselbst  vom  Heraus- 
geber citirten  8  Nummern).  Besonders  hell  wird  durch  sehr  zahlreiche 
Imbreviaturen  des  Obertus  das  Verfahren  der  Vermögensexecution 
wegen  Geldschulden  beleuchtet,  das  stark  germanische  Züge  (Fronung) 
trägt  (S.  188  ff.).  Es  beginnt,  wenn  das  durch  Eid  (statt  der  früheren 
Wadia)  zu  bekräftigende  UrtheilserfüUungsgelöbniss  nicht  geleistet 
wird.  Dann  ertheilt  der  Richter  dem  Gläubiger  Pfandgewere  am  Ver- 
mögen des  Schuldners  in  der  Höhe  der  zur  Vollstreckung  stehenden 
Forderung  nebst  Kosten,  und  es  erfolgt  auf  seinen  Befehl  durch  den 
Gerichtsboten  die  Einweisung  des  Gläubigers,  bei  Immobilien  in  den 
Formen  der  Realinvestitur*)  (Nr.  284  b:  'Trentinus  —  der  Gläubiger  — 
ipsam  tenutam  accepit  et  hostium  ipsius  domus  cruce  signavit').  Der 
diese  Einweisung  wehrende  Schuldner  verwirkt  den  Bann,  bannum 
heris,  Einziehung  des  ganzen  Vermögens,  entsprechend  dem  fränkischen 
meziban  (S.  196  —  ein  Beispiel  in  Nr.  5  des  Bannbuchs  des  Obertus). 
Der  Pföndung  folgt  die  wiederholte  Aufforderung  des  Richters  an  den 
Schuldner,  die  Pfänder  auszulösen,  dann,  wenn  sie  fruchtlos  gewesen,  auf 
besonderes  richterliches  Decret  die  Schätzung  der  gepfändeten  Gegen- 
stände seitens  der  eigens  dazu  bestellten  'extimatores  communitatis 
Tridenti'  und  das  durch  den  Gerichtsboten  vorzunehmende  öffentliche 


^)  Der  Notar  liess   seine  Imbreviaturen   rein  chronologisch  folgen.  — 
*)  Unser  Herausgeber  spricht  auf  S.  189  *  von  symbolischer  Investitur. 
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Ausgebot  zum  Vei-kauf  (preconare,  clamare  ad  vendenduin).  Der  Zweck 
des  letzteren  ist  Verständigung  der  etwa  sonst  an  den  Pfändern  ding- 
lich Berechtigten,  nicht  Heranziehung  von  Kauflustigen.  Denn  das 
Verfahren  läuft  nicht  aus  in  einer  öffentlichen  Versteigerung,  sondern 
in  einem  Verkauf  an  den  Gläubiger  an  Zahlungsstatt  (data  ac  ven- 
dicio  in  solutum  pro  debito  solvendo),  der  in  erster  Linie  dem  hierzu 
zu  ladenden  Schuldner  selbst  zusteht,  bei  dessen  Contumaz  aber  vom 
Richter,  und  zwar  vom  Träger  der  Gerichtsbarkeit,  nicht  von  einem 
iudex  delegatus,  in  den  Formen  des  gewöhnlichen  Verkaufs,  sogar 
auch  mit  dem  Währschaftsversprechen,  aber  nur  einem  auf  den  Fall  der 
gewaltsamen  Entwehrung  beschränkten  (defendere  a  violencia),  vollzogen 
wird.  Der  Preis  ist  der  Schätzwerth ;  ein  etwaiger  Ueberstieg  der  Schuld 
über  diesen  wird  ausdrücklich  dem  Gläubiger  vorbehalten,  ein  Ueber- 
stieg des  Schätzwerthes  über  die  Schuld  ist  vom  Gläubiger  zu  zahlen 
und  wird  für  den  Schuldner  hinterlegt  (Nr.  241).  In  der  alles  dies 
besonders  ausführlich  wiedergebenden  Nr.  268.  hat  mir  nur  eine  Stelle 
Zweifel  erregt,  die  ich  nicht  recht  zu  beseitigen  vermag.  Der  Gläubiger 
begründet  dort  die  Bitte  an  den  Richter,  ihm  das  gepfändete  Grund- 
stück zuzuschlagen,  mit  den  Worten:  'cum  nullus  emptor  alius  in- 
veniatur,  qui  velit  emere'.  Weist  dies  nicht  doch  auf  einen  Aufruf 
kauflustiger  Dritter  hin?  Dieselbe  Nr.  268  beurkundet  übrigens  das 
Ende  eines  Executionsverfahrens,  in  dem  schon  16  Protokolleinträge 
des  Obertus  vorhergegangen  sind,  von  welchen  ein  Theil  einen  im 
summarischen  Verfahren  durch  Interlocut  (Nr.  188)  unter  Vorbehalt 
des  ordentlichen  Rechtsweges  abgewiesenen  Widerspruch  eines  dritten 
angeblichen  Eigenthümers  (eine  Executionsintervention)  betreffen  (ver- 
gleiche S.  194). 

Damit  sind  die  für  den  Process  interessanten  Stücke  des  liber 
Oberti  noch  lange  nicht  erschöpft.  Eine  ähnliche  Ausbeute  ist  aus 
den  Imbreviaturen  des  Jakob,  wie  oben  erwähnt:  für  die  Kenntniss 
des  mittelalterlich  deutschen  (bairischen)  Processes,  zu  gewinnen. 
Voltelini  giebt  an  der  Hand  derselben  eine  Darstellung  der  Gerichts- 
verfassung und  des  Gerichtsverfahrens  in  Bozen  auf  S.  204—239.  Aber 
er  zieht  dabei,  wie  er  auf  S.  204  sagt,  das  Imbreviaturbuch  .Takobs 
von  1242  in  vollem  Umfange  heran,  da  'erst  mit  Hilfe  der  in  ihm  ent- 
haltenen sehr  zahlreichen  Gerichtsurkunden  ein  abgerundetes  Bild  des 
Rechtsgangs  in  Bozen  gegeben  werden  könne'.  Es  ist  daher  ange- 
zeigt, das  Referat  darüber  bis  zum  Erscheinen  des  zweiten  Theils  auf- 
zuschieben. Möge  uns  dieser  und  damit  der  Abschluss  des  hervor- 
ragenden Quellenwerkes,  dessen  Herausgabe  uns  zu  grossem  Danke 
verpflichtet,  nicht  lan^e  vorenthalten  werden! 

Jena.  Alfred  Schnitze. 
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Paul  Wert  he  im,  "Wörterbuch  des  englischen  Hechts. 
Berlin  1899.  Puttkammer  und  Mühlbrecht.  Lex.  8. 
576  (XYI)  S. 

Das  geltende  englische  Recht,  insbesondere  das  Privatrecht,  ver- 
dient die  —  ihm  heute  nur  selten  gewährte  —  Beachtung  des  Germa- 
nisten nicht  nur  als  praktisches  Weltrecht,  sondern  besonders  wegen 
seiner  fast  rein  germanischen  Grundlagen.  Das  Römische  ist  meist  nur 
Zuthat,  erst  in  unserer  Zeit  vollzieht  sieh  in  England  eine  umfassendere 
Beception  des  römischen  Rechts.  Man  wird  daher  an  dieser  Stelle  be- 
sonders geneigt  sein,  das  vorliegende  Buch  freundlich  zu  begrüssen.  Der 
Verfasser  wül  neben  der  Verdeutschung  der  englischen  Rechtsausdrücke 
eine  knappe  Darstellung  des  englischen  Rechtszustandes  für  „Juristen, 
Neuphilologen,  Politiker,  Geschäftsleute"  geben  und  kündigt  in  seiner 
Vorrede  eine  historische  Behandlung  des  Stoffes  als  unab weislich  an. 

Selbständige  historische  Forschung  wird  niemand  bei  einem 
Buche  erwarten,  das  auf  576  Seiten  den  gesammten  englischen  Rechts- 
^ff  in  den  Grundzügen,  noch  dazu  für  einen  weiteren  Leserkreis  geben 
will.  Immerhin  hätte  der  Verfasser  in  der  Wiedergabe  allgemein  be- 
kannter historischer  Daten  etwas  mehr  bieten  können.  Die  historischen 
Skizzen,  welche  er  den  wichtigeren  Artikeln  voranschickt,  klären  oft 
nicht  hinreichend  über  die  betreffenden  Institute  auf.  So  erfährt  man 
über  die  Geschichte  der  Eheschliessungsformen  (art.  marriag^,  ban, 
registrar)  so  gut  wie  gar  nichts,  weder  das  St.  26  Geo.  II,  33  noch  6  und  7 
Will.  IV,  85  sind  erwähnt,  und  der  Stand  der  Civilehefrage  bleibt  im 
Dunklen.  In  der  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechts  hätte  auf  die 
divorce  act  von  1857.  und  darauf  hingewiesen  werden  köimen,  wie  die 
marriage  Settlements  der  begüterten  Classen  die  Entwicklung  eines  ge- 
rechten ehelichen  Güterrechts  lange  gehindert  haben.  Von  der  Ent- 
wicklung des  complicirten  englischen  Immobil  iarrechts  kann  man  aus 
den  Artikeln  estate,  tenure,  freehold,  copyhold,  ouster  etc.  ein  deut- 
liches Bild  nicht  gewinnen. 

Entsprechende  Mängel  treten  auch  gelegentlich  in  der  dogma- 
tischen Darstellung  hervor.  Was  die  Auswahl  des  Stoffes  anlangt,  ist 
das  Handelsrecht  und  der  Civilprocess  gegenüber  dem  Privatrecht 
etwas  stark  bevorzugt.  Die  Speciallitteratur  ist  in  vielen  Fällen  citirt, 
die  allgemeinen  Werke  sind  am  Anfang  angegeben.  Von  diesen  letz- 
teren scheint  der  Verfasser  besonders  Wharton  recht  ausgiebig  benutzt 
zu  haben;  immerhin  wäre  eine  allzu  grosse  Selbständigkeit  bei  einem 
Werke  der  vorliegenden  Art  ein  noch  geffihrlicherer  Fehler  gewesen. 

Trotz  aller  Bedenken  hat  der  Verfasser  etwas  Brauchbares  ge- 
liefert. Die  Aufgabe  ist  in  dem  gesteckten  Rahmen  streng  wissen- 
schaftlich überhaupt  augenblicklich  unlösbar.  Auch  wird  sich  nie- 
mand auf  ein  solches  Wörterbuch  einfach  verlassen.  Es  kann  nur 
einer  provisorischen  —  sprachlichen  oder  juristischen  —  Orientirung 
dienen,  und  diesen  Zweck  erfüllt  das  Buch  W.'s,  wie  ich  bei 
seiner  Benutzung  in  englischen  Bibliotheken  bemerken  konnte,  recht 
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gut.  Man  wird  mit  Wharton  oder  Sweet  oder  der  gfrossen  Eiicy- 
clopsedia  of  the  Laws  of  England  Aehnliclies,  nach  vielen  Bich- 
tungen  Besseres  eiTeichen.  Aber  besonders  in  sprachlichen  Fragen 
erleichtert  ein  deutsches  Buch  die  Arbeit  sehr,  und  vor  Allem  hat 
der  Verfasser  auch  die  deutsche  Litteratur  über  englisches  Recht  viel- 
fiich  angemerkt,  so  dass  deren  Heranziehung  erleichtert  ist.  Bei  alle- 
dem ist  das  Buch  —  dem  leider  ein  systematisches  Register  fehlt  — 
frisch  geschrieben,  so  dass  es  an  seinem  Theü  geeignet  ist,  der  Ver- 
breitung der  Eenntniss  des  englischen  Rechts  zu  dienen. 

Berlin.  Ernst  Heymann. 


Jacob  Grimm,  Deutsche  Rechtsalterthümer.  Vierte,  ver- 
mehrte Ausgabe,  besorgt  durch  Andreas  Heusler 
und  Rudolf  Hübner,  Leipzig,  Dietrichsche  Verlags- 
buchhandlung 1899  Bd.  1.  XXXIV  und  675  8.,  Bd.  2 
723  8.  gr.  8. 

Franz  Heinemann,  Der  Richter  und  die  Rechtspflege  in 
der  deutschen  Vergangenheit.  Monographien  zur  deut- 
schen Culturgeschichte  herausgegeben  von  Georg  Stein- 
hausen. 144  8.  gr.  8  mit  159  Abbildungen  und  Bei- 
lagen nach  den  Originalen  aus  dem  15  bis  18.  Jahr- 
hundert. 

Schon  seit  längerer  Zeit  war  es  bekannt,  dass  Jacob  Grimms 
Deutsche  Rechtsalterthümer  in  neuer,  verjüngter  Gestalt  wiedererstehen 
würden.  Im  Jahre  1895  hatte  Rudolf  Hübner  noch  von  BerUn  aus 
alle  di^enigen,  die  mit  ihm  für  die  Gelehrtengeschichte  auch  der 
Jurisprudenz  Sinn  und  Verständniss  besitzen,  durch  eine  feine  Studie 
über  Jacob  Grimm  und  das  deutsche  Recht  erfreut,  die  er  als  ver- 
selbständigte Einleitung  einer  von  ihm,  dem  Kechtsgermanisten,  und 
AndreasHeusler,  dem  Sprachgermanisten,  gemeinsam  zu  veranstalten- 
denNeuausgfabe  der  Rechtsalterthümer  bezeichnete.  Auch  wer  sonst  nicht 
gerade  ein  Freund  solch  nachträglicher,  nur  zu  oft  anderm  als  rein 
wissenschaftlichem  Bedürfniss  entsprungener  Veranstaltungen  ist  und 
zu  der  Ansicht  hinneigt,  die  Kachwelt  thue  der  Wissenschaft  und  dem 
betreffenden  Schriftsteller  einen  besseren  Dienst,  wenn  sie  auf  dessen 
Schultern  etwas  Neues  schaffe,  statt  einfia.ch  beizubehalten  oder  ledig- 
lich neu  aufzuputzen,  was  einst  nur  aus  einer  bestimmten  Zeit  heraus 
fiir  diese  geboren  worden  war  —  selbst  der  musste  im  vorliegenden 
Fall  eine  Ausnahme  machen  und  sich  über  die  Ankündigung  aufrichtig 
freuen.  In  Folge  des  Obsieg^ns  der  geschichtlichen  Behandlung  des 
deutschen  Rechtes,  das  wir  Juristen  nur  als  ein  Glück  ansehen  können, 
wenn  wir  auch  die  damit  verbundene  Ausschliesslichkeit  keineswegs 
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gatheissen,  hat  Jacob  Grinun  mit  seiner  antiquarischen  Betrachtungs- 
weise keine  Schule  gemacht.  Sein  Werth  steht,  im  Einzebien  vielfach 
überholt,  als  Ganzes,  seiner  Auffassung  und  Anlage  nach  immer  noch 
einzig  und  unerreicht  dar.  Auch  sollte  ja  der  echte,  der  alte  Jacob 
Grimm  nicht  angetastet  werden;  im  Gegentheil  er  wurde  in  vollerer 
Gestalt  in  Aussicht  gestellt.  Der  Unermüdliche,  der  eine  wahre  Leiden- 
schaft hatte,  keines  der  Goldkörner  sich  entgehen  zu  lassen,  das  sein 
findiger  Blick  im  Schutt  der  Vergangenheit  entdeckte,  er  hatte  schon 
während  des  Drucks  der  ersten  Auflage  weiter  zu  sammeln  begonnen. 
„An  allen  Ecken  spüre  ich  Trieb  zum  Wachsthum.  Zweihundert  Seiten 
Nachträge  habe  ich  schon,  noch  warm  vom  Schmieden,  zusammen- 
geschrieben, die  »ebenso  gut  wie  das  andere  hätten  gedruckt  werden 
dürfen",  schrieb  der  Meister  am  14.  December  1828  an  Meusebach. 
In  der  That  fand  sich  im  Grimmschrank  auf  der  Königlichen  Biblio- 
thek zu  Berlin  ein  starker  Quartband,  in  dem  zu  einer  Seite  des  Druckes 
nach  der  andern  neue  Belege  z.  Th.  in  überragender  Fülle  zusanunen- 
getragen  waren.  Diese  galt  es,  da  Grimm  selber  nicht  mehr  dazu- 
gekommen war,  einzusetzen  und  dabei  ausserdem  die  zahlreichen 
Nachträge  des  Grimmschen  Handexemplars  zu  berücksichtigen. 

Und  so  geschah's.  Um  ein  Drittel  vermehrt  treten  die  deutschen 
Rechtsalterthümer  zum  vierten  Mal  vor  die  Leserschaft.  Schon  um 
dieser  Bereicherung  willen  können  sie  der  besten  Aufnahme  sicher  sein. 
Deim  mit  den  neuen  Belegen  hat  doch  auch  manche  feine  Einzel- 
beobachtung in  das  Werk  Einzug  gehalten.  Wie  manches,  was  Jacob 
Grimm  beim  Druck  seines  Werkes  ohne  oder  ohne  genügenden  Beleg 
rein  aus  seiner  dem  deutschen  Alterthum  congenialen  Phantasie  heraus 
bloss  vermuthet  hatte,  findet  jetzt  durch  nachträglich  gesammeltes 
Material  erwünschte  Bestätigung!  Und  welche  Freude  gewährt  es,  zu 
sehen  wie  der  Meister  mit  wahrem  Bienenfleiss  jeden,  auch  den  ge- 
ringsten Beitrag  sorgsam  barg,  den  die  Leetüre  nordischer  oder  franzö- 
sischer Quellen  oder  seine  stets  mehr  anschwellenden  Weisthümer- 
sammlungen  oder  die  unausgesetzte  Arbeit  an  Grammatik  und  Wörter- 
buch und  der  emsigste  Austausch  mit  gleichgerichteten  Freunden  ihm  in 
die  Hände  spielte !  Auch  immer  neue  Parallelen  mit  den  Einrichtimgen 
der  Alten,  zu  den  Slaven  und  andern  Stämmen  ergaben  sich  ihm.  Oft 
fand  er  gar  nicht  die  Zeit,  alles,  was  sich  ihm  so  aufdrängte,  zu 
formuliren  und  dem  Uebrigen  anzupassen.  Eine  flüchtige  Bemerkung 
musste  vorderhand  genügen.  Hier  hatten  die  Bearbeiter  der  neuen 
Auflage  selbstthätig  einzugreifen.  Mit  bewunderungswürdigem  Sprach- 
gefühl und  feinem  Tacte  haben  sie  diese  Einschiebsel  der  „zierlichen 
Sprache"  Grimms  angepasst  und  diesen,  den  künstlerischen  Theil  ihrer 
Aufgabe,  so  vortrefflich  gelöst,  dass  man,  ohne  die  eckigen  Klammem, 
die  den  Zusatz  andeuten,  das  Buch  als  aus  einem  Guss  entstanden 
hinnehmen  würde.  Ein  grosses  Verdienst  erwarben  sich  die  Heraus- 
geber auch  durch  Umstellung  der  Citate ;  in  den  meisten  Fällen  wurde 
freüich  nicht  über  das  Jahr  1863  heruntergegangen.  Nur  bezüglich 
der  Rechtsquellen   der  fränkischen  Zeit  haben  die  Herausgeber  mit 
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gutem  Gruud  eine  Ausnahme  gemacht,  indem  sie  kurzerhand  die  neusten 
Ausgaben  der  Monumenta  Germaniae  und  für  die  lex  Salica  sowie  för 
die  angelsächsischen  Gesetze  Behrends  2.  Auflage  und  Schmid  ein- 
fahrten.  Endlich  erfüllten  sie  einen  sehnlichen  Wunsch  aller  Benutzer 
Grimms,  indem  sie  am  Schluss  ein  Verzeichniss  der  von  Jacob  Grimm 
benutzten  Quellen  und  Druckschriften  sowie  ein  ausgiebiges  Sach- 
register hinzufügten.  Durch  das  Letztere  wird  das  Werk  erst  recht 
benutzbar,  imd  das  Erstere  hat  als  Bibliographie  der  bis  1863  er- 
schienenen antiquarischen  Litteratur  im  weitesten  Sinne  auch  selbstän- 
digen Werth.  Es  liegt  in  der  Natur  der  auf  all  dies  verwandten  hin- 
gebenden Arbeit,  dass  sie  die  ihr  gebührende  Anerkennimg  in  Worten 
nicht  finden  kann.  Aber  dessen  können  die  beiden  Herausgeber  ver- 
sichert sein,  dass  jeder,  der  an  der  Wissenschaft  des  deutschen  Alter- 
thums  irgendwie  interessirt  ist,  ihre  erfolgreichen  Bemühungen,  den 
Rechtsalterthümem  Grimms  ihre  „thronende  Stellung"  zu  erhalten,  mit 
warmem  Dank  anerkennt. 

Es  wäre  unrecht,  an  dem  Mafsstab  des  Meisterwerks  die  in  der 
Ueberschriffc  an  zweiter  Stelle  genannte,  kürzlich  erschienene  Publi- 
cation  messen  zu  wollen.  Sie  beschäftigt  sich  nur  mit  einem  Ausschnitt 
von  dem,  was  Grimm  behandelte  u.  z.  mit  vorwiegender  Berück- 
sichtigung der  neueren  Zeit.  Und  sie  ist  in  erster  Linie  für  ein 
weiteres  Publicum  bestimmt.  Die  Bilder  sind  die  Hauptsache.  Sie 
reichen  im  Widerspruch  zum  Titel  über  das  15.  Jahrhundert  zurück, 
wenn  auch  in  der  Mittheüung  älterer  Darstellungen  mehr  hätte  ge- 
schehen können.  Auch  für  den  Fachmann  sind  sie  nicht  ohne  Inter- 
esse. Der  geschickt  geschriebene  Text,  der  eine  ausgebreitete  Gelehr- 
samkeit verräth,  ist  mehr  vom  culturgeschichtlichen  als  rechtswissen- 
schaftlichen Standpimkt  aus  geschrieben,  weshalb  wir  auch  darauf 
verzichten  können,  daran  Kritik  zu  üben. 

Ulrich  Stutz. 


Die  Weisthümer  der  Rheinprovinz.  Erste  Abtheilung: 
Die  Weisthümer  des  Kurfürstenthums  Trier.  Erster 
Band:  Oberamt  Boppard,  Hauptstadt  und  Amt  Koblenz, 
Amt  Bergpflege.  Herausgegeben  von  Hugo  Loersch, 
Publicationen  der  Gesellschaft  für  Rheinische  Geschichts- 
kunde, Bd.  XVm.  Bonn,  Hermann  Behrendt,  1900. 
L(XXX)  und  352  8.    gr.  8®. 

Die  Weisthümer  eines  grösseren  Gebietes  nach  einem  bestimmten 
Plan  und  vollständig  herauszugeben,  ist  ein  ebenso  reizvolles  wie 
schwieriges  Unternehmen.  Stadtrechtsquellen  lassen  sich  verhältniss- 
mäiäig  leicht  sammeln  und  gruppiren;  bei  ihnen  erreicht  man  ohne 
allzu  grosse  Schwierigkeit  eine  gewisse  Gewähr  für  Vollständigkeit, 
und  ihnen  liegen  örtliche  und  rechtliche  Gebilde  zu  Grunde,  die  über- 
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sehbar  und  gerade  in  der  Hauptsache  ziemlich  gleichförmig  sind.  Gkinz 
anders  die  Quellen  der  kleineren  ländlichen  Bezirke.  Damit,  dass  man 
einige  Hauptarchive  oder  die  betreffenden  Ortsladen  nach  ihnen  ab- 
sucht, ist  noch  wenig  erreicht;  die  Zersplitterung  der  mittelalterlichen 
und  nachmittelalterlichen  Herrschafts-  und  Gerichtsverhältnisse  hat  sie 
überallhin  zerstreut,  und  manchmal  kommen  sie  da  zum  Vorschein,  wo 
man  sie  am  wenigsten  vermuthet.  Mit  derselben  Zersplitterung  hängt 
es  aber  auch  zusammen,  dass  die  Beherrschung  der  örtlichen  Verhält- 
nisse und  der  verfassungsrechtlichen  Zustände,  die  diese  Quellen  voraus- 
setzen, so  überaus  schwierig  ist.  Und  doch  kann  niemand  diese  Rechte 
in  eine  innerlich  begründete  Ordnung  bringen  oder  gar  erläutern,  der 
nicht  eine  klare  Anschauung  ihrer  örtlichen  und  rechtlichen  Grund- 
lagen hat. 

Von  diesen  und  anderen  Schwierigkeiten,  mit  denen  insbesondere 
die  Veranstaltung  einer  Ausgabe  der  Weisthümer  der  Rheinprovinz 
zu  kämpfen  hatte,  wissen  Vorwort  und  Einleitung  des  vorliegenden 
Bandes  manches  zu  erzählen,  und  doch  ist,  wie  der  Herausgeber  in 
«inem  interessanten  Ueberblick  über  die  bisherigen  Editionsbestrebungen 
darthut,  gerade  in  der  Rheinprovinz  seit  langer  Zeit  viel  für  die  "Weis- 
thümer geschehen.  Man  braucht  bloss  an  das  zu  erinnern,  was  ausser 
Jacob  Grimm  und  seinen  Mitarbeitern  Lacomblet,  Harless, 
Hardt  u.  A.  beigesteuert  haben.  Im  Jahre  1881  nahm  die  Gesellschaft 
fQr  Rheinische  Geschichtskunde  eine  vollständige  Sammlung  aller 
Weisthümer  der  Rheinprovinz  in  ihr  Programm  auf,  und  1883  erschien 
als  erste  Vorarbeit  ein  Verzeichniss  Rheinischer  Weisthümer.  Aber 
ehe  mit  der  Veröffentlichung  auch  nur  der  Quellen  des  südlichen 
Theils  begonnen  werden  konnte,  erwies  sich  eine  systematische  Ab- 
suchung auch  der  kleinen  und  kleinsten  Archive  als  nothwendig  sowie 
die  Herstellung  einer  geschichtlichen  Ortsbeschreibung,  die  man  zuerst 
apeciell  für  die  Zwecke  dieser  Edition  und  in  der  Gestalt  von  Ein- 
leitungen zu  den  einzelnen  Quellen  geplant  hatte,  die  dann  aber 
Fabricius  allgemein  als  Erläuterungen  zum  historischen  Atlas  gab. 
So  dauerte  es  an  die  20  Jahre,  bis  mit  diesem  ersten  Band  das  Ver- 
sprechen von  1881  einzulösen  begonnen  wurde.  Jedoch  die  Umsicht 
und  Vorsicht  des  gerade  in  solchen  Unternehmungen  wohl  erfahrenen 
und  viel  verdienten  Bearbeiters  ist  dem  Werke  unleugbar  nur  zu  gut 
gekommen. 

Im  Ganzen  enthält  der  tadellos  ausgestattete  Band  108  Stücke. 
78  davon  sind  bisher  ungedruckt,  22  waren  nur  in  mangelhaften  Ab- 
drucken bekannt.  Die  Sammlung  schliesst  sich  den  alten  Territorial- 
eintheilungen ,  wie  sie  Fabricius  aufgewiesen  hat,  vollständig  an. 
Sie  hebt  an  mit  dem  Oberamt  Boppard  als  dem  am  meisten  südlich 
gelegenen  Theil  des  Kurfürstenthums  Trier  und  lässt  dann  die  Haupt- 
stadt Koblenz,  das  Amt  Ehrenbreitstein  und  Koblenz  und  das  Amt 
Bergpflege  folgen.  Sogar  einige  rechtsrheinische,  also  ausserhalb  der 
heutigen  Provinz  liegende  Orte  sind  —  durchaus  mit  Recht  —  des 
früheren  territorialen  Znsammenhanges  wegen  mit  berücksichtigt  worden. 
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Anfällige  Hochgerichtsweisthümer  gehen  jeweilen  voran,  dann  folgen  fttr 
die  alphabetisch  an  einander  gereihten  Ortschaften  die  Gemeinde-  und 
Markweisthümer,  die  Hoftreisthümer  und  die  SendweisthQmer.  Gerade 
von  letzteren  enthält  der  Band  einige  interessante  StQcke.  Ein- 
leitungen, welche  über  die  rechtlichen  Schicksale  der  betreffenden  Ge- 
richte, Vogteien,  Höfe  u.  s.  w.  auf  Grund  gedruckter  und  ungedruckter 
Archivalien  Auskunft  geben,  gehen  den  Abdrucken  jeweilen  voran. 
Loersch  hat  jedoch  bei  ihnen  weder  Gleichförmigkeit  noch  Vollständig- 
keit erstrebt,  und  so  sind  sie  denn  ganz  verschieden  ausgefallen,  üeber 
die  Geschichte  der  Vogtei  und  des  Hofs  der  Abtei  Siegburg  zu  Güls 
z.  B.  verbreitet  sich  der  Herausgeber  sehr  eingehend ;  in  anderen  Fällen 
muss  man  sich  mit  einer  kurzen  Notiz  begnügen.  Ich  gestehe,  dass 
mir  als  Ideal  in  diesem  Punkte  eine  etwas  andere  Behandlung  vor- 
schwebt; es  sollten  alle  rechtsgeschichtlich  wichtigen  Materialien, 
deren  man  habhaft,  werden  könnte,  aber  auch  nur  sie,  einleitungsweise 
zusammengestellt  werden,  jedoch  —  utn  auch  hierin  die  Eclitionsform 
zu  wahren  —  lediglich  im  Regest  bezw.  pnter  Abdruck  der  ein- 
schlägigen Stellen.  Das  ist  allerdings  viel  verlangt,  einmal  weil  es 
eine  gewaltige  Mehrarbeit  erheischt,  und  sodann,  weil  diese  Mehrarbeit 
in  der  Ausgabe  kaum  sichtbar  wird.  Der  Herausgeber  müsste  für  sich 
die  Eechtsgeschichte  jedes  Gerichts,  jeder  Vogtei,  jeder  Grundherrschaft 
bearbeiten  und  dürfte  doch  nur  die  Eckpfeiler  des  von  ihm  errichteten 
Gebäudes  sehen  lassen,  während  das  Gebäude  selbst  nur  in  anderswo 
unterzubringenden  Ablegern  der  Hauptarbeit  sich  aufFühren  Hesse.  Ich 
gebe  auch  gerne  zu,  dass  die  Durchführung  dieser  Grundsätze  heute 
noch  fast  unmöglich  erscheint.  Aber  ich  meine,  durch  eine  Organi- 
sation, die  einer  grösseren  Zahl  jüngerer  Leute  die  Arbeit  für  einzelne 
Bezirke  und  einem  Leiter  die  Zusammenstellung  und  einheitliche 
Ueberarbeitung  des  Ganzen  zuwiese,  Hesse  es  sich  bei  künftigen  Edi- 
tionen doch  erzielen,  dass  dem  Benutzer  einer  Weisthümer- Ausgabe  in 
der  Form  von  Verweisen  das  ganze,  und  in  Gestalt  von  Auszügen  das 
wichtigste  Material  an  die  Hand  gegeben  werden  könnte,  dessen  er 
zum  Verständniss  dieser  Quellen  bedarf.  Dazu  hätten,  wo  es  Noth 
thut,  kurze  sachliche  Erläuterungen  zu  kommen,  wie  sie  übrigens  auch 
Loersch  in  Verbindung  mit  dem  Register  giebt.  Doch  das  sind  An- 
sichten, deren  Durchführbarkeit  ich  noch  nicht  an  grösseren  Massen 
von  Weisthümem  zu  erproben  vermochte.  Darum  können  und  soUen 
sie  auch  nicht  den  Werth  des  von  dieser  neuen  Ausgabe  Geleisteten 
in  Frage  stellen.  Gerne  erkenne  ich  deren  grosse  Verdienste  an.  Insbe- 
sondere zolle  ich  der  Behandlung  der  verschiedenen  Fassungen  desselben 
Weisthums  durch  den  Herausgeber  meinen  lebhaftesten  Beifäll.  Nichts  ist 
so  lehrreich,  wie  die  Beobachtung  des  Wandels,  den  diese  Weisthümer 
im  Laufe  der  Zeit  durch  Aenderungen,  Auslassungen  und  Hinzn- 
fügungen  erlebt  haben.  Um  ihn  voU  und  deutlich  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  darf  man  nichts  versäumen  und  auch  nicht  vor  einem  wieder- 
holten Abdruck  zurückschrecken.  Auch  dass  man  nicht  zu  si^eng  in 
der  Ab^enzung  des  Begriffs  Weisthümer  ist,   empfiehlt  sich;  „nach 
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Form  und  Inhalt  jenen  nahestehende  Urkunden"  wurden  wie  schon 
von  Grimm  und  Schröder  auch  von  Loersch  mit  Recht  mit  auf- 
genommen. So  bedeutet  denn  diese  neue  Veröffentlichung  nicht  nur 
eine  Bereicherung  unserer  Kenntniss  durch  neue  Quellen  sondern,  wie 
man  wohl  sagen  darf,  auch  einen  Fortschritt  auf  dem  Gebiet  der 
Weisthümeredition  und  -forschung  überhaupt.  Hoffentlich  werden 
weitere  Bände  bald  nachfolgen. 

Ulrich  Stutz. 


Oberrheinische  Stadtrechte,  hsg.  von  der  Badischen 
Historischen  Commission.  Erste  Abtheilung:  Fränki- 
sche Rechte.  5.  Heft,  Heidelberg,  Mosbach,  Neckar- 
gemünd,  Adelsheim,  bearbeitet  von  Carl  Koehne, 
Heidelberg,  1900,  Carl  Winter  212  S.    8". 

Getreu  dem  von  der  Historischen  Commission  aufgestellten  Pro- 
gramm imd  den  vom  Herausgeber  der  ersten  Hefte,  Richard  Schröder, 
in  dieser  Zeitschr.  XIX  1898  S.  211  ff.  dargelegten  Grundsätzen  hat 
Carl  Koehne  im  vorliegenden  Hefb  die  Veröffentlichung  badischer 
Stadtrechte  der  fränkischen  Abtheilung  fortgesetzt.  Die  meisten  der 
darin  publicirten  Stücke  gehören  dem  14.,  15.  und  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts  an  und  sind  bisher  ungedruckt;  nur  von  einem 
Theil  der  Heidelberger  Quellen  gab  es  einen  aber  sehr  fehlerhaften 
Druck.  Ihrem  Inhalt  nach  sind  diese  Stadtrechtsquellen,  gleich  denen 
der  meisten  kleineren  Territorialstädte  nicht  allzu  reichhaltig ;  Markt- 
und  Steuerprivilegien  u.  dgl.  wiegen  vor.  Doch  findet  sich  auch 
manches  Verfassungs-  und  Privatrechtsgeschichtliche.  Und  in  jedem 
Fall  ist  das  Mitgetheüte  für  die  locale  Rechtsgeschichte  sehr  werth- 
voU,  so  dass  wir  der  Commission,  welche  die  Ausgabe  veranstaltet, 
und  dem  Herausgeber,  der  die  Mühe  der  Beschaffung  und  Drucklegung 
der  Texte  auf  sich  genommen  hat,  für  ihre  willkommene  Gabe  auf- 
richtig dankbar  zu  sein  allen  Grund  haben. 

Ulrich  Stutz. 


Dr.  Friedrich  Emil  Welti  imd  Dr.  Walther  Merz.  Die 
Rechtsquellen  des  Kantons  Argau.  Erster  Theil:  Stadt- 
rechte. Zweiter  Band :  Die  Stadtrechte  von  Baden  und 
Brugg  (Sammlung  schweizerischer  Rechtsquellen,  heraus- 
gegeben auf  Veranstaltung  des  schweizerischen  Juristen- 
vereins mit  XJnterstützimg  des  Bundes  nnd  der  Kantone, 
XVI.  Abtheilung.)  Araul899.  H.  R.  Sauerländer  &  Cie. 
XXIV  u.  470  sowie  XHI  u.  346  S.    gr.  8». 
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Dr.  Rudolf  Maag,  Das  Habsburgische  Urbar,  Bd.  11  l 
Pfand-  und  Revocationsrödel  zu  König  Albrechts  Urbar, 
frühere  und  spätere  Urbaraufnahmen  und  Lehensver- 
zeichnisse der  Laufenburger  Linie.  Der  Quellen  zur 
Schweizer  Geschichte,  herausgegeben  von  der  allge- 
meinen geschichtsforschenden  Gesellschaft  der  Schweiz, 
15.  Bd.  1.  Theil.  Basel,  Adolf  Geering,  1899.  II  u. 
798  S.     8°. 

H.  Zeller -Werdmüller,  Die  Zürcher  Stadtbücher  des 
14.  und  15.  Jahrhunderts.  Auf  Veranlassung  der  Anti- 
quarischen Gesellschaft  in  Zürich  herausgegeben.  I.  Bd. 
Leipzig,  S.  Hirzel.     1899.    XI  u.  404  8.     8». 

Dr.  Arnold  E  seh  er.  Der  Einfluss  des  Geschlechtsunter- 
schiedes der  Descendenten  im  schweizerischen  Erbrecht, 
Zürich,  Friedrich  Schulthess,  1899.    XH  u.  114  S.     8». 

Auch  im  vergangenen  und  im  laufenden  Jahre  hat  die  Schweiz 
wiederum  eine  ganze  Reihe  höchst  beachtenswerther  Beiträge  insbe- 
sondere zur  Quellenkunde  der  deutschen  Rechtsgeschichte  beigesteuert 
über  die  hier  im  Anschluss  an  frühere  Mittheilungen  kurz  berichtet 
werden  soll. 

Das  grosse  Unternehmen  der  vom  schweizerischen  Juristenverein 
veranstalteten  und  vom  Bunde  unterstützten  Sammlung  aller  schweize- 
rischen Rechtsquellen  (diese  Zeitschr.  XIX  1898  S,  201  ff.)  schreitet  rüstig 
voran.  Ein  zweiter  stattlicher  Band  enthält  zwei  weitere  argauische 
Stadtrechte.  Die  erste  Abtheilung  ist  dem  Stadtrecht  von  Baden  ge- 
widmet. Dem  Vorgang  seines  Vaters,  des  späteren  ßundesraths,  folgend, 
der  schon  1860  im  ersten  Bande  der  Argovia  das  Stadtbuch  und  die 
Öffnung  von  Baden  herausgegeben  hatte,  veröffentlicht  Dr.  Fr.E.Welti 
in  musterhafter,  dem  Rahmen  der  Sammlung  gewissenhaft  angepasster 
Edition  alle  das  Stadtrecht  betreffenden  Aufzeichnungen.  Von  den  580 
bis  zum  Jahr  1790  reichenden  Nummern  hebe  ich  Nr.  20,  das  Stadtbuch 
von  1384,  hervor.  In  der  Einleitung  dazu  (S.S7ff.)  gelangt  Welti  in  über- 
zeugender Beweisführung  zu  dem  Ergebniss,  dass  die  Verleihung  des 
Winterthurer  Stadtrechts  an  Baden  zu  gleicher  Zeit  wie  an  Hellingen 
erfolgte,  nämlich  kurz  vor  1298.  Dem  Abdruck  des  Stadtbuchs  —  die 
alte  Handfeste  verbrannte  schon  1369  —  ist  nicht  wie  in  der  früheren 
Ausgabe  die  Revision  von  ca.  1503  zu  Grunde  gelegt  sondern  die 
ältere,  bis  1502  durch  Nachträge  vermehrte  Fassung.  Doch  sind  auch 
die  Abweichungen  und  Hinzufügungen  des  neuen  Stadtbuchs  angegeben. 
Auf  den  Inhalt  kann  hier  natürlich  nicht  eingetreten  werden.  Neben 
zahlreichen  Handwerksordnungen  und  einigen  die  AUmend Verhältnisse 
betreffenden  Aufzeichnungen  sind  von  besonderem  Interesse  die  Be- 
stimmungen, die  mit  der  Eigenschaft  Badens  als  vielbesuchten  Bade- 
Zeitschrift  ftir  Bechtsgeschichte.  XXI.   Qerm.  Abth.  22 
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ortes  zusammenhängen.  In  dei*  zweiten  Abtheilung  sodann  edirt 
Dr.  W.  Merz  die  Reehtsquellen  von  Brugg.  Die  Ausgabe  verdient 
dasselbe  Lob  wie  die  frühere  des  Arauer  Rechtes.  Brugg,  das  schon 
seit  1232  als  städtisch  organisirt  erscheint,  erhielt  1284  von  Rudolf 
von  Habsburg  ein  auf  das  Arauer  von  1283  zurückgehendes  Stadtrecht, 
dessen  Original  leider  1444  zu  Grunde  ging.  Wie  Merz  S.  1  ft".  mit 
S.  346  wahrscheinlich  macht,  wurde  es  mit  Hülfe  der  Arauer  Rudolfina 
und  aus  dem  Gedächtniss  wiederherzustellen  versucht,  wobei  man  aus 
dem  Arauer  Original  die  Zeugenreihen  und  die  Eingangs-  und  Schluss- 
formeln übernahm,  während  der  Friedekreis  durch  die  Weidgangs- 
grenzen ersetzt  wurde.  Nur  in  diesen  letzteren  Theilen  ist  also  der 
Brief  interpolirt,  im  Uebrigen  geben  die  beiden  erhaltenen  Abschriften 
das  Original  getreu  wieder  (Nr.  2).  Vor  1309  hat  dann  Brugg  gleich 
Arau  und  Lenzburg  zähringisches  Stadtrecht  recipirt;  was  davon  sich 
erhalten  hat,  giebt  Nr.  4.  Daran  lehnt  sich  an  ein  umfangreicheres  Stadt- 
recht (Nr.  89),  das  wohl  vor  der  Bestätigung  der  Freiheiten  und  Rechte 
der  Stadt  durch  Bern  im  Jahre  1518  verfasst  und  1620/21  um  eine  be- 
trächtliche Zahl  von  Bestimmungen  der  Berner  Gerichtssatzung  von 
1615  vermehrt  wurde  (Nr.  176);  vgl.  dazu  die  Eide  von  1493/1621  unter 
Nr.  42  und  die  Gerichtssatzung  von  1622  (Nr.  177).  Aus  dem  übrigen 
reichen  Inhalt  hebe  ich  nur  die  Freiheitsbriefe  der  Pfeifer-  oder  Spiel- 
leutebruderschaft von  1457  (Nr.  16)  und  1493  (Nr.  39)  hervor.  Die 
letzte  der  211  mitgetheilten  Rechtsquellen  stammt  aus  dem  Ende  des 
18.  Jahrhunderts.  Beiden  Abtheilungen  sind  sorgfältige  Register  bei- 
gegeben, welche  die  Sachen,  Orte  und  Personen  verzeichnen  und  zu- 
gleich das  Glossar  enthalten.  Die  Ausstattung  und  der  Druck  sind 
wiederum  so ,  wie  man  es  für  ein  so  monumentales  Unternehmen  nur 
wünschen  kann. 

Daneben  her  gehen  aber  noch  zahlreiche  andere  Quellenver- 
öffentlichungen. Andreas  Heusler  giebt  in  der  Zeitschrift  für 
schweizerisches  Recht  XL  1899  S.  131  ff.  und  XLI 1900  S.  166  ff.  die  Sta- 
tuten von  Bellinzona  von  1695/96  heraus  unter  Berücksichtigung  des 
in  einem  Einsiedler  Codex  enthaltenen  älteren  Bellenzer  Stadtrechts- 
buches, das  aus  der  Zeit  der  Mailänder  Herrschaft  stammt.  Es  ist 
sehr  erfreulich,  dass  auf  diese  Weise  auch  weiterhin  Rechtsdenkmäler, 
die  bisher  ungedruckt  sind,  dem  Interessenten  zugänglich  gemacht 
werden,  und  dass  die  Befürchtung  sich  nicht  bewahrheitet,  es  werde 
das  eben  erwähnte  grössere  Unternehmen,  das,  weil  es  auch  die 
Nebenquellen  umfasst  und  viel  gründlicher  zu  Werke  geht,  nur  in  ge- 
messenem Tempo  fortschreiten  kann,  der  altbewährten,  schlichten,  aber 
rascheren  Art  der  Mittheilung  in  der  Zeitschrift  ein  Ende  machen. 
Die  Quellenveröffentlichungen  der  Zeitschrift  sind  nicht  nur  eine  werth- 
voUe  Vorarbeit  für  die  neue  Sammlung,  sondern  man  wird  sie  vielleicht 
im  Laufe  des  Unternehmens  —  etwa  beim  Verzicht  auf  den  Neudruck 
jüngerer  Redactionen  —  geradezu  zur  Ergänzung  heranziehen  können. 

Anderes  für  die  Rechtsgeschichte  bedeutsames  Material  steuern 
die  Quellenpublicationen   der  Allgemeinen   geschichtsforschenden  Ge- 
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Seilschaft  der   Schweiz  bei.     Nur  im  Vorbeigehen  sei  verwiesen   auf 
die  Urkunden  zur  Schweizer  Geschichte  aus  österreichischen  Archiven, 
herausgegeben  von  Rudolf  Thommen  1  Basel,  Adolf  Geering  1899; 
zur  Geschichte  des  privaten  wie  des  öffentlichen,  weltlichen  und  kirch- 
lichen Rechtes  bringt  diese  Sammlung  eine  ganze  Anzahl  allgemein 
interessanter  Stücke  bei.     Ganz  besonders  wichtig  ist  aber  die  Fort- 
setzung  der    Herausgabe   der  Habsburgischen  Urbare  durch   Rudolf 
Maag.    Auf  den  ersten  Band,  der  das  grosse  Urbar  von  1303  ff.  in  ver- 
bessertem und  vervollständigtem  Abdruck  enthält  (diese  Zeitschr.  XVI 
1895  S.  227  f.),  ist  nunmehr  ein  viel  stärkerer ,  der  sich   aber  nur  als 
erster  Theil   des  zweiten  Bandes   bezeichnet,   erschienen,   enthaltend 
zahlreiche  kiburgische  und  habsburgische  Aufzeichnungen,  welche  ent- 
weder als  Vorläufer  oder,  wie  wohl  die  unter  Nr.  II 17  (S.  218  ff.)  ab- 
gedruckten schwäbischen  Rodel,  geradezu  als  Vorarbeiten  des  alber- 
tinischen  Urbars  anzusehen  sind,  oder  es  ergänzen  wie  die  Revocations- 
und   die  Pfandrödel,   oder   im  Gegensatz    zum   Haupturbar    mit  den 
Lehensverhältnissen  und  nur  mit  ihnen  sich  beschäftigen,  wie  das  Ver- 
zeichniss   der  von  Herzog  Rudolf  IV.  auf  den  Lehenshof  zu  Zofingen 
1361  verliehenen   Lehen  Nr.  IV 3  (S.  409  ff.)  oder  die  auf  die  jüngere 
habsburgische  Linie  zu  Laufenburg  sich  beziehenden  Lehensverzeichnisse 
von  ca.  1318  und  1408  (Nr.  V,  1,  2).    Ein  Theil  dieser  Aufzeichnungen 
war  schon  länger  bekannt  und  herausgegeben,  so  z.  B.  das  leider  sehr 
lakonische   Kiburger  Urbar   von  1264,  das   Georg  v.  Wyss  s.  Z.  im 
Archiv  für  Schweizer  Geschichte  XII  veröffentlichte;   ein  anderes  ist 
erst  bei  und  während  der  Vorbereitung  dieser  Ausgabe  zum  Vorschein 
gekommen,   wie   namentlich   die   durch  Rudolf  Thommen  in  den 
österreichischen  Archiven  aufgespürten  Stücke,  und  gelangt  nunmehr 
zur  erstmaligen  oder  doch  zur  ersten  vollständigen  Publication.   Dass 
diese  Urbare  und  Rodel  für  die  Geschichte  der  habsburgischen  Macht 
in  den  oberen  Landen  von  ganz  unschätzbarem  Werth  sind,  braucht 
nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden.   Aber  auch  die  allgemeine  Rechts- 
geschichte wird  durch  sie  um  wichtiges  Material  bereichert.    Die  Ge- 
schichte der  Landeshoheit,   der  Gerichtsverfassung,   des  Ständerechts 
(vgl.  z.  B.  die  sehr  interessanten  Aufzeichnungen  über  homines  revo- 
candi  III  2  S.  272  ff.  und   die  Grenzen  des   Revocationsrechtes  S.  312 
sowie  über  die  mancipia  libei-a  S.  323  oder  über  die  Rüge  durch  die 
seniores  in  villa  Bercheira,  nobiles  et  ignobiles  S.  270),  des  Steuerrechts 
(neben   den  vielen  Angaben  über  regelmälsige  Steuern  z.  B.  über  die 
Landgarbe  S.  49,  176;  siehe  namentlich  die  Verzeichnisse  über  ausser- 
ordentliche Steuererhebungen  in  den  Jahren  1388/89  und  1390  IV,  7,8 
S.  713  ff.),  des  Lehensrechtes  (S.  350),  aber  auch  des  Privatrechtes,  ins- 
besondere  des   Grundeigenthums ,    des    Pfandrechtes   (z.  B.    über   ab- 
messende Pfänder  S.  92,  391)  und  des  ehelichen  Güterrechts  (vgl.  z.  B. 
den  Widerstreit    zwischen   der   hergebrachten  deutschen  Bezeichnung 
des  vom  Mann  der  Ehefrau  verschriebenen  Leibgedings  als  dotalitium 
d.  h.  Widem   und   der  von   den    clericalen  Urkundenschreibern  lange 
vor  der  R^ceptionszeit   aufgebrachten,   von   mir  bereits  1889  in  den 
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Archives  heraldiques  Suisses  Nr.  26/27  S.  245  N.  2  und  seither  auch  von 
Eugen  Huber,  System  und  Geschichte  des  schweizerischen  Privat- 
rechts IV  Basel  1893  S.  115  f.  für  weitere  Gebiete  des  Privatrechts  be- 
obachteten römischen  Terminologie,  welche  daraus  eine  donatio  propter 
nuptias  machen  zu  müssen  glaubte;  Maag  II  S.  41  mit  N.  2  und  S.  175 
N.  1  und  dazu  Friedrich  v.  Wyss,  Die  ehelichen  GüteiTCchte  der 
Schweiz,  Zürich  1896  S.  50).  Dabei  ist  die  Ausgabe  mit  einem  reichen, 
von  erstaunlichem  Fleiss  und  seltener  Gelehrsamkeit  zeugenden  Com- 
mentar  versehen,  der  diese  Quellen,  die  der  Benutzung  ähnliche 
Schwierigkeiten  wie  die  Weisthümer  bereiten,  erst  fruchtbar  macht 
und  als  vorbildlich  für  derartige  Publicationen  bezeichnet  werden 
kann.  Leider  hat  sich  der  Herausgeber  mit  ihm  wie  mit  der  Ausgabe 
überhaupt  sein  letztes  Verdienst  um  die  schweizerische  und  oberdeutsche 
Geschichtsforschung  erworben,  da  ein  früher  Tod  ihn  inzwischen  der 
Wissenschaft  entrissen  hat.  Doch  wird  dadurch  die  ungestörte  Voll- 
endung des  Ganzen  nicht  gefährdet.  Denn  die  Register  hat  Maag 
zum  grössten  Theil  vollendet,  und  die  Karte  der  habsburgischen  Be- 
sitzungen sowie  die  Einleitung  hatte  von  vornherein  Paul  Schweizer 
übernommen,  der  sie  demnächst  als  zweiten  Theil  des  Bandes  ver- 
öffentlichen wird. 

Rechtsgeschichtlich  noch  bedeutsamer  ist  womöglich  die  Heraus- 
gabe der  Zürcher  Stadtbücher,  mit  der  auf  Veranlassung  der  Anti- 
quarischen Gesellschaft  in  Zürich  Dr.  Heinrich  Zell  er -Werdmüller 
begonnen  hat.  Bekanntlich  galt  in  Zürich  ein  Richtebrief  (ältere  Fas- 
sung des  ausgehenden  13.  Jahrhunderts,  neuere  systematische  von 
1309,  letztere  herausgegeben  von  Fr.  Ott,  Archiv  für  Schweizer  Ge- 
schichte V  S.  149  ff.),  der  auf  Konstanzer  Recht  zurückgeht  (Friedrich 
V.  Wyss,  Geschichte  der  Entstehung  und  Verfassung  der  Stadt  Zürich 
in  dessen  Abhandlungen  zur  Geschichte  des  schweizerischen  öffentlichen 
Rechtes,  Zürich  1892  S.  416  ff.).  Die  selbständige,  specifisch  zürcheri- 
sche Fortbildung  des  recipirten  Rechtes  geschah  durch  Satzungen 
und  Beschlüsse  «der  Räthe  und  Bürger",  oder,  seit  der  Verfassungs- 
änderung von  1336,  von  „Bürgermeister,  Räthen  und  Bürgern"  bezw. 
„Räthen  und  Zunftmeistern"  oder  , Räthen,  Zunftmeistern  und  Zwei- 
hunderten". Seit  1314  trug  man  diese  Satzungen  und  Beschlüsse  in 
ein  Stadtbuch  ein,  das  es,  bis  es  1484  endgültig  durch  die  Raths- 
manuale  des  Stadtschreibers  ersetzt  wurde ,  auf  6  Bände  brachte.  Es 
war  also  das  Stadtbuch  eine  amtliche  Sammlung,  wie  denn  auch  1412 
der  Rath  anlässlich  eines  Erkenntnisses  in  Allmendsachen  sich  aus- 
drücklich darauf  berief.  Und  sein  Inhalt  bildete  einen  integrirenden 
Bestandtheil  des  Stadtrechtes,  weshalb  die  Stadt  1433  von  Kaiser 
Sigismund  ausser  dem  Geschwomen  Brief  (der  Stadtverfassung)  und 
dem  Richtebrief  sowie  den  Richtbüchem  (seit  1375  erhalten  und  die 
gerichtlichen  Verhandlungen  und  Erkenntnisse  enthaltend)  sich  be- 
stätigen liess  die:  „Statbücher,  daran  sy  schribend  und  verzeichend 
eins  ratz  erkantnüsse  und  urteilin  ein  jeglich  sach".  Generelle  Er- 
lasse  und   Einzelerkenntnisse   gehen  in  der  That   darin  bunt  durch- 
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einander;  an  eine  Gerichtsordnung  für  das  Schultheissengericht  reiht 
sich  z.  B.  ein  Entscheid  in  einer  Baustreitigkeit  oder  eine  Urfehde. 
Der  Inhalt  ist,  wie  das  bei  der  Bedeutung,  welche  die  Stadt  damals 
u.  z.  schon  seit  Langem  hatte,  nicht  verwundem  kaim,  auch  von 
gfrösgter  sachlicher  Mannigfaltigkeit.  Der  erste  Theil  der  Ausgabe, 
die  im  Ganzen  auf  drei  Theile  berechnet  ist,  bringt  nur  Band  1  und  2 
der  Handschrift.  Aber  schon  er  birgt  eine  reiche  Fülle  des  inter- 
essantesten Materials  in  sich.  Neben  einigen  Stücken,  welche  die 
äussere  Politik  betreffen,  etwa  die  Stellungnahme  Zürichs  im  Kampfe 
zwischen  Ludwig  dem  Baiem  und  der  Curie,  stehen  zahllose  andere, 
die  sich  mit  der  Verfassung  und  Verwaltung  der  Stadt  und  der  ihr 
oder  ihren  Bürgern  gehörigen  ländlichen  Vogteien  beschäftigen,  also 
z.  B.  mit  dem  Bürgerrecht  und  Bürgereid,  dem  Judenrecht,  der  Bürger- 
meister- und  Zimftmeisterwahl,  dem  Schultheissen-  und  dem  Hof-  oder 
Landgericht,  der  Eeichsvogtei ,  den  Vogteien  Höngg,  Borgen,  Thal- 
weil. Dazu  kommen  Handwerksordnüngen ,  Bestimmungen  über  die 
Zünfte,  Markt-  und  Münzordnungen,  Steuererlasse,  Strassen-,  Sitten-, 
Lebensmittelpolizei,  Begräbnisswesen  u.  s.  w.  Auch  Straf-  und  Process- 
rechtliches  begegnet  nicht  selten,  so  lebenslängliche  Einschliessungen, 
Verbannungen,  Urfehden,  Concursbegehren,  Bestimmungen  über  Ding- 
flucht. Ebenso  wird  der  Allmenden  wiederholt  Erwähnung  gethan. 
Sehr  ertragreich  ist  die  Sammlung  für  das  Privatrecht.  Häufig  werden 
Mafsnahmen  getroffen,  um  Bürger  in  ihrem  Besitz  zu  schützen  und 
ihnen  ihr  Eigen thum,  ihre  Wald-,  Fischerei-  und  anderen  Gerechtig- 
keiten (Bestellung  einer  Servitut  gegen  Einrichtung  eines  Wirthshaus- 
betriebes  in  II  138)  zu  erhalten.  Als  im  Jahre  1396  die  Fertigung 
eines  Hauses,  das  Erbe  von  der  Abtei  Fraumünster  ist,  und  von 
Rudolf  Keller  an  Heintz  Schumacher  verkauft  wurde,  auf  Schwierig- 
keiten stösst,  weil  die  damalige  Aebtissin,  eine  alte  und  eigensinnig 
gewordene  Frau,  durch  deren  Hand  die  Fertigung  hätte  geschehen 
müssen,  trotz  einer  an  sie  eigens  zu  diesem  Zwecke  gesandten  Raths- 
botschaft  ihre  Mitwirkung  verweigert,  beschliessen  Bürgermeister  und 
Rath,  denen  es  dünkte:  dz  si  mutwillen  mit  dien  egenanten  knechten 
beiden  trib,  der  Kauf  solle  gültig  und  wirksam  sein  und  dem  Käufer 
kein  Schaden  daraus  erwachsen,  dass  ihm  nicht  gefertigt  worden,  viel- 
mehr woUe  ihn  der  Rath  bis  zur  Fertigimg  und  Leihe  schützen.  Ein 
ander  Mal  wird  gegen  einen  Ehemann,  der  sein  unschuldiges  Weib 
mit  Tritten  und  Schlägen  ungewöhnlich  übel  behandelte ,  auf  eine 
Busse  erkannt,  in  die  er  fortan  bei  jedem  Wiederholungsfall  verfällt 
werden  soll.  Aber  auch  über  die  Pflicht  zur  Alimentation  eines  un- 
ehelichen Kindes,  über  eheliches  Güterrecht  imd  über  Vormundschafts- 
recht giebt  das  Stadtbuch  Aufschluss,  Wenn  einer,  der  dem  Zinsverbot 
zuwider  Zinsen  genommen  hat,  vor  den  Rath  kommt  und  ihm  als  Sühn- 
geld die  bezogenen  Zinsen  abliefert,  soU  ihm  der  Rath  die  Hälfte  des 
Geldes  zurückgeben;  m.  a.  W.  das  Zinsennehmen  wird  auch  bei  Christen 
geduldet  und  gilt  als  unanstössig,  wenn  der  Verleiher  seinen  Gewiim 
mit  der  Stadt  theilt.    Interessant  sind  die  Vorschriften  für  und  gegen 
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die  Giselschaft  (Einlager)  sowie  die  Anzeigen  und  Kraftloserklärungen 
verlorener  oder  gestohlener  Siegelstempel.  Endlich  seien  neben  II  50, 
wo  es  sich  um  Erb-  und  Eheverträge  zu  handeln  scheint,  noch  hervor- 
gehoben die  Beschlüsse  über  das  „Pfaffenrecht"  und  die  geistliche 
Gerichtsbarkeit  sowie  ein  Erlass  (I  221)  über  das  Eigenthumsrecht  an 
Kirchenstühlen.  Auch  diese  Ausgabe  ist  mit  einem  reichlichen  Com- 
mentar  versehen,  der  überhaupt  die  zürcherischen  Quelleneditionen 
vortheühaft  auszeichnet,  und  in  dem  sich  der  auf  das  Practische  ge- 
richtete Sinn  der  Zürcher  Historiker  glänzend  bewährt.  Es  mag 
Manchen  wissenschaftlicher  erscheinen,  in  ein  Register,  das  übrigens 
viel,  was  der  Commentar  giebt,  gar  nicht  bringen  kann,  unter  einer 
Unzahl  von  fein  ausgedachten,  aber  oft  schwer  aufßndbaren  Rubriken 
das  Material  zu  vergraben.  Dem  Leser  und  Benutzer  aber  ist  un- 
zweifelhaft weit  mehr  gedient  durch  die  Vereinigung  eines  Registers 
(ein  solches  wird  dem  3.  Bande  der  Stadtbücher  beigegeben  werden), 
das  ihm  einen  raschen  Ueberblick  über  die  Personen  und  Sachen  er- 
möglicht, und  eines  Commentars,  der  ihm  die  nöthigen  historischen, 
topographischen,  rechtlichen  und  anderen  Aufschlüsse  und  Verweise 
giebt.  Dass  ein  solcher  Commentar,  der  natürlich,  wie  das  bei  dem 
vorliegenden  der  Fall  ist,  mit  vollster  Sachkunde  gemacht  und  nicht 
auf  die  Ausbeutung  sondern  auf  die  Erläuterung  der  Quelle  angelegt 
sein  muss,  in  diesem  oder  jenem  Punkte  im  Laufe  der  Zeit  überholt 
werden  wird,  ist  gleichgültig.  Ein  absoluter  Mafsstab  kann  und  darf 
nur  an  den  Text  gelegt  werden ;  dieser  muss  so  wiedergegeben  sein,  dass 
es  weiter  nichts  mehr  zu  thun  giebt.  In  allem  Uebrigen  dagegen 
erfüllt  die  Ausgabe  ihren  Zweck  und  erfüllt  sie  ihn  allein  ganz, 
wenn  sie  dem  Benutzer  das  beibringt,  was  nach  dem  Stande,  den  die 
Wissenschaft  zur  Zeit  des  Erscheinens  einnimmt,  beigebracht  werden 
konnte.  Denn  das  Verständniss  der  Quellen  ist  zeitlich  bedingt,  und 
darum  commentiren  wir  für  die  Zeit;  nur  die  Quelle  selbst  bleibt  die- 
selbe, und  nur  sie  ediren  wir  in  gewissem  Sinne  fOi*  die  Ewigkeit. 

Den  Schluss  dieser  Anzeige  mag  ein  kurzer  Hinweis  auf  die  in 
der  Ueberschriffc  genannte  Untersuchung  von  Arnold  E  seh  er  bilden, 
die  ja  auch  ungedrucktes  Material  benutzt  und  mittheilt  (z.  B.  S.  24 
N.  2,  S.  28  N.  3,  wozu  man  Wilhelm  Brückner,  Die  Sprache  der 
Langobarden,  Strassburg  1895  S.  63,  64  vergleiche,  S.  46  f.,  51  ff.,  S.  65 
N.  2,  S.  76.  101),  weshalb  ihre  Anreihung  an  die  Ausgaben  nicht  ganz 
unbegi-ündet  ist.  Gründliche  Kenntnisse,  sorgsames  Quellenstudium 
und  ein  gesunder,  kritischer  Sinn  zeichnen  diese  Erstlingsarbeit  aus. 
Was  der  Verfasser  einleitend  zu  den  einschlägigen  Bestimmungen  der 
Volksrechte,  insbesondere  gegen  Opets  Lehre  eines  ausschliesslichen 
Erbrechts  der  Tochter  in  die  hereditas  materna,  ausführt,  ist  recht  ver- 
ständig. Uebersichtlich  und  klar  wird  aber  auch  das  spätere,  äusserst 
mannigfaltige  Recht  dargestellt.  Die  verschiedenen  Arten  der  erb- 
rechtlichen Behandlung  der  Geschlechter  (Beschränkung  des  weiblichen 
auf  eine  Aussteuer,  die  wie  in  den  Volksrechtender  Alamannen,  Burgunder 
und  Langobarden  als  Erbabfindung  gilt,  facultativer  Sohnesvortheil,  ge- 
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setzliche  Vorzugsrechte  der  Söhne  auf  die  Liegenschaften  und  die 
grössere  Erbquote,  Minorat,  Gleichstellung  der  Geschlechter,  Sonder- 
nachfolge in  Heergewäte  und  Gerade)  sind  sorgfältig  auseinander- 
gehalten und  anschaulich  dargestellt,  wobei  hie  und  da  neue,  die  bis- 
herigen Untersuchungen  ergänzende  Ergebnisse  erzielt  werden  (vgl. 
z.  B.  S.  51  über  die  Möglichkeit  der  Bevorzugung  einzelner  Söhne  schon 
unter  der  Herrschaft  des  Zürcher  Erbrechtsstatuts  von  1419).  Auch  über 
die  schwierige  Frage,  ob  und  in  wie  fem  ein  Eintrittsrecht  der  weiteren 
Nachkommenschaft  in  die  Vorzugsrechte  statt  hatte  und  haben  konnte, 
verbreitet  sich  Escher  des  Näheren.  Er  findet  die  theoretische  Lösung 
treffend  darin,  ob  der  Vortheil  als  Theil  des  Intestaterbrechts  gedacht 
sei  oder  nicht,  und  entscheidet  darnach  im  Einzelnen.  Mit  diesen  An- 
deutungen muss  ich  mich  begnügen.  Es  steht  zu  hoffen,  dass  die 
neuen  Quellenveröffentlichungen  auch  weiterhin  zu  derartigen  Unter- 
suchungen anregen  werden,  die,  auch  wenn  sie  unsere  Kenntniss  nur 
ergänzen  und  vertiefen,  darum  doch  recht  verdienstlich  sind. 

Ulrich  Stutz. 


Dr.  jur.  et  phil.  Wilhelm  Gundlach,  Die  Entstehung  des 
Kirchenstaates  und  der  curiale  Begriff  der  Res  publica 
Romanorum.  Ein  Beitrag  zum  fränkischen  Kirchen-  und 
Staatsrecht.  Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  herausgegeben  von  Otto  Gierke. 
59.  Heft.  Breslau,  M.  und  H.  Marcus.  1899.  VII.  u. 
121  S.    8». 

Während  bisher  Historiker  und  Juristen  in  dem  Rechtsverhält- 
niss  der  Päpste  zu  den  ersten  karolingischen  Königen  etwas  durch- 
aus Eigenartiges,  nicht  in  bekannte,  allgemein  gültige  Formen  zu 
Bringendes  sehen  zu  müssen  glaubten,  erklärt  es  Gundlach  ein- 
fach als  einen  Anwendungsfall  zweier  fränkischer  Einrichtungen,  der 
Immunität  einerseits  und  des  Eönigsschutzes  andererseits.  Gerade 
deshalb,  weil  dieser  neue  Beitrag  zu  der  so  oft  erörterten  Frage  nach 
der  Entstehung  des  Kirchenstaates  sich  als  ein  Versuch  herausstellt, 
die  rechtlichen  Beziehungen  der  Päpste  und  ihres  Herrschaftsgebietes 
zu  den  karolingischen  Hausmeiern  und  Königen  unter  Sätze  des  welt- 
lichen fränkischen  Rechtes  zu  subsumiren,  haben  wir  das  Recht  und 
die  Pflicht,  uns  an  dieser  Stelle  mit  Gundlachs  interessanter  Unter- 
suchung etwas  eingehender  zu  beschäftigen.   Sie  zerfällt  in  drei  Theile. 

Ein  erster,  einleitender  stellt  die  schon  oft  beobachtete  Ent- 
wickelung  dar,  in  der  das  Papstthum,  während  es  sich  noch  ganz  in 
Unterordnung  und  Zugehörigkeit  zum  byzantinischen  Reiche  hielt, 
doch  ein  weltliches  Machtmittel  über  die  unter  seinem  Einfluss  stehenden 
italienischen  Gebiete  nach  dem  andern  an  sich  zog.  Das  Wichtigste 
dabei  war  nach  Gundlach,   dass  sich  Rom  für  den  römischen  Dukat 
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ertrotzte,  was  ihm  zum  Aergervon  Constantinua  Pogonatus  an  Barenna 
ausnahmsweise  und  ausdrücklich  verliehen  worden  war,  nämlich  eine 
die  Freiheit  von  Bodenzins  und  Kopfsteuer  bedeutende  Immunität,  die 
bald  auch  über  die  Pentapolis  und  den  Exarchat  ausgedehnt  wurde. 
Kein  Wunder,  dass  nunmehr  dem  Papste  der  Gedanke  eines  dem 
h.  Petrus  und  damit  ihm  unterstellten  selbständigen  Staates  kam. 
Stephan  IL  fing  an,  von  einer  Res  publica  Eomanorum  zu  reden,  was 
in  der  That  mit  Gundlach  (vgl.  jetzt  auch  Wilhelm  Sickel  in  den 
Gott.  Gel.  Anz.  1900  S.  108  f.)  nur  als  „Kirchenstaat"  verstanden  werden 
kann.  Doch  sind  Stephans  IL  Nachfolger  nicht  mit  derselben  Energie 
bei  diesem  Sprachgebrauch  verharrt.  Nur  Stephan  III.  bediente  sich 
seiner  noch  mehrmals,  wenn  auch  in  etwas  veränderter  Gestalt  (sancta 
Romana  rei  publicae  ecclesia).  Sonst  gerieth  er  ins  Wanken,  und  unter 
Hadrian  I.  verlor  er  sich  (S.  27  —  32).  Das  hatte  seinen  Grund  in  den 
Beziehungen,  in  die  das  Papstthum  zum  Frankenreich  und  dessen 
Herrschern  getreten  war. 

Den  Gang  der  Begebenheiten,  durch  den  diese  Beziehungen  sich 
knüpften,  stellt  in  historisch -kritischer  Untersuchung  fest  der  erste 
Abschnitt  des  dritten  Theils  (S.  35—71).  Auf  seiner  Grundlage  baut 
sich  dann  die  juristische  Analyse  auf  (S.  71—80).  Den  Ausgangs- 
punkt bildet  nach  Gundlach  ein  Einverständniss  (pactum)  zwischen 
Zacharias  und  dem  Hausmeier  Pippin  über  das  Verhältniss  der  welt- 
lichen Gewalt  mit  ihrer  Schutzpflicht  und  der  kirchlichen  mit  ihrer 
geistlichen  Aufgabe.  Dieses  Einverständniss  —  das  natürlich  geheim 
gehalten  wurde  —  war  der  Grund,  weshalb  Pippin  nachmals  auf  das 
Ansuchen  Stephans  IL  trotz  der  sich  entgegenthürmenden  Schwierig- 
keiten bereitwillig  einging.  Im  Jahre  754  wurde  dies  Vertragsverhält- 
niss  genauer  ausgestaltet.  Stephan  IL  commendirte  sich  und  die 
römische  Kirche  dem  karolingischen  König  sowie  dem  fränkischen 
Staat  aber  ohne  Huldigung,  und  Pippin  sicherte  ihnen  dafür  seinen 
königlichen  Schutz  zu.  Dabei  blieb  es,  bis  Pippin  756  nach  Aner- 
kennung seiner  Souveränität  über  die  Pentapolis  und  den  Exarchat 
durch  den  zweiten  Paveser  Frieden  für  diese,  781  Karl  der  Grosse, 
nachdem  er  durch  Verzicht  des  byzantinischen  Hofs  die  Souveränit&t 
über  den  römischen  Dukat  erworben  hatte,  für  den  letzteren  der  römi- 
schen Kirche  die  fränkische  Immunität  verlieh.  Fränkischer  Königsschutz 
und  fränkische  Immunität  wirkten  also  zusammen.  Und  auf  sie  lassen 
sich  alle  einzelnen  Rechtsbeziehungen  zurückführen,  die  zwischen  den 
Päpsten  und  Pippin  sowie  Karl  bestanden,  die  dauernde  Dienstbarkeit 
der  Päpste,  die  verbindliche  Kraft,  welche  fränkische  Rechtsgnindsätze 
für  den  Schützling  hatten,  selbst  ehe  sie  für  Italien  besonders  ver- 
kündet waren,  das  öffentliche  Kirchengebet,  das  man  fränkischerseits 
auch  vom  Papst  beanspruchte,  die  Benutzung  des  Papstes  als  Unter- 
suchungsrichter und  für  Polizeizwecke,  die  Gerichtsgewalt  des  Franken- 
königs über  den  Papst  in  Straf-  und  Civilsachen,  der  fi-änkische  Ober- 
befehl auch  über  die  Truppen  des  römischen  Dukats  u.  a.  m.  (S.  81 — 98). 
Dabei  bedeutete  der  dem  Frankenherrscher  zugeschriebene  Patriciat, 
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dem  ein  Patriciat  des  h.  Petrus  im  Sinne  von  Immunitätsherrlich- 
keit gegenübersteht,  die  in  ihrem  Inhalt  wechselnde  Oberherrlichkeit, 
zunächst  also  die  mit  der  Gewährung  des  Königsschutzes,  dann  die' 
durch  die  Souveränität  gegebene  (S.  98  ff.)- 

Nach  alledem  hat  die  Zeit  Pippins  und  Karls  noch 
keinen  Kirchenstaat  gekannt.  Lediglich  die  Grrundlagen  fär 
die  spätere  Entwickelung  eines  solchen  wurden  damals  gelegt. 

Dem  gegenüber  hat  ungefUhr  zu  derselben  Zeit  Wilhelm 
Sickel  in  seiner  schönen  Abhandlung  über  den  Kirchenstaat  und  die 
Karolinger  (Historische  Zeitschrift  LXXXIV  1899  S.  385  ff.,  vergl. 
auch  desselben  schon  oben  angeführte  Besprechung  des  Buchs  von 
Ketterer  über  Karl  den  Grossen  und  die  Kirche  in  den  Gott.  Gel.  Anz. 
1900  S.  106 ff.)  die  Ansicht  vertreten,  ?54  sei  das  Geburtsjahr 
des  Kirchenstaates.  Nachdem  Stephan  IL,  jedoch  ohne  ein  eigenes 
Becht  für  sich  und  seine  Kirche  gegenüber  dem  byzantinischen  Kaiser 
in  Anspruch  zu  nehmen,  753  den  römischen.  Dukat  an  sich  gezogen 
hatte  und  so  Alleinherrscher  geworden  war,  habe  er  im  Schutz- 
vertrag von  754,  der  sich  von  allen  früheren  Verträgen  eines  Papstes 
mit  fremden  Fürsten  durchaus  unterscheide,  vor  Pippin  den  Entschluss 
bekundet,  einen  Staat  zu  haben  und  eben  dadurch  das  Gebiet  seiner 
Herrschaft  in  einen  solchen  umgewandelt.  Die  Verleihung  des  Patri- 
ciats  an  den  Frankenkönig  habe  die  Verdrängung  der  kaiserlichen  Re- 
gierung vollständig  und  endgültig  machen  sollen  und  so  die  Gründung 
des  neuen  Staates  ergänzt,  keineswegs  aber  bewirkt,  wie  andrerseits 
Pippins  Handlungen  die  Gründung  nur  ermöglichten,  nicht  vollzogen. 
Darum  hätten  auch  in  der  Folgezeit,  in  steigendem  Mafse  seit  der 
Errichtung  des  Imperiums  die  Karolinger  die  päpstlichen  Regenten 
dieses  Staates  beschränkt,  aber  nicht  beherrscht. 

Eine  Auseinandersetzung  mit  Sickels  auf  eine  wahrhaft  profunde 
Gelehrsamkeit  gestützter  Ansicht  ist  natürlich  an  dieser  Stelle  nicht 
möglich  und  nicht  angängig.  Nur  einige  allgemeinere  Bemerkungen, 
die  sich  mir  beim  Studium  der  beiden  Untersuchungen  aufgedrängt 
haben,  sei  zu  äussern  mir  gestattet.  Man  wird  sich  davor  hüten 
müssen,  die  besonders  anfänglich  sehr  flüssigen  und  überwiegend 
politischen  Beziehungen  der  Päpste  zu  dqp  Frankenherrschern  in  starre 
Rechtsformen  zu  pressen.  In  dieser  Hinsicht  scheint  Sickel  zunächst 
eher  Zustimmung  zu  verdienen,  denn  er  macht  rechtliche  Gesichts- 
punkte mehr  nur  nach  der  negativen  Seite  hin  geltend,  und  erkennt, 
indem  er  ohne  Unterordnung  unter  gegebene  Formen  ein  neues  Staats- 
wesen entstehen  lässt,  das  freie  Walten  der  Politik  durchaus  an.  Aber 
seine  Auffassung  wird  m.  E's.  den  Thatsachen  nicht  g^nz  gerecht. 
Stephan  IL  befand  sich  754  in  Ponthion  und  Quierzy  durchaas  nicht 
in  der  Lage,  durch  seinen  Willen  sich  einen  Staat  zu  schaffen,  und 
die  Beziehungen  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreich  waren  nach- 
mals denen  eines  souveränen  Staates  zu  einem  selbst  sehr  mächtigen 
Beschützer  wenig  ähnlich.  Da  kommt  Gundlach  der  Wahrheit  näher, 
wenn  er'von  einem  Spielen  mit  dem  Souveränitätsgedanken  redet,  aber 
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findet,  der  Schritt  vom  Wort  zur  That  sei  aus  guten  Gründen  damals  noch 
unterblieben,  vielmehr  habe  man  päpstlicherseits  unter  Karl  sogar  auf 
das  Spielen  mit  dem  Worte  verzichten  müssen.  Allerdings  interpre- 
tirt  Gundlach  die  historischen  Quellen  scharf  juristisch.  Ich  möchte 
auch  nicht  Alles  unterschreiben,  was  er  vorbringt,  z.  B.  nicht  seine 
Ausführungen  über  den  angeblichen  Grundvertrag  zwischen  Zacharias 
und  Pippin  und  das  S.  41  mit  N.  133  aus  dem  zweiten  Paveser  Frieden 
gegen  die  Souveränität  des  Papstes  Gefolgerte.  Aber  einen  Grund, 
der  seine  Auffassung  zwingend  ausschlösse,  kann  ich  nicht  finden, 
und  ich  meine,  wenn  man  berücksichtigt,  dass  der  fränkische  Theil  des 
Briefwechsels,  der  ganz  unzweifelhaft  die  Dinge  viel  bestimmter  bei 
ihrem  fränkischen  Namen  nannte,  nicht  mehr  existirt,  so  müsse  man 
geradezu  in  den  S.  75  aus  den  Papstbriefen  herausgehobenen  Stellen, 
die  ohne  diesen  Umstand  nicht  so  viel  zu  sagen  brauchten,  den  Wieder- 
schein technisch -fränkischer  Redeweise  sehen.  Es  wäre  ja  auch  im 
höchsten  Grade  verwunderlich,  wenn  man  sich  am  fränkischen  Hofe 
über  das  Verhältniss  des  Papstes  nicht  bestimmte  rechtliche  Vor- 
stellungen natürlich  fränkischer  Art  gemacht  hätte;  dass  dem  Papst 
diese  Vorstellungen  zu  klarem  Bewusstsein  kamen,  und  dass  er  sie  sich 
völlig  aneignete,  soll  damit  nicht  gesagt  sein.  Gerade  der  Codex 
Carolinus  liefert  auch  sonst  Beispiele  dafüi*,  wie  schwer  man  sich  in 
dem  noch  ganz  in  römischen  Vorstellungen  lebenden  Kom  in  fränkisches 
Recht  hineinzudenken  vermochte.  Ich  denke,  die  Verleihung  des 
Patriciustitels,  die  bei  Gundlachs  Annahme  einer  streng  einheitlichen 
Auffassung  und  einer  befriedigenden  Erklärung  entbehrt,  gebe  einen 
Anhalt  dafür,  dass  und  wie  man  sich  das  Verhältniss  in  Rom  römisch 
zurechtlegte,  üeber  die  politischen  Ziele  und  den  Inhalt  des  Verhält- 
nisses stimmte  man  beiderseits  vollkommen  überein,  die  rechtliche 
Natur  aber  legte  sich  jeder  Theil  mehr  oder  weniger  nach  seiner 
Weise  zurecht.  Dabei  war  freilich  die  fränkische  Auffassung  die  that- 
sächlich  und  rechtlich  mafsgebende.  Sie  klargelegt  zu  haben,  ist  das 
Verdienst  von  Gundlachs  scharfsinniger  Untersuchung.  Diese  liefert 
zugleich  einen  neuen  Beitrag  zur  Geschichte  der  Verwendung  von  Ein- 
richtungen des  germanischen,  überhaupt  des  mittelalterlich- weltlichen 
Rechtes  auf  dem  kirchlichen  Gebiet  und  zu  meiner  These  von  der  grund- 
legenden Bedeutung  des  germanischen  Rechtes  für  das  kirchliche.  Je 
weniger  ich  gerade  diesen  Punkt  bisher  im  Auge  gehabt  habe,  um  so 
freudiger  begrüsse  ich  die  unverhoffte  Bereicherung,  die  das  germanische 
Kirchenrecht  durch  Gundlach  erfahren  hat. 

Ulrich  Stutz. 
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Philippe  de  Beaumanoir,  Coutumes  de  Beauvaisis. 
Texte  critique  publie  avec  une  introduction,  un  glos- 
saire  et  une  table  analytique  par  A  m.  Salmon,  ancien 
616ve  de  riÖcole  des  H^autes-J^tudes.  Paris,  Alphonse 
Picard  et  fils  1899,  1900.  Tome  premier  XLVm  et 
512  p.,  tome  second  551  p.     8°. 

Als  im  Jahre  1842  Graf  Beugnot  in  der  Sammlung  der  Soci^tä 
de  l'Histoire  de  France  den  vorher  von  La  Thaumassifere  nur  sehr 
mangelhaft  edirten  Beaumanoir  in  zwei  stattlichen  Bänden  zum 
zweiten  Male  herausgab  und  damit  die  Prophezeiung  Dupuis :  C'est 
encore  un  livre  qui  probäblement  ne  sera  Jamals  rei'mprime  glück- 
lich zu  Schanden  machte,  erwarb  er  sich  dadurch  zweifellos  ein 
gn^osses  und  bleibendes  Yerdienst  um  die  französische  Rechtsgeschichte 
und  ihre  hervorragendste  mittelalterliche  Quelle.  Zwei  Generationen 
haben  seither  mit  Eifer  und  Erfolg  seine  Ausgabe  benutzt;  für  den 
Aufschwung,  den  die  rechtsgeschichtliche  Forschung  in  der  zweiten 
Hälfte  unseres  zur  Rüste  gehenden  Jahrhunderts  in  Frankreich  wie 
bei  uns  erlebt  hat,  war  die  Beugnotsche  Beaumanoir-Edition  ein 
wichtiges  Hülfsmittel.  Doch  seit  Langem  konnte  sie  nur  mit  Mühe 
und  um  einen  den  ursprünglichen  weit  übersteigenden  Preis  im  Anti- 
quariatsbuchhandel aufgetrieben  werden,  was  namentlich  ihre  Ver- 
wendung für  Unterrichtszwecke  so  gut  wie  ausschloss.  Dazu  kamen 
innere  Mängel.  Die  Ausgabe  war  keine  kritische.  Sie  benutzte  nur 
die  der  damaligen  Bibliothfeque  Royale  gehörigen  Handschriften,  von 
denen  sie  noch  dazu  eine  der  schlechteren  zu  Grunde  legte,  nämlich 
Saint-Germain,  Harlay  425  (jetzt  Bibl.  Nat.  18761,  von  Salmon  mit  H 
bezeichnet),  während  sie  aus  der  einst  in  Colbeii»  Besitz  gewesenen 
Nr.  9440  (jetzt  Bibl.  Nat.  4516,  von  Salmon  als  C  aufgeführt)  einige 
mitunter  wenig  glückliche  Varianten  übernahm.  Schon  längst  bestand 
also  ein  dringendes  Bedürfniss  nach  einer  neuen,  kritischen  Ausgabe. 
Es  wird  erfüllt  durch  die  Edition  von  Salmon,  die  zugleich  in  der 
unter  der  Leitung  der  Soci^t^  historique  veröffentlichten  CoUection  de 
textes  pour  servir  k  l'^tude  et  k  l'enseignement  de  l'histoire  er- 
schienen ist. 

Sie  stützt  sich  auf  alle  zur  Zeit  bekannten  Handschriften,  11  (13) 
an  Zahl;  sie  sind  sämmtlich  Copien  und  vertheilen  sich  nach  Salmons 
sorgfältiger  Untersuchung  auf  zwei  von  einander  ganz  unabhängige 
Familien,  deren  Urformen  direct  aus  dem  verlorenen  Original  abge- 
schrieben sein  dürften.  Unter  Berücksichtigung  dieser  zum  Theil 
ziemlich  complicirten  Filiationen  hat  Salmon  seinen  Text  hergestellt, 
für  den  er  aber  auch  die  Spuren  verlorner  Abschriften  in  Betracht  zog, 
die  in  Citaten  älterer  Schriftsteller  zu  Tage  treten.  Damit  ist  nun 
allerdings  ein  genauer,  aber  durchaus  nicht  immer  ein  klarer  und 
glatter  Text  gewonnen.  Denn  die  Coutumes  du  comtä  de  Clermont  en 
Beauvaisis  —  das  ist  der  ursprüngliche  Titel  —  sind  ein  von  ihrem  Ur- 
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heber  seinem  Secretär  rasch  dictirter  Entwurf,  der  mehrmals  ver- 
bessert wurde,  aber,  weil  der  Verfasser  darüber  starb,  es  nie  zu  einer 
zweiten  Lesung  und  endgültigen  Fassung  brachte. 

Salmon  setzt  dies  in  einer  interessanten  Einleitung  auseinander. 
Im  Gegensatz  zu  derjenigen  von  Beugnot  enthält  sie  sich  einer  juri- 
stischen Würdigung  des  Werkes.^)  Dafür  erfüllt  sie  ihre  historisch- 
philologischen Aufgaben  um  so  vollkommener.  Der  erste  Paragraph 
über  Beaumanoirs  Herkunft  und  Leben  giebt  nicht  nur  die  neusten 
Resultate  fremder  Forschung  wieder,  sondern  bringt  auch  Früchte 
eigenen  Studiums,  so  ein  bisher  unbekanntes  Document  aus  der  Zeit, 
da  unser  Philippus  de  Bello  Manerio  senescallus  Pictaviensis  war. 
Bezüglich  Beaumanoirs  Aufenthalt  in  Rom  zu  Ende  1288  oder  zu  An- 
fang 1289  vermuthet  Salmon  nicht  ohne  Wahrscheinlichkeit,  es  habe 
sich  dabei  um  die  Verlängerung  des  einst  von  Martin  IV.  Philipp  III. 
im  Jahre  1285  bewilligten  Zehntens  von  den  kirchlichen  Einkünften  in 
Frankreich  gehandelt,  aus  dem  die  Kosten  des  Aragonesischen  Zuges 
bestritten  werden  sollten.  Jedenfalls  war  ßeaumanoir,  der  in  seiner 
Jugend  auch  Schottland  bereist  hatte  und  neben  seinem  juristischen 
Hauptwerk  eine  Anzahl  Dichtungen  hinterliess,  ein  praktisch  ausser- 
gewöhnlich  erfahrener  Mann  und  ein  heller,  von  vielen  Vorurtheilen 
seiner  Zeit  freier  Kopf.  Die  neue  Ausgabe,  die  einen  wesentlichen 
Fortschritt  bedeutet,  wird  ihm  hoffentlich  manchen  Leser  zuführen. 

Ulrich  Stutz. 


Alfred  v.  Wretschko,  Professor  der  Rechte  an  der  Uni- 
versität Innsbruck:  Heinrich  Siegel.  Ein  Bild  seines 
Lebens  und  Wirkens  (1830—1899).  Berlin  1900.  Franz 
Vahlen.    48  8.    8o. 

Zuerst  in  der  Beilage  zur  Allgemeinen  Zeitung  erschienen,  giebt 
diese  biographische  Skizze  nicht  nur  ein  liebevoll  gezeichnetes  Bild 
der  Persönlichkeit  des  verstorbenen  Wiener  Germanisten,  sondern 
zieht  auch  mit  Sachkunde  die  Summe  aus  dessen  Lebensarbeit.  Sie 
ist  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft  in 
Oesterreich,  dem  bleibender  Werth  zukommt.  Ein  schönes  Bildniss 
in  Lichtdruck  ziert  das  würdige  Denkmal,  das  mit  dem  Lehrer  zu- 
gleich den  Schüler  ehrt,  der  es  errichtet  hat. 

Ulrich  Stutz. 


*)  Nach  Salmon,  der  darüber  eine  eigene  Arbeit  in  Aussicht  stellt ,  ist 
die  Prosa  Beaumanoirs  ein  Gemisch  der  Sprache  der  Picardie  und  der  Ue 
de  France,  in  dem  die  letztere  überwiegt. 
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Concilium  Basiliense.  Studien  und  Quellen  zur  Ge- 
schichte des  Concils  von  Basel,  herausgegeben  mit 
Unterstützung  der  historischen  und  antiquarischen  Gesell- 
schaft von  Basel  von  Johannes  Haller.  Bd.  11,  Proto- 
kolle des  Concils  1431—1433.  Bd.  m,  Protokolle 
des  Concils  von  1434  und  1435,  Basel,  R.  Reich.  1897 
und  1900.  XXI  u.  647  S.  nebst  einem  Facsimile,  IX  u. 
703  S.  in  4». 

Ein  früher  (diese  Zeitschrift  XVII,  1896,  S.  159  f.)  gegebenes  Ver- 
sprechen einlösend,  kommen  wir  auf  die  seither  erschienenen  Bände 
dieses  monumentalen  Werkes  zurück,  müssen  uns  aber  dem  ganz  über- 
wiegend kirchenrechtsgeschichtlichen  Charakter  der  Veröffentlichung 
entsprechend  mit  einigen  auf  die  Bedeutung  des  Unternehmens  hin- 
weisenden Worten  begnügen.  Wir  erinnern  uns,  dass  der  Ausgabe  zu 
Grunde  liegen  Aufzeichnungen  eines  Domherrn  von  Arras,  Petrus 
Bruneti,  die  sich  Haller  als  das  sorgfältig  geführte  Manuale  dieses 
vornehmsten  Concilsnotars  ergeben  haben.  Sie  setzen  allerdings  erst 
am  8.  Februar  1432  ein  und  das  Ende,  das  bis  Anfang  1438  gereicht  haben 
dürfte,  ist  verloren.  Aber  sie  werden  zum  Theil  ergänzt  und  zum  Theil 
in  erwünschter  Weise  als  vollkommen  zuverlässig  bestätigt  durch  eine 
Handschrift  der  vaticanischen  Bibliothek,  die  durch  ein  unbekanntes 
Zwischenglied  auf  das  Manuale  eines  andern  Concilsnotars,  wahr- 
scheinlich des  Kadulphus  Sapientis,  zurückgeht.  Damit  ist  für  die 
betreffenden  Theile  des  Concils  eine  Ueberlieferung  ermittelt,  die  an 
Authenticität  den  officiellen  ConcilsprotokoUen ,  wenn  solche  in  Basel 
überhaupt  geführt  wurden,  so  g^t  wie  gleichkommt.  Haller,  der  dies 
in  den  Vorreden  zu  den  beiden  Bänden  des  Näheren  darthut,  beruft 
sich  zum  Beweis  für  den  amtlichen  Charakter  der  Aufzeichnung,  wie 
mir  scheint,  mit  Recht  auch  darauf,  dass  Bruneti  eine  Lücke,  die 
während  einer  durch  das  Manuale  selbst  verzeichneten  Abwesenheit 
vom  Concil  entstanden  war,  aus  dem  von  einem  Andern  geführtem 
Protokoll  ergänzte.  Dies  über  den  Inhalt  der  beiden  wiederum  vor- 
trefflich ausgestatteten  Bände.  Sachliche  Erläuterungen  wurden 
grundsätzlich  ausgeschlossen.  Die  bei  sohjhen  Veröffentlichungen  be- 
sonders schwierigen  und  wichtigen  Orts-  und  Namenregister  im 
Einzelnen  nachzuprüfen,  hatte  ich  keine  Gelegenheit. 

Ulrich  Stutz. 


Elard  Hugo  Meyer,  Badisches  Volksleben  im  neunzehnten 
Jahrhundert.     Strassburg,  K.  J.  Trübner  1900.    XTT  und 

628  S.    8°. 

Ueberraschend   schnell  ist  auf  die   im  letztjährigen  Heft  dieser 
Zeitschrift  S.  324  ff.  besprochene  Deutsche  Volkskunde  dasjenige  Werk 
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gefolgt,  zu  dem  jenes  gewissermafsen  die  gemeindeutsche  Einleitung 
bildet,  ich  meine  das  vorliegende  Badische  Volksleben.  Auf  Grund 
langjähriger,  von  zahlreichen  Mitarbeitern  hülfreich  unterstützter 
Forschung  stellt  Meyer  in  ihm  das  gesammte  Leben  des  badischen 
Landvolkes  dar.  Diesmal  hatte  der  Verfasser  es  also  mit  einem  be- 
stimmt abgegrenzten  Gebiet  zu  thun,  innerhalb  dessen  in  gewissem 
Sinne  Vollständigkeit  angestrebt  und  erreicht  werden  konnte.  Der 
Verfasser  liebt  es  freilich,  hie  und  da  abzuschweifen  und  Seitenblicke 
auf  andere  Stämme,  ja  auch  andere  Völker  alter  und  neuer  Zeit  zu 
werfen.  Warum  auch  nicht?  Vielleicht  noch  grösser  als  der  Schatz 
von  Stammeseigenthümliclikeiten  ist  auf  diesem  Gebiet  das  nationale 
Gemeingut,  und  allgemein  menschliche  Züge  lassen  auch  in  unserem 
Volksleben  genug  sich  hervorheben.  Mir  scheint  Meyer  gerade  in 
der  Abgrenzung  von  Stammesgut  und  nationalem  oder  menschlichem 
Gemeingut  sehr  glücklich  die  richtige  Mitte  ixme  gehalten  zu  haben. 
Das  erst  seit  einem  Jahrhundert  zu  einer  politischen  Einheit  zusammen- 
geschweisste  Badener  Land,  das  uralte  Stammesverschiedenheiten  mit 
unüberbrückbaren  Gegensätzen  in  der  Bodenbeschaffenheit  in  sich 
schliesst,  gab  allerdings  wie  wenig  andere  Gebiete  von  gleichem  Um- 
fang Gelegenheit,  das  Eigenthümliche  wie  das  allen  äussern  Hinder- 
nissen zum  Trotz  üebereinstimmende  erkennen  zu  lernen. 

Ist  es  nöthig,  die  grundlegende  Bedeutung  dieser  wie  anderer 
derartiger  volkskundlicher  Arbeiten  für  die  Rechtsgeschichte  nochmals 
hervorzuheben?  Ich  kann  mir  eine  wahrhaft  fruchtbare  und  lebendige 
Bearbeitung  unseres  alten  Rechtes  ohne  eine  Anschauung  dessen,  was 
heutzutage  das  Landvolk  z.  Th.  wenigstens  noch  ganz  wie  damals  denkt, 
spricht  und  übt,  gar  nicht  vorstellen.  Durch  Beobachtung  am  Volks- 
leben seiner  Zeit  gewinnt  der  Rechtshistoriker  ein  viel  lebendigeres 
Verständniss  für  die  Triebkräfte,  die  in  der  Vergangenheit  bei  der 
Rechtsbildung  mitwirkten.  Aber  das  Mafs  mehr  oder  weniger  zu- 
falliger Beobachtung  des  Einzelnen  ist  gering.  Erst  die  systematische 
wissenschaftliche  Beobachtung  durch  den  geschulten  Blick  des  Special- 
forschers ermöglicht  die  Uebersicht.  Man  lese  doch  einmal,  was 
Meyer  hier  wieder  über  Liebe  und  Hochzeit,  über  die  ländlichen 
Dienstverhältnisse,  das  Hirtenleben  und  vieles  Andere  mittheilt,  und 
frage  sich  dann,  ob  nicht  manche  Nachricht  unserer  Quellen  erst  da- 
durch Farbe  erhält.  Oder  um  ein  mir  besonders  naheliegendes  Bei- 
spiel zu  erwähnen:  Als  ich  in  meiner  „Geschichte  des  kirchlichen 
Benefizialwesens"  und  in  meiner  „Eigenkirche"  den  Gang  darstellte,  den 
die  Entwickelung  vom  germanischen  Hauspriesterthum  zum  Eigen- 
tempel- und  später  Eigenkirchenwesen  wohl  genommen  haben  dürfte, 
standen  mir  einige  Bauernhäuser  meiner  Heimath  vor  Augen  mit 
ihren  mehr  oder  weniger  dürftigen  Kapellen  neben  sich.  Aber  erst 
was  Meyer  S.  348  ff.  über  das  alemannische  und  das  fränkische  Haus, 
ihren  Herrgottswinkel  und  ihre  Kapellchen,  ohne  auf  meine  Aus- 
führungen Bezug  zu  nehmen,  beibringt,  erst  das  verschafft  mir  die  Ge- 
wissheit, dass  meine  Hypothese  an  den  Ergebnissen  der  Volks-,  speciell 
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der  Hauskunde  die  beste  Stütze  hat.  Man  vergleiche  femer  die 
Schlüsse,  die  Meyer  aus  der  Pathenschaft  auf  die  vielbesprochene 
Avunculatsfrage  ziehen  zu  dürfen  geglaubt  hat.  Kurz  das  Buch  ent- 
hält für  den  Rechtshistoriker  eine  Fülle  von  Anregungen,  und  da  es 
wiederum  mit  der  schon  an  dem  früheren  Werk  gerühmten  Kunst 
componirt  und  geschrieben  ist,  haben  wir  von  neuem  Grund,  dem 
Altmeister  deutscher  Volkskunde  für  die  unserer  Nachbardiscipliu 
durch  ihn  gewordene  Förderung  unseren  aufrichtigen,  freudigen  Dank 
zu  sagen.  Ulrich  Stutz. 


KonradBeyerle,  Grundeigenthumsverhältnisse  und  Bürger- 
recht im  mittelalterlichen  Konstanz.  I.  Band,  1.  Theil. 
Das  Sabnannenrecht.  Heidelberg  1900,  Carl  Winter. 
169  S.  8«. 

Der  Verfasser,  der  sich  bereits  durch  seine  Konstanzer  Rathslisten 
(1898)  und  schon  als  Primaner  durch  die  Auffindung  des  Radolfzeller 
Marktrechts  von  1100  um  die  deutsche  Stadtrechtsgeschichte  verdient 
gemacht  hat,  liefert  zu  derselben  in  der  vorliegenden  Arbeit  einen 
weiteren  Beitrag  von  so  hervorragendem  Interesse ,  dass  es  geboten 
erscheint,  die  Vollendung  des  Werkes  nicht  erst  abzuwarten,  um  die 
Wissenschaft  auf  die  Hauptergebnisse  aufmerksam  zu  machen. 

Das  Radolfzeller  Marktrecht  von  1100  übertrug  Konstanzer  Ein- 
richtungen auf  den  neubegründeten  Marktort  des  Abtes  von  Reichenau 
('ut  idem  forum  —  —  iusticiam  et  libertatem  Constantiensem,  quae 
ins  fori  est,  semper  obtineret*).  Die  Ueberweisung  der  einzelnen  Hof- 
stätten des  Marktgebietes  an  die  zuziehenden  Kauf  leute  zu  freiem 
Eigenthum  war  nicht  eine  neue  Einrichtung,  sondern  auch  sie  folgte 
dem  Vorbilde  von  Konstanz.  Die  bisherige  gegentheilige  Auffassung 
ergab  sich  aus  der  Beschränkung  aller  bisherigen  Untersuchungen  auf 
die  den  Stiftern  und  Klöstern  entstammenden  Urkunden,  während  die 
der  alten  Marktstadt  ein  ganz  anderes  Bild  ergeben.  In  der  Altstadt, 
d.  h.  der  alten  Bischofsburg  mit  dem  suburbium  Niederburg,  findet 
sich  Anfangs  fast  ausschliesslich  geistlicher  Grundbesitz  in  Eigenwirth- 
schaft,  daneben  nur  wenig  Zinseigen  und  Zinslehen,  ganz  vereinzelt 
auch  freies  Bürgereigen  von  Angehörigen  der  Geschlechter.  Dem 
gegenüber  war  die  heutige  Kreuzlinger  Vorstadt,  wo  ehedem  der 
bischöfliche  Kelnhof  und  der  Forsthof  Stadelhofen  stand,  von  Alters 
her  der  eigentliche  Sitz  der  Zinsleihe;  hier  gehörte  der  Grund  und 
Boden  theils  dem  Bischof,  theils  dem  Kloster  BIreuzlingen ,  aber  der 
Betrieb  erfolgte  nicht  in  Eigenwirthschaft,  sondern  alles  war  in  Erb- 
leihe ausgethan.  Zwischen  dieser  erst  im  14.  Jahrhundert  in  die 
bürgerliche  Niederlassung  aufgenommenen  Fronhofvorstadt  und  der 
alten,  zur  Bischofsburg  gewordenen  Römerstadt  lag  nun  die  alte 
BOrgemiederlassung,  von  der  die  mittelalterliche  Stadt  Konstanz  aus- 
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gegangen  ist,  und  in  dieser  findet  sich  ausschliesslich  freies  Eigen  der 
Geschlechter,  nur  vereinzelt  parzellirt  und  von  dem  Eigenthümer  in 
Zinsleihe  gegeben.  Geistliches  Grundeigenthum  gab  es  hier  nicht, 
nur  Mitglieder  der  Geschlechter  erscheinen  als  Zinsherren.  Die  zuerst 
von  Arnold  begründete,  bis  jetzt  allgemein  angenommene  Ansicht,  dass  in 
den  deutscheu  Bischofsstädten  ursprünglich  die  geistlichen  Herren  die 
Grundherren  gewesen  seien,  von  denen  die  Bürger  zu  Hausleiherecht 
beliehen  waren,  und  dass  sich  erst  aus  der  Hausleihe  allmählich  zins- 
belastetes Eigen  entwickelt  habe,  erweist  sich  hiernach  für  Konstanz 
als  trügerisch.  Eine  wesentliche  Voraussetzung  des  Altbürgerthums 
war  hier  das  freie  Eigen;  das  zinsbelastete  Eigen  war  nur  in  be- 
schränktem Mafse  eingedrungen  und  ist  wahrscheinlich  erst  durch 
Auftragung  von  freiem  Eigen  zu  Zinsrecht  entstanden,  die  Zinsleihe 
aber  kam  erst  durch  die  Einverleibung  der  Fronhofvorstadt  zur  An- 
erkennung. Die  von  Gothein  angenommene  personale  Verfassungs- 
gemeinde, bei  der  die  Kaufmannseigenschaft  auch  ohne  städtischen 
Grundbesitz  für  das  Konstanzer  Bürgerrecht  genügt  habe,  erweist  sich 
ebenfalls  als  trügerisch;  nur  freies  städtisches  Eigen  oder  mit  weit- 
gehender Veräusserungsbefugniss  ausgestattetes  Zinseigen  vermochte, 
wie  schon  von  Keutgen  bemerkt  ist,  als  Grundlage  des  Bürgerrechts 
zu  dienen;    erst  das  14.  Jahrhundert  hat  hier  Wandel  geschaffen. 

Hier  setzt  nun  das  Salmannenrecht  ein,  das,  als  erstes  Erzeug- 
niss  städtischer  Autonomie,  zum  Zwecke  der  Erhaltung  des  städtischen 
Grundbesitzes  bei  den  Bürgern  alle  Nichtbürger  von  dem  Erwerbe 
ausschliesst,  indem  sie  stets  einen  Bürger  als  Salmann  haben  müssen. 
Ursprünglich  ist  nur  freies  Bürgereigen,  als  unerlässliche  Vorbedingung 
des  Bürgerrechts,  dem  Salmannenrecht  unterworfen;  allmählich  gelangt 
das  Zinseigen,  weil  es  eine  dem  Eigen thum  fast  gleichkommende  Ver- 
fügungsfreiheit gewährt,  z»  gleicher  Anerkennung.  Als  aber  nach  dem 
zweiten  Zunftaufstand  (1370)  auch  der  Zinsleihebesitz  der  Handwerker 
das  Bürgerrecht  gewinnt,  verschwindet  mit  dem  Zusammenbruch  der 
Geschlechterherrschaft  auch  das  Salmannenrecht. 

Nur  das  letztere  gelangt  in  dem  jetzt  allein  vorliegenden  ersten 
Abschnitt  des  ersten  Buches  zur  Darstellung.  Der  zweite  Abschnitt 
soll  die  Leiheverhältnisse  mit  Einschluss  des  Rentenkaufes  behandeln. 
Das  zweite  Buch  wird  an  der  Hand  einer  Karte  die  concreto,  nament- 
lich topographische  Untersuchung  der  Grundeigenthumsverhältnisse  in 
Konstanz  bringen,  das  dritte  die  verfassungsgeschichtlichen  Ergebnisse 
zusammenstellen.  Da  die  ganze  Untersuchung  fast  ausschliesslich  auf 
ungedrucktem  Material  beruht,  so  wird  dem  die  Darstellung  enthal- 
tenden ersten  Bande  ein  besonderer  ürkundenband  folgen. 

Die  beiden  einleitenden  Paragraphen  des  Abschnittes  „Salmannen- 
recht"  behandeln  die  ältere  Treuhand  (S.  11—22)  und  das  neuere  Sal- 
mannenrecht (S.  22  —  35).  Die  der  ersteren  angehörenden  Konstanzer 
Fälle  bilden  den  Gegenstand  des  §  3  (S.  35—49),  während  die  §§  4—7 
der  besonderen  Ausgestaltung  des  neueren  Salmannenrechts  in  Konstanz 
gewidmet  sind.    In  den  §  6  (Rechtsmacht  und  Pflichten  des  Salmanns) 
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ist  eine  werthvolle,  den  dinglichen  Uebertragungsact  bei  Grundstücken 
behandelnde  Untersuchung  an  der  Hand  der  Konstanzer  Urkunden 
(S.  119  — 141)  eingeflochten.  Entgegen  der  bisher  auch  von  dem 
Referenten  getheilten  Ansicht,  dass  im  Mittelalter  die  blosse  Auf- 
lassung, d.  h.  der  rechtsförmliche  Verzicht  des  Veräusserers,  genügt 
habe,  und  in  Bestätigung  der  Auffassung  Heuslers  ergibt  sich  die 
Fortdauer  der  alten  sala  (traditio)  in  dem  „Aufgeben"  (tradere,  con- 
tradere,  transferre,  conferre),  an  das  sich  die  allerdings  erst  seit  dem 
14.  Jahrhundert  regelmäisig  erwähnte  , Fertigung*  anschliesst.  Wäh- 
rend die  Aufgabe,  die  man  bisher  mehrfach  für  gleichbedeutend  mit 
der  Auflassung  gehalten  hat,  im  Wesentlichen  der  „Einigung"  des 
BGB.  entspricht,  scheint  die  Fertigung  an  die  Stelle  der  symbolischen 
Investitur  getreten  zu  «ein;  die  Ueberreichung  bestimmter  Wahrzeichen 
war  in  Eonstanz  abgekommen,  dafür  aber  die  Handreichung  (hant- 
getät)  üblich  geworden.  An  Aufgabe  und  Fertigung  schloss  sich  der 
mit  der  sächsischen  Auflassung  zusammenfallende  Verzicht  des  Ver- 
äusserers, sodann  gerichtliches  Aufgebot  und  Friedebann.  Für  den 
Verzicht  gebrauchen  die  Konstanzer  Quellen  „sich  verzihen",  „sich 
entzihen",  was  neuhochdeutsch  mit  „verzeihen"  und  „entzeihen ',  aber 
nicht,  wie  von  dem  Verfasser,  mit  „verziehen"  und  „entziehen"  wieder- 
zugeben wäre.  Durch  Aufgabe,  Fertigung  und  Verzicht  (das  alte  'se 
exitum  dicere*)  erlangte  der  Erwerber  in  Konstanz  die  Gewere  nur 
gegenüber  dem  Veräusserer;  um  sie  auch  gegenüber  Dritten  zu  er- 
langen, bedurfte  es  der  Besitzräumung  an  Ort  und  Stelle,  die  sich  bei 
den  engbegrenzten  Baumverhältnissen  in  Konstanz  erhalten  hatte. 
Anfangs  begab  sich  auch  das  Gericht  selbst  auf  das  Grundstück,  um 
dessen  Uebertragung  es  sich  handelte ;  später  wurde  dies  den  Parteien 
allein  überlassen,  wobei  aber  die  vorher  vor  Gericht  vollzogenen  Acte 
der  Aufgabe,  Fertigung  und  Verzichterklärung  noch  einmal  wiederholt 
werden  mussten. 

Der  Salmann  des  älteren  Rechts  empfing  das  Eigenthum  vom 
Veräusserer,  indem  er  sich  ihm  gleichzeitig  durch  Handtreue  zur 
Weiterübertragung  an  den  Erwerber  verpflichtete.  In  Konstanzer  Ur- 
kunden begegnet  er  in  alter  Weise  namentlich  bei  Vergabungen  von 
Todes  wegen  (von  Interesse  besonders  S.  42  die  Uebergabe  von  Inhaber- 
papieren zu  treuer  Hand  in  einer  Urkunde  von  1383),  sowie  zur  Ver- 
tretung Abwesender,  indem  dem  Treuhänder  das  Eigenthum  entweder 
übertragen  wurde,  um  es  bei  Abwesenheit  des  Veräusserers  weiter  zu 
übertragen,  oder  um  später  die  Weiterübertragung  an  den  zur  Zeit 
abwesenden  Erwerber  vorzunehmen. 

Das  jüngere  Salmannenrecht  kennt  den  Salmann  nicht  als  Beauf- 
tragten des  Veräusserers,  sondern  als  den  des  Erwerbers.  Der  Verf. 
bezeichnet  den  Letzteren  daher  als  „Treugeber",  was  aber  nicht  zu 
billigen  ist,  da  „Treue*  nicht  den  Auftrag,  der  gegeben  wird,  sondern 
das  von  dem  Beauftragten  abgelegte  Gelübde  bedeutet.  „Treugeber* 
ist  der  Salniann,  der  die  Handtreue  gibt,  während  man  den  Auftrag- 
geber nur  als  „Treunehmer"  bezeichnen  kann.  Die  baierischen  Quellen 
Zeitschrift  für  Eechtsgeschichte.    XXI.   Germ.  Abth.  23 
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sahen  die  Aufgabe  unseres  Salmannes  ausschliesslich  in  der  gericht- 
lichen Vertretung  des  Gutes ,  indem  alle  dasselbe  betreffenden  ding- 
lichen Bechtsacte  durch  seine  Hand  gingen;  er  war  sozusagen  das 
„lebendige  G-rundbuch".  Dagegen  handelte  es  sich  bei  dem  Eonstanzer 
Salmann  ebenso  wie  in  dem  Freiburger  und  anderen  allemannischen 
Rechten  in  erster  Reihe  um  ein  Schutzverhältniss  zur  Beseitigung 
eines  dem  Eigenthumserwerb  entgegenstehenden  Hindernisses,  indem 
man  sich  in  den  Städten  wie  in  den  Hofgenossenschaften,  um  die  dem 
Grundbesitz  auferlegten  Lasten  von  dem  Wechsel  in  der  Person  des 
Eigenthümers  unabhängig  zu  machen,  mehr  und  mehr  dahin  neigte, 
dem  Fremden  den  Grunderwerb  nur  unter  Bestellung  eines  Tragers, 
der  für  ihn  die  Lasten  übernahm,  zu  gestatten.  In  Eonstanz  tritt 
diese  Tendenz  seit  dem  13.  Jahrhundert  hervor,  und  zwar  mit  Be- 
schränkung auf  den  Grundbesitz  innerhalb  des  Manerringes,  mit  dessen 
allmählicher  Erweiterung  auch  der  Grundsatz,  dass  städtisches  Grund- 
eigenthum  sich  nur  in  der  Hand  von  Bürgern  befinden,  ein  Nicht- 
bürger  solches  also  nur  durch  die  Hand  eines  aus  der  Bürgerschaft 
genommenen  Salmannes  besitzen  könne,  an  Ausdehnung  gewann.  Der 
Grundsatz  fand  im  Allgemeinen  nur  Anwendung  auf  freies  Eigen;  bei 
Zinseigen  und  Zinsleihe  wurde  die  Bürgereigenschaft  nicht  vom  Be- 
sitzer, sondern  vom  Obereigenthümer  verlangt.  Gegenüber  der  Dom- 
kirche und  dem  Chorstift  St.  Stephan  vermochte  die  Stadt  mit  dem 
neuen  Grundsatz,  in  dem  Beyerle  die  erste  Regung  städtischer  Auto- 
nomie erblickt,  nicht  durchzudringen ;  diese  bedurften,  obwohl  sie  das 
Bürgerrecht  nicht  besassen,  keiner  Salmänner  für  ihren  Grundbesitz, 
ebensowenig  diejenigen,  die  Zinseigen  oder  Zinsleihe  von  ihnen 
empfingen.  Eben  darin  lag  für  Fremde  eine  in  späterer  Zeit  viel- 
benutzte Gelegenheit,  ihre  Salmannsgüter  innerhalb  der  Stadt  durch 
Auftrag  zu  Zinsrecht  an  eine  der  genannten  Eirchen  in  salmannfreies 
Zinseigen  zu  verwandeln,  das  zum  Erwerbe  des  Bürgerrechts  ausreichte 
und  dem  nunmehrigen  Bürger  Gelegenheit  gab,  auch  freies  Eigen 
innerhalb  des  Stadtringes  zu  erwerben. 

Salmann  konnte  nur  ein  Eonstanzer  Bürger  sein.  Im  13.  Jahr- 
hundert wurden  gewöhnlich  zwei,  von  geistlichen  Herren  noch  mehr 
Salmänner  (bis  zu  sechs)  bestellt;  im  14.  Jahrhundert  begnügte  man 
sich  in  der  Regel  mit  einem.  Die  Bestellung  erfolgte  vor  dem  Ammann- 
gericht, und  zwar  durch  freie  Wahl  des  Grunderwerbers,  in  dessen 
Hand  der  Salmann  ein  eidliches  Treugelübde  abzulegen  hatte.  Die 
Uebertragung  des  Eigenthums  vollzog  sich  ausschliesslich  zwischen  dem 
Veräusserer  und  dem  Salraann,  der  also  das  volle  Eigenthum  erwarb 
und  hierauf,  nach  dem  Vorbilde  des  Auftrages  zu  Lehn-,  Zins-  oder 
Leiherecht,  bis  zum  Ablaufe  der  gesetzlichen  Einspruchsfrist  (in  Eon- 
stanz wie  überhaupt  in  Süddeutschland  nur  sechs  Wochen  und  drei 
Tage)  den  unmittelbaren  Besitz  ausüben  musste.  Erst  dann  hatte  er 
den  Treunehmer  feierlich  in  den  Besitz  einzuweisen,  ihm  verblieb  aber 
das  gewerelose  Eigenthum  und  die  alleinige  gerichtliche  Vertretung 
des  Grundstücks  Dritten  gegenüber.    Der  Treunehmer  hatte  ein  eigen- 
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thümliches  dingliches  Recht  am  Gute,  etwa  dem  des  Lehenbesitzers 
vergleichbar,  ausserdem  aber  auf  Grund  des  Treugelübdes  den  persön- 
lichen Anspruch  auf  Vollziehung  aller  von  ihm  verlangten  dinglichen 
Bechtsacte  hinsichtlich  des  Grundstücks  durch  den  Salmann,  da  nur 
dieser  die  Befähigung  zu  solchen  besass. 

Die  ei-ste  Abschwächung  des  Salmannenrechts  erfolgte  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  durch  den  Wegfall  des  salmänni- 
schen  Interimsbesitzes.  Der  Treunehmer  trat  nunmehr  sofort  in  Nutz 
und  Gewere  und  die  weitere  Entwickelung  führte  dann  dahin,  dass 
der  Treunehmer  überhaupt  nicht  mehr  durch  die  Hand  des  Salmannes, 
sondern  gemeinsam  mit  diesem  das  Grundeigenthum  erwarb  und  ebenso 
gemeinsam  mit  ihm  alle  dinglichen  üebertragungsacte  vollzog.  An 
die  Stelle  des  einseitigen,  nur  auf  Grund  der  Handtreue  durch  per- 
sönliche Verpflichtungen  beschränkten  Eigenthums  des  Salmannes  war 
ein  Eigenthum  zur  gesammten  Hand  getreten,  bei  dem  aber  die  Ge- 
were und  das  Recht,  dingliche  Verfügungen  anzuordnen  und  obligato- 
rische Verträge  hinsichtlich  des  Grundstücks  zu  schliessen ,  dem  Treu- 
nehmer vorbehalten  blieb.  Die  Vererblichkeit  des  salmännischen  Eigens 
sowohl  auf  Seiten  des  Treunehmers  wie  des  Treuhänders  blieb  unver- 
ändert (S.  162). 

Dies  die  Hauptergebnisse  der  ebenso  gründlichen  wie  besonnenen 
und  scharfsinnigen  Untersuchungen  des  Verfassers.  Ihre  Bedeutung 
für  die  deutsche  Stadtrechtsgeschichte  liegt  auf  der  Hand.  Sie  zeigen, 
wie  sehr  die  Arbeiten  von  Rietschel,  Fritz  und  anderen  die  wissen- 
schaftliche Methode  gefördert  haben,  indem  sie  darauf  hinweisen,  dass 
Untersuchungen  wie  die  vorliegende  nur  von  Ortskundigen  mit  dem 
Stadtplan  in  der  Hand  vorgenommen  werden  dürfen.  Sehr  verdienst- 
voll in  dieser  Richtung  ist  auch  die  „fitude  sur  la  propriete  foncifere 
dans  les  villes  du  moyen-age  et  specialement  en  Flandre"  von 
Guillaume  des  Marez  (1898),  über  die  Referent  nach  Vollendung  des 
Beyerle'schen  Werkes  im  Zusammenhang  mit  dem  letzteren  ausführlich 
2U  berichten  gedenkt.  R.  Schröder. 
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Am  13.  November  1899  starb  za  Paris  der  Diplomatiker  und  Stadt- 
verfassungshistoriker Arthur  Giry. 

Zu  München  starb  am  12.  December  1899  der  Staatsrath  Dr.  Otto 
Freiherr  von  Völderndorff-Waradein,  der  Verfasser  der  bekannten 
Commentare  zum  Handelsgesetzbuch  und  zur  Concursordnung. 

Der  am  28.  Februar  1900  zu  Heidelberg  allzu  früh  verstorbene  Ge- 
heime Rath  Professor  Dr.  Georg  Meyer  verdient  nicht  nur  als  Verfasser 
eines  sehr  verbreiteten  und  fünfmal  aufgelegten  Lehrbuchs  des  deutschen 
Staatsrechts  und  eines  Lehrbuchs  des  deutschen  Verwaltungsrechtes,  das 
zwei  Auflagen  erlebte,  hier  genannt  zu  werden.  Vielmehr  war  er  auch  ein 
beliebter  Lehrer  des  deutschen  Rechts,  der  in  seiner  Schrift  über  „die 
Verleihung  des  Königsbanns  und  das  Dingen  bei  markgräflicher  Huld" 
1881  zu  der  vielumstrittenen  Frage  der  Bannleihe  mit  einem  selbständigen 
und  interessanten  Lösungsversuch  hervorgetreten  ist. 

Professor  Dr.  Albert  Zeerleder,  der  am  2.  März  1900  zu  Bern 
verstarb,  ist  lange  Jahre  als  Professor  des  deutschen  Rechtes  und  Kirchen- 
rechts an  der  Bemer  Universität  thätig  gewesen.  Seine  Veröffentlichungen 
betrafen  namentlich  die  Geschichte  des  weltlichen  und  kirchlichen  Rechtes 
seines  Bernerischen  Heimatlandes.  Auch  als  langjähriger  Redactor  der 
Zeitschrift  des  Bemer  Juristenvereins  machte  er  sich  verdient. 

Am  6.  April  1900  starb  zu  Innsbruck  der  Nationalökonom  Vincenz 
John. 

Am  10.  April  1900  wurde  zu  Innsbruck  der  bekannte  frühere  Kirchen- 
rechtslehrer an  der  Universität  Wien  Dr.  Friedrich  Maas  sen  der  Wissen- 
schaft durch  den  Tod  entrissen.  Seine  meisterhafte  Geschichte  der  Quellen 
und  Litteratur  des  canonischen  Rechts  im  Abendlande  bis  zum  Ausgang 
des  Mittelalters  ist  leider  nicht  über  den  ersten  Band  hinaus  gediehen. 
Nur  wenige  vereinzelte  Beiträge  zur  Geschichte  der  Kirchenrechtsquellen 
im  9.  Jahrhundert  hat  er  später  noch  veröffentlicht  und  ausserdem  unter 
thatkräftiger  Mithilfe  von  Bretholz  im  Jahre  1893  für  die  Monumenta 
Germaniae  die  Merovingischen  Concilien  edirt. 

Der  Strasaburger  Universitätsbibliothekar  Qeh.  Regiemngsrath  Pro- 
fessor Dr.  Karl  August  Barack,  der  am  13.  Juli  dieses  Jahres  verstarb, 
hat  namentlich  durch  seine  Ausgabe  der  Zimmerschen  Chronik  auch  zur 
Förderung  der  mittelalterlichen  Recbtsgeschichte  beigetragen. 

Am  17.  Juli  1900  starb  nach  langem  Leiden  zu  Erfurt  der  Archiv- 
director  Professor  Dr.  Karl  Beyer.  Studien  zur  Geschichte  der  Bischofs- 
wahlen und  zur  Erfurter  Verfassungsgeschichte  geben  uns  Anlass  auch  an 
dieser  Stelle  seiner  zu  gedenken. 

Für  den  am  1.  August  1900  zu  Karlsfeld  verstorbenen  Professor 
Dr.  Alfred  Boretius  verweisen  wir  auf  Heinrich  BrunneVs  Nachruf  an 
der  Spitze  unseres  Bandes. 


358  Germanistische  Chronik. 

Dem  am  16.  September  1900  zu  München  dahingeschiedenen  Meister 
der  Geschichte  des  deutschen  Processrechts  Wilhelm  v.  Planck,  dem 
Verfasser  des  „deutschen  Gerichtsverfahrens  im  Mittelalter",  hoffen  wir  im 
nächsten  Heft  einen  Nekrolog  aus  berufener  Feder  widmen  zu  können. 

Auch  der  am  6.  October  1900  zu  Zeitz  erfolgte  Hinschied  des  Ger- 
manisten Professor  Dr.  Fedor  Bech  sei  an  dieser  Stelle  erwähnt. 


In  den  Ruhestand  traten  der  o.  Professor  der  Staatswissenschaften  an 
der  Universität  Giesseu  Hofrath  Etienne  Lasp^yres  und  der  o.  Pro- 
fessor der  österreichischen  Geschichte  an  der  Universität  Czernowitz 
Ferdinand  Zieglauer  v.  Blumenthal. 

Der  um  die  Quellen  des  älteren  Würtembergischen  Rechtes  hoch- 
verdiente Director  des  Geh.  Haus-  und  Staatsarchivs  in  Stuttgart  Dr.  von 
Schlossberger  feierte  sein  50 jähriges  Doctorjubiläum. 

Änlässlich  der  Feier  des  zweihundertjährigen  Bestehens  der  Akademie 
der  Wissenschaften  zu  Berlin  wurde  zum  auswärtigen  Mitglied  derselben 
u.  A.  ernannt  Th.  v.  Sickel;  correspondirende  Mitglieder  wurden  u.  A. 
A.  Hauck,  £.  Sievers  und  für  Staats-  und  Rechtswissenschaft  K.  von 
Amira,  K.  Th.  v.  Inama-Sternegg,  E.  Levasseur,  Fr.  W.  Mait- 
land,  R.  Schröder.  Die  K.  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Wien  er- 
nannte O.  v.  Zallinger  zum  wirklicheu  Mitglied  ihrer  philosophisch- 
historischen Klasse,  und  von  der  Gesellschaft  der  Wissenschaften  in  Christi- 
ania  wurde  K.  Lehmann  zum  auswärtigen  correspondirenden  Mitglied  er- 
wählt. 

Berufen  wurden:  der  a.  o.  Professor  der  deutsehen  Philologie  an  der 
Universität  Strassburg  E.  Joseph  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Marburg, 
der  o.  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Universität  Greifswald 
M.  Biermer  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Giessen,  der  Privatdozent  an 
der  Universität  Wien  H.  v.  Voitelini  als  a.  o.  Professor  der  österreichischen 
Geschichte  an  die  Universität  Innsbruck,  der  o.  Professor  der  germanischen 
Sprachen  zu  Gothenburg  F.  Holt  hausen  zum  a.  o.  Professor  an  der  Uni- 
versität Kiel,  der  o.  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Universität 
Marburg  K.  Rathgen  in  gleicher  Eigenschaft  nach  Heidelberg,  der  o.  Pro- 
fessor des  Staatsrechts  an  der  Universität  Tübingen  G.  Anschütz  in 
gleicher  Eigenschaft  nach  Heidelberg,  der  zum  o.  Professor  in  Jena  er- 
nannte P.  Schoen  als  o.  Professor  des  Staatsrechts  nach  Göttingen,  der 
Privatdozent  der  Germanistik  an  der  Universität  Zürich  E.  Hof f man n- 
Krayer  zum  a.  o.  Professor  der  Volkskunde  und  der  schweizerischen 
Mundarten  nach  Basel,  der  Privatdozent  an  der  Universität  Göttingen 
W.  Schücking  als  a.  o.  Professor  des  öffentlichen  Rechts  nach  Breslau, 
der  a.  o.  Professor  der  Nationalökonomie  an  der  Universität  Kiel  K.  Schu- 
macher als  a.  0.  Professor  nach  Bonn  und  Studiendirector  der  Handels- 
hochschule in  Köln  im  Nebenamt,  der  a.  o.  Professor  an  der  Universität 
Leipzig  H.  Triepel  als  o.  Professor  des  öffentlichen  Rechts  an  die  Uni- 
versität Tübingen,  der  Lehrer  der  Nationalökonomie  am  orientalischen 
Seminar  zu  Berlin  G.  Adler  als  a.  o.  Professor  an  die  Universität  Kiel, 
der  a.  o.  Professor  an  der  Universität  Halle  Geh.  Bergrath  A.  Arndt  als 
o.  Professor  des  Staatsrechts  nach  Königsberg. 

Ernannt  wurden:  der  titulirte  Privatdozent  Fr.  Jostes  zum  a.  o.  Pro- 
fessor der  germanischen  Philologie  an  der  Akademie  zu  Münster,  F.  Detter 
zum  o.  Professor  desselben  Fachs  an  der  deutschen  Universität  zu  Prag, 
der  Privatdozent  an  der  Wiener  Universität  M.  H.  Jellinek  zum  a.  o. 
Professor  für  deutsche  Sprache  und  Litteratur  daselbst,  die  Privatdozenten 
der  deutschen  Philologie  O.  Bremer  zu  Halle  und  F.  Wrede  zu  Marburg 
zu  a.  o.  Professoren,  der  a.  o.  Professor  der  germanischen  Philologie  an  der 
Universität  Zürich  A.  Bachmaun  zum  o.  Professor,  der  a.  o.  Professor 
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an  der  Universität  Wien  A.  Dopsch  zum  o.  Professor  der  allgemeinen  und 
österreichischen  (beschichte  daselbst,  der  Privatdozent  der  deutschen  Philolo- 
gie zu  Strassburg  E.  Joseph  zum  a.  o.  Professor  daselbst,  der  Privat- 
dozent der  Geschichte  ebenda  E.  Sackur  zum  a.  o.  Professor,  der  a.  o. 
Professor  W.  v.  Hörmann  zu  Hörbach  zum  o.  Professor  des  Kirchen- 
rechts zu  Czemowitz,  der  Privatdozent  an  der  Universität  Bern  M.  Gmür 
zum  a.  o.  Professor  der  deutschen  Kechtsgeschichte  daselbst,  der  Archiv- 
director  M.  Mayr  in  Innsbruck  zum  a.  o.  Professor  für  neuere  Geschichte 
daselbst,  der  a.  o.  Professor  des  deutschen  Rechts  und  Staatsrechts  an  der 
Universität  Rostock  H.  Geffcken  zum  o.  Professor  daselbst,  der  a.  o. 
Professor  zu  Giessen  L.  Günther  zum  o.  Honorarprofessor  daselbst,  der 
Archivrath  F.  Philippi  zum  o.  Honorarprofessor  an  der  Akademie  in 
Münster,  der  Privatdozent  in  Giessen  J.  Dietrich  zum  Staatsarchivar  in 
Darmstadt,  der  a.  o.  Professor  der  neuem  Geschichte  an  der  deutschen 
Universität  zu  Prag  O.  Weber  zum  o.  Professor  daselbst,  der  a.  o.  Pro- 
fessor der  historischen  Hülfswissenschaften  an  der  Universität  Berlin 
M.  Tangl  zum  o.  Professor  daselbst,  der  a.  o.  Professor  des  deutschen 
Rechts  an  der  Universität  Tübingen  S.  Rietschel  zum  o.  Professor 
ebenda,  der  Privatdozent  zu  Wien  F.  Tegner  zum  a.  o.  Professor  des  Ver- 
waltungsrechts daselbst,  der  a.  o.  Professor  zu  Tübingen  O-  Geib  zum 
o.  Honorarprofessor,  der  Privatdozent  der  englischen  Philologie  zu  Basel 
G.  Binz  zum  a.  o.  Professor',  der  a.  o.  Professor  des  Kirchenrechts  an  der 
Universität  Wien  M.  Hussarek  v.  Heinlein  zum  o.  Professor  daselbst, 
der  Privatdozent  der  Geschichte  zu  München  L.  Traube  zum  a.  o.  Pro- 
fessor, der  Privatdozent  der  Nationalökonomie  zu  Berlin  K.  Helffereich 
zum  Lehrer  am  orientalischen  Seminar,  der  Privatdozent  desselben  Faches 
zn  Greifswald  J.  Schmöle  zum  a.  o.  Professor. 

Versetzt  wurde  der  o.  Professor  des  Staats-  und  Kirchenrechts  an  der 
Universität  Königsberg  Geh.  Justizrath  Ph.  Zorn  in  gleicher  Eigenschaft 
nach  Bonn. 

Den  Privatdozenten  für  neuere  deutsche  Litteraturgeschichte  zu  Wien 
A.  Weil  Ritter  v.  Weiler,  für  deutsches  Recht  zu  Marburg  P.  Meyer, 
für  deutsche  Sprache  und  Litteratur  zu  Berlin  R.  M.  Meyer  wurde  der 
Titel  Professor  verliehen. 

Habilitirt  haben  sich:  für  Statistik  und  Nationalökonomie  K.  Ball  od 
zu  Berlin,  für  deutsches  Recht  und  österreichische  Rechtsgeschichte  H.  von 
Voltelini  zu  Wien,  für  neuere  deutsche  Litteraturgeschichte  R.  Arnold 
ebenda,  für  mittlere  und  neuere  Geschichte  A.  Wahl  zu  Freiburg,  für 
deutsche  Rechtsgeschichte  und  bürgerliches  Recht  M.  Wolff  zu  Berlin,  für 
deutsches  Recht  E.  v.  Möller  ebenda,  E.  Adler  für  österreichisches 
Privatrecht  zu  Prag,  der  bisherige  o.  Professor  an  der  Universität  Dorpat 
A.  Waltz  für  Geschichte  zu  Bonn,  E.  Walz  für  Verwaltungsrecht  zu 
Heidelberg,  W.  Stein  für  mittelalterliche  Geschichte  zu  Breslau,  R.  Lif- 
mann  für  Nationalökonomie  an  der  Universität  Giessen.  U.  St. 


Die  19.  Plenarsitzung  der  Badischen  Historischen  Commission  fand  in 
Karlsruhe  am  19.  und  20.  Oktober  d.  J.  statt.  Vollendet  lagen  u.  a.  vor 
Badisches  Neujahrsblatt  1900  (Beyerle,  Konstanz  im  dreissigjäbrigen  Krieg), 
Kindler  von  Knobloch,  Oberbadisches  G«schlechterbucb  II  Lief.  2, 
Koehne ,  Oberrheinische  Stadtrechte  15  (Heidelberg, Mosbach,  Neckargemünd, 
Adelsheim),  Fester-Witte,  Regesten  der  Markgrafen  von  Baden  und 
Hachberg  (Schluss  von  Bd.  I),  Schulte,  Geschichte  des  mittelalterlichen 
Handels  und  Verkehrs  zwischen  Westdeutschland  und  Italien,  2  Bände 
und  die  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oberrheins  N.  F.  Bd.  XV. 
In  Vorbereitung  sind :  die  Fortsetzung  der  Regesten  der  Bischöfe  von  Kon- 
stanz von  Cartellieri,  der  Regesten  der  Markgrafen  von  Baden  von  Witte, 
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und  deijenigen  der  Pfalzgrafen  bei  Rhein  (aber  nur  bis  1436)  von  Sillib, 
femer  die  Fortsetzung  der  oberrheinischen  Stadtrechte  (fränkische  von 
Koehne,  Ueberlingen  von  Hoppeler,  Konstanz  von  Beyerle,  Schlett- 
stadt  von  Q-iny),  weiter  die  Fortsetzung  der  Siegel  und  Wappen  der  badi- 
Bcben  Gemeinden  von  v.  Weech  und  Held.  Vorarbeiten  wurden  gemacht 
für  die  Herstellung  von  historischen  Grundkarten;  von  dem  Topographischen 
Wörterbuch  des  Grossherzogthums  von  Krieger  wird  eine  2.  Auflage  in 
2  Bänden  bearbeitet.  U.  St. 


Die  41.  Plenarversammlung  der  historischen  Commission  bei  der  kgl. 
bayer.  Akademie  der  Wissenschaften  fand  in  München  vom  7.  —  9.  Juni 
statt.  Von  neuen  Publicationen  lagen  vollendet  vor:  Allgemeine  deutsche 
Biographie  Bd.  45,  Chroniken  der  deutschen  Städte  Bd.  26  und  27  (Nieder- 
sächsische Städte,  Lübeck  2.  Bd.  von  Koppmann,  und  Magdeburg  2.  Bd. 
von  Hertel),  Deutsche  Reichstagsacten  Bd.  10,  Abtheil.  1  von  Herre.  In 
Vorbereitung  sind:  Deutsche  Reichstagsacten  Bd.  12  von  Beckmann,  10,2 
von  Herre,  Chroniken  der  deutschen  Städte  Lübeck  Bd.  3  von  Koppmann, 
Jahrbücher  des  deutseben  Reichs  unter  Heinrich  IV.  und  V.  Bd.  3  von 
Meyer  von  Knonau,  Quellen  und  Erörterungen  zur  bayerischen  und 
deutschen  Geschichte,  Abth.  1  Urkunden,  Renner  des  Kozroh  von  Bitterauf, 
Abth.  2  Chroniken,  Andreas  von  Regensburg  von  Lei  ding  er  und  Ulrich 
Fueterer  von  Spiller.  U.  St. 

Monnmenta  Germaniae  historica.  Die  26.  Plenarversammlung  der 
Centraldirection  hat  vom  19.  bis  21.  April  in  Berlin  getagt.  Was  die  Ab- 
theilung der  Leges  betrifft  so  ist  über  folgende  Ergebnisse  zu  berichten. 
Der  Druck  von  Zeumer's  Gesammtausgabe  der  Leges  Visigothorum  ist 
planmäfsig  fortgeschritten.  Die  Untersuchungen  zur  Greschichte  der  west- 
gothischen  Gesetzgebung  hat  Professor  Zeumer  inzwischen  durch  einen 
Beitrag  (NjBues  Archiv  XXVI  91  ff.)  fortgesetzt,  der  das  besonders  wichtige 
vierte  Buch  der  Lex  Visigotborum  behandelt.  Professor  von  Schwind  hat 
für  die  Ausgabe  der  Lex  Baiuwariorum  die  italienischen  Handschriften  und 
eine  weitere  Anzahl  deutscher  Handschriften  aufgearbeitet.  Professor  Seckel 
eröffnete  im  Neuen  Archiv  (XXVI)  eine  Reihe  von  Studien  zu  Benedictus 
Levita  mit  einer  Untersuchung  über  dessen  Verhältniss  zum  Concil  von 
Nantes.  Professor  Tangl  arbeitete  in  Paris  für  die  Ausgabe  der  Placita. 
Auf  der  Rückseite  eines  Diploms  für  Fulda  von  777  entzifferte  er  einen  in 
tironischen  Noten  geschriebenen  Vermerk,  der  sich  als  das  erste  sichere 
Kanzleiconcept  einer  Königsurkunde  und  zwar  als  das  Concept  einer  Urkunde 
Karls  des  Grossen  über  eine  von  ihm  durch  Schatzwurf  vorgenommene 
Freilassung  erweist  (Mittheilungen  des  Instituts  für  österreichische  Geschichts- 
forschung XXI  344).  Dr.  Schwalm  befasste  sich  mit  der  Sammlung  der 
handschriftlichen  Grundlagen  für  den  3.  und  4.  Band  der  Constitutiones 
et  acta  publica  imperii.  Dabei  gelang  es  ihm  das  Original  der  sogen. 
Sachsenhäuser  Appellation  Ludwigs  des  Baiern  von  1324  aufzufinden.  Dr. 
Werminghoff  hat  auf  einer  Reise  nach  Frankreich  und  Belgien  die  dorti- 
gen Handschriften  ausgebeutet,  die  für  die  Textgestaltung  der  Acten  der 
karolingischen  Synoden  bis  zum  Jahre  843  in  Betracht  kommen.  Ueber  die 
Ergebnisse  seiner  Reise  berichtet  er  im  Neuen  Archiv  XXVI  11  ff.  Der 
Bericht  verzeichnet  unter  anderem  handschriftlich  überlieferte  ordines  zur 
Kaiser-  und  Königskrönung  und  (Seite  32,  Aum.  2)  bildnerische  Darstellungen 
dieser  Acta.  —  Der  Druck  der  Karolinger  Diplome  hat  begonnen,  der  der 
Diplome  Heinrichs  H  ist  vollendet.     Nur  die  Register  stehen  noch  aus. 

Heinrich  Brunner. 


Qermanistische  Chronik.  361 


Bericht  der  Commisslon 
fBr  das  WQrterbnch  der  deatsehen  Bechtssprachey  für  das  Jahr  1899. 

Ueber  die  Arbeiten  für  das  Wörterbuch  der  dentschen  Rechtssprache 
äussert  sich  der  folgende  unter  dem  26.  December  1899  der  Commisslon 
erstattete  Bericht  des  Hrn.  Greb.  Hofraths  Prof.  Dr.  Richard  Schroeder. 
Die  gesammten  bisher  erledigten  Quellenbearbeitungen  werden  darin  zn- 
sammengefasst  und  zugleich  die  Ergebnisse  der  Arbeiten  des  verflossenen 
Jahres  ersichtlich  gemacht. 

*Die  drei  ersten  Arbeitsjahre  fielen  insofern  in  eine  ungünstige  Zeit, 
als  die  meisten  Mitarbeiter  durch  die  grossen  Veränderungen  auf  dem  Gebiete 
der  deutschen  Gesetzgebung  in  Folge  der  Einführung  des  Bärgerlichen 
Gesetzbuches  in  ungewöhnlicher  Weise  in  Anspruch  genommen  waren.  Von 
vorn  herein  hatten  Viele,  die  ihre  Bereitwilligkeit  zur  Mitarbeit  erklärten, 
sich  eine  mehrjährige  Frist  ausbedungen.  Ausserdem  liegt  es  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  auch  diejenigen,  die  in  der  glücklichen  Jjage  waren,  sofort 
Hand  an's  Werk  zu  legen,  einer  längeren  Einarbeitung  bedurften.  Von  jetzt 
an  wird  die  Zahl  der  Einlaufe  ausserordentlich  zunehmen;  da  aber  die 
Leiter  schon  gegenwärtig  neben  der  Durchsicht  und  Einordnung  der  ein- 
gehenden Zettel  nur  noch  wenig  in  eigener  Bearbeitung  der  Quellen  fttr 
die  Zwecke  des  Wörterbuches  zu  leisten  vermögen ,  so  würde  es  für  die 
Arbeiten  ausserordentlich  erwünscht  sein,  wenn  noch  ein  fester  Htilfsarbeiter 
angestellt  werden  könnte,  der  die  regelmälsige  Bearbeitung  wichtigerer 
Quellen  unter  der  Leitung  des  Unterzeichneten  zu  übernehmen  hätte.  Leider 
fehlt  es,  neben  einer  grossen  Zahl  rüstig  schaffender  Mitglieder,  auch  nicht 
an  solchen  Zusagen,  die  reiche  Mitarbeiterschaft  in  Aussicht  stellen  und 
weite  Quellengebiete  umfassen,  dann  aber  zu  keiner  thatsächlichen  Be- 
reicherung unseres  Quellenschatzes  führen.  Immerhin  ist  ausser  den  Mit- 
arbeitern ,  die  in  dem  untenstehenden  Verzeichnisse  der  bereits  vollendeten 
oder  im  Laufe  des  nächsten  Jahres  bestimmt  zu  erwartenden  Beiträge 
namentlich  aufgeführt  sind,  bereits  eine  weitere  stattliche  Zahl,  von  der 
eine  wesentliche  Förderung  der  Werkes  zu  erhoffen  ist .  gewonnen  worden. 
Auch  die  von  Hm.  Prof.  Kluge  unternommene  Zeitschrift  fttr  deutsche 
Lexikographie  hat  den  Arbeiten  für  unser  Wörterbuch  die  beste  Förderung 
in  Aussicht  gestellt* 

'Bisher  wurden  die  nachstehend  verzeichneten  Quellen  für  das  Wörter- 
buch bearbeitet,  darunter  die  mit  einem  Stern  bezeichneten  im  Laufe  des 
letzten  Jahres. 

*Aachener  Rechtsdenkmäler    vom    13.    bis    15.  Jh.    (Loersoh): 

Dr.  van  Vleuten. 
*Altbaier.  Freibriefe  (Lerchenfeld)  Anfang:  Dr.  EUinger. 
Amorbach,  Stadtrechtsquellen  (OberrWn.  Stadtrechte  I):   Schroeder 

und  Lorentzen. 
Annales  abbatiae  St.  Petri  Blandiniensis,  1842:  des  Marez. 
*  Archiv.  Comm.  Gand. :  des  Marez. 
*Augsburger  Stadtbuch  (Meyer)  An&ng:  Coblenzer. 
*Bacbmann,  Nachtrag  zu  der  Abhandlung  von  der  Lehnsfolge,  1798, 
Urk.-Buch:  Schroeder. 
Ballenberg,    Stadtrechtsquellen    (Oberrh.    Stadtrechte):      Schroeder 

und  Lorentzen. 
Billwärder   Recht  (Lappenberg,  Die   ältesten  Stadt-,    Schiff-   und 

Landrechte  Hamburgs,  S.  321  ff.):  van  Vleuten. 
Bönnigheim.    Stadtrechtsquellen    (Oberrh.    Stadtrechte):    Schroeder 
und  Lorentzen. 
♦Breidenbacher  Grund  (Stammler,  1882):   Dr.  Weissmann. 
Breslauer  Staatsarchiv,  Wörterbuch:  Dr.  Kronthal  und  PflracheL 
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Buchen,    Stadtrechtsquellen    (Oberrb.   Stadtrechte):    Schroeder    and 
Lorentzen. 
*Barghausen,  Stadtxecht  von  1307:  Dr.  Ellinger. 
*Barkhardt,   Das   fünft   Merkisch   Buech   des    Kurfürsten   Albrecht 
Achilles :  van  Yleuten. 
Capitula  Remedii:  Werminghoff. 
Cartulaire  de  St.  Bavon,  p.  p.  Semure:  des  Marez. 
Cartulaire  de  Gand,  1885.  1886:  des  Marez. 
Chartes  et  documents  de  St.  Pierre  h.  Gand,  1868:  des  Marez. 
Codex  Augusteus  (ed  Lünig).    II.  III,  i:  Dr.  G.  Stobbe. 
*Codex  dipl.  Brandenburgensis  (Biedel):  v.  Brünneck. 
*Codez  dipl.  Moraviae:  y.  Brünneck. 
Codex  dipL  Prussiae  (Voigt):  v.  Brünneck. 
Codex  dipl. Warmiensis:  v.  Brünneck. 
Cou turne  du  Bourg  de  Bruges:  des  Marez. 
Co u turne  de  la  ville  de  Bruges:  des  Marez. 
Coutume  de  la  pr^vot^  de  Bruges:  des  Marez. 
Coutume  du  Franc  de  Bruges:  des  Marez. 
CoutuQie  de  la  ville  de  Gand:  des  Marez. 
Coutumes  des  petites  villes  et  seigneuries  endav^s,  p.  p.  G.  Severen: 

des  Marez. 
Cramer,   Geschichte  der  Lande  Lauenburg  und  Bütow.    ILUrk.-B.: 

y.  Brünneck. 
Cronica  et  chartularium  monasterii  de  Dunis,  1864:  des  Marez. 
Culm.   lus  Culmense  correctum  yon  1711.  —  Ins  Culmense  ex  ultima 
reyisione  (1494).  —  Urk.-B.  des  Bisthums  Culm.  —  Cnlmer  Hand- 
feste yon  1251:  y.  Brünneck. 
Danziger  Willkür  yon  1597:  t.  Brünneck. 
*Dingolfinger  Stadtrecht  yon  1274:  Dr.  Ellmger. 
Diplomatarium  Ilebnrgense:  y.  Brünneck. 
Dohnasohe  Willkür  yon  1626:  y.  Brünneck. 
•Dresdener  Schöflfenrecht  (Wasserschieben):  R.  Behrend. 
Eberbach,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I):  Schroeder  und 

Lorentzen. 
Edicta  regum  Langobardorum:  Werminghoff. 
*£heordnung    der  Gemeinschaft   Kreuznach   yon   1572:    Dr.   Karl 
Bmnner. 
Eisenacher  Rechtsbuch  (OrÜoff  I):  His. 
Ermland.     Landsordnung    des    Bischofthums    Ermland   von   1526: 

y.  Brünneck. 
Formulae  Merowingici  et  Karolini  aeyi  (Zeumer):  Werminghoff. 
♦Frankfurt  a.  M.    Der  Oberhof  Frankfurt  (Thomas):   yan  Yleuten. 
—  Reformation  yon  1578:   Dr.  Weismann. 
Fränkische  Landgerichtsordnung  yon  1618:    M.  Bing. 
♦Geöffnete  Archive  f.  d.  Geschichte  des  Königreichs  Baiem,  1821ff.: 
Schroeder. 
Glogauer  Rechtsbuch  (Wasserschieben):   R.  Behrend. 
•Görlitz er  Land-  und  Lehnrecht:  van  Yleuten. 
Goslarer  Statuten  (Göschen):  His. 
Grazer    Gerichtsbriefformeln    (Bischoff,    Steierm.    Landrecht) 

Puntschart. 
•Grimm,    Weistümer  I   (in  Arbeit,   ein   Theü    bereits    ausgezogen) 

Dr.  Heerwagen. 
♦Groninger  Ommelande,  Landrecht  von  1448  (v.  Richthofen  3 15 ff.) 
His. 
Hamburg.     Stadtrechte  von  1270,   1292,   1497  (Lappenberg).     Ge- 
richtsordnung und  Statuta  von  1603:  van  Yleuten. 
•Helbing.    Seifried  Helbing  (Seemüller),   1886:  Dr.  DoubHer   (erst 
zum  Theil  vollendet). 
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Hilsbach,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I):  Schroeder  und 

Lorentzen.  ' 

Hirschhorn,   Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I):    Schroeder 

und  Lorentzen. 
Inventaire  des  Archives  do  Bruges:   des  Marez. 
Eirchenordnungen  des  16.  Jhs.  (Richter):   von  Kirchenheim. 
*Kurpfälzer  Landrecht  von  1611,  1698:  Eckert. 
*Kurpfälzer  Verordnungen:  Dr.  Karl  Brunner. 
Krantheim,  Stadtrechtsquellen   (Oberrh.  Stadtrechte  I):     Schroeder 

und  Lorentzen. 
Külsheim,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I) :  Schroeder  und 
Lorentzen. 
*Landaa  a.  d.  Isar,  Stadtrecht  von  1304:  Dr.  Ellinger. 
Lauda,   StAdtrechtsquellen   (Oberrh.  Stadtrechte  I):    Schroeder    und 

Lorentzen. 
Lex  Alamannorum  (Lehmann):  Werminghoff. 
Lex  Baiuwariorum  (Merkel):  Werminghoff. 
Lex  Burgundionum  (v.  Salis):  Werminghoff. 
Lex  Francorum  Chamavorüm  (Sohm):  Wermingho£El 
Lex  Frisionum  (v.  Kichthofen):  Werminghoff. 
Lex  Ribuaria  (Sohm):  Werminghoff. 

Lex  Bomana  Raetica  Curiensis  (Zeumer):  Werminghoff. 
Lex  Saxonnm  (v.  Richthofen):  Werminghoff. 
Lex  Thuringorum  (v.  Richthofen):  Werminghoff. 
*Loersch  und  Schröder,  Urkunden  zur  Geschichte  des  deutschen 
Privatrechts  (erst  zum  Theil  vollendet),   Schroeder  und  Lorentzen. 
Mergentheim,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I):  Schroeder 

und  Lorentzen. 
Miltenberg,    Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I):    Schroeder 
und  Lorentzen   —  Trauf-,  Kandel-  und  Wegrecht,  15.  Jh.  (unge- 
druckt): Schroeder. 
Mon.  Germaniae,  Capitularia  regum  Francorum:  Werminghoff. 
Müncheuer  Stadtrechtsbuch  (Auer):   M.  Geiger. 
*Nassau  -  Katzenelnbog.      Landesordnung    von     1711,     Berg- 
ordnung von  1559:  Dr.  Eckert. 
*Nassau-8iegener  Bergordnung  von  1592:  Dr.  Eckert 
Neckarsteinach,  Stadtrecbtsquellen  (Oberrh. Stadtrechte I):  Schroeder 

und  Lorentzen. 
*Neuburg  a.  d.  Donau.  Stadtrecht  von  1832:  Dr.  Ellinger. 
♦Neuötting,  Stadtrecht  von  1321:  Dr.  Ellinger. 
♦Neustadt  a.  d.  Donau,  Stadtrecht  von  1273:  Dr.  Ellinger. 
♦Nürnberger    Additionaldekrete    (Lehner,    Sammlung,    1773): 
Ad.  Stern. 
Nürnberger  Reformation  von  1484,   1503,   1522,   1564:    Ad.  Stern. 
Oberpfälzische  Landesordnung  von  1599:  W.  Burger. 
*Oorkondenboek  van  Groningen  en  Drente,  I:  His. 
Polnisches  Rechtsdenkmal  (E.  Volckmann,  Das  älteste  geschriebene 

polnische  Rechtsdenkmal,  1869):  His. 
Preussen.  Iura  Prutenorum  saeculo  14.  condita  (Laband) :  v.  Brünneck 
und    His.    —    Preussiscbes    Landrecht    von    1620,    1685,    1721: 
V.    Brünneck.     —    Akten     der    Ständetage    Preussens    (Toppen): 
V.  Brünneck.  —  Privilegia  der  Stände  des  Herzogthums  Preussen: 
V.  Brünneck. 
Rechtsbuch  nach  Distinktionen  (Ortloff):  His. 
Regensburger  Statuten  (Gemeiner.  Freyberg):  Dr.  Ellinger. 
♦Richthofen,  Altfriesisches  Wörterbuch :  His. 
Richtsteig  Landrechts:  van  Yleuten. 
♦Richtsteig  Lehnrechts  (Homeyer) :  van  Yleuten. 
♦Sachsenspiegel.     Sachs.    Landrecht    (Buch    I   und   U   vollendet, 
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Buch  III  in  Arbeit):  Schröder  und  Stud.  Alfred  Berger.  —  Sachs. 
Lehnrecht :  van  Vleuten. 
•Schongau,    Stadtrecht,  um  1395:  Dr.  Ellinger. 
•Schwartzenberg,   Groot  placaat-  en  cbarterboek  ran  Friealand.  I. 
1768:  Eis. 
Seestern-Pauly,    die    Neumünster  sehen   Kirchspiels-   und   Bordes- 
holmischen Amtsgebräuche,  1824:  Schroeder. 
Sinsheim,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I) :   Schroeder  und 
Lorentzen. 
*Solmser    Landrecht   (Gerichts-    und  Landesordnung)    von    1571: 

Eckert. 

•Sponheim.    Hofgerichtsordnung  der  hinteren  Grafschaft  von  1586. 

Process-  und  Polizeiordnnng  für  die  hintere  Grafschaft  von  1718. 

Hof-  und   Untergerichtsordnung,   vordere  Grafschaft,   von  1530: 

Dr.  Karl  Brunner. 

Steirischer  Landlanf  (Bischoff,  Steiermark.  Landrecht) :  Puntschart 

Steirische  Landrechtsordnung  von  1503  (ebenda,  Anhang  H): 

Puntschart 
Stendaler  Urteilsbuch,  14.  Jh.  (J.Fr.  Bohrend):  Dr.  Eich.  Behrend. 
Tauberbischofsheim,  Stadtordnungen  von  1485  und  1527  (Oberrh. 

Stadtrechte  I):  Schroeder  und  Lorentzen. 
Urknndenbuch  des  Bisthums  Pomesanien:  v.  Brünneck. 
•Urkundenbuch    des    Klosters   Indersdorf   (Oberbaier.  Archiv  24): 
Dr.  Ellinger. 
Vilshofen,  Stadtrecht  von  1345:  Dr.  Ellinger. 
Waib Stadt,    Stadtrecht    (Oberrh.    Stadtrechte    I):    Schroeder    und 

Lorentzen. 
Walldürn,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte  I) :  Schroeder  und 

Lorentzen. 
ten  Walle.   Het  Kloester  ten  Walle  en  de  Abdij  van  den  Groenenbiel, 

1888:  des  Marez. 
Warnkönig,  Flandrische  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  trad.   fran?. 
p.  Gheldolf,  pifeces  justificatives :  des  Marez. 
•Wasserburg,  Rechtsbrief  von  1417:  Dr.  Ellinger. 
•Wauters,  Libert^s  Communales:  des  Marez. 
•Weil  he  im,  Stadtrecht  von  1382:  Dr.  Ellinger. 
Wein  heim,    Stadtrechtsquellen    (Oberrh.    Stadtrechte    I):    Schroeder 

und  Lorentzen. 
Weistümer  s.  Grimm. 

Wertheim,  Stadtrechtsquellen  (Oberrh.  Stadtrechte I):  Schroeder  und 
Lorentzen.  ^ 

•Wien,  Stadtrechtsbuch  (Schuster):  Prof.  Schuster  (noch  mcht  ganz 
vollendet). 
Wimpfen,    Stadtrechtsquellen    und    Oberhofentscheidungen    (Oberrh. 

Stadtrechte  I):  Schroeder  und  Lorentzen. 
•Wohlbrück,  Geschichte  des  Bisthums  Lebus:  v.  Brünneck. 
Worms  er  Reformation  von  1499:  K.  Köhne. 

•Wormser  Urkundenbuch  und  Quellen  zur  Geschichte  der 
Stadt  Worms  (Boos):  K.  Köhne. 
„In  Arbeit  befinden  sich  die  baierischen  Landfrieden  (v.  Zallmger^ 
Bodmann's  rheingauische  Alterthümer  (Archivrath  Wagner  in  Wiesbaden), 
die  Brünner  Rechtsquellen  (Prof.  Schreuer),  von  Bunge's  Altlivlands  Rechts- 
bücher (van  Vleuten),  die  Deichordnungen  des  Mittelalters  (Dr.  Julius  Gierke), 
das  Stadtrecht  von  Freiburg  i.  Br.  von  1520  (Dr.  K.  Brunner  und  Dr.  Hölscheg, 
das  Hohenlohische  Urkundenbuch  nebst  dem  Landrecht  von  1737  (Dr.  K. 
Weller  in  Stuttgart),  die  Eichenberger'sche  niederdeutsche  Uebersetzung  des 
Jütischen  Low  (Dr.  Luppe),  das  Kleine  Kaiserrecht  (Dr.  Eckert),  die  Kärntner 
Landhandfeste  (Puntschart),  das  Kieler  Varbuch  (Dr.  Luppe),  das  Landauer 
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Erbrecht  von  1660  (Assessor  Dr.  Weismann),  die  Leininger  Erbfolgeordnung 
von  1726  (Derselbe),  die  Lex  Salica  (Prof.  Geffcken),  der  Lübecker  Ober- 
hof (Assessor  Dr.  Martin  Wolff  in  Berlin),  Luzerner  Rechtsquellen  (Dr.  Alfr. 
Stückelberg  in  Basel),  das  Ofener  Stadtrecht  (Dr.  Jos.  Mauczka),  Mylius 
Corp.  constit.  Marchicarum  (Dr.  von  Holländer  in  Halle  a.  S.),  Napiersky's 
Quellen  des  Rigischen  Stadtrechts  (van  Yleuten),  das  Oesterr.  Landrecht 
(Prof.  Dopsch),  das  Prager  Stadtrecht  (Hofrath  Krasnopolski  in  Prag), 
Reyscher's  altwürtemberg.  Statutarrechte  (Dr.  Mehring  in  Stuttgart),  Saar- 
brücker  Landrecht  (Dr.  Weismann),  v.  Schwind  und  Dopsch'  Urkunden 
^rof.  von  Schwind),  Trierer  Landrecht  von  1713  (Dr.  Weismann),  Rechts- 
Quellen  des  Kantons  Wallis  (Dr.  Alfr.  Stückelberg),  Grimmas  Weistümer 
Band  H  (Assessor  Dr.  von  Dultzig),  Band  V  (Dr.  F.  Kiener  in  Sulz  unterm 
Wald),  Wetzlarer  Erbrecht  von  1608  (Weismann),  Zuger  Stadt-  und  Amts- 
buch von  1432  (Dr.  Hans  Burckhardt  in  Basel),  Zweibrücker  Untergerichts- 
ordnung von  1722  (Dr.  K.  Brunner  und  Dr.  Hölscher  in  Karlsruhe),  Ober- 
baierlsches  Landrechtsbuch  Kaiser  Ludwige  d.  B.  (Geiger),  Baierische  Lahdes- 
freiheitserklärungen  (Ellinger),  die  Braunschweiger  Stadtrechte  (Dr.  Bojunga 
in  Bückeburg),  Mon.  Germ.  Const.  regum  (Dr.  Schwalm),  Deutsche  Reichs- 
tagsacten  (J.  Strasse),  Oesterreichische  Reimchronik  (Doublier),  Magdeburger 
Fragen  (Dr.  Franz  Behrend),  Blume  von  Magdeburg  (Dr.  G.  Stobbe),  Rest 
des  Codex  Augusteus  (Dr.  Heinr.  Titze),  Ortloffs  Sammlung  U.  (Dr.  Otto 
Stern)." 

„Weitere  erhebliche  Beiträge  sind  seitens  der  Leitung  und  seitens 
solcher  Mitglieder,  die  grössere  Quellenkreise  übernommen  haben,  im  Laufe 
des  Jahres  1900  zu  erwarten.  Ausserdem  besitzen  wir  zahlreiche  schätzens- 
werthe  Mitarbeiter,  die,  wie  Prof.  Wille  in  Heidelberg,  alle  gelegentlichen 
Notizen  für  das  Wörterbuch  sammeln.  Es  ist  dringend  zu  wünschen ,  dass 
die  Zahl   der  in  dieser  Weise  Beitragenden   sich  noch  erheblich  vermehre." 


Anfraf 
zur  Mitarbeit  an  einem  Wörterbnche  der  deutschen  Reclitssprache. 

Die  königl.  preussische  Akademie  der  Wissenschaften  hat  1896  die 
Herstellung  eines  wissenschaftlichen  Wörterbuches  der  älteren  deutschen 
Rechtssprache  beschlossen  uud  zu  diesem  Zwecke  die  aus  den  Unterzeich- 
neten bestehende  Commission  eingesetzt.  Die  für  das  Unternehmen  erforder- 
lichen Geldmittel  wurden  von  der  'Hermann  und  Elise  geb.  Heckmann 
Wentzel-Stiftung'  zur  Verfügung  gestellt 

Das  Wörterbuch  ist  bestimmt,  alle  deutschen  Rechtsausdrücke  mit  Ein- 
schluss  der  Bezeichnungen  für  Rechtssymbole,  Maafse,  Gewichte  und  Münzen 
in  sich  aufzunehmen.  Als  deutsche  Rechtswörter  werden  auch  die  friesi- 
schen, die  angelsächsischen  und  die  langobardischen  angesehen.  Fremdwörter 
sind  ausgeschlossen,  soweit  sie  nicht  Lehnwörter  des  deutschen  Sprach- 
schatzes geworden  sind. 

Vorerst  beschränken  sich  die  Arbeiten  auf  das  Zusammenbringen  des 
zu  verarbeitenden  Materials.  Sämmtliche  Rechtsquellen,  die  vor  der  Mitte 
des.  achtzehnten  Jahrhunderts  entstanden  sind,  sollen  systematisch  excerpirt 
werden,  während  Urkunden  und  andere  Nebenquellen  nur  nach  sachgemäfser 
Auswahl  durchzuarbeiten  sind.  Ungedrucktes  Material  soll  zwar  nicht  plan- 
mäfsig  herangezogen,  aber  soweit  es  gelegentlich  zufliesst,  verwerthet  werden. 

Bisher  sind  von  70  Mitarbeitern  etwa  150  gedruckte  Rechtsquellen 
excerpirt  worden.  Allein  Angesichts  des  massenhaften  noch  zu  bewältigen- 
den Quellenmaterials  erscheint  es  als  unbedingt  geboten,  eine  weit  grössere 
Zahl  von  Mitarbeitern  zu  gewinnen,  die  sich  der  Lieferung  von  Quellen- 
excerpten  unterziehen.  Darum  werden  alle,  die  etwa  in  der  Lage  sind,  dem 
grossen  nationalen  Werke  ab  und  zu  eine  freie  Stunde  zu  widmen,  hiermit 
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dringend  zu  solcher  Mitarheit  eingeladen  und  gebeten,  entweder  eine  be- 
stimmte Aufgabe  zu  übernehmen  oder  doch  wenigstens,  wenn  ihnen  anläss- 
lich ihrer  Arbeiten ,  sei  es  bei  der  Leetüre  von  gedruckten  Werken ,  sei  es 
bei  archivalischen  Studien,  wichtige  oder  seltene  Eechtsausdrücke  und  Wort- 
verbindungen vor  Augen  kommen,  die  belrefFende  Quellenstelle  für  das 
Rechtswörterbuch  auszuziehen.  Möchte  insbesondere  nicht  der  Dienst  unter- 
schätzt werden,  der  auf  dem  zuletzt  angedeuteten  Wege  dem  Unternehmen 
geleistet  werden  kann.  Auch  Nachweise  der  entlegeneren  terminologischen 
Litteratur  sind  willkommen. 

Alle  Quellenauszüge,  mit  Ausnahme  der  nur  gelegentlich  gelieferten, 
für  die  das  Octavbiatt  des  sogenannten  Beichsformats  zu  verwenden  ist, 
sind  auf  bestimmte  Zettelformulare  zu  schreiben,  die  von  der  Leitung  des 
Unternehmens  geliefert  werden.  Für  die  Excerptoren  bat  die  Commission 
eine  besondere  Instruction  drucken  lassen. 

Wer  Willens  ist ,  an  der  Herstellung  des  Wörterbuches  in  der  einen 
oder  anderen  Weise  mitzuarbeiten,  wird  gebeten,  sich  brieflich  oder  mittelst 
Postkarte  wegen  Zuweisung  einer  bestimmten  Aufgabe,  wegen  Zusendung 
von  Zettelformularen,  wegen  der  erforderlichen  Anleitung,  wegen  Ver- 
einbarung etwa  gewünschter  Honorirung  seiner  Mitarbeit  und  wegen 
sonstiger  Auskunft  an  den  wissenschaftlichen  Leiter  des  Unternehmens, 
(Jeheimerath  Professor  Dr.  Richard  Schröder  in  Heidelberg,  Neuen- 
faeimer  Landstrasse  2,  zu  wenden. 

Die   akademische  Commission  für  Herstellung 
eines  Wörterbuches   der   deutschen   Rechtssprache. 

Brunner.        Dümmler.        Frensdorff.         Gierke. 
Schröder.  Weinhold. 
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